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I. 

Naturalwirthschait, Geldwirthschalt und Gre- 

ditwirthschaft. 

Vom 
Heri»asse1ier« 

Der alte Varro unterscheidet iu seiner 36 Jahre vor Christi Ge- 
burt geschriebenen Schrift über den Landbau nach dem Vorgange des 
griechischen Statistikers Dikäarch*) drei Entwickelungsstuf ender mensch- 
lichen Wirthschaft bis auf seine Zeit herab, einen rohen Naturzustand, 
in welchem der Mensch nur von dem lebt, was die Natur ihm frei- 
willig gewährt, einen Zustand des Hirtenlebens, in welchem der Mensch 
die Bauchte der Erde einsammelt und die Thiere zähmt, und endlich 
die Stufe des Ackerbaues, und eine der ältesten italischen Stammsagen 
personificirte auch den Fortschritt von der zweiten zur dritten Stufe, 
indem sie dem König Italus das Verdienst beilegte, das Volk vom 
Hirtenleben zum Ackerbau geführt zu haben ^). Diese Ansicht kehrt 
hier und da wieder, ohne dass sie irgendwie zu weiterer Forschung 
Veranlassung gegeben ode^ als leitender Gedanke für historisch-natio- 
nalökonomische Arbeiten gedient hätte. Sie wurde öfters auch in 
Deutschland wiederholt mit der Modification, dass man noch eine vierte 
Stufe, nämlich die der Gewerbthätigkeit und des Handels, hinzufügte*). 

Unter den Neueren hat Fr. List zur Begründung seiner Schutz- 
zolltheorie den Versuch gemacht, allgemeine ökonomische Entwickelungs- 
stufen der Völker aufzustellen. Er hält sich hierbei ebenfalls an die 



1) II, 1: „necesse est humanae vitae a summa memoria gradatim descendisse 
ad hanc aetatem, ut scribit Dicaearchus, et summum gradum fuisse naturalem, cum 
viverent homines ex iis rebus, quae inviolata ultro ferret terra: ex hac vita in 
secundam descendisse pastoriciam — tertio denique gradu a vita pastoraH ad agri- 
colturam descenderunt." 

2) S. Mommsen, Köm. Gesch. S. 16. 

3) So von Hugo, Lehrbuch des Naturrechts. Berlin 1799. 8- ^^^ ^m ^^n 
Schmitthenner, 12 Bücher vom Staate. Giessen 1839 I. S. 213 ff. und von 
Warnkönig, Juristische Encyclopadie. Erlangen 1863. S. 104 ff. 
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Aufeinanderfolge der productiven Gewerbe und unterscheidet die Periode 
des Hirtenlebens, welche sich unmittelbar an den Zustand der natürli- 
chen Wildheit anschliesst, die Periode- des Ackerbaues, die Agricultur- 
und Manufacturperiode und viertens die Agricultur-, Manufactur- und 
Handelsperiode. Jeder Fortschritt von einer Stufe zur andern ist nach 
List an bestimmte Bedingungen und Voraussetzungen geknüpft, und ^ 

die Aufgabe des Staates ist es, diese Voraussetzungen zu realisiren 
und so die ökonomische Erziehung des Volkes bis zur höchsten Stufe und 
bis zum Eintritt in die künftige üniversalgesellschaft zu bewerkstelligen. 

Diese Lehre von den vier Entwickelungsstufen aller Völker der ge- 
mässigten Zone ist offenbar aus der Geschichte Grossbritanniens ab- 
strahirt, und schon eine einfache Vergleichung der industriellen Ent- 
wickelung Englands mit der Bildungsgeschichte Hollands hätte List 
von der ünhaltbarkeit überzeugen müssen. Ja nicht einmal in Bri- 
tannien trifft seine Stufenfolge vom Ackerbau durch die Fabrication 
zum Handel zu. Die englische Handelsmacht von der Zeit der Köni- 
gin Elisabeth bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts hat sich durch- 
aus unabhängig von der englischen Fabrication ausgebildet. Sie stützte 
sich ebenso wie die Seemacht der Niederlande auf den Handel mit 
ColonialproduQten, und die Weltindustrie Englands seit der Mitte des i 

vorigen Jahrhunderts ist erst aus seinem Weltverkehr, nicht umgekehrt 
sein Weltverkehr aus seiner Fabrication hervorgegangen. 

Allerdings werden dem Handel und der Fabrication immer Gewerbe 
der Eohstofferzeugung vorausgehen müssen, weil der Handel verkäufliche 
Werthe und die Fabrication Rohstoffe voraussetzt, die entweder im In- 
lande selbst erzeugt oder durch andere Erzeugnisse des Inlandes vom 
Auslande gekauft werden müssen. Aber etwas Weiteres haben die 
Völker wenigstens nicht nothwendig mit einander gemein. Die Stufen- 
folge, in welcher sich die productiven Gewerbe der verschiedenen Na- 
tionen an einander reihen, hängt lediglich von der Natur und der Lage 
des Bodens ab, den sie bewohnen und der ihnen die Stoffe für ihre 
Arbeit und die ersten Mittel gewährt, ihre Lebensbedürfnisse zu befrie- 
digen. Die Lage am Meere führt die Menschen naturgemäss zum Fisch- 
fang, zur Schifffahrt, zum Handel; Bergvölker treiben vorhergehend * 
Jagd und Viehzucht, und in den Ebenen entwickelt sich am filihesten 
der Ackerbau, und mit diesen mannigfaltigen Anfängen einer nationalen 
Production sind auch verschiedene Wege des weiteren Verlaufs dersel- 
ben vorgezeichnet, so dass das Fortschreiten der Production überhaupt 
nicht als allgemeine Norm der ökonomischen Völkerentwickelung ajigo- 
sehen werden kann. 
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Eine andere Gattung von Wirthschaftsstufen der Völker hat 
Proudhon in seiner Philosophie de la misere aufgestellt. Als An- 
hänger hegelscher Dialektik betrachtete er die ganze Geschichte als 
einen ökonomischen Entwickelungsprocess zur Lösung des Problems, ein 
absolutes Werthmaass zu finden und dadurch das Princip der Gerech- 
tigkeit und Gleichheit zu verwirklichen, und lässt die Menschheit in 
diesem Process IG Stufen durchlaufen: die Stufe der Arbeitstheilung, 
der Maschinen, der Concurrenz, des Monopols, der Sleser, der Handels- 
bilanz, des Gredits, des Eigenthums, der Gemeinschaft und der Be- 
völkerung. Diese Reihe volkswirthschaftlicher Entwickelungsmomente 
ist aber, wie schon jeder Laie aus ihren Bezeichnungen schliessen kann, 
nicht der Ideengang der ökonomischen Culturgeschichte der Menschheit, 
sondern eine willkürlich construirte Kette bekannter Thatsachen, die 
nur in einen logischen oder vielmehr unlogischen Zusammenhang ge- 
bracht sind, so dass von historischer Forschung und Anschauung hi^ 
gar keine Bede ist. Man könnte die einzelnen Glieder der Reihe be- 
liebig versetzen oder die ganze Reihenfolge geradezu umkehren, und 
man würde nicht stärker gegen die Geschichte sündigen als Proudhon. 

Wenn hiernach diese Wege, allgemeine ökonomische Entwickelungs- 
normen der Völker aufzufinden, als verfehlt zu betrachten sind, so fragt 
es sich, sind solche Normen vorhanden und in welcher Sphäre des öko- 
nomischen Lebens sind diese Normen zu suchen? 

Bekanntlich zerfällt die Wirthschaft eines jeden Volkes in drei Ele- 
mentarprocesse , in die Production, welche die Befriedigungsmittel 
der geistigen wie der physischen Bedürfnisse der Menschen schafft, in 
die Consumtion, welche sie verwendet, und in das Mittelglied zwi- 
schen Production und Consumtion, in die Vertheilung, welche die 
Arbeitsproducte jedes Menschen, so weit sie nicht zum Selbstgebrauch 
bestimmt sind, gegen die Erzeugnisse Anderer umsetzt Der letztere 
Process ist zwar scheinbar untergeordnet, in der That aber der widi- 
tigste. Indem er den Producenten zum Consumenten anderer Produ^ 
centen macht, knüpft er die Existenz jeder der beidoi grossen öko» 
nomischen Lebenskreise an die des andern und macht erst die ge: 
seilschaftliche Arbeitstheilung möglich. Es ist das sociale Element in 
der Oekonomie und wird immer einflussreicher, je mehr die Gesellschaft 
fortschreitet. 

Dass auf dem Gebiete der Production keine Gleichheit der 
Yölkerentwickelung stattfindet, ist schon gezeigt worden« Dasselbe gilt 
auch von der Consumtion. Beide sind national verschieden; beide 
werden durch die Natur des Bodens bestimmt, auf welchem sie sich 
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entfalten, die Production direct, indem die Natur die Arbeitsstoffe 
liefert, an denen sich die schöpferische Kraft des Menschen heranbildet, 
die Consumtion indirect, indem sie wieder von den Gegenständen ab- 
hängt, welche aus dem Productionsprocesse hervorgehen. In beiden 
findet eine reiche Entwickelung statt, aber die Bahnen, welche diese 
Entwickelung bei den verschiedenen Völkern einschlägt, sind nicht die- 
selben. 

Anders ist es mit der Vertheilung, Bei ihr ist derStoflf, wel- 
cher vertheilt wird, gleichgültig. Das, was der Mensch durch sie voll- 
bringt, ist nicht durch das von der Natur gegebene Object gebunden. 
Deshalb ist der Vertheilungsprocess von Klima und Boden unabhängig 
und über die räumlichen Natui-einflüsse erhaben ; er ist der universellste, 
der allgemein menschliche. Daher kommt es auch, dass die Vertheilung 
der Güter diejenige Sphäre ist, in der wir dieselben allgemeinen Ent- 
wickelungsformen bei allen Völkern wiederfinden und in gleicher Ord- 
nung auf einander folgen sehen. 

Entweder setzt man Güter unmittelbar gegen Güter um, oder 
man bedient sich des Tauschmittels der edeln Metalle, des Geldes, 
oder endlich man setzt Güter gegen das Versprechen um, in Zukunft 
denselben oder einen gleichen Werth zurückzuerstatten, d. h. gegen 
Credit. Bei allen drei ümsatzarten ist das Werthmaass, welches im 
Verkehr zur Anwendung kommt, ganz gleichgültig, und es kann bei einer 
Geldrechnung eben so gut ein Creditumsatz wie ein Geldumsatz oder 
ein Naturalumsatz stattfinden. Auf der Grundlage dieser drei mög- 
lichen ümsatzarten entwickeln sich drei Wirthschaftsformen : die Na- 
turalwirthschaft, die Geldwirthschaft und die Credit- 
wirlhschaft. 

Mit der ersteren beginnt jede Nation ihre ökonomische Laufbahn, 
denn der Gebrauch des Geldes als Tauschmittel setzt Ueberfluss an 
Arbeit oder Ai'beitsproducten voraus, um das Metall zu gewinnen oder 
zu kaufen. Die Geldwirthschaft kann sich daher erst entwickeln, wenn 
bereits Wohlstand eingetreten ist, wenn die Völker mehr produciren, 
als sie bedürfen. Die Creditwirthschaft kann dagegen erst entstehen, 
wenn ein geregelter Geldverkehr vollkommen ausgebildet, aber die 
Schwerfälligkeit des Geldumsatzes bereits empfunden und das Bedtirf- 
niss nach Vereinfachung der Zahlmittel geweckt ist. Vorher ist der 
Creditumsatz nur Ausnahme von der Kegel und Folge augenblicklicher 
Zahlungsun&higkeit. Er ist Resultat der Noth, aber nicht der Einsicht 
in seine höhere Zweckmässigkeit. Diese bestimmte Aufeinanderfolge 
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ist daher in der Natur der einzelnen Wirthschaitsformen begründet und 
ist deshalb auch allgemeine historische Thatsache. 

Bei Homer wird der Werth der Rüstungen, welche Diomedes 
und Glaukos eintauschen, nach Stieren geschätzt*). Eisen wird mit 
Kupfer*), eine Sklavin mit 20 Ochsen •), Wein mit Erz, Häuten und 
Stieren, Lebensmittel mit Schmuck gekauft^). In Athen waren die 
Strafen, welche die drakonische Gesetzgebung anordnete, Yiehbussen, 
welche erst Selon in Geldstrafen umwandelte, indem er das Schaf zu 
einer und das Rind zu fünf Drachmen anschlug*). Ebenso waren bei 
den Römern die ältesten Vermögensstrafen bis zur Zeit der Decemviral- 
gesetzgebung in Stieren und Schafen festgesetzt*), und so wie Ari- 
stoteles in seiner Politik bezeugt^®), dass zu seiner Zeit viele bar- 
barische Völker des Alterthums nur Tauschhandel trieben, so herrschte 
auch im Mittelalter bei allen germanischen und slavischen Völkern vor 
dem Gebrauch des Geldes Waarentausch. Im skandinavischen Norden 
war ausser den Hausthieren eine Art Wollenzeug, welches den Namen 
Wadmal führte und den Vorzug grösster Theilbarkeit besass, allgemei- 
nes Zahlmittel, und der Werth einer Kuh oder 120 Ellen Wadmal bil- 
deten die Rechnungseinheit*'). Bei den alten Germanen dienten neben 
Waffen Rinder, Pferde und andere Hausthiere als Kaufmittel. Gericht- 
liche Bussen und Wehrgelder wurden in Vieh und Waffen entrichtet*^), 
und noch im 9, Jahrhundert wurde eine Sklavin um ein Pferd, Schild 
und Lanze in der Abtei Fulda verkauft*'). Noch in der Gegenwart 
finden wir den Naturalumsatz bei Völkern, welche entweder noch ausser 
Verbindung mit der civilisirten Welt stehen oder denen die Natur ihre 
Arbeit in so geringem Maasse lohnt, dass sie wahrscheinlich für immer 
zu einem beschränkten Dasein verurtheilt sind. In Texas dient Mais 
als Kauf- und Tauschmittel, in Neuseeland Tabak und Schiesspulver, 



4) Dias VI, 236. 

5) Odyss. I, 185. 

6) Odyss. I, 431 ff. 

7) Odyss. XV, 406 ff. 

8) Po 11 ux 9, 61. Böckh, Metrolog. Untersuchungen. S. 122. 
0) Varro de re rust. II, 1 und Plin. hist. natur. XVm, 3. 

10) B. I, 3, 12. 

11) S. Wilda's Strafrecht der Germanen. S. 331 ff. 

12 Lex Ripuar. 36. Die lex Frisionum add. 11 nennt das Vieh geradezu Geld, 
indem sie sagt, equam vel qoamlifoet aliam pecuniam. 

13) S. Dronke, Cod. diplom. Fuldensis p. 162 und W. W^ackernagel, Ge- 
werbe, Handel und Schifffahrt der Germanen in M. Haupt's Zeitschrift für deut- 
sches Alterthum. Leipzig 1853. B. 9 H. 3 S. 548 ff. 
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In Kiaehta wird noch heute chinesischer Thee gegen russisdie Felle ' 

und Fabricate von vereidigten Maklern verhandelt, und in Island wurde 
nodi vor zwei Jahrzehnten nach Wolle, Talg und Butter beim Tausch ge- 
rechnet. Jeder isländische Bauer kam jährlich mehrere Male mit seiner 
ganzen Familie und mit 8 bis 20 Pferden nach der Stadt Reikiawik und 
setzte dort seinen ganzen Vorrath von Erzeugnissen nach den po- 
lizeilichen Taxen unmittelbai^ in Gegenstände um, die er zu Hause 
brauchte. 

Dass diesem Naturaltausch bei allen civilisirten Völkern der Erde 
der Geldumsatz gefolgt ist, bedarf keines Belegs und ist seit Hoff- 
mann 's Lehre vom Gelde auch ziemlich allgemein anerkannt. Nur ge- 
gen den Greditumsatz durften sich auf den ersten Blick geschichtliche 
Zweifel erheben, denn die Völker des classischen Alterthums kannten 
weder Banken**) noch WechseP*) noch sonst ein Mittel, den Credit als 
allgemeine Grundlage des Verkehrs zu benutzen. Zwar hatten die Tra- 
pezitae in Athen und die argentarii und nummularii in Rom bereits 
einen sehr ausgedehnten Geschäftskreis, der mit der Thätigkeit der 
modernen Banken manche Aehnlichkeit besitzt. Sie nahmen von Pri- 
vaten Capitalien entweder unverzinslich^«) oder gegen massigen Zins*^) 
in Verwahrung und leisteten Namens der Deponenten auf deren An- • 

Weisung*') Zahlungen'*), sie glichen ferner die gegenseitigen Eech- 1 

14) Allerdings erwähnt Tacitus, Ann. YI, 17, eine Art Hypothekenbank, aber 
nur als ein ganz vorübergehendes Institut Als bei einer Geldkrisis die Capitalisten 
den Grundbesitzern ihre Anleihen kündigten und dadurch den Werth des Grund- 
besitzes herabdrückten und die Besitzer in die grösste Geldverlegenheit brachten, 
leistete der Kaiser dadurch Hülfe, dass er 100 Millionen Sesterzen (Ty« Millionen 
preuBS. Thaler) anwies, welche auf drei Jahre gegen doppeltes Unterpfand in Lie- 
genschaften von den Grundbesitzern unentgeltlich entlehnt werden konnten. Von 
einer Erhebung dieses Capitals durch Obligationen ist ebensowenig die Rede wie 
von einer dauernden Begründung eines Leihgeschäfts des Staates. 

15) Was bei Cic. ad Atticum XII, 24: „quaero, quod Uli (Ciceroni filio) opus 
eritAthenis, permutarine possit, an ipsi ferendum sit'^; femer ebd. 27: „nummorum 
quantum opus erit, ut permutetur tu yidebis" undXV^ 15: „velim eures, ut permu- 
tetur Athenas, quod sit in annuum sumptum ei'^ vorkonunt, beweist nur, dass athe>- 
nische und römische Wechselhäuser in Verbindung standen und sich in einzelnen 

FäUen gegenseitig die Summen übermittelten oder durch Verrechnung ausglichen, ' 

welche Reisende bei ihnen hinterlegten, um sie an dem anderen Orte zu beziehen. 

16) Als depositum. Beispiele solcher deposita kommen bei PI au tu s Cure. 
n, 8, 60—69; HI, 1, 66; IV, 3, 3 f. vor. 

17) Als Creditom. 

18) Diese schriftliche Anweisung, der englische Check, hiess perscriptio. 

19) Digest, lifo, n tit. 13 fr. 9 §. 2 : ,nummularii| et accipiunt pecuniam et ero- 
gant per partes. 
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nuQgen ihrer Deponenten dureh Ab- und Zoschreiben aus, liehen auf 
Pfander und bewilligten in einzelnen Fällen selbst Vorschüsse ^o). In- 
dessen sind dies doch nur erst Anfänge des Oeditv^kehrs und Ton. 
einer weiteren Ausbildung desselben, wie sie die moderne Welt kennt, 
findet sich im Altertfaume keine Spur. Ebenso können die sehr verm- 
zelten Beispiele einer eisernen oder ledernen Greditmünze, wie wir sie 
in der jonischen Colonie der Klazomenier in Kleinasien *^), inByzanz'*) 
und in Karthago finden*^), um so weniger als Beweise eines entwickel- 
ten Greditwesens gelten, als sie überall nur kurze Zeit während beson- 
derer Finanzverlegenheiten des Staates in Gebrauch war. 

Aber eben darin besteht ein eigenthümlichei>yorzug der modernen 
Welt vor der des classischen Alterthums und ein wesentlicher Fwfr- 
schritt der Geschichte, dass man in Folge der Ausdehnung des Welt- 
verkehrs und der Anerkennung einer Gleichberechtigung der verschieden 
neu Staaten und Völker zur allgemeinen Anwendung eines intematio^ 
nalen Creditgeldes, des Wechsels gelangt ist und zugleich vermöge eines 
höheren socialen Lebensprincips , der Anerkennung der persönlichen 
Menschenwürde in ihrer ünantastbarkeit und Unabhängigkeit von der 
Staatsgewalt die Fähigkeit entwickelt hat, auch im inneren Verkehrs- 
leben die Macht des Personalcredits als ümlaufsmittel auszubilden. 



20) Terent. Phorm.V, 7, 28 ff. Plaut. Epid. I, 2, 40. Vgl, A.Böckh, Die 
Staatshaushaltung der Athener. 2. Aufl. Berlin 185J, I, S. 177 ff. und Kraut, De 
argentariis et nummulariis. Gotting. 1826. 

21) Diese Colonie war ihren Miethstruppen 20 Talente Sold schuldig, welche sie 
jahrlich mit 20% den Anführern verzinsen musste; sie schlug deshalb 20 Talente 
eisernes Geld, legte ihm Silberwerth bei, Yertheilte es an die Bdchen, und erhob 
von diesen dafür den Nominalwerth in Silber, womit sie die Schuld abtrug. Da 
der Staat nicht nur das Eisengeld allmählig gegen Silber wieder einlöste, sondern 
auch in der Zwischenzeit denen, welche ihr Silber für dieses Geld geliefert hatten, 
einige Zinsen zahlte, so waren diese Eisenmünzen eigentlich kein Geld, sondern 
verzinsliche Staatsschuldscheine. S. A. Böckh, Staatshaush. d. Ath. I. 760. 

22) Byzanz hatte Eisenmünzen zur Zeit des peloponnesischen Krieges für 
den inneren Verkehr eingeführt, um das Silber zum auswärtigen Handel, zur Krieg- 
führung und zu den Tributen gebrauchen zu können. Sie unterschieden sich von 
den Msenmünzen der Klazomenier dadurch, dass sie keine Zinsen brachten, und 
also als eigentliches Creditgeld circidirten. Ebenso verhielt es sich mit dem Schein- 
geld von Kupfer, welches in Athen der Feldherr Timotheos im Feldzuge gegen 
Olynth aus Mangel an Silber prägen Hess. S. Böckh a. a. 0. 405 und 774. 

28) üeber das Ledergeld der Karthaginienser, dessen Gebrauch vor der Erober- 
ungSpaniens Aeschines de divitiis c. 24 bezeugt, s.Salmas. de usur. 463. W. 
Bottiche r, Geschichte der Karthag. Berlin 1827. S. 64 und Böckh a. a. 0. 
S. 774. 
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Der Umstand, dass das Alterthum nicht zur I^twickelang des Credit- 
Verkehrs gelangte, kann deshalb eben so wenig einen Grund gegen die 
geschichtliche Wahrheit der drei genannten Umsatzformen al^eben, als 
die Thatsache, dass manche Völkerstämme bisher bei der ersten diesei* 
Formen stehen geblieben sind. 

Diese drei Wirthschaftsstufen sind nun allerdings nicht streng 
chronologisch von einander geschieden, sondern entwickeln sich durch 
allmählige Uebergänge aus einander. Es geht mit ihnen wie mit allen 
grossen historischen Ideen. Während die eine im Absterben begriffen 
ist, beginnt die folgende bereits in immer grösseren Kreisen Macht zu 
gewinnen. Jede bildet einen Gegensatz zur vorhergehenden, und die 
vollständige Yerwirklidbung derselben ist das Besultat eines geschieht^ 
liehen Kampfes, in welchem das Alte allmählig von dem Neuen besiegt 
wird. Während diq Geldwirthschaft in einzelnen Brennpuncten des 
Verkehrs, namentlich in den Städten schon während des Mittelalters 
ausgebildet war, dauerte in vielen gesellschaftlichen Kreisen und Ver- 
hältnissen der Naturalumsatz fort, und Fruchtgefälle, Fruchtzehnten 
und Naturalbesoldungen waren in Frankreich auf dem Lande noch beim 
Beginn der ersten französischen Revolution allgemein herrschend, und 
ihre letzten Reste sind in vielen Staaten Deutschlands erst 1848 zu 
Grabe getragen worden. Ebenso hat die Creditwirthschaft an einzelnen 
Brennpuncten der civilisirten Welt schon längst begonnen, obgleich die 
Geldwirthschaft erst am Ende des vorigen Jahrhunderts zur allgemeinen 
Herrschaft gelangt ist und gegenwärtig noch in den meisten Ländern 
Europa's die vorwiegende Verkehrsform bildet. 

Diese verschiedenen Umsatzformen, so weit wir sie bis jetzt ken- 
nen gelernt haben, würden aber ohne erhebliche Ausbeute für die Wis- 
senschaft sein, wenn sie nicht weitgreifende Wirkungen auf das ganze 
sociale Leben der Völker äusserten, und nicht jede derselben eine eigene 
ökonomische Welt mit selbstständiger Organisation und selbststandigen 
Lebensbedingungen begründete. Diese Seite des Gegenstandes soll hier 
noch in ihren Hauptmomenten erörtert werden. 



1. • 
Die Natoralwirthsohaft 

setzt einen ökonomischen Zustand voraus, in welchem das Capital noch 
keine selbstständige nationale Productivkraft ist, denn alles Capital 
entspringt wie das Geld aus dem Ueberschuss der Producte über den 
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Bedarf, und wo dieser Uebersctauss vorlianden ist, beginnt auch der ail- 
mäMige Gebraueh Am Geldes. 

Grundbesitz und sienschlicbe Arbeitskräfte sind daher auch die 
eiflz^en Güterquellen, und Arbeit, Grund und Boden und Bodenpro- 
ducte die einzigen Gegenstände des Umsatzes. Unter diesen Verhält* 
nissen giebt es nur zwei Klassen der Bevölkerung, Arbeiter und Grund- 
besitzer, und diese sind entweder identisch, so dass jeder GrundheiT 
seinen Acker selbst b^tellt, und jeder Arbeiter zugleich Besitzer ist, 
odmr sie. sind verschieden. Im ersteren Fall gewährt die Bevölkerung 
das Bild einer bäuerlichen Deniokratie, wie wir sie in einem grossen 
Theile von Scandinavien während des Mittelalters sehen, einer Demo- 
kratie, die nur so lange bestehen kann, als ein grosses Gleichmaass des 
Grundbesitzes vorhanden ist und Niemand mehr Land besitzt, als er 
mit seiner Familie bearbeiten kann. 

In letzterem Falle sind beide Klassen der Bevölkerung von einander 

abhängig. Der Arbeiter kann ohne Grundbesitzer seine Arbeitskraft 

nicht verwerthen, und der Grundbesitzer ohne Arbeiter sein Land nicht 

.1 bebauen. Ersterer kauft seinen Lebensbedarf vom Letzteren durch 

t. Dienste , Letzterer die Arbeit des Ei-steren durch Grund und Boden. 

^ Daher entsteht hier mit einer gewissen Naturnothwendigkeit eine lehns- 

weise Uebertragung von Grundeigenthum gegen Naturalzinsen oder 

Dienste. Der Arbeiter, der das Land zur Bebauung empfängt , wird 

Dienstmann des Grundherrn. Das wechselseitige dauernde Bedürfniss 

beider bewirkt zugleich, dass dieses Verhältniss einen möglichst festen 

Charakter anninamt. Die Dienstverträge werden lebenslänglich oder 

erblich. Der Arbeiter wird an die Scholle gebunden. Er entbehrt das 

Recht der Freizügigkeit. Er ist nicht nur in seinen Eigenthumsrechten, 

sondern auch in seiner persönlichen Freiheit beschränkt. 

Dasselbe Verhältniss, welches sich im Privatleben entwickelt, wieder- 
holt sich im öifentlichen. Auch der Staat kann seine Bedürfnisse nur 
durch Grundbesitz bestreiten. Er kann Kriegsdienste und die Leistungen 
öffentlicher Beamten nur durch Uebertragung von Land belohnen. Grund 
und Boden ist sein einziges Zahlmittel. Daher Domänenwirthschaft, 
Naturalabgaben und ein Lehnsnexus in den mannigfachsten Formen und 
Abstufungen. 

Das Mittelalter, so weit es von der Geldwirthschaft der Städte 
unberührt blieb und so weit sich nicht jene bäuerliche Demokratie er- 
hielt, zeigt uns diesen Zustand in sehr klarer Weise. Eine durch grossen 
Grundbesitz mächtige Geistlichkeit, gelehrte und ungelehrte Mönche 
mit reichen Klosterpfründen, Könige und Fürsten mit ausgedehnten Do- 
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manial- und Hausgütern und daneben in den unteren Sohiehten der 
Gesellschaft verschiedene Grade höriger Arbeiter, die ihren Grundherrn 
Zinsen und Zehnten zahlen oder Frohndienste leisten, und in den hö- 
heren Kreisen eine Menge neben und über einander gereihter Gutsherr- 
schaften, welche durch die mannigfachsten Lehns- und Dienstvertrage 
mit einander verbunden waren. Feudum bedeutet ursprünglich Vieh, 
Geld, Lehn, und die Glosse des Sachsenspiegels^) nennt das Lehn einen 
„Sold der Kitter von des Eeiches Gute". In der That war auch das 
Lehn nur eine besondere Art von Arbeitslohn, und so verschieden auch 
die rechtliche Stellung der Vasallen, Ministerialen und Hörigen war, 
alle waren Dienstleute, welche für ihre Leistungen Landnutzung als 
Lohn empfingen. Der ganze Feudalstaat jener Zeit ist nichts weiter 
als der Staat der ausgebildeten Naturalwirthschaf t , in welchem alle 
öffentlichen wie alle Privatdienste durch Grund und Boden bezahlt wer- 
den, und es ist eine Täuschung, wenn man das Lehnswesen für ein 
ausschliessliches Product des Mittelalters hält. Jede Nation hat ihre 
Naturalwirthschaft und mit ihr in der Regel auch ihre feudalen Insti- 
tutionen gehabt. Wir finden sie bei den Amerikanern vor ihrer Un- 
terjochung durch die Spanier, also vor aller Berührung mit Europa 
wieder, wir finden sie auch schon bei den Völkern der alten Welt. 
Allerdings musste im Alterthum die Sklaverei das Bedürfniss zur Be- 
gründung von Lehns- und H<irigkeitsverhältnissen vermindern, dennoch 
gab es bekanntlich in Lakedämon Heloten ^^) , in Thessalien Penester, 
in Kreta Klaroten *®) , lauter hörige Feldarbeiter, welche die Erbleihe- 
güter ihrer Grundherren bebauten und Naturalzinsen zahlten. Und die 
altitalische Clientel ist ebenso ein Lehnsinstitut wie der erst zur Zeit 
Constantin's in den römischen Rechtsbüchem auftauchende, aber ohne 
Zweifel althergebrachte Colonat der unterworfenen Völkerschaften in 



24) Bei Homey er j Bd.n. S. 344: „das lehn ist der rittere solt, der yn zcuge- 
fugit ist von des riches gute adir von der herrin eygen durch irer werdi^keyt 
willen". 

25) Dass die Heloten ebenso wie die Hörigen des Mittelalters an das Gut ge- 
bunden waren, welches sie gegen Abgabe bestimmter Naturalien bebauten und von 
den Grundbesitzern nicht verkauft werden durfte, wird von Strabo Vin, 365 
ausdrücklich bezeugt. Der einzige Unterschied zwischen den spartanischen und mit* 
telalterlichen Heloten bestand darin, dass die ersteren Staatshörige waren , deren 
Dienste und Eechte durch den Staat festgesetzt waren, während die Hörigkeit im 
Mittelalter privatrechtlicher Natur war. Vgl. Schömann, Griech. Alterthümer 
I, 195 ff. 

26) Vgl. die übersichtliche ZusammensteUung der verschiedenen Arten leibei- 
' gener Bauern in Griechenland bei Schömann a. a. 0. S. 136 ff. 
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den Provinzen des römischen Reiches, so wenig auch zwischen beiden 
Institaten ein historischer Zusammenhang stattgefunden hat. 

Das mittelalterliche Lehnswesen ist nur dadurch von den analogen 
Erscheinun^n des Alterthums verschieden, dass es gleichzeitig alle eu- 
ropäischen Staaten mit wenigen Ausnahmen von den unteren Lebens- 
kreisen bis zur Spitze durchdrang und durch die kirchlichen und recht- 
lichen Anschauungen jener Zeit nach und nach auch theoretisch zu 
einem blonderen grossartigen Bechtssystem ausgebildet wurde. Im 
Alterthum ist der Lehnsnexus nur ein locales Verhältniss, im Mittelal- 
ter wird er ein nationales und sogar ein völkeiTechtliches. 

So wie nun aber das Lehns- und Dienstwesen lediglich eine Wir- 
kung nationalökonomischer Ursachen ist, so übt es auch wieder umge- 
kehrt eine mächtige Bückwirkung auf das ökonomische Leben der Völ- 
ker aus» 

Da jeder Arbeiter an den Boden gebunden ist, den er bebaut, so' 
herrscht keine freie Verbindung der Productivkräf te , keine freie Con- 
currenz, kein Wetteifer persönlicher Anstrengungen und Leistungen. 
Jedem ist seine Stelle dauernd gegeben ohne Eücksicht auf Fähigkeit 
t und Neigung. Er thut die Arbeit, die er ererbt hat, nur weil und 

^ so weit er sie thun muss. Die Unmöglichkeit, seine Lage zu verän- 

dern und zu verbessern, erstickt den Trieb, sich zu vervollkommnen. 

Daher der langsame, einförmige Gang aller Productionszweige. 
Jahrhunderte lang bebaut man den Boden auf dieselbe Weise. Ueberall 
hen^ht dieselbe Trägheit und Schwerfälligkeit, überall dieselbe von 
den Vätern überkommene Betriebsart, dieselbe Stabilität aller Lebens- 
und Arbeitsverhältnisse. Mit dieser UnvoUkommenheit der Production 
ist nothvendig eine äusserst geringe Vermehrung des Capitals und des 
Nationakeichthums verbunden. Weder die Dienste, mit denen der Ar- 
beiter seine Lebensverhältnisse kauft;^ noch der Grund und Boden, das 
Zahlmittel des besitzenden Standes, sind versendbar und aufsammlungs- 
fahig. Jede von beiden Klassen der Bevölkerung kann nur in nächster 
Umgebung unmittelbar von der anderen kaufen, was der Augenblick 
erfordert. Auch das, was beide Klassen mit jenen Kaufmitteln erwer- 
ben, Früchte, Vieh, Kleidungsstücke u. s. w., ist schnell vergänglich und 
nicht aufbewahrungsfähig. Der Mensch kann deshalb nicht für die 
Zukunft sparen; er kann Ueberfluss und Mangel weder in der Zeit 
noch im Baume ausgleichen, er lebt nur für den Moment. Nach glück- 
lichen Ernten hat er Ueberfluss, nach ungünstigen leidet er Mangel. 
Er hängt mit seinem Erwerbe ganz von der Gunst oder Ungunst des 
Himmels ab, er ist noch ein Sklave der Natun Daher ein ungeheures 
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Schwanken der Fruchtpreise, das im Mittelalter so gi*oss ist, dass in 
England 1289 der Preis des Weizens das 192fache des Preises von 
1270 betrug ^^). Daher die häufige Hungersnoth und in Folge dessen 
die vielen verheerenden Krankheiten. Daher bei gleichartigen und 
unbeweglichen Lebensverhältnissen der unendliche Wechsel der Lage 
der arbeitenden Klassen. Es fehlt zwar nicht an Kampf um den Be- 
sitz, und die Gewalt des Stärkeren kann eiqen kleinen Theil der Be- 
völkerung zu gössen, mächtigen Grundherren machen, aber das allge- 
meine Loos der Völker auf dieser nationalökonomischen Entwickelungs- 
stufe ist nothwendig Armuth und Elend. 

n. 

Die Oeldwirthschaft 

Erst die Geldwirthschaft hebt allmählig diesen Nothstand auf. 
In den edeln Metallen gewinnen die Völker ein ökonomisches Gut, 
welches wegen seiner physikalischen Eigenschaften in einem höheren 
Grade als jedes andere die Fähigkeit besitzt, nicht nur als Werth- 
maass aller Dinge, sondern auch als allgemeines Kaufmittel zu dienen. 

Abgesehen von der Schönheit ihrer Farbe und der Stärke 
ihres Glanzes, übertreffen Gold und Silber alle anderen Körper durch 
ihre Unveränderlichkeit unter dem Einfluss auf sie wirkender 
Naturkräfte. Uebergoldete Verzierungen, welche fortwährend der Luft 
ausgesetzt sind , bleiben Jahrhunderte lang glänzend. Goldmünzen, 
welche Jahrtausende unter der Erde gelegen, haben die Schärfe ihres 
Gepräges noch nicht verloren, und Goldgefässe, wenn sie nicht durch me- 
chanische Reibung abgenutzt werden, sind von ewiger Dauer. 

Zugleich besitzen Gold und Silber eine grosse Zähigkeit und 
sind die geschmeidigsten und dehnbarsten Metalle. Das dünnste 
Blattgold hat nur eine Dicke von#>/23,ooo Linie, und ein Silbei-stab von 
15 Linien (1 V2 Zoll) Stärke und 22 Zoll Länge mit 2 Loth Gold überzogen, 
lässt sich zu einem vergoldeten Draht strecken, der 55 geogr. Meilen 
durchläuft. Ihre Verarbeitung zu Schmucksachen und Geschirren ist da- 
her mit den geringsten Schwierigkeiten verbunden. Sie sind femer 
vortreffliche Leiter der Electricität und die besten Wärme- 
leiter; in derselben Zeit, in welcher ein Stück Eisen 3743 Wärme- 
graden den Durchgang durch seine Substanz gestattet, gehen durch ein 
Stück Silber von gleicher Dicke 9730 und durch ein gleich starkes 
Stück Gold 10,000 Wärmegrade. 
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27) S. meine Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft I, 192. 
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Endlich sind sie nicht nur ohne Veränderung ihrer Natur beliebig 
th eil bar, sondern ihre Theile lassen sich auch mit dem geringsten 
Aufwand von Arbeit und Capital und mit dem geringsten Verlust wie- 
der zu Ganzen vereinigen. 

In einzelnen dieser Eigenschaften werden sie allerdings von anderen 
^ Stoflfen übertroffen oder erreicht, aber keiner besitzt sämmtliche Eigen- 

schaften vereinigt. Die Unveränderlichkeit theilen Gold und Silber 
mit dem Diamanten, aber der Diamant ist weder dehnbar noch theil- 
bar; seine einzelnen Stücke besitzen nicht den Werth des Ganzen. In 
der Form von Gefässen und Geschirren werden sie durch Glas und 
Porzellan ersetzt, aber beide Stoffe sind nicht dauerhaft. An Zähigkeit 
werden sie besonders vom Eisen übertroffen. Ein cylindrischer Gold- 
draht von 2 Millimeter Durchmesser zerreisst bei einer Belastung von 
68 Kilogramm, ein Silberdraht von gleicher Stärke bei einer Belastung 
von 85 Kilogramm und der Eisendraht erst bei einer Belastung von 
.250 Kilogramm, aber das Eisen verliert in Luft und Wasser seinen 
' Glanz und rostet. 

Das Zusammentreffen der genannten Vorzüge macht Gold und 
j^ Silber zu den brauchbarsten Stoffen, welche der menschlichen Technik 

zu Gebote stehen, und begründet in Verbindung mit der Seltenheit bei- 
der Metalle ihre Kostbarkeit. Diese ist aber wieder Ursache 
zweier ökonomischen Vorzüge, der grossen Transportabili tat und 
der Fähigkeit, überall auf der Erdoberfläche in vöUig gleicher 
Reinheit und Güte hergestellt zu werden. Denn da die Scheidungs- 
kostai bei allen Metallen ziemlich gleichviel betragen, so stehen sie 
mit dem Metallwerth ebenso wie die Transportkosten im umgekehr- 
ten Verhältniss und erreichen beim Gold ein kaum nennenswerthes 
Minimum. Während sie bei dem Kupfer auf dem heutigen Standpuncte 
der Technik den ganzen Metallwerth erreichen, betragen sie beim Silber 
nur ungefähr 2Vo und beim Gold nur V3% des Werthes. 

Durch das Zusammenwirken aller dieser Vorzüge werden die edeln 
Metalle im hohen Grade unabhängig von Zeit und Baum und erhalten 
gleichsam einen kosmopolitischen Charakter. Sie werden namentlich in 
der Form der Münze zu dem allgemeinsten Gute , das allen anderen 
Gütern als Normalgut gegenüber tritt, das überall möglichst gleichen 
Werth besitzt, überall gilt und überall die Fähigkeit in äcb trägt, als 
Anweisung auf alle anderen Güter, als Geld zu dienen. 

Durch Einführung dieses neuen Tausch- und Kaufmittels wird nun 
ein aufbewahrungsfahiges Gut erworben, in welches Jeder die vergäng- 
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Kchen Früchte seines Fleisses umsetzen kann. Die Consumtiön ist nicht 

mehr an den Moment gebunden. Das Geld dient als Sparkasse, in der 

die Ueberschüsse der Arbeitsproducte über den augenblicklichen Bedarf 

angelegt und für eine zukünftige Verwendung aufgesammelt werden 

können. Es wird dadurch Grundlage und Hebel zur Entwickelung eines i 

Nationalcapitals , und fügt somit zu den beiden nationalen Productiv- , 

kräften, welche in der Naturalwirthschaft fast ausschliesslich herrschen, 

der Naturkraft und der menschlichen Arbeitskraft, als dritte 

die Gapitalkraft hinzu, welche mit der fortschreitenden Ausdehmmg^ 

der Geldwirthschaft im grossen Productionsprocesse der Völker immer 

einflussreicher und mächtiger wird. 

Hierdurch entwickelt sic^ neben den beiden vorhandenen Klassen 
der Bevölkerung etoe dritte, die der Capitalisten , der Besitzer beweg- 
lichen Eigesthums, und die Grundherren verlieren ihr BesitzmonopoL 
Es entsteht so nicht nur eine neue sociale Macht den Grundherren ge- 
genüber, sondern es verändert sich auch die Stellung der Arbeitsklasse. 
Der Arbeiter ist nicht mehr an den Grundherrn ausschliesslich gebun- 
den, er kann seine Arbeitskraft der Fruchtbarmachung desCapitals zu- 
wenden und in den Dienst des Capitalbesitzers treten. Es eröffnet sich H 
ihm hier eine grosse neue Laufbahn, in der er sich von der Scholle, 
an die ihn die Naturalwirthschaft gefesselt hatte, befreien und eine 
selbstständige Existenz erringen kann. Von dem Capitalisten empfängt 
er nicht mehr Landnutzung als Lohn seiner Arbeit, sondern Geld. 
Das Geld ist aber versendbar; seine Verwendung ist an keinen Ort 
gebunden. Dadurch erweitert sich die ökonomische Fähigkeit des Ar- 
beiters. Er kann mit seinem Lohn jede Waare und jeden Dienst ohne 
Eücksicht auf Zeit und Oertlichkeit erwerben, die den Preis desselben 
nicht übersteigt ; er kann in entfernten Gegenden kaufen und Bedürf- 
nisse befriedigen, für die ihm vorher keine Mittel zu Gebote standen. 
Er kann auch seinen Lohn aufsparen und Capital sammeln und so selbst 
allmählig in die Reihen der besitzenden Klassen eintreten. 

Das Capital ist nicht wie der Grund und Boden auf feste Grenzen 
beschränkt, es ist unendlich vermehrbar. Während die Grundbesitzer ^ 

eine geschlossene Kaste bilden, in welche nur der eintreten kann, der 
von den vorhandenen Mitgliedern dieser Kaste Besitz erwirkt, ist die 
Zahl der Capitalbesitzer durch nichts beschränkt. Zu dem vorhandencai 
Capital kann immer neues wachsen, und zu den vorhandenen Capital- 
besitzem können immer neue treten. Jeder hat freien Zugang. Das 
Geld befreit den Arbeiter auf diese Weise nicht nur von der unter- 
thänigkeit unter einen Grundherrn, es bildet auch das Mittel, durch ^ 
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welches er aus einem dienenden Arbeiter zum Besitzer werden 
kann 2»). 

Aber audi die Lage derjenigen Arbeiter, welche noch im Dienste 
der Grundherren verbleiben, wird durch das Geld wesentlich umgestal- 
tet. Der Grundbesitzer, der nunmehr seine Bodenproducte in Geld 
verwertbet, empfängt in diesem Gegenwerthe ein capitalisirungsfähiges 
Gut und zugleich ein weit bequemeres Zahlmittel, als seine Grundstücke 
^gewährten. Er kann nun anfangen, auf die Landwirthschaft Capital 
zu verwenden und den Bebauern seiner Felder Zeitlohn in Geld zu 
zahlen, und wird dadurch in den Stand gesetzt, tüchtige Arbeitskräfte 
auszuwählen und untüchtige zu entlassen. Sein Grundbesitz verspricht 
ihm unter den Händen freier Arbeiter, welche um Tagelohn dienen, 
einen weit höheren Ertrag als in den Händen von Fröhnern. Ohnehin 
stimmen die fixirten Dienstleistungen der Hörigen nicht mehr mit den 
Bedürfnissen eines verbesserten Betriebes überein. Daher treibt das 
eigene Interesse den Grundherrn, seine festen und erblichen Contracte 
zu lösen und die Fesseln beseitigen zu helfen, welche die Naturalwirth- 
schaft um den Landarbeiter geschlungen hat Die Grundlasten und 
Frohndienste werden in Geld verwandelt und nach und nach abgelöst 
oder wie in der französischen Revolution auf dem Wege der Gewalt 
abgeschafft. Der Arbeiter wird aus einem Hörigen entweder freier 



28) Der Befreiungsprocess , durch welchen die hörigen Arbeiter im Mittelalter 
aus dem Zwangsdienste der Grundherren in den freien Dienst der Capitalisten tra- 
ten und nach und nach selbst Capitalbesitzer wurden, begann mit der Niederlassung 
der Hörigen in den Städten, die Schutzanstalten der freien Arbeit war^. Die äl- 
testen Stadtarechte wie das Freiburger enthalten sämmtlich den Grundsatz, da99 
jeder Hörige, der ein Jahr und einen Tag in der Stadt wohnt, von keinem Grand« 
herrn zurückgefordert werden kann, sondern in der Stadt als freier Mann au ver» 
bleiben berechtigt ist („Omnis qui venit ad hunc locum libere sedebit, nisi fuerit 
proprius alicuius et confessus fuerit dominum; tunc dominus Septem proximis co- 
gnatis suis probabit eum esse eins et tunc habehit eum, Quiounque in hac 
ciyitate diem et annum nullo reclamante permanserit, secura de 
cetero gaudebit libertate"bei Schreiber, Die älteste Verfassungsurkunde . 
der Stadt Freiburg 1833 S. 31). Die Grundherren suchten zwar durch Reichsge- 
%etze diese Aufnahme der Hörigen von Seiten der Städte zu verhindern (s. Frid. 
n. constit. von 1231 in Pertz, Mon. leg. P. II p. 282: „ut principum, nobilium 
ministerialium, ecclesiarum homines proprii non recipiantur in civitatibus nostris"), 
aber die Städte behaupteten ihr Recht. S. die kaiserliche Urkunde för Wien vom 
Jahre 1278in(Cambacher's)Oesterr. Interregnum. Wien 1773. Urkundenbuch Nr. 
91: „Ceterum — statuimus, ut omnes incolae et aduenae cuiuscunque conditionis 
fuerint, ibidem inhabitare volentes, in nostra et imperii )dominatione sub tuta et 
libera lege, ab omni servili conditione liberi vitam agant — secundum iura 
et approbatas consuetudines civitatis.'^ 
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Bauer oder freier Knecht und Tagelöhner, der nicht mehr an den Bo- 
den gekettet ist, sondern nach Belieben seinen Brodherrn wechseln und 
diejenige Arbeit aufsuchen kann, die seinen Fähigkeiten und Neigungen 
am meisten entspricht. Der Gebundenheit und ünbeweglichkeit der 
Arbeitskräfte folgt ungehemmte Circulation und freie Concurrenz der- 
selben. Jeder erhält Raum, seine Anlagen und Talente zu entwickeln. 
Jeder strebt nach der geeignetsten Stelle, an der er seine Leistungen 
am besten verwerthen kann. Jeder sucht sich zu vervollkommnen und 
eine erhöhte Lebensstellung zu erringen. Neben der mechanischen Ar- 
beit des Menschen beginnen auch seine sittlichen und geistigen Eigen- 
schaften, sein Fleiss und seine Intelligenz zu produciren. An die Stelle 
der Schlaflfheit tritt Thatkraft; an die Stelle des starren Festhaltens 
am Alten und Gewohnten tritt Beweglichkeit und Strebsamkeit. An 
die Stelle der Einförmigkeit und Gleichmässigkeit tritt eine grosse 
Mannigfaltigkeit aller menschlichen Productivkräfte und eine Abstufung 
der Gesellschaft nach dem Talent. 

Aber nicht bloss die Menschen werden durch das Geld beweglich, 
auch das von Natur Unbewegliche, der Grund und Boden wird allmäh- 
lig in den neuen Strom des Verkehrs mit fortgerissen und nimmt die 
Beweglichkeit des Geldes an. Durch die Ablösung der Naturallasten 
werden die bäuerlichen Grundstücke frei. Der kleine Besitzer kann 
über sie verfügen wie über eine bewegliche Sache, er kann sie nach 
Bedürfniss verpfänden, theilen, veräussern. Für den grossen Grund- 
herrn erwächst ein grösserer Vortheil, wenn er sich des Ueberflusses seines 
Besitzes entledigt. Das Land ist für ihn nicht mehr ausschliessliches 
Kaufmittel; es hat für ihn nur Werth, so weit es Producte hervor- 
bringt ; was er nicht vortheilhaft bewirthschaften kann , bringt ihm hö- 
heren Ertrag durch Umsatz in bewegliches Capital. Ohnehin erfordert 
die Concurrenz Capitalaufwand zur Verbesserung des Betriebes. Die 
Aufhebung des Lehnswesens und die Einführung der Theilbarkeit alles 
Grundbesitzes liegen daher ebenso sehr im Interesse der Grundherren 
wie in dem der übrigen Bevölkerung. Daher verschwinden mit der 
Verbreitung der Geldwirthschaft immer mehr Majorate, Minorate und 
überhaupt alle Arten geschlossener Güter. Der Grund und Boden bleibt 
nicht mehr in denselben Händen, er wandert wie das bewegliche Capi- 
tal und geht in die Hände über, die ihn zur Zeit am vollkommensten 
bewirthschaften können. 

So entsteht in der Geldwirthschaft nicht nur eine Vermehrung der 
bestehenden, sondern auch eine vollständige Umgestaltung der vorhan- 
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denen Productivkräfte, und damit ändert sich auch der ganze Prodac- 

tionsprocess der Völker. 

In den Gewerben der RohstofPerzeugung beginnt ein durch wissen- 
schaftliche Einsicht geleiteter Betrieb, der den Boden zu höherem Er- 
trag nöthigt und je nach der Oertlichkeit verschiedene Wege einschlägt, 
die Hindernisse dei' Natur zu überwinden. Durch vermehrten Aufwand 
von Capital- und Menschenkräften werden überflüssige Wälder ausgero- 
det, Weiden in Wiesen verwandelt, Wiesen durch künstliche Bewäs- 
serungssysteme ertragsfähiger gemacht, Sümpfe zu fruchtbaren Feldern 
umgeschaffen, Hausthiere und Pflanzen veredelt und überhaupt die un- 
zähligen Vervollkommnungen erzielt, welche die europäische Bodencul- 
tur seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts nach und nach errun- 
gen hat. 

Gleichzeitig löst sich die Technik von der Landwirthschaft los. 
Während in der Naturalwirthschaft der Bauer seine Wolle selbst ver- 
spann und verwebte , entsteht jetzt eine Arbeitstheilung zwischen den 
Gewerben der Stofferzeugung und Stoffveredelung, und die letzteren 
schreiten nach und nach von dem einfachen Handelsbetriebe zur Fabri- 
cation in grösstem Stile fort. Die Arbeitstheilung der Fabriken nöthigt 
zur Freiheit des Gewerbebetriebs und führt zu neuen Erfindungen und 
zur grösseren Wohlfeilheit der Production und derProducte, die Wohl- 
feilheit zu stärkerer Nachfrage und zu massenhafterem Betrieb. Die 
Wissenschaft tritt in enge Verbindung mit der Technik. Die Na- 
turkräfte werden auch in der Industrie immer mehr dem Menschen 
dienstbar. An die Stelle der mechanischen Arbeit des Menschen treten 
Maschinen und vervielfältigen seine Productionskraft. 

Gleichzeitig vervollkommnet sich der Process der Gütervertheilung. 
Die Münze macht beim Umsatz eine genauere und schnellere Ausglei- 
chung möglich und beschleunigt daher die Circulation. Der Handel 
bildet sich in Folge der Arbeitstheilung immer mehr zu einem selbst- 
ständigen Gewerbe aus. Die Communicationswege und Transportmittel 
werden vollkommener. Gegenden, welche bisher ohne Verkehr neben 
einander lebten, können ihren Mangel und ihren Ueberfluss ausgleichen 
und sich wechselseitig ihre ökonomische Lage verbessern. Frucht- 
preise, Tagelohn und Zinsfuss werden gleichmässiger , Noth- 
jahre seltener. An die Stelle der Armuth tritt Wohlstand. Mit dem 
Wohlstand wächst die Bevölkerung und ihre Genuss- und Bildungsfahig- 
keit. Die ganze Nation bekommt einen schnelleren Blutumlauf. Nicht 
nur der Austausch derProducte, auch der Austausch der Interessen, 
Ansichten und Gesinnungen wird beflügelt. Alle socialen Pulse schlagen 

IL 2 
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schneller, und dieselbe rasche Circulation , welche die Verkehrswelt ar- 
greift, herrscht auch in der Ideen- und Gedankenwelt. 

Aber nicht nur in dem wirthschaftlichen Leben des Volkes zeigt 
sich die Macht des Geldes; auch der Staat wird durch sie umgestaltet. 
Neben der in der Naturalwirthschaft allein berechtigten Grund- und 
Lehns- Aristokratie entwickelt sich in der Bevölkerung eine Geld- und 
Capitalmacht, welche immer mehr ihre Interessen zur Geltung bringt 
und nach der gleichen Theilnahme am Staate und der Gesetzgebung 
ringt. An die Stelle der Lehnsstände treten politische Körper, in de- 
nen auch das bewegliche Vermögen und die gewerblichen Stände ihre 
Vertretung finden. An die Stelle der Kriegspflicht der Vasallen tritt 
der Söldnerdiönst oder die bürgerliche Wehrpflicht , an die Stelle des 
erblichen Staats- und Hofamtes, welches an das Lehn geknüpft war, 
der besoldete Staatsdienst, der auf der persönlichen Tüchtigkeit beruht, 
und an die Stelle der Standesgerichte allgemeine Staatsgerichts- 
höfe. Die Domänenwirthsehaft und die Naturallieferungen werden 
durch Steuersysteme verdrängt, welche jeden Bürger zu regelmässigen 
Geldleistungen an den Staat verpflichten; und mit dieser allgemeinen 
Steuerpflicht der Bürger und dem Steuerrecht des Staates wachsen und 
erweitern sich auch die Zwecke und Aufgaben des Staates. 

Mit diesen Lichtseiten der neuen ökonomischen Bildungsstufe ent- 
wickeln sich aber auch allmählig Schattenseiten, die um so stärker her- 
vortreten, je mehr diese Wirthsschaftsform ihre Herrschaft ausdehnt. 
Dieselbe Macht des Geldes, welche den Arbeiter von seiner Scholle 
befreite, die Frohndienste und bäuerlichen Lasten aufhob und die Bande 
des Lehnsnexus löste, dieselbe Macht stellt den Arbeiter wie jede in- 
dustrielle Kraft auf sich selbst, isolirt ihn, reisst ihn von dem Interesse 
des Anderen los und wirft ihn in den Strudel der allgemeinen Con- 
currenz. In der Naturalwirthschaft hatte der Grundherr noch ein In- 
teresse an dem Arbeiter; er konnte ohne denselben nicht bestehen; er 
konnte ohne denselben seine Felder nicht bestellen; er musste für ihn 
sorgen, um ihn nicht zu verlieren. Jeder Unfall des Arbeiters fiel auf 
den Herrn zurück. Beider Interessen, beider Wohl und Wehe waren 
eng verbunden. In der Geldwirthschaft kann der Grund- und Fabrik- 
herr jeden Arbeiterverlust durch andere Arbeiter ersetzen, er kann sich 
für seinen Gieldlohn die einträglichsten Arbeitskräfte auswählen, er kann 
sie in ihren gesunden Tagen benutzen und im Alter sich selbst über- 
lassen. Jeder Einzelne steht allein, jeder kann seine egoistischen In- 
teressen ungehindert verfolgen. Das Talent erdrückt den weniger Be- 
gabten, der grosse Capitalist den kleinen, der kleine den Besitzlosen. 
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Es entwickelt sich ein Kampf aller socialen Kräfte^ der zu einer Gäd* 
und Capitalharschaft führt, wetehe die neue Beweglichkeit des Leb^s 
zu ihren Gunsten ausbeutet, ein Kampf, der, soweit er nicht in der 
öffentlichen Moralität des Vdkes Sehranken findet, mit der Niederlage 
des Schwächeren, mit dem Proletariat endi^ 

So entsteht wiederum ein neues geldwirthschaftliches Elend, und 
für dieses gewährt nur die dritte Wirthschaf teform , die Creditwirth- 
schaft, HeilnntteL 

m. 

Die Creditwirthschaft. 

Credit ist das Vertrauen in die Erfüllung eines gegebenen Ver- 
sprechens, und zugleich die Summe von Eigenschaften, wdche dieses 
Vertrauen begründen. Bezieht sich das Verbrechen auf eine Zahlung, 
so wird der Credit Stellvertreter des Tauschmittete, er bewirkt Umsätze, 
er erhält die Macht des Geldes, wird selbst Geld. 

Vom Metallgeld unterscheidet er sich in seinen nächsten Wirkungen 
dadurch, dass er nicht wie j^es den Umsatz bis zu seiner Vollendung 
sofort vollzieht« Er begründet viehnehr ein Schuldverhäitniss, das durch 
eine Urkunde, durch ein Creditpapier oder auch nur durch Eintragung 
in die Geschäftsbücher constatirt werden kann. Er zerlegt daher iea 
Umsatz in zwei Momente, in den Moment, wo ein Werthg^enstand 
in die Hand des Käufers übergeht, und in den Moment, wo emAequi- 
valent dieses Werthes dem Käufer wiedererstattet und die Schuld ge- 
tilgt wird, oder mit anderen Worten : er vereinigt zwei Umsätze ver- 
schiedener Zeiten in der Weise, dass jeder dies^ beiden Umsätze nur 
als Moment eines einzigen Umsatzes erscheint. Der Credit verbindet 
daher Käufer und Verkäufer so lange mit einander, ate das Schuldver- 
hältniss dauert« Während das Metallgeld nach vollzogenen Umsatz 
die Menschen sofort wieder von einander löst, knüpft das Zahlmittel 
des Credits die Menschen an einander, verpflichtet sie gegenseitig und 
erzeugt eine Beihe von Associationen, die einerseits in dem gegenseiti- 
gen Vertrauen wurzeln, andererseits wieder em gegenseitiges Interesse 
an einander hervorrufen. 

Der Credit ist femer ein vollkommeneres Umsatzmittel als das Me- 
tallgeld. Er erspart jeder Nation die Zeit und die Arbeit der Geld- 
auszahlung und des Geldtransports, er erspart femer das G^ld selbst, 
und da jede Nation ihren Geldbedarf erst durch Arbeit oder Arbeits- 
^roducte erkaufen muss, der Credit aber als ideale Macht nicht durch 

2* 
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materielle Güter erworben wird, so erspart der Credit jeder Nation so 
viel Werthe, als er Metallgeld ersetzt, und vermehrt dadurch das Na- 
tionalcapitaL 

Die Geldkraft des Gredits wird in der augenscheinlichsten Weise 
durch zwei Institute wirksam, durch den Wechsel für den interna- 
tionalen Verkehr und durch die Banken für den nationalen Verkehr. 
Der Umfang der durch beide Institute möglichen Greditumsätze kann 
aus der Thatsache bemessen werden, dass nach den zuverlässigsten 
statistischen Ermittelungen in Grossbritannien noch nicht 40 Millionen 
L. St. Metallgeld circuliren, dass aber die Notencirculation trotz der 
P e e P sehen Beschränkung zwischen 34 und 40 Millionen L. St. schwankt, 
und die gleichzeitige Wechselcirculation sich auf die Summe von 120 
Millionen L. St.^^) beläuft, so dass die Summe des umlaufenden Gre- 
ditgeldes" ohne die Checks beinahe das Vi^ache des circulirenden Me- 
tallgeldes beträgt Ein eben so grosser, und wahrscheinlich weit grösse- 
rer, wenn auch weniger sichtbarer und in Zahlen bemessbarer Umsatz 
findet aber auch ohne Vermittelui^ dieser beiden Institute statt, sei es 
durch einfache Eintragung in die Geschäftsbücher, sei es durch schrift- 
liche Anerkennung, sei es endlich durch gegenseitige Verrechnung. 

Wie der deutsche Buchhandd alle wechselseitigen Bücher- und 
Musikalienumsätze nur in seinen Geschäftsbüchern verzeichnet und erst 
am Schlüsse des Jahres in der Buchhändlermesse gegenseitige Abrech- 
nung hält^^), so können Tausende von Geschäftsleuten im Gonto-cor- 
rent-Verhältniss zu einander stehen und sich im Laufe des Jahres ein- 
ander Werthe liefern, für die niemals Zahlung geleistet wird. Am 
Schlüsse des Jahres wird die laufende Rechnung abgeschlossen, die 
Werthbeträge der Lieferungen und Gegenlieferungen werden gegenüber 
gestellt, und der Ueberschuss der einen oder der anderen wird als Saldo 
auf die neue Rechnung übertragen. Will man sich von der ungeheueren 
Werthsumme der auf diese Weise theils jetzt schon bewirkten theils 
noch möglichen Greditumsätze einen Begriff machen, so muss man sich 



28) Vgl. J. St Mi 11, Grundsätze der pol. Oekonomie von Soetbeer I, S. 576 
und II, 659. 

29) Der deutsche Buchhändlerverein würde sich ein Verdienst um die Wissen- 
schaft der ÜTationalökonomie erwerben, wenn er jedes Jahr eine Statistik der ge- 
genseitigen Jahres*Umsatze mit Unterscheidung der Forderungen, welche durch 
Gegenforderungen und derer, welche durch Baarzahlungen ausgeglichen werden, 
aufstellte und das Resultat dieser statistischen Zusammenstellung veröffentlichte. £s 
würde sich zugleich aus diesen Zusammenstellungen ergeben, ob und in welchem 
Grade der Aufwand für litterarische Bedüräiisse fortschreitet. 
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die im Productionsprocesse der Gegenwart herrschende ausserordent- 
liche Arbeitstheilung vergegenwärtigen, aus welcher die Yollendeten 
Producte des menschlichen Fleisses hervorgehen. Der allergeringste 
Theil der produdrten Werthe wird von einer Hand oder durch einen 
gewerblichen Process unmittelbar vollendet. Bei Weitem die meisten 
wandern durch eine lange Beihe von Producenten hindurch. Jeder 
empfängt das Product seines Vorgängers, fügt seine Arbeit hinzu und 
überträgt es wieder seinem Nachfolger zu weiterer Bearbeitung. Jeder 
leiht mit der einen und entlehnt mit der anderen Hand. Der Producent 
von Rohstoffen schiesst diese dem Fabrikanten vor, der ihnen die erste 
Form giebt und seinerseits wieder die Arbeitsinstrumente entlehnt; der 
Fabrikant fiberbringt die bearbeiteten Rohstoffe einem Dritten, der ihnen 
eine neue Form verleiht und sie dann unter gleichen Bedingungen 
einem Vierten ttbergiebt, aus dessen Besitz sie wieder in vollkommener 
Gestalt in den eines Fünften fibergehen, bis sie endlich aus den Händen 
desjenigen, der ihnen die letzte Form ertheilt hat, als vollendete den 
menschlichen Bedürfnissen entsprechende Waare in die Hände des 
Grosshändlers gelangen, um aus dessm Niederlage entweder in den 
Welthandel oder in den Kaufladen des Kleinhändlers zu wandern, von 
dem sie schliesslich der Consument bezieht. 

Alle diese Uebertragungen, die sich auf das Mannigfaltigste durch-' 
kreuzen und mit jedem Fortschritt der Production und des Verkehrs 
wachsen, bieten der Geldkraft des Gredits einen um so grösseren Raum 
der Entfaltung, als sie auch durdi einfache schriftliche Zahlungsver- 
sprechen bescheinigt werden können , welche die Eigenschaft besitzen, 
in der Hand ihrer Empfänger sofort wieder als Kaufmittel für wirkliche 
Werthe zu dienen, so dass mit Hülfe dieser kaufmännischen Creditpa- 
piere dem Gewerbtreibenden die Möglichkeit gegeben wird, neben den 
Werthen, die er vom Anderen auf Credit empfängt, auch diejenigen 
Werthe, die er Anderen auf Credit giebt, sich gleichzeitig nutzbar zu 
machen. 

So lange indessen in den Augen des Publicums nur derjenige Ver- 
trauen geniesst, welcher hinreichenden Besitz hat, um für den von ihm 
erkauften oder entlehnten Werth nöthigenfalls volle Realbürgschaft 
leisten zu können, so lange ist die Macht des Credits als Geld immer 
noch eine beschränkte. Allerdings gewährt schon dieser Realcredit der 
Nationalwirthschaft alle Vortheile eines vollkommensten und wohl- 
feilsten Umlaufsmittels und steigert zugleich in ganz ausserordentlichem 
Grade die productive Kraft aller gewerblichen Klassen, aber er bleibt 
nur ein Privilegium des wohlhabenden Theils der Bevölkerung. 
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Die Oddfahigkeit des €redits erstreckt sich aber unendlicb viel 
weiter. Es giebt nicht nur einen Credit für den, der etwas hat, son^ 
dem auch für den, der etwas ist Auch die sittlichen Eigenschaften 
der Menschen können den Credit begründen und dem Verkäufer oder 
Darleiher als hinreichende Bürgschaft für die Wiedererstattung seiner 
Werthe gelten. Es kann ein Umsatz im Vertrauen auf die künftigen 
Leistungen eines Menschen stattfinden. Wird dieser persönliche oder 
yielmehr moralische Credit ausgebildet und durch Bank- oder Creditinsti- 
tute wie die gegenwärtigen Spar- und Leihkassen der Schweiz oder^die 
deutschen Vorschuss- und Creditgenossenschaften realisirt, so hört das 
Monopol der Capitalisten, die Kluft z wischen E ifffnthfl^fr^ und Ni<^ht> 
eigenthtimPTg ^if. D er moraliäChö Werth desMenscnen ernait mei^rait 
dW43spitm Die Besitzfahigkeit wird auch auf den Besitzlosen über- 
tragen. Der redliche und befähigte Arbeiter ist ebenso wie der Capi- 
talist im Stande, selbst Unternehmer zu werden, und ausser seinem 
Arbeitslohne eine Besitzrente zu beziehen. Die Banken übernehmen 
auf diese Weise die Functionen des Herzens im gesellschaftlichen Or- 
ganismus ; sie sammeln alle müssigen Capitalkräf te , um sie schleunigst 
nach allen bedürftigen Puncten des Organismus wieder zu vertheilen. 
Sie werden Assecurranzinstitute zwischen dem Beieben und dem Ar- 
men. Der erstere wird durch sie der gesellschaftliche Erzieher des 
letzteren und trägt die moralischen Verpflichtungen ab, welche die Wohl- 
that des Besitzes in der Gesellschaft ihm auferlegt. 

Die Naturalwirthschaft hatte die Menschen durch äusser- 
liche, sinnliche Bande an einander gefesselt, aber dadurch die Ent- 
wickelung einer frischen, freien Saftströmung in dem Organismus der 
Völker gehemmt ; dieOeldwirthschaft hatte jene Fesseln gesprengt 
und die Menschen zu neuer Kraft und neuem Leben erweckt, aber 
eine selbstsüchtige Interessen-Oekonomie geschaffen und die ganze Ge- 
sdlschaft in lauter Atome aufgelöst. Die Creditwirthschaft ver- 
bindet die Menschen wieder durch geistige und sittliche Bande; sie 
vereinigt die grösste Beweglichkeit mit der innern Festigkeit, sie ver- 
allgemeinert die Capitalkraft der Nation, siflu^ iheitet an der Beseiti- 
gung des Proletariats und ruft so eine ö^ onft inische Lebensordnung " 
hervor, we lche die Vortheile der beiden früheren w irthsdiaftli chen Ent- 
j nckelungsepocnen mit einander verhinfle t._^ 

Allerdings kann diese Lebensordnung nicht durch einzelne Institute 
constniirt werden. Der Credit ist eine geistige und sittliche Macht 
wie die Wissenschaft; er beruht auf der Ehrlichkeit und Gewissenhaf- 
tigkeit, auf dem gegenseitigen Vertrauen, überhaupt auf der öffentlichen 
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Mpral des Volkes. Wo diese nicht vorhaBden ist , da helfen weder 
Banken noch Credit^apiere. Die letzteren können ebenso gut Zeichen 
des.Gredits me des Misscredits sein, sie sind nur Organe desCre- 
dits wie die Druckbogen Organe der Wissenschaft sind, und ebenso 
wenig als die Maese der jährlich gedruckten Bogen die Höhe der wis- 
s^Q£iQhaftUcben Gultur eines Volkes bekundet, ebenso wenig zeigt die 
Masse von Banknoten oder Papiergeld den Grad an, bis zu welchem 
die Macht des Credits entwickelt ist Am Allerwenigsten sind Börsen- 
spiel, Differenzgeschafte und ähnliche unmoralische Speculationen auf 
den Verlust Anderer Zeichen vorhandene Credltwirthschaft; sie sind 
vielmehr nur Auswüchse der Geldwirthschaft und vemichti^ g^ade 
den Credit. 

Daher ist die dritte Wirthschaftsform nicht überall realisirbar, sie 

hat ihre nothwendigen Voraussetzungen, sie kann sich nur auf einer 

hohen Culturstufe der Völker entfalten, aber sie ist für d ie civilisirtesten 

^ Länder Eur^pa^R dip Wirthschaftsf orm der nkcnsien /iUKuni'i3®)^^ajDid,jlas 

wirksamste Heilmittel gegen die socialen Schäden der Gegenwart. 



\\ 



30) VTenn Röscher gegen diese meine Ansicht, dass die Credltwirthschaft die 
V^irthschaftsform der Zukunft sei, welche ich schon in meiner Nationalökonomie 
der Gegenwart und Zukunft I S. 276 kurz ausgesprochen habe , geltend macht 
(Grundlagen der Nat.-Oek. §. 90 Anm. 6), dass der bloss persönliche Credit immer 
unmöglicher werde , so befindet sich Koscher in einem thatsächlichen Irrthume. 
Schon der Umstand, dass in England erst in diesem Jahrhundert der Gebrauch 
des Eigenwechsels sich zu immer steigender Höhe entwickelt hat , beweist die fort- 
schreitende Entwickelung des Personalcredits , und wer nur einiger Massen in 
Glasgow oder im Kanton Zürich in's Geschäftsleben geblickt hat, weiss, dass die 
dortige Industrie gerade in neuerer Zeit der Entwickelung des Personalcredits zum 
grossen Theil ihre gegenwärtige Blüthe verdankt. _Von den 95 Seiden «t^ffa^bri]f An- 
ten, welche 1859 im Kanton Zürich existirten und welche jährlich c. für 45 Millio- 
Wpp yrnnirPTi Spji]^ ^^ rarbeitcu lasse n, haben weitaus die meisten erst im L aufe der 
letzten vierDecenni en ohne alles Vermögen Inr Fabric ationsgeschäft am|Q;efangen und 

sind T^nr flfl,^nrr.h im kffl flÜÖ geW6sen, SlCh Schritt ^»r \)^^^^^ ^" ^f"^ f^Pf^wärfi^Pn 

Höhe ihres Geschäiispetnepe s emporzuarbeiten ,_ dass unter den Züricher Seiden- 
kaufleuten die allgemeine läitte herrscht, die Eohseide auf neunmonatlichen Credit 
gegen eine Vergütung von 6 Procent Jahreszins zu verkaufen, so dass der Web- 
fabrikant sein Fabricat früher verkaufen keimte, als er die verbrauchte Eohseide 
zu bezahlen hatte. Und sind denn nicht auch in Deutschland die 243 Vorschuss- 
und Creditgenossenschaften, welche nach dem letzten Jahresbericht von Schulze- 
Delitzsch (Leipzig 1863) seit.1849 in's Leben gerufen sind, und welche 69,202 Mit- 
glieder zählen und 1862 zusammen für 23,674,261 Thh-. Vorschüsse bewilligten. Be- 
weis genug, dass der Personalcredit gerade auf höheren ökonomischen Culturstufen 
erst zur gedeihlichen Entwickelung gelangt? 
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Wenn es gelimgeD sein sollte, den Leser zu überzeugen, dass 
das wirthschaftliche Leben der Völker einer gesetzlichen Entwickelung 
zu immer höherer Gultur unterworfen ist, so wird derselbe auch ein- 
verstanden sein, wenn zum Schluss noch der Satz ausgesprochen und 
behauptet wird, dass nicht nur das Leben der einzelnen Völker, sondern 
auch die Wirthschaft der ganzen Menschheit einen gesetzlichen Verlauf 
zu immer höherer Vervollkommnung nimmt, und dass der Lessing'sdie 
Gedanke einer Erziehung des Menschengeschlechts nicht nur auf die 
Reli^on und die ihr verwandten Gebiete der geistigen Cultur, sondern 
auch auf das national ökonomische Leben des Menschengeschlechts 
seine Anwendung findet. 



n. 

Die österreichische Nationalökonomik unter 
Kaiser Leopold I 

Von 
Wlllielm Koselier. 



I. 
Allgemeines. 

In der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts gewährt die deutsche 
Nationalökonomik doch einen sehr viel belebtem und erfreulichem An- 
blick, als in der ersten. Jenem tiefen Sinken aller Kultur, welches 
den dreissigjährigen Krieg nicht nur begleitet, sondern schon vorberei- 
tet hatte, war ein neuer Aufschwung gefolgt, dem es durchaus nicht 
an Frische fehlte. 

Auch der Anfang des 17. Jahrhunderts hatte wissenschaft- 
liche Nationalökonomen gehabt, worunter namentlich Bornitz als An- 
fang der systematischen, Besold als Anfang der geschichtlichen Volks- 
wirthschaftslehre (und zwar nicht bloss für Deutschland!) bezeichnet 
werden kann. Aber diese Männer waren noch im Wesentlichen Juristen, 
ganz befangen im Corpus Juris, das sie auch auf dem nationalökono- 
mischen Gebiete als eine fast unwidersprechliche ratio scripta verehrten. 
Im üebrigen hatte ihre Methode in einer ziemlich rohen Compilation 
aus dem klassischen Alterthume, der neuern Jurisprudenz und theil- 
weise auch der ausländischen Finanzpraxis bestanden, vielfach nach 
dem Muster des Johann Bodinus, mit überaus wenig selbstständiger 
Kritik^), meist blosse Nominaldefinitionen, Beschreibungen und Ein- 

1) Ich erinnere z. B. an Georg Obrecht, einen der angesehensten Juristen 
und Finanzmänner seines Zeitalters , welcher das ganze absolutmonarchische Begal- 
wesen der Italiener, Franzosen und Engländer in die deutschen Territorien (mit 
ihren Domänen und Land ständen!) übersiedeln woUte: natürlich ohne Erfolg. Vgl. 
meine Dfgutsche N.-Oekonom ik an der Grenzscheide des 16. und 17. Jahrb., (in den 
Abhandlungen aer kistor.-pmioi. Klasse der K. Sachs. Gesellsch. der Wissenschaf- 
ten, 1862) S. 15 ff. 
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theüangeu des wirthschaftlichen Stoffes. Noch Kaspar Elock in 
seinen Schriften De contributionibus (1608 und 1634) und De aerario 
(1651) folgt ganz dieser juristischen Methode, welche er dann schliess- 
lich durch Nachahmung des Salmasius zu humanisiren strebte. Den 
höchsten Grad jedoch von geschmackloser Verwilderung erreicht diess, 
nach damaligen Begriffen elegante, Verfahren bei Maximilian Faust, 
dessen gewaltiger Foliant: CamiUa pro aerario (1641) zwar die Schatz- 
geheimnisse aus allen Zeiten und Ländern so sehr vereinigen will, dass 
selbst in Zukunft bis zum Ende der Welt nichts wesentlich Neues dazu 
erdacht werden könne, der aber in Wahrheit nur eine völlig planlose, 
wüste Excerptensammlung darbietet, so unhistoriscb, dass er gar nicht 
einsieht, warum Etwas, das sich irgendwo und irgendwann bewährt 
hat, nicht auch zu seiner Zeit in Deutschland passen sollte; dabei so 
gedankenlos plagirend, dass er z. B. in seinen Auszügen aus französi- 
schen Büchern immer nos, reges nostn etc. schreibt, wenn von fran- 
zösischen Dingen die Rede ist (p. 591, 593). — Unterhalb dieser mehr 
gelehrten Schicht der deutschen Nationalökonomik findet man damals 
noch eine andere , mehr populäre und praktische , gewöhnlich in deut- 
scher Sprache und ebenso überwiegend von Theologen behandelt, wie 
jene obere von Juristen. Welche trostlose Armuth an Sachkenntniss, 
welche pfäffisch hochmüthige Beschränktheit der Auffassung, welche 
fast unvergleichliche Barbarei der Form, oft geradezu mit scharfrichter- 
lichem Beigeschmäcke, bei diesen Volkswirthen herrschend war, sieht 
man am besten aus der Kipper- und Wipperliteratur zu Anfang des 
dreissigjährigen Krieges. Indess hatten schon die Epigonen Luther's 
nach dem völligen Siege der Orthodoxie über den Melanchthonismus in 
vieler Hinsicht Aehnliches geleistet. 

In der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts verschwindet 
dieser schroffe Unterschied zwischen juristisch -gelehrter und geistlich- 
populärer Nationalökonomik. Die rohe Compilation und Citatenwiith 
hört auf, und zwar ebensowohl in den für die europäische Gelehrten- 
republik bestimmten und deshalb lateinisch geschriebenen Büchern, wie 
in denjenigen, welche zunächst der deutschen Staatspraxis dienen sollen, 
also deutsch geschrieben sind. Auch das kindliche Anlehnen der Na- 
tionalökonomik, sei es an Theologie, sei es an Bechtswissenschaft, 
lässt nach; die Volkswirthschaftslehre wird um ihrer selbst willen und 
von Männern bearbeitet, welche ihren Lebensberuf in ihr haben, dess- 
halb natürlich mehr und mehr systematisch. Statt aus Büchern, zumal 
des Alterthums, schöpfen die INationalökonomen jetzt vornehmlich aus 
eigener Beobachtung der Gegenwart, im Inlande wie im Auslande. Sie 
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halten ach, was das Letztere betrifft, nieht mehr, wie ihre Vorglnger, 
an einzelne schriftstellerische Auctoritäten, einen Bodinos, Botero 
u. s. w., sondern lieber an das Gesammtbild dessen, was die Praxis^ 
zumal des holländischen Volkes und des französischen Staates, ihnen 
darbietet Wie das 17. Jahrhundert von SuUy bis auf Petty viele 
bedeutsame Vorarbeiten zur wissenschaftlichen Statistik geliefert hat, 
80 sind auch fast alle, tiefer unten berührten Schriftsteller mit Erfolg 
auf diesem Gebiete thätig gewesen*). 

V^gleicht man diese deutsche Literatur im Ganzen mit der gleich- 
zeitigen der fremden Völker, so steht sie der englischen ohne 
Zweifel nach. Diese].hat gerade im 17. Jahrhundert, auf der gesunden 
Unterlage der vortrefflichen Kolonisationsschriftsteller, nach der von 
Baco gelehrten Methode, mit Hülfe des klaren Scharfsinnes von Hobbes, 
zuletzt in dem grossen Triumvirate der Petty, Lodce und North 
eine Höhe gewonnen, die zwar nachher fast zwei M^ischenalter hin- 
durch in ihrer Weiterentwickelung gehemmt wurde, jedoch als die un- 
mittelbare Vorstufe der goldenen Zeit britischer Mationalökonomik von 



2) Eine ganz älinliclie Beaction zeigt sich damals auch auf anderen Lebens- 
gebieten. So z. B. meint Job. Balth. Schuppe (1610—1661) in der Vorrede 
zu seinem Begentenspiegel , aus dem Aristoteles Tiel zu disputiren , ob die Monar- 
chie oder Aristokratie besser u. s. w., sei Pedanterie. Die wahren Syllogisten 
der Politik sind die 50000 Scholaren CromweU's mit ihren Musketen, Hugo 
Grotius habe als Lehrbuch ein Buch weisses Papier empfohlen, in das man seine 
eigenen Erfahrungen eintragen soll. Ebenso pedantisch sind dispHtatianes oeeo" 
namkas* Wie man einen glücklichen Haushalt fahren , einen grossen Herm be- 
reichem kann n. s. w. , lernt sich am besten aus dem Katechismus , gerade so wie 
man, um Staatsweisheit zu lernen, die Geschichte des A. T. studiren soll, fragen, 
welcher A.-T.-lichen Person der betreffende jetzt lebende Fürst ähnhch ist, wo man 
dessen Ausgang dann auch zu prophezeien vermag. Machiavellis ratio status sei 
weiter Nichts, als die umgekehrten zehn Gebote. — Man sieht, diess ist eine Be- 
action sowohl gegen die unv^daute Gelehrsamkeit, wie gegen die machiavellisti- 
sche Politik der Zeit, Alles im rohen Geschmacke eines protestantischen Abraham 
a St. Clara! Derselbe Schuppe hat auch die Missbräuche pedantischer Logik 
verhöhnt, in der bekannten Geschichte von dem Vater, dem sein gelehrter Sohn 
vorredet, drei Eier seien fünf (Teutscher Lucianus: Werke I. S. 803 ff); ebenso 
in seinem „Unterrichteten Studenten*' die unpraktische üniversitätsgelahrtheit im AU* 
gemeinen; hat in seinem „Teatsehen Schulmeister*' auf den Gebrauch deutscher 
Sprache mit Ernst gedrungen, und in dieser, wie vieler andern Hinsicht die Wirk- 
samkeit des Ghr. Thomasius vorbereitet. — Die Poesie, die freilich im Zeitalter 
Leibnitzens hinter der Wissenschaft zurückstand , hat dieselbe Beaction viel später 
durchgemacht Lohenstein's Boman ,yArmimus und Thusnelda'* (1689) war noch 
ein förmlicher Auszug aus seiner Bibliothek und wurde wegen seiner „Gelehrsam- 
keit" von allen Zeitgenossen bis Moihof und Thomasius höchlich bewundert 



1 
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Hiime und Tudser bis aof Malthus und Ricardo gelten muss. Ein 
ähnlich klassischer Vorrang, wie ihn die Italiener im 15. und 16. 
Jahrhundert auf dem Gebiete der Malerei besessen haben, gebührt den 
Engländern auf dem Gebiete der Nationalökonomik, und zwar nicht 
bloss im 18., sondern verhältnissmässig ebenso sehr schon im 17. Jahr- 
hundert, wo sich ihre Nationalökonomik in schönster Parallele zu jener 
Naturwissenschaft entwickelt hat, welche durch Bacon eröffnet, in den 
philosopkical Tramactions der Londoner königlichen Gesellschaft fort- 
gesetzt worden ist, um in Newton's Prindpia phüosopMae naturalis 
tnathematica (1687) ihren Gipfel zu erreichen. — Auch die Holländer, 
mit ihren Hugo Grotius, Salmasius, Graswinckel und den Brüdern 
de la Court, stehen an volkswirthschaftlicher Einsicht über den Hoch- 
deutschen ihrer Zeit: wenn man nicht vorzieht, diesen abseits, aber 
glänzend entwickelten Zweig des Baumes zu dem grossen Ganzen 
deutscher Nation zu rechnen. Von den Italienern dagegen lässt sich 
eine solche Ueberlegenheit keineswegs behaupten. Noch während des 

16. Jahrhunderts hatten sie den Ruhm, das frühest und höchst ent- 
wickelte aller neueren Völker zu sein, auch auf dem Felde der volks- 
wirthschaftlichen Theorie, ebenso gut wie auf dem der volkswirthschaft- 
lichen Praxis, bethätigt. AUraälig aber musste der bleierne Druck, 
welchen die spanische Herrschaft auf sie legte, und die Erstarrung, 
worin auch die selbstständiger gebliebenen Theile der Nation fielen, wie 
der Kirchenstaat') und Venedig, selbst die Wissenschaft lähmen; und 
erst im 18. Jahrhundert gelang es französischen und deutschen Einflüs- 
sen, zumal über Neapel und Mailand, einen neuen Aufschwung her- 
beizuführen. Von Spanien gilt dasselbe in noch höherem Grade. Was 
endlich die französische Nationalökonomik betrifft, so hatte sie im 

17. Jahrhundert vor der deutschen zwei grosse Vortheile. Einmal, dass 
sie sich, zumal durch Colbert, ebenso vielseitig, wie grossartig con- 
centrirt, im praktischen Leben bethätigen konnte, während die deutschen 
Theoretiker wegen der politischen Gestalt ihres Landes nur zu sehr 
Predigern in der Wüste oder Luftschlossbaumeistern glichen. Sodann 
auch, dass sie in einer Sprache schrieb, welche ihren, für alle Zukunft 
gültigen, klassischen Höhepunkt erreicht hatte, während unsere Sprache 
gerade zu jener Zeit eine Form trug, welche die besten Schriftsteller 
zu raschem Veralten und Vergessenwerden fast nothwendig verurtheilte. 



3) Noch Elock (De aerartQ J, 3^ hatte die Finanzen d«s Kirchenstaates mit 
besonderer Ausführlichkeit behandelt , weil sie gegen Anfang des 17. Jahrhunderts 
immer noch zu den meist entwickelten Europa's gehörten. 
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Abgesd^n hiervon, wird man eine grosse Überlegenheit der damaligen 
französischen Yolkswirthschaftslehre nicht beJiaupten dürfen. 

Es sind nun drei Hauptrichtnngen, wonach sich während 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts die besten deutschen National- 
ökonomen grappiren lassen. Zuerst eine rein wissenschaftliche, 
fast ganz dem Norden von Deutschland angehörig. In dieser Gruppe 
ragen als typische Gegensätze hervor Samuel Pufendorff und Her- 
mann Gonring. Conring der Mann historischer Forschung und 
statisticher Beobachtung, von einer Universalität, die fast in allen 
wichtigeren Staaten und Zeiträumen gleich sehr zu Hause war, in 
hohem Masse durchdrungen von der Relativität der meisten politischen 
und wirthschaftlichen Sätze, eben desshalb jedem Extreme in der 
Wissenschaft wie im Leben feind, von den meisten Yorurtheilen seines 
Zeitalters frei, ziemlich unsystematisch, auch im Einzelnen oft der ge- 
Übrigen Schärfe bar, voll milder Rücksichten, die zuweilen echt prak- 
tisch, zuweilen aber auch höchst schwächlich sind, jedoch bei all diesen 
Mängeln stets ein hohes Ideal seiner Wissenschaft vor Augen*). Ihm 
gegenüber verhält sich Pufendorff ähnlich, wie Scblözer zu Büsching, 
F. A. Wolff zu Heyne, die frühere Blüthe der Jenaer Universität 
zu der von Göttingen. Pufendorff ebenso productiv und polemisch, 
wie Gonring empfänglich und versöhnlich; in seinen systematischen 
und selbst in seinen beschreibenden Werken ebenso in die Tiefe 
strebend, wie Conring in die Breite; ein Systematiker, der zwar 
von einer philosophisch wenig genügenden Grundlage ausgeht, dann 
aber selbst vor den äussersten Folgerungen seines (absolutistischen) 
Systems nicht zurückbebt; Urheber der besten Preistheorie, welche vor 
Steuart bei irgend einem Volke gefunden wird*). Alles, was er ge- 
schrieben hat, ist mit einem gewissen Stempel von Kühnheit und Grösse 
bezeichnet, der Verfasser an Inhalt wie an Form ein naher Geistes- 
verwandter des grossen Kurfürsten. Hätte man diesen Kopf mit dem 
von Conring zusammenschmelzen können, so würde ein Staatsgelehr- 
ter und Nationalökonom vom allerersten Range herausgekommen sein. 
— Eine zweite Gruppe, die ich als praktisch- conservativ be- 
zeichnen möchte, und die ihren Hauptsitz in Mitteldeutschland hat, 
wird am besten vertreten durch Veit Ludwig von Seckendorff, 



4) Seine YorsteUung yon Statistik s. in dem Prooemium des Examen rerum^ 
publicarum potiorum totius orbis (Opp. ed. Brunsvig. 1730. Vol. IV); seine Vor- 
stellimg von Nationalökonomik in der Dedication seiner Ausgabe der ökonomischen 
Abschmtte von Bodinus. 

6) De jure naturae et gentium (1672) V, 1. 
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Sein vomdunstes Werk ist dne ein&die, herzliche Sduldrarong dos 
Hof- und Staatslebens, wie er es selbst unter dem vortrefflichen Her* 
20g Ernst Ton Gotha kennen gelernt hatte, ohne das Beddrfoiss einer 
tiefgehenden wissenschaftlichen B^rfindnng, wie ohne weii^retfende 
YerbesseningSYorsdilage. Die geistliche Färbung der Doctrin, die kirch- 
liche Färbong des gesammten Lebens, wie sie vor dem dreissigjährigien 
Kriege bestanden, will er in gemässigter Weise festhalten; eheoao die 
haldesväterliche Stellung des Herrschers zu seinen ünterthanen, die 
halbprivatrechthche Beschränkung desselben durch den Landtag und die 
Abgrenzung der Stände gegen einand^. Allen Neuerungen des Zeit- 
geistes, der freilich immer absdutistischer und polizeisüchtiger wurde, 
steht er entg^en. Obschon er die ganze Volkswirthsdbaft eigentlich 
doch aus .dem Gesichtspunkte des hüfisch und domanial gefirbten 
Staatshaushaltes betrachtet, so herrscht doch überall bei ihm die lidiie- 
vollste Berücksichtigung der Menschen, ihrer SitÜichkät, ihres per- 
sönlichen wahren Glückes u. s. w. vor der Werthscfaätzung der mate- 
riellen Güter an sich vor. Seine Annäherung an das Mercantilsystem 
bat bei Weitem mehr einen luxuq)olizeilichen, als einen kaufmännischen 
Charakter. Zu den gleichzeitigen Theoretikern E. Leopold's L und des 
grossen Eurftrsten steht er fast in demselben Gegensatze, wie in Frank- 
reich SuUy zu Golberf , oder im 18. Jahrhundert J. Moser zu doi 
Staatswirthen der Frideridanischen und Josephinischen Periode. — Eine 
dritte Gruppe endlich, die praktisch-progressive, schliesst sich 
aufs Engste an Gestenreich an. Sie ist es, die wir im Nachfolgenden 
genauer zu betrachten haben. 

Eeine Grossmacht, die seit Erlangung der Grossmachtswfirde ihre 
innere und äussa-e Politik bisher so wenig verändert hat, wie ester- 
reich. Im letzten Grunde beruhet diess, wie die meisten anderen öster- 
reichischen Eigenthümlichkeiten, auf seiner wunderbaren ethnographischen 
Zusammensetzung. Eine Menge verschiedener Völker und Yolkstheile, 
den versdiiedensten Eulturstufen und Völkerfamilien angehörig, die 
zwar zum grossen Theile nicht aus einander können, weil sie mehr un- 
ter und durch, als neben einander wohnen^, ihre Trennung desshalb 
ein Chaos im Innern und einen Weltkrieg zur Folge haben würde, un- 
ter denen aber kein Volk den anderen so sehr überlegen ist, dass es 
vernünftiger Weise an deren Einverleibung denken dürjfteO- Ein sol- 

6) Die ethnographische Karte von Czömig eothalt, abgesehen von zahUosen 
Sprachinseln, 38 grössere Sprachgrenzen, wobei solche Völker, wie Juden, Zi- 
genner o. s. w., noch gar nicht mitgereehnet sind. 

7) In demselben Yerhältnisse, wie neuerdings 2. B. die verbesserten GoDimnni- 
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eher Staat muss natürlich seine Völkerschaften, Provinzen u. s. w. sehr 
individuell behandeln, oft sogar nach dem Grundsatze: Dimde et im-' 
pera. Die grosse Bedeutung so mancher österreichischen Prövinzial- 
landtage, die lange Fortdauer so mancher ProvinzialzöUe u. s. w., das 
früher oft an Paragien erinnernde Streben, Erzherzoge an die Spitze 
einzelner Provinzen zu stellen, und vieles Aehnliche hängt damit zu- 
sammen. Eine irgend weitgehende Centralisation war hier nicht mög- 
lich. Nun ist aber der Trieb der Centralisirung bei allen Völkern, 
welche dem Mittelalter ganz entwachsen sind, ein so wesentlicher, so 
tief gewurzelter und mächtiger, dass ein Staat, der nur wenig im 
Stande ist, ihm zu folgen, eben deshalb auch auf viele andere, der 
Neuzeit angehörige Institute und Kichtungen verzichten muss. Keine 
and^e Grossmacht ist so patrimonial, wie Oesterreich, weil hier das 
Herrscherhaus als solches in unendlich viel höherem Grade den ganzen 
Staat zusammenhält, ab in Ländern einer einigen oder wenigstens über- 
wiegenden Nationalität. Schon der Titel, welchen der österreichische 
Premierminister so lange geführt hat, war hierfür bezeichnend: Haus-, 
Hof- und Staatskänzler. Die schwerwiegende Bedeutung, welche der öster- 
reichische Staat immer seinem Adel , zumal hohem Adel eingeräumt hat, 
ist grossentheils eine Folge der Ansicht dass zwar keine österreichische 
Gesammtnation , wohl aber ein österreichischer Gesammtadel möglich, 
dessen Bildung als Unterlage des •Ganzen man desshalb durch eine 
Menge von Einrichtungen, meist in persönlichster Verbindung mit dem 
Herrscherhause, zu fördern gesucht hat: wie z. B. die Theresianische 
Ritterakademie, die Nobelgarden, die geistlichen Ritterorden u. s. w. 
Jenes zähconservative Festhalten an so vielen Einrichtungen des spätem 
Mittelalters, überhaupt am Althergebrachten, welches man dem öster- 
reichischen Staate zuweilen nachgerühmt, öfter vorgeworfen hat, war 
nur gleichsam das untere Stockwerk des Gebäudes, dessen Spitze die 
Unmöglichkeit starker Centralisation bildet. Aus demselben Grundge- 
danken folgte das enge Bündniss des Staates mit der römischen Kirche, 
Welche die Geschicklichkeit, verschiedene Völker zu behandeln, den 
halbaristokratischen Charakter und die Scheu vor bedeutenden Ver- 
änderungen mit dem österreichischen Staate gemein hatte. Sie bot 



kaüonämittel u. s. w. eine solche Einverleibung der kleineren Stämme in grossen« 
würden begünstigt haben, ist sie dadurch wieder unmöglicher geworden, dass die 
jedenfalls wichtigste österreichische Nationalität, die deutsche, durch wiederholten 
Verlust deutscher Provm^en (Eisass, Schlesien, Yorderösterreich, Flandern), wo- 
gegen nichtdeutsche genommen werden mussten (Mailand, Yeneiien, Gallizien), 
relativ geschmälert wutde. 
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dem letztern für die Mehrzahl seiner Unterthancn ein zusammenhalten- 
des geistiges Band, welches die mangelnde Nationaleinheit zum Theil 
ersetzen konnte. Desshalb sehen mv denn auch bei allen grossen 
Keformations- und Revolutionsbewegungen, die Europa ersdiüttert 
haben, diese beiden Mächte engverbunden als Vorkämpfer dagegen auf- 
treten, und selbst in ruhiger Zeit denselben Kampf meist durch strenge 
Absperrung nach Aussen fortsetzen. 

Noch eine letzte, für uns besonders wichtige Eigenthümlichkeit 
der bisherigen österreichischen Staatsgeschichte erklärt sich aus dieser 
Eigenthümlichkeit ihrer ethnographischen Unterlage. Keine andere 
Grossmacht hat so grelle Peripetien erlebt von der äussersten Schwäche, 
so dass Furchtsame kaum an die Fortdauer des Staates glaubten, zur 
äussersten Stärke. Es kann eben nicht fehlen, ein Staat, der so viele 
verschiedene Völker zusammenhalten, immer gleichsam die Diagonale 
zwischen so vielen verschiedenen Volksrichtungen einschlagen soll, wird 
häufig in der Lage sein, die an sich wohlberechtigten Wünsche einzel- 
ner Völker unerfüllt zu lassen, mitunter sogar aller seiner Völker, so- 
fern sie einander Entgegengesetztes oder aber dem gemeinsamen Bande 
Gefährliches wünschen. Hieraus entstehen jene grossen Krisen, die 
Oesterreich so oft erlebt, am bedeutendsten 1618 ff. und 1848 ff. Ein 
längeres Kränkeln geht solchen Krisen voran, indem ein grosser Theil 
der Staatsangehörigen (oder auch, -wie bei der Krisis von 1740 ff., des 
Auslandes) die ihnen durch das Bestehen Oesterreichs auferlegten Opfer 
schwerer findet, als die Uebel, die ihnen dadurch erspart werden. 
Bisher ist der Staat noch aus. jeder solchen Krise, wenn sie gründlich 
durchgemacht war, in viel grösserer Stärke hervorgegangen, als er in 
der letzten Zeit vorher besessen hatte. Sehr natürlich! Nicht bloss 
kommen bei längerer Dauer des Nothstandes schliesslich doch meist 
diejenigen Staatsmänner an's Ruder, welche für Oesterreichs besondere 
Eigenthümlichkeit am meisten Herz und Verstand haben; sondern es 
wird auch durch die Noth selbst allen Betheiligten, zumal den Haupt- 
völkern des eigentlichen Oesterreichs®), auf das Empfiindlichste einge- 
schärft, dass sie zusammengehören, dass sie die Verbindung unter ein- 
ander nur mit Beschwerden, viel grösser noch, als die das Zusammen- 
halten ihnen auflegt, würden sprengen können. Wir sehen daher auch 
nach jeder solchen glücklich überstandenen Krise das verjüngte Oester- 



8) Unter diesem eigentlichen Oesterreich verstehe ich da& mittlere Donaugebiet 
von der bayerischen Hochebene bis zur Wallachei, das durch Alpen, Sudeten, 
Karpathen u. s. w in so hohem Grade einheitlich geschlossen ist. 
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reich, eben im Vertrauen auf diese Verjüngung, mancherlei Anläufe 
nehmen, um den Vorsprung nachzuholen, welchen das ethnographisch 
einfachere Ausland politisch, wirthschaftlich, militärisch u. s. w. vor 
ihm gewonnen hatte: Anläufe, die freilich mit grosser Vorsicht geleitet 
werden müssen, um nicht der besondern Natur des österreichischen 

Staates zu widersprechen und damit eine neue Krisis vorzubereiten. 

Es wird hiernach begreiflich, weshalb auf dem Gebiete der National- 
ökonomik die um Becher gruppirten Schriftsteller Leopold's I., die 
um Sonnenfels gruppirten Schriftsteller Maria Theresia's und die 
um List gruppirten Schriftsteller der neuesten österreichischen Epoche 
so grosse Aehnlichkeit mit einander haben. 

Die Krisis von 1618 flf. war durch den, für Oesterreich so glänzen- 
den, Anfang des dreissigjährigen Krieges keineswegs völlig erledigt 
worden. Nach dem Wiedergewinn seiner deutschen und böhmischen 
Erblande hatte sich Ferdinand 11., statt Ungarn u. s. w. wieder zu er- 
obern, verführen lassen, die Eroberung des eigentlichen Deutschlands 
zu erstreben: eine Aufgabe, die so sehr ausserhalb der österreichischen 
Machtsphäre liegt, dass er noth wendig damit scheitern musste. Leo- 
pold L übernahm deshalb sein Erbreich in tiefster Erschöpfung und 
kaum mit der Hälfte der ungarischen Länder: in Deutschland so 
schwach, dass es jemstlich aussah, als würde Oesterreich hier seinen 
alten, für Oesterreichs Macht überhaupt, vielleicht sogar für Oesterreichs 
Bestand unentbehrlichen Einfluss vollkommen verlieren. Ludwig XIV. 
hatte in dem langen Zwischenreiche nach Ferdinand's HI. Tode be- 
deutende Chancen, die deutsche Kaiserkrone zu erlangen: alle drei 
geistlichen Kurfürsten waren für ihn, Pfalz und Bayern wenigstens 
lange Zeit gegen Leopold, den nur Sachsen und Brandenburg ernstlich 
unterstützten. Leopold selbst erkannte recht gut, was hier für ihn 
auf dem Spiele stand; wie er denn z. B. den Fahnen seiner damals 
neu errichteten Regimenter das Motto gab: Auf coronam, aut bellum, 
aut mortem^). Seitdem finden wir ihn bis zu seinem Tode in emem, 
fast nur durch Ungarn- und Türkenkriege unterbrochenen, Kampfe mit 
den Weltherrschaftsgelüsten Ludwig's XIV. begrifiFen. Es ist der Grund- 
gedanke des bekannten Buches : „Leopold's M. wunderwürdiges Leben" 
(1708), Gott habe gleichzeitig zwei Reiche entstehen lassen, das Lud- 
wig's XIV., „worin alle menschlichen Kräfte in ihrer Ordnung die höchste 

9) Um diese Zeit schrieb Birken, der bedeutendste Mann des Pegnitzord^s, 
in seinem Hauptwerke; „Ostländiscber Lorbeerhayn" (1657) einen Ehrenspiegel des 
Hauses Oesterreich, wofür er vom Kaiser geadelt und zum Comes Palatinus er- 
hoben wurde. 

II. 3 
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Gewalt der Welt zu acqniriren eoBspirirten'^ und das Leopold's I., 
„worin die Frömmigkeit fast ohne menschliches Zuthun jenes hintertrieb 
und zernichtete" (I, 8). In der That war Ludwig's XIV. Weltherr- 
schaft drohender, als hundert Jahre früher die Philipp's IL, vielleicht 
selbst drohender, als die Napoleon's im Anfange unseres Jahrhunderts. 
Man vergesse nicht, wie in der langen und kriegerfüllten Zeit von 
1643 (Rocroi) bis 1704 (Höchstedt) die französischen Heere nur Eine 
beträchtliche Niederlage (1675 unter Crequi) erlitten haben. Dass 
Frankreichs Flotten keine Seeherrschaft behaupten würden, ist definitiv 
erst durch die Schlacht von la Hogue (1692) entschieden worden. Auch 
finanziell war der französische Staat unter Colbert die erste Macht 
Europa's, welche eine Menge der angesehensten fremden Staatsmänner, 
ja Fürsten, bis zum Könige von England hinauf, in ihrem Sold hatte. 
Welche Ueberlegenheit das Siecle de Louis XIV. an Kunst, Poesie, 
Wissenschaft, selbst an geistlicher Beredtsamkeit beider Confessionen 
vor allen damaligen Völkern mit Recht in Anspruch nahm; wie sehr es 
nicht bloss durch höfischen Glanz, sondern auch durch zweckmässige 
Einrichtung des ganzen Staatsdienstes aller W^elt imponirte und als 
Muster galt, ist bekannt genug. In der Hauptmasse deutscher Litera- 
tur wird die Bewunderung des französischen Wesens erst durch die 
Leipzigs Acta Eruditörum (seit 1682) herrschend'®). Aber die- hervor- 
ragenden Häupter waren schon früher von dieser Sonne beschienen 
worden. Leibnitz's Unionspläne knüpfen sich an Ludwig's XIV. 
gallikanische Zeit"). Derselbe Leibnitz hatte 1672 das Project 
empfohlen, dass Ludwig Aegypten erobern sollte. Vier Jahre später 
schrieb er an Huet, indem er sich zwar nicht ingenium et doctrinam, 
aber doch diligentiae laudem anmassen wollte: quid velim aliud ex- 
spectes a Germano^ cui nationi inter animi dotea sola laboriositas re- 
licta est? Ein Mann, wie Conring, verzweifelte so sehr an Deutsch- 
land, dass er Ludwig's XIV. Oberherrschaft wegen der Türkengefahr 
nothwendig glaubte; derselbe Conring, der sich noch zwei Jahre 
vorher sehr empört über die Ansprüche Frankreichs geäussert hatte *2). 
In der sächsischen Staatsschrift: „Kippe die Wippe von A. C. F." 
(1688) wird unter den Vorzügen des Kurfürsten namentlich auch der 



10) Nach der Vorrede zu Seckendorff's Historia Lutheranismi verstanden 
1682 noch so wenige deutsche Gelehrte Französisch, dass man das Werk des Jesui- 
ten Mainbourg ins Lateinische tibersetzt wünschte. 

11) Gerade, wie sich in Ludwig^s Maintenonscher Periode Papst und Jesuiten 
gegen Oesterreieh und fttr Frankreich interessirten. 

12) Grub er, Commercium epUtolicum Leibnitiunumy p. 922, 1126 sqq. 
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aufgeführt, dass er „von Ludwig, dem Grosskönige in Frankreich, hoch- 
gehalten" sei! Unter solchen Umständen war der tiefe persönliche Hass, 
den Leopold L gegen Frankreich im Herzen trug, allerdings einer von den 
Rettungsankern für deutsches Wesen, um nicht von der Fluth des 
Franzosenthums fortgeschwemmt zu werden. Leopold sprach bei Hofe 
immer Italienisch oder Spanisch; selbst französische Bücher las er nie 
anders, als im deutschen Auszuge. In der Erziehung seines Sohnes, 
des nadmialigen Kaisers Joseph I., sollte die Reaction gegen die Er- 
oberungen Ludwig's XIV. einen systematischen Grundzug bilden^'). 
Mögen Leopold's Spottverse auf Ludwig XIV. weder poetisch noch wür- 
dig sein**); mag seine ganze Persönlichkeit von dem heroisch -maje- 
stätischen Glänze des grossen Kurfürsten noch so fern liegen: jeden- 
falls besass er den unerschütterlichen Gleichmuth und die zähe Beharr- 
lichkeit, welche den östei reichischen Herrschern, bei der besondern 
Natur ihres Staates, schliesslich mehr Erfolge einer langen Regierung 
gesichert haben, als eine blitzende und donnernde Genialität. (Man 
denke selbst an Friedrich HL!) 

Zur Charakteristik von Leopold's Wirthschaftspolitik 
mögen folgende Züge hinreichen. Im Jahre 1689 wurde, zum Theil 
auf Anlass der damaligen Münzverschlechterung, eine alphabetisch ge- 
ordnete Taxe für alle möglichen Waaren und Arbeiten erlassen, die 
im Codex Austriacus (TU, S. 290 flf.) nicht weniger als 68 Folioseiten 
füllt. Für die Landwirthschaft ist die grosse Menge von Majoraten 
wichtig, die unter Leopold den landesfurstlichen Consens erhielten. 
Die Nothwendigkeit der Einholung solchen Consenses fand der Staat 
nicht bloss im Interesse der etwanigen Gläubiger u. s. w., sondern 
namentlich auch darin begrüüdet, dass nun die Erben ausser Stande 
wären, die Fideicommisseigenschaft des Erbes in der Stille zu. be- 
seitigen. {Cod. Austr. I, S. 336.) Was die Bauern betrifft, so hob 
K. Leopold zwar 1679 das Besthaupt auf (Cod. Austr. I, S. 587), er- 
klärte jedoch selbst die Brachäcker für zehntpflichtig, und befahl, dass 
im Zweifel bei allen behausten ünterthanen auf dem Lande für Robot- 
pflicht präsumirt werden sollte. (Cod, Austr. I, S. 591 ff.").) Bei 



13) Vgl. K. A. Menzel, N. Gesch. der Deutschen IX, S, 387. 392. 
4-4) Bella fugis, sequeris bellas, pugnaeque repugnas, 
Sed bellatori sunt tibi beUa tori. 
Imbelles imbellis amas, totusque videris 
Mars ad opus Veneris, Martis ad anna Venus! 
15) Während z. B. noch Kaspar Klock im Zweifel gegen die Frohnpflicht 
präsumirt hatte. (De conUrihutionibus ^ 1634, Cap. 2.) 

3* 
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^n Handwerken liess der Kaiser 1689 eine Menge der gröbsten Zunft- 
missbräuche abstellen (C. A. I, S. 458 ff.), konnte sich aber keineswegs 
entschliessen, zur Hebung der Industrie seiner Lande nach den Grund- 
sätzen des Mercantilismus systematisch vorzugehen. Zwar wurde schon 
1665 ein Verbot der Münzausfuhr erlassen (C. A. II, S. SO)*«); 1659 
war die Einfuhr von Luxuswaaren untersagt worden, um die Ausfuhr 
des Geldes zu verhüten. (C. ^. H, S- 408 ff.) Das Verbot aller fran- 
zösischen Waaren 1674 und 1689 (C A.l^ S. 374) hat mehr einen 
kriegerischen, als volkswirthschaftlichen Zweck i^. Allein zu einem 
consequenten Grenzzollsysteme kam es doch nicht, schon wegen der 
grossen Selbstständigkeit der österreichischen Provinzen. Dagegen 
ward eine Menge einzelner Privilegia privativa ertheilt, indem ein 
Unternehmer für eine bestimmte Reihe von Jahren das ausschliessliche 
Recht der Verfertigung gewisser Producte bekam, womit dann natür- 
lich die Zufobr desselben Productes vom Auslande her verboten war. 
So in Bezug auf Spielkarten, Seidenzeuge, Tücher, Spiegel u. s. w.**). 
Mitunter kam dann noch das weitere Privilegium hinzu, dass die Kauf- 
leute der einen oder andern Provinz gezwungen wurden , der privi- 
legirten Fabrik eine gewisse Menge ihrer Producte abzukaufen. So 
2» B. C. J. in, S. 782. Wie ungeschickt man dabei oft im Einzelnen 
verfuhr, zeigen die Austerbänke, die im Garten des Hoflcammerpräsi- 
denten zu Wien angelegt wurden, wo aber die aus Venedig verschrie- 
benen Austern todt anlangten^*). 

In allen Monarchien des 17. Jahrhunderts ist es Regel, die Volks- 
wirthschaftspolitik zunächst immer aus finanziellem Gesichtspunkte zu 
betrachten. Da hängt es nun mit der früher geschilderten Grundeigen- 
thümlichkeit des österreichischen Staates zusammen, dass die Finanzen 
von jeher seine schwache Seite gewesen sind. Leopold stand in dieser 
Hinsicht dem gi*ossen Eurfüi-sten ziemlich ebenso gegenüber, wie das 
heutige Oesterreich dem heutigen Preussen. Es gab unter ihm wohl 



16) Wie bereits 1622, 1624 und 1628 die Gold- und Silberausfuhr untersagt 
worden war. (C. ^. I, S. 442.) 

17) Wie ja aucb das holländisclie System des Gewerbeschutzes nur allmälich 
und fast unabsichtlich aus Kriegsverboten hervorgegangen ist (Laspeyres, 
Gesch. der niederländ. N. - Odconomik , S. 134 ff.) 

18) Im 16. Jahrhundert suchten die Reichspolizeiordnungen, sowie Kurfürst 
August von Sachsen, im 17. Jahrhundert der grosse Eurfürät denselben Zweck 
lieber durch Ausgangsverbote des Rohstoffes der begünstigten Gewerbe zu erreichen. 
Für jene Zeit ohne Zweifel praktischer, weil es im AUgemein^ leichter ist, die 
Production, als die Consumtion zu überwachen. 

19) Mailath, Oesterreichische Geschichte IV, S. 384 f. 
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zwanzig verschiedene, unzusammenhangende Staatskassen. Graf Jörger 
schlug. eine „Generalkasse", d.h. also einige Centralisirung des Finanz- 
wesens vor, zuerst 1671, dann 1690 in der Schrift: „unterschiedliche 
Motive"» Es kam aber wirklich dazu erst unter Maria Theresia. Die 
25000 Eammerbeamte K. Leopold's sollen jährlich mindestens 5 Mill. 
Rthh-. gekostet haben; und es wird auf das Bitterste geklagt über die 
Bestechlichkeit der Beamten, die Trinkgeldersucht bei Hofe u. s. w., 
weil die Gehalte noch ebenso waren, wie 200 Jahre früher, also bei 
den gesunkenen Geldpreisen durchaus ungenügende^). Die Landstände 
missbrauchten ihr Steuerrecht meistens dazu, ihre Kataster, wirklichen 
Einnahmen u. s. w. der Regierung aufs Sorgfältigste zu verheimlichen. 
Die Kosten für daa Heerwesen führten sie den Truppen gewöhnlich 
unmittelbar zu. Daher dife ewig klagende Cprrespondenz von Feld- 
herren, wie Eugen, Starhemberg, Ludwig von Baden u. s, w. Wäh- 
rend der Kriege mit Ludwig XIV. wird in den Frankfurter Relationen 
jedes beim Heere eingetroffenen Geldtransportes immer als einer sehr 
bemerkenswerthen Sache Erwähnung gethan. Die ungeheueren Steuer- 
rückstände erklären sich zum Theil daraus, dass mehrere Landschaften 
kein anerkanntes Steuerexecutionsrecht besassen. Die Tyroler Stände 
z. B. erhielten dasselbe erst unter Karl VI. auf vier Jahre ^i). 

Für die Entwickelungsstufe und politische Bedeutung, welche die 
Nationalökonomik eines Zeitalters erlangt hat, giebt es nicht leicht 
etwas Charakteristischeres, als die Ansprüche des Staates an die wirth- 
schaftliche Kenntniss seiner Beamten. Wir kennen handschrift- 
liche Anweisungen aus Leopold's Zeit, wie ein Hofkammerrath sich 
vorbilden soll. Wegen der Verbindung der Hofkammer mit Reichshof- 
raih und Hofkriegsrath musste er Reichsrecht und Kriegswesen verstehen; 
dann Lehnrecht, römisches Recht, Regalien, Steuern, Gefällwesen. 
Der Gandidat musste ein Jahr lang bei der Registratur C^im^ralacten 
lesen; femer die Instructionen der niederen Aemter, das Salzreform- 
libell, die Executions- und Revisionsordnung Ferdinand's HI.; er musste 
die Einzelheiten der kaiserlichen und landesherrlichen Belehnungen, die 
Landtagsartikel, von Sprachen besonders Lateinisch und Deutsch ver- 
stehen. Auf das Emstlichste wird ihm Bewahrung des Amtsgeheim- 
nisses eingeschärft^). 



20) Leopold'B M. wunderwürdiges Leben I, S. 139. 128. 

21) J. Bi der mann, Die V^iener Stadtbank (1869), S. 4 ff. 64. 70. 

22) S. Wolf in den histor. - philol. Sitzungsberichten der Wiener Akademie, 
1853, S. 445. Einen lehrreichen Gegensatz hierzu bildet die Ansicht de la Court' s, 
dass man die künftigen Beamten im Handel und Gewerbfleiss ihres Landes unter- 
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n. 

Johann Joachim Becher 

wird gegen 1625 geboren sein^), als der Sohn eines gelehrten prote- 
stantischen Geistlichen zu Speyer, den er jedoch schon in zartester 
Kindheit verlor. Seine Jugend, inmitten des dreissigjährigen Krieges, 
war sehr hart, womit unstreitig seine autodidaktische, aber zuchtlose 
Entwickelung zusammenhängt. Nach seiner eigenen Angabe*) hat er 
namentlich durch grosse Reisen in Deutschland, Italien, Schweden und 
Holland gelernt, und ist vom Studium der Mathematik auf die Mecha- 
nik (Physik und besonders Chemie) gekommen, dann auf die praktische 
Beobachtung und Verbesserung vieler Handwerke, schliesslich zum 
Studium ihres Absatzes, was ihn dann überhaupt zu cameralistischen 
und juristischen Arbeiten führte. In Mainz zum Doctor der Medicin 
promovirt, wurde er ,bald nachher Professor Institutionum Medidnae 
und churfiirstlicher Leibarzt daselbst, welche Beförderung ihm zwar 
durch seine Heirath mit einem B'räulein von Hömigk erleichtert wurde, 
aber doch auch mit seinem üebertritt zur römischen Kirche erkauft 
werden musste. Seit 1664 fing er an, als Rathgeber bei Errichtung 
von Fabriken u. s. w. benutzt zu werden : erst durch den Pßjzer Chur- 
fürsten, dann in Wtirzburg, kurz darauf in München, wohin er als 
Leibarzt gerufen wurde, seit 1666 in Wien, wo er eine Anstellung als* 
Rath in dem 1665 errichteten Commerz-CoUegium mit 1000 Rthlm. Be- 
soldung erhielt. Sein geistvoll productives, zugleich aber sehr prahleri- 
sches, zum Schwindel geneigtes und hitzig unvorsichtiges Wesen machte 
ihm in jeder Stellung bald viele Feinde. So fiel er am Pfälzer Hofe 
in Ungnade, weil es mit einem Perpetuum mobile nicht ging, wozu 
ihm der Churfurst einen eigenen Thurm hatte bauen lassen. Aus 
Würzburg musste er fort, weil er durch Anatomirung eines hingerich- 
teten Weibes „unehrlich" geworden war. In München stiess er alle 
Beamten vor den Kopf durch einen Vorschlag, an ihrer Besoldung zu 



weisen, nicht aber mit dem, für öffentliche Dinge unpraktischen, römischen Rechte 
vollstopfen soll. (In der 1659 verfassten Schrift: Het Welvaeren der Stad 
Leyden.) 

1) Wie er selbst berichtet (in der Vorrede zu seiner Meihodus didacHca), wäre 
er zwar erst 1635 geboren; es ist aber nicht unwahrscheinlicü, dass er sich dabei 
für jünger ausgegeben, als er wirklich war. Seine Gattin versicherte bei seinem 
Tode, 1685, er habe nicht mehr weit von den 60 Jahren gestanden. 

2) Vgl. die Zueignung der ersten Ausgabe seines Politischen Discurses an den 
Grafen Sintzendorff. 
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sparen. Ganz vornehmlich indess beklagt er sich über Anfeindung von 
Seiten der Kaufleute und Geistlichen'). Jene fürchteten sein oft wie- 
derholtetes Project, allen Handel an neugestiftete Compagnien im Bunde 
mit dem FiBcus zu übertragen, und waren nun vornehmlich bemüht, seine 
praktische Sachkunde zu verdächtigen. Die Geistlichen werden seiner 
Kechtgläubigkeit nicht getraut haben, obschon er die Fürsten mit rene- 
gatischer Aengstlichkeit nicht bloss vor heterodoxen, sondern sogar 
vor indifferentistischen *) Dienern zu warnen liebte. 

Von Wien aus sehen wü- ihn bemüht, bald den Absatz österreichi- 
scher Producte, zumal Weine, in Holland zu fördern, bald fremde In- 
dustriezweige hinüberzusiedeln, bald Anleihen für den Kaiser in Holland 
zu vermitteln. Einmal denkt er auf Anregung von Baden aus an 
Gründung einer ostindischen Compagnie; ein anderes Mal in Verbin- 
dung erst mit Bayern (1664), dann mit dqm Grafen von Hanau (1669) 
an eine deutsche westindische Compagnie und Kolonie. Einige Zeit 
lang wurde er von dem Präsidenten seines CoUegiums, der zugleich 
(1657 — 1679) Hofkammerpräsident war, Grafen Sintzendorff ge- 
halten, so wie Kaiser Leopold selbst an seinen alchymistischen Ideen 
Wohlgefallen hatte*). Daher die erste Ausgabe seines volkswirthschaft- 
lichen Hauptwerkes dem Grafen, die zweite dem Kaiser zugeeignet 
ist Jedoch hatte namentlich die Sintzendorffsche Gnade wenig Be- 
stand: sie scheint überwiegend auf der Hoffnung beruht zu haben, 
dass sich Becher's Talente für den Privatvortheil seines Gönners 
würden ausbeuten lassen. Nachdem man lange Zeit seine Besoldung 
versäumt, musste Becher 1678 tief verschuldet nach Holland flüchten, 
konnte es aber auch hier, angeblich wegen Nachstellung von Seiten 



3) Bittere Klagen Becher's über das Zusammenwirken seiner kaufmännischen 
und geistlichen W^idersacher: Politischer Discurs, S. 103. II. Auflage, S. 390. In 
München hatte man den Pöbel so gegen ihn aufgehetzt, dass er kein Logis mie- 
then konnte. (II. Auflage, S. 316.) Auf Reisen, versichert die Zueignung der 
ersten Auflage, sei ihm sogar nach dem Leben getrachtet Namentlich sollte das 
Motto aus Calyin's (nicht des Reformators!) Lexicon Jitridicumy welches die erste 
Auflage des Discurses trägt, beweisen, dass er noch immer ein heimlicher Calvinist sei. 
(Vorrede zur 11. Auflage.) 

4) „Statisten-Religion, die weder kalt noch warm seyn". (Politischer Discurs 
n. Auflage, S. 30.) 

5) Leopold war selbst ein eifriger Alchymist. Nach „Leopold's M. wunderwür- 
diges Leben u. s. w." I, S. 82 enthält die Wiener Schatzkammer viel Gold , das in 
seinem Beisein aus anderen Metallen ist verwandelt worden. Ein österreichischer 
Chemiker, v. Rain , erklärte deshalb 1(580 die Zweifler an der Existenz des Steins 
der Weisen für Majestätsbeleidiger. 
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Sintzendorffs, nicht lange aushalten. £r ging daher 1680, wie er 
selbst klagt, mit Zurücklassang seiner Familie, seiner Ehre und seines 
Vermögens, nach England, wo ihm sein geistvolles, an Projecten frucht- 
bares Wesen bald an dem Prinz^ Ruprecht von der Pfalz, sowie 
an dem Herzoge von Lauderdale mächtige Gönner verschaffte. Doch 
war er selbst inzwischen müde geworden. Seine letzten Schriften , so- 
wie sein Entwurf einer „psychosophischen^^ Gesellschaft, die auf eine 
Art evangelischen Klosterlebens abzielt (Phychosophie, S. 121), zeugen 
von tiefem Ruhebedürfnisse, und er starb 1685, nachdem er wahrschdn- 
lieh vorher wieder Protestant geworden*). 

Von Becher's zahhreichen Schriften, die sich zum Theil mit sehr 
allgemeinen Fragen beschäftigen, wie z. B. seine Methodus didaciiea 
(1667) und seine P^ychoaopkia oder Seelenweisheit (1678) '^), letzteres 
Werk eine Art Encyclopädie aller seiner Kenntnisse, sind die wichtig- 
sten die naturwissenschaftlichen und cameralistischen. Unter jenen ragt 
hervor die Pkysica subterranea s. Acta laboratorii ckymici Monacensis 
(1669), worin die Grundgedanke des spätem StabPschen oder 
phlogistischen Systems der Chemie enthalten sind. Stahl selber hat 
wohl gesagt: Bechenana sunt, qnae frofero^ und hat dem genannten 
Werke, als er es 1702 von Neuem herausgab, den Ruhm zugespro- 
sprochen: Opus 9ine pari, primum hadenus et princeps. Nach Kopp, 
Geschichte der Chemie I, S, 178 ff., besteht die Wichtigkeit Becber's 
für die Entwickelung der Chemie weniger in der Entdeckung neuer 
Thatsachen, als in der Erklärung und Zusammenfassung der schon früher 
bekannten. Jedenfalls hat er auf diesem Gebiet Epoche gemacht. Sein 
„Chynüscher Glückshafen" hatte seiner Zeit bei den Aldiymisten grossen 
Ruf^); und es ist leicht zu begreifen, wie gerade ein so auf die Pra- 
xis und Volkswirthschaft gerichteter Naturforscher im Zeitalter des 
Mercantilismus zur Goldmacherei kommen konnte, auch abgesehen da- 
von, dass in den alchymistischen Lehren vom Steine der Weisen, vom 



6) Von Becher's Leben giebt es namentlich zwei Beschreibungen : eine von 
ürb. Gott fr. Buch er unter dem Titel: „Das Muster eines nützlichen Gelehrten 
in der Person Herrn Dr. J* J. Becher's", 1722; dann ein Aufsatz von Zinke in 
dessen Leipziger Sammlungen von wirthschaftlichen u. s. w. Sachen Bd. 11. (1745) 
S. 657 fF., der jungen Cameralisten „an dem Exempel dieses so vortrefflichen als 
schlimmen Mannes vieles vorsteUen will, dafür sie sich thcils zu hüten , theils aber 
auch demselben nachfolgen müssen". 

7) In 4. Auflage, Hamburg 1725. 

8) Doch giebt ihm Kopp a. a. 0. das Zeugniss , dass seine alchymistischen 
Bemühungen nie durch Habsucht geleitet waren. 
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Lci)enselixir, von der Universalmedicin, von der materia prima und 
deren verschiedenen Beifegraden, vom Spiritus univei*salis , der sich in 
alle matrices einsenkt, und woraus Alles, was ist, sein esse et fieri be- 
kommt u. s. w., unstreitig viel missverstandener Kern philosophischer 
Speculation verborgen liegt. Eine andere, sehr interessante Brücke 
zwischen den naturwissenschaftlichen und cameralistischen Foi-schungen 
Becher's fölnrt den Titel: „Närrische Weisheit und weise Narrheit^)*': 
eine Sammhmg „Goncepten, welche närrisch, irräsonable und ohnmöglich 
geschienen, dennoch in Praxi wohl succedirt und mit Nutzen reussirt'S 
und eine ebensolche Sammlung entgegengesetzter Art. In die erste 
Klasse gehört u. A. Prinz Ruprechtes Bibercompagnie, des grossen 
Kurfürsten Oder- Elbkanal, der russisch-chinesische Landhandel, Hein- 
rieh's IV. Einführung des Seidenbaues in Frankreich, Eduard's III. 
und EUsabeth's Einführung der WoUfabrikation in England, die Ein- 
führung des Beuteltttchs in Schwaben, des Reis- und Tabaksbaues, aller- 
lei Maschinen zum Strumpfwirken, Weben, Seidenfiliren u. s. w.; aber 
auch ein Perpetuum mobile. Oft sind es blosse Notizen von auswärts 
gemachten Erfindungen, wie englische Lederbereitung, Prinz Ruprechtes 
schnelles Kanonenladen, Auszüge aus einem Nürnberger Buche über 
Holzsparkunst; zuweilen auch eigene Nova, z. B. über Pasigraphie. 
In der zweiten Klasse führt Becher u. A. Lana's Ideen an , mit Hülfe 
von Kugeln, die leichter als die Luft sind, zu fliegen (S. 169); den 
Rhein-Donaukanal (S. 108 ff.), den Hopfenhandel in Bayern (S. 144), 
die französischen Kupferpontons (S. 166) I — Becher's cameraiistisches 
Hauptwerk ist der „politische Discurs von den eigentlichen Ursachen 
des Auf- undAbnehmens der Städte, Länder und Republiken, in specie, 
wie ein Land Volkreich und Nahrhaft zu machen und in eine rechte 
Sodetatem civilem zu bringen", in erster Auflage 1668 zu Frankfurt 
erschienen, 234 S. klein 8^. Diese Auflage, nach der ich in der Regel 
ätire, ist so selten, dass Zinke, der Herausgeber und Gommentator 
der 5., sie nur von Hörensagen kennt. Die zweite Auflage von 1673 
hat 1272 S. desselben Formats, wie die erste. Sie unterscheidet sich 
von dieser hauptsächlich dadurch, dass sie zwischen das zweite und 
dritte Kapitel vier Abschnitte von allgemein politischem Inhalte ein- 
schiebt; dann aber zum Schlüsse des Ganzen eine Menge „Acta, so das 



9) Ich kenne ferner die neue Ausgabe durch J. F. R., 1706, mit einer Einlei- 
tung über Leben, Verdienst, Schriften u. s. w. Becher's im Allgemeinen. 

10) Dass sich Becher auch um die Einführimg des KartofFelbaues in Deutsch- 
land, sowie um die Verkoakung der Steinkohlen und Gewinnung des Steinkohlen- 
theers grosse Verdienste erworben., s. Zinke a. a. 0. S. 702. 
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Frühere practice erklären", folgen lässt, zum Theil aus dem bayerischen, 
zum Theil aus dem österreichischen Geschäftsleben des Verfassers und für 
die deutsche Wirthschaftsgeschichte jener Zeit vielfach interessant. 
Wahrscheinlich soll dies die Erfüllung des Versprechens sein, welches 
die Vorrede zur ersten Auflage enthält, die Praxis der Theorie anzu- 
fügen durch eine Darstellung des „Fundamental-Interesses der kaiser- 
lichen Erblande, d. h. von dem gegenwärtigen Zustande der Commercien 
in den k. Erblanden")". Von anderen cameralistischen Arbeiten Be- 
cher's verdienen eine besondere Hervorhebung seine „Gedanken und Ver- 
laufF über das Confiscations-Werk der Frantzösischen Waaren und Ma- 
nufacturen in Teutschland, geschrieben an die Stände des H. Römischen 
Rechts, so in Eegenspurg versammlet". 

Dass Becher von Hause aus Naturforscher war, nicht 
Theolog, Philolog oder Jurist, wie die meisten deutschen Nationalöko- 
nomen vor ihm ^^) , lässt sich auch in seinen cameralistischen Arbeiten 
deutlich genug wahrnehmen. Sie erhalten dadurch eine eigenthümliche 
Frische, aber auch Materialität. So meint er z. B. in der Vorrede 
zur ersten Auflage seines Politischen Discurses, der Staat leide leicht 
an Hektik, wo dann erst das Blut (Geld), hierauf das Fleisch (Nahrung), 
zuletzt das Mark (Volkszahl) hinschwindet. Hiergegen dürfe nicht mit 
Purganzen und Aderlässen (neuen Steuern), sondern nur durch humec- 
tantia, nutrientia et refrigerantia gewirkt werden. An Materialismus 
streift diese Auflassung, wenn es S» 21 heisst: „Warum schlagt man 
einem Mörder den Kopf herab und hencket einen Dieb ? Allein darumb, 
dass der erste die populosität, der andere die Nahrung der Gemeinde 
mindert". Wie Becher übrigens ganz der Mann des Experimentes 
war, also der praktischen Selbsterfahrung, so unterscheidet er sich durch 
nichts auffallender von seinen gelehrten Vorgängern auf dem Gebiete 
deutscher Nationalökonomik, als durch seinen Maugel an Citaten. Waä 
er statt dessen liebt, ist eine Menge von Sprächwörtern, die seinen 
ohnedies lebhaften und schlagenden Stil noch mehr beleben. 

Das volkswirthschaftliche System von Becher ist ebenso 
durchsichtig, wie consequent. 

11) Die dritte Auflage von 1688 ist nur ein unveränderter Abdruck der zweiten. 
Eine vierte ist 1721, die Zinke'sche 1754, eine sechste 1759 erschienen. 

12) Einen merkwürdigen Vorläufer hat er in dieser Hinsicht an dem berühmten 
Chemiker Glaub er, der ihm auch an Geheimnisskrämerei und Prahlsucht ver- 
wandt ist. Glauber's Werk: „Teutschlands Wohlfahrt" (VI Bände, 1656 ff.) ist 
hauptsächlich dazu bestimmt, die Deutschen zur Selbstverarbeitung ihrer Rohstoffe 
und Ausfuhr von Gewerbeproducten anzuleiten. Auch die Beziehungen des Ver- 
fassers zu Holland, wo er starb, erinnern an Becher. 
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Wie er den Begriff einer Stadt definirt als „eine vo Ick reiche 
nahrhafte Gemeine" (S. 2): so lässt sich der ganze Inhalt seines 
Buches auf diese drei Punkte zurückführen. „Je volckreicher eine 
Stadt ist, je mächtiger ist sie auch". Volkarme Länder „können sich 
nicht defendiren auf Mangel der Menschen, werden derhalben znr Beute 
jedem, der da kommt und sie anfeindet". Selbst die Negersklaverei 
möchte Becher in Deutschland eingeführt sehen, um die Volksmenge 
zu vergrössem. (Psychosophie , Nr. 117.) Aber „damit eine volck^- 
reiche Versammlung bestehen könne, muss sie zu leben haben; ja eben 
dies letztere ist ein Anfang des ersten : die Nahrung ist ein Angel 
oder Hamen, wodurch man die Leut herzulocket . . . . *^)- Dann ob 
schon ein Land populos wäre, und im Fal der Noth keine Lebens- 
Mitl, Nahrung oder Verdienst hätte, so wären die Leut potius oneri, 
quam usui" (S. 2 ff.)^ „Gleichwie nun die Volckreichmachung auss 
der Nahrung eines Orts quellet, also entspringt die Nahrung auss der 
Gemeind: nemlich dass die Leut eines Orts einander unter die Arme 
greiffen, und einer dem andern durch gemeinen Handl und Wandl zu 
seinem Stück Brod verhelffe" (S. 3). „In einer populosen Statt ist 
es leichter, als in einem deserten Orth sich zu eiiiehren, indem ein 
Mensch von dem andern lebet, wie hierinnen alle grosse Statt ein Exem- 
pel seynd . . . Durch die populirung verstärckt sich die leichte Nahr- 
ung und durch solche der Zulauff der Menschen, hierdurch aber wie- 
derumb die populisirung gleichsam in einem ewigen CircuP*)". — So 
wenig wir die Ewigkeit dieses Girkels zugeben können, so sehen wir 
doch klar, dass Becher die im 18. Jahrhundert so gewöhnliche Unart 
nicht theilte, bei dem Wunsche der Volksvermehrung deren nothwendige 
Unterlage, die Nahrungsmittel, ganz und gar zu vergessen. Er verhält 
sich in dieser Hinsicht zu Männern, wie Darjes oder von Justi, die 
man gleich ihm zu den sog. Mercantilisten redmet, ganz ähnlich, wie 
Heinrich IV. zu Vauban^*); obschon bei ihm, der die Entvölkerung des 



13) Bei der Volksvennehrung denkt Becher gewöhnlich nur an den „Zulauf" von 
Aussen her: vgl. Politischer Discurs 11. Auflage, S, 610. Dass er jedoch für die 
tiefere Auffassung der Sache nicht verschlossen gewesen, zeigt u. A. seine Wider- 
legung der Besorgniss , die von ihm befürwortete Kolonisation der Deutschen in 
Westindien mochte der Fopulosität von Deutschland schaden (a. a. 0. S. 1187 ff.)* 

14) Politischer Discurs, ü. Auflage, S. 372. 

15) Yauban meinte: c'est parle nombre de leurs sujets, que la grandeur des 
rois se mesure, während Heinrich lY. weise hinzugefügt hatte: que la force et 
la richosse des rois consistent dans le nombre et dans l'opulence des sujets. v. 
Justi, Staatswirthschaft I, S. 160 ff. lehrt, ein Land könne niemals zu viel Mcn- 
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dreissigjährigeu Krieges vor Augen hatte, eine einseitige Auffiissung 
der Sache wohl begreiflich gewesen wäre. 

In der Gemeinde selbst unterscheidet ßecher zwei Klassen von 
Mitgliedern: solche, die nur Diener der Gemeinde sind und von ihr 
unterhalten werden müssen, wie z. B. die Obrigkeit, die Geistlichen, 
Gelehrten, Aerzte, Apotheker, Soldaten u. s, w. ; femer solche, „welche 
die societatem civilem essentialitcr constituiren'^ Diese letzteren zer*- 
fallen wieder in Bauern, Handwerker und Kaufleute. Der Bauern- 
stand, wozu Becher alle Rohproducenten rechnet (S. 7), ist zahlreicher 
und nothwendiger, als der Kaufmannsstand. Denn „ein eintziger Kauf- 
mann kann verhandeln, was hundert Handwercksleut verarbeiten, und 
ein Handwercksmann verarbeiten, was hundert Bauern ihme an rohen 
materien zum verarbeiten geben können" (S. 6). Indess bedürfen 
alle drei Stände einander in ziemlich gleichem Grade. „Wenn die 
zwey erste Stände ruinirt oder im Abnehmen seyn, so kann der Bauer 
seine Früchte nicht versilbern " (S. 15). Jeder Stand hat zu seiner 
Erhaltung den Absatz nöthig. „Die Consumption ist die Seel der 
drey Stände, der eintzigeBindschlüssel, welcher sie an einander hefftet, 
auch von einander leben macht; ja der Consumption wegen ist der 
Kaufman-Stand so nöthig in der Gemeind, so gross darinnen der Bauern- 
stand" (S. 17). Auf diese Weise hängt Alles zusammen. „Weil 
die Narung der Gemeinde allein in Verhandlung, Versilberung ihrer 
Güter bestehet, so ist leicht zu erachten, dass alles, was dieses verhin- 
dere, auch die darauff fundirte Nahrung und die darauss entspringende 
populosität verhindere und schwäche" (S. 14). — Diese üeberschätzung 
der Consumtion, oder vielmehr der Verkehrsseite jeder wirthschaftli- 
chen Thätigkeit, macht Becher's Werk einem System der heute sog. 
Handelswissenschaft ähnlich^*). Sie ist naturgemäss, wenn man eben 
den ersten Schritt gethan hat aus der naiven Betrachtung d^ einzel- 



schen haben; Darj es, Erste Gründe, S. 379 hält sogar die Vermehrung der Bettler 
für „einträglich". Dagegen sehen wir Becher's Meinung von seinen Zeitgenossen 
Conring (De vectigalibusy 1663, Cap. 25 sq. De vectigaUbuSy 1665, Gap. 30) und 
V. Seckendorff (Teutscher Fürstenstaat II, 8, 7, Additiones zum T. Fürsten- 
staate, 1664, S. 179. Christenstaat, S. 433) getheUt. Nur ist sehr charakteristisch, 
dass Seckendorff bei seinem Streben nach Yolksvermehrung gar nicht an militäri- 
sche Zwecke, sondern bloss an die Vermehrung menschlichen Glückes denkt« 

16) Von den dreissig Capitehi der ersten Ausgabe umfassen 14 (Kap. 6—19) 
eine rein technisch-statistische DarsteUung der vornehmsten Handelszweige, wie z. 
B. des Seiden-, Leinen-, WoU- und Haar-, Leder-, Papierhandels u. s. w., woraus 
man die tüchtige praktische Kenntniss des Verfassers aufs Deutlichste ersehen 
kann. 
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nen Gater und Güterprodactionen zur Auffassung der Volkswirthschaft 
im Ganzen, und entspricht durchaus der gleichzeitigen Ueberschätzung 
des Geldes, also des Verkehrswerkzeuges *ax ^oxfiVj von Seiten der 
80g. Mercantilisten. Dass übrigens Becher, wie fast alle Nationalöko- 
nomen") bis auf Steuart herab, von den sachlichen Factoren der 
Producti(m und den auf sie begründeten Zweigen des Volkseinkommens 
80 fast gar nicht redet, desto mehr von den socialen Ständen und per- 
sönlichen Ba*ufen der Volkswirthschaft, ist nicht blosse Unwissenheit. 
Diese Stande waren damals weit schärfer abgegränzt und bedeutender, 
als heutzutage, während die Productionsfactoren (Natur, Arbeit, Kapi- 
tal), beim Vorherrschen des Handwerks in den Städten, der Fröhner- 
wirthschaft auf dem Lande, sowie bei der geringen Ausbildung eines 
Kapitalistenstandes und Proletariats, persönlich viel weniger geschieden 
waren. 

Jener Verwechselung von Geld und Reichthum, welche man 
gewöhnlich dem "Mercantilsysteme zuschreibt, hat sich Becher nicht ^ 
schuldig gemacht. Zwar ist es in seinem Vortrage an die bayerischen 
Geheimeräthe (1664) das erste Axioma: „man solle allezeit sehen, dass 
man das Gelt im Land behalte und von frembden Orthen noch ein 
mehrers dazu bringe, . . . dieweil das Gelt gleichsamb die Nerve und 
Seel eines Landes ist". Aber er nennt doch zugleich das Geld eine 
Waare: „keine Waare, die theurer und nötiger einem Land, als Gelt ^•)". 
Becher's Hauptgedanke bleibt immer der „Verlag": dass mit dem 
Gelde Menschen beschäftigt und zum gehörigen Absatz ihrer Producte 
verhoUen werden. Solche „Verläger sind vor Grttndsäulen aller Stände 
zu halten : von ihnen lebt der Handwercksmann, von diesem der Bauer, 
von diesem der Edelmann, von diesem der Lands-Fttrst, und von diesen 
allen wieder der Kaufinann" (S* 22)» Wie sehr Becher das Interesse 
der VolksvOTmehruög dem der Geldvermehrung voranstellt, sieht man 
aus seiner Aeusserung, dass jeder vernünftige Regent „diejenigen künst- 
lichen inventiobes verbiete, wodurch man in der Arbeit die Menschen 
erspahrt (Bandimühlen, Strüinpffinühlen u. s. w.), ohnerachtet es mit 
seinem privat-Schaden geschieht *•)". Es ist hiernach begrdflich, „dass 



17X AUerdings mit eimgen groBsartigen Ausnahmen nnter Becher's Zeitgenossen 
in England) namentUch Hobbes, Petty und Locke, welche die neuere Theo- 
rie derBroduetionsfactoren imd Eänkonme&szveige in mericwür^gster W^e vor- 
bereitet haben. Vgl. meine Abhaadkmg z^ Oesehkhte der englischen Yo]kwirtii<- 
schaftslehre, S. 48 ff. 76, 102. 

18) Poütiisdier I>iscar8, II. Auflage, S. 260, 269. 

19) Poütischer Discurs, II. Aufl., S. 309. Becher soll auch selbst mehrere, 
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ein Kaufmann ein Land aufbringe oder verderben könne, wiewol es 
unsere Staatisten theils nicht mercken wollen (S. 21). . . . Diejenige 
Kauffmannschaft, von welcher der Staat an Geld und Nahrung gemehrt 
wird, ist negst der Natur die Säuge-Mutter , welche das noch junge 
Aufnehmen auch der desertesten Länder zum Sprossen, zur Blut und 
endlich herlichen Früchten bringet" (S. 22). Andererseits hat Becher 
kaum Worte genug, um solche Kaufieute zu brandmarken , welche ihr 
Geld für fremde Waaren in's Ausland schicken und damit die inländi- 
schen Verleger hindern. Diess sind „Hummeln, die den armen Bie- 
nen den Honig stehlen (S. 25), Juden und Ganalien, die vorwenden, 
man könne dergleichen Waaren nit im Land machen, alle Elemente 
seyen nicht gut darzu, nur darumb, damit hinter ihren diebischen Ge- 
winn Niemands gründlich komme" (S. 20). Selbst mit Mördern wer- 
den sie verglichen, weil sie die „Populosität" mindern (S. 21), 

Je nöthiger also für das Gedeihen aller Stände der rechte „debit 
oder Verschleiss" ist^ um so gründlicher sucht Becher die drei mögli- 
chen Ausartungen desselben zu bekämpfen. Diese stehen zu den 
drei Hauptpunkten jedes blühenden Gemeinwesens in eigenthümlicher 
Beziehung: „das Monopolium verhindert die populosität, das Po- 
lyp oli um verhindert die Nahrung, das Propol ium zertrennt die 
Gemeinschaft" (S. 25). Mag der Monopolist für seine Person auch 
ebenso viel gewinnen, wie er „Anderer Nahrung an sich gezogen hat", 
so ist es doch für ein Land ungleich besser, „wenn es viel mittelmässige 
reiche und von ehrlicher Bürgerlicher Nahrung Leut hat, als wann es 
arm von Menschen ist, und nur etliche wenige hauptreiche Leut unter 
sieh hat" (S. 27). Ebenso schädlich ist das Polypolium, die Zersplit- 
terung eines Geschäftszweiges unter mehr Menschen, als davon ordent- 
lich leben können. „Es ist einer Gemeinde viel nützlicher, F^nn sie 
eine gewisse Anzahl mittelmässig reicher Leut, als eine übergrosse Mänge 
Bettler und armer Polypolisten hat" (S. 29). Wie der überreiche 
Monopolist im Falle der Noth leicht „durchgehet, und mit ihm die 
ganze Gemeind", so pflegen die Bettler z. B. in Belagerungsfällen 
„entweder auss Hunger selber zu rebelliren, oder müssen mit Schaden 
und Schand dem Feind zugewiesen werden" (S. 27, 29). Endlich das 



von ihm erfundene und im Wiener Werkhause angewandte, Maschinen aus dem lüi- 
geffthrten Grunde nachmals unterdrückt haben. (Zinke's Leipz. Sammlungen 
11, S. 700.) Uebrigens stimmt er in diesem Puncte nicht bloss mit Boxhorn 
(Institut. I, 1), sondern auch mit den vornehmsten damaligen Praktikern überein, 
selbst mit Colbert^ 
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PropoUum, der Vorkauf, welcher durch Zwietracht der Käufer oder Ver- 
käufer das Zusammenhalten der Gemeinde zerstört (S. 150 ff.). 

Das Vorbeugungs- und Heilmittel gegen alle diese Krankheiten sieht 
Becher in einer grossartigen Reglementirung des ganzen Verkehrs durch 
den Staat. 

Zwar einen Hofabsolutisten darf man ihn durchaus nicht nennen. Dazu 
ist er yid zu sehr von holländischemGeiste angewehet. Holland 
war damals nicht nur das reichste, volkswirthschaftlich am meisten ent- 
wickelte Land der Welt, das von den englischen Nationalökonomen und 
französischen Staatswirthen gleich sehr bewundert, beneidet und zur 
Nachahmung empfohlen wurde, sondern es stand auch wissenschaftlich 
und künstlerisch 20) (vor der goldenen Zeit Ludwig's XIV.) an der Spitze 
Europa's, und war politisch im Innern ziemlich der einzige Sitz geord- 
neter Freiheit, sowie nach Aussen zu der Mittelpunkt des europäischen 
Staatensystans. Zwar dem Tieferblickenden mochten zu der Zeit, wo 
Becher schrieb, viele Unterlagen seiner Grösse morsch erscheinen ^i) ; 
im Ganzen aber hat der Ruhm, eine Schule Europa's zu sein, für Hol- 
land noch lange fortgedauert, so dass, nach dem Vorgange des savoy- 
ischen Emanuel Philibert und des brandenburgischen grossen Kur- 
fürsten, noch Peter M. hier seine Regentenstudien machte. Wie Be- 
cher diesem Wesen gegenüber stand, sieht man aus seiner begeisterten 
und wirklich geistvollen Schilderung der holländischen Grösse, S. 107 
ff., die sehr an Raleigh und Temple*^) erinnert. Die vielen Anstösse, 
die er im südlichen Deutschland erfuhr, hängen sicher damit zusam- 
men, dass er selbst in der Tracht des katholisch gewordenen Hof- und 
Staatsmannes seine holländische Grundfärbung nie ganz verhehlen 
konnte^). So betont er scharf, dass „die Gemeine nicht umb der Ob- 
rigkeit, sondern die Obrigkeit umb der Gemeine willen da ist" (S. 5). 
So gibt es „kein Ding, welches die Potentaten sammt Land und Leu- 
ten mehr verderbe, und ehender ruinire, als gar groöse unnöthige Hof- 

20) So hatte ja z. B. Opitz die holländische Poesie für die Mutter der hoch- 
deutschen erklärt (in der ersten Ausgabe seiner Gedichte, S. 11); und noch An- 
dreas Gryphius war der grösste Bewunderer TondePs. 

21) VgL Conring, Examen rerumpublicarum: Opp, IV, p. 151. Sir W. 
Temple, Observations upon the ü. P., Ch. 6. 

22) Sir W. Raleigh, Observations touching trade and commerce with the 
HoUander (1603) : VV:orks Vm, p. 351 sqq. 

23) In der Vorrede zur n. Auflage seines Polit. Biscurses fürchtet er selbst, 
das Buch werde mehr den Lesern, als dem Verfasser nützen. Die Unkatholischen 
würden ihn zu spanisch und kaiserlieh, die Katholischen iim zu holländisch 
finden. 



48 W* Rosciier, 

haltungw" (S. 6). In seiner Charakteristik der verschiedenen Staats- 
formen ^^) wird zwar der Tadel geistlichen Begiments nur mit den 
Worten de la Gourt's gegeben; auch die absolute Monarchie höflich ge- 
nug behandelt: aber doch ganz unzweideutig der aus Monarchie, Ari- 
stokratie und Demokratie gemischten Staatsform der Vorzug zuerkannt. 
Becher madit den Fürsten angestrengte Arbeit zur Pflicht, „weil sie 
ja auch gut dafür bezahlt werden". Den ünterthanen spridit er un- 
ter Umständen sogar eine Art Widerstandsrecht zu (11. Aufl., S. 22. 
17 ff.), und hält es für eine allgemeine Thatsache, dass „Bepubliken 
und Beichs-Stätt allezeit besser floriren, als solche Stätte, welche Mo- 
narchischer Begierung unteüworffen" (S, 222). 

So citirt er denn auch das holländische Sprüchwort: „Wo etwas 
zu verkaufen ist, da ist auch etwas einzukaufen"; und deutet die 
vier Flügel des Mercur auf Verstand, Besolution, Geld und Frei- 
heit (S. 122 ff.). Er stellt überhaupt die Handelsfreiheit 
als Begel auf: „Freiheit in Zu- und Ausfuhr der Waaren, wenig 
oder keine Imposten darauf, dass sich ein Jeder mag ehrlicher 
nähren, wie er kann und weiss, und sich in Wohnung, Kleider und 
Trank möge seinem Willen nach betragen." Doch mit dem inhalt- 
schweren Zusätze: „nur dass er nichts zur Verminderung der Volks- 
reichheit, Nahrung und Gemeinschaft thue" (Psychosophie, Nr. 115)®*). 
Es ist ähnlich, wie ja die Holländer jener Zeit ihre Freihandelswünsche 
viel mehr auf den völkerrechtlichen Verkehr, als auf die innere Wirth- 
schaftspolitik bezogen, und selbst ein de la Court mehr im Interesse der 
Eaufleute, als der Gonsumenten Freihandel predigte^*). Indessen ist 
Becher selbst mit dem schon damals in Holland erreichten Grade wirth- 
schaftlicher Freiheit keinesweges völlig einverstanden. Von der hol- 
ländischen Handwerksfreiheit '0 nieint er, sie zwinge die Arbeiter frei- 
lich durch ihre grosse Concurrenz zu guter und wohlfeiler Arbeit, er- 
halte sie aber in steter Armuth, so dass eigentlich nur die Eaufleute 
und Verleger wahren Vortheil davon haben. Sollte Holland je seinen 



24) Bildet den L TheU der Ausgabe von 1673, S. 12 ff. 

25) Wie ja auch Golbert, trotz seiner Schutzzone, Beglements, Compagnie- 
priYÜegien u. s. w., die Freiheit „die Seele des Handels" genannt hat; ebenso Yon 
der Freiheit der Industrie gesagt: il faut laisser faire les honones; c'est ce qui 
a^^orte le plus d'avantage. (VgL Wolowskyin den Gompte-Rendus der Acad^- 
mie des Sc. morales et politiques, XXXIX, p« 81). 

26) Vgl. Laspeyres, Geschichte der niederl&nd. N.-Oekonomik, S. 21. 59. 

27) Die freilich noch längst keine Gewerbefreiheit im heutigen Sinne war, wi« 
der Kampf de la Gourt's gegen die Gild^ und Hauen beweiset. Vgl. die Aus- 
züge von Laspeyres in der Tübmger Zeitschrift ia62, S. 332 ff. 
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aiföwärtigen Absatz verlieren, so prophezeit; er eben aus dieser Frei*^ 
heit „den äusserstea Ruin" (S. 31 ff.)*®). 

Neben dieser Abneigung gegen das eigentlich Moderne hält Becher 
doch eine Menge von Wirthschaftseinrichtungen, dieausdem 
Mittelalter stammen, für seiner Zeit unbrauchbar. So z. B. seien 
die Zünfte zwar ursprünglich ein gutes Mittel sowohl gegen Monopol, 
wie gegen Polypol gewesen, jetzt aber „zu einem bösen Missbräuch 
worden'', der mit seinen Handwerksgerechtigkeiten, Lehrbriefen, Gre* 
burtsstrafen, Meisterstücken, seinem Schelten, Wiederehrlichmachen u. 
8. w. die dlrlichen armen Leute am Bürger- und Meisterwerden hin- 
dert und ein wahres Monopol verdeckt (S. 30 ff.)^X Wie Becher die 
Juden, diese Hauptkaufleute des frühem Mittelalters, im höchsten Grade 
für gemeinschädlich erklärt (S. 173 ff.)^®); so eifert er auch gegen den 
Hausierhandel, welcher doch in jedem Mittelalter ebenso gewöhnlich, als 
unentbehrlich ist, dem spätem Kram- und Grosshandel so naturgemäss 
vorangehend, wie Thespis fahrende Bühne dem festen Steintheater, oder 
wie heutzutage die Squatters im Ürwalde den grossen Kolonialstädten, 
„Die Landläuffer, welche ihre Kram auf dem Buckel durch gantz Teutsch-^ 
land tragen, seynd der Gemeinde sehr schädlich, zidien das Geld auss 
dem Land, betrügen die Leute, thun den Kaufleuten in Städten eben 
solchen Schaden, als die umlaufende Stümpler den Handwerksleuten" 
(S. 175). Becher verwirft auch die Messen, Jahrmärkte und Stapel- 
rechte, die doch auf jeder sehr niedrigen Kulturstufe, wenn der Ver-. 
kehrsstrom noch zu schwach ist, um das ganze Jahr und Land ixhec 
zu gentigen, den grossen Nutzen haben, ihn gleichsam in bestimmte 



28) Es bildet hierzu einem ganz wohl erklärlichen Gegensatz, dass Be- 
cher in seinen Kolonisationsplänen, wie der Religionsfreiheit, so auch der wirklichen 
Handelsfreiheit viel mehr huldigt, als im Mutterlande (U. Aufl., S. 1240 ff.). 

29) Denselben Kampf gegen die Ztmftmissbr&ache fährt auch y.Seckendorff, 
dessen streng conservativer Sinn übrigens so wenig AehnMchkeit mit unserer öster- 
reichischen Gruppe von Nationalökonomen hat Vgl. die AddUiones zum Fürsten- 
staat, (1664) S. 169 ff. In viel höherem Grade der Holländer de l'a Court und der 
Engländer Chi Id. Und was die gleichzeitige Praxis, betrifft, so haben die Reichs- 
tagsverhandlungen von 1672 zwar nicht zur völligen Aufhebung der Zünfte geführt, 
aber doch Gesetze, wie das österreichische von 1689, das der braunschweigischen 
Fürsten von 1694 u.<A. vorbereitet, die eine grosse Menge von Zuuftbeschwerde« 
abstellten, 

30) In diesem Stücke hat also Becher von der holländischen toleranten Pra- 
xis viel weniger angenommen als Sir Jos. Child, der nach reiflicher Abwä- 
gung aller Gegengründe seinen Landsleuten die Rückberufung der vertriebenen Juden 
empfahl (New discourse of trade^ p. 290 ff.), wie sie bereits CromweU angeordnet 
hatte. 

IL 4 
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Zeiten und Örter aufzustauen. Die Messen, sagt er, machen den in- 
ländischen Kaufmann trag, halten ihn ab, die Fremdwaaren aus der 
ersten Hand zu beziehen ; sie leiten auch die inländischen Käufer nur 
allzu leicht auf den Verbrauch fremder, statt einheimischer Waaren 
hin. In wirklich grossen Handelsstädten „ siehet man nie keine Jahr- 
märckt noch Messen; denn es ist alle Tag allda Jahrmarckt und Mess. 
Und an stat, dass auflf unseren teutschen Jahrmärckten die frembdß 
Kauffleuth Wahren zum verkaufFen bringen, holen und kauffen hinge- 
gen allda die Frembde ihre Wahren erster Hand ein" (S. 178 jff.). 
Nur für besondere Güter, die sich bloss zu gewissen Zeiten einkaufen 
und nicht wohl transportiren lassen, wie Korn, Wolle, Vieh u. s. w., 
sollen Jahrmärkte fortbestehen (S. 180): wie deun allerdings noch die 
neueste Zeit auf hoher Kulturstufe dergleichen Specialmärkte als prak- 
tisch bewährt hat. — Stapelrechte begründen ein Propolium, das 
namentlich in der Hand armer Städte den Handel nicht wenig hindert 
(S. 182). Ganz besonders aber sind die privilegirten Niederlagen aus- 
wärtiger Kaufleute zu verwerfen (wie sie im spätem Mittelalter z. 
B. die Hanseaten in den Ostseeländern, die Italiener in der Levante be- 
lassen). Sie waren passend in einem seculum martiale, und so lange 
z. B. die Deutschen meinten, Amsterdam, London, Venedig u. s. w. 
lägen ausserhalb der Welt. Jetzt sind sie in beiderlei Hinsicht über- 
flüssig, und können nur dazu dienen, die nichtprivilegirten Fremden 
abzuschrecken, die einheimischen Kaufleute nicht zum Aufsuchen der 
ersten Hand zu lassen und ein Monopol auf Kosten der Käufer zu be- 
gründen (S. 184 ff.). 

Wie sehr Becher zum Staatsabsolutismus hinneigt, kann 
schon seine mehrfach ausgesprochene Hochschätzung der chinesischen 
Politik zeigen'*) (H. Aufl., S. 52. 55). Wo er ferner sein Ideal der 
Behördenorganisation auseinandersetzt , fünf Collegien in zwanzig 
Departements oder Commissionen getheilt (IL Aufl., S. 48 flf.), da ist 
namentlich ein eigenes Inquisitionsdepartement nicht vergessen, von dem 
es zwar heisst: es solle keine „spanische", sondern eine „modeste In- 
quisition" treiben, keine „carnificie" haben, „auch nicht Hexen machen", 
da keine sind; dem aber ausser der Religion auch das ganze christ- 
liche Leben untergeordnet ist, „ ob die Leut in die Kirchen gehen, die 
Heil. Sacramenta geniessen, Aergeniiss geben, fluchen, schwören, in 
Feindschaft, Hurerei und dgl. leben" (S. 50 flf.). Ausserdem eine De- 



31) In der Zeit von ßotero bis Christ. Wolff herrschte die Bewunderung Chi- 
nas bei den Staatsgelehrten wie eine Art Mode. 
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patation des CoDegium doctrinale, die ^,in allen Wissenschaften ultimam 
et extremam sententiam spricht" (S. 56), wobei man unwillkürlich an 
Richelieu's Pläne bei Gründung der französischen Akademie denkt. 

Dass Becher den Unterschied der wirthschaftlichen Berufe scharf 
als Standesunterschied festhalten will, versteht sich bei einem 
Schriftsteller seiner Zeit in Deutschland wie von selbst'^). „Die drei 
Stände zu vermischen, ist wider ihre Natur". Das wären „elende Hand- 
werksleut, die ohnbestelte Arbeit machen, hernach solche wol ein Jahr 
auf dem Laden haben, oder im Land herumb von einem Jahrmarckt 
zum andern damit laufFen; also wären das auch unglückselige Bauern, 
wann sie ihre Feldarbeit müssen stehen lassen und ihre Nohttürftigkeit 
im Handwerckswesen selbsten zu Hauss arbeiten" (S. 11 flf.). Auch 
die Handwerker „werden billich in unterschiedliche Classen getheilt^ 
und nicht jedem zugelassen, allein alles zu thun" (S. 8), Die Zünfte 
sollen daher nicht aufgehoben, sondern nur von Missbräuchen gereinigt 
werden. Ebenso ist es Sache einer „ wolbestelten Obrigkeit, durch 
gemeine Policey-ßeguln die Anordnung zu thun, wie ein jeder massig 
und bürgerlich in seinem Stand leben und sich im Haussbauen, Essen 
und Kleydern verhalten solle" (S. 27). 

Was den innern Verkehr betrifft, so ist Becher ein grosser Freund ob- 
rigkeitlicher Taxen: für die zu Markte kommenden Landbaupro* 
ducte, bei denen er die ganze damals übliche Marktpolizei billigt (S. 166 
ff., n. Aufl., S. 83 ff), für die Handwerker (S. 171), ja selbst für die Kauf- 
leute (S.212). In seinem Entwürfe einer Mainzischen Polizeiordnung wird 
allgemein verordnet : „es soll niemand den andern vom Kauff abtreiben, 
oder mit höherem Gebott denselben vertheuern, bey Verlust der gekauften 
Wahren". Falls die Nachfrage das Angebot übersteigt, soll das Loos ent- 
scheiden (IL Aufl., S. 71). Mit Anerkennung bemerkt Becher, dass 
selbst die Wilden hier und da, „von der Natur gelehrt, ihre Guter 
insgemein verarbeiten und verkauffen, das gelösste oder verhandelte aber 
unter sich ausstheilen, umb die propolia zu verhüten" (S. 163)^^). 



32) Ganz ähnlich der humane Seckendorff: vgl. meine Abhandlung: Zwei 
Sachs. Staatswirthe im 16. und 17. Jahrhundert, im Archiv für Sachs. Geschichte, 
Bd. I, S. 386 ff. 

33) Becher's älterer Zeitgenosse, Kaspar Klock, räth sogar aus finanziellen 
Gründen zur Taxation aller res venales. Der Staat könne alsdann dreifach gewin- 
nen : durch die gewöhnliche Accise , durch Geldbussen wegen Taxüberschreitung 
und durch beliebige Preiserhöhung. Ebenso könnten dadurch sowohl alle de- 
fectusy wie excessus der Waaren verhütet werden {De aerario^ 1651, Cap. 112, 7). 
Uebrigens sind bekanntlich fast aUe grossen Auctoritäten des 16. und 17. Jahrb., 

4* 
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In Bezug auf den auswärtigen Verkehr sind die vornehmsten „Mar- 
cantilischen Reguln", wonach man das Geld und weiterhin 
die Nahrung und Volkszahl im Lande vermehrt, folgende. Es ist besser, 
Waaren zu verkaufen, als zu kaufen: „denn jenes bringt einen gewissen 
Nutzen, dieses ohnfehlbaren Schaden^*)". Ebenso ist es besser, seine 
Einkäufe selbst zu holen , als durch die fünfte oder sechste Hand zu 
beziehen. Die Ausfuhr roher Waaren soll höher besteuert werden, als 
die verarbeiteter; wogegen es vortheilhafter ist, rohe, als verarbeitete 
Waaren einzuführen. Kann eine Waare im Lande selbst erzielt wer- 
den, so ist man schuldig, sie nicht vom Auslande zu holen. In allen 
Fällen muss das öffentliche Interesse dem von Privaten vorgezogen wer- 
den (II. Aufl., S. 260 ff.). Die englische Politik, nur fabricirte Wolle 
auszuführen, scheint Becher ebenso löblich (S. 50), wie er die Sorglo- 
sigkeit tadelt, womit die Deutschen ihr Gold und Silber ausführen las- 
sen (S. 91), statt nach dem Ideale zu streben, dass z. B. fremde Roh- 
seide gegen deutsches Leinen „ gestochen " würde (S. 46). Allein an 
Frankreich verliert Deutschland jährlich vier Millionen Thaler: eine 
Summe, die Kaiser und Reich selbst im äussersten Nothfalle nicht wür- 
den aufborgen können. Der geistvoll bittere Spott, womit bei dieser 
Gelegenheit die französirende Modesucht der Deutschen gegeisselt wird 
(S. 71 ff.), erinnert an die schönsten Satiren des Zeitgenossen Laurem- 
berg^**). 

Wie diess nun von Staatswegen bessern? Wo ein Verbot existirt, 
gewisse Waaren einzuführen, „ein Privilegium privativum über 
einen Verlag, da ist die inländische consumption gewiss; und wo diese 
gewiss ist, da finden sich ohnfehlbar Verläger, da mangelts an Hand- 
wercksleuten nicht, da kan und muss ohnfehlbar der Landmann seine 
Waaren versilbern'' (S. 23; die II. Auflage, S. 812 empfiehlt daneben 



von Luther bis auf Bacon {Sermones 15 und Hist Henrici Yll.y p. 1017 ff.) 
undSeckendorff (Fürstenstaat II, 8), für obrigkeitliche Taxen, zu deren frühe- 
sten Gegnern Sir Jos. C h i 1 d gehört (Vgl. meine Gesch. der englischen Volks- 
wirthschaftslehre, S. 65.) 

34) Wenn Becher an derselben Stelle meint, die Ausfuhr solle mehr besteuert 
werden, als die Einfuhr: so widerspricht das nicht bloss der Theorie des Mercan- 
tilismus seiner Zeit, sondern auch seiner eigenen sonstigen Ansicht in dem Grade, 
dass ich einen Druckfehler anzunehmen geneigt bin. 

35) Auch in England finden wir gleichzeitig eine ganze Keihe von Schriften, 
welche die Bilanz ihres Vaterlandes gegen Frankreich sehr ungünstig schildern und 
die ärgsten weiteren Folgen dieses jährlichen Verlustes voraussagen: eine Keihe, 
die mit Samuel Fortrey £fi<7/ai»dj Inier est and improvemeni (1663) beginnt und 
in der Britannia languens (1680) ihren Gipfel erreicht. 
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ein Verbot der Geldausfuhr). Weiterhin soll der Handel, aber nur 
der Grosshandel (II. Aufl., S. 446), von privilegirten Actiengesell- 
schaften betrieben werden; und zwar am liebsten jeder Haupthan- 
delszweig, deren Becher 14 unterscheidet, von einer besondern Gesell- 
schaft (S. 108). Auch wäre es gut, „ein Landt also abzutheilen, dass 
jede Statt und Flecken darinnen etwas sonderliches zu thun haben'' 
(S. 184)'*). Eine Compagnie „hat mehr Mittel und Credit, gehet auch 
viel sicherer, als ein privat Handelsmann, welcher viel ehrer verderben 
kann, als so eine gantze Gonipagnie, welche mächtig ist, und einer Sa- 
chen ausswarten kann'' (S. 34). Ganz besonders aber ist der Staat viel 
eher im Stande, solche Compagnien „in gewisse leges zu restringiien, 
als dass man dem Handl jedes Belieben lasset, und nicht versichert ist, 
ob er zu des Landes Besten oder Schaden geführt wird" (S. 37 ff.). 
Ohne Privilegium aber könnte selbst die Compagnie „leichtlich über 
den Hauffen geworffen werden, wenn andere Kauffleuth, die mächtiger 
seyud, wider sie ein Compact machen; denn also verderbt dieser, der 
ausshalten kann, die andere, so weichen muss" (S. 36). Gleichwohl sieht 
unser Autor in der Verfassung der holländisch-ostindischen Compagnie 
ein für diejenigen Holländer, welche nicht Mitglieder sind, schädliches 
Propolium'O (S- 153). Denn sein Hauptgedanke ist inuner, durch sol- 
che Gesellschaften den Verlag der einheimischen Arbeit zu mehren: 
wie denn z. B. die von ihm selbst in Bayern und Oesterreich versuch- 
ten Seiden -Compagnien mit Hülfe ihres Privilegiums vornehmlich be- 
wirken sollten, dass rohe Seide statt verarbeiteter eingeführt würde. 
Im Allgemeinen werden „consumption und debit" desto grösser sein, 
„wenn es jedem frey steht, wie und wo er bestens kan, seine Güter 
einzukauffen und wiederimib zu verhandlen .... Es ist aber sehr 
billich, nöthig und nützlich, wenn man diejenige, so etwas neues dem 



36) Wie z. B. in Frankreich noch Colbert den Grundsatz hatte, wo möglich 
jedem bedeutenden Zweige des auswärtigen Handels einen besondem Hafen zuzu- 
weisen: so dem Levantehandel Marseille. 

37) Als entschiedener Gegner aller privilegirten Handelsgesellschaften ist in Be- 
cher'sZeit wohl nur de la Court aufgetreten: A anwysing der heilsame gründen 
(1669) I, 7, 19. Wissenschaftlich am höchsten aber hat sich auf diesem Gebiete 
damals Sir J. C h i 1 d erhoben , der das Privilegium in solchen Ländern billigt, „wo 
der König keine Verbindungen hat und haben kann, sei es nun wegen ihrer Ent- 
fernung, oder wegen ihrer Barbarei und Unchristlichkeit ; ebenso wo Festungen und 
Truppen für den Handel gehalten werden müssen"^ Jn allen anderen Fällen ver- 
wirft Child die Compagnieprivilegien, zumal im europäischen und westindischen 
Handel (Discourse of iradCj p. 2i. 218 ff. 403). 



54 . W. Röscher, 

gemeinen Wesen zum Besten introduciren, auff gewisse Zeit und auf 
gewisse Zahl der Personen privilegirt" (IL Aufl,, S. 586 flf.)^®). 

Am besten nimmt übrigens der Staat, in Folge seines „Com- 
merzienregals" , alle von Becher empfohlenen Tendenzen unmittelbar 
in seine Hand, durch eine grossartige Verbindung folgender vier An- 
stalten: eines Provianthauses, eines Werkhauses, eines Kauf- 
hauses und einer Bank. Zunächst wird jeder Kreis von 10 Meilen 
Halbmesser mit einem Centralmagazine für Landbauproducte versehen« 
Hier bestimmt die Obrigkeit jährlich, unter Mitwirkung der Producen- 
ten, den Preis des Getreides u. s. w. Zu diesem Preise muss das 
Magazin den Landleuten abkaufen , was sie ihm zuführen , . ist aber 
nachher beim Wiederverkaufe zu einem billigen Aufschlage berechtigt; 
während die Landleute zwar auch direct an Privatpersonen verkaufen 
dürfen, aber nur zum Taxpreise. Alle Magazine stehen unter Leitung 
des Staates 3^). Becher glaubt, auf diese Art jede lästige Theuerung 
und Wohlfeilheit der Bodenproducte zu verhüten, sowohl die durch 
Missernte, wie durch Vorkauf bewirkten (S. 196 ff.). — Das Werk- 
haus ist dazu bestimmt, alle arbeitlosen Menschen im Lande mit loh- 
nender Arbeit zu versehen: selbst die Handwerker in Nothfallen, mehr 
noch lediges Gesinde, Waisenkinder, Bettler und Sträflinge. Unser 
Autor hat solches Vertrauen hierzu , dass er , statt die einheimischen 
Bettler auszuweisen, sogar fremde Bettler in's Land rufen möchte, um 
sie dann „in nahrhaften Stand zu bringen" (S. 207). In Bezug auf 
Verbrecher *<*) stellt er die folgenschwere Ansicht auf: „was nutzet ein 
Dieb, der umb fünfftzig Gulden ist gehänckt worden, sich oder diesem, 
dem er gestohlen? da er doch im Werckhauss in einem Jahre wol vier- 
mal soviel wieder verdienen kanj zumalen da ein Dieb ein gewisses 
Zeichen eines Müssiggangs oder Armuths, der von der Obrigkeit her- 
quellet, ist, die nicht Achtung bei Zeiten auf solche Leuth gibt" 
(S. 208). Mit diesem Werkhausplane hängt es zusammen, dass Becher 



38) Ein älinlicher Gedanke bei v. Seckendorff, AddiHo7ies zum teutschen 
Fürstenstaat, S. 172. Auch Colbert hatte die den Fabrikanten erwiesene Gunst 
gern als Krücken betrachtet, „ä Taide desquelles ils devraient se mettre en me- 
sure d'apprendre k marcher le plus tot possible". (Wolowski Rapport, p. 93.) 

39) Auch Klock behandelt (nach italienischen Vorbildern) die Theuerongs- 
polizei als fiscahsche Einnahmsquelle : De aerario II, 81 ff. Achnlich Conring, 
De aerario (1663), Cap. 59. 

40) Es verdient bei dieser- Gelegenheit erwähnt zu werden, dass Becher in 
»einer Psycboso^ie, JSTr.» 144 sehr entschieden gegen das Foltern im Criminal- 
processe eifert. 
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in seinem Entwürfe einer mainzischen Polizeiordnung das Betteln, so^ 
wie das Almosengeben au Bettler streng verbietet, zugleich aber eine 
Zwangs -Armensteuer eingeführt wissen will (11. Aufl., S. 77 ff.)*>). — 
Das Kaufhaus soll, nach dem Vorbilde der BAthskeller u. s. w., den 
ganzen Grosshandel in sich vereinigen, und zwar so, dass die Handels- 
compagnien sowie die Privatgrosshändler nur hier ihre Gewölbe haben, 
auch die Kleinhändler nur hier einkaufen dürfen. Der Staat kann auf 
diese Art leicht sowohl dafür sorgen, dass der Grosshandel a primo 
/bnfe kauft *^), wie auch, dass nicht mehr vom Auslande eingeführt 
oder im Inlande theuerer verkauft wird, als er es billigt (S. 212 flf., 
n. Aufl., S. 366 flf.). — Alle diese Anstalten können nun schon an sich 
von den Reichen zur zinsbaren Unterbringung ihrer Kapitalien benutzt 
werden (S. 200 , 11. Aufl. , S. 366). Es soll jedoch ausserdem uoch 
eine Landbank denselben Zwecken dienen, und dadurch namentlich die 
Ausfuhr des Geldes*') unnötMg madien (S. 215 flf.). Becher, der 
u. A. das holländische Bankwesen genau kannte (II. Aufl. , S. 708 flf*), 
warnt auf das Emstlichste, dass man die der Bank anvertrauten Gel- 
der weder zum Kriegführen noch zum Hofluxus, sondern nur zum 
Handel und Wandel gebrauchen soll (S. 216). Ausser der Bank 
müssen dann noch die italienischen montea pietatis nachgeahmt werden, 
zum Nutzen derjenigen, die weder reich noch arm, aber augenblicklich 
Geldes bedürftig sind (S. 219). 

Von den einzelnen Stücken dieses Planes hat Becher keins origi- 
nal erfunden. Sein Provianthaus erinnert an das Institut der Annona, 
das seit dem 16*, ja 15. Jahrhundert in Bom und Neapel eine so 
grosse Rolle spielt**). Sein Werkhaus ist eine Nachahmung holländi- 
scher Anstalten, die schon zu Anfang des 17. Jahrhunderts Männer, 
wie Obrecht, Bornitz und Besold empfohlen hatten**), die aber in der 

41) Von dem nach Becher's Plane zu Wien 1671 errichteten Zuchthause s. 
Cod. Austr. II, S. 545 ff. 

42) Becher nennt desshalb das Kaufhaus auch wohl fonticum. 

43) Mit dem Worte „Capital" bezeichnet Becher immer nur dasjenige, was 
wir jetzt Geldkapital nennen: vgl. S.136, IL Aufl., S. 447. Ganz ähnlich v. Schrö- 
der, F. Schatz- und Rentkammer IX, 8. 9. XXV, 1. L, 2. v. Hörnigk, Oester- 
reich, Kap. 24. 

44) Zu Bumet's Zeit kaufte der Papst mittelst der Annona für 5 RtUr. von 
den Bauern und verkaufte an die Bäcker für 12 Rthlr. Jenen blieb er überdiess 
lange schuldig ; diesen nahm er , wenn sie zu viel gekauft hatten , den Rest nur zu 
5 Rthlr. wieder ab. (Burnet Itineraryy p. 15.) 

45) Vgl. Obrecht Politisch Bedenken und Discurs (1609), S. 84. Bornitz 
De rerum sufficientia (1625), p. 74. Besold Vitae et mortis consideratio poli- 
Hca (1641) , p. 17. 



5§ W. Röscher, 

Wirklichkeit erst durch den treflflichen Mainzer Kurfürsten (1695 bis 
1729) Schönbom durchgeführt wurde**). Die Bedeutung der Banken 
und Handelscompagnien im 17. Jahrhundert, zumal bei den Holländern, 
lYanzosen und Engländern, ist bekannt genug. Aber auch die obrig- 
keitliche Schau, Stempelung etc. so mancher Gewerbserzeugnisse wurde 
besonders im 17. Jahrhundert mehr und mehr von den Zünften auf den 
Staat übertragen*')- I^^r Gedanke, welchen Frankreich 1577 aussprach, 
aller Handel sei droit domaniaU daher sich alle Kaufleute in Gilden 
vereinigen und für ihr Privilegium zahlen mussten , hat während des 
17. Jährhunderts in sehr vielen Staaten Anklang gefunden: so in Eng- 
land noch unter Karl L, in der Schweiz bis zur französischen Revolution*«). 
Selbst ein Colbert verschmähete es nicht, in Zeiten der Finanzklemme 
Nutzen hiervon zu ziehen. Es war in der ganzen Periode, wo sich 
monarchischer Absolutismus und Mercantilsystem verschmolzen, Grund- 
satz, dass der Staat aller Art Gewerbe treiben dürfe, und seine hierzu 
verwandten Fiscalbeamten nebenher die entsprechende Privatindustrie 
beaufsichtigen müssten. Ganz besonders aber kamen die mediceischen 
Grossherzog« von Toscana dem Ideale des Becher'schen Kaufhauses 
nah. — Diesem Allen gegenüber hat Becher indess ein zwiefaches 
Originalverdienst. Einmal ist ihm gelungen, die vereinzelten Gedanken 
der Praktiker zum Systeme zu vereinigen und aus den tiefsten Grund- 
lagen seiner volkswirthschaftlichen Einsicht herzuleiten ; sodann aber, 
was noch wichtiger, sie von ihrer realistischen, ja plusmacherischen, 
fast räuberischen Färbung zu reinigen. Becher hat überall bei seinen 
Vorschlägen nicht sowohl den Fiscus vor Augen, sondern das Volks- 
wohl. Wie er den Vorzug der Republiken vor den Monarchien haupt- 
sächlich daraus erklärt, dass jene den Widerstreit zwischen Kammer- 
und Landschaftsinteresse nicht kennen (S. 222), so empfiehlt er den 
Fürsten, ihrer Unterthanen Bereicherung mehr, als ihre eigene, zu 
suchen (H. Aufl., S. 37). Dem kaiserlichen Hofkammerpräsidenten 
hält er in der Zueignung der ersten Auflage seines Discurses ernstlich 
vor, wie die Beförderung des Landeswohls die potior pars materiae 



46) In Frankreich schon durch Colbert: Edicte vom April 1656 und Juni 1662 
bei Isambert XVII, p; 326. 

47) In grossartiger Weise bekämpft von de la Court, der den Kaufhallen- 
und Stempelzwang und die von ihm wieder herrührende aufgezwungene Gleichför- 
migkeit der Producte entschieden verwirft, auch schon ganz richtig beobachtet hat, 
dass es hauptsächlich nur die kleinen Gewerbetreibenden sind, welche ihn vcr- 
theidigen. (Welvaeren der Stad Leyden , ed. Wttewael 1845 , Cap. 22 ff.) 

48) Vgl. Meyer von Knonau, Schweizer Geschichte II, S. 457. 
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cameralia sei. Aufs Eindringlichste warnt er vor zu hoben Steuern 
(S. 14); desgleichen vor dem Unsinn der schweren Plusszölle, deren 
Herren nicht begreifen, „dass ein Kreuzer, der zehninal kombt im 
Jahr, mehr einbringe, als zwey Kreuzer, die nur einmal kommen'' 
(S. 11 6**)). Dieser letzte Punkt ist für Becher um so wichtiger, als 
er immer auf die Kanalverbindung zwisch^ den hauptsächlichsten 
deutschen Stromsystemen b^eistert hinwies^). 

Zur Leitung der Yolkswirthschaft wünscht Becher ein eigenes 
Gommerz-Gollegium, das nicht bloss den Handel vor Monopol, 
Polypol und Propol zu schützen hat, sondern auch die „Floriantz ' des 
Bauern- und Handwerkerstandes zu fördern, überhaupt „auf die Ver- 
mehrung, Emehrung und Gemeinschafit eines Landes ex profes$o adb* 
tung zu geben'' hat. Diess Collegium soll zugleich aus Juristen, ge- 
lernten Kaufleuten, praktischen Kennern des Manufacturwesens und 
(„wegen des Bauem-Stands, und Victualien, Zoll und anderer Sachen") 
Camerales zusammengesezt werden (S. 224 ff.^^)). Dabei ist Becher 
ein warmer Freund des wirklich durchgeführten CoUegialsystems , im 
Gegensatze der heutzutage sog. Präsidialbehandlung, wo nur diejenigen 
Käthe von der Sache Kenntniss bekommen, auf deren Zustimmung der 
Vorsitzende rechnen kann^^). Man darf nicht vergessen, wie damals 
noch eine Menge von üeberresten des höfischen und ständischen Gross- 
beamtenthums vorhanden waren, und die auf den Fortschritt gestellten 
Männer desshalb nicht ernstlich genug für das jener Zeit neue GoUegial- 
system wirken konnten, das im folgenden Jahrhundert die einzige Be- 
schränkung und eben darum beste Stütze des monarchischen Absolutis- 
mus gebildet hat. In derselben Richtung liegt es, wenn Becher sagt: 
„wer seinem Herrn Cammergüter abschwetzt, oder auch, nitro ange- 
getragen, geschenckt von ihme nimbt, greiffe seinem Herrn in den 
Augapffel" (IL Aufl. , S. 892). 

Eine merkwürdige theoretische Wendung lässt sich in den letzten 



49) Ein Grundsatz, den auch de la Court in den verschiedensten Formen 
immer gepredigt hat. 

50) Vgl. II. Aufl., S. 763 ff. Sein diessfälliges Streben erinnert ganz specieU 
an Fr. List und dessen „National - Transportsystem". Das 17. Jahrhundert ist 
ebenso sehr die Zeit der grossen Kanäle, wie das 19. der Eisenbahnen. 

51) Colbert's Massregeln zur Begründung eines Conseil de Commerce waren 
ganz kurz vor der österreichischen Nachahmung durchgeführt worden. 

52) Vgl. das schöne Gutachten über Einrichtung einer Finanzkammer im 
Polit. Discurs, U. Aufl., S. 897 ff. 
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Jahren Becher's wahrnehmen, obschon sie zu persönlich ist, um zur (äa- 
rakteristik der Zeit im Ganzen zu dienen. Ich habe schon früher der 
geistigen Müdigkeit erwähnt, die Becher zuletzt befiel. Kein Wunder 
bei einem so eiteln Manne, der Alles mit Enthusiasmus angriff, die 
Schwierigkeit seiner Pläne tief unterschätzte^), und jedes Scheitern 
als persönliche Beleidigung empfand**). Wie bitter klagt er in seiner 
„Närrischen Weisheit" u. s. w. (S. 125 ff.), dass er vom Kaiser als 
Gommissar nach Deutschland geschickt sei, um das Verbot ausländischer 
Fabrikate zu betreiben, dann aber dem Hasse der Kaufleute preis- 
gegeben worden. Ebenso dass seine Plane für ein Keichsärar : die Post 
wieder an das Keich zu nehmen, die Handwerker und Hausierer zu 
besteuern, den Beichsfiscal geschickter confisciren zu lassen u. s. w., 
auf das Jämmerlichste verkümmert seien. In Deutschland führe man 
dergleichen Dinge immer erst nach des Proponenten Ableben aus, oder 
wenn es sonst zu spät geworden. In der Psychosophie (Nr. 115) heissen 
die „ehemals herrlich und mächtig gewesenen Kayserlichen Erblande" 
jetzt „meistens runirt, weil diejenigen, so ihnen helffen sollen, nicht 
wollen, und die da wollen, nicht sollen". Demgemäss definirt er aufs 
Bitterste den Begriff eines „Edelmanns nach heutiger Mode": je mehr 
ein solcher fluchen kann, je weniger er glaubt, je unverschämter, 
zorniger, tyrannischer er ist, je weniger er studiert, je weniger Treu 
und Glauben er hat, je mehr er saufen, spielen, tanzen, huren kann, 
je mehr er schachern, die ünterthanen schinden kann u. s. w., desto 
besserer Cavalier. Daher es in der Türkei besser leben ist, als unter 
solchen. (Psychosophie, Nr. 25 ff.) Selbst an aller höhern Kultur 
möchte Becher verzagen. Die Menschen würden viel glücklicher sein, 
wenn allgemeine communio bonorum herrschte, wenn Jedermann sich 
unmittelbar auf den Ackerbau legte und wenn gar kein Geld existirte. 
(Psychosophie, Nr. 109 ff.) Hiermit hängt es ganz logisch zusammen, 
dass in derselben Schrift (Nr. 141) Uebervölkerung gefürchtet wird: 



53) Man vergl. z. B. seine Schilderung der Leichtigkeit und Nützlichkeit einer 
westindischen Kolonisation: Polit. Discurs, IL Aufl., 1121 ff. 

64) Wie er z. B. in Wien mit seinen Quecksilberprojecten keinen Anklang 
findet, wendet er sich an Sachsen mit dem Vorschlage, dort ein neues Zinnober- 
lager zu entdecken. Als aber auch hier die Unterhandlung ihn nicht zum Ziele 
führt, drohet er aus Rache, das sächsische Blaufarbenmonopol durch Erweckung 
einer Concurrenzproduction in Schottland zu sprengen. Vgl. Zinke's Leipz. 
SammL II, S. 705. 
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„der Menschen seynd bereits zu viel, ohnerachtet einer so grossen 
Menge, so in dem Krieg erschlagen wird" 5*). 



55) In grösserem Stile und von dem ganzen Leben eines Schriftstellers ver- 
treten, finden wir dieselbe Reaction bei Boisguillebert, der nicht bloss in seinen 
statistischen Arbeiten die Kehrseite des Siede de Louis XIV. grell hervorhebt, 
sondern auch als Theoretiker der schrofißste Gegensatz zum Mercantilsysteme ist 
Er hasst das Geld (argent cHminel), das von einem Sklaven des Handels, wozu es 
allein brauchbar, ein Tyrann geworden sei, dessen wenige Dienste mehr als hundert- 
fach von seiner Schädlichkeit überwogen werden. Er ist für Wiederherstellung 
der Naturalwirthschaft, namentlich der Naturalsteuern. Er verwirft jede indirecte 
Abgabe, die er durch Einkommensteuern ersetzen will. Die Menschen theilt er 
in zwei Klassen ein: solche, die Nichts thun und Alles gemessen, und solche, die 
vom Morgen zum Abeid arbeiten und oft nicht einmal das NotibigBte dsHoit er- 
schwingen. Die letztere Klasse will er auf jede Art begünstigt wissen. Wie er 
den „echt französischen" SuUy hoch über den „italisirenden" Colbert stellt, so ver- 
dammt er fast alle Lieblingsmassregeln des Mercantilsystemes, nicht bloss im innem 
Verkehr (zumal Kornhandel), sondern auch an der Grenze. Ein Land verkehrt mit 
einem andern Lande gerade wie ein Kaufmann mit dem andern. Vgl. besonders 
Detail de la France (1697), Factum de la France (1707) und Traite des grains^ 
passim. Deutschland konnte im 17. Jahrhundert noch keinen Boisguillebert haben, 
weil es keinen Colbert gehabt hatte. 

(Schluss folgt.) 
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I. 

Die neaMten Arlieiten auf dem Gebiete der Orts- luid 
Beasirlustatistik. 

Dem gegenwärtigen Jahrhundert hat man bereits verschiedene Namen bei- 
gelegt, um es zu charakterisiren. Keinen verdient es aber mehr, als den des 
„statistischen'S Damit soll aber nicht angedeutet werden, dass das 19. Jahr- 
hundert den direkten Gegensatz zu seinem Vorgänger , dem ,,philosophi8chen 
Jahrhundert'^ bilde: denn die Statistik, die jüngste Göttin im Tempel der 
Wissenschaften, erscheint, gleich ihrer Zwillingsschwester, der Nationalökono-r 
mie, als das reale Resultat der speculativen Philosophie. Steht es aber histo- 
risch fest, dass die Philosophie im vorigen Jahrhundert die gewaltigen Ideen 
erzeugte, welche dem physischen, sittlichen und intellectuellen Leben der 
Menschheit einen Impuls gaben , der das morsche Gebäude mittelalterlicher Zu* 
stände zum Sturz brachte und wirthschafUiche und politische Freiheit, das 
Fundament des modernen Staatsgebäudes, zu Tage förderten, so ergiebt sich 
daraus ganz von selbst die hohe Wichtigkeit der Statistik für die heutige Zeit, 
als der Wissenschaft, welche ungeschminkt, lauter und rein alle Thatsacben 
des gesellschaftlichen Lebens an's Licht der Oeffentllchkeit fördert , zur allge- 
meinsten Renntniss bringt, zu eingehender Bcurtheilung anregt und so zum 
Bau und zur fortwährenden Instandhaltung jenes Gebäudes das nöthige, allein 
brauchbare Material liefert. Schon Aristoteles , Tacitus und Plinius der Jüngere 
sowie Pius IL fanden es gerathen, statistische Momente zusammenzustellen 
und Fürsten, welche, wie Ludwig XIY., Land und Leute för ihr Eigenthum 
ansahen, Hessen die Grösse ihrer Staaten und die Zahl ihrer Steuer- und 
wehrfähigen Unterthanen feststellen. Das, was solchen Regenten zur Ver- 
folgung dynastischer Zwecke wunschenswerth erschien, ist für den Kulturstaat 
zum unabweisbaren Bednrfniss geworden. Da der letztere sich aber nicht 
als eine starre Masse, sondern als ein räumlich in grössere und kleinere Be- 
zirke (Provinzen, Kreise, Orte) getheiltes Ganzes darstellt und da die Be- 
völkerung im Staate und in den grösseren und kleineren Distrikten sich in 
freie und Zwangsgenossenschaften der mannigfachsten Art gliedert und selbst 
das einzelne Individuum, in allen seinen Beziehungen, sich als ein Theil des 
Staatsganzen darstellt, so muss auch die Schilderung der Grundlagen der 
einzelnen Bezirke, aus denen der Staat zusammengesetzt ist, und des mate- 
riellen, sittlichen, geistigen und politischen Zustandes der Bevölkerung inner- 
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halb derselben^ also Bezirks- und Ortsstatistiken, nicht minder die 
Beschreibung einzelner Zweige der Produktion, Gesetzgebang nnd Yerwattung 
sowie jeder Lebensiusserung , also Special Statistiken im eigentlichsten 
Sinne des Wortes, als ein unentbehrliches Hölfsmittel für den Beamten und 
Gelehrten, nicht minder aber auch für jeden denkenden Menschen angesehen 
werden. Der Beamte kann ohne dasselbe seine Sphäre nicht beherrschen, 
dem Gelehrten fehlt der Schlüssel zu seinen Forschungen und dem Staats- 
burger der Wegweiser auf dem Felde seiner wirthschaftlich^n Thitigkeit. 
Die Staatsregierungen hatten übrigens schon sehr früh die Wichtigkeit der 
Specialstatistiken erkannt, denn die VerwaltuUgsberichte , welche sie yon den 
Behörden erforderten, waren und sind eben weiter nichts als statistische Be- 
schreibungen einzelner Zweige der Administration. Viele im Dienste ergraute 
Beamte mögen Jahre lang dergleichen Berichte erstattet haben, ohne daran 
zu denken, dass sie statistisches Material lieferten und Yon den Behörden mag 
dasselbe oft nirht gebührend gewürdigt worden sein. Der preussischen Be- 
giernng gebührt das Verdienst, in Deutschland zuerst erkannt zu haben, das« 
auch die Specialstatistiken geeignet sind, Geist und Charakter der Gegenwart 
deutlich und fasslich zu machen. Sie empfahl deshalb den Kreisbehörden schon 
in den 30®' Jahren die Ausarbeitung statistischer Nachrichten über die ein- 
zelnen Gegenstände ihrer Verwaltung und die Publication derselben. Neuer- 
dings hat sie es diesen Behörden zur Pflicht gemacht, solche Darstellungen, 
von 3 zu 3 Jahren , nach einem mustergiltigen Programm zu liefern. In 
gleicher Weise machen die Städteordnungen in Preussen es den GemeindeYor- 
ständen zur Pflicht , über die Verwaltung und den Stand der Kommunange- 
legenheiten der Gemeindevertretung periodische Berichte zu erstatten. Diese 
gewonnenen Kreis- nnd Ortstatistiken sind demnach, vorausgesetzt, dass sie 
durch den Druck veröffentlicht und nicht in die Akten begraben werden, ein 
treffliches Mittel, Klarheit nnd Sachkenntniss über die öffentlichen Angelegen- 
heiten zu verbreiten, das Interesse an allen Gegenständen des Gemeinwohls an- 
zuregen und zu steigern, die Aufmerksamkeit der Behörden auf die behandel- 
ten Angelegenheiten ihrer Verwaltung hinzulenken und die Regierenden und 
die Bevölkerung in ein wohlthätiges Wechselverhältniss zu setzen. Derartige, 
mit Liebe und Geschick entworfene Gemälde liefern reichen Stoff zur Darstel- 
lung von Statistiken für grössere Bezirke oder einzelne. Zweige der mensch- 
lichen Thätigkeit sowie zur Erforschung und Darstellung der Gesetze, welche 
das Leben der Menschheit beherrschen. Es hat deshalb nicht fehlen können, 
dass auch in anderen Staaten einsichtsvolle und strebsame Beamte und Ge- 
lehrte das Bedfirfniss gefühlt haben, Orts- und andere Specialstatistiken zu 
entwerfen, und es kann nur dringend gewünscht werden, dass ein solches 
rühmenswerthes Beispiel recht eifrige Nachahmer finden möge. So erfährt die 
Statistik in neuerer Zeit nach allen Seiten hin die yerdieute Würdigung und 
daraus erklärt es sich auch, weshalb nicht nur die Staats- und Gemeinde- 
behörden, sondern auch die verschiedenen Vereine darauf Bedacht nehmen, 
ihren Verwaltnngsberichten eine möglichst grosse Pnblicität zu verschaffen. 
Unter diesen Berichten nehmen die der Handelskammern, gewerblichen und land- 
wirthschaftlichen Vereine begreiflicher Weise eine hervorragende Stelle deshalb 
ein, weil Handel, Gewerbe und Ackerbau in der Neuzeit eine Bedeutung ge- 
wonnen haben, von welcher man in den früheren Perioden,, als diese Quellen 
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deü Rd^hthams 4 der Sittlichkeit und ReHgiosität noch in den Fesseln der 
Natbralwirthschaft lagen, noch keine Ahnung hatte. Diese Gesichtspunkte 
sind es, welche uns Veranlassung geben, zur Kritik einiger uns zugegangenen 
Orts- imd Bezirksstatistiken und Handelskammerberichte zu schreiten, Schriften, 
denen wir fortgesetzt die Beachtung schenken werden, welche sie für Wissen- 
schaft und Leben verdienen. 
I) Beitrag zu einer yergleichenden Finanzstatistik der 
Städte Liflands und Oesels, aus den Jahren 1858, 
18 5 9, 1860. Mit Genehmigung des Ii?ländi8chen statistischen Co- 
mit^'s aus dem Material desselben dargestellt von Fr. v. Jung^ 
Secretär des Hvländischen Comit^'s. Riga 1863. 84 SS. 8. und 
10 Tabellen. 
Der Verfasser hat den nicht leichten, aber gelungenen Versuch gemacht, 
die Kulturstufe der Kommunalverhlltnisse und die theil weise Uebersteuerung 
(hesser üeberbürdung) der steuerpflichtigen Subjecte nach den Ausgaben in 
den Städten Liyland's und OesePs darzustellen. Derselbe hat seiner Arbeit 
die realisirten Bndjets der Städte Riga, Dorpat, Pernau, Arensburg, Fellin, 
Walk, Wenden, Werro, Wolmar, Lemsal und Schlock zu Grunde gelegt 
und kommt zu dem Resultate, dass die Höhe der Gesammtausgaben , welche 
diese Städte zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse machen (835,345 Rbl. 
47y4 Kop.), der Kopfzahl ihrer Bevölkerung entspricht; dass also die grossen 
Städte pro Kopf ihrer Bevölkerung so viel entrichten, wie die kleinen, wäh- 
rend doch naturgemäss die sich mehrende Einwohnerzahl eines Ortes, als das 
äussere Zeichen der steigenden Prosperität und Kultur, die Ausgaben progres- 
siv vervielfältigen muss. Weder für die Justiz noch für die Militärverwaltung 
werden die Ausgaben nach richtigem Verhältniss getragen; und die Rangord- 
nung der Städte, welche sich nach der Höhe der für die übrigen Bedürfnisse, 
pro Kopf der Bevölkerung, geleisteten Ausgaben, als eigentlicher Kulturmesser» 
herausstellt, ergiebt, dass letztere nicht nach dem Verhältniss der Bevölkerung 
steigen. Nur Riga macht eine Ausnahme. Die oben nach der Grösse ihrer 
Bevölkerung aufgeführten Städte rangiren nämlich nach ihren Ausgaben wie 
folgt: Riga, Pernau, Werro, Wenden, Wolmar, Dorpat, Lemsal, Walk, 
Fellin, Arensburg, Sehlock. Die Einnahmen dieser Städte (durchschnittlich 
929,778 Rbl. 98% Kop.) sind , soweit sie nicht aus dem Privateigenthum 
der Städte geflossen sind, durch indirecte und directe Steuern aufgebracht 
worden, welche sowohl dem Modus als der Höhe nach die grosste Mannig- 
faltigkeit darbieten. Die directen Steuern waren systemlos und ungleichmässig 
vertheilt; übersteuert waren die Kaufleute und Handwerker in Riga, Pernau und 
Dorpat, die Arbeiter (Okladisten) nirgends. 

Das kulturhistorische Bild, welches der Verfasser in dieser Weise ent^ 
wirft, gewährt keinen erfreulichen Einblick in die social -politischen Verbält- 
nisse der kultivtrtesten Provinzen des russischen Kolosses und wird so zu 
einem Mahnrufe an die Lenker desselben! — 
2) Statistische Nachriehten über den preussischen Regie- 
rungsbezirk Frankfurt. Nach amtlichen Aufnahmen heraus- 
gegeben von C. Zitelmann, Regierungsrath. Frankfurt a. d. 0., 
in Commission bei Trowitzsch und Sohn. Heft 1. 1860. (104 SS. 
gr. 8.) und Heft 2. 1863. (152 SS. gr. 8.) 
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Im 1. Hefte giebt der Verfafiser ein statiatieches GesammtgemäMe der 
Be?5lkerang des gedachten Bezirks am Ende des Jahrea 1858. Er faset 
dieselbe dabei als ein mannigfach gegliedertes Ganzes anfy zeichnet dasselbe 
nach den verschiedenen Seiten und Funktionen seines Daseins in allgemeinen 
Umrissen und schätzt solches in grossen Durchschnittswerthen ab. Das Ma« 
terial zn der vorliegenden Darstellung hat der Verfasser aus den amtlichen 
statistischen Erhebungen des Jahres 1858 geschöpft und in eine leicht fiber* 
sichtliche Form gekleidet. Besonderen Werth hat diese Arbeit dadurch er^ 
halten, dass der Verfasser es nicht versäumt hat, zur richtigen Würdigung 
der Gegenwart, bei allen wichtigen Momenten vergleichende Ruckblicke anzu* 
stellen und auf diese Weise den Entwickelnngsgang der Bevölkerung darzu- 
legen. Gut wäre es freilich gewesen, wenn der Verfasser, dem reiche Qaelleii 
zu Gebote standen, bei einzelnen Punkten weiter zurückgegangen wäre, al« 
er es gethan hat. Immerhin ist es interessant, zu erfahren, dass in der 
Nenmark auf der QMeile 1695 -- 1701: 501 und 1858: 2§61 Menschen 
gelebt haben, dass die Zahl der (einzeln aufgeführten) Handwerker vott 
24,443 des Jahres 1819, auf 47,825 des Jahres 1858 gestiegen ist, dass 
1849 in 87 Tuchfabriken: 2083 und 1858 in 124 solchen Fabriken: 3430 
Arbeiter beschäftigt gewesen sind. Das sind nur einzelne Beispiele der Ver« 
gleichnngen, welche der Verfasser in seiner Arbeit anstellt, der wir das Lob 
grosser Klarheit nicht vorenthalten können. 

Das 2. Heft der gedachten Nachrichten enthält zwei Aufsätze. In dem 
einen stellt der Verfasser den Bildungsgang des Territorial bestandes des Beg«- 
Bez. Frankfurt sowie die Entwlckelung seiner Verwalinngsverhältnisse ge- 
schichtlich-statistisch dar und in dem anderen die Reorganisation des Etats- 
wesens der Neumark V welche Kurfurat Friedrich Wilhelm L in den Jahren 
1652/53 vornahm. Das Material zu beiden Arbeiten hat dem Verfasser das 
Eönigl. Geheime Staatsarchiv zu Berlin geliefert. Der erste Aufsatz hat vor- 
wiegenden geschichtlichen Werth; der Volkswirthschaft dagegen liefert der 
zweite statistischen Stoff, denn es ergiebt sich daraus die Höhe der Beamten- 
gehalte, der Arbeitslöhne und der Preise der Lebensmittel in den Jahren 
1652/53 in der Neumark. 1 Wispel Roggen kostete damals 12 Thlr. , 1 
Wispel Gerste eben so viel, 1 Wispel Hafer 10 Thlr.', 1 SchffL Erbsen 
18 Gr., 1 feistes Schwein 6 Thlr., 1 Ochse 12 Thlr., 1 Tonne Butter 
24 Thlr., 1 Tonne Käse 5 Thlr. Wir ersehen ferner daraus, wie der Vieh- 
stand der neumärkischen Oekonomieämter im Jahre 1652 gegen den des Jahres 
1618 bedeutend reducirt war, als natürliche Folge des 30jährlgen Krieges» 
3) Statistische Darstellung des landr äthlichen Kreises 

Naumburg a/S. (Reg. -Bez. Merseburg). Naumburg, Druck ?on 

G. Patz, 1863. 160 SS. gr. 8. 
Das Werkchen ist in Folge der in der Einleitung zu diesen Kritiken erwähn- 
ten generellen Anordnung des prenss. Ministeriums des Innern entstanden und 
streng nach dem zu diesem Zwecke entworfenen Programm ausgearbeitet. 
Als amtliche Arbeit trägt dasselbe den Namen des Verfassers nicht; das ist 
eine tadelnswerthe preussische Maxime, welche in diesen Jahrbüchern bereits 
sehr richtig als eine solche bezeichnet worden ist, die einem fleissigen und 
atrebsamen Beamten oft den einzigen Lohn für ein mühevolles Werk entzieht. 
Die Kritik übt deshalb nur ein Werk volkswirthschaftlicher Gerechtigkeit, wenn 
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•i« den Schkier loftet , der den Nauen dea Aatora einer amtlich entstandenen 
Schrift TerhaUt« Die YOrliegende ist ans der Feder des Uns bekannten Kreia- 
Stkr* Dr. Mas eher gefloasm, arelcher es Terstanden hat, mit Iskonischi^r 
Körae den reichen Stoff übersichtlich darzustellen. Mit Erstannen haben vir 
übrigens ans dieser Statistik entnommen, das« es in Preassen einen Kreis 
giebt, in dem ein landwirthschaftlicher Verein nicht existirt Der sehr aer* 
stöckelte Grnndbesitz kann diesen beklagenswerthen Mangel nicht erklärlich 
machen, da gerade dem kleinen Landwirth die Aufgabe intensiyer Wirthschafts- 
ftthrang obliegt, die er ohne landwirthschaftliche Vereine schwer oder gar 
nicht au lösen vermag. Besonderes Interesse gewahren auch die Besoldnngs* 
Torhiltnisse der Lehrer. Das Gehalt eines solchen beträgt durchschnittlich 
239 Thlr. jährlich; dasselbe sinkt bei einseinen Stellen auf die Sätze yon 
137 Thlrn. und 138 Thirn. Den Jahresbedarf einer Arbeiterfamilie berechnet 
der Verfasser aber auf 151 — 157 Thlr. Wo bleiben da, fragen wir, bei 
aolchen Besoldungen die Zinsen für das auf die Vorbildung eines Lehrers Ter- 
wendete Kapital und wo soll der Lehrer, bei solchem Lohn, Berufsfreudigkeit 
hernehmen, ohne welche eine segensreiche Thätigkeit geradezu. unmöglich ist? 
Im Lande der Intelligenz thut es wahrlich Noth, den Lehrstand nicht in 
Hunger und Kommer vergehen zu lassen! 

Spricht irgend etwas dafür, dass die Statistik die Thatsachen. itB Lebens 
blosslegt, so sind es die beiden Nachrichten, welche wir beispielsweise her- 
vorgehoben haben. 

4) Der städtische Haushalt Tübingens vom Jahre 1750 bia 

auf unaere Zeit. Historisch - statistisch beleuchtet vom Verfasser 
der Bückblicke auf die Vergangenheit Tübingens. Tübingen, Druck 
und Verlag von E. Biecker, 1863. 375 SS. gr. 8. 

Der atädtische Haushalt der Stadt Täbingen aus den Jahren 1750 bia 
mit 1850 bildet den Grundstock, um den der ungenannte Verfasser, nachdem 
er einleitend in kurzen Zügen die Geschichte der Gemeindeverfassung Würtem- 
berg's dargestellt, das historische und ststistische Material, zum Theil ver- 
gleichend, grnppirt, welches ihm aus reichen städtischen Quellen zugeflossen 
ist. Der Verfasser knöpft mit seinen Schilderungen an das Ende des 30jähr. 
Krieges an und liefert so ein vortrefflich durchgearbeitetes, kulturhistorisches 
Bild aus der Periode, In welcher sich die PlationalÖkonomie zur selbststandigen 
Wissenschaft emporarbeitete, zum Theil naturlich auch Material von durchaus 
lokalem Interesse. Bedauern können wir nur, dass der Verfasser den reichen 
Stoff chronologisch und nicht nach einzelnen Materien geordnet hat. Die ge- 
wählte Darstellung zersplittert das natur^emäss Znsammengehörige in sehr, 
erschwert das Studium und schreckt von der Benutzung eines solchen Werkes 
das grössere Publikum ab. 

5) DieStadt Weimar und ihre Anstalten in den Jahren 1861 

und 1862. Dem Gemeinderathe gewidmet von Wilh. Bock, Ober- 
burgermeister. Weimar, Druck der Fr. Tantz'schen Buchdruckerei, 
1862. 78 SS. 
Das Schriftchen ist seinem Titel nach keine amtliche Arbeit, sondern eine 
Spende der literarischen Muse des Verfassers ; es ist eine mit grosser Sorgfalt 
ausgearbeitete Ortsstatistik der Haupt- und Besidenzstadt Weimar, im vollen 
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Sinne des Wortes, welcher die dem eigentlichen Texte msassYolI beigeftgteo 
kurzen Noten einen ganz besonderen Werth ?erleiben. 

Mit Bedauern haben wir übrigens aus der yorliegenden Schrift ersehen, 
dass die sonst auf der Höhe der Zeit stehende weimar'sche Gesetzgebung den 
Bfirgermeistem der Städte keine Pensionsberechtigung einräumt, und dass in 
Weimar zu den Heirathen noch immer eine polizeiliche Erlaubniss erforder- 
lich ist, welche den freien Willen des Menschen beschränkt und die wirth- 
schaftliche Freiheit beeinträchtigt» Erfreulich ist es, dass in Weimar die Spar- 
kasseneinlagen von Jahr zu Jahr steigen, dass dort, I.Januar 1860, mit den 
Rechten einer juristischen Person aufgestellt, ein Yorschuss- und Sparveretn 
in's Leben getreten ist und dass die Stadt seit 1858 einen Gewerbererein^ 
neben anderen Anstalten für die Hebung des Volkswohlstandes und die Ab*- 
wehr und Linderung der Armuth, besitzt. 

6) Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemein^ 
de - Angelegenheiten der Stadt Quedlinburg für die 
Jahre 1861 und 1862. Quedlinburg, Druck von G. Basse. 1863. 
100 SS., 4. 

Der vorliegende, wie uns äusserlich bekannt geworden, vom Oberbürger- 
meister Brecht verfasste Bericht, eine Ortsstatistik im eminentesten Sinne, 
wie uns noch keine einzige zu Gesicht gekommen, stellt den Zustand der Stadt 
Quedlinburg in 2 Theilen dar; der 1. bringt allgemeine Nachrichten in 2 Ab- 
theilongen: 1) aus der Vergangenheit des Stifts (Entstehungen, Besitzungen, 
Hoheitsrechte, SehutzherrschafI, nachstiftische Zeit, Stiftspersonal, Gerichtsbe- 
hörden, Verwaltungsbehörden, Recht und GerichtsTerfahren) und der Stadt 
(Entstehung, Besitz, Yerfassung, Gerichtsverfassung, bürgerliche Geschifte, Se- 
paration, Abgaben, Garnison, Seelenzahl); 2) aus der Gegenwart mit vorzugs- 
weiser Berücksichtigung des Jahres 1861, in folgenden Hauptrubriken: Be- 
völkerung, Besitz, bürgerliche Geschäfte, Anstalten zum Schutz gegen die Ver- 
armung, Wohlthätigkeit und Armenpflege, öffentliche Behörden. Der 2. Theil 
handelt von der Gemeindeverwaltung insbesondere und zwar ebenfalls in 2 
Abschnitten. Der 1. schildert die Znstande, Einrichtungen und Ergebnisse der 
Verwaltung aus dem Jahre 1861, der 2. die Veränderungen und Ergebnisse 
der Verwaltung aus dem Jahre 1862, beide in folgenden Hauptabtheilung<>n : 
Personenstand (Magistrat, Stadtverordnetenversammlung, Beamte des Magistrats 
u. s. w.), Einrichtungen (Bürgerbriefe, Stadtverordnete, Einzugs- und Bür- 
gerrechtsgelder, Einquartierungswesen, Hundesteuer, Fristen zur Erstattung des 
Verwaltungsberkhts und zur Rechnungslegung), Vermögen, Rechnungsabschlüsse, 
Schulwesen, Verwaltungsergebnisse. Die zuletzt gedachte Rubrik, enthält folgende 
Unterabtheilungen : Allgemeines, Persönliches, Rechnungen, Feuerversicherung, Ar- 
menpflege, Einquartierungswesen, Polizeiverwaltung, Sparkasse, Umfang der Ma- 
gistratsgeschäfte. Die Umsicht, mit der der Verfasser bei Ausarbeitung der vor- 
liegenden Schrift zu Werke gegangen, documentirt u. A. die Seite 27 und 
28 enthaltene Uebersicht der höchsten und niedrigsten Martinipreise von Ge- 
treide und Fleisch während des laufenden Jahrhunderts. Einzelnes aus dieser 
trefflichen Arbeit, an der wir nur auszusetzen finden, dass sie nicht nach einem 
streng wissenschaftlichen Systeme, wie die unter 5 besprochene Statistik, aus- 
IL 5 
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gearbeitet ist. Dtrauf müssen vir bei der Reichhaltigkeit des Stoffes ver^ 
ziehten. 

Wir kommen nnn auf Schriften ganz gleicher Tendenz. Es sind dies 

7) Breslaues und Schlesien's Handel und Industrie in 1862. 

Jahresbericht der Handelskammer in Breslau. Breslau 1863. Druck 
von Wilh. Gotll. Korn. 91 SS. gr. 8. nebst 6 Tabellen. 

8) Jahresbericht der Handelskammer zu Köln. Köln 1863. 

Druck von M. Du Mont-Schauberg. 139 SS. gr. 8. und endlich 

9) Jahresbericht derHandels- und Ge werbek ammer inWürt- 

temberg für das Jahr 1862. Druck von Blum und Vogel. 178 
SS. gr. 8. 

Der Bericht der Handelskammer zu Breslau hebt hervor, dass der ame- 
rikanische Krieg auf die commercielle und industrielle Thätigkeit der Provinz 
Schlesien nachtheilig deshalb eingewirkt habe, weil er der dortigen Wollenin- 
dustrie ein ausgedehntes Gebiet mit grossartiger Consumtion verschlossen und 
der BaumwoUenmanufactur das unentbehrlichste Rohmaterial entzogen habe. 
Zu eigentlichen Nothstanden ist es indessen noch nicht gekommen, vielmehr 
wird das Jahr 1862, trotz der inneren Conflicte, als ein fast allgemein gun- 
stiges bezeichnet. Einen erheblichen Aufschwung hatten die Rohprodurtenge- 
achäfte mit Steinkohlen, Eisen Kalk, Hanf, Flachs, Flaehsgarn und Kleesaat, 
ferner die Spiritus«, Oel- und SpHffabriken genommen; auch die für Schlesien 
wichtige Leinenindustrie hat, in Folge der Baumwollmnoth, einen neuen Im-* 
puls erhalten; der Eisenbahnverkehr ist lebhafter tmd bedeutender geworden, 
und der Verkehr der öffentlichen Geldinstitute entspricht der allgemciBen 6e^ 
sehäftslage. Einen Beweis hierfür finden wir in dem gesteigerten Lokalde«-, 
peschenverkehr der Telegraphenstation Breslau^ der von 14,716 Depeschen 
des Jahres 1854 auf 50,027 des Jahres 1861 und 78,551 des Jahres 186^ 
gestiegen ist Der Mangel eines Handelsgerichts wird mit Recht beklagt, 
wenn gleich die breslauer Kaufmannschaft bemüht gewesen ist, denselben durch 
das seit längerer Zeit bestehende Börsenschiedsgericht weniger fühlbar zu 
machen. Wie segensreich dasselbe gewirkt und welches Vertrauen solches ge*- 
nossen, gebt daraus hervor, dass gegen die Entscheidungen dieses, mit 
conaequenter Durchführung des Princips der Mündlichkeit, unter Zuziehung ton 
Rechtsverständigen ^ aus den Börsencommissarlen collegialisrh gebildeten Insti* 
tuts im Jahre 1862 in keinem Falle reciirrirt worden ist. Den Verkehr mit 
Russland und Polen hemmen die dort fehlende unparteiische Rechtspflege und 
das tief eingewurzelt« russische Corruptionssystem neben den dbermässigen 
Eingangszöllen. Angesichts des französischen Handelsvertrags werden allerlei 
Verkehrserleichterungen gewünscht, damit Schlesien, wegen seiner Lage im 
äussersten Osten Deutschlands, in den Stand gelange, mit seiner Eisen-, Wol- 
len*, Baumwollen- und Leinenindustrie die Cencurrenz mit dem Auslande be* 
stehen zn können. 

Nach dem Bericht« der Handelskammer zu Köln hat der nordamerika* 
nische Krieg sich für Handel und Industrie dort bereits störender gezeigt, und 
es wird deshalb um so dringender gewünscht, dass wenigstens in Europa nkht 
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nvr alfe Verwickelangen Termieden, sondern auch der Druck der Lage durch 
Erleichterung des gegenseitigen Güteraustausches gehoben werden möchte. 

Die Handelskammer legt der Regelung des Mfinzwesens auf da- 
«umaler Grundlage die höchste Bedeutung bei und hebt die Vorzüge der 
Goldwährung heryor als ein Mittel, die Werthschwanknngen zwischen Gold 
und Silber zwischen den Ländern verschiedener Währung zu beseitigen. Nur 
unter der Herrschaft der Goldwährung ist die Anschaffung einer Welthan- 
delsmünze denkbar. Zur Hebung der mercantilen und industriellen Leistungen 
wird eine freiere Handelspolitik des Zollvereins verlangt, um die Concnrrenz 
mit der Industrie derjenigen europäischen Länder bestehen zu können, welche 
vermöge ihrer einheitlichen Organisation, der zeitgemässen Umgestaltung der 
inneren Staatseinrichtnngen und in der vollständigen Benutzung der vorhandenen 
natürlichen Hülfsmiltel einen bedeutenden Vorsprang vor Deutschland gewon- 
nen haben. Die Handelskammer der Hauptstadt des freien Rheinstromes spricht 
sich freimüthig über den auch wirthschaftlich zu beklagenden inneren preussischen 
Conflict aus und tritt den Auffassungen des Abgeordnetenhauses bei, welches 
weder die 3jährige Dienstzeit noch die Erhöhung des Präsenzstandes der Ar- 
mee für wnnschenswerth hält, weil Beides die Steuerkraft zu sehr anspannt 
und die Arbeitskraft vermindert. Dem Verkaufe des Getreides, der Sä- 
mereien, der Hülsenfrüchte, des Obstes und der Kartoffeln nach dem Ge- 
wichte statt nach dem Ranmmaasse wird das Wort geredet und gebeten, eine 
Gewichismenge von 100 oder 200 Zollpfu^d als Einheit für die quantitative 
Feststellung dieser Handelsobjecte, in Verbindung mit Minimalscheffelgewichten 
für lieferbare Waare, in Aussicht zu nehmen. 

Geklagt wird darüber, dass durch die von der Staatsregierung für zuläs- 
sig erachtete Einführung von Disparitäten in den Eisenbahnnacht- 
tarifen für den durchgehenden und für den localen Verkehr seit einigen 
Jahren der Handel und die Industrie in der ganzen Rheinprovinz und ins- 
besondere in der Stadt Köln wesentlich bcnachthciligt worden sei. Sehr ein- 
gehend wird die Gesetzwidrigkeit dieser Maassregel auf der einen und die un- 
günstige Situation für den Handel und die Industrie auf der anderen Seite 
nachgewiesen. Als das beste Mittel hingegen wird die Zulassung von Con- 
currenzbahnen verlangt. Geklagt wird auch darüber, dass die Errichtung einer 
polytechnischen Schule für Rheinland und Westfalen sich noch in der 
Schwebe befinde, und dass es an einer Orts Statistik fehle. 

In den Berichten der Handels- und Gewerbekanfmern für Württemberg sa 
Reutlingen, Stuttgart, Heilbronn und Ulm wird ebenfalls eine bedeutende RedttctiM>]i 
der Baumwollen -Industrie für den Fall befürchtet, dasa der nordamerikanische Bru- 
derkrieg noch längere Zeit fortdauere. Das Jahr 1862 ist für Württemberg 
ohne Calamitäten vorübergegangen. Das Quantum der abgesetzten Waaren 
verminderte sich zwar, aber der Werthumsatz war ein grosserer als im Vor- 
jahre, freilich als Folge gewagter und geglückter Specnlationen, auf welche die 
Industriebörse zu Stuttgart einen wesentlichen Einflass gehabt hat. Die Preis- 
«teigerung der Baumwollenstoffe hat auch in Württemberg, wie in Schlesien, 
die Nachfrage nach wollenen und leinenen Waaren gesteigert, wogegen die 
Erhöhung der Eingangszöllo in Nordamerika die Zufuhr von Strumpfwaaren, 
wollenen und halbwollenen sowie seidenen Stoffen aus Preussen und Sachsen 

5* 
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bedeutend erhöht hatte, so dass die Prodaction in Württemberg darunter IHl« 
Naturgemäsg steigerte sich seit Herbst 1861 auch hier die Fabrication leinener 
Stoffe. Gewünscht wird, dass die Baumwollennoth die Leinenproduction 
mehr ausdehne, und dass für sie erweiterte und dauernde Markte gewonnen 
werden möchten. Die Annahme des preussisch - französischen Handelstertrags 
wird nur bedingungsweise empfohlen und es wird gehofft, dass es zwischen 
dem Norden und dem Süden, wegen der Erhallung des ZolWereins, zu einer 
Vereinbarung kommen möge. Die reutlinger Handelskammer wünscht für Würt- 
temberg eine engere handelspolitische Verbindung mit Oesterreich deshalb, 
weil sich dort unter den mehr befestigten constitutionellen Zuständen die Va- 
luta ansehnlich gebessert habe. Die neue Gewerbeordnung ?om I.Hai 
1862 äussert sich für jetzt nur in einer Vermehrung der kleinen Handelsge- 
schäfte und der Hausirer. Die alten Innungen haben sich überall aufgelöst 
und gehen zur Bildung neuer Genossenschaften über. Geklagt wird darüber, 
dass den württembergischen Hausirhändlern in Baiern und in den anderen be- 
nachbarten, insbesondere auch in den nicht zoUvereinsländischen Staaten 
der Gewerbebetrieb ausserordentlich erschwert werde; und es werden solchen 
Staaten gegenüber Reciprocitätsmaassregeln mit Recht verlangt. Neue Han- 
delsgerichte stehen in Württemberg zu erwarten. Gewünscht wird die Beseiti- 
gung des Eisenmonopols des Staates, im wirthschafllichen Interesse. 

Wie sehr sich die ökonomische Lage der Weinbauer in Württemberg (et- 
wa 18,000 Familien) Yerbessert hat, erbellt daraus, dass der Weinerlös, wel* 
eher in den 14 Jahren Ton 1826/41 durchschnittlich jährlich 177 fl. pro 
Familie und Jahr betragen, in den 7 Jahren von 1856/62 sich auf 351 fl. ge- 
hoben bat« 

Im Allgemeinen haben sich uns bei der kritischen Durchsicht der Torge- 
dachten Werke folgende Betrachtungen aufgedrängt: 

1) Bei Ausarbeitung von Ortsstatistiken verdient das Arrangement des 
Stoffes nach Materien (wie in den unter 3, 5 und 6 gedachten Schriften) vor 
der chronologischen Ordnung, der Regel nach, den Vorzug, aus den unter 4 
entwickelten Gründen. 

2) Er erscheint wunschenswerth, dass die Ortsstatistiken durch den Druck 
vervielfältigt werden, damit dieselben der Wissenschaft und dem practischen 
Leben den Nutzen gewähren können, der ibnen mit vollem Recht beigelegt wird. 

3) Es ist nothwendig, dass die Beamten aller Verwaltungszweige sich mit 
der Statistik genau bekannt machen, damit sie die Thatsachen, auf welche es 
bei ihrer Amtirung ankommt, genau erfassen, in den von ihnen auszuarbeiten- 
den Verwaltungsberichten, d. h. Specialstatistiken, in Worten und Zahlen über- 
sidlltlich, klar und deutlich darzustellen und aus diesem Material die Lehren 
für das Leben zu schöpfen vermögen. 

4) Es ist sehr wunschenswerth, dass bei Ausarbeitung von Ortsstatistiken 
NotizeB über die Getreidepreise und Arbeitslöhne so weit zurück, als nur ir- 
gend mö^icb, gesammelt werden, um so den besten Schlüssel zur Beurlheilung 
volkswIrthschafUicher Zustände vergangener Zeiten, den Maassstab zur Würdi- 
gung derselben in der Gegenwart und endlich das Mittel zu gewinnen, den re- 
lativen W«rth des 'Geldes und sein Steigen und Sinken feststellen zu können* 



i 



Litteratar. 89 

Endlich erscheint es geboten, 

5) bei der Pubiicalion amtlicher Statistiken den Namen des Verfassers zu 
nennen, um durch eine solche öffentliche Anerkennung in d^n Beamtenstand 
auch hierdurch, im TolkswirthschafUichen Interesse, einen frischen, strebsamen, 
die moralische Kraft hebenden Geist zu bringen. r. 
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Die nationalökonomlsiclie Iiliteratur In der periodischen 

Preaise« 

England. 

Im Nachstehenden geben wir ausser den Quartalergebnissen der Ein- 
nahmen einen Ueberblick über die Verlegenheiten des englischen Geld- 
marktes und die bedrohlichen Aussichten, die wohl die nächste Zukunft be- 
stätigen oder widerlegen wird. Daran schliessen sich einige Notizen über 
Goldentwert hu ng und Bankwesen. 

1) The reyenue. Economist. Öctober 3. 1863. 

Das mit dem 30. September abgeschlossene Jahr zeigt gegen das Torher- 
gehonde gleichfalls eine Steigerung der Einnahmen Grossbritanniens. 

Einnahme 

▼om 1. Oct. 1862 — 30. Sept. 1863. vom l.Oct 1861 — 30. Sept. 1862. 

Zölle 23,771,000 L.St. 23,863,000 L. St. 

AccUe 16,992,000 - 17,430,000 - 

Stempelsteuer 9,146,000 - 8,824,945 - 

Ahschätzungstaxen . . . 3,193,000 - 3,160,000 - 

Einkommensteuer . . . 10,605,000 - 10,532,000 - 

Posteinkünfte 3,760,006 - 3,560,000 - 

Krondomänen 301,500 - 296,521 - 

Verschiedene Einnah men 2,725,882 - 2,019,074 - 

70,494,382 L. St. 69,685,540 L St. 

Wenn man erwagt, dsss die Theesteuer von 1 sh. 5 d. auf 1 sh. pr. Pfd. 
und die Einkommensteuer um 2 Pence vom L. St. herabgesetzt , und jener 
Steuerausfall von Gladstone fur's Jahr auf 1,659,000, dieser mit 2,750,000 L.St 
veranschlagt wurde (s. Heft 4 S. 498 des letzten Jahrgangs unserer Zeit- 
schrift), so ergiebt die nachfolgende Zusammenstellung ein doppelt günstiges 
Resultat für den steigenden Wohlstand Englands. 
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Einnahme 

auf das Vierteljahr 1. Juli — 30. Sept. 1863. auf das Halbjahr 1. April — 30. Sept. 

Steigen. Fallen. Steigen. Fallen. 

Zölle. — 329,000 L. St. — 263,000 L. Str. 

Accise 318,000 — - — 163,000 - 

Stempelsteuer . . 11,000 — - 152,000 — 

AbscbätzuDgstaxen 10,000 — - 43,000 — 

Einkommensteuer. — 108,000 - 38,000 — 

Posteinkünfte. . . 10,000 — - 110,000 — 

Krondomänen . . 1,000 — - 1,500 — 

Verschiedenes , . — 102,479 - — 27,679 - 

350,000 539,479 L. St. 344,500 453,679 L. St. 

Nettoausfall 189,479 L. St. 109,179 L. St. 
Doch der Economist hat hierüber ausser nackten Zahlenreihen kein Wort zu 
bemerken, ihn beschäftigt vor Allem 

2) der Mo ney Market. 

Vergleicht man seine drei Leitartikel über den Geldmarkt vom 26. Septbr., 
10. und 17. Octbr., so bemerkt man vor Allem eine gewisse Unsicherheit und 
eine nicht zu verbergende Beunruhigung. Weder über Ursache noch Wirkung, 
ja nicht einmal über den ganzen Umfang der Beengung des Geldmarktes, am 
wenigsten aber über das, was kommen wird, scheint uns der Economist — rr 
ist uns nur bis 24. Oetbr. bekannt — klar zu sein. Das Wort „overtrade'' 
oder „crisis^' hat er noch nicht ausgesprochen. 

Noch im Leader vom 27. Septbr. sagt er: Im Allgemeinen indessen ist 
die Zukunft eine glänzende, und wir sind im Stande, auf gute Autorität 
hin zu versichern, dass die Bank von Frankreich grossentheils die Schwierig- 
keiten überwunden hat, welche seit Kurzem der entmuthigendste Theil unserer 
Voraussetzungen war. Vierzehn Tage darauf aber räth er schon der Bank von 
England an, nur gegenüber den beträchtlichen Forderungen von Zahlmilteln 
den Preis des Geldes zu erhöhen und die Zinsrate zu steigern; und im Artikel 
vom 17. Octbr. giebt er allerlei Gründe an, um zu erklären, warum trotzdem, 
dass die Gold- und Silbereinfuhr in England während des Monats September 
grösser gewesen, als die Ausfuhr, doch seit dem 3. Septbr. der Barrenvorraih 
in beiden Departements der Bank von England um 923,608 L. St. gesunken ist. 

Ueberblicken wir zunächst die tbatsächlichen Verhältnisse, wie sie nns die 
drei Artikel des Economist geben. Auch die officiellen Handelsübersichten wolleh 
wir in den Kreis der Besprechung ziehen. Die grössere Ausführlichkeit wolle uns 
der Leser mit der Wichtigkeit der Sache verzeihen. Uns will es nämlich bedünken, 
dass die Symptome für eine Handelskrisis fast sämmtlich vorhanden sind, 

Es betrug im ersten Drittel des October: 

der BuUionvorrath in der Bank von England . . 14,836,037 L. St. 
- - - - Frankreich . 10,899,184 - 

25,735,221 L. St. 
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im vergangenen Jahr dagegen: 

der Bollionvorrath in der Bank von England .. . 16,548,15ß L. St. 
- - - - Frankreich . 13,674,772 - 

30,222,928 L. St. 
Da die beiden Banken gegenseitig in der engsten Verbindung stehen und 
sich wesentlich beeinflussen, sowie mit einander den Geldmarkt Europa's be- 
herrschen, so ist der Metalivorrath beider Reservoire zusammengenommen 
worden. 

Anf den Geldmarkt scheint besonders die Nachfrage nach Barren ffir 
Indien einzuwirken. 

1862 wurde bis zum 31. Juli von Indien Baum- 
wolle eingeführt für 4,883,899 L. St. 

1863 - - 11,950,999 - 

Aus ,, andern Ländern^', welche in Wirklichkeit barbarische Länder 

sind und daher mehr oder weniger Barren in Anspruch nehmen, betrug die 
Einfuhr nach England 

von roher Baumwolle 1862 991,858 L. St. 

1863 3,673,347 - 

England hat sich, zum Theil in Folge der Baumwollenkriae , wo viel 
Capital zu anderer Verwendung flüssig wurde , in zahlreiche continen- 
tale Unternehmungen und Verbindlichkeiten eingelassen, welche 
schwer auf den Geldvorrath drücken werden. Manche derselben sind Banken 
oder Darlehngesellschaften in uncultivirten Ländern; wenn in* diesen Geld aus- 
geliehen wird, so dauert es lange, bevor es die cultivirteren Nationen wieder- 
sehen. Wir gaben im 6. Heft unserer Zeitschrift vom vergangenen Jahre S. 752 
eine Uebersicht der Summen, welche vom I.Januar bis 15. Juli 1863 allein 
für Joint- Stock banks limited in Aussicht genommen wurden. 

Die grosse Ersparung, welche England in diesem Jahre in Folge der 
guten Ernte machte, denn es führte ein bis zum 31. Juli 

1862 1863 

an Weizen für ... . 11,380,516 L. St. 6,364,080 L. St. 

an Weizenmehl .... 3,198,310 - 1,944,517 - 

14,578,826 L. St. 8,308,597 L. St., 

brauchte also 6 Millionen L. St. 1863 an's Ausland dafür weniger auszugeben 
— wiegt die ebengedachten so viel grösseren Bedürfnisse weitaus nicht auf. 

Zu diesen Gründen für Befürchtungen wollen wir noch einen weiteren Grund 
hinzufügen, den wir nicht minder für ernstlich erachten. 

Das in England in der Baumwollenindustrie flüssig gewordene Capital 
wurde zum Theil in anderen Zweigen angelegt. Wir finden daher keine Ab- 
nahme der Ausfuhr, wie man wohl hätte vcrmuthen können, sondern 
das Gegentheil. 

Nach dem „board of trade returns'^ Econ. October 3. 1863 be- 
trug die Ausfuhr in den ersten 8 Monaten: 
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- 186i • . . 82,575,126 L Si. 

1862 . . . 82,276,107 - - 

1863 . . . 89,751,851 - - 
Aasfahr und Verkauf der aasgeführtcn Waaren ist aber zweierlei, and es 

ist möglich oder Tieloiehr wahrscheinlich, dass die Exporteurs, welche ein im- 
mer mehr steigendes Waarenquantum abzusetzen hatten und zwar zom Theii 
auf neuen Absatzwegen, auch gewagte Versuche machten and ihreWaaren theil- 
weis noch unverkauft haben. 

Erwägt man ferner den unmittelbaren Einfluss der Baumwollenkrisis auf 
Englands wirthschaftliches Leben, so kann man nicht der Meinung bleiben, dass 
dieses Ereigniss spurlos vorfiberzugehen Termag. 

Wir wollen nur den letzten Bericht des Economist 

Prospects of Lancashire and cotton, October 24. 1863 

im Auge behalten. Danach ist zwar eine Abnahme der Arbeitslosigkeit in den 
BaumwoUendistricten ausser Frage, denn es gab hier: 

voll beschäftigte Hände auf kurze Zeit ganz unbeschäftigt 

December 1862 121,129 165,600 247,230 

September 1863 267,962 104,198 160,835 

dennoch aber bleibt eine grosse Anzahl Arbeitsloser übrig. Die Zahl derer, 
welche unterstützt wurden, betrug: 

Januar 1863^ . . . 456,786 

April . . . 364,419 « 

Juni . . . 256,230 

September . . . 184,625 

Es ist nun nicht wohl glaubhaft, dass bei der grossen Anzahl von Per- 
sonen, welche unterstützt wurden und noch unterstützt werden, sowie bei dem 
nolhwendigen Ausfall der Production in der Baumwolleniudustrie , der ersten 
Englands, die steigende Blüthe des Ausfuhrhandels — der Economist nennt 
die Ausfuhr der 8 Monate eine ungewöhnlich günstige — eine ganz 
normale sein kann. 

Endlich darf noch daran zu erinnern sein, dass noch vor kaum Jahresfrist 
das Geld in England zu 2 Procent und noch darunter zu haben war. Also 
auch dieser Vorläufer einer kommenden Krisis ist vorhanden. 

Wir bemerken schliesslich, dass der Economist die Abnahme des Bullion- 
stocks bei der Bank von England während der Zeit vom 3. Septbr. bis zum 
ersten Drittel vom October um 923,608 L. St. — er sank von 15,491,219 
L. St. auf 14,570,611 — damit erklärt, dass die Bank nicht der alleinige 
Sammelort für die Barren ist, sondern dass es deren in England noch mehrere 
gibt. Da die Bank nun gesetzlich bloss 3 L. 17 s. 9 d. für die Unze Gold 
Standardgewicht gibt, während der gewöhnliche Preis bei der Münze 3 L. 17 
s. IOV2 ^' i^* (^^^ Differenz von IV2 ^* ^>r^ ^^^ Zinsverlust bis zur Aus- 
prägung gerechnet), so halten es die Barrenhändler in der jetzigen Zeit, wo so 
grosser Bedarf nach Gold, namentlich von Seiten der Bank von Frankreich 
ist, für vortheilhaft, directe Geschäfte dabin zu machen. Die Bank von Frank- 
reich aber wird um deswillen sehr um Gold beansprucht, weil man Zahlungen 
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mcb IndwB ISr BminvoU« in lektea hat, ood nach Infieii ist baarea Gold 
HanptaaUmitteL 

Echt englisch sind die beiden Artikel: 

3) A common sense view of the gold questlon. Econ,, Sep- 
tember 26. 1863 und 

The effeet of the gold discoVeries more especiallj lipon 
men of business. Econ. October 3. 1863. 

Nach den wissenschaftlichen Uotersuchangen eines Calrnes, Jevons, 
Fawrett über die Entwerthung des Goldes und das Steigen der Waarenpreise 
(s. Heft IV S. 499 und VI S. 751 des vorigen Jahrgangs) kommt man zur 
Frage, was der common sense zur Goldfrage sagt und wie sich die Män- 
ner des Geschäfts zu den Goldentdeckungen stellen. Der Engländer ist so 
Ternunftig, es mit der Theorie nicht allein für abgethan zu halten und will 
wissen, welche Folgen die Lehre auf sein eigenes Thun und Lassen äussert. 

Dass die Autorität fär die Golden twerthung bt, nimmt — und dies 
irt wohl zu beachten — der Economist für ausgemacht an. Und die Folgen 
ffir's praktische Leben? Nur Einiges dsTon! Wenn heute 5000 L. St. aus- 
geliehen werden, die in 10 Jahren wieder bezahlt werden sollen, so ist, wenn 
das Gold mittlerweile um 10 Procent gesunken ist, das heimgezahlte Darlehn 
von 5000 L. St. nur noch 4,500 von anderen Dingen werth. Die Kaufkraft, 
die einzige Eigenschaft, welche Geld zu ei|iem Werthe erhebt, wird geringer 
sein, als zuvor. 

Wenn der Werth des Goldes fällt, so werden alle Contracte, nach denen 
in einem entfernten Zeitraum in Gold zu bezahlen ist, vortheilhaft für den 
Zahler und nachtheilig für den Empfänger sein. 

Die Entwerthung wird so gunstig sein für die erborgende Klasse und un- 
günstig für die ausleihende. Es heisst das so viel, dass die Entwerthung vor- 
theilhaft für das Volk im Geschäft und unvortheilhaft fjur das Volk ausser Ge- 
schäft ist. 

Auch meint der Economist, dass die müssige Klasse von Leuten derzeit 
eine zu starke im Lande sei, und dass das vermehrte sociale Gewicht, welches 
jetzt dem Vermögen allein eingeräumt werde, bereits dahin trachte, den Ge- 
bildeten des Volkes von geringen Mitteln der geistigen Autorität zu berauben, 
auf die sie einen Anspruch haben. 

Fast komisch klingt sein Rath für die Trustees. Sie sollen das Vermögen 
ihrer Befohlenen in Land anlegen. Das erinnert an das, was viele deutsche 
Vormundschaftsordnungen den Vormundern anbefehlen. 

4) The most profitable spheres of Joint Stock banking in 
fnture. Econ., October 24. 1861 

Es ist eine Thatsache, dass die Joint -Stock -Banken in England in den 
letzten Jahren vortreffliche Geschäfte gemacht haben, und die Privatbanken von 
ihnen eine siegreiche Concurrenz ausstehen müssen. Der obige Artikel giebt 
einen kurzen Abriss der Geschichte der Joint- Stock- Banken und in der Beilage 
einen halbjährigen Geschäftsbericht über dieselben. Wir können darauf nicht 
weiter eingehen. 
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Beme]4[efiflverth sind die Vorsehlfige des Econemirt för die Ansfar^itnng^ 
dieses Banksystems. Er empfiehlt die Vereinigung von Privatbanken mit den 
Joint* Stock limited. Weiter giebt er ais ein geeignetes Feld für dieselben an, 
wo sie Geschäfte machen können, die Vorstädte der grossen Städte. Wie bei 
uns, so nehmen auch in England die Landstädte an Wichtigkeit und wirthschaft- 
licher Bedeutung immer mehr ab, während die grösseren Städte in immer hö- 
herem Grade die Centralpuncte für Handel und Industrie werden. Endlich aber 
glaubt er, dass, da England bereits ein ausgebildetes Bankwesen im Lande be- 
sitzt, auf dem Continent ein unberechenbarer Raum für Einführung desselben 
geboten ist, da sehr viele blähende Theile dck Pestlandes noch der bescheiden- 
sten Vortheile des Bankwesens entbehren. Was die Bauken für England ge- 
than haben, das bleibt ihnen hier noch zu thun übrig. K — n. 
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Die Oetreideeinfiilftr CKroMliritaiinieii«. 

Dieselbe betrug, nach dem neuesten Statistical Abstract, von Weizen und 
Weizenmehl: 

1848:3,082,230 Q. 1853:6,235,360 Q. 
1849:4,802,475 „ 1854:4,473,085,, 
1850 : 4,830,263 „ i 855 : 3,21 1,766 „ 
1851 : 5,330,412 „ 1856 : 5,207,147 „ 
1852 : 4,164,603 „ 1857 : 4, 060,285 „ 
22,209,983 Q. 23,187,643 Q. 

Im Durchschnitt: ^Vga: 4,44 1,997 Q. «3/57:4,637,529 

Da sich der Durchschnitt der BeTölkerung der letzten 5 Jahre auf 
23,006,217 Köpfe stellt, so würde die durchschnittliche Jahreseinfuhr 1858/62 
fast ganze 4 Monate zur Ernährung der Beyölkerung Grossbritanniens hin- 
gereicht haben, 1 Q. per Kopf per Jahr gerechnet. 

Dagegen belief sich die Einfuhr yon anderem Getreide auf: 

1848: 4,446,242 Q. 1853: 3,937,275 Q. 1858: 5,950,632 Q. 
1849: 6,867,186 „ 1854: 3,436,459 „ 1859: 5,318,903 „ 
1850: 4,189,327 „ 1855: 3,067,047 „ 1860: 7,160,812 „ 
1&51: 4,287,614 „ 1856: 4,132,278 „ 1861: 7,424,117 „ 
1852: 3,582,066 „ 1857: 5,108,895 „ 1862: 6,911,064 „ 



1858: 


5,343,469 Q. 


1859: 


4,951,871 „ 


1860: 


7,334,163 „ 


1856: 


8,670,797 „ 


1862: 


11,528,445 „ 




37,828,745 Q. 


)29 Q. 


<»/„: 7,565,749 0- 



22,372,435 ß. 



19,681,954 
3,936,391 






Im Durchschnitt: 4,474,4 87 

Den grösseren Antheil an den Importen hatten die 
nach Deutschland und Russland. 

Durchschnitt: 1848/52 

Vereinigte Staaten: 1,360,253 Q. 

Deutschland: 1,796,711 „ 

Russland: 1,043,458 „ 



1853/57 
1,936,984 Q. 
1,664,059 „ 
1,128,139 „ 



32,765,528 0- 

6,553,105 0. 

Verein. Staaten; da- 

1858/62. 
3,237,129 Q. 
2,059,450 „ 
2,305,318 „ 



76 Miscelleii, 

Die Banken des Kc^nig^reiehs Italien. 

Im Kdoigreich Italien hat der Handelsmiiiister dem Senat einen Vorschlag 
fiber definitive Confititiiining einer Nationalbank Torgeiegt. Die gegen- 
wartige sogenannte Nationalbank xu Turin, 4<^ren Capital 40 Millionen Lire 
ist, soll mit der Bank von Toscana verschmelzen und das Capital der neuen 
Bank auf 100 Millionen Lire gebracht werden. Es ist das also der Versuch 
einer Creditcentralisation nach französischem Zuschnitt. Zahlreiche Gegner 
dieses Staatsprojects finden wir nicht blos ausserhalb Italiens (z. B. im Eco- 
nomiste Beige vom 10. Octbr., „le monopole des banques cn Italic ,^^ welches 
Blatt übrigens ein bittrer Feind der politischen und wirthschaftlichen Umge- 
staltung Italiens ist), sondern auch unter den italienischen Oekonomisten selbst, 
welche in der Mehrzahl weit mehr nach England, als nach Frankreich hin- 
neigen. Die Verhandlungen in beiden Häusern werden lebhafte Debatten zwischen 
den Politikern der Italia una und den Oekonomisten hervorrufen. Eine Sprach- 
probe der wirthschaftlichen Unitaristen des neuen Königreichs wollen wir schon 
jetzt nicht vorenthalten. . Da heisst es wörtlich von dem Bankproject: Diese 
Constituirung des Credits, welche die Einheit beim Zeichen der Münze 
herstellt (stabiliendo l'unitä nel segno della moneta) nach der Unification der 
Münze selbst, muss durch die Verschmelzung der Interessen jene grosse Arbeit 
der Identificirung und der politischen Vereinigung (quel grande lavoro d'iden- 
tificatione e di sintesi politica) unterstützen ^ welches gegenwärtig das Ziel ist, 
dem vor Allem Italien zustrebt. 

Wir kommen auf diese grosse Bankfrage zurück, wenn über deren Schick- 
sal entschieden ist. Im Nachstehenden werfen wir einen Blick auf die gegen- 
wärtig bestehenden Creditanstaltcn des Königreichs Italien und richten uns 
dabei vorzüglich nach dem Annnrio di economia sociale e di stalistica pel Regno 
d'Italia per P. Duprat und A. Gicca, Torino 1863. 

Italien hat die ältesten Banken von Europa aufzuweisen, und selbst von 
den bestehenden führen einige ihren Ursprung weit in das Mittelalter zu- 
rücL Gleichwohl ist das italienische Creditwesen in seiner Entwickelung hinter 
dem der meisten Culturländer zurückgeblieben. Gegenwärtig finden wir folgende 
Bankanstalten noch vor: 

1. In Unteritalien. 

1) Banco delle due Sicilie, die allgemeine Benennung für drei Banken: 
1^ e 2^ Cassa di Corte, Argento e Cassa de' Privat! , restaurirt im Jahre 
1816. Mit dieser Bank ist verbunden eine Cassa di sconto e di pegnorazione. 

Das Bankkapital beträgt nur 1 Million Ducati (4,250,000 Lir.) und 
beruht daher ein grosser Theil ihrer Geschäfte auf der Reichhaltigkeit der Pri- 
vatdepositen ; diese betragen durchschnittlich 80 — 100 Millionen Lire. 

Die Operationen der Bank sind zweifach, die der eigentlichen Bank und 
die der Di sconto- und Pfandleihkasse. Die Geschäfte jener bestehen: 
1) in Annahme jeder Summe yon einem Carlin (42 Centesimi, circa SVjSgr.) 
an als Depositum gegen ein Hinterlegungscertificat, fede di credito genannt, das 
den Namen des Hinterlegers und den Werth des Depositums angiebt. Mittels 
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Giros circnliren diese Papiere und sind stempelfrei. 2) in Erdffnung Ton 
Conti correnti mit Priyaten* Das Conto, auf welches bis snm Betrag desselben 
gesogen werden konnte, heisst Hadre fede. 3) war die Banlc der Schatz- 
meister des Staates. Der Genevalsehatsmeister des Staates brachte alle Staats- 
einnahmen auf eine Madre fede der Banic, und der Pagator generale, der Ge- 
neralzahlmeister, bewiritte alle Zahlungen des Staates durch Anweisungen an 
die Bank. Die Papiere, welche diese ausstellte, hiessen Polizze e Polizze no- 
täte fedi. Auf diese Weise wurde der Dienst des Schutzamts mit der grossten 
Begelmassigkeit und mit ziemlicher Schnelligkeit ausgeführt und war zugleich 
eine Tollkommene Controle der Operationen des Schatzamts. Diese An rkennung 
kommt aus der Feder ?on Gewährsmannern, die keine besonderen Freunde der 
Bourbonen sind. 

Die Operationen der Discontocasse sind weniger erwihnenswerih. 

Die Vorgänger der Bank der beiden Sicilien und Nespel waren die Banken 
Atc gratiae plena e della Pieta (1575), il banco del Popolo (1589), dello 
Spirito Santo (1591), di S. Eltgio (1596), di S. Giacomo (1597), dei 
poveri (1600), dei SS* Salvatore (1640). Diese Banken waren zunächst 
nur Depositenbanken, welche ein Bankgeld schufen, das Tor der in jenen Zeiten 
häufigen Fälschung geschützt war. Ein zweites Geschäft war das Leihen gegen 
Unterpfand , oft weniger als speculati?es Geschäft , als aus philsntropisclien 
Zwecken. Schon der Name einiger dieser Banken deutet hierauf hin. Bereits 
seit dem 15. Jahrhundert gab es übrigens in Neapel eine grosse Anzahl tob 
Bankiers, welche DeposHeo annahmen ÜAA dagegen der Regierung eine Bürg- 
schaft (malle?eria) stellten. Diese Caution belief sich auf 40,000 Ducaten. 
Ein Schriftsteller aua der Mitte des 17. Jahrhunderts (Toppi) führt für die 
Jahre 1516—1604 die Namen Tön 40 Bankiers auf, welche in die Staats^ 
kasse als mallcTeria 1,600,000 Ducati = 6,800,000 Lire niederlegten, woraus 
man während dieses Zeilraums auf eine Circulation Ton 60 Millionen Lire in 
der einzigen Stadt Neapel geschlossen hat. Das Discontiren wurde in Neapel 
erst im Anfang dieses Jahrhunderts eingeführt. Dagegen zeichneten sich die 
Banken dieser Stadt durch das System der Circulationsmittel der Polizze und 
Fedi di credito, welche ohne besondere Fdrmlichkeit ausser einfacher Unter- 
schrift Ton Hand zu Hand circulirten, selbst Tor den Banken Ton Venedig und 
Genua aus. 

Das Studium der Bankgeschichte Italiens bietet hohes wirthschaftliches 
und sociales Interesse. Hier ist der Ursprung der Entwickelung des Credit- 
Systems der Neuzeit zu suchen. Man dürfte bei diesen Untersuchungen Tiel- 
leicht auch Manches entdecken, was man gewöhnlich in Holland oder England 
zuerst aufzufinden gewohnt ist. Aber Italien ging zurück, als die wirth- 
schaftliche Blüthe in den nördlichen Ländern begann. 

2) Cassa di Corte di Palermo und 

3) Cassa di Corte di Messina, welche gleichfalls auf Grund der Ver- 
ordnung von 1816 eingerichtet sind. 1843 wurden beide der Bank der beiden 
Sicilien incorporirt, hierauf wieder unabhängig von derselben 1848. Durch 
ein Decret von 1859 sind zwischen diesen Banken gegenseitige Beziehungen ange- 
knüpft worden, so dass die Effecten der einen Ton der andern anerkannt Werden. 

4) Die Bank in Bari, ein Zweig der Bank in Neapel, mit gleichen Formen 
und Vorschriften, entstand 1858. 
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5. u. 6. Die Bankin in Chieti tind Regfgfo, nach disnseiben Principien 
i860 gegründet, sind blas decretirt, aber nicht in Wirksamkeit getreten. 

Die Operationen aller dieser Banken zerfallen in die der eigenfÜcben Bank 
lind in die der Cassa di sconto e di pegnotazione. 

Zettelbanken entstanden zuerst in Toseana und Piemont. 

2. In Mittelitalien. 

Die Bank Ton Toscana geht in ihrer gegenwärtigen Gestalt nicht 
über das Jahr 1857 hinaus. Eine frühere Bank bestand bereits seit 1816 in 
Florenz. [Aehnliche Bankinstitute wurden noch gegründet in Livorno, Siena, 
Arezzo, Pisa und Lucca.] Bas Capital der Bank von Toscana, welche einen 
doppelten Silz, zu Florenz und Liyorno, hat, besteht aus 10 Millionen Lire 
in Actien ä 1000 Lire. Sie ist ermächtigt, für den dreifachen Betrag des 
effcctiTen Bankkapitals Banknoten auszugeben, discontirt Handclseffecten und 
zwar schon mit zwei Unterschriften und leiht auf Staatspapiere, Industriewerthe 
und selbst rohe und gearbeitete Seide, wie Terschiedene Banken Italiens. Sie 
kann Succursalen in jeder Stadt Toscana's errichten. 

3. InOberitalien. 

1) Die andere Zettelbank Ton grosserer Bedeutung ist die Bank des alten 
Piemont. Gründungsjahr 1850. Ihr Capital war Anfang^ 32 Millionen Lire, 
es wurde aber 1859 auf 40 MilUönen lAn gebracht, und die Bank trägt 
seit dieser Zeit den Namen Nationalbank. 

Ihr Sitz ist seit 1859 ein dreifacher: Turin, Genua und Mailand. Gleiche 
sidtig errichtete sie Succursalen in den hauptsachlichsten subalpinischen Städtern 

Sie discontirt nur Wechsel mit drei Unterschriften, darf Noten ausgeben 
(nicht unter 100 Lire) im Betrag bis zum Dreifachen des Metallvorraths, den 
aie in der Kasse hat. Sonst sind ihre Geschäfte die gewöhnlichen jeder gröa- 
aeren Bank. Auch sie leiht gegen Depositen von roher und gearbeiteter Seide. 
Auf Activa und Obligationen induMrieller Unternehmungen ectheiit sie nur dann 
Credite, wenn der Staat deren Interessen garaatirt hat. 

. 2) Eine andere Bankanstalt zu Turin, aber ohne die Berechtigung der 
Notenemission, ist die Discontocasse, Cassa di sconto, gegründet 1853. An* 
langa mit nur 1 Million Lire Capital begonnen, bat sie jetzt ihr Capital auf 
6 Millionen erhdbt« Actien k 250 Lire. Discontirt Effecten mit zwei Un- 
terschriften. Ihr übriger Gesehäftskreis ist der eines gewöhnlichen Bankhausea. 

3) Ein Italien eigenthümliches Institut ist die Seidenbank, Banco- 
«eta, gegründet 1857. Capital: 4 Millionen Lire, Actien: 16,000 k 250 L. 
Ihr Zweck ist Unterstützung der Seidenindustrie und des Seidenhandels. Ihre 
Geschäfte bestehen nicht allein in Darlehen auf Seide, rohe. wie gewisse Arten 
gearbeiteter Seide, sondern auch darin, die Seide zu yertreiben, sie einzukaufen, 
den Spediteur der Seidenindustrie zu machen und im weitesten Sinne die ei- 
gentHchcB Bankoperationen im Interesse der Seidenindustrie Torzunehmen. 

Zwei ähnliche Anstalten, wie die Discontocasse zu Turin, haben ihren 
Sitz in Genua, nämlich: 

4) die Cassa generale di sconto, Gründungsjahr 1856, Capital 9 Hill. 
Lire, Actien 32,000 ä 250 Lire. Die allgemeine Discontocaaae discontirt Wechsel 



und Anwtiiimgeii Blit wen^^lens rwei Firmen und einer Verftlizmt nichl über 
6 Monate« Uebrigens der gewdhnlielie BankgescbaftBkreifl. Nur eintge» mefat 
Besondere bemerken wir daravs. Sie giebt Anlehen auf Schiffew^the und 
eröffnet Blancocredite, sei es auf vorhergehende Cantioii einer dritten Peraan 
oder auf Grund hinterlegter Werthpaptere. 

AbgeseHln von der Notenausgabe, urosn der Disooiitoeaase die Berechtigung 
fehlt i scheini; vom nach dem liberaleren Geachaftsbereich eine gewisse Aehnlich-^ 
keit zwischen diesem Institut nnd den schottischen Banken stattzufinden. 

5) Die Cassa di sconto, die andere Discontocasse in Genua, wurde gleich- 
falls im Jahre 1856 wenige Wochen nach der Gassa generale gegründet. 

Ihr Capital ist 4 Millionen Lire in 16,000 Actien ä 250 Lire. Geschäfts- 
kreis und Organismus ist nicht verschieden von dem der anderen Discontov 
gesellsdiaft. 

Dies sind die jetzt bestehenden Banken des Königreichs Italien, welche 
vorzüglich dem commerziellen Interesse dienen. 

Von den Creditanstalten, welche im Dienst der Industrie stehen, werden 
wir später drei namhaft machen. Eine Uebersicht der Banken für den Acker* 
bau und den Bodencredit werden wir am Schliiss des Jahres zu geben 
tersiKhen. Erst da wird es nns möglich sein, in den Kreis nnsrer Besprechung 
die Wirksamkeit der grössten Bodencreditanstalt Italiens, des Credito fondiarie 
ed agiicpla d'Italia, zu ziehen. 

Italien besitzt übrigens nicht nur eigenthumliche Creditinstitute für den 
Ackerbau, wie die Monti frumentarii des früheren Königreirhs Neapel (An- 
stalten, welche das Samengetreide ausleihen) nnd die PoHzze di derrate (wo 
auf Agricttlturprodacte, namentlich Oel und Getreide, Darlehen gegeben werden *), 
sondern es dürften wohl auch die ältesten Bodencreditinstitute hier zu finden 
sein. Der Monte dei Paschi von Siena, deren Gründung bis in's 17. Jahr- 
hundert zurückdatirt, ist gewiss die älteste Bodencreditanstalt Europa's und 
zwar eine solche, die noch heute exisUrt. 

Der Industrie im Königreich Italien dienen folgende Creditinstitute, 
sämmtlich Schöpfungen der neueren Zeit: 

1) La Cassa del commercio e dell' industria, auch unter dem Namen 
credito mobiliare, hat ihren Sitz zu Turin. Das Capital dieses Instituts ist 10 
Millionen Lire und 40,000 Actien a 250 Lire. Grnndnngsjahr 1853, durch 
Decret von 1860 neu umgestaltet. Sie scheint unter den derartigen Anstalten 
in Italien die meiste Aussicht auf Frfplg zu haben; hat das Recht Succur- 
salen in allen Theilen des Reichs zu errichten; Ihr Geschäftskreis weicht 
übrigens wenig ab von den ähnlichen Instituten in Deutschland. Nach ihren 
Statuten darf sie Wechsel discontiren mit nur einer Unterschrift, wenn Deckung 
hinterlegt worden. 



*) Die Polizze di derrate sind eigentlich Institute, in welchen gewisse Agricul- 
turproducte, besonders Oel und Wein, niedergelegt werden konnten. Der Empfangs- 
schein , weichen diese allgemeinen Magazinhäuser dem Eigentimmer der Producte aus- 
stellten, hiess Polizza di derrata, er ist ein echter Warrant. Auf diese Depotscheine 
nahm man Darlehne auf. Diese Magazinhauser und die von ilir ausgestellten Depot- 
scheine sind weit älter als die englischen Docks und deren Warrants ! 
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2) La sodetk generale di impresi industriaii negll Stati d'Italia in Florenz, 
der toecanitche Creditmobilier« Die Gründung derselben fällt schon in das Jahr 
1840 und das Project au derselben, welches die Genehmigung erhielt, geht 
sogar auf den Monat Mira 1847 anruck. Die Statuten wurden abgeändert 
1856. Capital 100 Millionen toscanische Lire in Actien ä 1000 Lire, welche 
nach dem Bedfirfniss der Gesellschaft ausgegeben werden sollVii. Sie hatte 
einen kleinen Anfang, mannichfache Wechselfalle und scheint noch um ihre 
Existena zu kämpfen. 

3) Die banca fruttuaria in Neapel, deren eigenthumlicher Name erdacht 
zu sein scheint, um die YieHaUigkeit ihrer Operationen und der nutzlichen 
Dinge, welche deren Operationen befordern, befruchten (fruttare) sollten, aus- 
zudrücken. Ihre Grundlage ist die umfassendste. Sie ist nach ihren Statuten 
berechtigt, alle Bankoperationen vorzunehmen und darf in jedem Industriezweig 
speculiren. Das königliche Decret ist yom Jahre 1827, und ihr Privileg dauert 
bis 1877. Ihr erstes GrundkapiUl soll 600,000 Ducati sein. Ihre Caution 
(mrile?eria) yon 400 Ducaten in Renten und unveräusserlich während der 
Eiiatenz der Bank ist von der französischen Finansgrösse Pereire angekauft 
worden. 

Bislang war es der Gesellschaft noch nicht möglich, unter den blühenden 
InatUnien an rangiren. 

K — n. 



III. 

Die ökonomisclie Entwickelnng IsIaiLdB in 

der Keuzeit 

Ein in der geographischen Gesellschaft m Kopenhagen gehaltener 

Vortrag 

von 

Beamter im statistisehen Bureau daselbst. 

Es ist eine Errungenschaft und zwar eine der schätzenswerthesten 
Errungenschaften unserer Zeit, alle zum öffentlichen Leben gehörigen 
Verhältnisse an's Licht, an die Oeffentlichkeit , zu ziehen. Eine der 
wichtigsten Garantieen der sittlichen , geistigen wie materiellen Hebung 
der Menschheit ist mit diesem Herausreissen aus der Dunkelheit aller 
aufdeckbaren Entwickelungsfactoren der gesellschaftlichen Bewegung 
gegeben. 

In den Ländern, welche als die Hauptsitze europäischer Cultur 
angesehen werden müssen , wird die Verzeichnung und geistige Verar- 
beitung des in mühsamer Forschung gewonnenen Materiales von That- 
sachen dem denkenden Publicum bereits in einem anschaulichen, far- 
benreichen Zahlenbilde dargeboten, aber auch Länder, auf welche, den 
landläufigen Begriffen zufolge , nur ein entfernter Abglanz aller Cultur 
fallt, werden in den Kreis jener Forschungen hinein gezogen, und ent- 
rollen oft ein Bild ihrer Zustände vor unseren Augen, welches unsere 
Erwartungen weit hinter sich lässt. "^^ 

Der nachstehende Bericht soll Data über ein solches Land liefern : 
ein Land, wo märchenhafte Sagen, wie auch untrügliche Beweise frühe- 
rer Gultur, auf eine grosse Vergangenheit schliessen lassen, dessen Ge- 
genwart aber mehr durch dichterische Ausschmückung seiner Mythe als 
durch ernste Forschung bekannt ist. 

Wenn die zusammengestellten statistischen Erhebungen unvollständig 
erscheinen, das gewonnene Bild nur ein Miniatur -Gemälde genannt 
werden kann im Vergleiche zu den Statistiken grosser, hochcivilisirter 

IL 6 
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Staaten, und deshalb das Interesse daran vielleicht minder angeregt 
wird, so leidet es auf der anderen Seite keinen Zweifel, dass der Ein- 
blick in so primitive, im ersten Aufkeimen begriffene ökonomische Ver- 
hältnisse, wie die Islands, von einem besonderen, diesen ganz'eigen- 
thümlichen Werthe ist , welchen Statistiken entwickelterer Länder gar 
nicht haben können. Es werden die gemachten Erhebungen noch da- 
durch interessant, dass in ihnen, selbst in ihrer Beschränktheit, ein 
glänzendes Beiq)iel mehr geliefert worden ist, wie die Freiheit der 
wirthschaftlichen Thätigkeit, einer Juni-Sonne gleich, die starre Armuth 
und wirthschaftliche Verkommenheit eines Volkes löst und zu erfreu- 
lichem Wohlstande erblühen lässt. 

Am Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts, dem Ausgangspuncte 
der nachfolgenden Zusammenstellungen, war der Zustand Islands wahr- 
haft traurig. Die Bevölkerung hatte im Vergleich mit dem Anfange des 
vorigen Jahrhunderts nicht bloss abgenommen — von 50,444 Menschen 
im Jahre 1703 war sie im Jahre 1801 bis auf 47,240 Menschen ge- 
sunken — sondern sie war auch weniger wohlhabend geworden; die 
Heerden hatten sich vermindert, der Ackerbau war im Rttcksehritt be- 
griffen und die industrielle Wirksamkeit von geringfügiger Bedeutung. 

Die Ursachen dieses Bückschrittes sind theils in den höchst ver- 
schiedenartigen Unglücksfällen, von denen Island im 18. Jahrhundert 
fast ein Jahr um das andere heimgesucht wurde, theils in den verkehr- 
ten ökonomischen Verhältnissen zu suchen. 

*In Betreff der erstgenannten Ursachen wird von M. Stephensen 
in seinem höchst interessanten Werke „Island im 18. Jahrhundert^^ 
nachgewiesen, dass Island in diesem Zeiträume unter 48 Missjahren, 
hervorgerufen durch strenge Winterkälte und Treibeis, misslungene Fi- 
scherei, Ueberschwemmungen , von unterirdischem Feuer bewirkte Um- 
wälzungen und Erdbeben, ausserdem durch Pest und andere ansteckende 
Krankeiten unter Menschen und Vieh, die theils für sich theils in Ver- 
bindung mit und a}s Folge von einander auftraten, gelitten hat In 
welchem Grade Hungertyphus und ansteckende Krankheiten die Bevöl- 
kerung heimsuchten, wird aus folgender Zusammenstellung ersichtlich 
werden. 

Im Jahce 1707 wurden von den Pocken 18,000 Menschen hinge- 
rafft, und Island wurde mehr als eines Drittels seiner Bevölkerung, die 
damals etwas über 50,000 Seelen betrug, beraubt. Kaum hatte die Be- 
völkerung in der Mitte des Jahrhunderts jene Zahl von 50,000 wieder 
erreicht, als Missjahre eintraten und der Hungertyphus allein in den 
Jahren 1752—1759 9744 Menschen tödtete. Abermals in den Jahren 
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1779 — 1785, hauptsSäiHch in den letzten zwei Jahren dieses Zeitraums 
herrschte der Hungertyphus, d«f 10,279 Menschen wegraffte. In den 
zwei folgenden Jahren kamen die I^wken wiederum in's Land und 
pflückten die Blüthe des Volkes, seine kräftigsten Jünglinge, die sieg- 
reich die vorhergehenden Drangsale überstanden hatten, 1500 an der 
Zahl, ein Verlust, der dem letztgenannten gleich geachtet wurde. — 
Den Pocken und Masern zusammen erlagen in den Jahren 1790 und 1793 
587 Menschen, und den Masern allein in den Jahren 1797 und 1798 
ungefähr 600 Menschen. 

Die Zahl der solcherweise durch Hunger- und anstedsende Krank- 
heiten im vorigen Jahrhundert hingerafften Menschen belief sich auf 
beinahe 41,000, die gewöhnliche Bevölkerungszahl in diesem.Zeitraume. 

Auch unter dem Vieh fand öfter eine ungeheure Sterblichkeit 
Statt, die jedoch niemals eine solche Höhe erreichte, wie in den Jahren 
1783 und 1784 nach der Eruption des Skaptaa-Jöckuls , indem % 
sämmtKcher Pferde und Schafe und über die Hälfte des Hornviehs fiel. 

Es unterlag aber keinem Zweifel, dass Island sich bald nach allen 
diesen Verlusten wieder erholt haben würde, wenn nicht die verkehrteste 
Handelseinrichtung jeden Hebungsversuch unterdrückt hätte. Der Han- 
del war nämlich im grössten Theile des Jahrhunderts ein Monopol ver- 
schiedener Gesellschaften; wie überall ging auch hier das Bestreben 
der privelegirten Compagnien nur darauf aus, sich, wenn auch auf Un- 
kosten des Landes, zu bereichem; — dies gelang ihnen zwar nicht 
immer, und namentlich die letzte privilegirte Compagnie verlor nicht 
unbedeutende Summen, weshalb sie auch um Annullirung des Privilegiums 
bei der Regierung einkam, aber die verheerenden Wirkungen des mo- 
nopolisirten Handels auf Island wurden immer sichtbarer. Zur Beur- 
theilung des Druckes, unter welchem das unglückliche Land litt, der 
Behandlung, welcher es ausgesetzt war, werden einige Züge genügen. 

Dem Octroi zufolge lag es der Compagnie ob, das Land mit dem 
nöthigen Korn und anderen Nothwendigkeitsgegenständen in hinreichen- 
dem Maasse zu versorgen, aber diese Pflicht wurde nur schlecht er- 
füllt. Ein Bericht lautet zum Beispiel : „In den bösen Jahren 1752— 
1759, in welchen die Fischerei am häufigsten schlecht ausfiel, und das 
Feuerspeien des Kötlugia so viel verödete, liess die kopenhagener Salz- 
waarenhändler-Gompagnie, die damals das Privilegium des Alleinhandels 
auf Island hatte, es überall an Provision für die Einwohner des Landes 
fehlen, die dadurch einer langwierigen, marternden Htingersnoth aus- 
gesetzt und endlich hiedurch und wegen der unzulänglichen Nahrungs- 
mittel bis gegen 8000 an der Zahl weggerafft wurden." Das Privile- 
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gium ward zwar deswegen der Compagnie entzogen und der Handel 
in 5 Jahren für königliche Rechnung geführt, aber die nächste privile- 
girte Compagnie war nicht besser als die vorhergehenden; sie liess u. 
A. im Jahre 1768 viel verdorbenes und der Gesundheit der Bevölkerung 
schädliches Mehl nach Island bringen. 

Unter dem eisernen Scepter des Monopolhandels war Island immer 
an feste Taxen gebunden, worin alle die Waaren verzeichnet waren, 
die die Gompagnieen einerseits den £ingeborenen abzukaufen und ande- 
rerseits ihnen zu verkaufen verpflichtet waren. Andere als die wenigen 
in den Taxen verzeichneten Waaren konnten die Einwohner weder er- 
halten noch los werden. 

Die darin festgestellten Preise waren dieselben für das besste wie 
für das schlechteste Fabrikat, und wenn das eine Schiflf, welches ge- 
wöhnlich nach jedem Hafen geschickt wurde, beladen war, wurde allea 
Uebrige als Ausschuss erklärt, und die Betreffenden mussten dann ihre 
Waaren wieder zurück nach Hause nehmen, ohne sich das Nothwendige 
angeschafft zu haben, und ohne ihre Waaren in dem nächsten Districte 
feil bieten zu dürfen, in welchem Falle ihnen Oeisselung und sogar 
Festungsarbeit angedroht war. Noch weniger durften sie mit Fremden 
handeln 1 Ein „Sysselmand *)'* wurde zu Verlust seines Amtes und seines 
Vermögens verurtheilt, weil er sich einige Fischergeräthschaften von 
englischen Fischern gegen einige Paare Handschuhe und Strümpfe vor 
der Ankunft des dänischen Handelsschiffes eingetauscht hatte, damit 
seine Böte nicht in der bessten Fischzeit wegen Mangel an Schnüren nutzlos 
auf dem Lande stehen möchten. Einige Jahre später wurden drei Männer 
vom Isefiord in Festungsstrafe und Verlust ihres Vermögens verurtheilt, 
weil sie zwei Ellen Kirsey von einem englischen Fischer gekauft hatten^ 

Ein anderer Umstand , der der Entwickelung des Landes ebenso 
schädlich war als jene festen Taxen, war, dass dieselbe Waare, mit Acker- 
bauproducten bezahlt, V» — Vt thewrer war, als wenn sie mit Producten 
des Fischfanges bezahlt wurde, und dass also diese auf Unkosten jener 
begünstigt waren. 

Fische waren beinahe die einzige Waare, nach der einige Nach- 
frage stattfand , und dies auch nur in verhältnissmässig kleinen Quan- 
titäten. Die Taxen, die, wie schon erwähnt, den Seebauem günstiger 
waren als den Landbauern, lockten diese nach den unfruchtbaren 
und öden Küsten und trugen auf solche Weise zur Erdrückung des 
Landbaues bei; ein Theil des guten Binnenlandes blieb dadurch uncul- 

1) Sysselmand (von Syssel-Kreis, Harde) ein Hardesvogt oder Schulze auf Is- 
land. Die Bed. 
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tivirt und öde liegen, die Dienstboten wurden von der Wartung der 
L&ndereien imBinnenlande zu ewigem Massiggange am Strande verlockt. 

Kein Wunder daher, dass die £inwohner muth- und rathlos und 
unthätag wurden und in Armuth versanken, kein Wunder, dass allen 
Ernstes der Vorschlag gemacht werden konnte, die Isländer sammt und 
sonders nach Dänemark überzusiedeln. 

Eine Veränderung dieser Verhältnisse musste nothwendig erschei- 
nen, die Regierung k<mnte diesen Uebelständen und den Klagen der 
Islands nicht Auge und Ohr verschliessen. Der Handel auf Island wurde 
daher, nachdem die letzte Gompagnie aufgelöst worden war, einige 
Jahre für königliche Rechnung geführt und darauf, mittelst Placats vom 

18. August 1786, „allen königlichen Unterthanen in Europa ausserhalb 
der Provinzen, mit welchen octroyirter Handel getrieben wurde", frei- 
gegeben. Vollständige Freiheit wollte oder wagte die Regierung 
nicht dem Lande zu verleihen, natürlich theilweise aus mütterlicher 
Vorsorge fibr die Unterthanen in Dänemark, „um einem für die könig- 
lichen Reiche und Lande so wichtigen Handel aufzuhelfen". Aber 
selbst diese beschränkte Handelsfreiheit zeigte bald ihre heilsamen 
Wirkungen; sie trug viel dazu bei, verschiedene Nahrungszweige und den 
inländischen Handel wieder in's Leben zu rufen, und unterwarf die 
Preise der Ein- und Ausfuhrartikel den Gesetzen des Angebotes und 
der Nachfrage; es entstand in dieser Rücksicht ein Unterschied zwischen 
guten und schlechten Jahren, der früher unbekannt war. — Ihr ist 
es auch zuzuschreiben, dass die am Anfange dieses Jahrhunderts einge- 
tretenen Missjahre, die an Härte vielen Jahren des vorigen Jahrhun- 
derts nichts nachgaben, wenn sie auch nicht unfühlbar vorübergingen, 
doch mit einer Leichtigkeit ertragen wurden, die das Erstaunen nicht ' 
weniger Zeitgenossen erregte. — Einen besseren Beweis für den gün- 
stigen Einfluss der Handelsfreiheit auf den ^Usonomischen Zustand «ines 
Landes wird noan schwerlich finden können. 

Nachdem ich solcherweise den Zustand Islands am Anfange des 

19. Jahrhunderts kurz geschildert habe, werde ich es nun auf den fol- 
gende Blättern versuchen , so weit die mir zugänglichen Nachrichten 
es erlauben, nachzuweisen, wie die ökonomische Entwickelung Islands 
und seiner Haupttheile sich in den verflossenen Jahren dieses Jahr- 
hunderts gestaltet hat, und werde zuvörd^st die Bevölkerung als den^ 
wichtigsten und bedeutsamsten Theil des Nationalcapitals einer kurzen 
Untersuchung unterziehen. — Schon oben habe ich erwähnt, dass die 
Volksmenge Islands im Laufe des 18. Jahrhunderts von 50,444 Seelen 
im Jahre 1703 auf 47,240 im Jahre 1801 zurückgegangen war, also 
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um 3204 Seelen abgenommen hatte. Beinahe in dem ganzen ersten 
Viertel des 19. Jahrhunderts schien es, als ob Island auch in diesem Jahr- 
hundert eine Bevölkerung von 50,000 Seelen oder darüber nicht erreichen 
würde; erst im Jahre 1823 wurde diese Zahl erreicht, und seitdem ist 
die Volksmenge in beinahe ununterbrochener Zunahme gewesen. Bei 
der Volkszählung im Jahre 1835 wurden 56,035 Menschen gezählt, 1840 
57,094, 1845 58,558, 1850 59,157, 1855 64,603 und 1860 endlich 
66,987, welches meiner Meinung nach als der höchste Standpunct, den 
die Volkszahl Islands je eingenommen hat, angesdien werden darf. 
Einige Schriftsteller haben zwar nachweisen wollen, dass am Schlüsse des 
11. Jahrhunderts, der Blüthezeit Islands, die Volksmenge nicht unbedeu- 
tend grösser gewesen sei, über 100,000 Seelen, aber ich kann mich 
dieser Meinung nicht anschliessen, indem die Berechnung auf ziemlich 
lockere und unsichere Voraussetzungen gegründet ist. Man ist nämlich 
von einer Zählung der „Steuerbauem^' ausgegangen, die zu der ge- 
dachten Zeit vom Bischof Gissur veranstaltet wurde und eine Anzahl 
von 4560 derselben ergab, während im Jahre 1753 die Zahl sämmt- 
licher Bauern sich auf 6700 belief, die der Steuerbauem (d. h. der 
Wohlhabenderen, welche Steuer oder Zehnten entrichten sollten) aber 
nur auf 2100. Verhältnissmässig müsste dann also die ganze Anzahl 
der Bauern am. Schlüsse des 11. Jahrhunderts sich auf 14,540 belaufen 
haben , und folglich , jede Familie den isländischen Verhältnissen ge- 
mäss zu 7 Personen angeschlagen,- die ganze Volkszahl auf über 100,000 
Seelen. Gegen diese Berechnung scheint mir nun der Einwand mit 
Recht gemacht werden zu können, dass die verhältnissmässig kleine 
Anzahl der Steuerbauem gegen die ganze Zahl der Bauern im Jahre 
1753 eine natürliche Folge der damals schon in's dritte Jahr herrschenden 
Missjahre, Hungersnoth und grosser Sterblichkeit war, die den Wohl- 
stand der Meisten zu Grunde richteten, welchem noch hinzugefügt wer- 
den muss, dass Zehntenverfälschung (unrichtige Angabe des Vermögens 
zum Zehnten) eben im vorigen Jahrhundert so allgemein vorkam, dass 
die dafar gesetzte Strafe geschärft werden musste (Placet vom 1. Sep- 
tember 1786). Zu Zeiten des Bischofs Gissur fand ein allgemeiner 
Wohlstand Statt, die Zahl der Wohlhabenden war weit grösser als die 
der Unvermögenden und die Angabe zum Zehnten , der die Menge da- 
mals, im Kausche des kurz vorher allgemein anerkannten Eatholicismus, 
im Ganzen nicht so abgeneigt war als später , wurde allgemein beei- 
digt , welches später nicht der Fall war. — Es ist überhaupt jnisslich, 
die Volkszahl nach einer vereinzelten Angabe construiren zu wollen, 
aber besonders scheint dies hier der Fall zu sein, wo so viele Beweise 
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für die gänzliche Verschiedenheit der Verhältnisse vorliegen: Freiheit 
und jugendliche Lebenskraft einerseits, andererseits aber Unterwerfung 
(um nicht zu sagen Knecht schaft) unter eigennützige Handelscompagnieen 
Noth und daraus folgende Trägheit und Gleichgültigkeit; 

Während die Volkszahl von 1703 bis 1801 um 6,4 pCt. abgenommen 
hatte, betrug ihr Zuwachs von 1801 bis 1835 18,6 pGt, von 1^35 
bis 1860 19,5 pGt und im ganzen Zeitraum von 1801 bis 1860 41,8 
pGt Dies ist eine ganz beträchtliche Zunahme, wenn man tivErwägung 
zieht, dass von diesen 59 Jahren 16 Jahre durch heftige epidemisdie 
Eranldieiten der Vermehrung der Bevölkerung entg^enwirkten und 
sogar eine Verminderung derselben zur< Folge hatten. (Die Bevölkerung 
des Königreichs Dänemark ist in demselben Zeiträume um 73 pGt. ge- 
wachsen, aber hier war auch nuc eia einziges Jahr, in welchem die 
Zahl der Todesfälle die der Geburten übertraf.) — Von den administra- 
tiven Hauptabtheilungen Islands, den Aemtem » hatte das Norder- und 
Oster-Amt den. grössteaZuwachs, indem er. hier in dem Zeiträume zwir 
sehen 1801 und 1860 67,0 pGt. betrug, während er im Süderamte nur 
34,8 pGt. und im Westeramte sogar nur 21,4 pGt ausmachte. Wir 
werden im Folgenden Gelegenheit haben, zu sehen, dass dem grösseren 
Bevölkerungszuwachse des Norder- und Osteramtes, im Vergleiche mit 
den beiden anderen Aemtem, eine raschere Entwickelung der Wohl- 
standsquellen zur Seite oder vorausging. — Der verschiedene Be- 
völkerungszuwachs in diesen Districten hat nicht ohne Einfluss auf 
ihr g^enseitiges Verhältniss bleiben können, die Volkszahl des Nor- 
der ^ und Osteramtes machte solcher Weise im Jahre 1703 nur 
32 pGt der gesammten Volkszahl Islands aus, 1801 aber schon 34 
pGt und 1860 sogar 40 pGt., während derAntheil des Westeramtes an 
der gesammten Bevölkerung von 31*pGt. im Jahre 1703 und 30 pGt. 
im Jahre 1801 auf 25 pGt. und der Antheil des Süderamtes von 37 
pGt. im Jahre 1703 auf 35 pGt. im Jahre 1860 gefallen ist. 

Von besonderer Bedeutung für die Beurtheilung des Zustandes 
einer Nation sind die Nachrichten über ihre Vertheilung nach dem 
Alter. Ich werde mich jedoch hier nicht .in eine Untersuchung dieser 
interessanten Verhältnisse vertiefen, weil dies mich an diesem Orte zu 
weit führen würde; ich werde mich darauf bescbränken, hervorzuheben, 
dass das eigentlich productive Alter zwischen 20 und 60 Jahren in 
Island verhältnissmässig günstig repräsentirt ist, indem ungefähr die 
Hälfte (49 pGt.) sich in diesem Alter befindet. Im Vergleich mit dem 
Jahre 1801 waren die jüngeren Altei-sclassen nicht wenig zahlreicher 
im Jahre 1860 (421 gegen 404 pro mille), die älteren Altersclassen 
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dagegen verhältBissmaasig weniger zahlreich (94 gegen 109 pro mille), 
während die Altersclassen zwischen 20 und 60 Jahren ungefähr dieselbe 
Stärke behalten haben wie damals. Dies Phänomen ist eine ganz na- 
türliche Folge '.der raschen Zunahme der Volksmenge und deutet gün- 
stigere Vitalitätsverhältnisse der Gegenwart an. — In dem Amte, wel- 
ches den grössten Bevölkerungszuwachs gehabt hat, in dem Norder- und 
Osteramte, sind auch die jüngsten Altersdassen am stärksten besetzt, 
beinahe 44 pGt., die Altersclass^ zwischen 20 und 60 Jahren sind am 
zahlreichsten im Süderamte und die höchsten Altersclassen im Wester- 
amte. Man ersieht hieraus leicht, wie Bevölkerungszuwachs und Yer- 
theilung der Bevölkerung nach dem Alter von einander abhängen. 

. Die Tabellen über dieVertheilung der Bevölkerung nach Nahrungs- 
zweigen können noch besser als die Alterstabellen zur Beurtheilung der 
Entwickelung und des Zustandes der Bevölkerung dienen. Leider sind 
die desfallsigen Nadirichten von 1801 derartig,, dass sie nur einen sum- 
marischen Vergleich mit den Volkszählungstabell^ des Jahres 1860 
gestatten und nicht den Nutzen gewähren, der sonst zu erw^en wäre. 
Während nändich in den Volkszählungstabellen für 1860 in jeder £r- 
werbsclasse die Hauptpersonen die nicht zur Gesindeciasse gehörenden 
Personen, als welche von jenen Hauptpersonen ernährt werden, und die 
Gesindedasse jede für sich aufgeführt worden sind, welche Sonderung 
natürlich^von höchster Wichtigkeit für die Erlangung eines Einblickes 
in die Vertheilung und Verwendung der productiven Kräfte ist, wurde 
für 1801 nur die summarische Anzahl aller in den einzelnen Erwerbs- 
classen ernährter Personen und das Gesinde als eine besondere Classe 
angeführt. Aber selbst wenn man die Angaben von 1860 nach dem 
Schema von 1801 rubriciren wollte, würde man nicht mit Sicherheit 
die Verhältnisse dieser beiden Jahre mit einander vergleichen können. 
Es ist nämlich augenscheinlich , dass mh in diesen Jahren dne ver- 
schiedene Auffassung in Betreff der Bubricirung der einzelnen Indivi- 
duen geltend gemacht hat. Um ein Beispiel anzuführen, iGindet man 
1860 4880 Personen als von Fischfang und Schififahrt lebend ange« 
geben, im Jahre 1801 dagegen nur 257, wohl zu merken in beiden 
Jahren ohne Gesinde. Es ist doch offenbar nur wenig wahrscheinlidi, 
dass die Fischerei einen solchen Aufschwung genommen habe, wie diese 
Zahlen andeuten; der Unterschied beträgt 1800 pCt. Von den meh- 
reren Gründen, die gegen die Wahrscheinlichkeit der Richtigkeit dieses 
Verhältnisses sprechen, will ich hervorheben, dass schon am Anfange 
des Jahrhunderts Stephensen über die Menge der „Strandsitzer'S 
junger Leute, die das freie zügellose Leben an den Küsten in leeren 
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HOttten «Qd ohne sichereii Verflieiist dem DienstiiöteQYeFb&ItDiiBse vorto* 
gen und dadurch nicht bloss dem Landbau und der Viehzucht viele 
Kräfte entzogen, sondern auch zur Democalisirung des zurückbleibenden 
Gesindes beitrugen, Idagte. Es ist anzunehmen, dass alle diese Indi* 
vidura, deren Anzahl jedoch nidit einmal annähernd von Step hensen 
aagegeb» wird, dennoch in den Tabellen ds Dienstboten aufgeführt 
w<»rden sind. Andererseits ist anzunehmen , dass nicht wenige der in 
1860 angefbhrten Fischer zugleich Landbau treiben und mit ebenso 
gutem Rechte dem letztgenannten Nahrungszweige zuzuschreiben gewe*- 
sen seien. 

Obgleidi man demnach nicht mit den Erwerbstabellen y<m 1801 
und 1860 in der Hand einen stringent^ Beweis für den öko&omisdien 
Fortsdiritt Islands führen kann, ausgenomm^ in einem Punote, indem 
die Zahl der von Almosen Lebenden in 1860 ungeachtet der Vermü^ 
gensyerluste, die nidit Wenige durch die kaum noch in diesem Augen* 
blicke völlig aufgehörte Pest unter den Schafen erlitten haben, nidit 
blos relativ in Verhältniss zur ganzen Volksmenge, sondern auch abso- 
lut genommen gmnger war als 1801 (1823 in 1860 und 2190 in 1801), 
ergiebt ein Vergleich des vorhandenen Materials dennoch der Andeu- 
tungen genug, dass ein wirklicher Fortschritt stattgefanden hat. 

Ich habe schon. Gelegenheit gehabt, des Aufechwunges der Fischerei 
zu gedenken, der, wem auch iiicbt so gross, wie man nach den Zah^ 
leh anzunehmen geneigt sein könnte , doch immer noch sehr beträcht« 
lieh ist — Wenn die Anzahl derer, die vom Landbau leben, nicht in 
demselben Verhältnisse wie die Bevölkemng im Ganzen zugenommen 
hat, ist dies zum Theil dadurch verursacht, dass, wie oben erwähnt, 
1860 im Vergleich mit 1801 eine so grosse Anzahl Individuen als von 
Fischfang und Schifffahrt lebend angegeben worden, und es kann jeden- 
falls nicht als ein Bückschritt angesehen werden, da es ja sonst ge- 
wöhnlich, wenn das Entgegengesetzte nicht auf andere Weise constatirt 
werden kwn , als ein Beweis der besseren Benutzung der Kräfte ge- 
rechnet wird, wenn im Verhältniss zur ganzen Bevölkerung die Zahl 
derer, die direct vom Landbau leben, abnimmt. Ihre relative Zahl 
war 1801 66 Proc. , 1860 nur 58 Proc. der Bevölkerung. 

Die Zahl der Handwerke ist auf Island verhältnisfisnäBsig ver- 
schwindend klein; sie beträgt nur 1 Proc. der Volksmenge und ist mit 
dem Bevölkerungszuwachse fort^sehritten , aber auch nidit mehr; da- 
gegen hat sich die Zahl derer, die von Handel und Verkehr leben, als 
Folge der. Handelsfreiheit beinahe verdoppelt (sie war 1801 249 und 
1860 481). Endlich verdient es noch hervorgehoben zu werden, dass die 
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Zahl derer, die von ihrem YermOgen leben (die Kapitalisten und Pen- 
sionisten), nm 183 pCt gestiegen ist. 

Ich glaube nieht, diese Untersudhung auf die kleineren Abtheilungen 
des Landes aasdehnen zu dürfei, da die Resultate in demselben Maasse 
an Zuverlässigkeit veriieren werden, als die Grösse der Zahlen ab- 
nimmt. Dagegen vermuthe ich, dass es nieht ohne Interesse sein wird, 
zu sehen, in welchem Yerhfiltiiisse die verschiedenen Nahrungszweige 
nach der letzten Volkszählung in den einzelnen Aemtem getrieben wer- 
den. Vom Landbau lebten (die Gesindeklasse incl.) im Süderamte 
69 pCt. der ganzen Volksmenge, im Westeramte 79 und im Norder- 
und Osteramte sogar 88 pCt. Das Umgekehrte findet dag^en rück- 
ädbtlich derer Statt, die Fischfang treiben. Diese waren nämlich v^- 
h&ltnissmüg am zahhreichsten im Süderamte, 19 pCt, dann im Wester- 
amte, 9 pCt, und fast verschwindend im Norder- und Osteramte, nur 
1 pGt Es darf jedoch nicht übersehen werden, dass in der Fischzeit 
vom Februar bis Mai eine grosse Menge Bauern vom Ifordlande nach 
dem Südlande zieht, um an der Fisdierei Theil zu nehmen; leider 
gewöhnlich zum grossen Schaden fiir ihren Hauptnahrungszweig. 

Die Handwerker haben, wie ßchon erwähnt, keine grosse Bedeu- 
tung in Island; jede Familie bereitet und verfertigt selbst beinalie 
Alles, dessen sie bedarf. Es lebt nur ungefähr 1 pGt. der ganzen 
Bevölkerung von Handwerken, etwas mehr in den Süder- und Wester- 
amtffln, besonders im erstgenannten, wo der Einfluss Beykjaviks er- 
sichtlich wird, etwas weniger im Norder- und Osteramte. 

In Betreff derer, die von Handel und Verkehr leben, ist der 
Unterschied zwischen den Aemtern noch geringer, ihre Zahl betiägt in 
allen Aemtem gegen 1 pGt. 

Bücksichtlicb der von Almosen Lebenden ist das Norder- und 
Osteramt am günstigsten gestellt, denn hier gehörten nur 2 pCt«, in 
den beiden andern Aemtem dagegen 3 pCt der Bevölkemug zu dieser 
Klasse. Diese Verschiedenheit steht unzweifelhaft in Verbindung mit 
dem rascheren Fortschritte, den das Norder- und Osteramt in Ver- 
gleich zu den andern Aemtem in beinahe aUen Sichtungen gemacht hat. 
Am Anfange des Jahrhunderts war die verhältnissmässige Zahl der 
Armen ungefähr gleich in allen Aemtern, nämlich etwas über 4 pCt. 
der Bevölkerung. 

Wir gehen nun zur Betrachtung der Entwickelung der verschiedenen 
Productionszweige in der neueren Zeit über. Obraan steht der Land- 
bau und hauptsächlich die Viehzucht^ denn Kombau findet nicht Statt. 
Zwar scheint kein Zweifel darüber obwalten zu können, dass Kom an 
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numdMn Orten anf labmd gedeihen könne — in ?i«it nördlicher ge- 
legenen Gegenden kann Korn zur Reife gdangen — und einzelne Ver- 
suche in dieser Richtung sind auch in der neueren Zeit gelungen, wie 
denn auch nicht wenige Spuren von Eornanbau in älteren Zeiten ge- 
funden werden (hierauf deuten nicht wenige Namen voa Gehöften imd 
Orten sowie das Factum hin, dass in einem Documentevom 14. Jahr- 
liundert, worin die Abgaben genannt werden, die dem Kloster in Vedö 
zustanden, ausdrücklich Mehl und Eom unter den übrigen inländischen 
Producten aufgeführt werden), aber allgemein verbreitet, wie einzelne 
Autoren angenommen haben, ist der Eornbau jedoch kaum gewesen -^ 
es wird im Gegentheil als etwas Bemerkenswerthes hervorgehoben, dass 
an diesem oder jenem Orte Korn gebaut und davon so viel producirt 
wurde, dass man frisches Mehl zu Kuchen hatte (natürlich nidit 
Kuchen in der jetzigen Bedeutung des Wortes, sondern nur Brod). 
Jedenfalls ist das Resultat zu unsicher, um erwarte zu können, dass 
der Kombau je in Island hdmisch werde. Zu wünschen wäre es je- 
doch, wenn der Anbau der gröberen Komarten, besonders auf weniger 
guten Grasfeldem, mehr Eingang gewinnen könnte, denn wenn man 
auch das Korn nicht zur Reife bringt, ^hält man doch jedenfalls einen 
Zuwachs an Yiehfutter, und das Land würde wahrscheinlich durch einen 
frischeren Graswuchs die daran gewandte Arbeit reichlich lohnen. Die 
Regierung und die königl. Landhaushaltungsgesellschaft zu Kopenhagen 
haben die Entwickelung des Ackerbaus durch Prämien und durch uih 
entgeldliche Vertheilung von Schriften fördern woU^, aber damit keine 
practischen Resultate erzielt. Ich möchte annehn^en, dass man hierbei 
den rechten Weg verfehlt hat, und dass man zu einem besseren Re- 
eidtate gelangt sein würde, wenn man, statt Prämien auszusetzen, dnige 
tüditige, den isländischen Verhältnissen nicht fremde Agronomen dazu 
hätte bewegen kOuien, der Bevölkerung den richtigen Yorgai« zu 
zeigen. 

Einen besseren Ausfall hatten die Bestrebungen zur Förderung der 
Gartencultur, der Einrichtung von sogenannten Kohl- oder Küchen- 
g&rt^, worin ausser Kohl auch Rüben und andere Gemüse und an 
einigen Orten auch KartoMn gebaut werden, und deren Wichtigkeit 
für die Insel, besonders in sonst ungünstige Jahren, so augenscheinUdi 
ist, dass es überflüssig erscheint, sie hier noch besonders hervorzuheben. 
Die Einrichtung und Cultur derselben ist jetzt dermaassen verbreitet, 
dass die meisten Familien ein grösseres oder kleineres Gartenstück 
haben. Ihre Zahl war am Anfange des Jahrhunderts nur ungefähr 
300; 1810 war sie schon auf 1200 gewachsen, 1821 auf 2768, 1881 
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auf 2977, 1841 ftttf 3657, 1841 auf uogefähr 5400 und 1861 ^cUioh 
auf 6749 von 362,242 DRuthen (3,260,178 DEUen) Grösse, also im 
Durchschnitt von 483 QEUen Grösse. 

Die grösste Verbreitung hat die Gartencultur im Saderamte er- 
halten, wo im Jahre 1861 4399 Kohlgärten von 2,117,061 DEllen 
Grösse oder durchschnittlich von 481 DEUen gezählt wurden; nach der 
Zahl folgt das Westeramt, nach der Grösse der Gärten aber das Norder- 
und Osteramt — in jenem wurden 1382 Gärten mit einem Areal von 
, 504,693 DEllen (365 DEUen im Durchschnitt), in diesem nur 968 Glu:- 
ten, die aber ein Areal von 638,424 DEUen (659 DEUen im Durch- 
schnitt) hatten. 

Auch im^ eigentlichen Ackerbau, der jedech, wie oben erwähnt, 
nicht im Eombau, sondern aUein in Grascultur besteht, sind nicht 
unbedeutende Fortschritte gemacht worden, besonders nachdem eine 
königl. Verordnung vom Jahre 1776, die genau angab, wie ein Jeder 
sein Land bewirthschaften, wie viele Ruthen Gräben und Zäune er 
Bwchen und wie viele Erdhaufen er ebnen soUte, und eine weitere 
Wirksamkeit in allen diesen Bichtungen durch Prämien hervorzurufen 
suchte, im Jahre 1836 aufgehoben wurde. Alle diese Arbeiten, die 
von höchster Wichtigkeit für die Verbesserung und Ausdehnung des 
Landbetridbes sind, werden in viel grösserem Umfange vorgenommen 
jetzt ^ wo es Jedem überlassen ist, zu bestimmen, was er ausrichten 
wiU, als unter jenem gesetzlichen Zwange. Die Freiheit zeigte sich 
auch hier als das allein richtige und wirksame Mittel, den Erwerbs- 
zweige eines Landes aufzuhelfen, sie bewirkte, was Strafen und Prä- 
mien, und zwar Prämien, die den Kosten gleichkamen, nicht ver- 
mochten. — Ich will als Beispiel anführen, was in einem einzelnen 
Jahre in dieser Rücksicht ausgerichtet wurde, im Jahre 1856, zwar 
einem sehr günstigen, ab^ andererseits dem letzten normalen Jahre, in- 
dem in den nachfolgenden Jahren die Schafkrankheit in hohem Grade 
aUen Verbesserungen hemmend entgegentrat Es wurden in diesem 
Jahre im Ganzen 40,000 Ruthen Griüben gezogen, 44,700 Ruthen l^äune 
gemacht und Erdhaufen auf einem Areal von 132,800 Dl^uthen geebnet 
— Aber wenn nun auch nicht zu verkennen ist, dass in der neueren 
Zeit der Sinn für dergleichen Verbesserungen mehr verbreitet worden 
ist, so bleibt doch noch viel zu wünschen übrig und noch mehr in Be- 
treff der Behandlung des Düngers, obgleich auch in dieser Rücksicht 
die neuere Zeit nicht wenig über der früher^) steht. Es ist bekannt, 
dass in Island nicht aller Mist den Feldern zu Gute kommt, sondern 
dass ein grosser TbeU davon als Feuerung benutzt wird. Der Mist 
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• 
irird auf dem Felde aasgebreitet und, Wenn er vm Sonne und Wind 

getrocknet worden, wieder aufgesammelt und nach Hause gefahren. 
£s muss einleuchten , dass den Feldern hiedurch ein grosser Theil des 
Stoffes entzogen wird, welcher den Humus ersetzen sollte, der im 
Laufe der Zeit verloren gebt. Man darf hoffen, dass diese Verwendung 
des kostbaren Mistes allm&hlig aufhören und der Gebrauch des Torfes, 
wo er zu haben ist, d. h. beinahe überall, oder der Steinkohlen all- 
gemeiner werde, und dass die Isländer andere, ihnen leicht zugängliche 
Düngerarten, namentlich den Fisehguano und Seetang, die in andern 
Ländern zur Erhöhung der Productivität des Bodens sehr gesucht sind; 
soch zu Nutzen machen mögen« 

Der grösste Beidithum der Isländer best^t im Vieh und haupt- 
sächlich in den Schafen. Die Nachrichten über ihre Menge u. s. w. 
sollen dem Bentekammerschreiben vom 7. August 1787 zufolge jährHch 
Yon den „Reppstyrem" (GemeindeTorstehem) eingezogen und von ihnen 
an die Syssdmänner und weiter an die Amtmänner eingesandt werden. 
Es liegt demnach ein reiches Material vor, waches jedoch erst seit 
1821 ganz vollständig für sämmtliehe einzelne Distrikte ist, und man 
kann daher, vorausgesetzt, dass die Genauigkeit oder riditiger die 
üngenauigkeit gleich gross für alle Jahre ist, die Entwickelung dieser 
Wohlstandsquelle von j£^r zti Jahr verfolgen. Um aber nieht mit einer 
allzu grossen Menge Zahlen zu ermüden, werde ich mich auf IQjährige 
Perioden beschränken, indem ich noch hinzufüge, dass ich, um die 
Jahre 1856 und 1861 in den V^gleich ziehen zu kOnn^, überall di6 
Lämmer ausser Acht gelassen habe, weil deren Zahl seit dem Jahre 
18&3 nicht mehr angegeben wird; 



Die ZaU der Schafe war: 




1801 . 


. . 2itöj0dO 


1811 . 


. . 236,000 


1821 . 


. . 276,000 


1831 . 


. . 387,000 


1841 . 


. . 369,000 


1852 . 


. . 482,000 


1856 . . 


. . 470,000 


1861 . 


. . . 327,000 



Aus dieser Zosammenstelliing erhellt^ dass die Scha&iAl bedeutenF- 
toi Veränderungen unterworfen gewesen ist. Die grössere od^r kleinere 
Einsddaditnng, günstiges oder ungünstiges Wetter, namentlich in der 
Lmuttzeit, und das mehr oder weniger heftige Auftreten der statiot- 
nären Krankheiten (Bmdasött) bedingen wesentlich die versehiedeoe 
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Grösse des Schafbestandes ia den einzelnen Jahren. Der Bestand war 
am grOssten im Jahre 1853, in welchem Jahre er 516,850 Stflek 
(130 pGt mehr als 1801) betrug, aber seitdem nahm er von Jahr zu 
Jahr ab, bis der Ausbruch der Schafräude die bedeutende Verminderung 
von 469,700 Stflek im Jahre 1856 bis auf 309,200 Stück im Jahre 
1860 verursachte, aber im Jahre 1861 war er schon wieder auf 
326,700 Stück gestiegen. 

Die Grösse des direct durch die Schafräude verursachten Verlustes 
iSsst sich nicht leicht genau angeben; in dem Berichte über die Krank- 
heit, den die von der B^erung nach Island gesandten Gommissäre 
veröflfentlicht haben, wird mitgetheilt, dass in dem Borgarspord, Gull- 
brugu und Amäs-Sysseln 86,350 Stück und im Rangowalla-Syssel 
21,235 Stück, zusammen im Süderamte ungefähr 107,600 starben. Im 
Hunavatn-Syssel im Norderamte starben im Winter 1858 18,657 Stück 
und späterhin noch 1600 Stück, aber die Anzahl der in den Mule- 
Sysseln und andern Districten, die von der Krankheit nicht unberührt 
blieben, gestorbenen Schafe wird nicht angegeben. Der Verlust würde 
aber noch sehr viel grösser geworden sein, wenn nicht das Curprincip 
mit verhältnissmässig grosser Kraft von den obgenannten Begierungs- 
commissaren in Anwendung gebracht wäre. Ein wie grosser Theil des 
Schafbestandes dadurch gerettet worden, lässt sich natürlich schlechter- 
dings nicht angeben. 

Nicht bloss direct, sondern auch indirect trug die Schafräudekrank- 
heit zur Verminderung des Schaf bestandes bei; selbst in Districten, in 
welchen die Krankheit gar nicht aufgetreten war, geschah dies theils 
durch Verkauf an die am stärksten angegriffenen Districte theils durch 
ein gi'össeres Einschlachten entweder aus Furcht vor der ansteckenden 
Natur der Krankheit oder um die Schafzahl mehr in Uebereinstimmung 
mit der Grösse der Schafiställe und dem vorhandenen Winterfutter zu 
bringen. Diese beiden Verhältnisse sind es, die einer jeden üeber- 
treibung der Schafzahl entgegentreten und eine Beaction nothwendig 
hervorbringen; hauptsächlich hierin zeigt sich der Mangel der Isländer 
an ökonomischem Sinne. Der Stallraum für die Schafe ist so knapp 
bemessen, dass er an manchen Orten, besonders im Südlande, für jedes 
Schaf nur ly, bis 2 QFuss beträgt, während sonst 9 DFuss als Mi- 
nimum angesehen werden. Es ist jedoch anzunehmen, dass die letzte 
SduArankheit dieser Sache förderiich sein wird, da es sich ifSbteoA 
derselben zeigte, dass ein guter Ausfall der Ourmethode wesentiieh 
durch hinreichende und zweckmässig eingerichteten Stallraum bedkigt 
wird. Indessen scheint eine fortgesetzte Wirksamkeit von Seiten d^ 
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BegieraDg auch ferner nothwendig zu sein sowohl in dieser Richtung 
als anch in Bezug auf Alles, was zur Förderung der Verbesserung des 
Landbaus beitragen kann, damit die kttnftige £ntwickelung dieser Wohl- 
standsquelle sicher und stetig fortschreite. Diese Wirksamkeit msm 
selbstverständlich zunächst in Beldirung besteben, mitgetheilt yop 
tüchtigen Männern entweder mündlich oder durch Schriften, aber dem- 
nächst in Beschaffung der nöthigen Mittel zur Verhinderung neuer Aus- 
brüche einer so verheerenden Lajidesplage, wie die Schafräudekrankheit 
mehrmals für Island gewesen ist. 

Ein Vergleich der Jahre 1801 und 1861 kann natürlich nicht so 
günstig ausfallen, als wenn man statt des letzteren Jahres eins der 
früheren Jahre, ehe die Sehafkrankheit recht zum Ausbruch gekommen 
war, wählt Wir woll^ das letzte Jahr, 1856, annehmen, weil die 
Verminderung der Schafzahl, die nach 1853 und vor 1857 Statt fand, 
von solchen Ursachen bedingt ist, die stets, wenn auch verschieden in 
den versdiiedenen Jahren, ihren EinAiss werden zur Geltung bringe. 
Wählend die Sehafzahl von 1801 bis 1856 um^ 108 pCt. gestiegen war, 
beträgt der Zuwachs von 1801 bis 1861 nur 45 pCt, welches doch 
immer noch etwas mehr als der Bevölkerungszuwachs (gegen 42 pGt.) 
ist, woraus folgt, dass die relative Schafzahl (im Verhältniss zur Be- 
välkerung) jetzt grösser sein muss als am Anfange des Jahrhunderts. 
Es fielen 1861 auf 100 Menschen 488 Schafe, 1801 nui* 477. 

In den einzelnen Aemtem war der Zuwachs höchst verschieden; 
während er in dem Zeiträume von 1801 bis 1861 im Süderamte nur 
10 pCt. ausmachte, betrug er im Westeramte 57 pCt. und im Norder- 
und Osteramte 59 pCt. Gkichmässiger war der Zuwachs in den Jah- 
ren 1801 Ins 1856, nämlich 85 pGt. im Süderamte, 98 pGt im Wester- 
amte und 125 pGt. im Norder- und Osteramte. Aus diesen beiden 
Znsammenstellungen erhdlt schon, wo di^ Schafräudekrankheit beson- 
ders grassirt hat; zur ferneren Erläuterung füge ich nodi hinzu, dass 
A&c Schafbestand in den 5 Jahren 1856 bis 1861 im Süderamte um 
41 pGt., im Westeramte um 21 pGt. und im Norder- und Osteramte 
um 29 pGt. abgenommen hat 

Im Verhältniss zur Volkszahl ist der Schafbestand am grössten 
im Norder- und Osteramte (696 auf 100 Menschen), dann im Wester- 
amte (420 auf 100 Menschen) und am kleinsten im Süderamte (296 auf 
100 Menschen). Im Jahre 1801 war die Schafzahl im Süderamte ver- 
hfiltBissmässig grösser als im Westeramte, wogten das Norder- und 
Osteramt schon damals in dieser Beziehung über die beiden andern 
Aemter hervorragte. 
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Von weit geringerer Bedeutung als die Schafe ist das Hornvieh 
für den Haushalt der Isländer in der neueren Zeit, und da es ausser- 
dem nicht so vielen Krankheiten ausgesetzt ist, wie jaie, zum Thoil 
wohl weil es einer besseren Pflege geniesst, ist es leicht erklärlich, 
dass seine Zahl in dem hier behandelten Zeiträume keiner bedeutenden 
Verändening unterlegen hat. Sie war : 

1801 . • . 20,200 Stück. 

1811 



1821 . 


. . 20,800 


1831 . 


. . 24,200 


1841 . 


. 20,000 


1852 . . 


. 21,900 


1861 . 


. 24,300 



Der Zuwachs von 1801 bis 1861 beträgt nur 20 pGt. und steht 
also weit hinter dem Bevölkerungszuwachse zurück; es kam folglich 
1861 eine kleinere Zahl auf 100 Menschen als 1801 , 36 gegen 43. 

Die Zunahme des Hornviehs ist am beträchtlichsten im Norder- 
nnd Osteramte gewesen , 41 pCt. ; im Westeramte betrug der Zuwachs 
nur 17 pCt. und iin Süderamte sogar nur 9 pCt Im Verhältnisse zur 
Bevölkerung ist die Zahl des Hornviehs am grössten im Süderamte, 
47 Stück auf 100 Menschen; im Westeramte kamai 31 und im Nor- 
der- und Osteramte 30 Stück auf 100 Menschen. 

In älteren Zeiten war das Hornvieh viel zahlreicher als heutzutage; 
es giebt Verzeichnisse aus dem 12. und 13. Jahrhundert über die Be- 
setzung verschiedener Höfe, wo 20 bis 30 Milchkühe ausser Ochsen 
angeführt werden, während auf denselben Höfen jetzt nur 5 bis 10 
Stück Hornvieh gehalten werden* Im 17. Jahrhundert fand eine be- 
trächtliche Ausfuhr von Butter, Ochsenfleisch und Ochsenhäuten statt, 
und Anfangs des 18. Jahrhunderts (1703) wurden gegen 36,000 Stück 
Hornvieh gezählt, 1861 aber nur ungefähr 24,000. 

Es dürfte keinem Zweifel unterliegen, dass für die Hebung des 
Landbaus auf Island die Vermehrung des Hornviehes , besonders des 
Mistes wegen , eine' der vornehmsten Bedingungen ist 

Von den verschiedenen Hausthieren haben sich besonders die 
Pferde vermehrt, was nicht so sehr wünschenswerth ist, weil sie 
den Schafen und dem Hornviehe Futter und Stallraum entziehen und 
dennoch auf Island nicht so nothwendig für die Landwirthschatt sind 
als anderswo. Ihre Anwendung zu landwirthschafdichen Arbeiten ist 
l)einahe auf den Transport des Heues beschränkt; es wird z. B. als 
eine Merkwürdigkeit berichtet, dass ein Mann im Nordlande srnie 
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Brdhaufen uaigepflügt habe, ein Bdspiel, dessen Nachahmumg zu wfin- 
schen w&re. Dagegen sind sie aaf Island fast unentbehrlich zum in- 
ländischen TranspcHrt und zur Gommonication, und hiezuist ein Pferde- 
inventarium erforderlich, welches in andern Ländern 4tls ganz unver* 
hältnissmässig gross angesehen wenden würde. Wagen und Schlitten 
sind nur wenig gebräudüich, Alles wird auf dem Pferderücken beförd«*t 
Aber dennoch ist die Anzahl übertrieben gross, was daraus hervor- 
geht, dasB ein bedeutender Theil, ungefähr V«, ungezähmt ist. Hie- 
durdb wird es auch erklärlich, dass nicht wraige Bauern über 50 und 
sogar bis 200 Pferde beatzen. 

In dem letztverflossenen Decenniam sind die Pferde ein nicht un- 
wichtiger Ausfuhrartikel geworden; 1858 wurden 436 Stfick ausgeführt, 
deren Werth nach der für dieses Jahr gesetzten Capitaltaxe ungefähr 
10000 Rtfa. dän. R.M. betrug. 

Die ganze Zahl der Pferde (der gezähmten und ungezähmten) war: 

1801 . . . 26,100 

1811 ... 26,100 

1821 , . . 27,600 

1831 . . . 36,400 

1841 . . . 31,100 

1852 . . . 38,600 

1861 ... 40,800 
Der Zuwachs von 1801 bis 1861 beträgt demnach 14,700 Stück 
oder 56 pGt. Auf je 100 Menschen kamen 1861 61 Pferde, 1801 da- 
gegen nur 55. — Wieder ist es das Norder- und Osteramt, welches 
den grössten Zuwachs gehabt hat, indem die Zahl der Pferde in diesem 
Amte um 74 pGt, im Westeramte um 66 pCt. und im Süderamte um 
41 pGt. gewachsen war. Ln Yeihältniss zur Bevölkerung hat das 
Süderamt die meisten Pferde, nämlich 78 auf 100 Menschen, das 
Norder- und Osteramt hat 57 und das Weateramt nur 44 Pferde auf 
100 Menschen. 

lieber die Grösse der jährlichen Produetenmenge aus der Vieh- 
zucht liegen gar keine Nachrichten oder annähernde Schätzungen vor 
mit Ausnahme des Beiaufs, der jalurMch zur Ausfuhr gelangt und der 
spater besprochen werden wird. 

Nächst der Viehzucht ist, wie schon ob^ angedeutet worden, die 
Fischerei der wichtigste Erwerbszweig Islands. Ich berührte schon im 
Vorhergehenden den bedeutenden Au&chwung, den die Fischerei in der 
neueren Zeit gewönne hat, leider hat man keine genaue Nachrichten 
aber den Umfang derselben in älterer und neuerer Zeit; vorausgesetzt 
n. 7 



1 



jedoch,, dies tfer FisdiTerbraitch noch ebenso reicUidi ist wie frflher, 
wo er zu 130 Pfd. pr. Kopf der Bevölkerung veranschlagt wurde, würde 
sdion fttr den BevoUcerungszuwaciis von 19,700 Menschen seit 1801 
ein grösserer Fang von 8000 Schifkpfd. (2,567,000 Pfd.) erfordert Wm 
man aber hiervon ganz absAen nad nur dmselben Varbraudi jetzt wie 
v<»r 60 Jahren annehmen, was um so gerathoier sein dtü*fte, als 
der Yerbraudi anderer Lebensmittel, besonders Komwaaren, sehr be- 
deutend zugenommen bat, so dftrite schon durch den Umstand, dass die 
Ausfuhr der verschiedenen Arten Fische mit ungefähr 20,000 Scbifib* 
pfd. gestiegen ist, die Annahme als keineswegs übertrieben sich recht* 
fertigen lassen, dass jetzt ungefähr dof^lt so viel ¥mdb& als am An* 
femge des Ji^hunderts gefangen werden. Nimmt man nämlich an, 
dass die 66^987 Mensdien, die 1860 in Island gezählt wurden, nicht 
mehr Fische consumirt haben als die 1801 lebenden 47,240 Mendcheo, 
ungefähr 19,200 Schiftpfd., und legt man hiezu das ausgeführte Quan- 
tum, welches sich 1855 auf ungefähr 24,100 Schiffspfd., am Anfange 
des Jahrhunderts aber nur auf 4300 Schifibpfd. belief, so ergiebt sich 
als Resultat der Fischerei im Jahre 1855 eine Summe von 43,300 
Schifi^pfd., während es ein halbes Jahrhundert vorher nur 23,500 
Schiffspfd. betrug. 

Ein anderer Beweis für den Fortschritt der Fischerei liegt in der 
immer wachsenden Zahl der Fischerböte. Es wurden nämlich gezählt 

1801 ... 2000 Böte 

1811 .. • 2200 - 

1821 . . . 1900 - 

1831 , . . 2400 - 

1841 . . .. 3000 - 

1852 . . . 3300 - 

1861 ... 3500 - 
Von 1801 bis 1861 hat also eine Zunahme von 75 pCt stattge- 
funden, aber hierbei ist doch zu erinnern, dass die Böte von versdueh 
dener Grösse sind, 10-, 8-, 6-, 4- und 2-ruderige, und dass es selbst- 
verständlich einen erheblichen Unterschied macht, ob die Zunahme 
hauptsächlich auf die grösseren oder auf die kleineren Böte fMt Es 
sind nun wirklich besonders die kleinen Böte, deren Anzahl gemtsjämm. 
ist (146 pCt); die Böte ron mittlerer Grösse — 4- bte 6- rudrige— haben 
nur um 28 pCt. zugenommen und die grossen Böte sogar nur um 5 pCt. 
Man muss daher durch eine Reduction gleichartige Grösse hervorbrin- 
gen, und so zeigt es sich, dass der Zuwachs nur 46 pCt. statt 75 pCt 
ausmacht — Von den Aemtem haben das Süderamt und das Nordor- 
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\ das Westeramt bei Weitem Überflügelt ; in jenen betrag dte 
Zanahme der ganzen Zahl der Böte 109 pCt, in diesmal 'nur 34 pGt., 
mtd die Zunahme der reduchrten Zahl in jenen gegen 80 pGt, in 
diesem nur 13 pCt. ■ - - ' 

Audser der aogeg^faeiieft Bötezahl ändet sich noch einTbeU (etwas 
über ein halbes Hundert) greiserer Verdecksböte, die nf sog^annte 
Grossfischerei und auf Seeband- und WaUfischfang aisgdien. Diese 
Ifidustrie gehart recht eig^tlich .dem jetzigen Jahrhundert an und bat 
mh vieler Unterstützung and Ermunterung Seitiens der Regierung, die 
Prämi^i für'die Ausrüstung solcher Fahrzaige. aussetzte, zu erfrenoi 
gehabt. Die allgemeinere Anwendung dieser Fahrzeuge kann nicht 
genug empfohlen werden, da erwiesen ist., dass nicht Uoss dasPro^ 
diKt besser wird, wenn die Fische gloidi, nachdem sie aus dem Wasser 
gezogen : worden, am Bond dar nothwendigM Behandlung unterzogen 
werden, ab wenn dies erst geschieht, nachdem die Fisßhe halbtodt an's 
Land. gebracht werden, wie es mit den Böten der Fall ist, — s(mdern 
dass audi eine grössere Sicherh^t und Gewährleistung für Menchen- 
leben, besonders. in Stürmten vom Lande h^r, von Yerdecksbaten, Jaeh« 
ten ußd dgl. als von den kleineren Böten zu erwarten ist. 

Die yerschiedenen Produde des Mineralreidis , die in Mand ge^ 
fanden werden, werden beinahe gar nicht ausgebeutet — die einzige 
Udiar gehörende Wiiteamkeit, die besprochen zu werden vardient, wni 
sie früher, nicbt ohne Bedeatung war, ist die jetzt hinfällig gewordene 
Benutzung. der Schwefelminen bei Husevig und Krise vig. DieAüi^eute 
der Minen bm Husevig ist sehr verschiedea gewescm. und hat zwisdten 
200 u«d 600 .Centaern jährlich geschwankt, wovon die Staatskasse in 
der letzten Zeit ihres Betriebes eine Facht von 100 Bthlm. dän. B.M. 
erhob. län% von der Begiemjdg im Jahre. 1851 . veranstaltete Unter* 
suchung dieser Minbn ergab jedoch, dass ihr Zustand der Art ist, dass 
sie in der nächsten Zukunft weder für öffentliche noch £ar private 
Bftämung betrieben werden kölmen. S^ Betrieb der Sdhwefelminen 
heil Krisevig im Südlande, die ein viel reineres Product als d^ Mincb 
bei Hof^vig gaben, hörte ^h<m am Schlüsse' des vorigen Jahrimnderts auf 

Wir kommen nun zu der ieizten Art von Nachrichten, die über 
Mand^s Skofiiemisdie Verki^ftisse AuftcUuss geben, zu den Nachrich- 
toi über deh Handeteverkehr. Es wird in E^nnarung sein, dass in 
dieser Beziehiüig am Schlüsse des vorigen Jahrhunderts eine, wesentßehe 
Yer&ndenmg vorgienominen wurde, indem die Regiersiiig den früher 
monopoiisirten Handel „allen königL Unterthanen in Europa, mit Aus- 
niAifte del: Ptovinz^, mit d^ien oetroyirti^ Handel gerieben wurde^^, 
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freigab: Im Jahre 1816 wurde ein melir scheiabarer, als wirldidier 
Selu*itt vorwärts auf der Bahn der Handelsfreiheit genmcht, indem 
Fremde Erlaubniss erhielten^ mit Island Handel zu treiben, aber gleich-^ 
zeitig dieser Handel mit so grossen Abgaben belegt wurde, dass von 
der Erlaubniss beinahe nie Gebrauch gemacht wordai ist Endlich wurde 
der Handel mittels Gesetzes vom 15. April 1854 völlig freigegebra, 
und die Wirkimgen der Freiheit zeigten sich schon im folgenden Jahre 
1855, welches leider das letzte Jahr ist, für welches die Nachrichten 
über den Handelsverkehr vorliegen. Von den 125 Schiffen, die in die- 
sem Jahre auf Island fuhren, waren 13 fremde (norwegische, englisdie 
und spanische) von im Ganzen 1355 oder im Durchschnitt über 100 
Gommerzlasten Trächtigkeit. Es ist wahrscheinlich, dass künftig der 
grössere Theil der Producte Islands direct nach den Consümtiondii^ 
dern geht, sowie dass andererseits Island seinen meisten Bedarf vom 
Froductionsorte oder jedenfalls vom Hauptstapelorte beziehen wurd, se 
dass die Kosten der Versendung über Dänemark gespart werden. Es 
war schon durch die Verordnung vom 11. S^tember 1816 und Placel 
vom 28. December 1836 erlaubt worden, die nach Island gesandten 
dänischen Schiffe direct von Island nach fremden Orten gegen Er- 
legiong einer Abgabe von 2 Rth. 32 f. dän. RM. (1 Thlr. 22% Sgr. 
preuss.) pro Commerzlast zu expediren, und diese Erlaalmiss war in 
der neueren Zeit oft benutzt worden, aber die Handelsfreiheit wird na- 
türlich in noch höherem Grade den directen Verkehr fördern. 

Ich werde nun eine Uebersicht über die wichtigsten Import- und 
Exportartikel mittheilen; eine vollständige Uebersicht würde dn zu 
grosses Detail Vordem und hier nicht an ihrem rechten Orte sein. 

Der Werth des gesammten Waarenumsatzes kann für 1855 zu un- 
gefähr 2,500,000 Bth. dän. IUI. angesdüagen werden, wovon etwas 
wraig^ sds die Hälfte auf die Einfuhr, etwas über die Hälfte auf 
die Ausfuhr fällt. 

Unter den Einfuhi^egenständen nehmen die EomwaareB den erstm 
Platz ein. Die Grösse und Beschaffenheit des Verbrauches dieses Le- 
bensbedürfnisses wird oft und gewiss mit Recht als Maassstab des ma- 
teriellen Zustandes verschiedener Nation gebraucht, nodibess^ wird sie 
als Maassstab dienen können^ wenn man einen Vergldch des Zustandes 
derselben Nation zu verschiedenen Zeitpuncten anst^en will. Im Jahre 
1806 belief^ sich die Korneinfuhr nur auf 16,000 Tonnen, ein Quantum, über 
dessenGrösseStephensen in Wehkli^en ausbricht; in der neueren Zdt| 
nach 1840, ist der Verbrauch jährlich über 40,000 Tonnen und ist also un** 
gefähr 150 pGt. gestieg^. Ungeachtet die Bevölkerung von 1801 bis 1855 
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Tim 17,000 Mensch«! grösser geworden ist, fallt nun doch ein doppelt 
so grosses Quantum Komwaaren auf jedes Individuum als am Anfang 
des Jahrhunderts — V3 Tome gegen V3 Tonne. 

Noch mehr ist jedoch der Verbrauch von Colonialwaaren, nament- 
Jich von Zucker und Kaffee, gestiegen. Im Jahre 1806 wurden unge« 
fthr aeoo Pfd. Kaffee eingeführt, 1840 dagegen schon lOmal so viel 
(88,800 Kd.) und 1855 ungefähr 50mal so viel (427,000 Pfd.). 1806 
war der Kaffeeverforauch ungefihr 1 Pfd. auf je 6 Individuen, 1855 
dagegen beinahe 7 Pfd. auf jedes Individtram. 

Der Zuckerverbrauch, wozu ich auch Syrup geredmet habe, ist 
nicht in einem so starken Verhaltnisse gestiegen; er betrug 1806 un- 
gefthr 23,500 PM, 1840 130,900 Pfd. und 1855 478,400 Pfd., also 
20mal mehr als 1806. 

Der Tabaksverbrauch ist in demselben Veiiiiltnisse wie die Bevdl- 
k^ung gestiegen; 1806 wsff er 76,200 Pfd., 1840 82,900 Pfd. und 
1855 108,900 Pfi 

Von Spirituosen, hauptsächlich Branntwein, wurden 1806 147,400 
Pott eingeftthrt, aber 1855 447,000 Pott oder 200 pCtmehr. Der Grund 
^eaee Steigerung liegt in der zum Theile Prämie, die für die Einfuhr 
^es Branntweins in der Vergütung der Branntweinsabgabe bei derAus> 
fuhr aus Dänemark bezahlt wird, so dass der Branntwein in Island 
ebenso bütig als am Productionsorte selbst ist. 

Wir kommen nun zu den Artikeln, die zur Production gebrauciit 
werden. Der wichtigste ist Salz, besonders fdr die Fischereien. Es 
wird zwar etwas Salz im Lande selbst gewonnen, aber doch bei Wei- 
tem nicht dem Bedarfe genügend. Im Jahre 1806 wurden ung^hr 
2400 Tonnoi Sak eingeführt, 1840 13,600 Tonnen und 1855-20,300 
Tonn^ also 8mal mehr als 1606. Der grössere Theil davon kam dem 
Süderairte zu Oute, nämlich 13,600 Tonnen, während das Norder- und 
Osteramt kaum Vn erhielt: 1300 Tonnen. 

Von Wichtigkeit für die Fischereien ist femer die Einfuhr von 
Hanf und Fischschnüffen; von Hanf wurden 1806 14,900 Pfd. eingb- 
fuhrt, 1855 dagegen 37,700 Pfd., von Fischschnüren 1806 1^,500 
Stück und 1855 15,200 Stück. 

Die Einfuhr von Eisen und Stahl ist ebenfalls in erfreulicher Zu- 
nahme begri£fen, ol^leksh im Ganzen nui* von geringem Umfange ; die Ein- 
flihr von diesen Artikeln betrug 1806 65,800 Pfd. und 1855 152,000 Pfd. 

Noch mehr gilt dies von der Einfohr von Steinkohlen, die 1806 nur 
600 Tonnen betrüg, 1840 aber schon auf 3200 Tonnen und 1855 auf 
6500 Tonnen gestiegen war. 
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Der W^th der Einfahr ället dieser wichtige» Artikel » ungefähr 
120,000 ßth. däu. RM./ ist kaum so gross ab der Werth der ein- 
geführten Spirituosen, aber der Vergleich der 1855 und 1806 eingefähr- 
teu Quantitäten giebt dennoch nui" zn erfeulich^n Betrachtungen 
Anlass. .. 

Annoch wäre d^ Einfuhr von Htilz zu gedenken, aber hierüber 
liegt für das Jahr 1806 keine Angabe vor. . 

Von den Ausfuhrartikeln sind die Producte der Viehzucht die 
wichtigsten, ihr Werth machte 1855 über die Hälfte des gesammt^ 
Ausfuhrwerthes aus, nämlich ungefähr 7^,000 Eth. dän. R.M. Von diesen 
Artikeln ist die Wolle besonders hervorzuheben. Die WoUeausfuhr ist 
in einem V^4iältnisse gestiegen, das die Zunahme der Schafzucht weit 
übertrifft. Es wurden nämlich ausgeführt 1806 260,300 Pfd.,' 1840 
schön 942,000 Pfd. und 1855 sogar 1,596,300 Pfd., also 6mal so viel 
als 1806, obgleich die Zahl der Schafe in demsdben ZeitraJume nur et^ 
was über 100 pCt. gestiegen ist. Leider ist dieser Unters Aied nur 
allzu erklärlich, wenn man die Ausfuhr von verarbeiteten WtrfleRwaaren 
betrachtet, denn diese ist zu einer Kleinigkeit gegen 1806 und namens 
lieh gegen frühere P^ioden herabgesunken. Im Jahre 1806 wurden 
nämlich 181,700 Paar Strümpfe ausgeführt, 1855 dagegen nur 69,300 
Paar; femer 283,100 Paar Handschuhe im Jahre 1806, 1855 nur 
27,100 Paar, und 6300 Jacken im Jahre 1806, aber nur 2500 im Jahre 
1855. Diese Abnahme ist durch die Einführung der Maschinen hi an- 
deren LändeiTi verursacht, wodurch der Arbeitslohn in dieser Industrie 
in allen Ländern, die nicht mit der Zeit fortgesdiritten, auf ein "sehr 
geringes Maass herabgedrückt wurde. In Island wollte man diesem durch 
Verringerung der Qualität begegnen, aber verschlimmerte nardasUetad. 
Die früher sehr gesuchten isländischen Wollenwäaren üanden bald gar 
keinen Absatz mehr — in der neueren Zeit sdieint jedoch eine Bes- 
serung hierin eingetreten zu sein. Der Rückschritt ttaf besbüder» das 
Süderamt^ am wenigsten das Norder- und Osteramt, wo die Bevölker- 
ung sowohl genügsamer, als wohlhabender ist und deshalb mit einem 
geringen Preise für die Producte ihrer Industrie fürlieb nehmen 
konnten. 

Die Ausfuhr von Talg ist ebenfaHs in höherem Grade gestiegen 
als die Schafzucht, sie betrug nämlich 1806 191,700 Pfd., 1855 dage- 
gen 932,900 Pfd. Der Grund dieses Unterschiedes- ist nicht so leicht 
zu erklären wie rücksichtlich der gestiegenen Wolleausfuhr, dürfte 
aber vielleicht theilweise in einer besseren Beschaifenheit der Schaf 
liegen. 
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Von gesateeveoA Fleiscbe worden 1806 2966 Toanen aoagi^llhrti 
18&5 dngogea 3362 Tovoe«. Die Ansfuhr. dieses Artik^s ist also nur 
etwas üb^r 13 fCt. gestlegea^ was gar nickt ip YeihältpissB zur Ver- 
mebrung der Zahl der.Sofaafe steht 

Auch die Ausfuhr voii Lamm- und Sdiaffdlen ist nur wenig ge*n 
stiegen, sie war nämlich 1806 40,200 Stack und 1855 42,100 Stück. 
Dies scheint einen besseren Zustand, der Schafheerden aoKudeuten, indem 
eine bedeutende Ausfuhr ven LangnfeUen ilur^ Grund zunäelist int em&t 
grossen Sterblichkeit der Lämmer hat und umgekehrt. 

Von den Froducten des Fiscbiwges, deren ganeer Ausfahrwerth 
in 1855 zu ungefähr 550,000 Bth. dm. BJL>angeschlagra Wiarden 
darf, sind die Eabliaus (Klippfische) , ,die fast ausschliesslich zur Aus- 
fuhr zubereitet werden, besonders hervorzuheben. Im Jahre 1806 wur- 
den davon nur 2000 Schi£fspfd. ausgeführt, 1855 dagegen 21,000 Schiffs- 
pfd. Die Ausfuhr von Platt- und Hängfischen war in diesem Zeiträume 
von 2300 auf 3100 Schifl^pfd. gestiegen. Ausser diesen beiden Ar- 
ten kommt noch eine Kleinigkeit gesalzenen Lachses^ Heringe und 
Rogen zur Ausfuhr. 

Ausserdem ist noch die Ausfuhr von Thran zu erwähnen. Der Werth 
des 1855 ausgeführten Thranes betrug ungefähr V, des Werthes sämmt- 
licher „Seewaaren"; das ausgeführte Quantum belief sich in diesem Jahre 
auf 6900 Tonnen, 1806 nur auf 2500 Tonnen. 

Eine Industrie, deren Aufschwung in der neueren Zeit aus den 
Waarenlisten ersichtlich ist, ist die Eiderdunenlese. Der Vorgang hiebei 
ist bekannt, sowie dass die Eidergans den Gesetzen zufolge beinahe 
ein heiliger Vogel ist ; Uebertretungen der Vorschriften werden ziemlich 
streng geahndet. Die Ausbeute hat nicht unbedeutend zugenommen; 
1806 wurden 2200 Pfd. Eiderdunen ausgeführt, 1855 dagegen 4100 
Pfd.; der Werth derselben ist indessen verhältnissmässig noch mehr 
gestiegen, da das Verhältniss zwischen gereinigten und ungereinigten 
Dunen jetzt viel günstiger ist als am Anfange des Jahrhunderts. 

Der Vogelfang scheint ebenfalls in der neueren Zeit mit grösserem 
Eifer getrieben zu werden, wenn man nach dem Quantum, welches in 
den Handel kömmt, urtheilen darf; nach den isländischen Ausfuhrlisten 
wurden 1806 nämlich nur 8500 Pfd., 1855 dagegen 25,100 Pfd. Fe- 
dern ausgeführt. In den folgenden Jahren ist die Ausfuhr noch viel 
grösser gewesen, denn nach den dänischen Waarenlisten, wurden in 
den Jahren 1857 — 1861 im Durchschnitt jährlich 38,000 Pfd. Federn 
von Island eingeführt. 

Schliesslich will ich noch zur feineren Darlegung der Zunahme 
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des Handelsverkehrs Islands hmzufägen, dass im Durchsehnitt der Jahre 
1800—1809 jährlich nur 48 SchiflFe von 2000 Commerzlasten Trächtig- 
keit auf Island fuhren, im Durchschnitt der Jahre 1850 — 1854 dagegen 
128 Schiffe von 5100 Gommerzlasten Trächtigkeit und 1855 zwar eine 
etwas kleinere Anzahl Schiffe (25) als in den vorhergehenden Jahren, 
aber von 5400 Gommerzlasten Trächtigkeit. 

Es dürfte aus diesen Zusammenstellungen unverkennbar hervorge- 
hen, dass Island im Ganzen in dem verlaufenen Theile des gegenwär« 
tigen Jahrhunderts nicht unbedeutend fortgeschritten ist und unter der 
A^de der jungen Handelsfreiheit einer noch krältigeren und allseitigeren 
Entwickelung entgegensehen darf. 



IV. 

Bio dsterreichische Nationalökonomik unter 
KaiMT LeopoM I. 

Von 
Itrillielm K^selierw 



. m. 

F. W. Toa Hftxiiigk. 

Das berühmte Bach^: „Oesterreich über alles, Wann es nur will. 
Das ist: WoUmeynender Fürschlag, Wie Mittelst einer wohlbestenteA 
Landes -Oeconomte, Die Kayserl. Erb -Lande in kurtzem über alle 
andern Staaten von Europa zu erheben, und mehr ab einiger derselben, 
von denen andern independent zu machen. P. W. v. H." hängt mit 
Becher, den es fleissig citirt*) und geistig fortsetzt, auch äüsserlich 
eng zusammem. DerVerfasser, Philipp Wilhelm von Hörnigk*), 
war Becher's Schwager und mag nicht wenige seiner Ideen von diesem 
überkommen haben, wie Becher selbst in seiner „Närrischen Weisheit 
u. s. w," andeutet. Man hat deshalb wohl gemeint, das vorliegende 
Buch sei die Erfüllung des Versprechens, das Becher 1667 in der 
Vorrede zu seinem Politischen Discurse gegeben hatte*), üeber das 



1) Die ei^te Aasgab« ersehen 1684, und musste noch in demselben Jahre 
wied^holt werden. Sp&fcerbin neae Auflagen zu Leipzig, Kün^erg, B^ensburg, 
ja noch eine sehr umgearbeitete 1784. Ich citire nach der Regensburger von 1723. 
Die Angabe Steinlein's, dass 1654 das Werk zuerst herausgekommen sei, muss auf 
Verwechselung beruhen. 

2) Eiae sehr deutliche Beziehung auf Becher findet sich Kap. 4, wo die Treff- 
lichkeit seiner Ideen selbst fftr den Fall betont wird, dass alle Schwächen, die 
man seiner Person vorwarf, begründet gewesen. 

8) Nach Adelung im Gelehrten -Lexicon: Paul Wilhelm. 

4) Zinke in der Vorrede zu seiner Ausgabe von Bechei^s Discurs wiU die 
Vermuthung, dass B. der wahre Urheber unseres Buches sei, weder bekräftigen, 
noth bestreiten. 
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Leben von Hömigk's Vater sind wir besser unterrichtet, als über sein 
eigenes. Der Vater, Ludwig Hömigk, studirte zu Giessen Medicin und 
promoYirte als Doctor Medicinae zu Strassburg; 1628 wurde er kaiser- 
licher 'Pfalzgraf, hierauf Doctor der Rechte, und nachdem er 1647 
in Wien zum Eatholicismus übergetreten war, kaiserlicher Bath, kur- 
mainzischer Hofrath, zuletzt sogar in den Adelstand erhoben. Er starb 
1667. Seine Schriften behandeln . zum Theil medicinische , zum Theil 
juristische Gegenstände: namentlidi H er als Vertheidiger des ksAm- 
liehen Postregals aufgetreten. Vom Leben des Sohnes weiss ich nur, 
dass er eine Zeit läng geheiuet Balii BBd Gesandter des Gardinal-Bi- 
schofs von Passau war, und sein Haupt\verk zu Dresden verfasst hat. 
Für Österreich hat er auch sonst ein lebhaftes Interesse bethätigt; so 
z. B. durch sein Buch: „Historische Anzeigen von denen Pritilegiia 
des Erzhauses Österreich von P. W, von H." (Regensburg 1708.) 
Uebrigens war er durchaus kein Schmeichler, äusserte sich vielmehr 
gerade über die Mängel Oesterreichs mit grossem Freimuthe*), was ihm 
manche Unannehmlichkeiten seheint Zugezogen zu haben. Er klagt, 
iass man seine Vorschläge oft mit dem£Unwande zurückgewiesen habe, 
er «ei &a Fremder, auch weder bei d^ österreichischen Kammer, noch 
bei der Kaufmannschaft herkommen®). 

Geschrieben ist dieses Buch unter dem frischen EindrueVe der 
entsetzlichen politischen Ereignisse, welche Deutschland, zumal Oester- 
rdch, von Osten und Westen zwischen 1680 und 1684 getroffen hatten. 
I«h erinnere nur von Seiten Ludwig 's XIV. aa die Errichtung der 
Beunionskaramem 1680, die Eroberung von. Strassburg und. Gasöle 
1681, ;dea Einfall der Franzosen in die spaiiischen Niederlande 1683, 
4ic Wegnahme Luxewburg's und Trier's 1684: Alles ebenso schmach- 
voll, wije die gleichzeitige Belagerung Wiens durch die Türken 



„Die List der Franzosen hat fast Alles in solche Zerrüttung gebracht, 
dass mm sein Datum auf Niemand, als Gott und sich selbst,, setzen 
muss** (Kap. 2). Aber der Verfasser hofft auf einen „rechtschaffenen 
Krieg mit selbiger hoffärtiger Nation", der „seinen Weg bis in Frank- 
reich finden" soll (Kap. 25). Es gilt, sich auch ökonomisch darauf 



5) Vgl. Oesterreich über Alles u. s. w, Ivap. 19, 33. 

6) Oesterreich über Alles, Kap. 19. Später ist das Bucb selu* eiaflussreich ge^ 
worden. Der Herausgeber von 1784, B. L. Heripann, glaubt in der Vorrede be- 
haupten zu können, „dass Oesterreich den grössten Theil seines Wohlstandes die- 
sem Buche zu danken habe". K Joseph II. bezog sich mitunter wörtlich darauf; 
vgl J. Bid ermann, Technische Bildung in Oesterreich. (1854) S. 26. 
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Yorztttereiten, zmal Ja. Frankreick sein Uebeigewidit ganz wesentlieh 
mit auf ökonomische Dinge stützt. „Wollte Gott, mv Ueßsen dieFran^ 
sösisdie allgemeioe Lands -OecoaomÄe in etiicbea Stücken ein gaün^ 
Vorbild sein (Kap. 23)^). Kein Staat in Europa kann auf seeote Landsk 
Oeeonemie gehauen, dass nicht dem verhasstea Frankreich , es wäre in 
wenigem o<|er in videm, da<jkurch Abbruch geschfthe'' (Kap. 33). Nach 
dem bisherigen Sofalendrian kann es in Oesterreich nicht fortgeheq. 
Die Macht ^nes Volkes hangt wesentlich mit davon ab, in weldbeei 
Verhältniss seine Mittel zu denen seiner Nachbarn stehen. Nu« ist 
aber Deutschland j gegenüber den gewaltigen Fortschritte, die Frank* 
r^h, England, Holland seit anderthalb Jahrhunderten gemacht hab^ 
(Kap.- 7), nicht Idoss stehen gebliebm, sondern durch Kikg, Befoiv 
matten, Mai^env^-lust u.s.w. sogar absolut gesimken (Kap. 17). Uni 
so grösser also die Nothwendigkeit, es wieder zu.hebeüj und J^wf^rd^r^ 
dieselbe Politik, welche Holland und Frankreich brotz alter Kriege ^e 
reich gemacht, welche. noch in diesem AngBiddidie von den En^an^ 
dem gegen Frankreich befolgt wird (Kap. 24)^).. Der Staat muss Im^ 
dem, dass ^für anawärtige unnOtze Waaren unser bef;tes GeUath, das 
innerste Marck unserer Krafften, ; unser gutes Gold n^d fiill^, MiHioneib- 
weise untereren Ertz- und Erbfeinden zi»rin»ett*^ (Kaj>* ^^^^ 

, Man kann mM sagen^ das» Hdmigk Geldbesita und Beich*^ 
thum for gane idttitiaeh hielte« V'iebaehr d^irt;er„die Maeht und 
J^urtrefflkhkeit eines Landes als. deas^ Ueberfl«s& an Gold, Silber tmd 
allen anderen ztt seiner Sub^isteaz^ erforderUiäien. oder bequemen Düir 
gen, nnd iswar solches sdles, sa vtelm^gtteh, aus seinem eigenen Ver- 
mögen ohne Dqßendentz von aod^^ und dabei in aU deren redttmäsk 
siger Pflege, Gebrauch und Anwendung" (Kap. 9). Ganz besonderer 
Werth muss auf die Independenz eines Landes gelegt werden, die zwar 
nie vollkommen sein kann, aber doch als Ideal immer anzustreben ist. 
Alle „zur LandeS'Ök'eenomie gehörigen Dinge zerfallen in zwei Klassen: 
Gold und Silber, allenfalls auch Kupfer, „die in ihrem Weräi oüd 
Nöt2jen allen anöefn-^Dtogwi 'gleich- kommen •) tad wegen ihres Civil- 



7>Pafendorff bütte schon 1667 Deut^chlaiid mekr Kraftckmente zage- 
scfarieben, als Fraokreick, welches bot dmrch seine regtd^ris mmtHPckia mid h«rle 
Besteuerung überwiege. Quid in annms r^dUih^ii hBbeat r«ff, qni ntmc rerum jpo- 
titur, non sine admiraiione percipitur, (SeyerinusdeM^^ns ft «b AnOf Dt siatu 
imperUj p. 399 der Leipziger Ausgabe y-on 170$.) £in s^zcodes . iadtrectes Lob 
für Colbertl 

8) Auch der grosäe Kurfürst zur Nacbalunung empfahlen: Kap« 3* 

9) Vielleicht ein dunkler Ausdruck für dieselbe Idee, welche Locke: sm .d(»n 
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Gebrauchs gantz anderer Art sind^ Sodaim Nahmngs-, Klddangs-, 
Woh]iQngsmittelu.8.w. Ein Land, das nur Gold und Silber hat, würde 
9Ewar reich, aber sehr abhängig sein, da man sich von Gold und Silber 
wedar nähren, noch kleiden kann. Ein Land, das alle anderen Dinge 
ausser Gold und Silber hat, ist zwar etwas unabhängiger, aber doch 
nicht sehr, „weil Gold und Silber zu den meisten menschlichen Für- 
fUlen ebenfalls und fßr andern unentbehrlich sind'®)'^ Ein Land, das 
keine von beiden Güterarten eigenthümlich besitzt, wie z. B. Holland 
oder Genua, ist selbst in der glänzendsten Handelsblüthe sehr unsicher. 
Am unabhängigsten, wo man beide Güterklassen reichlich besitzt, wie 
z. B. China (Kap. 8). Die Vergleichung des Goldes mit dem Blute 
führt HOmigk auch zu dem Gedanken, der fürstliche Schatz könne 
hierbei die Rolle des Herzens spielen (Kap. 22)^*). Indessen bleibt 
er nicht consequent. Seine Ansichten vom Bergbau und vom auswär- 
tigen Handel sind vielmehr ganz mercantilistisch. „Es wäre besser, es 
komme auch einem übel Berichteten so seltzsam vor, als es wolle, 
für eine Waare zwey Tbaler geben, die im Lande bleiben, als nur 
einen, der aber hinaus gebet^ (Kap. 9). Ebenso klingt es zwar para- 
dox, ist aber doch wahr, dass man Bergwerke fortsetzen muss, auch 
wenn ihre Kosten viel bedeutender sind, als ihre Ausbeute. „Das Auf- 
gew^dete Meibt hn Lande; was dadurch tber die Erde gebracht wor- ' 
den, kommt nicht weniger in das Land) und Ueibt darinnen *')^ So 
dass bei sog. Freibauzedien der Staat ebenso viel reicher wird, wie ein 
Kaufmann, der sein Kapital mit 100 Proc. verzinset (Kap. 31). 

HSmigk begründet solche Ansichten auf den Unterschied zwi- 
schen Particular- und Landesökonomie oder, wie wir sagen 



Bilde veranlasste , alles Geld liege in der einen , alle sonstigen Güter in der an- 
dern Schale einer grossen Wage, die immer im Gleichgewicht stände: eine Idee, 
weldie schon von Davanzati (Lexione suUe monde, 1568, p. 32 ff) ausgespro- 
chen ist. 

10) Kap. 3 heisst es sogar „die allergröste Dependentz von andern, wenn num 
ihres Golds und Silbers , der zwei unentbehrlichen allgemeinen W^erkzeuge mensiph- 
lieber Handlungen und Subsistentz, benöthigt lebt". 

11) Schon Hobbes in seiner vortrefSichen Geldtheorie hatte das Geld mit 
dem Blute verglichen, und seinen Hauptdienst als eoncoctio bonorum bezeictoet. 
Der Staatsschatz entspreche dem Herzen, die Einnahme den Venen, die Ausgabe 
den Arterien {Leviathan, 24). 

12) Ganz ähnlich schon Bot er o, Della ragion di siato VIII, p. 91 ; dagegen 
hat Hömigk's Zeitgenosse v. Seckendorff weder ftkr den Bergbau (FOrstenstaat 
lU, 3, 1), noch fOr die Goldmacherkunst eine besondere Vorliebe (Christenstaat, 
S. 400 iL). 



Oettomidiiid« NftÜmMEtMatt ttiil«r LaofoUl. L iH 

wärdeii, PHyat- uiid Volkswiifhsehaft; mA zwar mtuAA et die tom% 
smer Zeit voraneUeode BeiBerkiiDg, dass die sog. GaalecalökaiiDmie (oder 
wie wir sagen, Finaaswirthscbaft) des Landes Particalarökonomie ist« 
also darchaHS aar auf Grund der aUgemeisea Lairieaökonamie Mtbar« 
Diese letztere ist die Haiq)tsache ^ didb^ audi die StaatsfOrscHrge fiOr 
sie ja nidit als ^ blosses Pftrergon der Kaouuer bebandelit werden 
sdlte (Kap. 2. 32> 

Ganz demMercantilsysteme entsprediefli «udi die ,yneun lan* 
desökonomisdien Hauptregehi," die er au£ri;eHt ^als ein KanfoiansiiS^ 
od«* Oaflieral- Alphabet ^')'^ (Kap. 9): 1. Genaue Erforschui^. des Lan- 
des, auch dnar^ Yersttdie» und vdle BenutsuBg seiner Produetioosfiiliig^ 
keit, namentliek an Edehoetallen. 2. Verarbeitung aller, nicht unmü* 
telbar roh zu gebraiiGhenden, Bohsteffe im Lande selbst 3. Möglichste 
Veitnehfung und nützliche Besohäftigung der Einwohner. 4. Keine 
Ausfuhr oder müssige Au&peicherung des Goldes und Silbers. 5. Se* 
viel wie möglich, Beschränkung des Verbrauchs auf einhdmisGhe Pro* 
ducte^^). 6. IMe unentbehrlichen Fremdwaaren sollen aus erster Hand, 
und nicht um Geld, sondern um andere Landesproducte eingetauscht 
werdto; auch 7. so vid wie mögttdi in unverarbeit^^rFonn. 8. Mög-* 
Ik^t grc^e Ausfuhr .„überflfis8iger^^ Landesproducte, und zwar gegen 
Zahlung van Gold und Silber. 9. Etiine Waarentinfuhr zn gestatten» 
wo das Inland dieselbe Waare „zur Genüge und in ertrftglidier GOte'^ 
auch liefern kann. ^~ Dem Verfasse scheinen diese R^ehi so „für 
Augen oisn und BHt H&nden zu gpreiffen^S dass ,,]biB Veraiu^RBfissig- 
kdt für jeden Klugen voa selbst am Tage liegt. HSehstens ein Bauer 
kam sie nicht begreifen'' (Kap. 24). Wter ihnm widensprieht^ $ii nMu 
9d$d ethkicuM et pubUcamu et patriae hosiü (Kap. 3). 

Die.HauptBMsse des Hömigk'schen Baches will nun den Nachweis 
Hefem, dass Oester reich mehr, als irgend ein andrer europäischer 
Staat, Naturanlage zu wirthschaftlicher Unabhängigkeit und Beichthum 
besitzt. Es hat zugleich er^^ige Edehn^alladem^*) und Uebeifluss 



13) Wenn map diese Begek mit dem ganz unsystematisohea MercantiUsmas 
eines Bornitz, Besold (vgl. meine Deutsche N.-Oekonomik an der Grenz« 
0ehei4e des 16. nnd 17. Jabrh., 1862, 8. 46 ff. 58) «ind Elock (D9 ewmHo ü, 24 
i^ vergleicht, welche doch auch schon die grossen itafienischen Mercaittilisten Bo*» 
tero nnd Serra gekaimt hatten, so ahnt man die Bedeutdng des praktisdien A»» 
stosses, den Golbert andi der Theorie gegeben hat 

14) TL Leopold rühmte sieh bei semer zweiten Yermfthlong 1673, keinen Fa^^ 
d0n am Leibe zu tragen, der nicht in seinen Brbland^ Terferttgt wftre. 

15) Und zwar ni^t in solcher Feme, wie Spanien! 



an den voiriidiiiisten Lebensbedtfirfnissen (Kap. 10-^14)*^). Freilkfa 
IM diess A}\m Mch im hödasteo Crrade^ tHuentwidcelt. Man versuclit 
und wagt Nichte, lässt die reichsten NBturs(^tze unbenutzt lieg«D) 
fUurt die Rohstoffe aus, um sie hernach, wenn sie verarbeitet siady 
für doppeltes Geld wieder einzofähr^; die Bevölkerung ist dasB, ihr 
Luxus wirft sich grösst^theils auf ausländische ProdueteUi. s. w. (Kap. 
16 — 18). Und doch fehlt es den Bewohnern keineswegs an geistiga* 
Anlage zu Handel und GeweiMdss (Ka^^ 15). Es geht hier, wie ge- 
wdfafilidi, dass die Bohstofifländer zmr ärmer sind , als die, wo Manu-< 
factüren bifthen, dass jene aber', wena sie wollen, durdi „rechtmässige 
Benefidrung ihrer rohen G«tar d^n Mangd ersehen }i6nmwf\ und dann 
sicherer sind, als diese (Kap. 8). Darum bedarf es in Oesterreidi nur 
des emsüichen Angriffes 4er Sadie von Oben her, und diesen rätb 
Höimigk in eiaem gänzliche Einfuhrverbote der Seiden-, Woll^iy-, Lei- 
nen- und französischen Fabrikate bestehen zu lassen ^^ (^^P* ^^)* ^^^ 
Uebertretung soll wie Landesverrath gestraft werden (Kap. 23). 
Alsdann, meint Hömigk, werden alle Unbequ^nlichkeiten der lieber- 
gangszeit höchstens lein. Paar Jahre dauern. Viele Ausläiider , welche 
bisher unsem Markt versahen^ werden ihrem Absätze folgen undsi^ 
bei uns ansiedeln (Kap. 21)^^). IMe nöthigen Kapitalien bilden äch; 
scdion dadurch von selbst, dass nun die starke GeMausfuhr unterUeibt^ 
Unmäfisig^ Preissteigerung durch die «nhetmischen Produoeat^ mag vor 
Selten der Obrigkeit durch Taxen vorgebeugt werden (Kap. 2i). 

Attsserdfimgiebt Hömigk (ten Bath, die Künstler und grosswYer: 
]ßg%t von Sdten des Staates ehrenvcAer zu behandeln, als z^tber(Kiap^ 
2B>; sowie ec auch darauf hinweist, dass ein Küstenlaad ohne See^ 
macht nicht mächtig, eine SeemaiAt ^bet ohne Scehandel uHmöglieh 
ist (Kap. 90). Ueber die Nülzlichkeit voa Staätsschattaastattßa (Kap. 
27), die Schädlichkeit der Zunftntobriucfae (Kap. 28), die läntbeilung 



S6) SogeistToU diese statistiache Schildenmg ist, bo huldigt sie doch (Kap. 10) 
dem Aberglauben, dass auf recht fruchtbarem Boden der Roggen von selbst mit 
der Zeit Waizen werde 1 Man darf sich hierüber um so weniger wundem , als 
selbst ein Mann wie Boisguillebert diess nachgesprochen hat (Traue des. $rains 
1,8). V 

17) B^ .betont ausdrücklich, dass man erst die fremden Waaren verbieten und 
dadurch zur Anlage eigener Fabriken Muth madien seile , nicht umgekehrt (Eap^ 
2S). Kaiser Leopold jedoch hatte bei Gründung der Seidenindustrie in Oesterrei^k 
1669 die Einfuhr dann erst verbieten woUen, wenn das Land mit eigenen Seiden- 
waaren „genngsamb versehen'* w&te. {Cod. Äustr. II, S. 296.) 

18) Diesen Gedanken i der nodi m 19.. Jahrhundert (u. A. bei List) seine 
Rolle spielt, hatte bereits Maria na ausige^rochen* {De reget i^^ ^I, 7, 10.) 
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der Kaufleute in gemetentttseige nod genielbi8clM4Mdie<Eap. 5), denkt er 
ganz i?vie Becher. .Privitegia pritatüm Mnd ihm bedeoklidi; man kann 
deren yernflnftige Zwecke^ nämlich gemeinnützige Leitung der Consum** 
tion, besser dureh Ektfohrverbote erreichen und dann den Verkehr im 
Innern frei iaJBsen (Kap. 28). Wenn er in diesem Punkte wohl etw«i 
liberalar ist, ab sein Schwager^ so scheint der letzte wieder isHofem 
humaner, als er die Mensäieiidodi mehr vor den ^Sachgütem fa^vor* 
treten laast. Während Becher als . olpnstäi Grundsatz die mögUcbsta 
,^Populü6ität'^ hitföteUt, redet Hönugk erst in dritter Linie dairao, „weil 
ßowdd zum Beifiehaffea oder Hervorbringen dar rohen Güter, als 2a 
deren Yerarbeitong Leute gehören (Kap. 9). 



" ' Vf. 

Wilhelm von Schröder. 

Die meisten Bücher, welche dieses- merkwürdigen MaAnesLebeo 
erörtern, Jöcher, Hock u. A. , verwechseln ihn mit seinem Vater, der 
2u Anfiang des 17. Jahrhunderts in Salzburg geboren war^ ^äterPoctor 
d^ Bechte, kfusevlicher Pfalzgraf und gothaiseh^ Gonsistorialdireetot 
wurde, den Herzog von Gotha auf dem westphälidchen Friddens£0Bgres8&, 
sowie 1654 auf dem Begensburger Beidistage vertrat, und 1663 als 
Geheimerath und. Kanzler seinea- Landeshemi, sowie als nnmittdbarar 
Amtsvoiipänger v. Beekendorffs, starb. Sein Sohn,: Wilhelm Freiherr 
von Schrödei:, .muss gegen 1674 .in österreichische Diei^te getref 
ten sein; Von Oedeobnig aus, wo seine Stellung ni<^t ladher her 
kmskt irt,: reichte er auf käiserliehen B^ehl eiäie auafilhrliche BelatJw 
über den damaligen Zustand der Manufocturen ein» jiebst Vorschlägen 
zu ihrer Verbesserung. In Folge davon übertrug man ihm das von 
Bech^ in der Wi<^er Leopoldstadt erriebt^e Manafaeturhaus , zum 
grossen Verdrusse des Gründers, welcher in seiner „Närrischen W^sheit 
u. s. w.", S. 125 klagt, dass sein Kunst- und Werkhaus zu Wien von 
dem,,Ignpranten" Schröder ruinirt worden sei. Jedenfalls fiber war 
auch für Schröder kein Segen dabei; denn 1683 ward die ganze Anstalt 
von den Türken in Asche gelegt i). Sein literarisdhes Hauptwerk, die 
Fürstliche Schatz- und Rentkammer, dem Kaiser gewidmet, erschien 
zuerst 1686; nachher noch in 8 anderen Auflagen*). Feinde muss 

1) Vgl. die Zaeignüng der FfirstUehen Schatz- uad Bentkanuner. 

2) loh dtire die 1713 in Leipzig bei Th. Fiitsdi eischifinene. 
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der Verfasser viel gehabt habai, und gewiss nickt ohne säe Schuld« 
Einer der ehrwürdigsten Geldurten uüd Staatsmänner damals, V. L. 
von Seckendorff, äussert sidi in einem Briefe an Mencken über sein 

Buch: »tuUisaimus liber et pratia rejdetu8 opimonibus a honuue 

perveräo .... Hber nan $otum fariia commentis^ sed pestilentibuM 
axiomatibua infectuB* £r schildert ihn als einen betrügerisdien AI- 
chymist^. Et hos tarnen hominea fotent principee^)! Diess bezieht 
Budi gewiss 2um Theil auf dßa rüc^ichtslosen Absolutismus Schrö- 
dm*-s, zum Theil auf die Frivolität sein^, immerhin geistreiche, 
Ausdrucksweise ^). Dass er in seiner Alchymie absiditlieh betro- 
gen,, ist nach dem Tractate vom Goldmachen, den wir von ihm be* 
sitzen, nicht wahrscheinlich. Er hat aber grosse literarische Unarten 
anderer Art. So z. B. schreibt er gern englische Bücher aus, ohne 
irgend auf sie zu verweisen. — Ob Schröder zuletzt, wie ich in meh- 
reren älteren Werken erwähnt, aber auch in mehreren bestritten finde, 
durch Selbstmord geendet hat, wage ich nicht zu entscheiden^). Eben- 
so wenig kann ich über mehrere Schriften Auskunft geben, die er in 
seinem Hauptwerke citirt, zum Theil als bereits vorhanden, zum Theil 
als noch bevorstehend : so z« B. einen Tractat „Oesterreichs entdeckte 
Wunden'' (LXIX, 4); ein Buch über Waarenkunde, welches bei der 
Belagerung Wiens verloren ging (XGYI, 1); eins von Besteuerung der 
Handwerker u. s. w. (LI, 5). 

Ein Hauptpunkt, wodurch Schröder sich von Becher unterscheidet, 
ist seine ganz bewosste, systematisch consequente Hingabe an die ab* 
solute Monarchie, und zwar specieU an die höfisdie Form dersel- 
be, wie sie unter Ludwig XIV. blühete*). Er hat eine eigene 
y^Viäqmdtio politica vom absoluten Fürstenredif' geschrieben ^ das er 
(wie etwas früher Yandalin) auf L Samud 8 stützt, und dann selbst 

8) Schreber Fite Seckendorffiij p. 141 ff. 

4) So parodirt er in der F. Schatz- and Rentkammer XC, 8 eine bekannte Bi- 
belstelle; „Seyd nüchtern und wachet, denn euere Widersacher, die Frantzosen, 
gehen hemm wie brüUende Löwen, und suchen, welche Länder in Deutschland sie 
Terschlingen können. Denen widerstehet fest mit guter Polizei'^. 

5) Nach P e seh erinus' Politischen Gedanken Über die General - Zehenden, 
(1718) S. 48 h&tte er sogar „das unverdiente Unglück gehabt, seinen Kopf zu 
veriieren«. 

6) Die absolute Monarcluö Jiat bei den romanischen und germanischen Yöl- 
kem nach einander eine confessionale, eine höfische und eine aufgekläxte Periode 
durchgen^acht, die sich am besten durch ihre Häupter und Wahlsprüche charakte- 
risiren: Philipp 11. und Ferdinand 11. mit dem Wahlspruche: cuftM regio ejus 
religio; Ludwig XIY. mit dem Wahlspruche : Vitat c*M moi; Friedrich M. und 
Joseph n. mit dem Wahlsprucbe: der König ist der erste Staatsdienet. 
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durch beschworene Vergleiche u. s. w. nicht soll präjudicirt werden 
können (§. VI). Auch in seinem volkswirthschaftlichen Hauptbuche 
lehrt Schröder, ein Fürst müsse im Zweifel „seiner Person eigene Con- 
servation der ünterthanen Wohlstande vorziehen." Die Krone sei nicht 
ein o/j^ctufit, sondern ein Privilegium: wobei er sich auf Psalm 2, 8 
stützt! (F. Schatz- und Bentkammer, Kap. 1, §. 8.) Mit Bewunderung 
spricht er durchweg von Ludwig XIV. (vgl. XLIX, 2. LXIX, 3), mit 
Abscheu von den „Crombellisten", so z: B. wie der „fromme" Karl II.. 
durch sein Parlament in Geldnoth gerathen , ja fast gezwungen wor- 
den sei, an seinem Bundesgenossen gegen Holland wortbrüchig zu 
werden (I, 12)^). So eifert Schröder gegen die Cameralisten, welche 
den Fürsten zu persönlicher Sparsamkeit verpflichten wollten: das seien 
Narren^ welche die schwere Mühe und eben darum billige Erholung des 
Fürsten nicht zu würdigen verstehen (IV, 1, 2). Wie er eine eigene 
Schrift: De ministrissimo verfasst hat, worin er, auch wohl im Hin*- 
bück auf Ludwig XIV., vor d^ Bestellung eines Premierministers 
warnt, so ist er überhaupt gegen jede Selbständigkeit der Beamten, 
welche den Fürsten beschränken möchte. „Wenn der Fürst sie beute 
von ihrem Amte stösst, so leidet alle ihre Macht und Gewalt eine sol- 
che eclipsia, dass nichts mehr davon zu sehen ist" (H, 15). Die grosse 
Masse des Volkes nennt Schröder gewöhnlich Pövel, Sie darf von 
Regierungssachen möglichst wenig erfahren (I, 9); najnentlich soll Nie- 
mand nadirechnen können, wieviel der Fürst jährlich von seinem Lande 
einnimmt (Vorrede, 13). Dagegen wünscht Schröder ein grossartiges 
Spionirsystem, damit „dem Fürsten in seinem Lande Alles kund werden 
müsse, was geschehe oder zu geschehen im Werke sey " (V, 3). Als 
letzte Grundlagen dieses Absolutismus kennt er eigentlich nur zwei: 
eine „formidable stehende Armee", nam gnot cohortea, tet imperii 
munimenta; und „viel. Geld im Kasten", nam pecunia nervus rerum 
gerendarum (Vorrede, 9, V). Von der Liebe der ünterthanen meint 
er naiv : „wo die quaestio md et tui ventllirt wird , da hört beim ge- 
meinen Mann die Liebe auf" (I, 3) ®). 



7) Es ist auffaUend, wie der österreichische Staatsmann übersehen konnte, dass 
ohne diesen „W^ortbruch" wahrscheinlich Holland, Oesterreichs wichtigster Bundes- 
genosse gegen die üniversalmonarchie Ludwig*s XIV., dieser letztem erlegen wäre! 

8) Den schönsten, damals freilich absterbenden Gegensatz hiezu bildet Se- 
ckendorff. Er spricht vom Rechte der landständischen Steuerbewilligung: 
„Gottlob", dass die Steuern „freiwillig, als gutherzige Beisteuern gereicht werden", 
obschon es sich bei ausserordentlichem Bedarfs von selbst versteht, „dass treue 
Stände auf vernlinftiges Begehren ihren Herrn nicht in Landes- und seinen eigenen 

IL 8 
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£twas gemildert wird diese Auffassung durch verständigen Eigen- 
nutz, „Ein Fürst ist gleich einem Haussvater . . . . Nun muss 
ein Haussvater seinen Acker düngen und pflügen, will er davon etwas 
emdten. Die Teiche muss er mit guter Brut besetzen, will er zu semer 
Zeit fischen. Das Vieh muss er mästen, will er es schlachten, und die 
Kühe muss er wohl füttern, wann er will, dass sie sollen viel Milch 
geben. Also muss ein Fürst seinen Unterthanen erst zu einer guten 
Nahrung helflfen, wann er etwas von ihnen nehmen will" (Vorrede, §. 
11). Schröder möchte nun zeigen, wie die Glückseligkeit des Fürsten 
mit der seiner Unterthanen verknüpft sei, wie jener durch tugendhafte, Gott 
wohlgefällige Mittel reich werden könne (Vorrede, §. 14). So rein 
fiscalisch dieser Ausgangspunkt seines Werkes ist, was sich auch in 
dem, für ein System der Volkswirthschaftslehre höchst auffalligen Titel : 
,jFürstiiche Schatz- und Rentkammer" abspiegelt*), so entschieden ei- 
fert doch Schröder gegen die bisherige Plusmacherei der meisten Came- 
raiisten. Er vergleicht diese geradezu mit Schweinen, welche die Wur- 
zeln der Kräuter im Garten auswiihlen und damit den Garten selbst 
verderben (IH, 3). 

Ein anderer wichtiger Fortschritt gegen Becher liegt darin, dass 
Schröder diejenige Theorie von Nationalreichthum und Geld, welche 
man als Mercantilismus zu bezeichnen pflegt, ungleich systema- 
tischer durchgeführt hat. Ich stehe kaum an, ihn unter den deutschen 
Fachschriftstellerni**) den bedeutendsten Mercantilisten zu nennen. 

Von der Volksvermehrung, die Becher zum Ausgangspunkt machte, 
redet Schröder nur wenig; er scheint fast nur aus militärischer Eück- 
sichtWerth darauf zu legen (CHI, 2). Dagegen definirt er den Volks - 
reichthum so: „Das Land wird so viel reicher, als entweder aus 
ier Erden, oder anderswoher Geld oder Gold in's Land gebracht wird, 
und so viel ärmer, als Geld hinauslauft . . . , Man muss den Beich- 

Nötheu hülflos lassen". Doch ist es dabei ganz j^ ihre Berathschlagung undEin- 
wiUigung gestellt , wieviel , auf was Zeit und Weise u. s. w." (FüFstg^staat III, 3, 
8). Ähnlich C onring, De vectigalihtu, 1665,*^ Cap. 13 und De contrihuiionibuSf Gap. 
33, 84: der es indignum principe christiano findet, absoluta poUstate operari velle; 
während Fufendorff's Theorie bekanntlich auf demselben Boden steht, wie die 
Praxis des grossen Kurfürsten. 

9) In demselben "freiste räth er auch, neben der Kammer, welche die fürstli- 
chen Intraden und Ausgaben besorgt, ein zweites Collegium zu errichten, welches 

' im Allgemeinen auf Vermehrung des Einkommens bedacht ist (II, 5 ff.). 

10) Im Gegensatz Ton Gölbert, dessen Staatsschriften, namentlich zur Motivir- 
ung der durch ihn veranlassten Gesetze u. s. w., allerdings das beste Lehrbuch 
des Mercantilismus bilden würden. 
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tbom eines Landes nach der Menge des Goldes und Silbers in 
demselben ästimiren*^ (XXIX, 3)"). Von den Gold- und Silbergruben, 
als dem sichersten Mittel der Landesbereicherung, hat er dieselbe An* 
sieht, wie Hörnigk: dass sie gebaut werden müssen^ auch wmm der 
Unternehmer als Privatmann dabei Schaden leidet, und dass gerade in 
di^em Stücke das „Haus Oesterreich'S als Besitzer von Ungarn, Amerika 
u. s. w.,* aller Welt .überlegen sein könnte (XXX. LXV). Di(? gewöhn- 
liche Art jedoch, Geld in's Land zu bringen , ist der auswärtige 
Ha.ndel. Dess^ Gewinn „rührt aus unserm Ueberfluss her, welchen 
Andere -von uns zu kaufen nöthig haben ; deir Verlust aber entstehet 
aus dem Mangel unentbehrlicher Dinge, welche uns die necessität trei- 
bet, von Anderen zu kauffen, und wenn wir nichts haben, das wir wie* 
der dagegen geben ktanen, sondern mit lauter baarem Gelde das com- 
mercium mt andern Nationen, unterhalten müssen^' (LVII, 5)., Erkannt 
wird der Gewinn* oder Verlust durch Beobachtung der Zollregister und des 
Wechselcurses (XXXVII) 1'). . Dies infallibile axioma (XL) gilt sogar 
in dem Falle, wo der Kaufmann, welcher den Handel besorgt, als Pri- 
vatmann umgekehrt verloren oder gewonnen hat (LXVII, 7)*'), Das 
fruchtbarste Land „ohne Commerzien ist nicht im geringsten zu ästi- 
miren^'; höchstens insofern, als es, zum Handel übergehend, dann 
allerdings vor-minder fruchtbaren* grossen Vorsprung haben wordie 
(LXIX, 2, 3). Ja, es ist bei jedem Waarenüberflusse nur dann Segen, 
wenn wir ihn „an unsere Nachbaren versilbern können ; denn sonsten 
ist uns der Ueber&uss 'nicht allein nichts nütze, sondern auch öffters 
sehädUch, dieweilen aus demselben ein abußus dessen entstehen muss'^ 
(LXX, 12). 

Uebrigens will Schröder keineswegs in Midas Art die edlen Me- 
talle als Stoff v^göttem. Es ist vielmehr das Geld als solches, 
als pendulum commercii^ pendulum des ^tat (IV, 9.| XX, 7), welches 
er im Lichte einer ßeichthumsessenz betrachtet. Hätte der Fürst alles 



11) So meint er mth^ aUer E^chthum Europa's sei aus. Amerika gekommen, 
wobei er freilich nur für die ersten 8 oder 9 JaJire nach der Entdeckung 15 Mil- 
lionen Tonnen Silber- und 360 Tonnen Goldeinfiihr annimmt! (IV, 5.) 

1^) In diesem Punkte war Child yiel einsichtiger, der sowohl die Traglichkeit 
der ZoUregidter durch Schmuggelei und fehlerhafte Abschätztmgen, wie auch'daK* 
Ungenügende des Wechselcurses zur Bestimmung der Handelsbilanz Mar durch- 
schaut (Discontse-of trade, p. 312 ff.). :.. 

13) Ganz nach Th. Mun En^atid» treasure fty forraign. trad^, 1664, Ch. 7, 
der bei jeder Handelsbilanz drei*beth«iiigte Personen unterscheidet. Der Kauf- 
mann kann verlieren, w^nn das Volk im Ganzen gewinnt, und umgekehrt; der Kö- 
nig mit seinen Zöllen gewinnt dabei immer. 

• _ 8* 
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Geld des Landes in seinem Schatze „eingesperrt", so könnte er doch 
kein reicher Fürst genannt werden. Denn die meisten Einwohner des 
Landes würden sich in diesem Falle verlaufen, und ein Fürst „ist nur 
dann als reich zu schätzen, wenn er reiche Unterthanen hat" (IV, 9). 
Bo schätzt unser Autor den volkswirthschaftlichen Nutzen eines Ge- 
werbzweiges nicht bloss danach, ob derselbe viel Geld in's Land bringt 
oder im Lande behält, sondern namentlich auch danach, ob er viel Geld 
„im Lande verwechselt 5 denn durch die Verwechselung des Geldes 
wird so viel Menschen die Nahrung multiplicirt und Handel und Wan* 
dd im Schwange behalten" (XVII, 11)^*). Nicht ganz consequent ist 
es, wenn Schröder eine Vermehrung der Kupfermünzen als Reichthums- 
vermehrung gelten lässt, nicht aber eine Vermehrung des Kupfers in 
Form von Handelswaaren (XXXI); und doch andererseits räth, Gold 
und Silber gern in Geschmeide u. s. w. zu verwandeln, damit es nicht 
so schnell weglaufe (XXXIV) **). 

Die meisten Einzellehren Schröder's können jedoch allerdings mit 
einfacher Consequenz aus seiner Grundanschauung hergeleitet werden. 
So z. B. seine Ansicht vom Luxus. Sorgt der Fürst bei seinen Hof- 
ausgaben nur dafür, dass das Geld im Lande bleibt, so ist selbst ein 
weitgehender Aufwand desselben gemeinnützlich. Er nimmt dadurch 
Solchen, die zu vid haben, giebt «tatt dessen Solchen, die zu wenig 
haben*®); und zwar müssen die letzteren, um nicht müssig zu gehen, 
dafür etwas leisten, was zu des Landes Erbaulichkeit oder auch des 
Fürsten Magnificenz und Lust gereicht. Der Fürst kann auf diese Art 
in einem Jahre so viel, ja mehr verzehren, als das ganze Kapital des 
Landes beträgt; nur muss er es immer schnell wieder unter die Leute 
gehen lassen (VII, 7)*^). Auch die Kleiderpracht der Privaten miss- 
büligt Schröder durchaus nicht. Er „wolte lieber, dass sie noch grösser 



14) Klagt ein Land über allgemeine Abnahme seines Handels, und man ist 
nicht im Stande, den Grund dieser ,,maladie^^ aus den Mauthregistem zu er- 
kennen, so ist die Ursache gewiss ein Mangel am „ pendulum commerciorumf nem- 
lich es sey nicht Geld genug im Lande , oder solches sey nicht also ausgetheilet^ 
dass die Manu£acturen und Commerden balanciret werden könnten^^ (XX, 7). 

15) Nur Yfrgoldungen u. s. w. werden gemissbilligt , weil man das hierzu ver- 
wandte Metall nicht mehr zu Münzen gebrauchen kann (LYIIL). 

16) Ganz ähnBch bei Mun a. a. 0., Ch. 3. 

17) Die Folgerung, welche Davenant aus der Geldlehre des Mercantilsyste- 
täes zog, dass im Ausland geführte Kriege dem Heichthume des Volkes mehr scha- 
den, als im Inland geführte (Worhs ly p. 403 S.): scheint unserem Schröder ni«ht 
eingeleuditet zu haben; vgl. F. Schatz- und Kentkammer XLIII. Ihm lag für 
einen solchen Trugschluss der dreissigjährige Krieg noch zu nahe! 
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^äre , vienn sie nur mit solchen Dingen getrieben ^ürde, welche das 
Land Selbsten herftir bringet" (LVI, 2 ff.)"). Ebenso streng systema- 
tisch ist die Grenze, die Schröder für das Sammeln eines Staatsschatzes 
vorschreibt. „Die Sparsamkeit des Fürsten soll sich nicht weiter er- 
strecken, als so viel jährlich die Einkommen des Landes die Ausga- 
ben übertreffen , und ja nicht das Kapital des Landes angreifen und 
davon etwas in seinen Schatz legen" (VI, 2). Also die Menge des cir- 
culirenden Geldes soll nicht dadurch vermindert werden^®). — Auch 
die Geringschätzung, welche der Binnenhandel bei Sdiroder findet, 
ist völlig consequent. Dadurch „emebret sich wohl ein Land und wird 
mächtig; aber darum nimmt es an Beichthum nicht zu: denn solcher 
Handel unter sich Selbsten ist eigentlich nur eine Commutation zu 
heissen". Gerade so, wie ein äiit Perlen gesticktes Kleid nicht dadurch 
kostbarer wird , dass man Perlen vom Au&chlage wegnimmt und auf 
den Kragen setzt (XXIX, 3). 

Für den Ackerbau hat Schröder wenig Interesse, hauptsächlich 
nur insofern, als dessen Blüthe die Nahrungsmittel wohlfeil macht, 
folglich auch die Arbeitskosten erniedrigt und dadurch mittelbar den 
Manufacturen die Goncurrenz mit dem Auslande erleichtert (LXIX, 4). 
Dies soll, noch von Staatswegen befördert werden durch Verbote der 
Kornausfuhr u. s. w., ausser wenn det Preis der Bodenproducte ohne- 
hin sehr tief steht (XCIII, 2). Aus demselben Gesichtspunkte billigt 
Schröder das ganze System der damals üblichen Wochenmarktpolizei, 
sowie er überhaupt den Komwucherglauben seiner Zeit durchaus theilt. 
„Man examinire alle Theuerungen, so werden sie gemeiniglich muth- 
willige Thei;erungen sein" (XCIII, 6)*®). Ganz besonders ermahnt er 
zum Anbau von Tabak, Flachs und Farbepflanzen, sowie zur Schaf- 
und Seidenzucht, wobei die Absicht, den Gewerbfleiss mit Arbeits- 
material zu versehen, deutlich genug ist (LXX, 5 ff.). Zur Hebung 



18) In seiner Polemik gegen die Eleiderordnungen hebt Schröder noch beson- 
ders heryor, dass schon damals die Eeichthumsimterschiede keineswegs mit den 
Standesunterschieden mehr ganz parallel liefen: Zusatz zu LYI, 8« 

19) Wie Mun a. a. 0. Ch. 17, 18, so hat schon Botero wesentlich dieselbe 
Ansicht: Ragion di stato VII, p. 84 ff. 

20) Die glänzenden Verdienste, welche sich die Holländer Graswin ekel (1651) 
und Jan de la Court (1662) um die Befreiung des Komhandels theoretisch er- 
worben hatten (vgl. Laspeyres, Geschichte der niederländ. N.-Ö., S. 205 ff.), 
müssen also Schröder entweder unbekannt geblieben sein, oder ihres Eindruckes 
auf ihn verfehlt haben. In England waren Child (Discourse of trade, p. 272 ff.) 
lind Davenant (Works II, p. 226 ff.), in Frankreich Boisguillebert (Tratte 
des grains II , 5 ff.) viel besser darauf eingegangen. 
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dieser Landwirthschaftszweige möchte Schröder sogar die Neg6r- und 
Türkcnsklaverei in Deutschland einführen (LXX, 15). Der Gedanke, 
„dass in guten Zeiten der Ertrag der Landgüter die Kapitalien im 
Lande mit ihrem Interesse regulirt, soweit als die Gesetze es nicht 
mit Gewalt hindern" (LXXIX, 5), ist von Schröder, obschon er ihn 
für eine „unwidersprechliche Regel" ansieht, nicht weiter verfolgt 
worden 2*). 

Bei Weitem höher stehen ihm die Manufacturen, da „wir 
sehen, dass unfruchtbare Länder, wo die Manufacturen excoliret wer- 
den und die Gommercien floriren, weit reicher sind, als fruchtbare 
Länder, die, keine Manufacturen haben". Er begründet dies einfach 
darauf, dass ein verarbeiteter Gegenstand leicht hundertmal grossem 
Werth haben könne, als der Rohstoff") (LXXXVII). Der Staat soll 
zur Hebung der Manufacturen namentlich durch folgende Mittel bei- 
tragen: Verbot der Ausfuhr roher Materialien (XC flf.), selbst Verbot 
der Ausfuhr von Manufacten, bevor sie völlig perfectioniret sind (CIV); 
möglichst freie Zufuhr der Rohstoffe, dagegen strenges Verbot oder 
wirksame Zollerschwerung der Einfuhr von Manufacten (XCV); endlich 
Berufung ausgezeichneter Gewerbtreibender vom Auslande, um als 
Lehrer zu dienen (XCVII). Im Namen dieser Gewerbepolitik warnt er 
aufs Dringendste davor, Kaufleute von Seiten des Staates zu Rath- 
gebem zu machen (CVII). Ein grosser Theil derselben kann geradezu 
als „Blutigel, welche dem armen Handwerksmanne das Blut aussaugen", 
bezeichnet werden (XXII, 4). Vielmehr sollte neben den bisher schon 
vorhandenen Commerz -Gollegien ein besonderes Manufactur-Amt be- 
stehen (XV, 2). Ein genaues Inventar aller Manufacturen erklärt 
Schröder für „eine der vornehmsten Grundfesten des Staates", weil 
die ganze Wirthschaftspolitik darauf basiren muss (XIII ff.). Und er 
eifert lebhaft gegen diejenigen , welche die Verminderung der Fabri- 
katenzufuhr deshalb ungern sehen, weil sie eine Verminderung der 
Zolleinkünfte davon befürchten (XVII, 12). Gegen die damalige Zunft- 
verfassung hat Schröder ziemlich dasselbe zu erinneiD, wie Becher und 



21) Eine Ansicht, der schon Serra nahe steht (Sülle cause eic^ 1613, I, 9), 
und die noch Turgot der Hauptsache nach beibehalten hat 

22) Insofern sind die Gründe, welche Serra für den Vorzug der Industrie 
vor der Rohproduction geltend macht, doch sehr viel gründlicher und vielseitiger. 
(Sülle cause etc. I, 3.) Der noch ältere Botero dagegen steht ziemlich auf dem- 
selben Standpunkte, wie Schröder (Ragion di siato YIII, p. 92 ff.); nur dass er 
auf die Selbstproduction der Edelmetalle weniger, auf die Bevölkerungsdichtigkeit 
mehr Gewicht legt. 
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Hornig. Er würde ihre Missbräucbe am liebsten darch E&twiekelttiig 
des Instituts der Frei- und Gnadenmeister beseitigen (XCI, 3; XGVII; 
cm, 3 ff.)* Zugleich aber ist er kein Freund der Maschinenindustrie, 
,,welcbe andere €k>nciyes ihrer Nahrung beraubt^' (Gm, 9), und ein 
entschiedener Gegner der Staatsfabrikeu (GV, 4)« 

Was den Handel betrifft, so erklärt Schröder an einem Orte 
(XLU) das „freye Gommercium für das prindpalste und grosseste 
Mittel, wodurch ein Land bereichert werde^^ Es will jedoch mit dieser 
Freiheit eben nur sagen, dass er das in vielen Staaten, z. B. Spanien, 
bestehende Verbot der Geldausfuhr nidit bloss für illusorisch, sondern 
audi für schädlich hält Und das ist kein, Gegensatz zum Mercantil- 
systeme, vielmehr eine etwas tiefere Auffassung desselben. Oft wird 
es möglich sein, vermittelst einer Geldausfuhr im Auslande die Waaren 
zu kaufen, die man am dritten Orte für bei Weitem mehr Geld wieder 
verkauft, wie es z. B. die Holländer im Verkehr zwischen Ostindien 
und Europa thun^). Aus demselbw Gesichtspunkte, nur freilich mit 
grellster Verkennung der Eapitalproductivität, verwirft Schröder eigent- 
lieh jedes Borgen ausländischen Geldes. Zunächst, meint er, vermehrt 
sich dadurch allerdings der Geldreichthum des borgenden Landes. 
Aber die Zinsen müssen jeweilig in's Ausland geschickt werden, ebenso 
das Kapital selbst wieder bei der Bückzahlung: so dass im Ganzen 
schliesslich doch mehr verloren, als gewönnen ist (XU. LX)^). 

Ueberaus geistvoll und der Wahrheit nahekommend , nur freilich 
mehr auf richtigem Gefühle, als auf klarer Einsicht beruhend, sind 
Schröder's Vorschläge in Bezug auf das Münz- und Bankwesen. 
Er verwirft mit Entschiedenheit jede sog. Steigerung des Münzwerthes, 
d. h. Verschlechterung der Münzen bei unverändertem Namen. Wenn 



23) Ein Volk mit blühendem Handel konnte sich hierüber wohl nicht täusehen; 
daher anch z. B. die Holländer niemals die Geldausfuhr untersagt haben. (Las- 
peyres Geschichte, S. 119.) Sdion Serra (UI, 2) ist in der Regel gegen ein 
solches Verbot. Mun vergleicht den Geldexporteur, welcher dafür reexportable 
Waaren zurückbringt, mit einem Säemanne. (Gh. 4.) Aehnlich Child. Hnen 
entscheidenden Wendepunkt der Theorie stellt P et ty dar, welcher die Geldaufl- 
fuhr selbst in dem Falle für nützlich erklärt, wenn Waaren dafür zurückkommen, 
die auch nur im Inlande mehr Werth haben, als das ausgeführte Geld. (Quaniu- 
fumeunque concemmg money^ 1682.) 

24) Ganz ähnlich Sir Th. Culpeper, A tra^t against (he high rate of usury 
(1623.1640) und Boxhorn, InstiMi. I, 13 (1650). Die Wahrheit in diesem Funkte 
bat erst Locke recht klar erkannt: das Geldborgen Tom Auslande sei Tortheii- 
haft, wenn der Borgende mehr damit verdient, als seine Zinsen betragen. (ComI- 
deraiions on the lowering of inXeresii Works II, p. 9.) 
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manehe Poltlftd gemeint hätten, dass die Ausländer gern ihr Gold 
und Silber in solche Länder schickten , wo dasselbe am höchsten aus* 
gemünzt wird**): so zeigt er die Verkehrtheit dieser Ansicht direct 
aus seinem Systeme, wonach bloss der Uefoerschuss der Waarenausführ 
über die Waareneinfuhr zur Geldeinfuhr treiben kann (XXXIX), Er 
ist sogar ein Lobredner des englischen Verfahrens, gar keinen Schlag- 
schatz zu erheben und die Kosten der Münzprägung aus der Staats« 
kasse zu decken (XXXVIU). Gleichwohl spricht er begeistert für eine, 
wie er meint, ganz neue Art von Bank, welche gestatten soll, „auch 
ohne Geld grosse Commerzien zu treiben" (LXXX), und wodurch, „ob- 
gleich zwei Drittel des Geldes aus dem Lande geführet würden, den- 
noch der dritte Theil noch suffident seyn, Handel und Wandel, wie 
bissher mit dem ganzen Kapital geschehen, zu unterhalten und in 
8ummo flore zu continuiren" (a. a. 0.)**). Die Bank soll den Kauf- 
leuten, welche Waaren als Pfand deponiren, (allenfalls mit Zuhülfenahme 
einer Verpfändung ihrer Immobilien) bis zum Belaufe ihres Taxwerthes 
trockene Wechsel dafür ausstellen, die an einem Torausbestimmten 
Termine fallig werden. Solche Wechsel, hofft er, wird jeder andere 
Kaufmann bereitwillig an Zahlungstatt nehmen, so dass sie bis zur 
Verfallzeit wohl in dreissig verschiedene Hände gelangen können; zu- 
. mal wenn die Bank sich nicht weigert, sie auch per partes umzuschreir 
ben, nöthigenfalls auch gegen 1 Proc. Agio sie vor dem Verfallstermine 
baar einzulösen. Man sieht, es ist eine in mancher Hinsicht unvoll- 
kommenere Form der heutigen Bajiknoten, welche Schröder hier em- 
pfiehlt. Nicht ohne regalistische Hintergedanken, sofern er hofft, dass 
mit der Zeit alle Handelsgeschäfte durch die Bank gehen und deren 



25) Noch Ealeigh hatte von einer Münzsteigerung drei Vortheile gehofit: 
das Geld im Lande zu behalten, fremdes Geld herbeizulocken und den Preis der 
ausgeführten Waaren auf Kosten des Auslandes zu erhöhen. (Observations tou- 
rhing trade and commerce tcith the Hollander j 1603.^ Aehnlich Sully, M^moires, 
Livre Xin. Dagegen sind namentlich Mun (Ch. 8), Sir Robert Cotton in seiner 
Bede vor dem englischen Geh. Rathe(1626) und Box hörn {InstHutL polUL I, 10), 
sowie der grosse Geldtheoretiker Salmasius, Yorlau/er Schröder's in diesem 
Punkte, während sein übrigens so geistvoller Zeitgenosse Montanari (DelUi 
moneta^ p, 35 CusL) mit seiner Lehre, dass die Auctorität des Staates dem Gelde 
sein Wesen verleihe , consequenter Weise auf Raleigh hatte zurückführen müssra. 

26) Dies war übrigens schon Mun bekannt, der sich einmal zu der Ansicht 
erhebt, es sei gar nicht einmal wünschenswerth, sehr viel Geld im Lande zu haben i 
das vertheuere nur die Waare und erschwere folglich deren Ausfuhr. Die ItaUener 
pflegten das baare Geld durch Wechsel, Banken u. s. w. zu ersetzen und nutzten 
es selbst dann im Auslande. (Oh. 4.) 
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Abgabe dem Fürst« eintragen wird, ak alle seine übrigen Einkünfte 
(S. 253) ^0- ^^ versteht sich indessen genug auf das Wesen des Cre^ 
dites, um diesen Begalismos erst in zweite Linie zu stellen. In einer 
Monarchie könne sein BaAkplan nur von Privatkaufleuten eingeleitet 
werden. ,,Denn die aupremae potesiaies so nispect worden, dass sich 
Niemand denen vertrauen will, dieweilen der gemeine Mann persua* 
dir et ist, dass ihre Parola nicht länger zu halten sie sich obligiret zu 
seyn erachten, als es ihnen gefällt. Wenn aber das Werk einmal im- 
Schwange ist, da kan es ein Fürst schon in seine Hände nehmen, je- 
doch caute gehen und summo rigor e dem Contract gemäss sich halten; 
sonsten wird er bald wieder verlieren, was Andere mit Mühe und 
Fleiss in die Höhe gebracht haben" (LXXX, 3) *«)««). 

Wie schon diese Banktheorie ein nicht unbedeutender Schritt 
heissen kann, die Schranken des engen Mercantilsystems zu durch- 
brechen, ein Schritt, der namentlich auf Law vorbereitet: so findet 
sich auch, an einer wenig bemerkbaren Stelle, eine Ahnung Schröder's 
von dem später so wichtig gewordenen theoretischen Unterschiede 
zwischen productiver und unproductiver Arbeit. Während 



27) Auch ohne Bank spricht er den Wunsch aus, dass alle Darlehen nur durch 
obrigkeitliche Eegistrirung klagbar werden möchten, um auf solche Art dem Fürsten 
die genaueste polizeiliche Aufsicht über diesen ganzen Verkehrszweig möglich zu 
machen. (XXV, 2. 3.) 

28) Schröder legte sein Bankproject 1683 erst der Hofkammer und nachmals 
den niederösterreichischen 'Landstanden vor, ohne jedoch mit demselben durchzu- 
dringen. VgL J. Bidermann, Wiener Stadt bank , S. 77. 

29) Von anderen Büchern jener Zeit, welche der Hauptsache nach mit Becher, 
T. Hömigk und v. Schröder auf gleichem Boden stehen , will ich nur folgende her- 
vorheben. Sie charakterisiren sich zum Theil schon deutUch genug durch ihren 
Titel. Eberhard Wasserburg's (bekannt als grosser Protestantenfeind, 
Biograph Ferdinand's H. , zuletzt officieller Geschichtschreiber von Polen) „Frantzö- 
sische Goldgrube, den Standen des H. Komischen Reichs eröffiiet und wiederumb 
zugcstopfft", abgedruckt in der H. Ausgabe von Becher's PoHt Discurs, S.825 ff. 
Femer die anonymen Schriften: „Saug -Igeln oder Schröpff-Köpffe von Teutsch- 
land" und „Bedencken, warumb Teutschland arm, hingegen Franckreich, Schweitz 
und Holland reich werden". (Vgl. Becher a. a. 0. , S. 809.) „Bedencken über die 
Manufacturen in Teutschland" (Jena 1683), das sich besonders mit Sachsen be- 
schäftigt. „Teutschland über Franckreich" (1684). „Frantzösische Kriegs- und 
Cammerwirthschaft" (Augsb. 1685). „Das von Franckreich verführte Teutschland" 
(1686). „H. J. Wagner von Wagenfelss Ehren-Ruff Teutschlands" (Wien 1691). 
Noch der geistvolle Jesuit Fr. Wagner ist ein grosser Bewimderer der ökono- 
mischen Politik Ludwig's XIV., wUl ihr aber im Interesse Deutschlands ener- 
gisch entgegengetreten wissen: vgl. Hisioria Leopoldi I. IV, p. 262. Aehnlich 
Rink in „Leopold's M. wunderwürdigem Leben" I, S. 141. 
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er nämlich Kap. LXYIII drei Quellen auffiihrt, woher der Ueberschuss 
eines Landes komme: die natflrliche Fruchtbarkeit des Landes, der ia 
der Kaufmannschaft angewandte Fleiss der Menschen, die Kunst der 
Menschen in Manufacturen u. s. w. ; so warnt er Kap. GYI recht ent- 
schieden vor „eingebildeter Nahrung^S "vne sie z. B. im Reihebrauen 
vorliegt. Jeder Berechtigte verliert hier durch seine Passivtheilnahme 
genau ebensoviel , wie er durch seine Activtheilnahme (auf Kosten der 
Mitberechtigten) gewinnt; und die Erschwerung der zweckmässigsten 
Productionsweise, namentlich die Versuchung zu Müssiggang und Schwel- 
gerei, die sich mit diesem Institute verbindet, ist positiver Schade ^). 



30) Dies erinnert an Petty's Unterschied zwischen wirklich productivem 
Handel und solchem, dessen Betreiber mehr bedacht sind, ihre Quote auf Kosten 
des Ganzen , als das Ganze auf Kosten ihrer Quote zu yergrössem. Zwei Drittel 
der höheren Stände in Ireland beschäftigten sich mit einer Arbeit, die er den 
Baup^ oder Heuschrecken yergleieht. (PoUtical anatomy of Ireland j p. 85 f. 
•115.) 



Litteratur. 



iii. 

£lnleitang^ in die TSaturgeneixe des Feldbaus von Justu« 
V. liiebii^. Besonderer AbdmelL aus ^Justna v. I^iebiiTf 
Bie Clitemie in ibrer Anwendung^ anf Aiprieultur und Pliy- 
sioloyie. Siebente Auflage.'« Braunscliweigp» Tieweg und 
Sohn 1862. XVlII und 164 »». 8. 
Liebig hat diese Einleitung für sich erscheinen lassen, er mnss also 
Ifestattc^n, dass Jemand dieselbe fär sich beortheile, ohne anf seine anderen 
Werke sich einzulassen. — Liebig tritt in der genannten Schrift von 
Neuem mit dem Gespenst der Bodenerschöpfung aller Länder der 
Welt Tor das Publicum. Wenn er auch für die ganze Erde die Vernichtung 
der natürlichen Nährkraft des Feldes in eine unberechenbarr ferne Zukunft verlegt, 
80 sieht er für die Lander Europa 's das Elend schon über die nächsten Ge- 
nerationen hereinbrechen (z. B. S. 149). Das Grespenst nimmt den scheinbar 
präcisen Namen „Raubbau^^ an , der auf allen Feldern getrieben wird. 

Der Name des Raubbaus kommt wohl zuerst im Bergbau vor, wenigstens 
ist er dort schon lange gebräuchlich. Die Menge der unter der Erdoberfläche 
vorhandenen Mineralien ist, mit wenig Ausnahmen, sich nicht wieder crr 
zeugend und darum erschöpflich. Unter Raubbau versteht man darum einer- 
seits einen zu starken Verbrauch von diesem Schatze und andererseits einen 
Abbau desselben, bei welchem nur diejenigen Mineralien gewonnen werden, 
welche bequem und mit geringen Kosten abgebaut werden können, so dass 
die nicht benutzten Theile der mineralischen Ablagerungen später den Abbau 
nicht mehr verlohnen, dieser Theil also der Menschheit unbenutzt verloren geht. 
Wie im Bergbau so ist auch im Waldbau von einem Raubbau zweierlei 
Art die Rede, wenn derselbe auch gewöhnlich nicht mit diesem Namen be- 
zeichnet wird. Die erste Art von Raubbau, das Verbrauchen der von der Na- 
tur in den Urwaldungcn aller Länder gegebenen Naturschätze, trägt den Namen 
der Walddevastation. Als eine zweite Art des Raubbaus wird eine solche 
Waldbenutzung bezeichnet, welche die Natur in der vollständigen Ausübung 
ihrer Schöpfungskraft unterbricht , indem der Waldbesitteer das Holz nicht so 
lange wachsen lässt, als jährlich auf einem bestimmten Flächenraum eine stets 
zunehmende Menge Klafter Holz zuwächst, mit anderen Worten, nicht so lange, 
als der absolute Holzzuwachs noch steigt. Man sieht, der Waldraubbau ist schon 
ein anderer als der Mineralienraubbau. Wieder anderer Natur als der Waldraub- 
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baa ist der Feldraubbaa. Als einen Raubbau mfisate man nach Analogie des 
Waldes das Aufbrauchen der Ton Natur wildwachsenden Nahrungsmittel be- 
zeichnen, allein davon ist fast nirgends die Rede, einmal weil bei uns die Oc- 
cupation solcher wildwachsenden Nahrungsmittel fast ganz auf ein Paar Waid- 
nebenproducte (Beeren u. s. w.) beschränbt ist, und dann weil man meint, 
dass die Hauptnahrungsmittel der Menschen jedesJahr durch Kunst neu her- 
Törgebracht werden können, während das Holz zu seinem Wachsthum Jahr- 
zehnte oder gar Jahrhunderte braucht. Unter dem Raubbau auf dem 
Felde wird vielmehr verstanden, dass das Erndten von FeldfrOchten eben in 
den Feldfruchten eine Menge von Stoffen dem Acker entzieht, welche zur Er- 
zeugung der Feldfrüchte nölhig sind und dem Boden nicht vollständig wieder 
zugeführt werden, so dass die Menge dieser nothwendigen Stoffe mehr und 
mehr verringert wird, bis der Acker nicht mehr die gleiche Menge Producte, 
sondern jedes Jahr weniger und weniger erzeugt. Dieser Raubbau hat also 
wieder Aehnlichkeit mit dem Raub im Bergbau. Beim Waldbau ist von dieser 
Art Raubbau noch nicht die Rede, obwohl die chemischen Bedingungen noth- 
wendig ähnliche sein müssen. 

Von diesem Aussaugen der Felder fürchtet bekanntlich schon lange Lie- 
big das Schlimmste für die Ernährung des Menschengeschlechts, und gegen 
diesen Raubbau zieht er auch in der vorliegenden Schrift zu Felde. 

Es kann weder in dieser Zeitschrift der Ort sein, auf die chemischen 
Lehren Liebig' s einzugehen, noch kann es mir beikommen, mich auf dieses 
Gebiet zu wagen, auf dem ich fürchten mfisste, von Lieb ig in seiner nicht 
immer sanften Polemik noch ganz anders behandelt zu werden als bekannte 
Naturforscher; allein Lieb ig hat sich auf unser Gebiet gewagt und in 
seine Einleitung einen eignen Abschnitt „Die Nationalökonomie und die Land- 
wirthschaft^^ aufgenommen (S. 134 — 166). Auf diesen sowie auf einen 
anderen Abschnitt, „Der Feldbau und die Geschichte^' (S. 86 — 134), müssen 
wir näher eingehen. 

Liebig scheint einen sonderbaren Begriff von dem zu haben, was in 
den Lehrbüchern und Monographien, der Nationalökonomie über den Landbaü 
steht Man höre! Liebig druckt im Anfang und an einigen anderen Punkten des 
Abschnitts „Nationalökonomie und Landwirthschaft^' einige Stellen aus dem 
Wealth of nations von Adam Smith ab und sagt, er thäte es nicht, weil 
diese Aussprüche etwas Neues enthielten, sondern weil Smith zuerst in sei- 
nem Werke diese Wahrheiten zum Bewusstsein gebracht und bewiesen habe. 
Dann fahrt er fort: „Es ist um so mehr zu verwundern, dass die Wissen- 
schaft der Nationalökonomie, welche Adam Smith geschaffen hat, seit bei- 
nah einem Jahrhundert den nähern Untersuchungen über die Natur, Ergiebigkeit 
und Dauer dieser Quellen kaum irgend eine Beachtung geschenkt 
und als etwas ihr nicht Zugehöriges und Fremdes von sich ab- und anderen 
Wissenschaften zugeschoben hat, während sie doch ihre eigenste Grundtage ist, 
und alle Gesetze des socialen Lebens von ihr abhängig sind.** 

Gleich darauf sagt Lieb ig: „Die Nationalökonomie nimmt gleichsam 
als selbstverständlich an, dass ein Feld, welches Frü^chle geliefert hat, in sei- 
ner ursprünglichen Beschaffenheit durch die Arbeit des Menschen und ein ge- 
Ibisses Betriebsverfahren stets und ohne Aufhören wiederherstellbar sei und dass 
also, wenn der Boden eine Wirkung hervorgebracht (Früchte erzeugt) habe. 
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kein Theil desselben yerbrancht werde/^ Was heisst hier aber ein gewisses 
Betriebsverfabren? Ein gewisses Betriebsverfabren Icann lo- 
wobi die minutiös genaue Wiederersetzung der organischen Stoffe, als eine 
starke Stailmistdfingnng, als auch nur mechanische Bearbeitung des Feldes be- 
deuten. So lange Liebig sich nicht näher darfiber ausdrückt, was nach 
seiner Meinupg die. gesammte Nationalökonomie unter dem ,,gewissen Betriebs« 
yerfahren'^ verstehen soll, ist mit diesem Vorwurfe nichts anzulangen. 

Ich will nun nicht behaupten (wie Lieb ig fon seinem Gegner dem Eng- 
linder Law es behauptet, dass er nie ein chemisches Lehrbuch in die Hand 
genommen hätte), dass Lieb ig auf ein Wissensgebiet sich wage, Ton dem er 
weder die Litteratur kenne, noch di« Hauptgrundbegriffe und deren Cjonae« 
^uenzen, über welche er doch richten will, in sich aufgenommen habe; den* 
noch müssen uns an seiner Kenntniss der nationalökonomiKhen Litteratur, 
welche nach seiner Meinung dem Ackerbau als der Quelle des Reichthums der 
Länder kaum irgend eine Beachtung geschenkt hat, einige Zweifel 
aufkommen, wenn er, um nur zwei Werke zu nennen, von den Aeusaerungen 
Eoscher's über diesen Gegenstand in seiner Nationalökonomie der Urpro- 
dnctionen , und Ton dem mit Recht zu den schönsten Perlen der National* 
Ökonomie gerechneten „Isolirten Staat in Beziehung auf Nationalökonomie und 
Landwirthschaft^^ Ton v. Thünen entweder Nichts weiss oder diese Bucher 
auch unter diejenigen rechnet, welche dem betreffenden Gegenstände kaum 
irgend eine Beachtung geschenkt haben. Ausser A. Smith erwähnt der Ver- 
fasser nur einmal gelegentlich in einer Anmerkung S. 143 eines Aussprncbea 
TOB J. S. Mi 11 über die Wirksamkeit vermehrter Arbeit auf ein bestimmtes 
Feld; und das ist gerade ein Satz, den v. Thünen in' seinem Werk auf 
das Allerausführliciiste behandelt. 

Ich stelle aber auck von einem Mann, wie L i e b i g ist, die Behauptung auf, 
da» derselbe ein schlechter Nationalökonom sei. Ich kann natürlich nicht auf alle 
unklaren Ausdrucksweisen, auf alle positiv aufgestellten Ansichten hier eingehen^ 
ich will, indem ich auf seinen Hauptirrthum erst unten komme, nur Einige« 
zur Unterstützung meiner Behauptung namhaft machen. So stellt er ohne 
Weiteres den Satz auf, dass in unserem Jahrhundert der Preis alle^ land- 
wirthschaftlichen Producte an allen Orten des Continents stetig gestiegen 
wäre, wahrend die Preise der Bedurfnisse des Landmanns sich nicht verändert, 
eher vermindert, und seine Productionskosten (die Tagelöhne vielleicht 
ausgenommen) sich nicht vermehrt hätten^ Dass ^ie Steigerung im Preise dea 
Getreides nicht überall eine gleichmässige , dass es also mehr eine Aus« 
gleichung der Getreidepreise zwischen verschiedenen Gegenden war, vi^rtuschi 
er damit , dads eine blosse Ausgleichung den Preis an einem Orte erhöht 
und an einem anderen entsprechend erniedrigt haben müsste, während ge- 
rade £a Untersuchungen von Took?, Asher, Soetbeer und Anderen dar« 
getban haben, dass hauptsächlich die Preisausgleichung durch verbesserten und er^ 
leichterten Transport die Preisrevolutionen bewirkt habe. An einer anderen Stelle 
sagt er : f, Gegen gewisse Bodenwerthe tauscht das kornausfühi:ende Land andere 
Werthe ein (Gold und Silber), welche kein menachlicbes Bedürfniss befrie« 
d%en^^ u. s. w. Das muss entweder heisaen, dass für Korn nur Geld und Silbec 
eingeführt wird, was gewiss verkehrt ist> dann könnte man zur Noth im vul-. 
giirttt Sinn den Salt gelten lass^, ,4ass die eingeführten Gegenstände kein 
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Bedürfniss befriedigten^^, oder Liebig nennt in der Klammer Gold Und Silber 
nur beiapieleweise, dann ist die Bemerknng, daas es Wert he giebt, welclia 
kein Bedürfnis« befriedigen, fnr den Nationalökonomen liöclist eigenthfimlich. 
An einer Steile (S. 145) behauptet er, „der landwirthschaflKehe Betrieb sei 
seiner Grundlage nach in keiner Weise Ton einem gewöhnlichen industriellen 
Beiriebe Terschieden'S und sagt ein Paar Zeilen weiter oben, „die grössere 
Einnahme durch landwirthschafUiehe Verbesserungen wurde nur mit einer Er* 
schiFpfung. dea Feldeft-erkaHft''. lat de«^ aber das in den airderen. Industrie- 
«wtfge nicht ganz äbnltch, dass eine stärkere Production die Capitalien, i. B. 
Masdiinen, mehr abnutzt al» ein geringerer Bejtrieb, und kann es niehl, wen 
Jftaparaturen der Maschinen, z. B. wegen der Entfernung yon den Fabriken, sebi 
theuer sind , yortheilhafter sein , die Maschinen schnell abzunutzen , statt jede 
kleine Abnutzung sogleich wieder durch Reparatur ersetzen zu' lassen? IHe 
Analogie mit Erschöpfung der Felder, wenn man den Dung von sehr fem 
mil grossen Kosten herbeischaffen mässte , liegt nahe. Weiter mache ich 
darauf aufmerksam, wie Lieb ig furchtet, die Länder, welche una durcli 
ihre Komdnfuhren den Dung raubeir, könnten die Wiederausfuhr desselben 
▼erbieten (denn nur das. kann unter Abhängigkeit der Du dg zu- 
fuhr Tom Auslande gemeint* sein [S. 152]), wie wenn wir nicht, falle 
die künftige Generation, zumtd England, welches Liebig immer im Auge 
hat, noch Ausfuhrverbote belieben sollte, in den Getreideansfahrverboten die 
wirksamsten Repressalien hätten! Weiter, was ist das für ein <]regenaatv 
(S« 158), dass der Handwerker nach einem Muster, der Kfinatler nach einer 
Idee» der Landwirth aber nach Naturgesetzen arbeitet! Als ob das der 
Handwerker nicht auch thäte , und der Landmann nicht ebenso gut * na^h einem 
Muster arbeitete? Erinnert es nicht weiter stark an den Physiokratiamus, wenft 
Liebig (S. 139) meint: „Der Boden ist die Quelh aller Güter und 
Wert he, welche der Mensch zu seinen Lebensbedürfnissen verwendet", un4 
wie ist das zu reimen mit der Annahme, dass ein Volk auch auf andere Weiaa 
als durch Benutzung der im Boden liegenden Naturkrfifte Werthe schaffen 
kann, wie Liebig zwei Seiten w.eiter indirect zugiebt? Wir könnten der** 
gleichen schiefe nationalökonomische Ansichten noch mehr anführen, allein diese 
mögen genügen, um meine obige Behauptung über Liebig zu rechtfertigen* 

Dennoch würden wir alle diese Verkehrtheiten und Schiefheiten gern dem 
Verfasser als einem Nichtfachmann "zu Gute halten, wenn derselbe nicht einen 
80 hohen Ton gegen die Nationalökonomie, die er doch nicht genügend kennt, 
anschlüge und die vermeintliche Lücke in der Nationalökonomie der Landwirth« 
Schaft in seiner „Einleitung" auszufallen suchte. 

Auf dieses Ausfüllen der Lücke müssen wir nun näher eingehen, (bnn hier 
liegt der Hauptirrthum » in welchen der nicht nationalökonomisch gebildete 
wissenschaftliche Theoretiker eines Erwerbszweigea (der Praktiker nicht) so 
leicht verfällt, nämlich die Missachtung des Verhältnisses von Mittel zum Zweck, 
von. Kosten zum Resultat, und die Verkennung nationalökouomischer Gea^ae. 
Nach dem, was. wir Liebig von nationalökonomischen Irrthümern nachf 
gewiesen* haben, kann derselbe kaum erwarten, dass wir seinen national 
ökonomischen Ansichten über den Raubbau ungeprüft Glauben schenke* 
sollen, so wenig' wie man ton dem Landmann erwarten kann^ dasa er 
ohne Weiterea sich der Theorie ebendesselben Liebig in die Arme wirft^ 
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der Hun noch Tor zwei Jahnelmlen einen minertlischen Donger kSnalKcb 
«neiigte, der den erwarteten Natien, wie Liebig auch freimütlng ge-* 
etehfc, nicht gewähren konnte. Liebig konnte eich ebenso gnt anch jetxt 
noch in aeiner Terbeaaerten chemiachen Ansicht ttuachoi, wie Tor 20 Jah- 
ren. Wir wolien aber einmal annehaien, daaa aeina Bodenerachopfungatbeorio 
eine richtige ist, und wir unaereraeiia zw^ifeb aogar nicht daran, daaa die 
dem Boden in der Erndte genommenen Stoffe nicht alle durch die. Luft und 
den SUlIntiat wieder angefahrt werden können^ aondern ihm direct wieder ge- 
geben werden mfiaaeni falla der Boden nicht an aolchen Stoffen nnd damit an 
Prodttctionakraft in irgend einem Zeitpunkt abnehmen aolL Aber aelbat w«nn 
wir daa angeben, ao sind die Schlfisaa darana, daaa die Abnahme der Produc- 
tivUat den Ruin dea menachUchan Geachleehtea herbeiführen muase, yerkehrt« 
Von dem Zeitpunkt «n, da die dem Boden in 4er Emdta geraubten und im 
Dung oder durch die Luft erat wiedereraetstan Stoffe durch die weitere Zn- 
ginglichmachung der im Boden noch T4vhandanen Stoffe, durch Arbeit, PilQ- 
gen, Drainiren, Stallmiatunterpflagen nicht mehr eraelat werden ktaien, wir4 
der Bandwirth ?on seibat aua richtig f erstandenem Bigenintereaae dem Bo^ 
den die mangelnden Stoffie in geeigneter Form luföhren« So lange aber 
die.Emdten noch durch mechanische billigere Mittel gesteigert oder auf gleicher 
Stufe erhalten werden können, ao lange werden alle, anch die unfehlbarste» 
Beweise für die RicUgkeit der Liebig'schen Theorie den Landmann nicht 
hewegen, die theueren und darum nii^ beliebten chemiachen Mittel den bilttgoD 
nnd darum beliebten mechaniachen Tonnxiehen. 

Am adilimmsten findet Liebig (z. B. S. 141) für den Ackerbau einea 
Landea die Kornauafuhr nnd die Nichtbenutzung der menacblicben Ezcremente^ 
welche aus den Städten in die Fliisse geleitet werden. Durch Beides geht, 
wenn nicht die Ansfohr des Kornea durch eine gleich grosse Wiedereinfuhr 
aller in. dem Korn enthaltenen Stoffe wiederereetzt wird, dem Boden ein Theil 
aeiner Kraft yerioren. Er wird armer, und* ea „werden Ton einem gewiesen 
Zeitpunkt an Kriege, Auawaudenmg, Hongeranoth und epidemische Krankheiten 
naturgeaetzUch einen Gleichgewichtazuatand zu Wege bringen, der die Wohl- 
fahrt Aller tief ersefaftitem, und zuletzt den Ruin des Feidbaua nach aieh 
ziehen muaa'S (S. 155.) Besonders wird daa Uebel noch erhöht, wenn so- 
gar dfingende St<^e ausgeführt werden. Darum eifert Li ob ig epeciell gegen 
die Auafehr der Knochen (S. 130 f.). Ja, Lieb ig geht noch weiter undhe- 
trachtet eigentlich jeden FoHachritt im Feldbau, der mechanisch auf den 
Ad^er wirbt (er nennt es „Arbeit'O *1* Raubbau. Er fuhrt hier besonders daa 
Pfifigen und Drainiren der Felder auf. Daa Pfiugen bewirkt allerdings, daaa 
der Boden in atärkerer und häufigerer Berührung mit der Luft mehr nfitzlieha 
Baatandtheile aua deraelben aufnimmt, aber ea bewirkt auch, daaa mehr Ton den 
Stdfen, welche im Beden enthalten aind, ffir die Pflanzenwurzeln aafnabmsfähig 
werden. Der Boden wird also immer mehr der beschränkten Menge pflanzeu'- 
erzougendar Stoffe beraubt. Aehntieh wie daa Pflögen wirkt das l^ainiren, 
ind^m durch Ableitung der im Boden befindlichen Wasserschichten die Luft von 
oben tiefer in den Boden hinab- und, wenn auch nur schwach, von unten 
aua den Drainrdhren emporateigen kann. Aehnlich fasst Liebig auch die 
Wirkung dea Stallmiatea auf, der mehr mineralische Stoffe den Pflanzen zu- 
ginglich machen aoll. Wenn daa der Fall ist, würde dann aber nicht auch 
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der stidtbche Dfinger ^ielfaeh ähnlich wirken und den Boden seiner Stoff« 
berauben? Warum räth denn Liebig, diesen Mist dem Aclter wiederzugeben? 
und warum räth er nicht davon ab , den Stalinist auf das Feld zu fähnn? 
In seinem Eifern gegen die Zugänglichmachung der im Boden enthaltenen Sfci#i' 
geht Liebig so weit, dem Stallmist nur die Wirkung der „ArbeH^^ wie 
Pflögen oder Drainiren auauschreiben und zu sagen (S. 145): „Die Stall*- 
mistwirthscfaaft , welche auf Dunguog mit dem auf dem Gute erzeugten Stall- 
miste beruht, ist, wie oben bemerkt wurde, nur eine eigene Form von Ar* 
beit'* (vgl. S. 142)« Demgemäss stellt er dann auch den weitem Satz auf: 
„Das Steigen der Erträge in den verschiedenen Ländern seit Einfuhrung der 
Stallmistwirthschaft und der Drainirung ist demnach kein sicheres Zeichen eine* 
Fortachrittes/^ (S. 146 f.) Mit solchen Ansichten steht Lieb ig einsam 4a. 

Alle diese Betrachtungen fuhren ihn zu dem Satze, dass der Landbau 
nicht nur auf die Gegenwart, sondern auch auf ^e Zukunft ftäcksicht nehmen 
müsse, ein Satz, den die Nationalökonomie überall preidigt, nur, -wie wir se-* 
gleich sehen, werden^ auf eine ganz andere Art. Lieb ig sagt in Anschluss 
an seine obigen Auseinandersetzungen: „Was durch den Verwitlerungsprocesa- 
an Nährstoff jährlich wirksam wird und der vorhandenen Menge im Boden* 
zuwächst, ist fdr den Zuwachs der Bevölkerung bestimmt, und es ist geradezu* 
die Verletzung eines der weisesten Naturgesetze, wenn die gegenwirtige Gene* 
ralion glaubt, ein Anrecht auf deren Zerstörung zu besitzen. Was im Um-' 
lauf ist, gehört der Gegenwart an, und ist für sie bestimmt, 
was der Boden in seinem Schoosse birgt, ist ihr Vermögen 
nicht, denn diess gehört den künftigen Geschlechtern^S Ich 
weiss in der That kaum, was ich aus diesen beiden Sätzen machen soll. 
Lieb ig kann unmöglich meinen, dass wir den Boden nicht bearbaten und 
uns mit dem begnügen sollen , was die natürliche Verwitterung im Boden zu- 
gänglich macht. Wenn eine jede Generation sich darnach richtete, bei welcher 
Generation träte denn der Zeitpunkt ein, dass sie nicht mehr der Gegenwart, 
sondern schon 4er Zukunft angehörte? Müsste nicht nach diesen Sätzen jede 
der frühern Generationen^ auch die allerfrüheste getadelt werden, dass sie nicht, 
als sie einem Boden die erste Erndte künstlich genommen, demselben die 
entzogenen Stoffe wieder zugeführt hätte, statt, wie sie that, den Boden tiefer 
aufzuwühlen ^er ihn brach liegen zu lassen? Lieb ig muss eigentlich diM 
Consequenz ziehen und darf die frühern Geschlechter nur mit der Unkmntniss der 
Naturgesetze des Feldbaus entschuldigen, was unsere und die zukünftige Ge- 
neration nicht mehr könnten. Allein selbst jetzt, wo wir wissen, dass der 
Acker nicht die Nahrung neu schafft, sondern nur seine Bestandtbeile in den 
Pflanzenleib umwandelt^ ist es nicht zu tadeln, wenn wir, so' lange es una> 
gut dünkt > die Erndte dadurch steigern, dass wir die im Boden enthaltenen 
Kräfte besser ausnutzen, als dass wir neue Kräfte dem Boden mit grösseren. 
Kosten zufahren. 

Selbst gesetzt aber, die ganze Volkswirthschaft aller Zeiten bef&ide sich- 
besser unter dem Ackerbausysteme der strengen Wiederersetzung allw dem Bo- 
den geraubten Stoffe, so wäre, wenn nicht jede augenblicklich lebende Genera- 
tion jder Producenten einen Vortheil davon hätte, an die Einführung dieses 
Systemes nicht 4Bu denken. Lage die Schuld nur daran, dass der Landmann 
für sich und «eine Nachkommen den Vortheil noch nicht einsähe, daim könnte 
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Meknwg tBAMi a dM ZMe Ahm. Wenn Aw «t SoMie tibr Pr»iM- 
ti«iiiko0k#ii d«r Ctgemr«! «id dtr Zakaaft grdfMr ifl bei ikmm Syitent, 
toa wird ««dl dk Komtilii der BodtiMMiMgiUir die WirlhedHift daw 
Laiidee «dit tedera. 

Wenn der I#Midirirlii keinen Yorlkeil «ne den im Lieb ig ingenÜMMii 
Verfeliren »ick erwachien eiebl, dann wird er n deren Anwendung nickt be- 
wogen werden« denn er kann nnl denen niciit conenrrtren^ wel^ anf die 
frohere Arl bilirger als er wiitkecliaftai , er Irird also peailiy in Schaden ge- 
ratben. Liebig meint, wenn alle Landwirthe eich dam entacUdeeen , dum 
wire für Jeden die Anegabe verhiMnieiMisaig gering nnd leicht an tragen 
(ß. 151). Ee mnaa.aber dach bieher nach ttnawectaniMig aein, da aalbat die 
gebildetatan Landlente eich jeiat mht daan entmhlieaaen, jetit. Wo ak doch, 
da noch nicht alle den atadUacben oder aualindiachm Dnng kanfen wollen, 
denaelben biWg erhalten konnten« Wire «a fortheilhaft, ao wtiid«i eie ea 
thnn, nnd dann wurden die andere bald genug naeUelgen artaaen. Wenn 
Liehig aagt (S. 151 Anm^k. *), ^mo tiele reiche Landieulo ea thun, nnd diu 
andern ea mtb nicht naehabniMi, dann miaeen bei ihnen dodi Wohl beaondero 
Umatande einwirken, obwohl ich der Letale bin, der behani^let, daaa Verbea- 
aemngen und Biindungen gerade im Landbau aehneU Eingang finden. Nie- 
gende iat der Schtandrian, dae Kleben am Aiten eo groea ala im Landban, 
wia das Ro acher ao meiaterliaft in aeiner Nationalökonomie der Urproductienen 
achildert Die Nichtbefolgung der Liebig' achen Verachlage ist achon an aicb 
dn Indicium Dar ihre Unaweckmassigkeit; Wir können aber auch auf andere 
Art beweiaen, daaa die Prodoctionakoateu bei der Liebig'sdien Methode 
grösaer aein wQrden ala bei anderen Feldbauaystomen. Jahrhunderte lang hat 
man mit dem adbstgewonnenen Dung, mit tiefem Pflügen, mit genauem Eggen, 
neneri^f^a mit allen möglichai meehaniachen Mittelii, den Ertrag der Felder au 
«eigarii gewusst Ohne alle diene Mittel hatte aeibatmit der geaauaaten Wieder- 
eraetanaf der BodenatolEr das Feld immer nUr den gkichen Ertrag gegeben. Zur 
Sieljgerung hotte bmu: also doch die mechaniechtn IBltel anwenden miaaen. Dem 
Felde die entiogenen, weithin Terfohrten Steife wieder lu geben, wurdo aber 
Ipoeae Koalen Teruraaolm, ao lange der Traneport dbarhaupt nach ein sehr 
tbeurer ist» und so lange der Inhalt delr Clonko noch nicht in eine bequean 
trime|K>rtable Form, naaientUch durch Bntaiehnng dea nunfltion und schweren 
Waeaergehaltea, gebracht iat. 

Weiiorft Die dem Boden entaagen»; und im folgtfiden Jahre wiadeng»- 
gebene» Stoffe wfirdett nach Liebig nur genau so fiel Producte geben könnea 
da im f eiigangenon Jahre, der Landwirth kann also genau berMhnen, wio groea 
adn Mehrertrag i» Yerhiltnisa au den Koat^ der WiedereraetiUng ist. Fir 
die Zukunft hat er ?on dieser Wiedereraetaung nur den Ni^en^ daaa er we- 
nige« Bodenkrifte neu dem Laado au entiieben braucht. 

Von dem Zdtpunkle an, da die Felder mit den bieherigen Mütdn nicht 
mehr denadben Ertrag geben, wird der Landnmnn. au neuen Müteln, i* B» dar 
Donutmng dca stidtiMh^ Ddngers, fortachreiten, ebMao wenn an den Ertrag 
der Feld^ bd zuftehaNttder Befölkerung mehr Anspriche geaudil worden. 
Die Anwendung der fr&har an theuem Mittel wird spiter bber möglich durch bea- 
aean Transport, durch bessere Bungbereitungamethoden, während man an meehani- 
aehar Arbeit, welche uiapridi^en Stoff im Boden nicht mehr lugingicbanchen 

n. 9 



ISO Lifierata^. i 

kaor,' sp^rt. Slnr riif eiMkie:'Prriisi8tei|feiiQbg leg €Mmi^ bran^ken wfr ilib 
Bicht.^Atl äftziHiehnen/tMiiderniittr gröitere KlligMl' der dMoii^ek wlt * livr 
ncdiaiiUiäi' ivirbenden FeMbwUlliiiif. Sollte ^Umtgut M •Uii^en&tt ^#fti- 
kernng der Preis steigen, so kann der Landmanii am so ebtr tm dleaen Hftttaili 
Mitliln' greifeii; Eift l^iffili^der B«d<^iistoffe , ^Uker' deren Verlust für ein Land 
Liakig khgb, wird ^«^Ton selbst bel'innebonnder ß«f9tkariHig dem LMde 
kawakrt werden, ntelkh die gesMnmie Heafe itsaen^ was b^i n^edi döfiaerer , 

-Btrölkenmg inGeatail ?on f ektfrudite» amgcfttkrt wurde, jeM aber • im 
Landa h\üU. 

W«nn der Land wklk: -Dicht Tau aelbat dem «eaenf Anbau sieb anbeqoeman 
will, aa könnt« er vi^leMt dureb den ISlaat, der den „Raub an der Zti- . 

kiinft^' flickt dulden wül,, dato feuwungen werde«. Die Zelt eibea aolctoi I 

Zwangea dfirfte ^tr 'dadi wohl in den ettrepikckenf Staaten Torbei «ein und 
ein aolcbesnnbalttgtes Eiagreifen in die Wiitbackaft des Einzelpen ackwerliafa 
«Vavlheidiger itodait; und^ucfa Liebig koMmt ein sokker Gedanke nickt bei, 
wie er denn »iberbaiipt kein Mittel angiebt, wod«rek der LandwMi au ciMr 
„beaaem Wiithsehart^^ gebracht werden konnte. Die NatloMldkwMMiie nkMit 
dach wofal mit Reokt an^^ass, wenn die M^rzakl der CrebHdelen in^ efttem 
Gewerbe gewiaae. Betriebameihoden , wekbe aie kennen, ntefat anwenden, dia- 
selben lör die Gegenwart nicht zweckmisaig sind, wenn sie auck Tielleickk fOr 
liribere Zeiten gut waren, oder för spätere zweckmasaig, ja nathwendig werden 
können. Daas dieses Letztere eintreten wird, leugnen wir ja auch nfekt, im 
Gegantkcil kennen wir warn den Zeitpunkt, wo es geschehen wird, reebt gut ^ 

de^eo, «nd db Verbreitung riehtiger Einakht in den Kreislauf der Stoffe a^ 
dam Felde in die Fruchte, -ans den Fröchten in Thiere und Mensche» mid von 
.diesen auf das Frid wird ditaer BewirtbacbaftttUgamethode sehnalter Bngaiig 
.ferachaffen. Desikoch glauben wir, daaa aueh ohne Erkenntniss der*NMwg««#tae, 
vielleicht nur «piter, die lE«naehen lur ▼ellatiftdtge& Benutzung der Dftigtiafb 
geführt werden würden; wie sie instinetiT gai» richtig t^ den • extanaffSUm 
FoIds]Fatemen zu immer intenaitoren durch den nat^rÜchito Veraland gafMiH 
worden sind» 

¥on dar geachfchtHchcn «md geograpUaclien Berechtigung, ja ffothweiidi^ 
keit dar farsofaiedenan intanaitit um Feldbau (ygl. Roschar und ?. Tkünan 
a. «. €^.) aat hti Li ab ig. nkg^da die ftede, und ^nnoch wlre^ 'da' dir im* I 

tenaitit auf dem Yerhältniss der bodenerschöpfenden zu den bodenwiadoMtlr- ' 

kandan Operationan heriiht, 'ieiha „BialeÜuiig in ^e Naturgeaetae daa Feldbaua** 
der paaaende Ort geweaen,'ttm mindaatens, falls er diese Berachtigaing uffid 
Nothwendigkeit niakt ^nugeben kann,- aie zu widerlegen. Oder meint Liebig, 
dieselbe stillschweigend dureh Anfstellng siinar Lehren wideriegt und todt- 
geackwiegen zu faab^n? - 

Nur in einer Beziehung durften «na Zweü^ aiibtossen« Wann der Land- 
männ aBHhgt^ alle dem Boden geraubten Stoffe wMeraugeben^ sind dann nicht 
Am ' Boden Jakrhuttderae^ lang «hon zu ▼ier^oflbektzogvn' worden, die ata I 

.den Städten in iKe Ftösae und durch dieae in das Meer fortgast)ult fir «He 
Zeiten- TCirlaren gingen? Der -Sohaden wird sich allerdinga k«im wegleugnen 
•laasen; i«t Nationalökonom hat aber zii Arageii, ob' dieser Schade nkht durch 
einen andern Vortheä «ifgewogen wird, v^d däa« tat -hier der Falk Die'Cw- | 

pitaiien flnid in emMn höbarn Grade rermehrt wob4a&) ata wenn de^ Lahdmann' ( 
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Mrii der Liebig.'f«hi|i Wifdkreiieinnf«lhe<rri« d«r ]|llaiiifniitfirfiid«ir Stoff« 
yerfahren hätte. Er hat an Arbeit nnd Capital geapart, oml diese Capitalr 
eraparittaa iai notbirtiidiger Weiae den flAdtm Gewefbea su Gute .gekommen 
aad hak aiefa auf die apälern Geaeraftionen fertgeerbt. Et kämt auf ekie Ber 
recboong an, ob- die bei atomUidieabiUigereii Prodoctiooen (dem Liebig' acbea 
lUiibban) erapackea Capitalien Zina auf Zioa angelegt nicht einen grdasereii 
Capitale»rlli rffripenlirai. ab dft Mefat- 4mt pflawnBihreodeh Stoffe, welche 
Im Badefi noch enthalten aein miiaatfn , < wemi tod Anteg a» der Landmaim 
mit grQaaem Koaien aeinen Acker ia der vrtpräagliqh cbemiachea Thjammiai 
jeltoBg den kommendeft Jahrhunderten äberliefcrt hüte,. Liebig adoptirt j« 
d«]i Sali Ton Adam Smit^:. ,^Nicht der Gewerbfleiaa^ aondeai Sparaamkeit 
iat die Uraache der Vermehrung der Capitalien^' (S. 147). Dann hatte Lie^- 
bJg, wo er die Wiedereraetstrag der Bedeabeiätandtheile mit einer Sparkaaaen- 
mlage Tergleicht ($« 152>, fragen aollen, ob nicht die Braparniaa fn der an<* 
gewei^deten Ackerbaumftkßde «ine nach ' grdaaere geweaen wäre. Weiter konBta 
Jemand miinen^ .wenn der Candmann wartet mit der neuen Fddbeat^IInngaart, 
bis die Kräfte Im Boden arachdpft aind,.. dann kann der Ackerbau auch durch 
die genaupte Wiedereraet^ung der. dem Felde abgewonnenen Erndte nur einen 
Jahr für Jahr gleichbleibenden Ertrag geben ^ und die Bevölkerang iat nicht 
im Stande , «ich n vermehren, aondero muaa conatant bleiben. Dieaer Aitf*- 
faaaung kann man aber Yielea entgegenhalten. Einmal wird der Landmann 
mit der neuen Hethode nicht warten, bia alle Stoffe gewiaaer Art der Eri- 
ach&pfong nahe aind , aondern nur ao lange , bia die chemiache Einwirkung anf 
den Boden billiger geworden iat ala die mechaniache oder bia er die heraua* 
gezogenen Stoffe billiger wieder anfährt, ala die noch darin enthaltenen heraua^ 
meht. Spitere Zeiten werden dann mit Terbeaaeriteii mechaniacheii Mitteln dieae 
Stoffe billiger ala frühere Zeiten gewinneit, und eine Steigerung im Ertrag dar 
Feldfr und damit eine Zunahme der Be?älken»g iat nicht . auageachloaaen. 
Ein achneller Stoffwachael in rationeller Frnehtfolge wird daa Sein^;e daia 
^bun. Sodann atehen nicht alle Länder auf gleicher Stnfe dea Ackerbanef, 
aondern wenn in einigen Ländern der Boden atark erachöpft iat, wird in andem 
Lindern jüngerer CuUur kaum eine Abnahme wahrzunehmen aein. In den 
Lindern alterer Cultnr fährt die Noth, iÜe Mutter aller Erfindungen, anf Mittel 
2. B. den atadtiachen Dung billig in eine leicht tranfporlaUe Form nmzu^etaea^ 
Dieae Entdeckung, dieae Eraparniaa in der Dungbereitung kommt dann nicht 
nur den alten Cullurländem, aondern auch den neucnltiyirten zu Statten, und 
dieae werdoi aof ^ner Stufe, .wo der B^dennoch wenig^ erachlpft iat, mia den 
Erfindungen der alten Rinder Nutzen zieben. Ea iat diea daa intereaa^nte Gar 
aeti der Coloniaation junger Staaten durch die alten, Coioniaatlon im weiteaten 
Sinne genommen, Coloniaation mit Kenntniaaen und mit Capitalien, welche dia 
Entwickelung der Linder, die im Verkehr mit vorgeachritteneren» kenntpiaareicheren 
atehan, ao gam andere geataltet, ala die derjenigen Linder, die aich ton der 
Cnltur anderer Länder abaperren. Man Yergleiche mir die Varelnigteti StiMtan 
▼on Nordamerika mit China und Japan. 

Qen ao mit 4>ilHgen Dnnggewinoiwgsipethoden Do]oniairten Lüdera ateh 
alaq nodi «ine nngefaenere Steigariing, in den Ackerertalgen zu Gebote» wann ate 
Alben, den neueewonnesenr chenua^hen HüttqniiUln in dir Anwendung dcv tlii- 
■ . ... • .... '.•. ■ ,: ..!. ■;. .1. r . . 
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tel, welche die im Boden nocli enthaltenen Stoife den pflanzen zogfingÜeh 
machen, fortfahren. 

Wenn demnach Lieb ig mit Nichtachtung von Ort und Zeit allgemein 
mindestens für die europäischen Länder darauf dringt, jährlidi oder in langem 
Perioden dem Boden in bestimmten Dnngstoffen genau das wiedenuznfuhren, 
iräB demselben jährlich oder periodisch darch eine Brndte oder einen Tarnvs 
Terschiedener Erndten entzogen worden ist, so yersfOsst er gegen das ganz i 

allgemeine Gesetz , ' dass die Mittel im Verhältniss zum Zweck stehen müssen 
oder, nationalökonomisch ansgedrfickt, dass die Kosten der Production alle- 
zeit im Verhältniss zum Ertrag stehen müssen, dass aber der Preis der Pro- 
ducte , und der Ertrag , nach den Productionskosten der landesOblichen . Me- , 

thode sich richtet. 1 

Das Verkennen dieses allgemeinen naiionalökonömischen Satzes ist um so 
befremdender, da ihn Liebig, auf einen bestimmten Fall, die Dingung mit 
Ammoniak, angewendet, tollständig klar ausspricht, wenn er (S. 45 f.) 
sagt: „Das Ammoniak machte, wie schon oft- erwähnt, einen Bestandtheil 
aller meiner Dünger aus, allein die zugesetzte Menge war klein, sie War auch 
schon durch den ökonomischen Ge]»ichtspunkt beschränkt. Die Anzahl. der 
Geldstücke, welche ein Landwirth für einen Centner Dünger ausgiebt, bemisst 
er nach dem Nutzen, den ihm diese Ausgabe bringt; der Preis des Dün- 
gers muss im richtigen Verhältniss jtehen zu den Erträgen; 
die gewonnenen höheren Erträge müssen die Ausgaben decken 
und einen gewissen Gewinn übrig lassen. Wenn durch jedes Pfund ^ i 

zugekauftes Ammoniak im Dünger fünf Pfund Fleischbestandtheile in dem Mehr- 
ertrag hätten geemdtet werden können, so bewegte sich die ökonomische Frage 
darum , ob die Einnahme Ton dem Verkauf der fünf Pfund FleischbestandtheiTe 
die Ausgabe für das Pfund Dünger in der oben erwähnten Weise deckte, oder 
aiidit; war dies der Fall, so war sie zu Gunsten der Praxis gelöst, im ent- 
gegengesetzten Falle war und blieb es immer eine interessante wissenschaftliche 
Thatsache, die aber naturgemäss, auf den Betrieb des praktischen Mannes 
keinen Einfluss äussern konnte, der nicht bloss Nahrung für andere 
Menschen^ sondern auch Brod und Fleisch für sich und seine 
Familie erzeugen will. Wenn er sein Korn und Fleisch wieder hergeben 
muss, um die Mittel zu ihrer Wiedererzeugüng in seine Hand zurückznbe- i 

kommen, so bleibt natürlich für ihn und seine Familie Nichts von dem übrig, 
▼as er erzeugt.^' 

Warum hat Liebig diese Auseinandersetzung nicht an die Spitze seiner 
Arbeit gesetzt?! fiätte er es gethan, so hätte er für die meisten Dünger- 
arten, für die Benutzung des städtischen Düngers, für den Rückkauf der dem i 
Ausland im Korn zugeführten Mineralstoffe, för die Verhinderung der Knochen- j 
ausfuhr u. s. w. au demselben Resultate gelangen müssen. I 

Hier müssen wir einen Augenblick auf die im Anfang angestellte Aehn- 
Kehkeit des Raubbaus ini Felde mit dem im Walde und unter der Eitle zurück- I 

kommen. 

Der Raubbau ist auch hier in den meisten Fällen ein wesenloses Gespenst, 
das fenchwlndet, sobald man ihm mit den nationalökonomischeh Waffen ent- 
gegentritt* Wie der Landwirthschaftstheoretiker Tom Raubbau redet, wo der j 
praktische Landwirth denselben Tom Standpunkt seines PriratTortheils leugnet, j 
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io ul M tuA beim B«rgb«ii und WaMiwia, der Bergwerke- und der W«Id* 
eigenthömer wollen ihr Eigenthum beaatseo, wie ee eie am Tortheilhafteaten 
iwaki. Bei dieeen beiden Erwerbeiweigen woUte «ber der Staat, wie in ao 
vielen Dingen , blöger aein ala die Primaten, und ao entatand die Einengung 
dea Betriebea ava höherer Staataraiaon. Wäre dem 17, und 18. Jahrhundert 
wiHenachafUich bekannt geweaen, wie jede Erndte dem Boden gtwmt Beatand- 
tbeile raubt, ao hätte die Staafaweiaaheit gewiea in ähnlicher Weise eich dea 
Ackerbaua „angenommenes wie aie aich dea Waldbana damata und dw Berg- 
haua «chon früher angenommen hat 

Wir können hier den Raubbau nicht weiter yerfolgen und müaaen 
una beacheiden, gegen die teehniach möglichat genaue Auanutaung der Mineral- 
Khätae unter der Erde und der Zuwachakraft dea Holzea eben den Sats ron 
Iiiebig aniufuhren« daaa der Bergwerke* und WaldeigenthQmer nicht nur für 
andere Henachen Producte liefern aoll, aondem auch Brod und Fleiach für aeine 
Familie erzeugen wilL 

Li eh ig geht wohl mit Recht von der Meinung ans, daaa die europäiachen 
Creneratioaen , die Träger der gegenwärtigen Cnltur und Cinlieation der Welt, 
lucht wie die Römer und Griechen nach Erffillung einer gewissen Hiaaion 
sum Untergange beatimmt aeien. Dieaen Untergang der alten Völker aucht 
Iiiebig aber gana vorzüglich in der Verhungerung nach Erachöpfung aller 
Felder. Um der xu entgehen, meint er, „daaa die Vernunft den Bevölkerungen 
gebiete, alle ihnen zu. Gebote atehenden Mittel anzuwenden, um ihre Zukunft 
aicher zu atellen, und ihnen die Pflicht auferlege, aich durch die genaueate 
Prfifung der Thataachen, welche die Wiaaenachaft und die Geschichte 
darbieten, eine vollständige Klarheit über den gegenwärtigen Betrieb und den 
künftigen Zuatand dea Feldbauea %u verachaffen^^ Gewiss eine sehr lobens- 
warthe Aufgabe. Die ganze Arbeit von Liebig iat ein Verauch zu ihrer Lu- 
aung. Nach dem, waa wir oben angaben, iit die Prüfung der Thataachen 
durch die Wiaaenachaft, aoweit ea das nationalökonomische Gebiet betrifft, 
äuaaeret mangelhaft* Die andere, die naturwiaaenschaftliche Seite haben wir 
ausser Acht gelaaaen, indem die Entacheidnog der chemischen Frage auf die 
Frage der Landwirthachaft und Nationalökonomie ohne Bedeutung iat Es bleibt 
una also aein Verauch, die Resultate aeiner Forechungen an der Geachichte zu 
heatätigen, noch übrig. Liebig macht ihn auf Seite 86 — 134 in dem aechaten 
Abachnitt: „Der Feldbau und die Geschichte.'' 

Es kann una natürlich nicht beikommen, um einiger daran zu knüpfen- 
den Bemerkungen willen, den Hauptinhalt diesea Abschnittes wiederzu- 
geben. Er ist schon selbst stofflich gar zu arm. Neben einigen Be- 
merkungen über Griechenland lenkt Liebig die Aufmerkaamkeit beaondera 
auf Italien und atützt aeine Anschauung ziemlich kritikloa auf die Angaben 
der alten Schriftatelier, deren statistische Angaben. doch gewiss nicht genau 
aein können. Zugeben aollen, daaa Italien oder auch nvr die Hauptländer 
ItaUens in der vorgeschichtlichen Zeit dichter bevölkert un4 besser an- 
gebaut geweaen aind, als späUr, daa heisat einem Statistiker, einem Na- 
tionalökooomen viel zumutben. Daaa nur die zunebmendo Bevölkerung in 
ein MiaaverhäUniaa mit dem gerieth, waa das Land hervorzubringen vermochte, 
iat doch gewiaa zu erklären, ohne eine Abnahme in der Fruchtbarkeit, im Ertrag 
der Felder anzuiehmen. Man bejleQka nur den Untorachjkd zwiachen dem 
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Rom der KSnigszeK uöd ile'r Weltstaiit ' nnt^ den Kaisern. Fralkh meiiii 
Lieb ig, Italien habe in epdterer Zeit nicht mehr dieselbe BeTolkerang er« 
n&hren k9nnen , wie frülrer^, das ^lAxige dafffr allegirte Beweismittel ist abei^ 
daii der im Jahr 46 vor Christus anter Cäsar abgehaltene Censiis die That^ 
Sache der abnehmenden BevSlkernng unbezi^etfelt festgestellt habe. Wer steht 
nna denn aber fär die Riehügkeii; dieaes Census oder gar der Schitznngen, 
welche yor Cäsar Torgenommen waren? Wissen ^ür doch, auf welche ongeheare 
Schwierigkeiten noch^heate eine Volkszähhing stdsst und welche enormen Irr^ 
thumer dabei unterlaufen. Selbst wenn aber die Bevölkerung abgenomwed 
hätte, so wäre doch noch in untersuchen, ob nicht specielle Grunde auf 
die Bewegung der Bevölkerung eingewirkt haben. • Glebt u doch im 19. 
Jahrhunderf in Europa, das eine so grosse Bevölkerungszunahme im Gailieii 
aufweist, Länder, wekhe peribdiech in der Bevölkerung zurfiekgehen. Ist 
z. B. der Boden Churhessens plötzlich so erschöpft worden, dass die Bevölkerung 
abnehmen muss, oder gar Irland so ausgesogen, dass die 8,175,124' Ein-» 
wohner des Jahres 1841 in 10 Jahren auf 6,522,386 zusammengeschmolzen sind? 

Um nichts stichhaltiger scheint uiis die Beweisführung aus der spanischen 
Geschichte, wenn Liebig ohne Weiteres der Angabe glanbt, dass im 10. 
Jahrhundert das mohamedanische Spanien 25 — 30,000,000 Menschen gehabt 
habe. Weiter heisst es: „Der lange Kampf der Christen mit den Mauren 
ist naturgesetzlich leicht yerständlich, es war der Kampf zweier Nationen um 
das tägliche Brod.'^ In einem Lande wie Spanien, wo noch heute der Ver- 
kauf von Bibeln mit der Galeere bestraft wMj den religiösen Fanatismus, oder 
in einem Lande, welches die beiden Indien eroberte, die Eroberungslust als 
Selbstzweck gar nicht in Anschlag zu bringen oder nur ganz obenhin zu er- 
wähnen, das heisst denn doch der Geschichte einen argen Zwang anthun. 

Die Attssaugung und Erschöpfung der europäischen Aecker bei ihrem star- 
ken Dungverbrauch und dem Fruchtwechsel oder der Brache aus der Bebauung 
der amerikanischen Felder, welchen „ohne Unterbrechung und Düngung Emdten 
von Kornfrüchten und Handelsgewächsen^^ (S. 107 f.) abgewonnen werden, be- 
weisen zu wollen, dazu gehört auch ein wissenschaftlicher Fanatismus. 

Gegendber der „Ausraubung^^ der Felder an den Bedingungen ihrer Frucht« 
barkeit rühmt Lieb ig den chinesischen und japanesischen Betrieb, dessen 
Grundlage „der ToUständige Ersatz aller dem Boden in den geemdtelen Feld- 
früchten entzogenen Pflanzennährstoffe^^ ist. Ob denn Lieb ig wohl glaubt, 
dass die Chinesen und Japanesen, von Anfang an auf ähnliche chemische Grund- 
sätze gestützt, den Ackerbau in der Art betrieben haben? Für uns wird auch 
einmal die Zeit kommen, da wir ähnlich im Ackerbau verfahren, jetzt wlirdt 
aber diese Intensität dies Ackerbaues für uns so wenig passen, als für dit 
reichen Gefilde Nordamerika's unser Ackerbau. 

Endlich eifert Liebig in diesem Abschnitte noch gegen die Anweadong 
des Gypses zum Kleebau und die Einführung der Kartoffel und des Guano, 
„welche die Täuschung derer, welche den Raubbau als das legitime Verfahren 
ansahen, um ein Jahrhundert verlängert hätten^S 

Die von Liehig sehr treffend gescfaiidertea üblen Folgen der Kartoffel- 
nahrung bei Thieren und bei Menschen wollen wir nicht leugnen, nur darf 
man nicht dem Landmann, der die Kartoffel baute, die Sehuld gehen, aondem 
der Bev^lktrung, welche sich, wie Ro acher sagt, begnügte mft Kartoftkasen, 
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SriüHlWfintäiikrii und Kttler»tsi«^ii. A« - anifyirliclifien ist Litbig .über 
dtp Gmno^ obuft wdche» fiiMaabfiUAiuiieB,.A«{ iit«lpi»8 der fiaufiUcnftoi fälil;, 
iiSll ; eiQftm eoMdUUcbeti ^MUade ettlgigftgefaßgen wäct, und der, vtnii 
djNT beMtiriokie Vocrath in «ioiFtar Jabrto «u^ebfalicbt irare^ dea Boden nur 
noch stärker .n^t\mp^ babea und durch die. EffSfibSfifiaig.. die Noth «ttig^rd 
würde« Sehr iuteressant sind übrigens die statistischen Daten, welche L i e b i g 
über den Guano giebt. 

Auf einzelne andere Punkte, die Erschöpfung des Bodens an Phosphaten, 
auf seine Angaben aus Baiern u. s. w., können wir nicht näher eingehen. 

Die Zukunft Europa's, welche, wie es an einer andern Stelle heisst, keine 
fast« ^» kreÜ« . fiaw baly sanlam a«f .deni^ifie . e»er .StAd ^ «rkw^bt , Üasst 
Liebig so tusammen, dass er S* 12<5.aft§^: „Die Einwohnerzahl hat sich 
auf eine Höhe gehoben, auf der sie sich, wenn die gegenwärtige Bewirthschaf- 
tung dieselbe bleibt, nur erhalten kann unter zwei Yoranssetzungen : 

1) Wenn durch ein göttliches Wunder die Felder ihre Ertragsfähigkeit' wieder- 
erlangen, welche ihnen der UnTersland und die Utiwii^enheit entzogen hat. 

2) Wenn Mist- oder Gunnolager entdeckt werden von der Ausdehnung etwa 
wie die englisehen Kohlenfelder.^^ An die Verwirklichung dieser -Voraussetzungen 
gknben wir natürllcb eb^n so wenig wie Liebig selbst, ja wir nehmen mit 
Liebig an 4 dass die andere genannte Hypothese nämlich, „wenn die gegen- 
wärtige Bewirihscbaßiing dieselbe bleibt^S nicht in Erfüllung geht; nur ist die 
Art, wie wir uns die Aenderung der gegenwärtigen Wirthscfaaft denken, nach 
dem, was wir oben ausführten, eine andere*, als wie sie Liebig verlangt. 
Für's ErsliB wird in vielen Ländern der ,,Raubbau^^ durdi Jh^afnirnng, durch 
•tirkeres und tieferes Pflügen unl^ Eggen , durch Stallmistduifigung welter aus- 
zudehnen sein, d« h. die Wirthschaft wird intensiver werden müssen. Dann 
wird allerdings ein Zeitpunkt eintreten, wo wir um Wiedereinführung der im 
Getreide und in den Handelsgewächsen ausgeführten mineralischen Stotfe nicht 
besorgt zu sein 'brauchen, da die civüisirten europäischen Staaten immer weniger 
an diesen Producten ausführen werden, ja es wird sogar mehr mineralischer 
Stoff dem Acker gegeben werden können , als ihm entzogen i^ird , sobald ein 
Land aus dem Stadium der Korriausfuhr in das der Komeintubr übertritt. 
Dann wird auch tou selbst der zweite vop Liebig geschilderte Velrelstand 
wegfallen, dass man den städtischen Dünger unbenutzt dem Heere durch die 
Flüsse zuführt. Das Getreide muss in dem korneinfübrenden Lande im Preise 
zwar nicht nothwendig höber stehen als früher, wöbl aber höher stehen als in 
den Ländern, welche die Komelnfobr besorgen; ^9 kostspielige Gewinnung 
des städtisclten Düngers kann also in dem korneinfübrenden Lande rentiren, 
während -.sie im komausführenden im VerbäHniss zum Kornpreise lu theuer ist. 
Die Besorgniss der Erschöpfung ist also für unsere Länder eine nicbt Ibegrün* 
dete. Höchstens könnten wir mit Besorgniss auf die: ferne Zeit blicken, da in 
kdBem Lande mehr die eigene Broduction für die vorhandene und «tels waebsende 

'Bevölkemog «usreicbt. Diese Betrachtung könnte iiüi^st intereasant sein, allein 
der Nationiäökonomie als einer praktischen Wissenschaft liegt sie zu fern, jeden«- 
lalla.an fern,, um jetzt schon auf Mittel zu sinnen, dem Torzubeugen. Sollen wir 
dieaer Zeit denn gar: keinen Erfindungsgeist. zutrauen, und für ^püte Jahrhunderte 

. oder Jatirtausende die £rfindungen machen wollco? Seibat wenn wir aber dem 
vorbaoffn wollten, so. künntea ^wir. ca, doch nicht. . 



1S6 Liiicraiur. 

So lange die von der Chemi« aogerathencn Mittel, d. h. Ae rm tecln 
nisch belracbtet richtigen Dfinger Metboden, im Miaererbaltni»! su dem erroichleii 
Resttltat stehen, iat alle Belehrang annfitz; sobald Mittel und Zweck im Em* 
klang stehen, wird nach Ueberwindang der Reibung, d, h. des menschlkh«« 
Schlendrians, die Wirthschaftsfinderaug sich von selbst follneheo. 

Laspeyres. 



IV. 

Ute amtUelte mUMmiUL PreiUNseM nmd ihre neuestem PiibU- 

e*tioiieii. 

„So schitsenswerth auch dies Unternehmen ist, so bin ich doch nach 
den bestehenden Verhältnissen des statistischen Bureaus zu meinem Bedauern 
nicht im Stande, Ihnen nsch Ihrem Wunsche unmittelbar Materialien für Ihr 
Werk aus den diesseitigen Sammlungen zugänglich zu machen ; ich kann mich 
daher nur darauf beschränken, Ihnen ergebenst anzudeuten, dass in einigen 
Wochen noch 3 Abschnitte der amtlichen statistischen Publicationen für 1849 
durch den Buchhandel werden Teröffentlicht werden, worin die Resultate der 
preussischen Staatsverwaltung und sehr speciell die gewerblichen -und Fabri* 
kations- Verhaltnisse niedergelegt sind/^ 

Diese Antwort erhielt der Verfasser dieses Referats auf seine Bitte, ihm 
für sein Handbuch der Statistik u. s. w. Preussens: „Der preussische Staat^* 
einiges Material aus den im statistischen Bureau lagernden Schätzen zugangr 
lich zu machen, Tom Director des Bureaus am 19. NoTember 1853! In un- 
serer mit Dampf und Blitz arbeitenden Zeit wurde er also auf Publicationeii 
durch den Buchhandel yertröstet, welche 4 Jahre hinter der Gegenwart zu- 
rückgeblieben waren, und zwar auf Publicstionen fiber damals in schnellster 
und grossartigster Entwickelung begriffene Verhältnisse und Zustände. 

Dem SachTerständigen wird es nicht einfallen, solche Verzögerung^ der 
interessantesten Ton allen amtlichen Publicationen dem statistischen Bureau 
oder sdnen Beamten zur Last zu legen. Diese waren mit Arbeiten überhäuft 
Ein Staat, der wie Preussen die grossartigsten Staats- und Beyölkerungs-'Ver-' 
hältnisse birgt, sollte nicht nur ein yerhältnissmässig sehr wohlfeiles Central* 
Institut, sondern einen selbstständigen, Yon der Centralstelle aus durch Pro* 
yinzen und Kreise bis auf die Gemeinde herab vollständig gegliederten Ver- 
waltungs- und Arbeitsorganismus der amtlichen Statistik und ausser dem an- 
gemessenen Aufwände ffir denselben noch einen Prämien- und Unterstfitsungs- 
fonds für statistische Priyatleistungen besitzen. Ohne eine gute, in ihren 
Leistungen prompte und zuverlässige Statistik ist auch keine gute Regierung 
und Gesetzgebung möglich; denn die Statistik ist das Ohr und Auge jeder 
guten Regierung und Gesetzgebung, ist Lehrerin und Beratherin für Fürsten 
und Völker. 

Dies ist sie um so mehr, je mehr sie sich der Gegenwart anschliesat. 
Prenssens amtlidie Statistik der frühem Zeit war es lücht oder nur in amem 
•ehr masMgen Grade und konnte es nicht mehr sein, weil sie nicht die ihr 
nöthigen Arbeitskräfte und Geldmittel hatte und deshall» der Gegenwart in 
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Wgm ZifündMdUkknngeB wtil aachkkikea numte« Sie nlbtl kannte und 
WMigle ihre SdnriciMi und mosele sie am eo mehr .bedavcm, tla sie „nach 
dMi beeleheiideii Verhittnlitea dea statialiieheB Buraaaa^^ autaer Staada var, 
die Bilfe der PriTat-StallBtik ans«riilHi aad aaianehiaeB. IHesa war iht 
aogar oft in der Zeil Toraaa; wdhrand z* B. die effideUe Slaliatilc in iiir«« 
ebenao achwerUligeB ala koata|ne1i^eB Tabellenwerken aad aack nach in dea 
dareh den „SUata-Aoseiffer^ von 1854 paUicirtea Aaaxigea Verwaltanga- 
ReaidUte aach deai Staatahaaahalta-EUt Ür 18^1 ala dem nenealen puUicirte, 
war der Yerfaaaer dieaea Referats in aehiett Eingänge erwihaten Handbache 
der Staliatik Prenasena mit seinen aathentiseben Mittheilangca ana dem Staats* 
hanakalta-Btat fir 18ft3 der eficiellen Stattatik am 2 Jahre Toraas. Der* 
gloehea Vorapringe der Privat- Staliatik warea sogar Regel, eine Thataache, 
äo oft ihren Grand darin hatte, daaa daa atatialische Bareaa schwieriger and 
apiter in dea Beaiti von Hittheilangen der Teracläedenen Y^erwaltangi^Organa 
kam, ala die Pritat-SlatisHk. 

Es soll aichtr yerschwiegen werden , dasa in dieaen aonderbaren Verhält- 
Bisaen der ainllickeA Statistik Preassena achon in den leisten Lebensjahren 
ihrea Dirigentea, Dr. Dieterici, ja schon adl der ton 1848 datirenden 
Horaaagabe der „Hittheilangen dea statistischen Bareaaa an Berlin^' eina 
Beaaefaag eialrat Noch iamier war ea aber Thatsache, daaa s. B. des ;,sta* 
Hatische Cealral* Archiv'^ Ton Dr. 0. Hubener in Leipzig, apäter in Berlin, 
besser anterriehlet aad bedieat war , ala die amtliche Staliatik des Grossstaates 
Preassen. 

Eine „neue Aer«'^ dieaer amtlichen Statistik, die nicht ?ea eiaer »,neBsten'^ 
verdringt and in den Hintergrand geschoben werden mag, trat mit dem, durch 
den Tod Dieleric i 's herbeigefüihrten, Wechsel im Diredoriam des statisti- 
schen Bareaaa, mit der Berafnng dea genialen Statistikers Dr. Engel ein. 

Seine kkaaische Aaffaaaung aad Verwendnng dea statislischen Materiaies 
fand bald nach aeinem Amtsantritte einen ihrer würdigen Aasdrnck in der Yon 
ihm heraaagegebenea „Zeitschrift des k. preass. statistischen Bareaas.*^ 

„Obwohl die statistischen Forschungen, namentlich wenn ihre Resultate 
der Zeit and dem Gegenslände nach ?ergleichbar mit einsnder sind, je älter 
aie werden, sa imoMr werihvollerem geschichtlichen Material heranreifen , so 
hal doch die Gegenwart daa nichste und aabestreitbarste Anrecht auf die* 
arfben, denn Statistik iai ja haoptsächlich die Znstandsschilderang der Gegen- 
wari* Damit die Slalistik aber auch der Gegenwart Ton Nutzen sei, muss 
die Darlegang ihrer Ergebaisse dea Begebeabeiten , worauf sie sich besieht, 
jüehl aar so rasch ala awglich auf dem Fusse folgea, sondern es muss ihr 
aach die gH(sstmdgl|chste VerbreHang deshalb gegeben werden, weil die Oef- 
fenll ichkeil das befruchtende and cerrigifeude Element für die Statistik 
fal « — 

Mit dieaem klassischen Programme eröflfnete Hr. Dr. Engel den ersten 
Jahrgang der eirwähntea „Zeitschrift^^ (October 1860), uad es masaihm aach- 
ferahml werden, daaa die aeildem ualer aeiner Leitang erfolgtea Pablicatioaen 
der amtlichen Statistik Preussens jenem Programme entsprechen, soviel es an- 
ler „den bestehenden Verhältnissen des statistischen Bnreaas^' möglich war. 
Dieae Realrictioa unseres gfinstigen Urtheils iber die neuesten Leistungen der 
amtlichen Slatiatifc Preaaaeaa kdanea wir aichl nrngdisB, weil eineraeita Hr. 
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Br. Eng^cl seUktt M&ngel fieser Lekiongea ugiebt und keff^ditbli 4U9denNrr 
•eiU vir selbst uns dnrdi eisige gensuere UniersuciiuBgeiL luid Prüfungen 
ttbvrzevft haben, dsss allerdings die amtllche^ Statistik noch Inebr MMsn ksiyi 
und mnss, als sie gslsistei hat. Wir sehen ab veR einigen nicht Kaas:uxi*^ 
bedeutenden Rechnungs- nnd Driu&fehlern, welche uns in . ihre». PttblJKatidneii 
begegneten; Irren ist meiischlidi nnd 'aiu^ das statistische Bureau- Jsn. fterlia 
ist kein Engel, wenn es auch von eineii Engel und ,^«rsbr«n Prpphcsts«^^ 
der Statistik ^irigirt wird; innss doch der Dirigent selbst In ! seiner .;:aUai:'i 
nensten Publication >sageben, dass die mit der Ausarbeitung. : derselben ben 
trauten Kräfte ^fSelbst no.eh nicht hinlänglich orlsntirt.:un.4^e.? 
schtttlt sind.^ '— . Dil» Bekenntniss uberrascbt uns an itm OHt^ wees 
zum 'Ausiruck gekommen« Weshalb vertraut n^n!„nisch nicht MnlüngUch. 
orientirten und geschuHen^^ Kräften so wichtige Arbeiten an?. — Leider haben 
wir. allerdings schon bemerkt, dsss dem statistischen Bureau Kräfte »ugewiestA 
wurden, die der Zuweisungsordre mit nichts weniger als mit Lust und Liebe 
zu dem neuenr Berufe und mit jener Realgnatiott auf .öffentliche . Aner- 
kennung und Wirkssmkeit folgten, welche gerade der amtlishen. Strtistifc 
eines Grossstaates > so Noth thut. Die patriotiech yerhüllte Klage des beruhm" 
ten Leiters der aralHchen Statistik Preussens ist ebenso nlhrend. als danhens* 
werth, und wir hoffen tob der Regierung des „Staates der Inteliigenz,'^ dasf 
auch sie dieselbe zu würdigen wissen und ihr 9,Ai]g' und Ohr'^ in den Stsnd 
setzen wird, seinem hohen, far Regierung und Volk und deren sämmtliche 
Wirkungs- und Lebenskreise so wohlthätigen Berufe zu genügen. 

Gehen wir nun näher ein. auf die neusten Leistungen nnd Publlcationen 
der amtlichen Statistik Preussens, so .finden wir dieselben gewissermaassen 
concentrirt in dem „Jahrbuche für die a^ntiiche Statistik dea 
preussischen Staates'^ Es ist deshalb ganz angemessen ^ dass auf diese Pub- 
Hcation am meisten Gewicht und Werth gelegt wird, und dass gerade hier 
der berühmte und längst als vollkommen in seinen Leistungen anerkannte 
Dirigent der amtlichen Statistik Preussens die Unvollkommenheit der Lektuiug ' 
selbst constatirt« In der Vorrede d. d. Berlin, August 1863 heisst es: 

„Von dem vorliegenden Jshrbuche ist bekanntlich ein erster ^Theil , suf 
den Bogen 1 bis 12 die ersten fünf Absehmtte behandelnd, im Mai 18S2 
erschienen. Er bildete. gleichsam den Vorläufer für zwei andere Tbeile, die 
ihm so rasch als möglich folgen sollten. Und es war die .Absicht, dass der 
zweite Theil den materiellen Culturzüstand des preussisclien Staats schildere» 
Leider war dieser Vorsatz für jetzt noch nicht ausführbar. Es zeigte sich, dass 
lür gewisse Zweige eine grosse. Fülle mehr oder minder braucbbsren neu^p 
Materials vorhanden war, dass die Art seiner Darstellung aber die Bekannt-^ 
Schaft mit andern verwandten Dingen zur Voraussetzung hatte, , sof, die bei 
einem grossen Theil der Leser und Benutzer des Jahrbuchs doch nicht ohne 
Weiteres gerechnet werden durfte. Mithin war esfast geboten, die voraus-' 
gesetzte Kenntniss von den betreffenden Zuständen erst durch das Jahrbuch 
selbst zu vermitteln. Dadurch musste es nothwendig^ bis zu einem gewissen 
Grade wenigstens, den Charakter eines Handbuchs annehmen. Die Bearbei- 
tung eines solchen ist nicht so leicht und geht nicht so schneil von statten, 
wie die eines Jahrbuchs, ganz besonders ; dann nicht, wenn die, damit betrau- 
ten Kräfte selbst noch nicht hlnlänglichi orientirt und- geiuhult miA Dm* 
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»it ikmia lJ<bi!ilind«ii: bei wxem cfisPteii Jahrgunge vi«! mekr zu känpfen 
gewetefi iBt, tls eg l«i jedem folgenden der Fall «ein wird, da§ bedarf keint^r 
Iftogen AuseintnderBetsiiBf • IJnd dm« die hiemll v^rbufidBoeii Nachtheile ihre 
dealHeben Sporen im TorÜ^ettdeft ersten: Bande mrückgelaseen haben, das 
offen zu bekennen baltev wir für uueere 'P^ht.'^ 

Solekem <^neD Bekenntnieee gegenftber k&«ne& wir mir' die greese Be;* 
ficheideiAeit eon^tatireB, mit wekker die hier Toriiegenden siatieiiacken Lei« 
atnngett -der Selbsleeneiir untersagen werden^ Wäg wck gegen di« letztere 
etinwesdefi Msst, haben wir bereits eben, angedeutet; der Einwand fallt in sei* 
nem kritischen Inbelte nicht dem berfihmten Dkigenten der prenssmehen of&r 
cielien Statistik zur La^t. In Veberetnstimmiing mit diesem Einwände bekla-e 
gm wir aber, das» die letztere viedemm in das Geleis der Vtrtögerung und 
Verspitttng ihrer Publicationen wenigslens tbeilweSs- einlenken muss, wir be<? 
klagen, duss die offieieUe Statistik trotz ihrer Selb'^erkeantniss hinter den Er* 
Wartungen zurückbleiben muss, welche man ?on ihr und ihrer ,,neaen Aera^^ 
hegen darfte. ARe Entscftuldigungsgrfinde für nnaniiänglicbe>^ oder verspätete 
Leistung; welehe in der Vorrede des ^, Jahrbiiehs ^^ zum Ausdruck komme«, 
lassen sieh auf die Thatsaehe. reduciren , dass die amtliche Statistik Preusaena 
noch immer Mangel an Arbeitskräften und Geldmitteln leidet und deshalb ihrem 
Bemfe-und ihren Pflichtei^^iycht-genttfen kann^ 

Im Uebrigen ist das,: was dieselbe in ihrem „Jahrbucbe" leistet, ebenso 
rübmens' als dankenswerth. An der Qualität der Leistung ist wenig oder 
gar nichts auszusetzen; wehl aber läset die Quantität hier und da eine nach 
unserer Ansicht ausfuHbar gewiTsene Lutke merken. Die einzelnen Abschnitte 
dieser neusten Publicationen der amtlichen Statistik Preussens sind so intere.s^ 
sant, dass wir dieselben hier wohl die Reyue passiren lassen können j wir 
haben dabei Gelegenheit, emmal, besoiiders fnteressante Daten hier zu repro- 
dneiren, und dann, auch hie tind da unsere Wihische auszusprechen bez6glich 
deetsen , was wir berichtigt oder yervollBtatidigt sehen möchten. 

' Das „Jahrbuth füi* '■ die amtliche Statistik des preussischen Staals^* soH 
in 30 Abschnitten die drei Hauptrubriken des Staats- und Volkslebens um- 
fassen: die Grundlagen des Staats, den materiellen CuUurzustand, den sittlichen, 
«geistigen und politisehen Culturzustandi \oti den 30 Abschtfttten haben iu 
den bis jetzt ausgegebenen 2 Theilen des „Jahrbuchs auf 61$ Seiten gr. 
8 erst folgende 13 Abschnitte ihre Erlediigung gefunden: 

1) „Das Staatsgebiet^' wird in seiner früheren und jetzigen Aus^ 
dehnung, nach seiner geographischen Lage, nach seiner ^oregraphischen und 
-hydrographischen Gestattung, nach seiner klimatischen und Bodeü- Beschaffenheit 
gesiihildert (S. 1 bis 22), nat&rlith überall nur im grossen Umrisse und in alt- 
gemeinen Zügen. — Interessant ist die (S. 1 Note gegebene) Nachricht, 
dass neueste Messungen den Gesammt- Flächenraum Preussens nur um wenige 
geringer, nämlich = 509d,|)ji QMeilen, ergeben haben, als derselbe bisher 
(= 5103,07 D^O angenommen wurde.' In den einseinen Begierungsbe- 
zirken und Provinzen haben sich fast überall Differenzen gegen die früheren 

1) ,^ahrbuch für die amtllcho Statistyc des preassischen Staats. Herausgegeben 
vom k. Statist. Bureau. I. Jahrg. 1862. I. Theil. Berlin 1862. Verlag der k. Geh. 
Ober-Hofbuchdr. (R. Decker), S; 10 und 192. — II. Theü (Berlin 1863) S. 18 und 
193 bis 616. — Preis: Theü L 26 Sgr., The» IL 1 Thh-. % Sgr. 
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Grofsenangabcn herauf gestellt, und eine dae y^Jalirbiidi'^ erginiende «patert 
Pnblikafion des atatietbchen Bureana in aeiner ,,ZeiUehrift'^^) giebt den Ab- 
gang von Flachenraom, «nter Detaillirang für ^e eia^telnen Reg.-Beairl^ev auf 
— 9«ea D Heilen für Gesammtpreueeen an. — Bei den Angaben uberFench-r 
tigkeits-Niederscblage und die Temperatur Termiaeen vir die beineawega uu«. 
interesaanten , Tom slatietiechen Bureau eelbat früher Yeröffsnllichlen Daten 
über Hagelschlag sowie auch über Gewitter und Blitaschlag'). 

2) ^^Staatsbehörden und Eintfaeiiung des Startsgebiets ^^ über* 
schreibt das ,,Jahrbuch^^ seinen 2« Abschnitt (S. 23 — 46), in den es deai 
gesammten Verwaltungs > Organismus aller Ressorts bis auf di« Kreis-, resp» 
Gemeindebehörden herab andeutet und beziffert, und schliesslich auch 4ie Lan^ 
/destheilung für die Wahlen zur allgemeinen LandesTcrlretung (Herrenhaus, 
Abgeordnetenhaus) zeichnet. — Ergänzungen und Berichtigungen besüglich 
der Organisation der Bergbau- und H ü 1 1 e,n -Aufsichta-Behöffden briqgt der 
II. Theil des „Jafarbucha'' (S. 429 f.). 

3) „Die Wohnplätze'S wie aie das .„Jahrb.^* S. 46 ff. beziffert, haben 
nach der neusten Volkszählung yon Ende 1861 ganz beträchtliche Veränder- 
ungen erfahren. Die Zahl derselben war nach den Zählungen Tom 3. De* 
lember 
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1858 


994 


366 


31,242 


11,931 


8,097 


80,277 


81,903 


82,897 


1861 


1000 


880 


31,162 


12,438 


9.332 


17,438 


70,740 


71,740 


Differenz 


+ 6 


+ 24 


-90 


+ 607 


+ 1236 


— 12,839 


-11,163 


- 11,167 



In den 3 Jahren 185%i können unmöglich so bedeutende Veränderun- 
gen unter den Wohnplätzen eingetreten sein, wie die Differenzen yorstehend 
andeuten. In der That beruhen letztere denn auch zum allergrössten Theile 
auf einer Veränderung der Kategorien der Wohnplätze bei der Zählung. Sehr 
zu wünschen wäre jedoch gewesen, die Ergänzung des I. Theils des ^,Jahrb.^^ 
im II. Theile (S. 600 f.) hätte die bedeutenden Differenzen näher wenigstena 
bei den einzelnen Regierungsbezirken untersucht und namentlich auch in ihrem 
Einflüsse auf die Einwohnerschaft der einzelnen Wohnplatz- Kategorien 
festgestellt. Wie die Statistik der letztern hier yorliegt, gestattet sie wenig 
oder gsr keine Vergleirhungen mit den früheren Zählungsresultaten; das 
histortsche Band in der Statistik sollte in solchem Falle nie unberücksichtigt 
bleiben. Ebenso wünschenswerth wäre die Angabe der Einwohnerschalt in 
den einzelnen Wohnplatz-Kategorien überhaupt gewesen; weder Theil L noch 
Theil I. des „Jahrb.'* bietet dieselbe^). Die Bezifferung der Städte und des 



2) „Zeitschr. u. s. w/< Jahrgang 1863 S. 97. 

3) Vgl. Oesteireich, Freussen, Deutschland und die Schweiz. Handbuch der 
Statistik. Von A. Frantz. (Breslau 1863.) S. 134 ff., 679 ff. 

4) Auch die übrigens musterhafte amtliche Publication: „Land und Leute des 
preussischen Staats und seiner Provinzen u. s. w." enthält die Unterscheidung der 
Emwohnerschaft nach den Wohnplatz-Kategorien nicht. In derselben („Zeitschrift 
des k. preuss. Statist Bureaus^^ Jabrgl 1863, 8. 37 ff., auch in Separat- Abdruck 
erschienen) ist ein Satzfehler bezüglich der Wohnplatze zu notiren; es sind nun- 
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platten Landes in Arer Einwi^hnerschaft genügt, so dtokenswerth sie Ist, 
nicht. -— Tlieil II. giebt die Einwohnersahl der einseinen Städte nur von 194 
Stadtgemeinden bis' auf 6900 Einwohner herab; die Einwohnerzahlen simmt* 
lieber Stfidte nach der Zihlnng von Ende f86l hat die „ZeiUehrift des k. 
preuss. statistischen Bareaus^)^^ gebracht. Der 4. Abschnitt beziffert „die 
Bevölkerung^^ zunichst nach absoluter Zahl in Stadt und Land, und zwar 
bis auf die Kreise herab (S. 68 ff«), jedoch nur nach der Zlhlung Ton Ende 
1858. Die Bezifferung för die nettste Zählung bringt das „Jahrb.'' im IL 
Tbeile (S. 604), jedoch nicht nach dem Wohnorte geschieden und dedäiiUrl 
IBr die Erdse, wie die „Zeitschrift^' a. a. 0. — Nach Alter und Ge- 
schlecht wird die BeTftlkemng ffir Ende 1858 im L Theile des Jahrbuchs 
nach den einzeliien Regierungsbezirken beziffert, und zWar mit Unterscheidung 
von Stadt und Land. Für die neuste Zihlung lasst uns aber aucb hier das 
Jahrbuch unbefriedigt, indem H in seinem IL Theile (S. 604) nur die Be- 
tdlkerung nach Oeschlecht geschieden für Ende 1861 beztlfert. Wir sind 
in dieser Be^idiung wieder auf die „Zeitschrift^)" angewiesen, welche in dem 
Aufsätze „Lai^d und Leute u. s. w." (S. 40) die Be? dlkerung aucb nach dem 
Alter für Ende 1861 zählt, aber leider nur in den Provinzen und ohne ün«- 
terscheidnng Ton Stadt und Land. Es machen sich also hier mehrere Lücken 
im „Jahrbttche*' bemerkbar, selbst bei Heranziehung der „Zeitschrift'* zu dessen 
Ergänzung. ^— Bei dieser Gelegenheit machen wir auf eine irrthümftche Ba- 
zifferung der Berdlkemng nach Alter, GasChlecbt und Wohnort aufmerksam^ 
In der „Zeitschrift^ Jahrg. 1860 S. 28 findet sich in einer Tabelle aagege^ 
ben, dass ?on je l<>0,oo Individuen der tevdlkeru&g in den Jahren 

1840 18£8 

gewesen seien männlich in den Städten 49>^ 49,3o 

- weibRch - - - öO,^^ 50,7o 

\ männlich auf dem Lande 49,g5 49,^ 

weiblich - - - 50,i6 SO,,^ 

Das Verhältni^ der Geschlechter steHt sich aber nacb den a. a. 0. S. 

24 und 25 gegebeneikabsoluten Zahlen folgendermaassen : 

1840 1868 

Brocent. Zahl = Procent. 

in den Städten männlich 2,037,5^9 = 50,1^ 2,633,887 = 50,3o 

- - - Weiblich 2,028,677 = 49,89 2,602,112= 49,^0 

auf dem Land^ männlich 5,410,995 = 49,82 6,169,242 = 49,8o 

. - - weiblich 5,4^1,242 = 60,i8 6,267,368 =: 50,^0 

Nach der officiellen Statistik w^rde in Stadt und Land das weibliche 

Geschlecht tberwiegen; dies ist nur der Fall auf dem platten Lande. Dmb 

das männliche Geschlecbt in den Städten das nnmerisch stärkere ist, lässt sich 

schon aus 'seiner Verstärkung durch den Zufluss vom platten Lande behufi 

der Ableistung des Militärdienstes^ Besuches von hebern Bildungsanstalten u. 

s. w. scbliessen. Der Irrthum scheint bei der officiellen Statistik in einer 



lieh drei Protin^en unler einander Tadrecbaelt: Pommern, Brandenburg und Sohle- 
aien (S. 39 a^ 9. 0.). 

5) Jahrg.: 1862 Nr. .11, 

6) S. Anm. 4. ' 
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YMrwHhMhnig 4tr Geschlechter in den S&UUn i« liegea, £e Mrieene tthr 
iptahrtcheiaHch in 4er Dnicherei eUltgefonden. 

Die Bet«lher«ng naeh Ci?iU uniFamilienetan^ heiiffcrt dag ,^ahp- 
hudi'' Ar Ende 1858 ioi I. Theile (S. 85) «ad far Ende 1861 im IL Thefle 
<S. 694. 605). Auch in diesen Aachen finde! ee seine ebenso winschens- 
ale denhenswerthen Erf^naongen in der ^itschrifl'' Jahrg. 1862 nnd 1863 
•m letstangefilhnen OrU. — Ken ist mit der ZiMeng ven Ende 1861 hin^ 
«ugekommen eine Beiiferang der Verheirathetrn, Verviltveten nnd Cra- 
aehiedenen, indem froher aar die VereheKchte» hmideilei Geschlrchla |re^ 
BiUt warden G,Jehrh/' S. 605. „ZeÜsclnft'' Jshnr. 1863 S. 40). hk 
BeTfilkerang ntch CiTil- aad MiiilirsUnd bis aaf Kreise and Sttdte ge- 
schieden besiffert giehi dla ^Zeitschrift'' Jahrg. 1862 Nr. 11. 

Die Konfessians- (Reügians-) Yerhiltnisse der Bcaalkerang far 
1858 and 1861 finden ihre «talistische ParsUlkng inp ^Jahrh.«« S. 84 and 
tk.606. Neues bietet das , Jahrbach'' ii| der segen. ,yJadcnUbeOe'' rem Jahre 
1861^ nimlich die Statistik der Stande^-, Berufs-, Beschäftigung s- 
nnd Bien st -Yerhiltnisse der Juden (S. 608), für die PraTinien ga- 
•endert in der ,,Zeitschrifl" 1863 & Ü. -^ Nicht aynder interessant ist die 
dort (S. 42 f.) gegebene DeUlUStatistik der ^^Miiitir-BeTalkemag.'' 

Neu ist femer im »Jahrh/' diaSlatislik der Be? elkemng nach Sprache 
und Nationali t it. Man war in dieaer Benehu^ froher auf blosse Schitsang 
aagewieeen« eelbet betäglieh der polnisch- deutschen Landcsthcüe. Dia jctst 
foriiegenden bestimmteren and gteuhwurdigecen FeststeUungcn hat £a amt* 
liehe Statistik in der ,,ZeiUchrift'' Jahrg. 1860 S. 33 C, 1863 S. 41 und 
im ,J«hrbuehe'' & 86 ff. 607 pubfidrt, und surar für Ende 1858 und 1861. 
— Nach der Zihlang Ton Ende 1861 sind die Polen, d. h. die pafaus^ 
als Familien spräche redenden Einwohner nur in den Regiemngshcaiihen 
Posen and Oppeln in der Majorität; im üebrigen ist des Yerbiltniss dcr 
deutsfhen lür polnischen Bcrdlkernng folgendes:. Es redeten naeh der Zäh- 
lang ▼« Ende 1861 als Familiensprache 







dentoch 


polDkch 


ia Regbz 


. GombiDnen 


.439,099 


148,071 


- 


Kinifbtrg 


776,230 


162,969 


- ■ - 


Vmiig 


349,407 


114,635 


^ • 


Marienverder 


441,382 


264,766 


- 


Stemherg 


276,169 


240,806 


. . 


Poten 


389,914 


660,666 


- 


KMia 


«15,239 


3,676 


- 


Bredaa 


4,217,102 


63,474 


- 


OppelB 


409,!U8 


665,866 



. Im ganteQ Preassen sprechen peinisch slsFamiiiensprache 2,214,888, wen^ 
disch 82,232, hdhmiseh-mihrisch 68,880, litbaaisch-kttrisch 137,404, wallo- 
nisch 10,788, «berhsupt njcht deuUch 2,604,192. Freilich ist die Zahl, der 
Polen auch nach dleier offici eilen Quelle noch gross genng, um eine 
gewisse selbststindfge nationsle Eiistenz in Anspruch nehmen zu dürfen. 

Dss „Jahrbueh^^ geht dann zur „Bewegung*^ der BeTolkerung über, 
nachdem es einen Seitenblick auf die „relatiye Bevölkerung*^, d. i. Volksdich-» 
tigkeit gethan (S. 88). In Beziehung auf letztere bemerken wir in der Be* 
TÖlkenings- Statistik für 1861 eine Lücke in den amtlichen Publicationen. * 
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^ Bewegnn^ d«r BefOIlfeniii^ beriffeit itieh zunickst id den Ge- 
burten. In diesem Theite der amtUcheii, StatMÜt* madit sich der Mangel 
•der Unterscheidung der Geburten nach allen in der' Beif^lfcenings- Statistik 
überhaupt "zur Beiifferung gekoinmenen Verhiltnlssen und Riehlungen be- 
merkbar. Steht es fest, dass Wohnort, Ken>fbBslH>tt, Besehifl^gttn'g u. s. w. 
ihren Etnflass' auf 'die ganze' Bewegung der "Bet^ikerunftbiDn, so sind die- 
selben ä^^h bei der<%esifferung dfeser Bewegung zu berücftsichtigen. Frucht- 
%arireits'- und Sterbliekkeits-Zllfern („Jahrb.^ S. 95), Untefeuehuiigen und 
Feststellungen über 'Sterblichkeit und Lebenserwartung ^ wie sie <^ine jener 
'herrM^heii Arbeften des Directers ^es stallst. Bureaus, Dr. Engel, ToHzogen 
(„Zeitschrift^* J«*»''«- ^^«^ Nr 13, 14, 16. 1862 Nr. 3, 9, 10), 
«rhalten ihre Tollainidigti ^IHustrati<ffi ei^sr durehf «tue SlutlMkv welche die 
iBewl»gung der Br^^lkerirng in aHen Ibi^ Faktoren schHdert. Geburt, Ehe- 
•echliessung, Sli^biichbeit, Bin- und Auswanderung stellen mehr oder wenige 
in Abhfingigkett vem Wohhorte u.' sV w;, namentlich aber unter entschiedenem 
Sittfliisee der Konfession vfA Frofessieb, insbesondere der If ilitärdiensl- 
leistung. Das haben Ja die bezüglichen^ Verhandlungen auf dem letzten 
' internatiidnalen statistischen Kongresse über jeden Zweifel hinaus dargethkn. 
•Das Malevial ta einer in dem angedettteien M aasse aasffihrlichen Statistik der 
'Beftikemnge-Bewegang ist in- Preussefi* nicht erst- mi schaffen, es iM vorhan- 
den in den Kir«ehenbücheria und CiVtlstandili^en und kann durch eine terläilt- 
'Ulssmissig geringe Vermehrung der Arbeit der Kirchen- und €ivi)standsbeiaaiH 
tea dem stättstisehen Bureau fast fertij^ zu statistischer Verarbeitung unlev- 
'breitet werden. * Wks ron einer s6 teryoHstXndigten Statistik zu erwarte», 
^ässt sich z. B. nach den Leistungen der Statistik der freien Stadt Frank- 
furt a. II. iii den rahmilehst bekiinnten ,',Beitri^^ isur- Statistik der f^reiea 
•Stadt Frankfttil;^)'' erkennen und beuftheiUn. 

'" ■ Ke Statistik der £ h e s ch 1 i e s s u n g e n (Trauutigen) gfebt das „ Jabii^.'' 
'S; 107 ntfr fdr- ISfid und 16#0, mit welchen Jahren sieh anch die Geburt»- 
uiidSterbKchkelts- Statistik im „Jahrb.^* abschliesst Es wire wönschenswertii 
gewesen, im 'IL Theil des „Jahrb.'^ wenigstefis nodi das Jahr 1861 nachge* 
tragen zu Anden;' zumal die „Zeitschrift'' (Jahrg. 18<3 & 44 ff.) in ihrer 
Bezifferung auch des Jahres 1801 nur' bis zur 'Sonderung der Frovinzen, 
nicht ^ei^ Reglerungsbezirke gelan|;f. Es wire femer wihisflienswerth, die 
'Alters-Kategorien der Eheschltessendeh tih eine oder noch b^raser uin zwet 
vermehrt zu sehen. Bh» jüngste Kategorie umfassi das Alter bei den Män- 
nern bis zum 45., bei den Frauen bis zum 30. Lebensjahr«, Der Beurthei* 
lung des frühen oder gar zU frühen fleirathens* Imter der BeyMkemng, das 
ilech in mehrfacher, namentlich, in Tolkswirtbschaftlleher und politischer Be«- 
•Ziehung beurtheHen zu kennen so interessant ist, tefsagt die amtliehe Statisttt 
jdies Material. Tm flerrenbause und in andern eonserrati? gosinnteh Kreisen 
ist tf^iederbolt behauptet, dass nameKtKoh auf dem Lande und Von den'arttiern 
lihd arbeitenden Vdlksklassen zu frAhe Bhen gesehlossen wirden» - Nach der 
Lage der frauuiigs-Statistik ist man ausser Stande, jene Behailptung zu w\* 
derlegen. 

Ale Bewegung der Berölkerung in Ein- lind Auswunderang findet 

7) Z. B. t Bandes $ Heft (Frankfürt n. M., SaueilAn^i;'«; Yei^ 1B61). 
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BKk im „Jthrt«€kd<' (& lOSw 608 fL) för die 3Att 1860, IftBt mi 1862 
bcsiffert, eine ebeneo kiterteniile ab lankenewerUie NoTUit! — Die frabei« 
Ein- und Anewandeninge-Stetietilc (18^V5,> giebt die ,,ZeiUcbrift dee etatiet. 
Bireaue'^ (Jetirg. 1860 S. 56 ff.). Intereseant ist bffionden die BeruJe* rnid 
Alters-Statistik der Auswanderer, sowie die Beiiffemng auch derjenigoi, wel- 
cbe ebne fintlasBungsnrkn&de ausgewandert alid , nanentlicb der Militir^eb* 
t^^en (1861 = IUI und 1862 =: 1648). Betftgiieb dieser leHtern iat 
die Beiiffernng amtlicben FeststeUimgen entflessen; die Zabl der überbaq^ 
obne Staatsgoieluiiigiing Ausgewanderten (1861 = 3450, 1862 ::=: 3780) 
iat aber beträcbtiich böher anaunehmen, ab sie die offidelle Statistik besiffeffti 
kann. 

Das ,J*l^l^u^*' berechnet auch die Zunahme der Bey^lb^rung eeil 
1816 bia 1858 imd ateUt eüie Bllana awbcben den Ergdl^nmen der Be- 
wegung der BeTitterung und der amtlichen Zahlimg ven Ende 1858 auf (& 
109 bb 113). Bb auf db neueste Zeit (1861) ffihrt die »vZeitaekift'' 
(Jahrg. 1863 S. 51) db Bibna fort. Diese 'hat ein besonderes Interesae 
insof^, als ab cenatatirt, dass die Zählung eine höhere Yolkaiabl ergbbi, 
als die Statiatik der Bewegung der Beyelkerung. Schon 1843 berechnete 
Dieterici tin die letatere libersteigendes Zählungs - Plua yen nicht weniger 
als 1,072,420 Seelen, welche er der Hehr -Einwanderung oder yerbcaaertoi 
Zahlung luachrbb^). Hr« Dr. Engel giebt in der „Zeitachrift dea atatiat. 
Bureaus'' (Jahrg. 1861 S. 340. 341) db Zahl der seit 1816 Geborenen 
und Geatorbeaen an. Danaidi sind seit 1844/1860 geboren 11,237,518, ge- 
storben 8,366,629, mehr geboren 2,870,884 und im Jahre 1861 (geboren 
723,018, geatorben 497,641) 225,377. Da db BeyMkerung Ende 1848 
15,471,084 ^tiklte, ao musste db letzte Volkszihliuig (Ende 1861), ein- 
schliesslich der 1849 mit 66,261 Seelen hinzugetretenen hohenzoQem'acben 
Lande, db Volkstahl 18,633,606 ergeben haben; ea aindaber nur 18,491,220, 
also 142,386 Seelen .weniger gexablt worden. Diese müaata man atf 
M^* Attawanderung aeit 1843 rechnoi. Die officblle Statiatik bexilEBrt 4^ 
ffir in 18^/59 182,411, in 1860 11,319 und 1861 9,961, ako im Gwaoi 
203,601, wobei das Jahr 1844 nur yom September ab mitgerechnet worden 
ist. Danach hatte die letate Zählung noch 61,305, nimlich 203,691 -^ 
142,386 l^eelen au yiel ergeben.— Bei den Zählungen Ende 1858 und 1861 
bat sich daa achon 1843 auf 1,072,429 Seebn angeschwollene Zähbinga-Plua 
wieder gezeigt, nimlich, nach Abrechnung der Mebrauawandermig, mit 63,629 
und- 34,204 Seelen. Die officielle Statistik rechnet dbse merkwürdige Er- 
acbeinung der sogen, „flottirenden Bevölkerung^^ lu; wir glauben, in ihr 
^ne „Pluaraacherei'^ bei der Zählung erkennen zu dürfen, die yon den bo- 
treffenden Orgauen in jedenfalb gutgemeinter Abebbt zu Gunaten des Staats, 
aua patriotbchem Volksmehrungseifer bewnsst und unbewusst herbeigeführt 
wird. Im Uebrigen sind dergleichen unerklärliche Differenzen in einem Staate 
yon 71,740 Wohnplätaen und 18 Millicmen Seelen yerhittiastmäsaig gering; 
in jeder der 1000 Städte nur 10 Einwohner zu yiel gezählt^ giebt schon ein 
Zählungsplus yon 10,000 Seelen, oder auch auf 1000 Einwohner nur 1 zuviel 
gezahlt gbbt achon 18,000 Ziffer* Seebn! -*- Dennoch mosa der officielbn 

8) „me staMat. TabeUen dea preuss. Staata u. s. w.<* (Berlin 1849) S. 28. 
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Slfltiflib dtraii gebgcn »elii, dtrglekiMn SebtoiHi «idflichtl la» dtr Weit n 
•cbaffen, daMit sie »lebt gar den Verdacht aidi auddift, ala erhalte eie die 
Zifferaeelen, weil rie* bei der Vertheilmig der ZolWereinffEiiiiiabaieii »H Uin» 
geiider Mflnie aufgew^igen werden. Denn man bedenke, daee schon« 1843 
über 1 Miltion sokher Seelen bei Prenaaettf Yolkaiahl -epnkten ! 

5) Das Grund elf enthum, der 5. Abschnitt des ,vJahrbacfas'S gehdrt 
an d^ü besten Partien deaselben» Leider mvss die amtliche Statbtik selbst 
iiigeben, dass sie aeftst hier noch seiMr unfoUkemmen ist. Zum Theii ist 
dieselbe nnr Slncbwerk, zum Theil auch noch so nngenau und.mBznTerllssig, 
dass sie VergleichnBgen mit anderen Staaten » naoentlick »olchen, in denen 
ToUstandige und sergfiltige Katastrirungen stattgefunden, iiicbt als rathsaai 
erscheine liest 

Zunächst kommt die Kultnr- Vertheilnng des Landes aar Bezif- 
ferung. Das ,,JahrbQch'^ und auch die ,,ZeHschrlft^' bringt in dieser Partie 
nur.^e Ergebniise der Ende 1868 stattgefnndenen Aufnahmen O^Jahrb.^' S* 
115. ,,Zeitschr.'' 1863 S. 52 0. Als Grund dieser Rohprodnctioa wird in 
der „Zeitschr/' (& 80 a. a. 0. Nr. 10) angeführt : .man habe 1861 die be- 
treffenden Rubriken „in richtiger Erwigimg des Ümstandes ana der Gewerbe* 
lalelle weggelaasen« dass durch die in der Ausführung begriffene Grundisteurr* 
re giilirui^ ohne Zweifel Tiel inTerllssigere Zahlen , da die bisherigen gewon* 
nen werden durften und ea sich nicht empfeblen m^ciite, der zu erwartenden 
yollkommeneren Leistung mit einer unTollkemniettan ▼onngreifen^S 

An der bisherigen Boden-Kultur- Statietik verliert die Wisaenschafl wenig 
ihre Ungennuigkeit und UnzuTerläseigkeit hat seit ihrer Geburt (1849> eher 
zu* ala abgenommen. Wie wir mehrfach aua den mit der Grundsteuer-Re* 
guUrwig beschiftigten Beamtenkreisen Temommen , iat die bei derselben zur 
Aufnahme und Featstellung gekommene Boden-Statistik so gut wie abgeachlo«** 
sen; die offidelle Statistik wird demnach auf die VerdffentKchung deraell^n nicht 
hmge Zeit arehr warten lassen» Wir Ter^rerhen nna yon ihr ebenio vm&ssende 
und mannichfaliige als interessante Resultate für alle Zweige der Statistik, 
welche irgendwie mit der Bodenkultur in Verbindung stehen. 

Ein neuer Theil dieses Zweiges der officiellenStatistik ist die demnächst 
Tom ^Jithrb.^^ (S. 116 ff.) behandelte „politische und sociale Ver- 
schiedenheit des Grundeigenthums^^, nämlich A) das Grundeigenthum 
der Krone (Scblöeser, Kronfideikommiss- und Chatonlle - Gfiter u. s. w.), auch 
in seiner. unTollstindigen Bezifferung als erste Publicetion officieller Statistik 
immer . dankenswerth ; — B) Domänen und t^orsten dea Staats, für 1858 und 
1860 nac)^ fachamtlichen Quellen beziffert. Dem statistischen Bureau soll- 
ten bessere und neuere {Quellen, namentlich die Special-Etata der Dominen 
»id IStaatAforaten wcaiigsteni für 1861 zu Gebote gestanden hab^n! Für 
Ende 1860 beziffert das „Jahrbuch'^ (S. 118) 841 Dominen-Vorwerke mit 
1,163,417 Morgen Mutzland« Eine uns Torbegende amtlldie Quelle der Fi- 
nanz-Verwaltung giebt für 1862 nur 835 Vorwerke mit 1,215,156 Morgen 
106 QR. Bodenfliche, daron 56,047 M. 61 V, DR« Unland, an. — Die 



9) In der „ZeitBchr.'< a. a. 0. ist in der Gesaamitaumme der Froy. Sachsen bei 
den Kultorobjecten ein Druckfehler stehen geblieben: anstatt 8,837,309 muss eQ 
8,637,309 Morgen hdesen. 

°- 10 



146 



Xitteratur. 



Staati-Domintii und ForBltn sind ülrigent ein so tllgniisiii InfereManter 6e- 
genstand, dasa die offidelle Statistik keine Gelegenheit Tersiumen sollte, über 
dieselben mdglicfast speciell und nach allen Richtungen hin. Eröffnungen zu 
machen« 

Die nun folgenden Kapitel, als : „corporatiyer Besita*' ; — - „Standesberr- 
schaften und ähnlich beTorrechteter Grundbesitx^^ (mediatisirte Reichsberrschaf- 
ten, befestigter Crrundbesitz erblicher Sitze im Herrenhause); „Rittergüter und 
ihnen gleichsiebendes Grundeigenthnm^^ sind in PriTatquellen schon besser 
und neuer gegeben, als sie die officielle Statistik bringt. Nirgends scheinen 
die Torhandenen statistischen, mehrfach ganz ausgezeichneten und Tollstfindigen 
Monographien einzelner Kreise, Regierungsbezirke und ProTinzen zu Rathe 
gezogen zu sein. In diesem Tb eile der Grundeigenthums-Statistik ist die 
Priyat-Statistik msist besser unterrichtet , als die officielle , weil der letztem 
die Nachforschungen an Ort und Stelle abgehen und Referate nach den „Ak* 
ten^' der Behörden genügen muasen. Da .rieht sich denn häufig der Grund* 
satz: quod non est in actis, non est in mundo! 

Das „städtische Grundeigenthum'^ ist („Jahrb." S. 131 f;) 
nach den officiellen Aufnahmen der Boden -Statistik von Ende 18&8 beziffert, 
nämlich das zu den Stadtbezirken gehörige Areal, unterschieden nach iet 
Kultur, nicht aber der communale Grundbesitz der Städte. *— Aehnlich Ter- 
hält es sich mit der Statistik des „Rustikalgrundbesitzes ohne stän- 
dische Vorrechte*^, jedoch entspricht diese schon tiel mehr ihrer Bezeichnung. 

Die Statistik der Ge bau de wird für Ende 1858 und 1861 („Jahrb." 
S. 134—13». 612) gegeben, für 1861 aber ohne Yerthetlung auf die 
Wohnplitze, eine Lücker, welche sich bei der sehr veränderten Statistik der 
letztem (s. o. zu 3) um so merkbarer macht, als auch in den einzelnen Ka- 
tegorien der Gebäude eine bedeutende Zifferänderung sich zeigt. Es sind 
nämlich gezählt worden 



Oeffentliclie 



Gebäude für 
Staats 
verwal- 



l*rivat-Gebäucle 



Ende 



Gottes- 
dienst u. 
Unter- 
richt 



Armen-u. 
Kranken- 
pflege. 



Ortspo- 
tungundliz€a,Ge 



MiUtär 
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meinde- 
Verwal- 
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Wohnhäu- 
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für Handel, 

Gewerbe, 

Landwirth- 

Schaft und 

Viehhalt 



Gebäude 
überhaupt 



4,623,923 

4,688,378 
+ 64,455 



1858 

1861 

Differenz 



42,359 
43,463 
+1104 



7988 
8914 
+ 926 



6025 
11,423 

+5398 



30,371 
22,036 
-8335 



2,069,925 2,467,255 
2,105,053 2,497,489 
+ 35,128;+ 30,234 



Diese .Differenzen sind bedeutend genug, um das Interesse zur Unters«* 
chong anzuregen, in welchen Wohnplätzeq sie Tor sich gegangen sind; schon 
deshalb hätte die bemerkte Lücke ausgefällt werden müssen. 

Unter der Ueberschrift : „Abbruch und Neubau der Gebäude^^ giebt 
dss „Jshrbuch'^ (S. 140, ff.) eine Zusammenstellung der in den 3 Jahren 1868| 
1859 und 1860 Ton den öffentlichen (ständischen und städtischen) Feuerso- 
cietäten abgeschätzten FeuerTersicherungswerthe und yerausgabten Brandschäden. 
So interessant diese Zusammenstellung ist, so gewagt ihre. Kombination mit 
„Abbruch und Neubau der Gebände*^; denn weder die Yersicherungswerths 
noch die Brandschäden lassen einen irgendwie statistisch Terwerthbaren Scfalnss 
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auf „Abbrach** tin^ ,,Iftiibaii*^ maelien, so lange denselben nicht wenigstens dM 
betreffenden 6eb9adezahlen beigefiigt Werden. 

Diese Lfleke tritt noch stirker herror In dem Kapitel: ,,Baiiart der 
HifiseT. im Jahre 1860'* („Jahrb.*' S. 148). Es werden auch hier nur Yer- 
siehemngswerthe f&r Terschiedene CfebSndeklatoen (massfr gebaute a. •. w.) 
ohne die Gebfindezahl angegeben. -Die Lticke hat übrigens die oEficielle Sta- 
tistik nicht Terschnldetf* denn es fehlen jene iSebfiadezahtfn auch in den Qaellen, 
aus' denen sie geschöpft hat. Dass sie die Lücke gafühlt, beweist ihre scbliess-* 
liehe Bezifferung der Gebinde nach der Bauart, 9. 149, wie sie leider nur 
ein einziges Mal, nämlich schon 1816^ bei der amtlichen ZdAilung erhoben 
worden ist. Die spätere offlcielle Statistik hat überhaupt manche wesentliche 
Verschlechterung gegen den ersten Zäblunga*- Versuch Ton 1816 zu beklagen. 
Manches Unwesentliche und Unbrauchbare fand sich in dem Zfifalungs-System 
ton 1816, abef auch manches ebenso brauchbare als interessante Material. 

Das „Jahrbuch*' berechnet dann weiter (S. 149 ff.) die „Vermehrung der 
CTebäude*' seit 1816« „die Flflchenbebannng^, die „Häuserbewohnung'^ Wir 
glauben, dass die officlelle Statistik schon wegen ihres Mangels an Arbeitskraft 
ti^n und im Interesse der mftglfchst schleunigen PuMieation der absoluten Be* 
tifferung für andere Abschnitte ihres „Jahrbuchs** dergleichen mühefolle und 
zeitraubende Berechnungen dem Privat- Interesse, der Pfifft- Statistik überlaaaen 
sollte. Schon ' die Möglichkeit des irrthums bei dergleichen Berechnungen fo^ 
wie die ganze Stellung der officieüen Statistik Zur Regierung und zum Volka 
sollte sie Kombinationen yermeiden lassen, bei denen sie doch immer nur mit 
Reiservation g^gen die Regierung auftreten kann. Will sieh die officielle Sta- 
tistik den Ruf der Unparteilichkeit bewahren ,' ao bewahre sie sich vor aller 
zu Gunsten oder Ungunsten der Regierung zeugenden „angewandten" 
Statistik« Wir machen diese Randglosse mit Absicht hier, an einem Orte, 
wo von einer solchen Statistik in keiner Beziehung eine Spur Torliegt. -^ 
Die officielle Statistik^ hat zudem nicht die Aufgabe, Hülfe- und Handbfieber 
zu rerfassen, sondern gleichsam archivalische Quellen für alle Zweige der ata^ 
tistischen Wissenschaft. Das schliesst nicht aus^ dass sie der letztern durch 
weitere Verabreichung und Anwendung des officiell überkommenen Materiala 
nütze; dann trete sie aber nicht officiell auf, und hier sprechen wir denn 
auch aus, dass es ein Missgriff ist, dergleichen weitere Verarbeitung und An- 
wendung des statistischen Materials im ^,Jahrbuehe*S in der „Zeitschrift** und 
in den übrigen Publikationen des statistischen Bureaus in geben und dennoch 
sie als „officielle^* Organe zu bezeidinen. Jedenfalls sollte man diese Or- 
gane in einem amtlichen und einem nichtamtlichen Theile reden lassen 
und dann die weitere Verarbeitung dea statistischen Rohmaterials im amtlichen 
Theile dem nichtamtlichen zuweisem ' — Dies sei gesagt mit Bezug auf alle 
jene an sich ganz ausgezeichneten und danhenewerthen Arbeiten, welche in den 
fficie 11 en. Organen des statistischen *Bareaus über die Mittheilnng abiolatar 
Bezifferung hinausgehen ^^). ^ Je mehr man mit der allgemeinen Auffassung der 



10) In welche Missverständbisse , ja Verdächtigungen die oifficieille Statistik 
selbst durch ebenso unschuldige als gerechte Aeusserungen gerathen kann, haben, 
wir erst kürzlich gesehen , als der rreimtkthip;er Vertreter derselben durch seine 
Unparteilichkeit und Gerechtigkeit gegen „die Apostel des Associationswesens'^ 
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Statistik and ihrer Aufgaben, wla sie Ton Hin. Dr. Engel wiederbell ebeneo 
klassisch als yerständlich aasgespocben worden ist^'), nnd namentlich Ton der 
PriTat-Statistik die Tollste AneriLennung und dankbarste Unterstntsnng fordern 
kann, ubereiDstimmt, um so mehr mnss man sich uberxengen , dass diese Anf- 
fassting nicht in of fiel eilen Organen des statistischen Bareana .ihre Toile 
praktische ErfuUuog und Aosföhrung finden kann. Möglich ist dies nur in 
einem Tollständig durch- und ausgebildeten konstitutionellen Staate; 
Preussen ist, selbst in seiner Verfassung Tom 31. Jan. 1850, dies nicht und 
eben deshalb die „konstitimonelle^^ Auffsssung der officiellen Statistik bei dem 
k. preuss. statistischen Bureau noch nicht durchführbar. Die Wissenschaft 
passt überhaupt nicht in officielle Organe, soll sie sieh nicht bequemen, 
öfter die Hof- und Staats- Uniform ansulegen. 

In den folgenden Abschnitten des „Jahrbuchs'^ begegnen wir zunächst 
der „Z er t heilang des Grundeigenthums ^' nach den amtlichen Aufnahmen 
TonEnde 1858, der bekaniiten Statistik der Grundbesitsungen in ffmf Grössen- 
Kategorien, nach Zeit und Ort gans sachgemass auch vergleichsweise bearbeitet 
und aus anderen amtlichen Quellen erläutert und erginat (S. 153 — 163).-*- 
Die folgende Statistik des Werthes der landwirthschaftliehen Besitzungen 
(S. 163— 167) ist leider noch sehr fragmentarisch, sie giebt aber, was sich 
eben nach dem vorhandenen Material geben lisst. Ujigern vermissen wir auch 
hier nähere Nachrichten über Verkaufs- und Pachtpreise von Staats-De- 
mänen und Forsten; die Werihs-Statistik hätte dadurch eine sehr interes- 
sante Vervollständigung erfahren. 

Vollständiger und umfassender ist die „Belastung und Entlastung 
des Grundeigenthums'' dargestellt („Jahrb.'' S. 168 ff., 613 ff.). Die Ab- 
lösungs- und Gemeinheits - Regnlirnngs-Statistik reicht nur bis 
Ende 1861, wohl ohne Schuld des Autors >'), während die Geschifte der Ren- 
tenbanken bis April 1863 beziffert sind. Dje Schulden- Belastung des 
Grundeigenthums ist leider noch immer nicht zu konstatiren; was dss „Jahr* 
buch'' In dieser Beziehung bringen kann, ist ebenso fragmentarisch als die 
Werths- Statistik. Neu und in dieser Vollständigkeit noch nicht publidrt ist 
die Statisük der ritter- und landschaftlichen Kredit-Institute. 
Vermiest haben wir die Angaben über den Hypothekar-Kredit anderer ähnlicher 
(Bank u. s. w.) Institute sowie die hypothekarischen Activa von Actien-, na- 
mentlich Versicherungs-GesellKhaften. — Das letste Kapitel dieses Abschnitts: 
„Der BesitzwechseP' bringt nur Nachrichten über Subhastationen 
von Ritter- und Bauerngütern bis 1857. — Sollten die Verwaltungs-Berichte 
der Justiz-Behörden über die Ergebnisse der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht 
auch statistisches Material bezüglich des Besitz wechsele bieten? 

Der kürzlich erschienene II. Theil des „Jahrbucha^' zeigt in allen seinen 
AbMhnitten «inen entschiedenen FortKhritt der amtlichen Statistik und bietet 
namontlich viel Novitätätem Er schildert im 



Hub er und Schulze-Delitzsch, von der sog. konservativen Presse scharf 
angegriffen wurde. 

11) Z. B. In der „Zeitschr. des k. pr. Statist. Bureaus**. Jahrg. 1860 S. 
53ff 

12) Für 1862 bringt der „Staats*Anzeiger<< Jahrg. 1868 S. 1915 ff. (vom 19. 
September) die betr. ^tistik. 
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6. Abfcbnitt ih Landwirthiehaft (Ackerbau, Viehiacbl, Seideozochl, 
Wiesenbau, Weidennntsong, Garten-, Obat- and Weinbau). In der pflanzen- 
tragenden Fläche, welche daa „Jahrbuch'^ reproducirend mit der achon S. 115 
gegebenen Kultar-Staliatik beiiffcrt, antereueht ea dann die Ackererden, 
theila nach amtlichen Quellen, theila nach priyat-atatiatiachen Arbeiten (S. 195 
— 231) mit lobeneirerther Sorgfalt und Zweckmäaaigkeit , in einer alles Cha- 
rakteristiache herforhebenden Ueberaiebtiichkeit und Vollständigkeit, wie sie bis 
jetst kein anderea Handbuch der Statistik aufireist. Den Ackererden lisst es 
die „Fruchtbarkeit^^ des Bodens folgen, bestimmt durch die belinfs der 
Grnndsteuer-Regulirung erfolgte Klassifikation des Bodens nach aeinem Reiner- 
trage. Ein sehr interessantes Bild der Fruchtbarkeit oder vielmehr der land- 
wirthschaftlich erzielten Ergiebigkeit des Bodens in den einzelnen Regierungs- 
bezirken gewihrt die (S. 232 gegebene) Frocent- Berechnung der einzelnen 
Brtragsklaasen. 

In der Schilderung des „Feldbaus" (S. 233—257) Terfährt das 
„Jahrbuch" nicht minder systenäatisch : es führt, von der Ackerflache ausgehend: 
die Einwirkung des Klimas auf die Land vrirthschaft, den Fruchtwechsel, 
die Arbeitskrifte, die landwirthschaftlichen Maachinen, die Bearbeitung 
und Verbeaserung des Bodens, namentlich darch Drainage, Döngung 
des Bodens, Aussaat und Ac kerbauTerhalt niase, Ernte-Ergeb- 
Bisse, 'theils in Wort- theils in ZiflFer-Schilderung , dem Leser vor. Alles 
dies ist ebenso interessant als lehrreich; ob es aber, streng.^^enommen, Auf- 
, gäbe der Statistik ist, dergleichen landwirtbschsflliche Zustandsgemälde zu ge- 
ben, wo noch so viele, meist interessantere Mittheilungen, auch nur in abso- 
luten Zahlen, der Ycrdffentlichung harren, das ist eine andere Frage. 

Nicht minder intereasant und lehrreich wird der Garten-, Obst-^nd 
Weinbau sowie die Sei den zu cht (S. 257 ff.) abgehandelt. Ueber den 
Weinbau, den das „Jahrb." nur bis 1860 beziffert, lagen schon statistische 
Angaben ffir 1861 und 1862 vor. 

Vom Wiesen- und Weideboden (Grasland) und dessen Statistik 
gelangt das „Jahrb." (S. 264 ff.) zur „Viehzucht und Viehhaltung," 
und lässt fiberall die einzelnen Viehgattungen die statistische Revue passiren, 
wobei übrigens eine Scheidung des Viebstandes nach Stadt und Land sehr 
wunschenswerth gewesen wäre. — Von besonderem Interesse ist die Statistik 
der Schweinezucht und Schweinehaltung, aus welcher hervorgeht, 
dass entweder die Anzahl der Schweine in früheren Jahren sehr piangelhaft und 
ungenau festgestellt worden ist, oder sich seit 1858 sehr betrichtlich vermin- 
dert hat. Früher wurden nfimlich nur die über 6 Monate alten Schweine 
gezihlt; bei der neusten Zählung^ Ende 1861, hat man aber auch die jüngeren 
Schweine in die Zählung aufgenommen. Trotzdem stellt sich die Anzahl der 
Schweine folgendermaassen: 

über 6 H. alt unter 6 H. alt. 

1858 = 2,589,371 ? 

1861 = 1,796,141 893,552 

Die altern, vorzugsweise zur Zucht, Mästung und Consumtlon dienenden 
Stihweine hätten sich hienach in drei Jahren um 793,230 Stück vermindert. 
Sollte die im Jahre 1859 grassirende Bräune so viel Schweine hingerafft 
haben? Oder sollten der Furcht Tor der berüchtigten Trichinen -Krankheit 
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solche Schweiue Hekatomben geopfert wordeo sein? Das „Jahrbuch'^ lässt 
dieso Thatsache unberührt, während die „Zeitschrift des k. preuss. Statist. 
Bureaus ^^ (Jahrgang 1863 S. 80 Nr. 11) die bedeutende Minderung der 
Schweine „kein vortheiihaftes Licht auf die frühereu und die neusten Zählungen^^ 
warfen lässt. — Eine für Yolkswirthschaft und namentlich Volkswohlstand nicht 
gleichgültige Thatsache ist ferner die bedeutende Vermehrung der Ziegen Ton 
667,145 in 1858 auf 806,008 in 1861. — Wollte die officielle Statistik 
auch hier einmal auf relative Verhältnisse eingehen , so hätte sie na- 
mentlich das Verhäitniss des Vichstandes zur Bevölkerung ziffermässig be* 
leuchten sollen; wir glauben in diesem Verhältnisse eine nicht unbeträchtliche 
Verminderung des Viehstandes hervortreten zu sehen. In dieser Beziehung 
interessantes und vollständiges Material bietet eine der ausgezeichneten Arbeitea 
des Hrn. Dir. Dr. Engel in der „Zeitschrift des k. preuss. Statist. Bureaus^^ 
(Jahrg. 1861 Nr. 8), welche „die Viehhaltung im preuss. Staate in der Zelt 
von 1816 bb mit 1858'' behandelt. — Wie bezüglich des Viehstandes, so 
warten die Ergebnisse der letzten amtlichen Zählung Ende 1861 noch ihrer 
endgültigen Feststellung auch bezüglich 

der landwirthschaftlichen Bevölkerung^ welche das „Jahrb.'' 
S. 279 ff. beziffert. In der Zählung und Unterscheidung dieses bedeutenden 
Theiles der Bevölkerung hat die amtliche Statistik seit 1849 und namentlich 
seit 1861 mehrfache wahre Verbesserungen angenommen. 

Unter der Ueberschrift : „Bef örderungs- und Unterstützungs- 
mittel der Landwirthschaft'' macht das „Jahrbuch'' (S. 288f.) Mitlheilungen 
über die im Staatshaushaltsetat für 1857 bis 1862 angesetzten Ausgaben für 
landwirthschaftliche Behörden und Zwecke, giebt dann Auskunft über die^ land- 
wirthschaftlichen Centralbehörden , Unterrichts- und Musteranstalten (landw. 
Hochschulen, Ackerbauschulen, Flachsbereitungsanstalten, Spinnschulen, Gärt- 
ner-Lehranstalten, Unterricht in Seiden- und Bienenzucht, in Wiesenbau und 
Drainage, Fortbildungsschulen, Musterwirthschaften, Versuchsanstalten u. s. w.), 
ferner die Statistik der landwirthschaftlichen Vereine, über Gesetzgebung 
and Eiurichtnngen für Ablösungen und gutsherrlich - bäuerliche Regulirungen, 
das Deichwesen, die Meliorations - und Deich- Verbände u. s. w. In der hier 
erzielten Vollstäadigkeit und Uebersichtlichkeit sind alle diese interessanten Ge- 
genstände noch nicht zusammengestellt und publicirt und ist dieser Theil des 
„Jahrb." auch als statistische Leistung besonders anzuerkennen. Bei der Sta- 
tistik der Deich- und Meliorations - Genossenschaften haben wir Angaben über 
deren mit Staatsgenehmigung aufgenommenen Dar lehne und zu diesem Be- 
hufe emittirte Geldpapiere vermisst. Nach unserer ungefähren Schätzung 
haben gegen 30 , solcher Verbände Obligationen im Gesammtbetrage von mehr 
als 4 Millionen Thaler emittirt, eine Thatsache, die unter der Rubrik .„S t a a t s - 
Unterstützung" der Landwirthschaft nicht unerwähnt bleiben sollte. — 
In keinem Handbuche zu finden sind ferner die Angaben des „Jahrbuchs" über 
Pferdezucht und Gestütwesen (S. 326 ff.) in der hier vorliegenden 
Vollständigkeit und Neuheit. 

7) Die Forstwirthschaf^ Jagd und Fischerei werden vom 
„Jahrbuche" nicht minder systematisch behandelt, als die Landwirthschaft (S* 
337 bis 387). Ob nicht manches der besonderen Fachbildung Angehörige und 
dem besondeiwA Jac^ntereiM Wissensw^rfh^ besser« aus, dem „Jahrb," wegge- 
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UUben ^uui dm Farh-MoiiograpliieD überUssDn vire, vollea wir bei dtstta 
gtttg^eindiiter Aafciahmc in daa „J«brb/> uoeatschUdeD kaseu. — DU allgdm«ia« 
deutsche umi «ach bezüglich Preaeseot Yolktäitdige Foret-Statistik voa 
E. W. Mar^a boiuite dem ^ Jahrbuche ^^ %• ß. die ganze Beachreibung 
der Waldttügea (S. 341 ff^) eraparen. — An ihrem PJat«e finden wir dage- 
gen im ^Jabrbuche*^ die in dieser Form noeh nirgends gegebene „Ftscherei- 
Slatistik'S wobei nar su bedauern, dtM über die ProducUon der Fischerei so 
gut wie gar nichU Stafcistiachea gegeben werden kann. Noch nicht einmal dia 
Heringa-Production an den pommeriachen Küsten Jst statistisch brauchbar be- 
ziffert. Auf Beseitigung dieser Lücke sollten Handelskammern und ähnliche 
Behörden beaondets anfmarkaam gemacht werden, namentlich die Fiseherei-Auf- 
aiehtsbeamfen« 

8) Vorzügliches. Lob ytrdienl 4er Abachnitt des ' ^^Jabrhucha '^ „Der 
Bergbau und das Hüttenwesen'^ Kein anderer Innn sich solcher Vollstän- 
digkeit und Uebersichllichkeit auf verhältnissmässig kleinem und doch auch wie« 
der reiaUichem Räume (S. 388 bia 437) rühmen. Eine musterhafte statistische 
Arbeit ist auch der 

9. Abwhnitt: ^^Die^grosse und kleine Industrie^ zumal iieaelbe 
hiar nach den amtlichen Aufnahmen von 1846 bis 1861 zusammengestellt 
wird* Als Statistik der Gewerbe und Induatrie bleibt sie aber Fragment, weil 
sie das ganze gewerblkbe und induatrieUe Associationaweaen aoaser Betracht 
lässt. Man findet weder von Innungen und anderen Genossenschaften, noch 
von Aktien- und anderen Prodnctions Gesellschaften ein Wort joder «ine Ziffer, 
eiAe Lüeke, welche das „Jahrbuch'^ überhaupt nicht ausfüllen zu wollvn scheint. 
Dann wir finden in den Ruhrtairungen der 30 in Aussicht gestellten Abschniltft 
nirgends eine Silbe von Genossenschaft oder Geaellachaft ausser bei dür socialen 
Setbsthülfe (17. Abschn.) ; aber auch hier wird der industriellen Kapital- Asao- 
ciation nicht gedaehl. Wie „daa greaaa Kspital im Bargbau und Hüttenbetrieb^^ 
(S. 425 ff.) ittf Bezifferung gekommen,' so sollten namentKch auch die In- 
dustrie-^eUschaften in Abschnitt 9- speciell aufgeführt und im Ganaen ausam- 
mengefasat sein, um so mehr, als diaofficielle Statistik allein im Stande ist, einr 
TO^llstandigea Varzeichoisa der Aktien- und KammanditrGeaellschaften zu 
erlangen» Alle Versuche der Privat • Statiatik, der übrigens bis jetzt allein der 
beata Dank in dkßHU Theila der allgemeinen Statiatik gebührt, sind bis jetzt 
nur zu unvollständigen Reaultateu gelangt. Der officiellen Statistik werden 
jetzt die von den Gerichten geführten E i r m o n * Register gute Nachrichten 
über Zahl, Aktianfcapital u. s. w. der in Rede siebenden G^aallacbaften gaben, 
konmto. — Dieselbe Lueke des Aasociationswesens finden, wir im 

• 10. Abaehnitt: ,iDar Handel '^i auch hier fehlen aammtliche Handels- 
Aaaoaiationen und Korporationen (Kaufmannaehaften, Börsen-Assoeialian, Han- 
dalakammern u. s. w«, Aktien- und Kommanditgesellschaften). Der Abschnitt 
enthalt nur die Statistik der Handels- Bevölkerung und Zweige, dea Marktrer- 
kebre (nur der.Z-ahl, der Orte und drr Zeitdauer der Meseen und Markte) 
uad dea Handels mit dem Auslände (ZoUvereinahandel). Eine voUkommnere 
Statiatik dea Marktyerkehra, namentlich der Ifesaen, hat D i et erici schon vor 
mehreren Jahren gebracht. Die ZcdWereins-Statistik giebt nur den Gesammt- 
Waaren-Verkekr über pransakche Zeilmiet an, wikbvend Facbaulpritäten der 
H«ittla'8tati8lak In Eingmig. «» in (feien Verkehr treta^d^ W»ariin als 
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dfB Laudbandel bciiffern. Am betten wird wohl in Ein« und Ansgang der 
freie Verkehr neben dem Gesammt-Import nnd Expert beaiifert. — Der Han- 
dels - SUtistik würde sich auch die StatiaÜk des Bank- und Creditwesene, dea 
Geldumlattfa (Metallgeld, Papiergeld), des WeehseWerkehra (nach dem Wech- 
aelstempei wenigstens annäherungsweise %a bestimmen), der Konkurse und Fal« 
lissements n. s«.w. am passendsten angeschlossen haben. — Des literariilchen 
Verkehrs gedenkt das „Jahrbuch^* nur im Personal des Handels; und doch 
waren hier sehr interessante Notizen über Zeitung s* und Kai ender w es en« 
über BücherTsrlag, Bücher • Export und Import u. s. w. au geben« 

— Im 

11. Abschnitt giebt das „Jahrbuch*' 4ie Statist der Verkehrswege 
im Allgemeinen, nümlich der Eisenbahnen, Chausseen, Wasserstrassen , wo wir 
Anlage - und Unterhaltungskosten der beiden letzten Verkehrswege vermissen. 
Die Eisenbahn -Statistik ist zudem theilweis nur bis Ende 1861 fortgeführt. 

— Der 

12^ Abschniti: „Der Verkehr^' behandelt zunächst das Post weisen 
bis Ende 1862 sehr befriedigend. — Man merkt, dass hiebe! wie früher beim 
Bergbau und hier auch beim Telegraphen* und Eisenbahn - Verkehr 
besondere Fachkenntniss die Statistik dirlgtrt hat. Bei der Seeschiff fahrt 
wären nähere Angaben über Ein- und Ausfuhr der Seestädte ebenso erwünscht, 
als interessant gewesen; in den Jahresberichten der Handels- Behörden finden 
sich ja alle Materialien dazu. Allerdings hat das statistische Bureau für die 
Verarbeitung* und Vefwerthung dieser Materialien besöodere^ Publlcations« Organe 
in den bis jetzt erschienenen drei Heften der ,, vergleichenden Uebersicbt des 
Ganges der Industrie, ^w Handels nnd Verkehrs im preuss. Staate^; das 
„Jahrbuch** soll ja doch aber etwas Ganzes, Abgerundetes Tön offidelkr Sta- 
tistik leisten und deshalb hätten auch seine Abschnitte über Industrie, Handel, 
Verkehr jene Materialien um so mehr statistisch verarbeiten und fonniren müssen, 
als die erwähnten Sonderorgane weniger ststistisch, s)s referirend über Handel 
u. s. w. Kunde geben. Eine gute, systematische, statiatische 
Verarbeitung und Ausnutzung der Handelskammerberlchte 
u. s. w. fehlt noch immer, namentlich auch insofern, als dieselben noch 
nicht in gebührenden Zusammenhang mit den Konsnlats-Be- 
richten üb-er den auswärtigen Handel Prenssene gebracht wer- 
den sind. 

Mit der „Binnenschifffahrt'* (S. 5d7 f. „Jabrb;**) sieht es in der 
ofBcieilen 8tatistifc sehr ärmlich aus. Und doch, welche Schätze des Hsndela 
trägt der Rücken des Rheins, der Elbe, der Weichsel, der Oder 
und Ihrer Nebenflüsse! ^ Und welche Schätze «tatistischen Materials müssen 
in den Akten des statistisehen Bureaus über die Binnenachifffahrt vorhanden 
sein! Sind sie dort nicht, 'so lagern- sie in den Registratui^en und Archiven 
der Ministeriell der Finanzen und des Handels, die ja jetzt, nach Einrichtung 
der erwünschten „CentraNKomiHission** für die officieile Sta^lik, dem Statistik 
sehen Bureau mehr als früher erscMessen sein müssen! — M^lich, dals daa 
„Jahrbuch** auch hierauf den Lorbeeren der acbon oben . erwähnten Sonder- 
Fttblieationen für In^strie und Haitrdel ausruhen mdchte; mögUch, dass daa 
„Jahrbuch^, wie sein TSrehirteriSchüpfer im Vorworte aagt, „wenigstens aach 
uad nach zu dem» was es sein soll, heraareiien aoU** auch in dleaemYheile 
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der oflkiellen SUtiilik ; «btr „ein Repertorinm des Neu es teil andWiaeene- 
wfirdigaten «aa dem SUalalebeo'* darf sieh nickt in einem Theile ao enorm 
kirglidi seigen, wie hier in der „Binnenachifffahrt'M Rbein-, BIb-, OderachiiT- 
fahrt iat keine Bagatelle^ daaa ein „Jahrbuch*^ der officiellen Statiatik aie 

'gittiUeh ignoriren dfirifU. — > Der 

13. und letxta Abaehnitt dea una vorliegenden ,,Jahrbucha^^ fahrt 
nna tur Anerkennung aeinea* alatiatiachen Werthea snröek, wenn wir augenbliek- 

. Heb dieaelbe durch Toratebende Randgioaaen TerhSlIt haben aollten. Deraelbe 
behandelt daa „VeraicherotfgBweaen'^ in allen seinen Zweigen. Aber merkwür- 
diger Weiae finden wir in dieaem das bis jetst Torliegende „Jahrbuch für die 
amtliche Statistik des pr^uss. Staata^^ wahrhaft krdnenden Abschnitte weniger 
amtlich preuaaiKhe Statiatik, jedenfalla weniger Statiatik aua den Materialien- 
Schitxen dea k. preuss. statiat. Bureaua^^ als — aua Privatquallen ! — Ja- 
cobi, Masius, Haaaelbaum, Meyer, Schiffmann, Eisner, 
Grunsko sind die Autoritäten, auf welche sich die amtliche Statistik des 
Crrossataata Preuaaen in ihrem „Jahrbuche^* besflglich des Versicherungswesens 
bemfen muas! — Die Daten fibar die dffent liehen Feuersocietiten findet 
die Prirat* Statiatik in den in allen Oaethinaern aualiegenden „ Regieruaiga- 
Amtablittem'^ — Trotidem rechnen wir dieaen Abaehnitt xu den beaten, ge* 
meinnfitxigaten Partien des „Jahrbuchs'*, gerade weil es hier anerkennt, daaa 
die PriTat-Statistik der officiellen durchaus nicht ohne Nutxen ist. Daa beweist 
diese auch darin, daaa sie über Preussens Versicherungswesen besser unterrichtet 
ist, als die officielle Statistik, ja; dass-sie nicht minder patriotisolTist, ftls 
diese! Einen Biiweis! — Bezfiglich* der „Kapitalversicherung auf den Todea- 
fall*' aagt das „Jahrbuch"' (S. 591): „Wenn gleich aua Tab. 237 heryorgeht, 
daaa dieae gebrattchtichste Form der Lebensyersicherung sich im Jahre 1861 
einer afuaaerordentllehen Zunahme der Benutzung xu erfreuen hatte, indem aie 
um 22% atieg und xuletzt eine Police auf durchschnittlich 39 Familien kam: 
ao blieb Preussen in dieser Beziehung hinter dem fibrigen Deutschland doch 
im AllgemeHfen noch xuröck ; denn Sämmtlicbe 25 deutache Gesellschi^en, deren 
GeschSftsfeM vorzugsweise auf Deutschland beschrinkt ist, xihlten Ende 1861 
einen Personenstand von 152,121 Versicherten, wShrend inPrensseb einschliess- 
lich derer bei- fremden Gesellschaften (excL etwa 40,000 in Stfrbekaasen> nur 
etwa 57,000 Policen auf grdsaere Betrage lauteten"'. — Dieaer Ansicht können 
wir nicht beipflichten, haben vielmehr die entgegengesetzte, nämlich dass das 
fibrige Deutschland hinter Preuaaen xurfickblieb« Die officielle^ Statistik nimmt 
irrthfimlich, wie es scheint, die Von der bedeutendsten FachautoritSt , Hrn. Fi- 
nanzrath Hopf in Gotha ^') fär Ende 1861 gegebenen Ziffern für Deutach- 
land, d. u aussehL Oesterreich und die Schweiz, an, aber Hr. Hopf beziffert 
ja auch die lebenaveraicherung Oeaterreichs und der Schweiz, und zieht man die 
Summen dieaer Lander von den Geaammtxiffem dea Hrn. Hopf ab, ao ist Preussen 
dem fibrigen Deutschland und auch Öeaterreich voran. Die Statistik der Lebensver- 
sicherung liegt nämlich (ffir Deutsch - Oesterreidi , Schweiz, Preussen und üb- 
riges Deutschland) ao : Lebensversicherungen 

fiberhaupt Personen 152,121 == 154,6664745 Thlr. 
davon Preunen «96^03« = «8,406,955 - 

die fibrigtn Slaatvn 63,821 = 86,259,7*0 - 

13) VgL diese „Jahrbücher für Kationaldkonomie n. s. w.'< S. 255. 
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Siebt man ganz ab ?en der bedeutend groasern AnsaU der lebeaaverai- 
cherten Pereonen ia Preusseii, 00 atellt sieb, deeaen BeTölkeraog aelbat auf 19 
HiHioDen Kopfe angenommeii , der DurchacbniU der Lebeü8?ereieberung pro 
Kopf auf 3,(10 Thlr., im übrigen Staatenkomplex (eioacblieselicb Oeiterracb^ 
Schweiz) = 31 Millionen Seelen nur auf 2,^, Thlr. AUerdinga ist der Dureh« ' 
achnitt dea Veraieherungskapitala pro Kopf der Veraicherten nur 712 Thlr. in 
Prenaaen, und 1603 Thlr. in dem ubrigea Staalenkomplex. Aber damit 
wird wieder die Bemerkung der amtlichen Statistik Preuaaena („Jehrb.^^ S. 591) 
widerlegt: 5,Biaher iit die Lebenateraichening meiat nur in wohlhabendere Kreise 
eingedcungen il a. w.*^ — Wir glauben, Preuaaen hat mehr ala seine. Schul* 
digkdt bei der Betheiiigung an den Lebenaferaicherungsanatalten gethan, im 
Verhaltniaa zu der Betheiiigung Oeaterreicha, Deutachtan£ und der Schweizw 

So waren wir zu Ende mit einer Kritik der officiellen Statistik in ihren 
neaaten Leiatungen, Hdgen wir immerhin Gelegenheit gehabt haben, die- 
aelben allen unaern Wüaachen und Erwartungen nicht entsprechend zu finden; 
die rechte Würdigung deraelben im Verhaltniaa zu den Leiatungen der frühern 
officiellen Statiatik drängt una immer daa Schlusaurtheil ab 2 wm früher in drei 
Decennien geleiatet worden iai, hat die officielle Statiatik der ,,nenen Aera^^ in 
drei Jahren geleiatet; aelbat mehr ala daa. 

V. 
Me umtlosiildkomoiiilaielie IiiUeratur im der periodiaielieii 

PresM. 

Italien. 

Der Profeasor A. Gicca hat mit dem fünften Heft der Rivista Na- 
z i n a 1 e , welcher . wir den grösseren Theil unaerer Berichte entnehmen, die 
Redaction dieaer yortrefflichen Zeitachrift niedergelegt. Er gibt jetzt im Auf- 
trag dea Miniateriums die Annali di Agricoltura, Induatri^ • C^.m- 
m er cio heraus, mit dem wir unaere Leser gleichfalls bekannt machen werden. 
Dia Rivista Nazi^nale erscheint jetzt unter der Direction des gelehrten 
AdTOcaten Vincenzo Rossi und, nach den 5 EMten zu urtheilen, welche 
una vorliegen (Fascicolo 6 — 10), will ea una acheinen, dass diesea Organ 
der gesammten wirthachaftlichen Interessen des Königreichs Italien an reich bal-r 
tigem Inhalt nicht verloren, dagegen an Selbatatandigkeit und Unabhängigkeit 
gewonnen hat. 

Wir begnügen una heute mit einer kurzen Inhaltaangabe dieser 5 Hefte, 
welche ztsammen zwei ziemliehe Oeta?bände geben würden ; wir haben in 
Deutschland keibe volkawirthschaftliche Zeitachrift von gleichem Umfange. 

1) üeber den Baumwollanbau in Italien. Bericht dea Generalcammiasär» 
dea Königreichs Italien bei der internationalen Auaatellung von 1862«. 
G. Devincenzi. Fase. VI p. 515 — 564 
Die Manchester- Commission für die BaumwolUnfrage drückt darüber ihr Erstaiineii. 
aus, dass die it^lietiischen ConMuissäre so viel practische ufid auaführbare Anaichten 
über die gegenwartigen Bedingungen der Baumwollencultur beaüasen. Wir ver- 
missen in dem Bericht eine atatistische Zoaammaoatellnng darüber, wie. viel 
Baumwolle Italien wirklich baut, dagegen finden wir eine Aufführung der fiaum- 
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wollenartoli, weldie in den ▼«richiedeiiea Theilen Italiens caUivirt werden. 
Eine herbe Kritik dieser officiellen Schrift gibt V. Rosei, Pasc. VI p» 
565—582, und Hanetta, Fase. VII p. 65—72. 
Dieselr Letztere wird fast beleidigend gegen den Präsidenten und die üb« 
rigen Mitglieder der königlichen Commission. Er scheut sich nicht, zu sagen : 
,vlch glaube, das Niemand Tdi ihnen jemals mit eigenen Augen eine Baum- 
wvHenplantage, wie sie sein mnss, gesehen hat/^ Wir haben sämmtliche drei 
Artikel mit grossem Interesse gelesen, ist ja doch die Baumwollenfrage eine 
dar wichtigsten praetischen Fragen: der Volkswirthschaft und auf dem Continent 
nach lange niehl genug als solche gewur<)igt. DcTincenzi mag sich, be- 
sondera in der Geschichte des Handels und der CuHur der Baumwolle, his weilen 
geirrt haben, gleiehwehl isi sein geistToller Bericht höchst instructi? und werth* 
▼olier, ala ^ Kritiken seiner Gegner. 

2) IHm weitfM reichhsltigste Thema ist das über die Finanzen und die 
Steaem des neuen Königreichs. Wir fähren an: 

a. Trotte, Delle taase sul registro (eine neue Steuer in 
Italien). Fase. VI p. 5^3—593. 

b. Reyel, Studio sulie condizioni finanziarie dell' 
Italia. Fasp. VIII, 164 — 169, IX, 273—278, X, 397 
—410. 

c. Rossi, Criterio generale sujle finanze del regno 
d'Italia e contro-progetti della legge d'imposta sulla 

ricehezza mobile. Fase. IX p. 193-^234. Rossi hält Ita- 
lien fir mehr Terschuldei, als Frankreich, und für nicht minoer 
▼erschttldet, als England* 
d* Trivnlzi, Sulla richezza londiaria e sul debito ip^- 
tecario delle antiehe provincie Sardi. Fase. IX p. 
193—223. 
Kein Land in Europa ist mit seinem Finanzwesen so beschäftigt als das 
Königreich Italien. 

3) La moneta, atudto economico per Flebano. .Fase. X 
p, 334 — 36Q. Hat ea nur mit der Theorie zu. thnn und rarratk zu 
aehr daa ^^tudium tou IL GheTaliar. 

4) L'Italia e POriente nrlU- loro relaziani poliiiche e 
- commerciali per Petich. Fase VII, 38^64. 

5) Negri, Di alcune aognate repentineformazionidi flotte.. 
Fase. IX p. 284 sqq. 

Auch für DentseUand gilt, wenn er sagt, dass keine Flotte jemals in 
alter oder neuer Zeit improvisirt wurde und dass sich eine aolche am wenig* 
sten in unserer Zeit {dötzlich schaffen liest wegen der wanderbaten Vereinigung 
materieller und moralischer Elemente,^ welche alle zusammenwirken müssen, um 
eine Macht zur See zu gründen. 

6) L'Italia e la burocrazia per Bra4;lali. Fase. VII, 27—37. 
Auch Italien leidet an dieser Krankheit. 

Wir betrachten dieses Thema gleichfsUa als «in aehr wirthschaftliches, wie 
der Italiener, glaoben aber, dass wif Ibiii hierüber reichere Erfahrungen bieten 
können, als er uns, obwohl die malten Pratzen ein froahlbarer Boden dafür ge- , 
wesen zu sein sebeinsn. Auf der Höbe, diüset Cnltur steht I>etttachland. 
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England. 

Das ausMrgewöhhliche Steigen des Exporthandels. Krisis oder nicht Kri- 
sis? Wohlfeiles Brod und theares Geld. Der wachsende Eeichthum Eng- 
lands. 

1) The light thrown on the condltion of the eountrj bj the 

board of trade tables just issned. Economist, December 

5. 1863. 

Die VerÖffentlkhungeu des Handtlsamts gehen bis Ende October. Das 

Licht» welche sie über die Lage des Landes bringen, ftcheint iins ein Licht sn 

sein über überraschende und ungewöhnliche Thatsachen, deren* Ursacben abar 

noch TerhüUt sind, und deren Folgen ?ielleicht noch überraschender 4iein war- 

den als die jetzt beleuchteten Ergebnisse. Was wir in unserm letaten Bericht 

(Heft I S. 72 ff.) über den Exporthandel als eine Yermuthung ausgasprochen, 

scheint der Verwirklichung nal» zu kommen. 

Der Economist beginnt seinen Artikel mit den Worten: ,,Das auffallendste 
Handelsphänomen ist gegenwärtig die Zunahme unseres Ausfuhrhandels wah- 
rend der letzten zwei Monate^^ Er betrug: 

1862 1863 

September 11,396,327 L. St. 14,542,862 L. St. 
October 9,846,835 - - 15,082,332 - - 

21,243,162 L. St. 29,625,194 L. St. 
Wenn der Ausfuhrhandel in einem Monat um mahr als die Hälfte steigt, 
so^t das eben in Phänomen, weiches „most striking'^ ist. Zur Erklärung 
desselben führt der Economist drei Bewegungen in der englischen Manufactur- 
indnstrie auf. 1) Wohlfeile Nahrungsmittel haben die Production Ton allen 
Artikeln, welche von der grossen Menge consnmirt werden, angefeuert. Für. 
England wurde an Waizen in den ersten 9 Monaten impertirt: 
1862 '1863 

für 16,564,754 L. St. 9,066,827 L. St, 

2) Der Einkauf Ton roher Baumwolle in den neuerschlossenen Ländern 
hat eine groue Anregung für die Production einiger Arten yon Gütern ge- 
geben, welche diese Gegenden entnehmen und 3) hat der hohe Preis von 
Baunwollenwaaren die Fabrikation Ton Collen- und Leineuwaaren aehr be- 
fördert. Wir geben die Bauptartikel, welche die grösste Steigerung zeigen 
10 Monate bis Ende October 
Leinengarn. 
1861 1862 1863 

L. St. L« St. L. St 

1,291,586 1,535;374 2,056,101 

Leinenmanufacturwaaren. 
3,084,152 3,719,946 4,729,852 

Wollenes Garn. 
2,990,641 3,145,736 4,225,681 

Wollene Manufacturwaaren. 

2,515,696 3^783,509 3,413,638 

Baumwollene Manufacturwaaren. 

30,637,703 25,015^892 ^80,080,983 
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Wir Bfiffen itm ttnr fiberltsMo, sich darcli diese Erkliruiig befriedigt 
B« fohlen* Wir wurden Toniiglich aas zwei Gründen nicht überzeugt: 1) 
begreifen wir nicht, wie eine Ersparniss an den nothwendigsten Nahmngsmitteln 
plötzlich eine solche Consnmtion erzeugen soll; denn der niedrigere Preis 
der Nahrungsnittel ist erst wenige Monate alt, und 2) ersetzt die Leinen- und 
Wollenindustrie bei Weitem nicht die BaumwoUenmanufactur. Der höhere Preis 
beider Waaren aber wirkt umweifelhaft der Consumtion der Masse entgegen. 

Uebrigens finden wir, dass auch in Frankreich der Export yon 1863 den 
fon 1862 um mehr als 233 Millionen Frcs. während der ersten 8 Monate 
überschreitet, also auch hier eine ihnliche Erscheinung wie in England. Die 
Zifem sind nach dem Decemberheft des Journal des Economistes p. 
521: 

die ersten acht Monate 
1863 1862 

Ausfuhr 1,635,301,000 Frcs. 1,401,781,000 Frcs. 

Auch Frankreich hat wihrend dieser Zeit nur für 45 Millionen Frcs. Ce- 
realien Tom Ausland impertirt, wahrend das Jahr Torher wahrend dieses Zeit- 
raums fBr 118 Millionen Frcs« 

Dass der Economist nicht ohne alle Besorgniss ist, giebt er jedoch zu er- 
kennen, wenn er ssgt: „Es kann gewiss gezweifelt werden, ob unsere Ausfuhr 
nach Indiea 9nd andere baumwoUenprodudrenden Gegenden nicht die Grenze 
der Klnghtit erreicht oder aelbst überKhritten hat'S — fügt aber zugleich be- 
ruhigend hinzu: „aber mit dieser Ausnahme scheint kein Grund zu sein, zu Ter- 
mulhsn, daas irgend eine ?en diesen Vermehrungen unseres Handels nicht gc- 
aetamissig und gssmid sei'^ 

Wekhe B«iiorgnisse endlr^h auch bei ihm in Bezug auf den GeldmaHit 
snlateben, das beweist sein Leitartikel vom 12. December. Er apricht es da 
offen ana, dass er kdn Vertrauen dazu hat,, dasf der Metallabflusa nach dem 
Osten geheaunt werden (nimlich durch den hohen Discontosatz yon 8 Proc?iit). 
Er ssgt: „Wir haben eine Schuld contrahirt (für Baumwolle aus Indien, Brasilien 
und Aegypten), welche wir in Bsrren bezahlen müssen^ da unser Gläubiger et- 
waa Anderes nicht annehmen wird^S Wir finden in dem NoTemberhefl des J o u r - 
nal des Economistes p. 359 ff. eine interessante Zuschrift des franzd- 
aischen Natienaldkonemen Juglar, des Verfassers der gekrönten Preisschrift: 
Des crises commerciales de leur retour p^riodique en France, 
en Angleterro et aux Etats unis, welche die gegenwärtige kritische 
Lage Frankreichs und Englands yersnlasst hat. 

Nach ihm irt in der Bilanz der französischen und englischei^ Bank^ das 
wahre Maass der ökonomischen Lage dieser zwei Nationen und der Handelswelt 
überhaupt an finden. Zwei Artikel beanspruchen ziunal die gHteate Aufmerk« 
samkeit, ea sind die Schwankungen der Diicontirui%en und der Metallre* 

serrev - . 

Diese beiden Bewegungen, sehr regelmässig, obwohl nach entgegenge- 
setzter Richtung hin, wiederholen' sich mit einer entsetzlichen Gleicbmissig- 
keit der Wiederkehr (desesp^rante p^riodidt^). Wihrend das Portefeuille jedes 
Jahr anwichst, vermindert sich der MetaÜTorrath ohne Geräusch und nimmt 
allmihUg, aber bestindig ab. Seit langer Zeit rorbereitet, tritt dann eine Krise 
ein, welche nur eine allgemeine Abrechnung ist. 
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Es givbt folgeitd^Ds ZatilenUld 

Bank Ton Frankreich. Bank von EngUniY. 

Millionen frca. Discontirnngen. Hlllionni Froi. Discontirungen« 

In casso In casso 

1847 Krise 78 1^80 8 Ü 

1851 625 66 Ü 9 

1857 Krise 18^5 628 6 31 

1859 646 348 19 14 

1863 205 686 13 25 

Das Portefeuille schwillt jrdes Jahr mehr an bis zum Augenhlick| vo es 
sein Maximum erreicht , während der Metalhorrath ebenso jedes Jahr sinkt 
und sich bis zum Maximum reducirt findet im Augenblick der Krise. Dann 
leert sich das Portefeuille mit einer erschreckenden Schnelligkeit, während das 

Rückfliessen des Geldes in die Kassen der Banken die Liquidation der Krise 

anzeigte. Juglar erwartet, dass sich durch die Thatsachen seine Theorie 

bewahrheite, 

Wie sehr Englands gegenwärtige wirthschaftliche Lage seine politische 

Handlungsweise beeinflussen muss, dagegen dürfen wir Deutsche unsere Augen 

nicät Terschliessen. 

2) Cheap Com and dear Mobey. Eeon. NoTcmber 28. 1868/ 
Der Artikel hätte ebenso gut überschrieben sein kdnnen „tbcureil Getreldt) 

theure Baiimw<>Ile und theures Geld'S denn er handelt davon , data Ibeiirei 6«^ 
treide und theure Baumwolle den-Discont zum Steigen bringt, weil dies sehlies»^ 
lieb Beides nicht gegen Waaren, sondern gegen Geld bezogen werden mfiar. 
Nur wirkt zuletzt theure Nahrung hemmend auf die Industrie und ist Im Stande, 
das in derselben angelegte Geld in die Banken zurüek^ieaseH zu laseei». Die 
Berechnung des Geldwerthes fQr die rohe Baumwolle in diesem Jahr» wnd im 
nächsten, wenn die Preise derselben nfcht sinken» glauben wir nicht Torent^ 
halten zu ducfen, da sie Vieles erklären. 

Er berechnet den Werth der Einfuhr der rohen Baumwolle 
für 1863 auf 52,559,600 L. Sf. 
- 1864 - 68,008,000 - - 
Es betrug derselbe nur 

1857 . . . 29,288,827 L* St. 

1858 . . 30,106,968 - - 

1859 . . 34,659,636 - - 

1860 . . 35,756,889 - - 

3) Das Steigen dl-es Reicbthuma in GroasbrilannieD. EcoA» 

becembcr 12. 1863. 

Auf Grundlage der Einkommensteuer berechnet ist das jährliche Einkom- 
men Ton England, yon 100 L. St. aufwärts, gestiegen: ' 

: von 1854—1859 Millionen L. St. 

in England und ^Vales um . . 27,5 oder 5,5 pro Jahr 

- Schottland 0,6 - 0,1 - - 

- Irland . ...... 1,^3 - 0,3 - - 

- Vereinigtes Königreich . . 28,4 - 5,7 - 
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Dieses Steigen drr Einnahmen lässt auf eine Ersparniss während der fünf 
Jahre schliessen Ton (5,7x20) jährlich 114 Mill. L. St. Von 1843 an 
steigt in den darauf folgenden 9 Jahren nach der Einkiommentiixe das Vermö- 
gen derer, welche eine Einnahme yon 150 L.* St. aufwärts haben ^ jährlich 
um eine Einnahme Ton 2,1 Mill. oder 42 Mill. L. St. Ersparnisse. Die Er- 
sparniss für 1863 wird auf 130 Mill. L. St. geschätzt. Wir werden dies 
Thema noch weiter verfolgen. K — n. 
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JStfttli4f«€he» über den Anwacb» defi Capttalvermd^en« 

In Genf. 

Ccmparaieon des taIcutb soumiseB ahx droits de EucceBflion dana tt ctntoti 
de Geneve de ISld ä 1862 par M. A> de CandoUe. Geneve 1863. 

Wir haben hier eine kleine Brochure scheinbar nur rein lokalen Jnhalta 
vor uni; aber sie hi in der Thal so interesBant, daas es vohi iohnt, auch 
in vetteren Kreieen auf die in ihr enthailenen Kc^nltete aurmcrksem tu machen^ 
zumal da ohne besondere Hinireiaun^ auch der Statistiker nnd Nationalökonom 
Tom Fache aie leicht übersehen konnte. 

Ihr Jnbalt — nämlich die «tatialische Mittheilung der Summen^ Ton 
welchen jahrlich in Genf die Erbschaftssteuer erhoben wird, — giebt ein an- 
Bchanlichea ßild Ton dem Amrachacn dea CapitalTermogena in dieser schon zu 
Anfang dieaea Jahrhunderts aehr reichen und bis in die neueate Zeit durch 
ihr induatrielles Leben »ich auszeichnenden Stadt; — atc giebt abo ein Bild 
Ton einer Thatsache, zwar nur für einen gewissen Ort imd für eine gewiaec 
Zeit — aber von einer Thataache, die sich sonst aller eisakten statistischen 
Beobachtung entzieht und die , wo sie auch sonst eine exakte Beobachtung 
luliease, doch selten solche sichere Grundlagen und einen so visaenscbaftlicb 
bedeutenden Beobachter finden wird. 

Nalüriich sind die Zahlen zunächst Reaultate der besonderen Verhältnisse 
Genfs. Aber immerhin lasspn sich mutatis mutandis daraus Terallgemeinernde 
Schlüsse nber den Capitalanvacha in den modernen europäischen Industrielanden 
überhaupt, wo ahnliche Bedingungen Torv^alten, ziehen. Ea ist wenigstena 
ein sicherer Anhalt für eine Präge, der gegenüber ea bisher beinahe an allen 
sicheren Uaterialien zur Beantwortung fjfhite« 

Nach de Candolle's glaubwürdigen Angaben sind die ErbschaftsaDgaben 
und Vermogensschätiungen , welche das ganie Vermögen des Verstorbenen in 
Genf begreifen, als durchaus genau und dem wahren Werthe entsprechend zu 
Termuthen and daher allen anderen Yermogensangaben, wie denen für Ver- 
sicherungen, H^pothekirung u* s. w., weit Tonuziehen. Pie Angaben umfassen 
AlleSf waa ein Genfer oder ein Fremder bei seinem Tode besitzt; nur wird 
lur den Fremden daa nicht mitgerechnet, wia er auBsfrhalb Genf« besitzt, 
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ffir den Genfer die Immohilien nicht, die ausserhalb des genfer Territoriums 
ihnliche Steuern zahlen müssen. Eine absolute Schätzung des genfer Ver- 
mögens mm hieraus ableiten zu vollen, wäre offenbar ein schwieriges Problem, 
das de Candolle genau untersacht, aber als zu unsicher fallen lasst. Um 
so sicherer aber lasst sich aus diesen Angaben auf das relative Anwachsen 
des Vermögens schliessen, abgesehen von der etiraigen allgemeinen Veränderung 
der Preise und der etwaigen Geldentwerthung; Doch sind diese beiden Mög- 
lichkeiten im vorliegenden Falle jedeiifalls nicht von so durchgreifender Be- 
deutung, um das Resultat wesentlich zu modificiren. 

Wir theilen die Tabelle ihrem ganzen Umfange nach mit: 







1 


Berölke- 








Bevölke- 


Jahr- 
gang. 


Gesammtwerth, von 
welchem die Steuer er- 
hoben wurde. 


mng nacb 

den /Jlh- 

lungen. 


Jahr- 
gang. 


Gesammtwerth, von 
welchem die Steuer er- 
hoben wurde. 


rung nach 
den Zäh- 
lungen. 




Prancs 


Cent. 






Francs 


Cent 




1819 


3,516,079 


38 




1841 


8,040,748 


53 




1820 


3,537,712 


15 




1842 


9,756,405 


41 




1821 


1,081,621 


23 




1843 


10,304,140 


20 


61,871 


1822 


5,309,291 


23 


51,113 


1844 


9,064,276 


24 




1823 


5,715,710 


69 




1845 


7,464,538 


74 




1824 


3,425,880 


92 




1846 


9,627,911 


24 




1825 


4,186,173 


46 




1847 


13,410,924 


— 




1826 


7,087,661 


53 




1848 


12,426,045 


— 




1827 


4,589,061 


61 




1849 


4,170,122 


— 




1828 


6,294,736 


53 


53,407 


1850 


10,022,622 


— 


63,932 


1829 


4,006,119 


69 




1851 


19,190,905 


— 




1830 


6,217,726 


92 




1852 


7,668,654 


—, 




1831 


5,039,215 


38 




1853 


15,382,583 


— 




1832 


7,889,719 


30 




1854 


12,595,292 


91 




1833 


4,193,630 


84 




1855 


13,276,943 


la 




1834 


9,969,395 


30 


56,655 


1856 


8,216,967 


10 




1835 


4,911,313 


84 




1857 


14,057,491 


— 




1836 


9,969,895 


30 




1858 


15,306,056 







1837 


9,605,973 


76 


58,666 


1859 


13,082,769 


— 




1838 


6,260,102 


38 




1860 


11,331,333 


26 


83,345 


1839 


9,368,523 


83 




1861 


15,641,550 


61 


i 


1840 


10,953,186 


41 




1862 


15,922,461 


66 





Die Zahlen differiren von einem Jahre vna aadem ziemlich stark« Dies 
kommt theiU von der Verschiedenheit der Sterblichkeit, theils von Jahrea ^er 
Entwerthung (18 i9), theils von einzelnen enormen Vermögen her* Daher 
zeigt sich ein reineres Resultat^ wenn man Perioden von 4 Jahren nimmt. 
Dann gestaltet sich die Tabelle folgendennaMssn : 



m 



Misccllen. 



Periode» von 


Durchsdmittssumme von 


4 Jahren. 


jeder Periode. 


. 


FnoLCs 


Cwt ■ 


1819—1022 


3,361,175 


»9 


1823—1826 


5,103,866 


66 


1827—1830 


6,276,911 


18 


1831—1834 


6,772,990 


20 


1835—1838 


7,686,821 


32 


. 1839—1842 


9,529,716 


04 


1843—1846 


9,113,216 


60 


1847—1866 


10,007,428 


26 


1851—1854 


13,709,358 


72 


1855—1858 


12,714,364 


31 


1859—1862 


13,994,529 


14 



Darnach xeigt sich klar der enorme Capitata n wachs im Verhältniss yon 
3 zu 13, während die BeTölkemog eich nicht einmal yerdoppelt hat« 

Endlich giebi de C and olle noch eine dritte Tabelle, indem er drei 
dieser Tierj^hrigen Perioden, die je 20 Jahre ans einander liegen, Vergleicht; 
jede dieser 3 Perioden ist frei ton besonders eingreifenden Ereignissen: 



Vierjährige 

Perioden von 

20 zu 20 

Jahren. 



1819—1822 
1839—1842 
1869—1862 



Durehschnlttliche 

Werthsumme jeder 

Periode. 






Francs 

3,36 J, 175 

9,529,716 

13,994,529 



Cent 
99 
04 
14 



« O 



183»/< 
46% 



Bevöl- 
kerung. 



50,500 
60,300 
83,400 






19% 

38Vc 



Auf 10000 
Seelen jähr- 
liche Werth- 
summe der 
Erbschaften. 



Zunahme dieser 
Werthsumm« 
für 10000 See- 
len von 20 zu ,20 
Jahren. 



Francs 
665,579 
1,580,384 
1,678,001 



137% 
6% 



Das Vermögen bat demnach in Genf Ton 1819 — 42 um ISSVo» dieBe- 
Yöfterung um 19Vo» ▼<>» 1842 — ^^62 das Vermögen um iffi/^^ die Bevölkerung 
um 38% zugenommen. Jm Verhältniss zur Bevölkerung ist also das Ver- 
mögferi in der ersten Periode um 137%, in der zweiten nur um 6% gestiegen. 
Wie ist das zu erklären? Wird dod^ sonst gerade seit dem demokratischen 
Umschwung im Jahre 1842 resp. 1847 auch die glänzende industrielle Ent- 
Wickelung Genfs datirt. 

Def berühmte Gelehrt« kann hier nicht umbin, seine politischen Gesin- 
aUDgen als Führer der genfer Aristokratie durchblicken im lassen, obgleich 
er die ganie Thatsache nur objectiy hinstellen -will, ohne sie nach ihren Ur-> 
sa^han zu beürtheilem Dasa die Zahlen ihre Richtigkeit haben, daran ist 
nicht zu zweifeln; um aber den Unterachied beider Perioden zu erkltran, ge* 
nugt es nicht, daran zu erinnern, dass die ganze Umwandlung des alten 
Genf in das neue mit seinen neuen Stadttheilen , seinen Prachtbauten, seinen 



Miictllcff. 1«S 

glinienden Hagaiinen und sahlreichen Banken durch Capitalumformung ohne 
Capitalbildong iMglich 9$i^ olnrohl diaaa Erklirung thdlwdia richtig sein 
wird} man nuas lugleich daran erinnern, dass die genfer Gold- und Uhren- 
Indnatrie durch Ereignisse, die ausserhalb Genf liegen, seit 1847 nie mehr ao 
gläniende Geachifte machte wie vorher , daaa die durch den demokratischen 
AufachwuBg, hauptsächlich durch die erleichte^^te Ansiedelung seit 1847 und 
1848 entstandene groaae Zahl neuer bürgerlicher und ökonomischer Existenzen 
noch nicht in den Sterbelisten aich zeigen können, daaa die gcosae Einwan- 
derung der nethigen Arbeitakrafte meist" liemlich unbemittelte junge Männer 
nach Genf gebracht hat^ die, ohne grossea Vermögen gesammelt zu haben, 
doch ala äusaerat nützliche Glieder in der Tolkswirtfascbafilichen Thatig- 
keU Genra gelten dürfen. Sie sind ein neues Element ia der genfer 
Gesellachaft, das die Bevölkerungsliste yermehrt, ohne ebenso die Erb- 
acbaftalisten in gleichem M^asse zu fermehren, schon weil sie . meist noch 
am Leben sind. Durch sie erscheint dann die Vermögenaansammlung der 
übrigen Genfer kleiner , als sie ist. Wäre die Be?ölkerungazunahme eine 
gewöhnliche durch Zeugung, ao hätte de Candolle bis auf einen gewiaaen 
Grad recht. Sie ist aber beinahe auaachUeaalich eine Einwanderung Ton jungen 
Arbeitskräften, und das Menachenkapital , das arbeiten kann, vermindert nicht, 
aopdern vermehrt den Wohlstand. 

Daaa zugleich die Verbrauch- und die Genusssucht sehr zugenommen 
haben in Genf, ist nicht zu leugnen« Das alte Genf mit seinem rigoristischen 
atrengen ProtestanUamus begünstigte das Sparen mehr als der lebenslustige 
Nationalismus der jetzt herrschenden Demokratie. Aber auch daa Sparen hat 
aeine Grenze und etwaa mehr Lebensgenu^f ist heilsam und nothwendig auf 
einer gewissen Culturstnfe. 

Doch Yerlieren wir uns nicht in kritische Bemerkungen; wir wollten nur 
Zahlen mittheilen« Nur. ao viel aei noch bemerkt: jedenfalls wird es zum Min- 
densteo etwaa einseitig sein, wenn da Gandolle, unter Anbetracht dea all- 
gemeinen Steigens der Preise in den letzten Jahren, erklärt, der Wohlstand 
Genfs habe in den letzten 20 Jahren beinahe ao gut wie nicht zugenommen. 
Das allgemeine Steigen der Preise in den letzten 20 Jahren ist in Genf ge- 
ringer als irgendwo in der übrigen Schweiz oder in Deutschlsnd gewesen, 
denn dieses Steigen besteht meist in einer Verwandlung, der Preise abgelegener 
Binnenländer in die Preise der grossen Weltmärkte, und diese Verwandlung war in 
Genf früher Tollzogen, ala irgendwoanders. Das Element der Geldentwerthung 
in Bezug auf die Preise aber, obwohl kaum mehr ganz zu läugnen, ist jeden- 
falls Torerst noch ziemlich unbedeutend. 

Dr. 6. SchmoHer. 
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IV. 
Bie SparkAMen im KSni^reteli lt»ltett. 

Nach dem Jahrbuch des HiniBteriuma der Agricultur, der Industrie und 
des Handels für 1863 gab es im Königreich Italien 154 Sparkassen, yon 
denen 112 Tor und 42 nach dem Jahre 1860 entstanden. Von diesen ge- 
hören: 

24 den alten Provinzen, 49 den romischen ProTinzen, 

28 der Lombardei, 8 Modena und Parma und 

30 Toscana, 15 Neapel und Sicilien. 

Alle lomhardischen Sparl^assen sind Filiale der grossen Sparkasse zu Hai- 
land (s. Jahrbücher 1863 S. 634). Die Sparkassen der romischen Provinzen, 
sowie die von Toscana sind von anonymen Gesellschaften gegründet und haben 
ziemlich denselben Geschaftskreis wie die lombardischen. Die der alten Provin- 
zen sind gleichsam als Succursalen der Leihhäuser entstanden. In den südlichen 
Provinzen sind die in Neapel und Palermo von der Regierung hervorgerufen 
worden, die übrigen aber Municipalinstitnte wie auch die in Parma und Ho- 
dena. 

Nur von 19 Kassen liegen genaue statistische' Angaben vor. Ihr Umsatz 
beläuft sich auf einen Werth von 188,629,594,72 Lire, die Zahl der Bücher 
beträgt 284,002 und das Capital oder die erste Dotation figurirt mit 
1,171,135,63. 

Die Vertheilung auf die verschiedenen Provinzen ist folgende: 

Werthe in Umsatz. Zahl der Bücher. Capital oder Dotation 
Lombardei 101,238,895,38 123,656 300,000,00 lire 

Florenz mit seinen Filialen 24,579,992,18 28,941 27,832,30 - 

Unabhängige toskanische 

Kassen . . . 6,474,456,67 34,944 24,984,80 - 

Römische Provinzen 47,311,715,71 64,808 317,318,56 - 

Alte Provinzen 6,803,146,30 20,953 161,947,52 - 

Modena und Parma 1,039,695,36 4,089 2,000,00 - 

Neapel und Sicilien 1,181,693,12 4,607 337,052,45 - 

Offenbar ist das Sparkassenwesen in Italien noch sehr unentwickelt und 
deshalb wohl auch die Statistik desselben noch sehr unvollkommen. Das 
nächste Jahr wird uns hoffentlich auch genaue Angaben über die Grösse der 
Sparkassen-Einlagen bringen, damit ein Vergleich der italienischen Sparkassen 
mit denen anderer Länder möglich wird. 

Auffällig ist die geringe Summe in den alten Provinzen. Bei den anonj« 
men und Commanditgesellschaften sind dieselben dagegen mit einem stärkeren 
Capitale betheiligt, als alle übrigen Provinzen des Königreichs zusammenge- 
nommen. Offenbar ist das Sparkassenwesen in Italien bis auf wenige Theile 
noch sehr unentwickelt. 



V. 
Die Anfänge der mercantilistischen Staats- 
praxis in Dentsohland. 



£ls war für den mit den ökonomischen Gesetzen noch nicht be- 
kannten Geist ein unerklärliches Phänomen, welches im 16. Jahrhundert 
der jungen Staatskraft ein Feld der Thätigkeit und dem (Jedanken ein 
neues Feld der Forschung eröffnete ; wir meinen die in Europa in jener 
Zeit, hier etwas früher, dort etwas später, aber bis zum letzten Viertel 
des Jahrhunderts durchweg und meist plötzlich eingetret^e Steigerung 
aller Preise. 

Wir wissen heut zu Tage, das, was schon Bodin im letzten Vier- 
tel des 16. Jahrhunderts, wenn auch noch nicht von den Irrthümem 
seiner Zeit ganz frei, erkannt hatte, dass diese Preissteigerung im 
Grossen und Ganzen durch nichts Anderes erzeugt worden ist, als 
durch die Vermehrung der edlen Metalle, welche damals stattfand; 
oder mit andern Worten ausgedrückt, das« im Allgemeinen nicht die 
Waarenpreise gestiegen, sondern Gold und Silber wohlfeiler geworden 
Waren. Nur hierin können wir die hergebrachte Meinung nicht als 
ganz richtig anerkennen, wenn sie die Aenderung der Metallwerthe 
all<^ den aus Amerika zuströmenden Gold- und Silbermassen zuschreibt; 
denn es seheint im höchsten Grade wahrscheinlich, dass die bedeuten- 
den Quantitäten, welche namentlich die deutschen Bergwerke Ende des 
15. und bis zu der Mitte des 16. Jahrhunderts lieferten, auf die Preis- 
steigerung ebenso sehr, wenn nicht mdir eingewirkt haben, als die 
amerikanische Metalleinfuhr der ersten Zeit^). 



1) Wir woUen hier nur einige Data fiber die deutsche 9ilberprodaetion im 16. 
Jahrhundert anführen, bei der vir idles Unbestimmte oder üebertriebene wegge- 
II. . - 11 
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Die damalige Zeit aber verstand den Zusammenhang zwischen Ur- 
sache und Wirkung nicht — Bodin sagt, er sei der Erste, der die 
räthselhafte Erscheinung aus der Metallvermehrung erklärt habe. Die 
Verwaltungspraxis der Zeit hatte den Grund anderswo gesucht, und 
fuhr auf dem von ihr betretenen Weg, dem vermeintlichen Uebelstand 
entgegenzuwirken, auch dann noch fort, als die Wissenschaft schon 
zur Erklärung desselben gelangt war. 

Sie erkannte nämlich in der Preissteigerung nicht die nothwendige 
Consequenz bestimmter, das volkswirthschaftliche Leben beherrschender 
Gesetze; man ahnte damals deren Existenz ebenso wenig, als eine 
spätere Zeit die Einwirkung anderer Sphären auf das volkswirthschaft- 
liche Leben anerkennen wollte ; man hielt vielmehr die Preissteigerung 
für künstlich und allein durch eine unordentliche Ausbildung des 
Handels bewirkt. 

Nun lässt es sich schwerlich läugnen, dass nicht diese Zeit der 
Umwälzung in den Verkehrswegen und Handelsgegenständen von den 

lassen haben. Kach^Gmelin, Geschichte des deutschen Bergbaues (HaUe 1788) 
lieferten die Bergwerke von Ellischau, Willhartig, Drossa und Przimisl (nach Ori- 
ginalurkunden unter der Regierung Ferdinands I. jährlich 10,000 Mark jedes; Kut- 
tenberg, das aber schon 1528 sehr abzunehmen anfing, im Jahre 1523 17,700 Mark, 
Joachimsthal zwischen 1516—1537 jährlich ca. 60,000 Mark, Aberdam um das 
Jahr 1646 jährlich 10,000 Mark , Falkenstein in Tirol von 1523—64 jährlich ca. 
54,000 Mark, Kizbüchel und Rohrbüchel ebendaselbst, ersteres 1540 18,000 Mark, 
letzteres von 1550^1606 jährlieh ca. 10,000 Mark, Schneeberg in Meissen von 
1534—1544 ebenso viel jährlich, Annaberg von 1545—1550 (nach Hunger, Sachs. 
Finanzgeschichte. Leipzig 1790, S. 86) jährlich ca. 68,006 Mark; von Freiberg wird 
sogar berichtet, dass es von 1542—1616 jährlich 80 Ctr. Silber allein an Bergzehn- 
ten geliefert habe, was offenbar tibertrieben, doch immer einen jährlichen Roh- 
ertrag gleich dem von Annaberg nicht unwahrscheinlich miwsht; ausserdem noch 
Silberbergwerke in Steiermark, Mähren, Böhmen, am Harz, im thüringer Wald, im 
Fichtelgebirg, im Meissen'schen, in Baiern, Württemberg und Tirol, deren theil- 
weise von kundigen Zeitgenossen, wieAgricola, als sehr ergiebiger gedacht wird, 
über welche uns aber nähere Angaben mangeln. Sollten wir nach diesen Daten 
nicht zu der Annahme berechtigt sein, dass Didutschland um das Jahr 1525 wenig- 
stens 200)000 Mark Silber, um das Jahr 1550 260—300,000^ Mark producirt habe? 
Nun ist nach Ranke (Fürsten und Völker von Südenropa im 16. und 17. Jahr- 
hundert. S. 351 ff.) die amerikanische Geldeinfuhr nach Europa um das Jahr 1526 
nicht viel Über eine halbe Million (Scudi?), um das Jahr 1550 aber nicht über 2—3 
Millionen anzunehmen (= 90,000 und 450,000 Mark Silber). Da nun das Gold, 
selbst in dem silberreiehen Peru über Vs des gewonnenen Metalh betrug (Ranke, 
856), neben der Umwälzung des Qeldwerths überhaupt sich zugleieh eine in dem 
Verhältniss von Gold und Silber vollzog, durch welche das erste im Verh&ltmss zu 
dem letf^tera stieg, ao wird man den bedeutenden Einöuss der deutschen Metall- 
prodttoti^^^ auf die Preissteigerung nicht veirkenften dllrfen. 
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groissen Kaufhemi zu übertriebner Aosdehnuiig ihres Gewinns benutzt 
worden sei; einzelne Thatsachen sprechen zu deatlich dafür'). Aber 
uämt dar Natur dar Sache nadi Bnesten sich die günstigen Wirkungen 
des vermehrten Geldkapitals zuerst im Handel zeigen; der Handelsge- 
winn ist am Idditesten einer raschen Steigerung fähig. Dazu kam 
noch ausserdem , dass die bedeutendai Handelshäuser der Zeit durch 
ihre Geschäfte mit den Fürsten die aus den Bergwerken zuströmenden 
Massen der Edelm^ialle grösstentheils aus der &ntea Hand bezogen 
und so die Vortheile der Geldvermehrung doppelt genossen; ja, wir 
müssen dieselben drei- und mehrfach anschlagen, wenn wir die günstige 
Stdlung in Betracht ziehen, welche es gewährte, in einem Zeitpunkt 
im Besitz der flüssigen Kapitale zu sein, in welcher die Preissteigerung 
noch nicht durchweg. eingetreten, und die Ausgleichung zwischen dem 
Preis der verschiedenen Gegenstände noch keineswegs zum Abschlüss 
g^onmien war. Eine Benutzung der Eapitalmacht aber, wie sie Beichsr 
polizeiordnungen und Torritorialgesetze unter dem Titel „wucherliche 
Gontracte^^ verfolgen^), oder wie sie Luther ia sdnem Bedenken von 
Kau&handlung dem olEentiichen Hass preisgiebt^), war wenig geeignet, 



2) Aus einem Gatachten des kleinen AnsscImBses des Beiehsregiments vom 
Jahre 1523, das Ranke peutsche Geschichte im Zeitalter der Reformation IT, 
Not 44) anführt, geht hervor, dass V^aaren, welche durch die Eröffirang der neuen 
W^ege^ch Indien hätten sinken müssen, in Kurzem auf das Doppelte und Mehrfache 
gestiegen waren. Langer Zimmt, der im Jahr 1516 1 Gulden 18 Kreuzer kostete, 
galt 1518 2V4 Gulden, Muscatnüsse waren von 27 Kreuzern, welche sie 1519 gal- 
ten, im Jahr 1522 bis zu 3 Gulden 28 Kreuzern gestiegen, Muscatblüthe von l fl^ 
6 kr. im Jahr 1518 auf 4 fl. 6 kr. im Jahr 1522. Der Ingwer war von seinem 
frühem Preis (21—24 kr.) schon im Jahr 1516 auf 1 fl. 3 kr. gestiegen, der Gtr. 
ZuQker kostete 1516 11—12 fl., 1518 20 fl. u. s. w. Man bemerkte damal^, dass 
die Kaufmannsgesellschaften , welche . diesen Handel in Händen hatten, sich bereit 
erklart hätten, dem König von Portugal noch grössere Preise, als er sonst fordere, 
zu zahlen, wenn er nur yerspräche, die später Kommenden noch mehr zu steigern, 

3) Vgl. Sächsisches Ausschreiben vom Jahr 1583. Cod. Aug. I. 139 ff. Reich- 
haltiger in der Aufzählung von Einzelfallen ist die württemb. Landesordnung von 
1652 (Rey scher XH. 203 flf.); da wird beschrieben, wie die „geutzwürme" mit ge- 
ringem Geld und betrüglicher Bezahlung gute Aecker und Weinberge au sich brin- 
gen, sie dann wieder theuer verkaufen, so jedoch, dass sie auf denselben eine 
ewige Gülte stehen lassen; diese lassen, sie denn aufwachsen, bis sie das Land 
mn die verfallenen Zinsen an sich bringen ; andere machen einem Handwerker Tor- 
schüsse und nehmen ihm dafür die Arbeit um halbes Geld hinweg, andere leihen 
(nach dem sächsischen Ausschreiben) Waaren, welche sie zu baarem Geld und zu 
übertriebenen Preisen anschlagen u. s. w. 

4) Die meisten seiner Anklagen ruhen auf der Annahme einer Steigerung des 
Waarenpreises durch die sog. Monopolien^ auf welche wir weiter unten zurückkom- 

11* 
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mit den sich auf häuf enden Beicbthümem zu versöhnen^); sie atleia 
hätte hingereicht, die Stimmung der Zeit gegen den Handel zu kehrei^ 
wenn auch nicht noch andere Faktoren hier von Einfluss gewesen 
wären. 

Wir legen, trotz Luther 's Klagen, weniger Gewicht darauf, das» 
es die ^hon mächtige und zahhreiche Klasse der Beamten war, welche, 
auf ein nicht dehnbares Einkommen angewiesen, unter der Preisstei-^- 
gerung, am meisten litt^); als viel wichtiger ist hervorzuheben, dass 
die beiden grossen geistigen Kreise, die bei dem damaligen 6e- 
sammtumschwung des Lebens und Denkens vor Allem einwirkten, 
dass die antike und die auf biblisch-christlicher Grundlage ruhende 
Lebensanschauung dem Handel nicht günstig waren/ Die Anfänge der 
antiken Staaten ruhten yolkswirthschaftlich fast ausschliesslich auf dem 
Ackerbau; der Handel entwickdte sich in denselben erst zu einer Zeit, 
wo er auf die Grundordnung des Staats nicht mehr von Einfluss sein 
konnte, ein solcher ist ihm auch nie eingeräumt worden. Die das an- 
tike Leben abriegelnde Philosophie, wie sie, namentlidi durch Artstor 
teles repräsentirt , auf die Bildung des Beformationszeitalters, wie der 
vorhergehenden Jahrhunderte, von der entschiedensten Einwirkung war, 
weist auch dem Handel eine wenig geachtete Stellung an ; sie hält ihn 



men werden. Einzelne seiner BesclMildigungen würden schwerKch Leut zu Tage als 
solche genommen, wie z. B. die, worin er den Eanfleuten vorwirft, sie verkauften 
Waaren, die sie selbst noch nicht im Besitz hätten, theuerer, als sie dieselben vor- 
aussichtlich einkaufen würden auf Lieferung. Aber einige der Tücken und bösen 
Stücke, wie er sie nennt, würden auch freilich heute nicht günstiger beurtheilt wer- 
den. Vgl. §. 43 und §. 46 der angezogenen Schrift (ß. 1113, 1116). 

5) Ermahnung an die Pfarrherm u. s. w. §. 94 (8. 1084). Der Wucher sitzt zu 
Leipzig, Augspurg, Frankfurth und dergleichen Städten und handelt mit Geldsummen 
— wir Pfarriierm und Prediger und die so von Zinsen leben, kein Gewerbe haben 
und unsem Pfennig uicht steigern können, fühlen wohl, wie nahe uns die Wucherer 
sitzen. — Bauren, Bürger, Adel können ihr Korn und Arbeit steigern, ihr Pfennig 
duppeln und trippeln — wir müssen herhalten u. s. w. 

6) Wie die Zeit gegen den Handel gestimmt war, zeigt ein Passus aus der 
sogenannten Reformation Friedrich IIL, die jedenfalls, wie Eichhorn gezeigt hat, 
(Peutsche Staats- und Rechts-Gesch. IIL §. 408) dem Reformationszeitalter auge- 
hört. Danach sollen alle Kaufmannshändel zu Gunsten der armem Klassen geän- 
dert werden. Um zu verhindern^ dass sich allzu grosses Vermögen in einer Hand 
-ansammle, wird bestimmt, dass kein Kauj&nann einen grossem Handel ^als bis zu 

10,000 Gulden vornehmen darf. Das üebrige .soll dem Reich anheimfallen, Rat 
Einer mehr Geld, so soU er est tei der betreffenden Obrigkeit um 4% niederlegen, 
welche dasselbe um 5% an arme Dürftige ausleiht. Vgl. Hagen, Deutschlands litt, 
und relig. Verhältnisse im Rf. ZtA. U. 341. 



i 
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sogar, als Gewerbe betrieben, fdr unsittlich und verwerflicii 0* Nun 
lief zwar die Entwickelung des 16. Jahrhunderts unaufhaltsam und 
drängend der Gddwirttelhaft entgegen, aber ohne sich dessen bewusst 
zu werden; das Staatsideal des Aristoteles, der Ackerbaustaat®), war, 
trotzdem dass er einer rückwärts liegenden Zeit angehörte , auch das 
Staatsideal unserer Periode *), es konnte nicht fehlen, <iass diese Rieh- 
tcmg der öffentlidben Meinung eine feindselige Beurtheilung des Handels 
ui^rstützen mosste. 

Die Bibel kennt, im alten Testament wenigstens, nur den Acker- 
baustaat; die Evangelien a^cheinen, bei ihrem allem irdischen Trachten 
abgoieigten Geist, einem Beruf nicht günstig, in welchem sieh jenes 
Traditen vielleicht am unruhigsten und ungebundensten zeigt. Hier 
holte sich einei*seits der Volkshass seine Nahrung, andrerseits die ökono- 
mische Gesetzgebung ihre Begrandung; in den Ordnungen verschiedenster 
Art wird ausdrücklich aufdie Anforderungen des göttlichen Gesetzes recur- 
rirt *•). Die christliche Billigkeit, wird verlangt, solle den Handelsgewinn be- 
stimmen; ein Kaufmann, meint Luther, soll seine Waaren nicht so theuer 
geb^, als er kann, sondern nur so hoch, als recht und christlich billig ist ^*). 



7) Aristoteles, Politik I, 3, 12. 
, 8) Aristoteles, Politik VIII, 4. 

9) Karl Hagen, Deutschlands litterarische und religiöse Verhältnisse im 
Reformationszeitalter II. S. 334 E giebt einen Auszug aus des Eberlin von Günz- 
bürg Schrift: Eine neue Ordnung weltlichen Standes, das Fsittakus angezeigt hat, 
in WolÜEEria beschrieben, vom Jahr 1521, darin heisst es: Keine ehrlichere Arbeit oder 
Nahrung soU sein, denn der Ackerbau; aller Adel soll sieb nähren vom Ackerbau. 

10) Württemb, Landesordnung v. 1636 fReyscher Xu, 97): „In den gebotten 
Gottes werd.en wir ausstruckenfieh uaderricht, das niemands dem andern das sein 
unbillicher «weiss, durch böss keuff, leihen^ wedisseln, oder ander ungepürUch hand- 
thierungen abziehen, auch des nechsten guter, und anders des sein ist, nit begeren 
soll, dem aber von vilen, die Christen menschen sein, wollend unchristenüch in man- 
cheilei weg zu entgegen gehandelt, die gebott Gottes yeracht, vnnd der gemein 
nuz auch gutte poUicey zerrfttt werden*^ So begumt ein. Abschnitt gegen „die 
wucherlichen und bösen fürkäufe^^ — Eine brandenburg'sche Polizeiordnung vom 
Jahr 1604 wendet sich gegen den Aufwand in Kleidung mit der Ermahnung: „es 
möge sich jeder Christlich erinnern, dass vnsere erste Eltern wegen des schweren 
SOadenfaliS ton aller Gerechtigkeit nackent und bloss worden, dahero dann ein 
jeder durch Anschawung geiner Kleider sich billiger n\ehr zu betrüben , als dass 
er dieselben zu solcher Üppigkeit und Hoftoh zu gebrauchen Anlass oder Ursache 
haben solte". Corpus Constit. March» V, 1. Abth. S. 79). 

11) Bedenken von Kaufshandlung §. 7 (S.1095). Aber das beste, wäre, meint er, 
dass weltliche Obrigkeit vernünftige rödliche Leute setzte und verordnete, die aller- 
lei Waare aberschHkgen mit ihrer Kost, und setzten darnach das Mass und Ziel, 
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Solche vage dehnbare Begriffe können nun freilich dann kaum viel Un- 
heil verrichten, wenn die Natur dessen, was von ihnen aus beurtheilt 
wird, erkannt ist. Aber das war mit den Yolkswirthschaftlichen Ge- 
setzen nicht der Fall. Luther zum Beispiel meinte, der christliche 
Kaufmann regle s^nen Gewinn am besten nach der Mühe und Gefahr^ 
die er bei der Herbeischafiung der Waaren gehabt, und fügte hinzu, 
dass der Tagelohn eines gemeinen Arbeiters, abgesehen von der grossem 
Anstrengung und Gefahr der Person des Herbeischaffende, den rieb-* 
tigsten Maassstab abzügeben vermöge ^>). 

Mit derartigen, die Wirksamkeit der Eapitalkraft so ganz und gar 
verkennenden Ansichten d^ Zeit hängt eine weitere zusammen, wonach 
die körperliche Arbeit allein als die betrachtet wird, welche das gött- 
liche Gesetz von Menschen fordert. Auf die Z^itmeipungen über dia 
menschliche Arbeitspflicht und ihre Einwirkung auf die Yolkswirth- 
schaftspflege werden wir noch einmal, weiter unten zurückkommen.. 
Hier genügt die Thatsache, dass man geneigt war, den Kaufmann als 
einen Menschen anzusehen, der ohne die Mühe der Arbeit einen nur der 
Arbeit zukommenden Lebensunterhalt bezöge ^^), dessen Thätigkeit daher zu 
Gunsten der wirklich Arbeitenden so viel als möglich zu beschränken sei, 
eine Ansicht übrigens, die auch in unserer Zeit wiederholt worden ist, auch 
wohl unter dem vornehmeren Schein wissenschaftlicher Terminologie^*). 

Wirkten nun Thatsachen und Ansichten dahin, dass die Zeit die 
Preissteigerung der ungeregelten Gewinnsucht des Kaufmanns zuschrieb, 
so folgte daraus der Glaube, der Staat könne die frühere Wohlfeilheit 
wieder zurückführen, wenn nur dem Handel alle Mittel und Wege, 
die Preise willkürlich in die Höhe zu treiben , verlegt würden. Die 
Ueberschätzung dessen, was der Staat vermag, wie sie einem solchen 
Glauben zu Grunde lag, geht für uns, die wir den Zwang der geschicht- 
lichen Bewegung übersehen, bis an's kaum Begreifliche. So meinte 
man noch 1697 in Oesterreich, es bedürfe nur eines Befehls, um die 
Steigerung, welche zu Wien in den Wohnungsmiethen eingetreten war, 
abzustellen und „die Introducirung der Wolfailkeif' in dies^ Beziehung 



was sie gelten sollte. -— Aber wir Deutschen haben mehr zu thun, zu trinken und 
I zu tanzen, dass wir solches Eegiments und Ordnung nicht können gewarten. $. 9 

I (S. 1096). . , 

12) Bedenken von Kaufshandlung §. 13 (1098). 

13) Eine württemb. Ordnung vom Jahr 1623 klagt über das Hausiren, „worauff 
sich nunmehr viel Faulentzer legen, vnd darmit ohne von Gott selbsten befohlne 
Handarbeit, in Müssiggang hinzubringen undemommen" (Eeyscher XU. 917.) 

U) Wir meinen die Lehre von der ünproductivität des Handels. 
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zurückzufahren'*). Und mit noch uüfassbareren Verhältnissen beschäf- 
tigt sich ein Artikel in der würtembergischen Handelsordnung vom 
Jahr 1601, nach welchem jeder Gewerbs- und Handelsmann die Messen 
ordentlich besuchen soll, umdortguteWaare einzukaufen; , jedoch nicht 
mehr^S beisst es weiter, „als er sich bis zur andern Messe zu verkau- 
fen getraut, damit die Waaren nicht durch Verliegen gesteigert ww- 
den^ und der Untertlian so zu Schaden kommt**). Wie es immer Ver- 
hältnissen gegenüber zu geschehen pflegt, deren innem Sinn man nidit 
b^eift, so geschah es auch hier; man suchte die einzelne Erschei- 
nung zu reguliren, weil der Gesichtspunkt fehlt, von weldiem aus sie 
insgesammt ergriffen werden könnten. Und so werden wir denn auch 
schwerlich vollständ^ sein , wenn wir nachfolgend die einzelnen Grup- 
pen von Maassregeln aufzuführen versuchen, welche durch Begelung 
des Handels eine Erhdhung der Prdse verhindern sollten. 

Vor Allem riditete sich die Gesetzgebung gegen die sogenannten 
Monopolien*^). Man war der Ansicht, dass es durch mannichfadie 
Mittel und Wege einer kleinen Anzahl von Personen möglich sei , ge- 
wisse Waarengattungen einzig und allein in ihre Hände zu bekommen 
und dadurch den Preis derselben nach Belieben zu bestimmen. Nun 
mochte dergleichen wohl schon bei Waaren möglich sein, die entweder 
nur in unbedeutenden Quantitäten vorhanden waren, oder welche nur 
auf fernen Märkten in grössern Massen verkäuflich, bedeutenden Ka- 
pitalien und ausgedehnten Handelsverbindungen allein die Beschaffung 
möglich machten; wir haben selbst ein unter den letztern Fall gehöri- 
ges Beispiel einer Preissteigerung von Gewürzen und Spezereien oben 
angegeben. Aber die damalige Gesetzgebung fürchtete ein solches 
Monopolisirtwerden auch von Waaren, die ihrer Natur nach ein Auf- 



16) Cod. Äustr. I, 309. 

le) Reyscher XII S. 667. Eine weitere württembergische Verordnung ist, 
wo mögiicb, noeh lehrreicher in Bezug auf die Unwissenheit der Zeit in volkswirth- 
schaftlichen Dingen. Eine Ordnung des Fruchtkaufs vom Jahr 1530 ermahnt, dass 
einzelne Bürger bewogen werden sollten, das auf den Fruchtmärkten nicht verkaufte 
Getreide anzukaufen, um es für den Fall einer Theurung aufzuschütten; das Ver- 
kauf srecht soll ihnen jedoch ohne Erlaubniss der Obrigkeit nicht zustehen , damit 
das Getreide nicht in's Auslaad gehe (Reysoher XII S. 65). Das i^t wohl 
sieh^: Entweder unternahm Kiemand einen solchen Finkauf, oder das Recht der 
Behörde, den Verkauf zu yerweigem, war von vornherein iUusorisch. 

17) Ganz im Einklang niit der öffentlichen Meinung. Ranke (Deutsche Gesch. 
im Rfiin.-ZtA. II, 44). Wie Rom wegen seiner Indulgenzen, die Ritterschaft wegen 
ihrer Räubereien, so wurden dieEaufleute, die Städte wegen dieser Uebertheorung 
(in Folge der Monopolien) unaufhörlich angegriffen. 
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häufen und ZasammenhalteTi in einer Hand nicht gestatte, weil sowohl 
ihre eigene Masse, als auch die Masse der Erzeugenden zu gross ist; 
sie fürchtete ein Monopolisiren des Getreides, des Viehs, überhaupt der 
Lebensmittel. Von besonderer Wirksamkeit in dieser Beziehung hielt 
man die grossen Handelsgesellschaften ^®), welchen namentüch die Reichs- 
gesetzgebung entgegenzuarbeiten bestrebt war. Schon die Beichsab^ 
schiede von 1512 und 1580 richten sich gegen die grossen Gesellschaf- 
ten in Kaufmannssachen, welche Spezereien, Erze, Wollentuche und 
sonst allerlei Waaren ausschliesslich in ihre Gewalt brächten und dann 
nach ihrem Gefallen den Preis derselben bestimmten i^), die augsburger 
Reichspolizeiordnung vom Jahr 1 548 führt besonders Getreide und Wein als 
Gegenstände ihrer Speculation an. Die Handelsgesellschaften, sagt sie, 
müssten solche, da sie in den Landen hin und wieder gute Kundschaft 
und Verwarnung hätten, sonderlich, wenn die Waaren verdürben, ehe 
andere Kaufleute solches gewahr würden, in ihre Gewalt zu bringen; 
sie verpflichteten dann Käufer und Verkäufer, dieselben niemand als 
ihnen zu verkaufen oder auch wohl nur zu einem bestimmt ausgemach- 
ten Preis; sie fügten so, dem gemeinen geschriebenen Rechte und aller 
Ehrbarkdt zuwider, dem heiligen Reich und dessen Ständen merklichen 
Schaden bei. Weiter werden dann bei Güterconfiscation und peinlicher 
Strafe alle Vereinigungen und Gontracte der Art, auch wenn sie von 
Einzelnen ausgehen, verboten und in der Reichspolizeiordnung von 
1577 wird dieses Verbot wiederholt 2®). Ja, auf dem Reichstag von 1522 
bis 1523 hat man den förmlicJben Beschluss gefasst, jede Gesellschaft 
zu verbieten, welche über 50,000 Gulden Kapital habe; so grosse 
Summen, meinte nuin woU, müssten nothwendig zum Monopol füh- 
ren"). 

Es ist auffallend , dass die uns vorliegenden Einzelgesetzgebungen 
die Maassregeln gegen die Handelsgesellschaften nirgends aufgenommen 
haben ; um so entschiedener und zahlreicher waren ihre Ordnungen ge- 
gen einen anderen vermeintlichen Weg zum Monopol, gegen den Vor- 



18) Vgl. Luther, Bedenken von KauMandhing, 65-*69; S.1119 ff. „Von den 
Gesdischaften^S beginnt er, „sollte ich wol yiel sagen, aber es ist süles gmnd- und 
bodenlos, mit eitel Geiz und unrecht, dass nichts dran sn finden ist, das mit gutem 
Gewissen zu handeln sey. Denn wer ist so grob, der nicht siebet, wie die CtoseU- 
Schäften nichts anders sind, denn eitel rechte Monopc^a? welche auch die welttichen 
heydnischen Rechte Terbieten, als ein öffentlich sch&dlich Bing dkr Welt u* s. w. 

19) YoUstftndige Sammlung der Reichsabschiede 11, 144, 327. 

20) Ebendaselbst n, 697; III, 997. 

21) Ranke L c. H 8. 45. 
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kauf"). Maa ywstand danuter das Aoflauifen yon Waaren ausserhalb 
der gewöhnlichen Markte; der AufEdcht des Staats entzogen, bekäme 
auf diese Weise der Verkäufer Waareo und Preisbestimmang aus* 
sdiUesslieh in seine Willkür. Es ist erklärlich , dass^ man die Erzeug- 
nisse des platten Landes vörzüglieh dem Verkauf zuginglidi hielt, und 
.dass sich daher auf sie die betrelffend^ Verbote besonders häufig be- 
ziehen. Getreide, Vieh, Butter, Unschliit, Häute, Wolle, Flachs^ Fe^ 
dcsii, Fische, Weip, Hopfen, Hob, weiter die Halbfattricate des Land- 
mannes: Garn, Bretter und dgl. meiir solüken nic^t anders als auf den 
städtische Märkten verkauft werden, damit die Preisr^elung durch 
die Concnrraiz der Bedfirftigen vor sich gehe und der Aufsicht, des 
Staats nicht mtzogen sei^). Verordnungen dieses Inhalts, die sich im 



22) Die schädfichen Vorkäuffe, daraas um eizücher wenig eigeaaütziger Leste 
Yoiiheil und Grewinnst willen, grosser Aufsatz und Steigerung an allei^ei Waaren 
mit vieler Leute Schaden, Nachtheü und Verderb erfolget, und der gemeine Nutz 
gehindert wird, seynd in aUen Geistlichen und Weltlichen Rechten, desgleichen, 
durch die Eayserliche Policey, auch insonderheit in unsern Landen ernstlich ver 

, bothen. (Sachs. Allg. Ausschreiben v. Jahr 1683, Cod. Aug. I, 144.) Weil die f&r- 

kauff, als wol als ander wacherliehe Conträct, wider die brüderliche Liebe, den ge- 
meinen geschriben Rechten entgegen, und gemeinem nutzen gantz schädUch, So er* 
kennen wir vns, in kraft ynsers von Gott empfangen Amts vnd von Oberkeit, schul- 
dig, auch für yns selber geneigt , solchen wucherlichen Handlungen, soviel jmer 
müglich, zu wören von ynser geliebten Landtschafft fürthin mit weniger vor solchen 
fäikea£fem, geytzigen und schädlidten wurmen za schirmen. (Reyscher XII, 206, 
wüffttemfo. Landesordnung y. 1562.) 

23) Brandenb. Edict v. J. 1572: — soUen keine Bürger, Handwerker oder 
Kaufüeute, ob sie gleich in Unsern Städten gesessen, aufm Lande in Flecken oder 
Dörfern von Pauren Korn, Wolle, Fellwerk, Häute, Wachs, Talch oder anders auf- 

I kaufen (Corpus Gonstitutionum march. Y, 2 p. 9). Ob wol Gott der Allmechtige 

I aus lauter Gnad vnd gute, diese Landä mit einer ziemlichen Ernte und Getreide- 

wachs gesegnet, so wohl an denen zum Menschlichen Leben bederffenden Yictualien 
^ eine gute nottorfft bescheret, so seindWir doch glaubwürdig berichtet, welcher ge- 

^ .stalt etliche dem gemeinen wesen hochschädliche vnd eigennützige Leute, vfim 

Lande und in Städten zu ihrem vortheil und schendlichen gewinst, nicht allein das 
€totreydioh, sondern auch andre Yictualien, an Butter, Käse, Obste, Wachse, ünss- 
^ lefe, Flachs, Wolle, Holz und dergleichen, hauffenweis einkaufen, vnd nicht aUein 

^ nmerhalb Landes von Tag zu Tag eigennützlidi steigern, sondern auch ausserhalb 

^ imsrer Lande fOhren und daselbst hinwieder verhandehi. Wenn dadurch eine gantz 

^ UnchristHche, muthwillige Theuerung geursacht — insonderheit auch das Armuth 

^ höchlichen gedruckt, vnd beschweret, vnd um etlicher weniger Leute ünchristfichen 

^* Gewins, Wuchers vnd Eigennutzes willen, das gantzeLandt in ensserstes Yerderben 

gesetzt wird , so ktonen wir tragenden hohoi Ampts und hohen Obrigkeit halben 
nicht umbgehen, solchen Hochschftdlicheii, Wachezischen, ünchristiichem Beginnen 
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dßt Gesetzgebung des 16. und 17. Jftfarhimd^iB unendlich vielfttdi 
wied^holen'^), finden sich audi übrigens^ schon vor unserer Periode; 
in Baiem z. B. begegnen mr Yorkaufisyerboten ländlicher Producie 
schon in der % HSlfte des 15. Jahrhunderts. Es n)ag dahin gestellt 
sein, ob schon damals eine durch Metallvermehrung bewirkte Preisstei- 
gerung den Anstoss zu jenen Verboten gab; ganz unwahrscheinlich ist 
es nicht ^). Die Ursache ihrer Verbreitung in der folgenden Zeit da- 
gegw und häufigen Wiederkehr dagegen haben inr sicher in der jetzt 
aUgemein und rasch eingetretenen Erhöhung der Preise zu suchen. 

Aber nicht aUein desswegen, weil durch den Vorkauf die Waaren 
in die Gewalt Weniger komm^ und die Prdsbestinunung ihr^ Willkfir- 
anheimfalle, hielt man denselben far schädlich, sondern auch, weil 
man glaubte, jeder Verkauf durch dritte Hand müsse nothwendig eine 
Preiserhöhung herbeiführen. Durch den Marktzwang sollte demnach 
die Waare nicht allein dem Monopolisten entzogen, es sollte weiter 
auch ein unmittelbarer Verkehr zwischen dem Verbraucher und dem 
Erzeuger erhalten, vertheuemde Vermittlung entfernt werden. Man 
begreift es, dass bairische Ordnungen des 15. Jahrhunderts dem 
Landmann sogar verboten, andern Landleuten ihre Producte zum Wie- 
derverkauf zu überlassen 2«), wenn es eine württembergische Tagördnung 
noch im Jähre 1623 für möglich hielt, dass Vieh oder Schmalz durch 
gottlosen Verkauf eingethan und nächster Tage wieder einem andern 
um zehn, zwanzig, dreissig oder mehr Gulden höher überlassen werde; 
der, meint sie, schlage dann wieder ebenso viel oder noch mehr darauf, 
und die Waare werde denn auf solche Weise so lange durch verschie- 
dene Weise geschoben, bis sie, auf das Aeusserste getrieben, ohne 
höchstes Verderben nicht mehr könne bezahlt werden ^O- Sah man 



noclunals mit besonderm Ernst zu begegnen, damit den armen Unterthanen ge^ 
rathen Tnd geholffen, vnd diese Landesverderbliche Handtbierung abgeschafiit werde 
(Cod. Aug. I, 1439. Sachs. Mandat v. J. 1621). 

24) YgL Cod. Austr. I p. 356, wo eine Beihe von Verboten des Fürkaufs ait 
YictuaUen, Safran, Leinwand, Boden (als ländlichen Erzeugnissen, Wolle, Hü^i^, 
Holz u. 8. w.) aufgeführt werden. Hessische Landesordnungen I p. 152 und 641 
zu den Jahren 1549 und 1622. Cod. Aug. I, 236, 246 z. J. 1661 u. s. w. 

25) Schon damals stieg die Silbexproduction der deutschen Bergwerke bedeu- 
tend. YgL Gmelin 1. c. passim. 

26) Aehnlich verbietet eine württemb. Fruchtkaufsordnung v. 1530 Beyscker 
XII S. 65) Eom anders als in Stücken zu verkaufen , ausgenommen an Landbe- 
wohner, die nicht genugsam für ihren Yerbrauch gerettet hätten. 

27) Key scher Xn S. 917. 
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vkit ein, dass eine Boldie Profierb&bang, ynt sie hi^ aBgenommen, 
selbst dann kauiA möglich , woon die Waare wirkMcfa ansscMiesdich in 
die Hände eines Eänzdnen gekommen sei, so war man nodi viel entr 
tonter davon» m begreifen, dass der Landmann für die Mflhe des z(bl 
Markt Bringens, für den Zinsenverlost. welchen er durdi Aufbewahrung 
edeidet, nothwendig seinen Preis erhöhen mOsse, und dass eine sidi 
dem Vertrieb jener Froducte ausschliesslieh widmende Klasse diesdben 
sogar billiger Uefan müsse, als der Erzeug» selbst,^ das Gesetz der 
Arbeitstheilung war noch unerkannt 

Und wurde demnach der Wiedwverkauf nothwendig als preisstei* 
gemd angeseilt, so suchte man ihn nicht allein in der erneu Erscheir 
nungsweise des Verkaufs zu beschränken, sondern wandte die Verbote, 
so weit möglich, unmittdbar g^en ihn selbst^). Vor Allem trafen 
diese Verbote die dem Leben unentbehrlichen Rohproducte. So will 
die kursächsische Hob- und Forstordnung vom Jahr 1560, dass ohne 
kurfflrstUchen Specialbefehl kein Holz aus den landesherrlichen 'Wal- 
dun^n an Händler abgegieben werde 3'). Eine österreichische Verord«- 
nung Yom Jahr 1569 verbietet, dass auf dem Markt zu Wien Gefiügd 
oder Eräuterwerk'<^), eine württembergische 1622 untersagt den Metz* 
gern^ Vieh auf Wiederverkauf zu kaufen'*). Doch blieben die Ver- 
bote nicht bei den Erzeugnissen des platten Landes stehen ; in Würt- 
tembei^ z. B. dürfen nach einar Verordnung des Jahres 1604 weder 
Eaufleute noch Hutmacher Hüte zum Wiederverkauf kaufen'') und 

28) 1627 wird durch eine hessische Yerordn«ng aller Viehhandel durch 3. Hand, 
ansser mit ausländidchem Vieh, weil das Fleisch theuer geworden ist, 
▼erboten. Hessische Laadesordnnngen I S* 34 ; YgL auch S. 64, Verordnung t. 
J. 1534. . 

29) Cod. Aug. II, p. 491. 

30) Cod. Austr. II, p. 4. 

31) Beyscher XII S. 902. Ein sfichs. Mandat oidnet 1622 die Aufstellung 
eigner Marktlnspectoren an, die unter Anderm auch darauf zu sehen haben, dass 
das zu Markte gebrachte Getreide und Früchte nicht auf Wiederverhandlung oder 
andre Yorparthierung, sondern alleine den Nofthürfitigen zu ihrem Unterhalt ge- 
lassen werde (Cod. Aug. II, 783). 1571 wird geradezu v^boten, das Getreide 
hauffenweiss an solche zu verkauffen, die es nicht zu ihrer Nothdorfit brauchen, 
sondern es aufschütten (Cod. Aug. 1, 1414). In Wörttembergist man in .dieser Be- 
ziehung liberaler. Man bewilligt den directen Consumenten und den Bäckern für 
den Bedarf ihres Handwerks zwar während festgesetzte Stunden den Yorkauf auf 
den städtischen Fruchtmärkten, lässt aber nach dieser Stunde Jedermann fireien 
Einkauf, auch zum Zweck der Aufsdiftttnng von Yorräthen (Lansesordnung yon 
1621, Beyscher XII & 808)« A^mHch in Gestenreich (Cod. Austr. If, 4, Yer- 
Ordnung y. Jahr 1569). 

32) Ebendas. S. 583. 
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dgl. mdff; die alten UeberliderüBgen zünftiger Gew^bepoIioEei sind 
bei diesen letztem Ordnungen von Einfluss. Wie ungünstig auch die 
folgende Periode noch den Wiederverkauf ansah , werden wir bei Qe* 
legenheit der neuen Steuer j^er Zeit, der allgemeine Accise, zu zei- 
gen Veranlassung finden. 

Die Verböte des Vorkaufs sollten aber nicht allein mono|)olisdie 
oder durch den Vorkaufsgewiun der Zwischenhändler entstehende Pr^- 
erhöhung yerhindem, sie hatten auch mit gleicher Austragung dm 
Zweck, die Concurrenz ausländischer Käufer der Aufsicht des Staate 
unterstellen zu können. Denn auf der territorialen Basis ruhten alle 
die Maassregeln des jungen Staats; nicht allgemeine Wohlfi^lieit er* 
strebten sie, sondern allein eine im eigenen Gebiet herrsehende. Der 
Mitbewerb der Fremden musste aber nadi der Zeitansicht die Preise 
um so mehr steigern, je ausschliesslicher die Vermuthung dafür sprach, 
dass sie Händler und mit bedeutenden Kapitalien ausgerüstet seien'*). 

Dedialb werden sie nicht allein durch die Verbote des Vorkaufii 
mit ihren Geschäften auf die ordentlichen Märkte gewiesen, sondarn 
sie werden auch auf diesen selbst noch besonderen Beschränkungen 
unterworfen. Gew&hnlich dürfen sie erst dann kaufen, wenn sich die 
Inländer genügend versorgt haben ^^); den letztem sind deshalb meist 
bestimmte Stunden zum ausschliesslichen Einkauf vorbehalten^^); jene 
werden auch wohl verpflichtet, Alles, was sie über eine bestimmte Quan- 
tität erkauft, dem Inländer auf Begehr gegen den Kaufyreis abzulas-* 
sen'*) und dgl. mehr. 

Aber was sollen die Beschränkungen des Handels der Fremden 
auf einheimischen Märkten nützen, wenn, dem Inländer die Ausfuhr 
nach dem meist nicht sehr entfernten Ausland frei steht, der Ausländer 
sich daher nur einen Agenten zu halten braucht 'O» um völlig unge- 



33) Die württemb. Poiizeiordnung Tom Jahr 1549 gestattet nnr attein den aas« 
ländisdien Tuchmachem auf den freien Märkten des FOrstenthums Wolle zu kau- 
fen, so viel einer mit dem Eandwerk zu verarbeiten Termöge., nicht den Händtera, 
„welche dieselbe aus dem Lande gebracht*, in fremd Nationen gefOrt ynd zum 
Höchsten verkauft haben (ReyseherXll, 163). 

. 34) Württemb. Fruchtkaufeardming r. J. 1530; Bey scher XII, 67. 

. 35) Ebendas.; vgl. Hessische Landesordnung v. J. 1623, I, S. 642. 

36) Re 7 scher XII, S. 804 z. J. 1621; vgl. auch WoUkaufsordnnng Ton 1539^ 
ß. 109. 

37) NamentUch kkgen die brandenburgischen Wollordnungen h&ofiig, dass sich 
fremde und aosslendisehe Eaufleute unterstehen, etliche verdorbene Handtwerker 
und Lediggenger zu bestellen und denselben ansehnlidie Summen Geld zu zoler- 
Ügen, damit sie die Wolle hin und widder im Ghurfürstenthum auffkauffeB, die 
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iMmmt von söl(ten Bescbränkung^ seinen Zw6ek zu erreichen, ganz 
ftbgeseheii davon, dass der Eigennutz des Einheimisdien jeden Augen- 
blick die Ausfidir in's Ausland benutzen kann, um die Pr^se im In- 
land zu steigern^)? WUl man die I^odaete de& Landes in soichep 
Masse im Lande behalten, dass durch genügendes Angebot ein Höher- 
steigen der Preise yerhindert werde, so muss vor allen Dingen die 
AusluhF erst dann gestattet sein, wenn die Einbeimisdien versorgt sind. 
So wird in Hessen 1622 die Yiehausfuhr erst dann gestattet, wenn 
das auszutreibende »?8t eine Zeit lang: der inUndtechen Käufern an- 
geböte war**). Aus den Postaer. Steinbrüchen sollen nadi einer kur- 
sächsischen Verordnung vom Jahr 1628 erst dann Steine ausgef&hrt 
werden, wenn die Bestellungen des Inlands geded^t sind.'' Abgesehen 
von ihrem volkswirthschaftlichen Werth sind übrigens solche Verord- 
nungeü, wie die beiden angeführten, doch ausführbar; die Erlaubniss 
wird an bestimmt angegebene Merkmale gdcnüpft. Wie sollte aber 
die Grenze des Erlaubten und Verbotenen gefunden "werden, wenn ein 
sächsisches Edict vom Jiihr 1621, weil das Eisen „sehr seltsam'' ge- 
worden und zu einem übermässigen Preis gestiegen sei, die Ausfuhr 
desselben ers^ dann gestatten wollte, wenn Landstände und Untertha- 
neu zuvor mit sothdürftigem ^ten Eisen in einem gleichmässigeri Kauf 
?ur Gnüge versehen seien*^)? 

Man kam über die Schwierigkeit der Bestimmung, wann denn 
eigentlich das Inland genügend versorgt, 'die Ausfuhr dah^ zu gestat-» 
ten sei , am besten hinweg , wenn man die Ausfuhr überhaupt verbot. 
Und so geschah es denn auch mit den Artikeln fast allen, deren Vor- 
kauf untersagt war. Nicht allein , dass sich das Reich vom Ausland 
abzusperren suchte ; seine Versuche sind vielmehr vereinzelt und durch 
die Eifersucht der Territorialfürsten gehemmt**) ; von viel grösserer 
Bedeutung und Wirksamkeit ist die gegenseitige Absperrung der Terri- 



beste aus8schissen und ausser Landes verführen (^ct v. 1681 j Corpus Oonst. 
March. Y. II. 205; vgl. auch die WoUedicte y. 1593 und 1029, (ebendaselbst S. 
212, 217). , " 

38) Es wirft ein Sachs. Mandat von 1617 (Öod. Aug. I, 1488) dies den Getrei- 
iehändlem als eines üirer Mittel, „aus lautenn unohristhchen Hertzen, die Theu- 
rnng vorsetalich zu schärffen" vor. 

39) Polizeiordnung von 1622* Landesordnungen I, 641 ff. Vgl. auch Cod. 
Austr. I, 358 eine ähnliche Verordnung in Bezug auf den Fischhandel v. J. 1662. 

40) Cod. Aug. II, 628. 

41) Ebendas. I, 1493. 

42) Wir haben schon oben der "Wolkudf^rveriMei' von Beibhswegen gedacht 
und wie ihre Durchführung an dem Widerstand der Stände scheiterte. <-' * * - 
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Um&a\ dielsoUruBg wird hier mn so allgemein^; wfü die von iigaid 
einer Seite ergriffenen Kaassoregeln in den angrenzenden Landen ge* 
wohnlich ähnliche als Vergeltung hervorrufen. Zwar sind die Ausfohr- 
verböte zum grossen Theil nur vorübergehend, durch aog^bliddiehe 
Theuerung hervorgerufen; von dieser Art sind gewtthnliöh die Ausfahre 
i^rbota von Getreide^), Vieh**), Hopfen**), überhaupt von Lebens- 
mitteln**). Es wiederholen sich diesdben aber so häufig und folgen 
so rasch auf einander, dass die Vermuthung, die Zeit m6ge die natur- 
gemässe Preissteigerung und vorübergehoide, durch Ausfälle in deSr 
Produetion bewirkte Theuerung mandmiAl mit einander verwechsät 
hab^, nicht ganz unberechtigt erscheint *0. Ziemlich durchgehends 
sind dagegen die Ausfuhrverbote von Rohstoffen für die Fabrication 
von vornherein auf die Dauer beabsichtigt. So wird 1563 in Oester*- 
reich das alte Herkommen in Erinnerung gebracht, wonach keiA eidt- 
nes Fassdaubenholz nach Ungarn geführt werden dürfSs, weil durch 
dessen AusserachÜassen die Fässer in Wimi von Jahr zu Jahr theurw 
geworden seien**); in Württemberg wird 1549 die Wollausfuhr ver- 
boten, weil dadurdi, dass die Wolle im Ausland zu den höchsten Prei- 
sen verkauft werde, dem gemeinen Mann an der Bekleidung grosse 
Theuerung begegne**); in Hessen untersagt man 1652 die Ausfuhr des 
alten Kupfers, da durch dieselbe letzteres von Vs bis zu Vj, ja % 
Beichsthaler gestielt *^), so wird ziemlich allgemein die Ausfuhr von 
Flachs, Hanf, Häuten und Fellen, von Unschlitt und noch anderem 
Fabricationsstoflfen*!) verboten; die Beispiele Hessen sich in's Unend- 
liche häufen. 



43) Vgl. Mandat wegen der Ausfuhr des Getreides (Corp. Const. Maich. V. 
2, 71, 74, 77) aus den JaJiren 1571, 1587, 1603. 

44) Hessische Landesordnungen I, S. 34, zum Jahr 1527; Cod. Austr. II, p, 
375, eine Reihe von Verordnungen aus den Jahren 1542—1634, in welchen der 
Viehaustrieb nach Wälschland verboten wird. 

45) Brandenburg'sche Hopfenausfuhrverbote von den Jahren 1585, 1589, 1590 
u. s. w. (Corp. Const March. V, 2, S, 73, 75). 

46) SäQhsische Mandate von 1621, 1624, Cod. Aug. I, 1493, 1501. 

47) Beispielsweise führe ich eine Reihe von sächsischen Getreideausfuhrver- 
boten aus den Jahren 1617, 1619, 1621 an, fittr welche Zeit, als die derBlüthe des 
Kipper- und Wipperwesens, die Annahme einer nicht durch Productionsausfall bo* 
wirkten Preissteigerung wohl annehmbar erscheint (Cod. Aug. I, 1487—1502). 

48) Cod. Austr. I, 480. 

49) Reyscher XII, 163. 

50) Landesordnungen II, S. 160. 

51) Wflrttemb. Verordnongea von den Jahren 1607 and 1621. Reyscher 
XII, S. 612, 902, 903* 
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Bei diesen Verboten verband sieh nun freiiieh nüt dem Zwe<^ 
die alte Wohlfeilheit der Pr^ae m erhalten» weist ein waten», ita die 
Entwickelung der Yolkswirthschaftspflege mchtägeres Interesse, das In- 
teresse an der Hebung und Beförderung der ekiheiHUSch« Indqstrie. 
Dasa aber uraprOnglicb vor Allem das Beatrdi>en zu Grunde lag, den 
Ckmstifflenten möglichste BUligkeit zu bewahren, geht nicht nur deut- 
lich aus der BegrOndung der eben imgeftdirten Maassr^ehi harer, 
es wird dies nodi deutlidier, wenn wir auchlndastriq>roduote von den 
Autftthrvefboten betroffen sehen. Im Jahr 1577 z.B. v^bot dieBeidbs- 
polizeiordnung die Ausfuhr des Leders, weil durch dieselbe eineausstf- 
ordentlidote Steigerung der Lederpreise herbeigeführt worden sei^). 
Ja, man ging in der einseitigen iVerloilgung der Tendenz, das Bestdien 
wohlfeiler Preise zu erhalten, so weit, dass mim die Ausfuhr von Rohr 
attrftaoL für den Fall gestattete, wenn die daraus gearbeiteten Fabrieate 
wieder zorüekgeführt würden. Ein Beispiel dieser kostlichra ökono* 
mischen Weisheit bietet uns. ein Beschluss der Beicbsstädte aus dem 
Jahr 1578 dar, welcher, damit die Lederpreise nicht stiegen, eine Aus* 
fahr von Hauten und Fellen aus dem Bdcb mx in dem Falle gestatten 
wollte, wefin Sicherheit gestylt sei, dasa das aus ihnen bereitete Leder 
wieder eingebracht werde ^'>. 

Aber nicht allein negativ, indem mai die Ausfuhr beschränkte und 
varbirf;, suehte man das Angebot. stark, den. Preis niedr^ zu eriialtai, 
man unternahm es auch, positiv darauf einzuwirken, indem die Einluhr 
bestimmter Artikel befördert ward. In Württemberg z. B. wird 1554 
den Amtleuten anbefohlen, auf Mittel und W^ege zu denken, wie durch 
Einbringen von fremdem Vieh der Fleischkauf im Lande befördert 
werdw kwne, und diese Anempfehlung 1567 wiederholt^), ohne dass 
in beiden Fällen emQ spedelle Veranlassung durch besondere Theurung 
gegeben. erscheint. In Oesterreich gestattet man 1602 zeitweilig audb 
fremden Handwerksleuten, ihre Waaren auf die wiener Wochenmärkte 
zu. bringen, damit der durch die Steigerung 4er einheimischen Hand* 
werk;^ dng^ret^en Erhöhung der Preise ein Ziel gesetzt werdet); 
aus denselben Gründen wird in der nämlichen Zeit die Einfuhr fremder 
Weine frei gegeben*^). Aehnlich eröffnet ein landgräfliches Edict 1622 
die Stadt Kassel fremden .Handwerkern, weü sich die dortigen der 



62) SaniBilimg der Reioksabsdiiede III, 382. 

53) Häberlin, BeidiBliistofle X, 264. 

54) Beyseher XII, SS. 264, 584. 

55) Cod. Austr. I, 467. 

56) Ebenda». II, 421. 
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kurz v^er ausgegebenen Taxoirdnnng nicht fSgen wollen*^) u. s. w. 
Merkwürdigerweise begünstigen auch die württembergischen Zollord«* 
nungen den Yartrieb ausländische^^ Waaren im Inland und zwar schott 
zu einer 2^it, in der die ZoUpditik noch nirgends die Büeksii^ten 
yelkswirthschaftlicher Polizei als für sie bestimmend ansah, xan die 
Mitte des 16. Jahrhunderts. Sie besteuern nämlich Ausfuhr und 
Durchfuhr gleich hoch, und höher als die Einfuhr, und zeigen so 
schon (jkimals ein Bestreben , das wir später als die württem*- 
bergiscb^ Zollpolitik eigenthümlich verfolgen werden , das dnmal 
in's Land Gebrachte auch in demselben zu erhalten^*). Weniger 
gemässigt sind in der Verfolgung desselben Ziels österreichische 
Maassregeln, aber sicher auch noch unwirksamer. Denn wie kann eine 
Verordnung, nach welcher Heu und Stroh, einmal auf die wiener Märkte 
gebracht, sieht unverkauft zurückgeführt werden darf ^*), etwas Anderes 
zur Folge haben , als dass sie eine reichliche Versorgung des Markts 
und die daraus folgende günstige Preisstellung, anstatt befördert, 
hemmt? 

Sehen wir nun, um das bisher Ausgeführte züsammenzufiass^^ 
von der wenig bedeutenden Begünstigung ab, die biar und da dem > i 

Einfuhrhandel zu Theil wurde, so haben wir bis jetzt eine Reihe voa « 

Maa^regeln beschrieben, die alle darauf ausgingen, gewisse Arten von 
Handelsgeschäften, von den den Zeitansichten für besonders preisstei^ 
gernd erachtet, zu beschränken oder zu unterdrücken. Dabei blieben 
aber die ökonomischen Regierungsordnungen nicht stdien ; um der Preis-« 
stdgerung entgegenzuwirken, ging die Staatsgewalt einen Schritt weiter 
und versuchte eine Regelung des Handelsgewinns überhaupt So ward 
z. B. 1621 in Sadisen bestimmt, dass die Eisenhändler wegen unmässi- 
ger Steigerung des Eisens einer Taxe unterworfen werden soHten, und 
ihr Gewinn von einer Wange Eisen, der bis dahin oft 8 bis 10 Groschen 
überstiegen habe, auf das Maximum von 3 bis 4 Groschen festge- 
setzt^). Aber man. begnügte sich nicht, einzelne Handelszweige, die 
etwa zu besonderen Beschwerden Veranlassung gegeben, einer soldien 



57) Landesordnungen. 1 



58) Wir werden im zweiten Abschnitt dne zusammenli&ngeBde DarsteHuag ded 
ZoUwesens des 16. und 17. Jahrhunderts geben; unsere im Text gemachte Bemer« 
kung bezieht sich auf württembergisdie.Zollerhdhung vom Jahr. Ifö5y dnxdi welche 
alle aus- und durchgeführte W^aaren im Gegensatz lu den dngefbhiten um einen 
Schilling höher angesetzt werden, als früher. (R.ey8Ch er XYII^ ß. 62). 

59) Cod. Austr. I, 473, Verordnung v. J. 1598. 

60) Cod. Aug. I, 1493. 
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ftegdung m rxabsrmedm — es warchB», wie eise würtcmbeigiflGlie Ver- 
ordmifig vom Jahre 1682 sagt*'^), weil eise hödiste Steigenrng alter 
mensoUieheii Nothdurft ^»getreten, 2a leidenlicheiii Absatz und WoU- 
ieHe, Taxordnmigeii fbr das gesanmte Gebiet des volkswirthsdiafittAto 
VerkArs erkssm^). Robstcdfe, Indostrieproducte, LUme fte Hand«- 
W'«rker, Tageldhoer und Gesinde werden in mehr oder minder dehnbairen 
Ansdtdägen angesetzt ^'); ftr soldieWaaren, bei d^en eine auf l&agen 
Zeit gallige Preisbestimmung absolut nicht zu fisiren^war, stellte man. we- 
n^stens Normen auf, nach denen der jeweilige Preis gesetzt werden mtlsse. 
8o ward in der Taxordming fer Bwlin v<Hn Jahre 162S festgesetzt, dass 
alle Eaufleute, welche mit Sammt, Seide, Leinwand, Tuidi, Spitzen imd 
Kurzwaaren handelten jäirlidi, eidlieh verpüchtet werden seilten, nach 
Abeug dler Unkosten nicht mehr als den 6. Pfainig Gewinn zu nefa* 
meiu Vielleicht, dass man fibrditete, der Kaufmam, dessen Gewinn 
nach dem Yerhältniss des Einkau&preises bestimmt werde, könne dadurch 
nicht allein das Interesse verlieren, so billig als möglich einzukaufen, 
sondern werde im Gegentheil durch hohen Einkaufspreis seinen Gewinn 
zu vermehren suchen. Denn ein Zusatz zu jenem Eid verpflichtete den 
Kaufmann , dass er seine Waare nach bestem Vermögen, so genau er 
immer könne, einkaufen wolle. Traute man hier wenigstens 4ßm Eid, 
so sachte die hessen-kassel'sche Taxordnung von 1621 auch die Bidi^ 
tigkeit desselben zu controliren. Eidlich verpflichtet, nicht mehr als 
den 8. Pfennig Gewinn zu nehmen, waren die Kaufleute gehalten, ihre 
Handelsbacher den städtischen Behörden offen zu legen , damit diese 
zweimal im Jahre die Verkaufspreise nach den Einkau&preisen festsetzen 
kennten, umi um auch die letzteren c<mtroliren zu können, solU« sieh 
die Beamtm Preiscourante von den wichtigsten Messen verschaflen. 
Aehnliche Vorschriften enthält die kursächsische Taxordnung vom Jahre 
1623. Hier war der höchste erlaubte Gewinn auf V? des Ankaufs- 
preises der Waare mit Hinzurechnung der aufgewandten Unkosten 
festges^t. 



61) Rays c h er Xll, 895, 897. 

62) In V^ttrttemberg im Jahre 1622 (Reyscher XII, 895), in Sachsen 1623 
(Cod. Aug. II, 783), 1621 in Hessen (Landesordnungen I), in Brandenburg für Ber- 
lin 1623 (Coip. Const Marche V, 2, 587). Dass die allgemeinen Taxordnungen 
alle fast in einem Jahre erlassen sind, Mngt mit der zu derselben Zeit in Deutschn 
land eingetretenen Münzyerbesserung, welche dem Kipper- und Wipperwesen ein 
Ende machte , zusammen. Taxen für einzelne Gegenstände gelegentlich gegeben 
finden sich £riüier und später. 

63) Wir werden kaum zu bemerken brauchen, dass der Zwang, der in den 

n. 12 
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Mit deaTaxordnungen auf dasselbe Ziel hinanslaiifBiid war die Ein- 
richtimg, durch Schätzer den Preis der Waareu bestimmen zu lassen. 
Entweder für gewisse Waaren im Voraus auf bestinunte Zeit, wie in 
Württemberg d^ WoUpreis durch zwei Tuchmacher, zwei Wollhäqdlelr 
und einen landesherrlichen Beamten fitar das ganze Jahr festgesetzt 
weniea sollte*^), wovon denn die nothwendige Folge war, dass der 
Pfoducent, da alle Wolle gleich hoch taxirt war, alles Interesse verlor, 
Bessares, als das Gewöhnliche, zu erzeugen. ' Oder man beschränkte 
sich darauf, wie in Oesterreich*'^) und Hessen*^), den Preis zu Markt 
gebrachter Waaren in dem Fall durch bestimmte Schätzer setzen zu 
lassen , wenn sich Käufer und Verkäufer über denselben nicht einigen 
konnten. In Oesterreicb ward eifie solche Abschätzung dadurch von 
grosse Bedeutung, dass, wie wir schon oben bemerkt, gewisse zu Markt 
gebrachte Erzeugnisse nicht unverkauft zurückgebracht werden darf- 
tenn ^ 



ökonomisclien Gesetzen liegt, schon Mittel und Wege fand, diese Staatsmaassregeln 
zu umgehen. In Württemberg kehrte man, wie die 3. Taxordnung von 1623 klagt, 
wieder zu der einfachen Naturalwirthschaft zurück, und tauschte „Korn umb 
Wein, Schnch fOr Schmalz, Flachs umb Lichter, sambt jedem aaderm dessen Mensch- 
liche notturft bedörfOtig, ohne Bestimmung einigen Werths , nicht aber in aufge- 
setztem Preis" (EeysCher XII, 918). Um eine Garantie zu haben, dass nach 
einer bestimmten Taxe verkauft würde , richtete man in Oesterreich 1623 wegen ' 
Theuerung des Viehs eine Landverlegercompagnie ein, welche gegen das alleinige 
Becht, Vieh und Häute in allen Erblanden auf Weitervertrieb zu kaufen, dieselben 
zu einer bestimmten Taxe versorgen musste. Hier war, abgesehen von andern 
Kaehtheilen, freilich eine Taxe möglich, da sie sich auf Vericag gründete; auf- 
rechterhalten aber konnte sie im unglöeklichen Fall immer nur so lange werdeO) 
als das Vermögen der Compagnie reichte (cf. Cod. Austr. ü, 376). - 

64) Landesordnung v. 1536, Keys eher XU, 109. 

65) Es wird das 1598 für den Heu- und Strohverkauf festgesetzt. Cod. Austr. 
Ip.^73. 

66) Wenn das Leder auf den Jahr- und Wochenmärkten allzu theuer befunden 
würde, selten 4 Löber (Lohgerber?) und Schuster zur Taxirung von den Beamten 
beeidigt werden. Polizeiordnung von 1622, Landesordnungen I S. 641 ff. 

67) Doch bezog sich das, wenigstens nach den uns vwliegenden Verordnungen 
nur auf den wenig wichtigen Handel mit Heu und Stroh; viel weilergreifend und 
in ihren Maassnahmen noch drückender war eine ähnliche Ordnung in Sadisen . 
vom Jahre 1622. Nach dieser sollten sich die Beamten und Schösser jedes Oits 
mit den Käthen !n den Städten über die FeldMchte, besonders aber das Oetreide 
eines gewissen Preises einigen, zugleicIierZeit aber die Beamten in den ihn^n unter- 
gebenen Dörfern den Vorrath des vorhandenen Getreides feststellen, ttnd nachdem sie 
den Bedarf der Bauern in Anschlag gebracht, das Quantum feststeUen, das jeder Bauer 
wöchentlich zu der bestimmten Taxe auf den städtischen Markt zu liefern hätte 



I 
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^ Eßiat ottmhkr, und aödi schon angedeutet worden, da» ein syste- 

^ matisches Maassregeln des Handels , wie wir es bis jetzt entwickelte 

Ä von bedeutender Einwirkung auf Ackerbau und Industrie des Inlands 

^ sein musste, insofern beide jenem einen bedeutenden Theil der Objecte 

it Hefem, auf welchen seine Thatigkeit beruht. Aber auch unndttelbaren 

r Beschränkungen werden sie von der Tendenz der Gesetzgebung nach 

^ Erhaltung- und Regelung der Wohlfeilheit unterworfen. Es gehören 

s beispielsweise dahin die Bestrebungen, die Ausdehnung ^es Weinbaus 

I auf Kosten der 6etreideproduction zu verhindern , wie wir solchen in 

Oeeterreich und Württemberg begegnen. Namentlich in Württemb^ 
wiederholen sich die Verbote, Aecker, Wiesen, auch Wälder in Wein- 
berge zu verwandeln, weil dadurch die Theuerung aller Bodenpro- 
dacte, des Holzes, des Viehs, der Häute herbeigeftLhrt werde, sehr rasch 
hinter einander^). Man scbliesst auch wohl mit angränzenden Territo* 
rien und Beiehsstädten Verträge über gemeinschaftliches Handda in 
der angegebenen Richtung**). 

Aus demselben (künde beschränkt man denn auch die freie Ver- 
wendung des Getreides; in Oesterreich und Sachsen wird das Brannt- 
weinbrennen aus Getreide verboten, weil letzteres dadurch vertheuert 
warde'*); das Verbot ist kdneswegs auf eine vorübergehende Theuer« 
ung berechnet. Adinlich wird, um ein Steigen des'Waizens zu vor- 
lundern, 1551 in Oesterreich das Bierbrauen aus dieser Getreideart 
für alle die Orte untersagt, ah welchen drei bis vier Meilen im Um- 
loreis Weinwachs ist^^). Ganz alleinstehend aber erscheint 1637 in 
Oesterreich' dne Beschränkung des Seifensiedens , weil dadurch der 
Unschlitt vertheuert werde; man könne ja, sagt die Vwordnung, gute 
und gerechte Seife zu billigen Preisen aus Venedig und andern Orten 
beziehen, und sie ördnrt zu dickem Zwecke an, dass die Seifenhändler 



(Cod. Aüg. II, 782). Vgl auch württemb. Ausschreiben von 1622, Key sc her XU, 
9i2fL 

68) Cod. Austr. II, 424, Verordnung v. J. 1566; wttrttemb. Verordnungen von 
1664, 1666,' 1618, 1621 (Reysche r XII, S.285, S. 831, S. 701, 763), weü dadurch 
„der feld vnd frucht baw, auch wisen, wurm vnd waiden geschwächt, die höltzer 
erösst vnd geringert , md also der namng des menschen mit den fruchten, Brot, 
Vieh, Fleisch, Mikh, Schmalta vnd anderm Init gerings abgangen, welches aUes 
dann auch die heutten, FftU, Leder, Holtz, Pfel, Stock, Fass, Baiff, Band vnd an- 
derss, so man zu t&gUchem brauch bedarff, aufEs höchst vertheuert" u. s. w. 

69) So 1531 zu Esslingen, Beyscher XII, 76. 

70) Cod. Aug. 1. 1416 z. J. 1696, Cod. Austr. 1,228. z. J. 1699 (Wiederholung eines 
alten Yerbots); auch in Hessen, Polizeiordnung v. 1622, Landesordnungen I, 641 ff. 

71) Cod. Austr. I, 217; ebendas. 218, z. Jahr 1561. 

12* 
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aus Böhmen und Mahren frei zu den Wochen- und Jahrmärkten zuge- 
lassen werden sollten ^^). 

Entiiielte die YerordnuDg nicht durch den Zusatz, dass die Aus- 
fuhr des ünschlitts nur den kaiserlichen Bergwerken erlaubt sein solle, 
eine Erklärung ihrer selbst, so würde sie den Consequenzen, welche sie* 
aus den bis hieber geschilderten Maassregeln der Volkswirthschaftspflege 
erg^en, schnurstracks entgegenlaufen. Denn diese begünstigen durchr 
gängig wenigstens mittelbar die Industrie. 

Fassen wir nämlich das Ziel in's Auge, das sich tiieselb^ gesteckt, 
so steht zuerst fest, dass Wohlfeilheit der Lebensmittel eine der Gruad-^ 
bediogungen eines niedrigen Arbeitslohnes, wohlfeile Arbeit aber, wenn 
auch nicht Grundbedingung, doch ein unendlich wirksamer Factor zur 
Förderung der Industrie ist. Vereinigt sich Wohlfeilheit der Bohstofib 
mit jenem Moment, so ist die Unterlage, auf welcher sich wohlfeite 
Froduction und daraus blühende Gewerblichkeit zu entwickeln vermag, 
gegeben. Nun kann es zwar heut' zu Tage kaum mehr die Frage sein, 
ob die Gesetzgebung jener Zeit das Erstrebte wirklich erreicht habe. 
Die Wissenschaft hat längst schon unumstösslich erwiesen (und wir 
selbst haben oben das von ihr FestgestsUte an mehreren Orten kürz 
angedeutet), dass einmal die Preise der Lebensmittel durch Maassregdn 
des^ Staats, wie wir sie beschrieben, nicht am Steigen gehindert werden 
können, falls ein solches durch das Verhaltniss der Nachfrage zum An^ 
gebot bedingt ist, dass sogar durch solche Versuche staatlicher Kegu* 
lirung oft das Gegentheil von denä, was sie bezwecken, bewirkt wird; 
sie hat weiter festgestellt, dass die Preise der Fabricationsrohstoffe zwar 
schon eher dmch die Beschränkung ihres Vertriebs auf einer gewissen 
Stufe erhalten werden können, dass aber, wenn nicht eine Verschlech- 
terung, wenigstens ein Stehenbleiben ihrer Qualität die nothwendige 
Folge solcher Hemmungen ist, so dass die erlaubte Preisbesdiränkung 
in den meisten Fällen nur eine scheinbare ist. 

Die damalige Zeit war nicht dieser Ansicht. Sie glaubte, durch 
ihre Maassregeln eine Preiserhöhung zu verhindern, und unterliess es 
nicht , • da sie die Folgen, die sich aus einer solchen Verhinderung er- 
geben müssen, als erreicht ansah, auf dieselben hinzuweisen. Zwar 
scheint ihr der Zusammenhang, der zwischen Wohlfeilheit der Lebens- 
mittel und niedrigem Preis der gewerblichen Erzeugnisse besteht, noch 
wenig geläufig; nur selten deutet sie darauf hin'*); dass man gar er- 



72) Cod. Austr. II, 617. 

73) Vgl. unter andern ein kursächs. Patent vom Jahre 1422, wo aaseinaqder- 
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kannt babe^ wie die Wirkungen der Lebensmittelpreise auf die der In- 
dostrieprodacte durch den Arbeitiäohn vermittelt werde, davon habe 
ich in den mir vorliegenden Ordnungen keine Spur gefunden. Dagegen 
erkennt man die mehr auf der Hand liegenden Folgerungen, welche 
sich für die Preise der Fabricate aus der Steigerung der Fabrications- 
rohstoffe ergeben mtlssen, sehr wohl; man sieht weiter ganz richtig, 
wie jede Steigerung dieser Art aucsh auf den Producenten nachtheilig 
wirken mösse. Es wird in den Edicten nicht nur darauf hingewiesen, 
wie durch eine Vertheuerung der Wolle der gemeine Mann beschwert 
werde, sondern auch darauf, däss durch diese die Wollweber nothwen- 
dig Schaden nehmen mttssten^^), und man weiss, dass eine Erhöhung 
des Prdaes der Haute nicht allein dem Lande überiiaupt zum Nach- 
theil, sondan auch dem Handwerk speciell zum Verderben gereiche ^^, 
und dgL mebr. 

Zeigt öch mm auch kdn Grund dafür, dass man die Natur dieses 
Zusammenhangs der verschiedenen Interessen, wieder auf itr Y^nliin- 
derung der Production in Folge des vertheuerten und dadurch be* 
sefaränkten Verbrauchs beruht, erkannt habe, so steht es doch immer 
fest, dass das Verknüpftsein des Vortheils von Va-braÄcher und Erzeu- 
ger erkannt ist; mit andern Worten, man weiss, dass durch die Wohl- 
feilheit der Rohstoflfe audi der Vortheil des Vorarbeiters derselben er- 
reicht werde. 

Schon die Natur der Sache ergiebt aber, dass bei der Verfolgung 
dieses dem Gonsumenten und Producenten gemeinschaftlichen Interesses, 
insoweit sie durch Maassregeln, Wie die bisher beschriebenen, geschehen 



gesetzt wird, dass aus „dem überschwenklichen Werth, welchen der Bauersmann 
seinem eignen gefallen und belieben nach für die ihme bescherten Feldfrüchte be- 
zahlt haben will, diess erfolget, dass Kramer, Handwergsleute vnd menniglich, mit 
deme, was man zu teglicher notdurfEt bedürfftig von Tage zu Tage aufschlegt^* (Cod. 
Aug. I, 1500). Eine Österreich. Verordnung wegen der Steigerung der Weinpreise, 
„welche nicht nur Reisende, sondern auch den gemeinen und arbeitsamen Mann 
drücken", ist der Meinung, dass durch dieselbe eine Steigerung aller zum mensch- 
lichen Unterhalt nöthigen Sachen verursacht werde (Cod. Austr. 11, 421). In einer 
wtirttemb. Verordnung v. J. 1622 wird eine ähnliche Folgerung für die Steigerung 
der Getreidepreise aus den hohen Preisen des Eisens gezogen, „welches der arme 
Bawrsmann, Weingartner, wie nicht weniger alle andere Veldarbeiter vnd Tag- 
lohner, die dess Eisens, vnd darvon zugerichten Werckzeugs unentbehrlich von- 
nöthen haben", und desswegen dessen „groben übersatz auff die Arbeit, Taglohn 
vnd Früchten schlagen« (Reyscher XII, 911). 

74) Wtirttemb. Polizeiordnung v. 1649 (S. 163, Reyscher XII). 

75) Oesterreich. Verordnung von 1568 (Cod. Austr. II, 80). 
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sollte) eine mittelbare Begünstigung des Consumenten an die Stelle der 
unmit'tdbaren treten mosste. Wie gezeigt, suchte man die Wohlfeil- 
heit durch mögliehst enge Beschränkung des Handels mit den einzelnen 
Verk^rsgegenständen auf den directen Verbrauch zu bewirken. In Be* 
zug auf die Bohstoffe der Fabrication waren aber die Handwerker die 
unmittelbaren Verbraucher, so dass die Sicherstellung der C!Qnsument^ 
der fertigen gewerblichen Erzeugnisse vor Preiserhöhung nur durch 
Begünstigung der Erzeuger erreicht werden kcmnte. In Folge dessen 
tritt eine Beihe von Ordnungen zur Erhaltung der Wohlfeilheit in der 
Gestalt von Begünstigungen der In^ustirie auf. 

Aber es ist nicht das Wohlfeilheitsinteresse allein, welches 
solche Begünstigungen von Seiten der Gesetzgebung venuilasst; es 
whrken hiezu noch andere gewichtige ^Momente mit, welche zugldch 
die von jener eingeschlagenen Maassregeln um ein Bedeutendes über 
die gegen die Preissteigerung gerichteten hinaus erwdtem. Von be- 
sonderem Einfluss sind hier vor Allem zuerst die ZeitansidUien Ober 
die ethische Bedeutung der Arbeit, und dann das fiscaliscfae Interesse 
an der Erhaltung und Förderung der städtischen Industrie, die ein an- 
deres Mal behandelt werden soll^. 
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]>6r deatsehe Brie^rto - Tarif und dessen 

BefoniL 



Unter den diarakteristisdien Zeichen unserer Zeit tritt uns täglich, 
ja stAndlidi das lebendige Streben nach Bewegung und Fortsehritt, 
Meh Ueberwindui^ aller Hindemisse und Schranken entgegen, welche 
die gegenseitige Annäherung der Individuen und der GulturvOlker, das 
friedlidie Zusammenleben der Nationen noch erschweren. Kaum ist es 
den ernsten Männern der Wissenschaft gelungen, auf ihren Gebieten 
neue Gesetze zu erforschen und die Kräfte der Natur sich dienstbar 
SU machen, so werden diese Ergebnisse abstracter Forschungen und 
die Erfindungen neuer Instrumente in jener Bichtung praktisch vor* 
werthet — die Dampfkraft und die Electricität haben nicht allein neue 
Veckehrsmittel in's Leben gorufen, sie geben auch d^n mraschlichen 
Süusammenleben fortwährend neue Gestaltungen, indem sie jenem Drange 
unserer Zeit dienen, wie kaum eine andere staatliche Institution. Je- 
nen beiden Elementarkräften, gefesselt und im Dienste der fortschreiten- 
den Gültur, verdanken wir nicht zum geringsten Theile die Reformen, 
welche namentlich auf dem Gebiete der volkswirthschaftlichen Interessen 
unter unseren Augen sich vollziehen ; die Eisenbahnen und Telegraphen 
dulden nicht die von Egoismus und Herrscbsudit aufgerichteten Pass- 
und Zollschranken zwischen den einzelnen Theilen der Nation; sie 
bahnten auch die Reform des Postwesens an und drängen fortwährend 
dahin, dass das fiscalische Princip, von welchem die Post noch beherrscht 
wird, inmier mehr zurücktrete vor der Auffassung der Post als wesent- 
lich einer Verkehrsanstalt, deren „erste Aufgabe und Hauptzweck 
ist, wie die Reichsgesetze schon vor mehr als 300 Jahren sich aus- 
drückten, die Beförderung des gemeinen Besten, der 
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Gommercien und Gewerbe, der Bequemlichkeit desPubli- 
cums, mit einem Worte der Civilisation und Cultur; wo- 
gegen die übrigen Zwecke nur als Nebenzwecke er- 
scheinen*)/ 

Auf dem Gebiete des Postwesens ist es dermalen insbesondere die 
Brieftaxe (der Briefporto-Tarif), welche als Gegenstand der Reform 
eine Tagesfrage bildet. Der Streit dreht sich nämlich darum, ob das 
bisherige System , wonach bei Gonstruction des Tarifs die £ntfemung 
zwischen dem Aufgabe- und Bestimmungsorte hinsichtlich des Porto- 
satzes entscheidet (Distanzen-System, Entfemungsscala), im Wesentlichen 
beizubehalten und nur zu mildem, oder ob nicht eine einstufige Taxe 
^iii£»fiäl|ren $fl Eine dritte .Annidit, wonach der. StaAt ^ Brief;- 
postregal aufzugeben und den Betrieb der Briefpost an die Pri- 
vatindustrie zu überlassen habe'), wird wohl wenige Anhänger zählen. 
Denn es besteht eine wesentliche Aufgabe des modernen Staats eben 
in der Yermitteluii^ des geistigen Verkehrs. Alle Golturstaaten haben 
die Brietest als eine Staatsanstalt; selbst in der nordamerikanischea 
Union, deren Staatsgewalt grundsMzlich überhaupt kein Geschäft be^ 
treibty welches von den Frivsytm betrieben werden kann, entwickelte sieb 
die Briefpost zu einem Regal, während die Beorderung von Paoketen 
durch Privatgesellschaften, die sog. Express Company in organisiiter 
Weise über das ganze Gebiet i&t Union und auch nach öberseasdraa 
Ländern besorgt bezww vermittelt wird* Auch die neueste Phase der 
Briefpost, der Telegraph als öffentliche Verkehrsanstalt . quaUfidtt 
sich als ein Begal, welches von der Staat^ewalt nicht etwa des Ge^ 
winnes wegen ausgeübt und dessen Erwerb und Betrieb nicht etwa 
aus finanziellen Gründen der Privatindustrie entzogen wird; vielmehr 
stellt sidi der Tel^raph als eine Gerechtsame dar, welche nach ihrer 



1) W. Eoupe, Das Ha&del^esetzbuch und das Postreclit Begensburg 1859« 

2) Anders verhält es sich bezüglich des Fahrppstregals, des Postzwangs 
für gewisse Sendungen ausser den Briefen und Zeitungen. Dieses Monopol he- 
steht in einzelnen deutschen Staaten gar nicht (z. B. in Oesterreich, Baiem, in 
den frden Städten), in andern ist es nenerlich theils aufgehoben, libeSs zu Gunsten 
der Eisenbahnen nnd der Fdvatlhätigfceit überhaupt emgeschranlct worden (& B. 
in Preussen, Königreich Sachsen, Hannover); in den übrigen besteht der Postzwang 
zwar noch gesetzlich, aber gemildert durch eiae mehr oder minder freie Praxis. 
Was sodann die postalische Spedition der Zeitungen anlangt, so darf die Post 
2u Polizeizwecken, z. B. Entziehung des Postdebits, nicht benutzt werden. Als 
Spediteur muss die Staatspost mit derselben Gewissenhaftigkeit handeln wie das 
Privatspediticnsgescfaält;, oder aber das Geschäft ganz aufgeben. 



Nfttnr U0d BestiiiBMiig eine aüascldieSflMehe Betreibung der Steatsge- 
walt im lateresse der aUgemeiiien W^hlfalirt erfordert'). ^ 

Als Gegenstand der B^nabewegmig laäst sidi datier bezeicIiBm 
die Beform der Staatsbriefpoet durch Herabsetzung des Briefiarifs, 
überhaui^t die Umwandlung der Briefpost in ein Institut der WoU- 
fobrtq^isei, wätehes den^ Ha^ndel und der Industrie, dem geistigen 
uiid Hiatendl» Y^kebr in dieFerne dient, ihn fördert und hebt. 
^ ist diese Frage <ter Beform neuerlich von vielen Säten besprochen 
w<»rdeii, in den Kreist des Has^elsstandes, auf volkswirtbschaftlicben 
Congressen, auf Laadtagai, in der Tagespresse^), und die Conferenz 
ded ^utsdbea.Post^reins wird nidit umbin können, dieselbe bald auf 
die . Tagesordnuflg zxl seboen. Vielleicht dienen nachstehende Aus* 
föhrungen zur Klärung der Streitfrage , insofern darin auch Minnente 
hervoijgehQben sind, welche bisher noch nicht oder doch nicht so be- 
leudbytet wurden, wie sie es zu verdienen scheinen. 

L Von der Hatnr de« Porto.. 
Thatsächlich und seinen Wirkungen nach ist das Briefporto der-; 
malen gewissermaassen weniger eine Gegenleistung für den von der 
Post errichteten Beförderungsact als eine Steuer. Neuerlich aber ist 
auch die Ansicht zu begründen versucht worden, dass das Porto auch 
rechtlich die Natur einer Steuer, einer indirecten Staatsabgabe habe. 
Es hängt diese Ansicht, mit derjenigen zusammen, wonach das Kechts- 
verhältniss zwischen .dem correspondirenden Publicum und der Post 
nicht als ein privatrechtliches, sondern als ein publicistisches bezeich- 
net wird. Hauptvertreter dieser Ansicht ist Dr. Balthasar von 
Linde*), der bekannte Processualist inGiessen und Publicist in Frank- 
furt a. M. 



8) Ia der Schweiz wird der Tel^raph in Yerbindcmg mit der Post von der 
8taat9gewAlt lieMeben, ohne dass sid» dagegen emstüchar Widersprueh eiheht 
In England und Nordamerika dagegen ist die Telegraphie Gegenstand der 
Privatindustrie. 

4) Zu vergleichen ist insbesondere die Cotta'sche Deut sehe Vierteljahrs« 
Schrift yon IdiO S. 868; von 1841 & 257, 264» 271; Ton. 1845 & 269; 1861 
S.«84; ferner Holzamer, lieber einsttifige j^eftaze (Maims 1861 and Darmstadt 
186S$; die Brieftaxe in Dett4;&chlaad. Ereibürg bn JBrdsgau 1862; Bitter« 
lieber das Postwesea <Virien 1850); Stephan, Geschichte der preossischen Post 
(Berlin 1859); die Zeitung des Vereins deutscher Eisenbahnver- 
waltungen m Leipzig von 1861 S. 144, 613, 636; von 1862 & 231, 215, ai5, 
97, 48, 12^. 

5) Vgl. insbesondere dessen Archiv für öffentliches Becht des 



Ist hier aach nidit d^ Ort , d^ Ungruiid cHeser Asriclit im Eiii<- 
zdnen nachzuweisen, m wird es doch nicht zu umgeheB s^n — um 
«ne sidiere Bechtsgruiidlage für die OonstrueHon des Tsoift za ge- 
winnen — , wenigstens ijR Allgemeinen an die einsdilagenden Grund- 
sitze und das wirklich vorliegende KechtsveiMltniss zu erinnenL 

V^möge der Posthoheit ordnet die ^atsgewalt das Postweseik 
überhaupt, jenachdem es dar £rreichuttg wesentiich^ Staatszwedce 
dienen soll; die Ausübung desPostregals, d. h. d^ Betrieb des postali- 
schen Versendungs- und TransportgeseÜlfts fällt aber g^^füber d^ 
die Post benutzenden Correspoad^ten an sich in das Gebiet des Pri^ 
yatredits, ebraso wie bezüglich anderer Staatsgerechtsame, z. B. am 
Wasser, an den Bergwei^en, oder bezüglidi des Tabaks- od«r Si&- 
mentq^ds die Ausübungshandlungen der Staatsgewalt nidit ^ ein 
publicistischer Act, sondern als ein Kaufgeschäft oder dgL sidi dar- 
stellen. Aus der Regalität der Briefpost, wie sie sieh in Deutscfalafid 
geschichtlich und staatsrechtlich herausgebildet hat, folgt keineswegs die 
publicistische Natur des Jerhältnisses zwischen der Post und dem 
Publicum; die Begalität bedeutet eben nur das Monopd des Staates 
und letzteres äussert seine Wirkung und Bedeutung nur gegenüber den 
Staateangehörigen, welche von der Ausübung des regalen Rechts aus- 
gesclÜQSsen sind. 

Zwar gibt es Öffentliche Verhältnisse, bei denen die Staategewalt 
ebenfalls einen Dienst leistet , den der Empfänger bezahlt (z. B. die 
Civiljustiz) , und diese Thätigkeit der Staatsgewalt gehört zu ihren 
eigentlichen politischen Functionen, sie bildet einen wesentlichen Be- 
standtheil der öffentlichen Gewalt* Indem sich diese Leistungen als 
directer Auisfluss des Verhältnisses des Einzelnen zum Staate, als Lei- 
stungen auf Grund des Staatsverbands darstellen, liegt hier ohne Zwei- 
fel ein publicistischer Act vor. Zu dieser Gruppe öffentlicher Rechte- 
verhältnisse gehört aber die Post nach ihrer Stellung und Behandlung 
im gemeinen Rechte nicht*). Während nämlich die <Sfllentlichen publi- 

deutschen Bundes Band II Heft 2 und 3; Band III, und dessen Haftver- 
bindlichkeit der Postanstalt Giessen 1859, S. 45 f., 69 f.; vgl dagegen 
W. Eompe in der^eitchrift Dar deutsches Recht und deutsche Rechtswissenschaft 
Band XVin & 315. Gnyrim, Diss. de res personasve tranisportandi obligatione, 
quam com posta eontrahimus Harburg 1854) p. 3. Schellmann, Dissertation 
über die rechitidie Natur des Postbeförderungsvertraga (Mathvag 1861) S. 5. 

6) Durch das Handelsgesetzbuch ist das für diejemgen Staaten, wo 
dasselbe eingeflUirt worden, klar entschieden in Art. 421 uiid 449; vgl. auch Gad, 
Die Haftpflicht der deutschem Postanstalten (Berlin 1863), §. 3 (S. 11), §. 36 
(S. 104). 
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cistjscbra Vcriiältiiifige als mit dem Begriffe des Staats aotbwendlg ge- 
geben gedacht weitb^, wird das logtitut der Po^ als. dem Staate 
ftasseriiäi, auf Gm&d tc^ Nebenrttcksichtea ängefilgt betrachtet. Ge- 
borte die Post zu desjenigen Instituten, welche in der ägenäidieB 
publidstischen Function der Staatsgewalt ijmrzdn, so wurde dasBechts- 
verhattniss zwisdien ihr und dem Publikum durch Au^iübe und An^ 
nähme ^ der Sendungen nicht erst begrftudet, sondern vollzogen. Dies 
verhält sich aber in der That nidit iso; vieb»ehr, indet das Verhält- 
aiss sdne ^tstehung und Begründui^ jedesmal in dem Acte des Auf- 
gebeiB und Asnehmers einer Postsendung* 

Ist nu& die Transpörtthätigkeit des StaMes in AuftabuQg des Bri^- 
Po6tr^«ls m sich kein publieistischer Aet,^ s» übt der Staat 
auf der andamStite w sich auch kein Gewerbe ans, indem er die 
Besorgung des Gorresq[>ondenzverk^[urs als dn auaschlieaslidies^ BecU 
bezw. als eine ihm obliegende Pflicht übernimmt. An sich nämlioh ist 
diese Thati«^eit nicht auf die Erlangung finanzieller Mittel, nicht auf 
die Sicherstellung eiües Nahrungsstandes gerichtet. Yiehnehr untor* 
sdefat sich die Staati^^alt einer Verrichtung, welche, obgleich mit einer 
V^güttuig verbunden, doch eine höhere Bestimmung ab daa Gewerbe 
hat, nandieh das öffentliche Interesse des Staats, die aUgemeine Wohl- 
falnrt seiner Angehörigen, eine Bestimmung, bei welcher der finanzielle 
Erwe*b nicht ohne Yerietiaing wichtigerer Berufi^fiicbt^ zum Hauptbe- 
w^giunde gemacht werden könnte. 

Die Briefpost föUt daher auch wohl nicht unter das deutsche Hanr 
ddsgesetzbuch, in dessen Sinn als Kaufmann betrachtet wird, wer ge- 
werbemässig Handeisgeschäfte betreibt (Art. 4); Und wenn die 
Art 421 und 449 bestimmen, dass die Yorscluiften über das Fracht- 
geschäft und den Seehandel auch Anwendung finden auf Frachtgeschäfte 
von anderen öffentlichen Transportanstalten, auf die Posten aber nur 
insoweit, als nicht durch besondere Gesetze oder Verordnungen für 
dieselbe ein And^^ bestimmt ist, so bezieht üdi das auf die von 
der Briefpost verschiedene Packetpost — die Briefe erscheinen nicht 
als Handelsgatisr oder Waare, überhaupt nicht als ein Object, welches 
Gegenstand des Frachtgeschäfts im Sinne des Handelsgesetzbuches ist. 
Nur bezüglich der recommandirten Briefe« für deren Verlust die Post 
eine besthnmte Summe als Sdiadei^ersats (14 Thlr.) zahtt, könnte der 
Zweifel erhoben werden, ob sie nicht als Güter erscheinen 0- Aber 
selbst im Bejahungsfalle würde der. Satz nicht alterirt werden, dass 



7) Vgl. Gad, a. a. 0. §.24. 
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der Betrieb der Brief post ebeiföowe&ig unt^ den Begriff des Ge- 
werbebetriebs, wie unter das Handelsgesetzbuch fällt. 

Sdbon hiernach ist klar, dass das Briefporto die Natur einer Steuer 
an sich rechtlich nicht hat. Das Rechtsverhältniss zwischen der Post 
und den Gorrespondenten ndit in jedan efaizelnen Falle auf einem Ver- 
trage, der dem Privatrecht angehört. Die aus diesem Vertrage ent^ 
springenden beid^rsdtig^n Rechte bezw. Verbindlichkeiten haben den 
Charakter vertragsmässiger privatrechtlicher Leistungen oder Gegen- 
leistungen, und dahin gehört namentlich der Anspruch der Post auf 
das Briefporto als Beforderimgsgebühr^). Das Briefporto ist die Ge- 
bühr für den geleisteten Transportdienst und wird nidit etwa — wie 
das nach Analogie des Besteuerungsrechts der Fall sein wftrde — stets 
vom Eigenthttmer der Postsendung und ohne Rücksicht darauf erhobt, 
wer mit der Post contrahirte; yielnietar unterliegt das Recht zur Porto^ 
erhebung den gewöhnüdien civilrechtlichen Bestimmungen über Ver* 
träge. Das Porto wird bezahlt, weil die Post vertragsmässig einen 
Dienst leistete. 

An der privatrechtlichen Natur des Portos ändert an und für sich 
auch nichts der Umstand, dass die Einkünfte aus der Briefpost in die 
Staatskasse fliessen und wie alle Einkünfte, die aus der Benutzung der 
Regalien überhaupt gewonnen werden, zur Verwendung für Staatszwecke 
gelangen»). Auch die Gelderträgnisse z. B. aus dem Berg-, Salz-, 
Jagdregal gehören zum Staatseinkommen, ohne dass sie deshalb ihre 



8) von Linde a.a.O. nimmt dagegen' an, dass einTheil der Gegenleistungen 
för die Ausübung und Erhaltong der Postanstalt als ein öffentlicher Ansprach 
des Postfiscas, als eine Leistung zu betrachten sei, „die aus Gründen des öffent- 
lichen Rechts und dergleichen entspringt, wohin z. B. die Verpflichtung, Vorspann • 
zu leisten, die Wege in fahrbarem Zustande zu erhalten und dergleichen gehört." 
Und später (S. 71) sagt er, dass „die Retribution nach unserer heutigen Auffassung (!) 
mehr die Natur einer Steuer, einer indirecten Staatsabgabe" habe, also aus dem 
pnbMcistischen Verhaltnisse entspringe, in welchem die Staatsangdiörigen xor Staats- ' 
gewalt stehen — als ob das Porto erhoben und bezahlt würde , weil der die Post 
benutzende Aufgeber ünterthan des Fostherm (der Staatsgewalt) ist! 

9) Maurenbrecher, Staatsrecht §. 207. Zachariä, Staats- und Bundes- 
recht n $. 203. Rau, Finanzwifisenschaft , handelt unter den „Einkünften aus 
Hoheitsrechten" von dem Postregal als nützbarem Hoheitsrechte, dessen Ge- 
genstand DieaBtgeschäfte seien, welche unmittelbaren persönlichen Nutsen 
oder Vergnügen gewähren. Zu den nutzbaren Regalien, die keinen andern 
Grund und Zweck, als die Gewinnung eines Ertrags, ist die Post als eine zum 
allgemeinen Nutzen bestimmte ^polizeiliche Anstalt nicht zu rechnen, und sie 
darf als eine möglichst zu steigernde Erwerbsquelle nicht, benutzt werden; vgl. auch 
Klub er, Oeffentliches Recht (4. Aufl.) $. 101, 433. 
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prtYatevditlicbe Natur 2L B. als Eaufja^er fto Yttkaitftefi Salz in die 
wa Steu/em verwandehL Die aig^tiäia und aiehate BestiniBitiiig dai 
Portos besteht — iMter scdKe bestreu — in der Uaterlialtung tei 
Postwesens (Ersatz der aufgewendeten AnlagOr und Beixid»koetei^ luid 
in dessen fqrtsdireitend^ Yerbosseriuig. 

Dass die Festsebning das Tarife in allen oder den meistai cattr 
atitaiUcMwilw StaA4»n DeütseUaads mit^ Mitwirkung iles Landtags ge^ 
sdüeht j spricht auch nicht für die Natur, des Portos als einer Steuer 
oder Staatsal^be und gegen dessen OfaandEt^ ein^ Gebühr &iv mM 
geleisteten Dienst im eivilrechtlidien ^mne. laAem es sich dabei u« 
eine :^e«Üiche und ausscfaüesdk^ Gbepechtsame des Staats (Begal) 
handelt, welche keinerlei Privatconcurrenz gestaltet ifnd äoon MMklte 
xmSf der Art ihr^ Ausübung nach einen Gegenstand des Budgets bildet, 
ist die Mitwirlmiig des Landtags bei Festseteung des Tarifs aadi des 
Grundsätzen des gemeinen deutschen Staatsrechts von selbst hegrttndefc» 
Eben weil der sonst durch die freie GoncurroaB gegebene , ^i^türUe^ 
und wirksame PreiM-egulati^ bei der Brief^d^ iehlt; weil fem^ die 
G^8(mmtheit d^ Correspondent^, d. h. die bttigerliche GeseUsehaft 
überhaupt bei der Posttaxe wesentlich interessirt ist; weil endlich die 
^ostreveaBkUfi» einen nicht unwicht^n G^enstand des i^aatshaushalt9 
bildeaa, ist esSache der Gesetzgebung, denJ^eftarii^festzusteUen^). 
£$ gibt audi $onst manche Abgabe Skr geleistete oifentlicfae Diensü^ 
welche nach der von der gesetzgeberisd^n Gewalt bestimmttti TsM 
von detqeiogeu erhoben werden, welche die Staatsgewalt durch ilure 
OrgaQe Diasiste geleistet hat, z. B. Notariatsgebühren, Strassen- oder 
Wegegeld^ Actuariatsgebühren (z. B. in Kurhessen). Ferner werden in 
constitutionellen Staataai die Preise fiir Erzengnisse v<« sog» gruad* 
heräichen Regalien, z. B. für das Sak, Holz, gesetzlich le^esteQt — 



11) Gönuer, Recbtsfölle IS, 29S bemerkt, dass ein taxtsselier Postt«if der 
landesherrlichen Genehmigung unterliege; es i^gt dies in lülea Posaeh»svertr|gea 
ausdrücklich benrorgehoben eu werden, la diesem Siim bestimipte die königl. 
württemb. Yerordnung toto 9. Septbr* 1819 §. 6: „ohne landes- und lehnsherrliche 
Genehmigung soll keine Erhöhung der Portotaxen bei den reitenden und fahrenden 
ordinären Posten (die damals unter taxisscher Verwaltung standen) stattfinden; 
▼gL auch Reyscher, Zdtschrift für deutsches Recht XIII S. 297. In Baiern 
dagegen Terwaltet der Regent die bestehenden Regalien, W0zu die^Post gdiörf, 
verfassungsmässig ohne directe Mitwirkung der Kammern^; er setist alsa audi den 
Posttarif auf dem Verwaltungswege fest, wlUir^d dm Eisenbahntaiif der ^Feststellung 
durch den Landtag unteriiegt, indem nämlidi das fiisenbahnregal als ein neu ein- 
geführtes betraditet wivd^ bei dessen Bmiutaung die fiiaamiem imteowiri^eB habca, 
P5zl, Bairisches Vexiassimg^techt 8. 329, &83, 417. 
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(BS sifld das ohfie Zweifel Eimfgelder fdr vom Staate ve 
mcbt ato Steaen). Aaeh der EisenbafaMaiä piegt diordi die Oes^- 
ffikxmg festgestellt zu werden, OarmM die Eisesbahn-FrachtKebllhreB 
als Steiimi meht ecsskmmm. 

In einzdaen dentschen Staaten ist es über allem Zweifel erhaben, 
dass d« Brie^)erto zu den Steuern niebt gezählt wird^^). So z. B. 
Ol Bitem; das Porto, die Eisenbahn* und Teii^raphen-Gebühren M\m 
hier weder unt^ die direeten no^h unter die ind^eeten Straem ; die 
Postrevenuen w^den vielmehr unter einem besondern Titel der Einnah- 
men im Budget mifgez&hlt, nämlich bei Kap. m. „StaatsregaliBi und 
AttStaltai^S während Kap. I von d^ dired^en und Kap. n vo^i den in- 
(tirecten Steoeni handän"). 

In Oesterreich dagegen^*) umfasst der Postzwang die Verr 
Mndlichkeit,. für die Brautzung dar Staatspost eine Abgabe zu ent- 
riehten, welche in dvilrechtlicher Beziehung zugleich den Lohn fär die 
monopolistisdie Leistu^ darstellt, und der im Postgesetze ausgei^ro- 
ebene Staatsvorbehalt (d. h; die aussehliess<^de Befugniss zum 
Transport der postzwangspfiichtige^ Sachen ^^)) bildet den Beditstitd zur 
Erhebung einer Gebühr fOr diesen Transport. Der vom Versender 
freiwillig veranlasste Transport nidit postpflichtiger Gegenstände mit# 
telst der Post wird eb^so, wie die Beförderung der Reisenden durch 
die Post als eine vertragsmässige Leistung bezeichnet, wdche 
schon nadi §. 1151 des allgemeinen bürgerlidi^ Gesetzbuchs einen 
bestimmten Lohn als Gegenleistung bedingt. Letzterer soll aber, so- 
weit er zugleich den Unternehmer gewinn enthält, ebenfalls die 
Natur eine Abgabe an den Staat haben. In den Staatsjahresrech- 
nungen erscheinen die Postgefälle unter den indirecten Abgaben. 

InPreussen sind die Postrevenuen nicht unter dem Finanz- 
Ministerium, welches die direeten Steuern und indirecten Abgaben 
verwaltet, sondern unter dem Ministerium für Handel und Gewerbe 
und öff^^ltche Arbeiten aufgeführt. 

In Baden besteht ein besonderer Etat für Eisenbahn und Post 

Auch im württembergiBchen Budget sind die Postgefälle 



12)- Vgl. ülierhaupt Kolb, St^tttstik, welcher bei d^ einzelnen Budgets der 
deutUGben Staaten die PosfegelUlr aofl^üut. 

13) Vgl. P.öal a. a. 0. S. 336. 

U) Vgl Dessiry, Die ösrterreidiisdie Postverfassong. Wien 1848, %. 65. 

16) Dabin gehören idle verscMossenen Briefe und periodischen Zeitschriften ; 
€&r aodeye €l«g«n0täiide, isiäi>e8(»idere fttr Qelder und Paeket^ bettekt kern Post- 
zwang; Tgl. Gad, Die Haftpfiidit der deutschen Postanstalten. BeilÄ 1803, §. 6. 



gitiwnt ati^iBÜlhrt vaiä den tUtfirtm nad mdkectn Sieueiii* Gleich- 
wohl wird dias < Porto gleich den Steacra als MfentUdie Abgabe ba- 
trachtet 1*), und ein ErkenntaissdeB ktaigl. GbertribaBak in Stuttgait 
vom Jahre 1858 spricht ans, das» £e Portodefraüdatioa im Bteuerde- 
frau^ionea gesetittch i^eichstdien, dasd imbesoiidere dem Srsatsaa- 
spräche der Post aitf NaehaaUung eatoog^i» P^oi ein Offe&tlii^h 
rechtüdies Verhälteiss zum Grande liege, mithin m lokbea F&llen 
mdit die Civihredrte, sondern die AdministratifBtoUen aust&ndig seien. 
Nach allgemeinen und gemeinrechtlielien Gnuttisfttsen hat das 
Bofio die Natur dner Steuer niebt. Wo aber ansnahmswwe das Porto 
wie eine Steuer behandelt wird, da ist es An^ibe tfer Btfonn, das 
Wesen des Porto zur gesetslidien Anerkaumag and Geltung zu 
bringen. 

IL Der dennalige Briefporto-Tarif. 

D^ Postvereinsyertrag Yom 18. August 1860 enthilt über 
die Vereindbtiefportotaxe folgende Yorschriftw: die goneinschaftlicben 
Portotaxen fftr die Vereins-Corvespondenz werden nach d^ Entfernung 
in gerader Linie bemessen und betrafen für den einfallen Brief bei 
m&t Entferoffuig 

öet. Währ, südd* Wator. 

bis zu 10 Meilen einschl. ... 1 Sgr. oder 5 Nkr. o(ter 8 Kr. 

über 10 bis zu 20 Meilen ^nschl. 2 Sgr. oder 10 Nkr. oder 6 Kr. 

über. 20 Metten . • . . . . 3 Sgr. oder 15 Nkr. ^er 9 Kr. 
je nach der Landeswährung.^^ 

„Für den Brirfwechsel zwischen denjenigen Orten, für welche g^ 
genwärtig ^ne geringere Taxe besteht, kann diese geringere Taxe nach 
dem Einvarstioidnisse der dabed betheiligten Yerwaltuagen auch fen^er 
in Anwendoag komm^'' (Art. 17). 

„Als einfache Briefe werden soldbie behandelt, welche weniger als 
Em Loth (V30 des ZoUpfunds) wiegen. Für jedes Loth und für jeden 
Theil /eines IMbes M^gewicht ist das Porto für einen einlachen Brief 
zu ^hebw" (Art. 18). „Portopflichtige Brie&chaften ohne Werthan- 
gabe Hinterliegen bis zum Gewichte von 4 Loth ausschliesslich ohne 
Unterschied des Formats durchweg der Behandlung als Briefpost -Sen 
düngen; schwerere aber bis zum Gewichte von % Pfund einschliesslich 
nur dann, wenn es von dem Aufgeber durch einen Beisatz auf der 
Adresse oder durch Franknning mittelst Marken verlangt wird" (Art. 19). 

16) Yerortbtmgeu tom 2i7. Januar mä 17. Jani 1807, 16. FelNmr t821.imd 
20. October 1861 §. 12. 
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„Ffir die innere Veremsoorreqpoirfeiiz (—das ist dkgettige, ifdcfae 
sidi mnerhalb des Postvereinsgebiets bewegt — ) soll in der Regel d» 
VoraosbezaUung des Porto stattfinden^^ (Art 20). 

'■ „Unfrankirte Briefe sollen zwar abgesandt werden, untarliegen je^ 
dodi einem Zuschlage von 1 Sgr. oder 5 Nkr. öster. Währ, oder 3 
Kr« südd. Währ, fikr jeden einfadim Portosatz'' (Art. 21). 

Biese Bestimmungen gelten auch mit wenigen Ausnahmen im We* 
sentlidien fOr den mn^^n Bri^erkehr der einzelnen Postvereins?er* 
waltongen. Solche Ausnahmen bestehen z. B. in Prenssen hinsichtlich 
der Gewiefatsprogression , im Königreich Sachsen und Bai^n hinsiiAt« 
lieh der 6ewi<Ats* und Entfemungsprogression, indem nur zwei Stulea 
zu Gunsten der Gorrespondenten festgestellt sind; die einstige Brief- 
taxe haben eingeführt Württemberg, Baden und Hannover. 

Abgesehen von der einstufigen Taxe beruht der deutsche Brie^r- 
totarif auf dem Princip der Entfernung, welches aber gegen das vor- 
her und bis zur Gründung des Postvereins (1850) bestandene zu Gun- 
sten des Gorrespondenzverkehrs wesentlich modificirt erschaut, indem 
nämlich einmal anstatt der frühem vielen Bajous mit progressiv stei* 
geüdem Porto nur drei Zonen bestehen, von denen die beiden ersten 
(bis zu 10 bezw. 20 Meilen) erweitert sind, sodann aber der Entfer'« 
nung über 20 Meilen überhaupt kein Einfiuss auf -die Taxe einge- 
räumt wird. 

Indessen liefert die Post bei diesem gegen früher vereinfachten und 
wesentlich ermSssigten Tarif noch sehr erhebliche Ueberschüsse. Die 
amtlichen Veröffentlichungen über die ]Posterträgnisse beziehen sieb ta 
der Regel auf die Brief- und Packetpost, ohne beide gesondert zu be- 
handeln; hiemach wird die Beineinnahme auf durchschnittlich 10 l»8 
15 Procent der Boheinnahme angegeben ^0* D^ Verhältniss gestaltet 
sich aber wesentiiich anders und zu Gunsten der Briei^ost, wenn man 
erwägt, dass die Einnahmen aus dw Briefpost grösser zu sein pflegen, 
als diejenigen ads der Fahrpost, sowie dass der Betrieb der letztern 
mehr Yerwaltungskosten verursacht, als die Briefpost, und dass endlich 
die Briefpost nicht selten die Packetpost, wenigstens zum Tbeil unter- 
halten muss^*). Bei den nachstehenden Angaben sind die Erträgnisse 
des Postwesens überhaupt zu Grunde gelegt. Die Reineinnahme 
aus der Post betrug bezw. ist veranschlagt: 

17) HoUamer, Ueber einstufige ßrieftaxe* Mainz 1861, S. 25. ' 

18) In England wird der Reingewinn der Briefpost auf etwa 43 Procent der 
Rohekuiahme angenommen (Holzamer a. a. 0. S. 17); in DeatscUand ist .wohl 
das Verhältniss nicht ungünstiger. 



in Preussen 
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- 1860 
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in Württemberg - 
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in Braunschweig - 
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in Oflßterreicb im Jahre 1860 auf 2,838,702 fl. CM. 

1,643,545 Thlr. 
1,650,000 - 
570,000 fl. 
320,000 Thlr. 
141,889 fl. 
1860 - etwa V/z Mill. fl. 
35,464 Thlr. 

Es unterliegt hiemach keinem Zweifel, dass der Postvereinstarif 
wesentlich fiscalischen Interessen dient, indem er so namhafte Ueber- 
scfcüsse möglich macht ^•j. Dieses Princip wollen alle ßtaatsregierungen 
auch nicht aufgeben, weil sie jene üeberschüsse für andere Zwecke (Jes 
Staats nicht enthehren zu können behaupten — auf d«r Welt-Postcon- 
ferenz zu Paris im Jahre 1863 sprachen sich , mit einziger Ausnahme 
des Vertreters von Italien , alle anderen Abgeordneten für einen inter- 
nationalen Tarif aus, welcher üeberschüsse liefert. Allerdings soll und 
mi3fös die Post nicht allein sich selbst alimentiren, sondern auch einen 
Ueberschuss zur Bildung eines Reservefonds gewinnen , aus welchem 
die Kosten für Verbesserungen jederzdt entnommen werden kömien. 
Die dermaligen üebCTSchüsse aber werden nicht allein' fttr diesen Zweck, 
sondern auch und hauptsächlich für Bedürfnisse der Staatsverwaltung 
verwendet , welche durch Steuern gedeckt werden müssten. Deshalb 
erscheint das Briefporto zu einem Theile als Steuer, und zwar als eine 
unbillige und verwerfliche — sie belastet den Correspondenzverkehr. 
Abgesdien davon, dass eine jede Besteuerung des Verkehrs grundsätz- 
lich verwerflich ist, trifft diese Steuer nicht etwa alle nach den betref- 
fenden Gesetzen Steuerpflichtigen und nach dem Maassstabe des über- 



19) Bis in die neuere Zeit standen die Posten in Deutschland fast ÜberaU un- 
ter dem Finanz-Ministerium, nicht aber unter dem für Wohlfahrtspolizei; man 
betrachtete das Postwesen eben als einen Zweig der Finanzverwaltung , nicht als 
Verkehrsanstalt. Auch die Grundgesetze des deutschen Bundes aählen die Post 
nicht zu den im Art 19 der Bundesacte erwähnten Instituten für Handel und 
Verkehr, oder zu den gemeinnützigen Anordnungen, von denen Art 
64, 65 der wiener Schlussacte. reden. Deshalb hat sich denn der. Bundestag um 
das Postwesen auch nie bekümmert und der deutsche Postverein steht ausserhalb 
des deutschen Bundes, ruhend auf besonderen Verträgen unter seinen Mitgliedern. 
Erst neuerlich haben einzelne Kegierungen das Postwesen wenigstens formell und 
organisationsmässig zu den Verkehrsanstalten gezählt und unter den Minister 
für Handel und Verkehr oder unter eine besondere Centralbehörde für das Ver- 
kehrswesen gesteUt, z. B. Preussen, Baiern, Sachsen, Württemberg, Baden, ohne 
jedoch zugleich daa fiscaUsche Princip aufäsngeben« 

n. 13 
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haupt steuerbaren Vermögens, sondern nur diejenigen, welche das Be- 
dürfniss nach geistigem Verkehr in die Feme haben, und zwar ohne 
Unterschied des Vermögens gleichmassig. D^'enige Theil des Brief- 
portos, welcher über die wirkliche Beförderungsgebühr gezahlt wird, 
ist eine odiöse Steuer, die nur die geistige Begsamkeit gleichsam wie 
eine Strafe trifft, während davon der geistig Tra^e, welcher nicht cor- 
respondirt, verschont bleibt 

Mittelst der Steuern werden diejenigen Kosten der Einrichtungen 
und Verwaltung des Staats gedeckt, welche von der Gesanmitheit der 
Staatsangehörigen veranlasst werden, ohne dass sich erkennen und fest^ 
stellen lässt, welches bestimmte Individuum diesen oder jenen Aufwand 
speciell veranlasste. Bei dem Postinstitute aber lässt sich nachweisen, 
wer als Correspondent die Post benutzt und dadurch einen Dienst der 
letzteren hervorruft, und dieser Einzelne hat die mit der Dienstleistung 
verknüpften Kosten gerade so zu zahlen, wie. derjenige, welcher \on 
andern Staatsanstalten, z. B. von der Justizpflege, von der Verwaltung, 
von Bildungsanstalten u. s. w., Di^istleistungen beansprucht. Da nur 
die Anlage- und Betriebskosten der Post ermittelt werden können, so 
sind letztere auf die Correspondenten entsprechend zu vertheilen, d. h. 
der Brieftarif ist so einzurichten, dass er auf d^n Gebühren- und 
nicht auf dem Steuer4^incip beruht. 

Der dermalige Tarif leidet vorzugsweise an zwei Hauptfehlern, 
nämlidi daran, dass auf die Entfernung zu viel Gewicht gelegt wurd — 
ein Brief bis zu 10 Meilen Entfernung kostet 1 Sgr., darüber aber bis 
zu 20 Meilen das Doppelte; als ob die Transportkosten in diesem Ver- 
hältnisse sich verm^rtenl — , und sodann daran, dass das Porto von 
Loth zu Loth steigt. 

Was die Entfernung anlangt, so ist allerdings zuzugeben, dass der 
Transport eines Briefs auf eine weite Strecke der Poät mehr Kosten 
verursacht, als der Transport auf eine kleinere Strecke, obwohl die 
Differenz bei den heutigen Verkehrsmitteln unbedeutender sein muss 
wie früher. Offenbar willkürlich und nur zur Ausbildung fiscalischer 
Interessen ist aber die Entfemungsskala des Postvereinstarifs, und hier 
thut eine sofortige Erweiterung der Rayons oder die Reduction auf 
zwei Zonen dringend Noth. 

Noch irrationeller erscheint die Gewichtsskala. Ein einfacher Brief 
kostet auf eine Entfernung bis zu 10 Meilen 1 Sgr. , auf die gleiche 
Entfernung aber derjenige Brief, welcher über 1 Loth wiegt, das Dop- 
pelte und bezw. das Drei- und Vierfache, wenn sein Gewicht 2 oder 
3 Loth übersteigt. Wenn auch zum Transport einer gewissen Anzahl, 
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z. B. von 10,000 Stück Briefen im Gewichte von über 1 bis 3 Loth, 
an sidi mehr Locomotionskraft angewendet werden mnss als zum 
Transport von 10,000 einfachen Briefen, so ist aber doch das Verhält- 
niss dieser Differenz offenbar ein ganz anderes als das nach der Oe* 
Wichtsprogression des Vereinstarifs angenommene. Dazu kommt, dass 
die Post nicht etwa die Briefe ausschliesslich und besondei-s, sondern 
zugleich mit den Packeten (bezw. auch mit den Postpassagierdn) trans- 
portirt; dass das Gewicht der Briefbeutel in der Regel ein geringeres 
als das der Fahrpostgegenstände zu sein pflegt; dass mithin unter 
diesen Verhältnissen der Transport der Briefbeutel einen erheblichen 
Mehraufwand f&r Beförderungskosten regelmässig nicht verursacht. 
Jene Gewicfatsskala wird auch nicht gerechtfertigt durdi die Kosten 
für diejenigen Dienste, welche die Post neben dem Transpprte selbst 
leistet; denn es leuchtet ein, dass die postalischen Manipulationen 
(Wiegen, Taxiren, Sortiren u. s. w.) dieselben sind, mag ein Brief Vj 
LoÖi oder 1, 2, 3 Loth wiegen. 

Beruht hiemach der Vereinstarif auf rechts- und volkswirthschafts- 
widrigen Prindpien, welche den Correspondenzverkehr belasten uifd das 
fiscalische Interesse in den Vordei^und stellen, so erscheint die Re« 
formbewegung an sich vollständig begründet. Es ist eine Thatsache, 
dass die Zahl der Briefe noch keineswegs den Höhepunct erreicht hat, 
viehndu: von Tag zu Tag steigt^), sowie dass sich namentlich auch die 
Zahl der Briefe üQr grössere Entfernungen nicht unerheblich vermehren 
wird durch Ermässigung der jetzt noch zu hohen Taxe von 2 und 3 
Sgr., dass mithin die Tarifreform den „latenten'' Briefverkehr in Fluss 
bringen und dadurch die Einnahmen steigern wird. Was die Postkasse 
auf der einen Seite durch Herabsetzung des Porto einbüsst, gewinnt 
sie auf der andern Seite — mindestens- zum grossen Theil — durch 
den regeren Correspondenzverkehr. 

nL Die Grundlagen und Ziele der Reform. 

Erscheint das Briefporto schon an und für sich nicht als eine 
Steuer, welche aus dem öffentlichen Verhältnisse zwischen der Staats- 
gewalt (Posthoheit) und den Correspondenten entspringt, so schliessen 
auch die Stellung und der Beruf der Post im modernen Staate die An- 



20) Im jüngsten preussischen Etat (pro 1864) ist eine Mehrung des Briefportos 
um 542,000 Thaler in Aussicht genommen werden. Gleiches geschieht auch in 
anderen Staaten. 

13* 
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Wendung des Steuerprincips bei dem Brieftarife aus. IMe Post hatiim 
Interesse der allgemeinen WohUahrt den Correspondenzv^kehr zu ver- 
mitteln, zu befördern und zu beben. Der finanziellen Seite der An- 
stalt ist daher völlig Genüge geschehen, wenn sie aus sich selbst 
und durch sich selbst lebt und fortschreitet, d. h. wenn die £r* 
trägnisse aus den Beförderungsgebühren zur Deckung der Betriebskosten 
und des 'Aufwands für einzuführende Verbesserungen hinreichen. Damit 
ist zugleich die Ansicht abgelehnt, als handle es sich bei der Befmrm 
um Zuschüsse aus der Staatskasse, wie etwa in der nordamerikanischen 
Union und im Königreidi Italien. 

Bei Construction dißs Tarifs ist daher davon auszugehen, dass das 
Porto als eine privatrechtliche Gegenleistung für die ver- 
tragsmässige Dienstleistung der Postanstalt sich darstellt, und daas" 
diese Gi^enleistung im richtigen Verhältnisse zu den postalischen L&r 
stungen bezw. zu den finanziellen Mitteln steht, deren .die Post zur 
Erfüllung ihrer Aufgabe bedarf. In letzterer Beziehung erscheinen nun 
folgende Grundsätze maassgebend. 

Bei d^n postalischen Versendungs - und Transportgeschäfte zer^ 
fallen die Leisttmgen, wie überhaupt bei jedem Transporte, in zwei 
Haupttheiie. Der eine derselben bezieht sich auf die den eigenüidien 
Transport vorbereitenden Handlungen — die Annahme der Briefe am 
Schalter oder mittelst des Briefkastens, das Wiegen, Taxiren (bezw. 
Controliren der vom Absender aufgeklebten Freimarken) und Sortiren 
derselben nach den einzelnen Cursen, das Verpacken derselben in Brief- 
packete, das Anfertigen der Briefkarten, die Uebeiigabe der Briefbeutel 
an den Postconducteur u. s. w. — , sowie auf diejenigen Handlungen, 
welche während und nach dem Transporte nöthig sind , z. B. die Um- 
Spedition auf Zwischenstationen, die Behandlung der Briefe am Be- 
stimmungsorte, Uebergabe an die Briefträger und Behändigung durch 
letztere an die Adressaten. Alle diese Handlungen bezeichnen wir mit 
Nebenleistungen im Gegensatz zum zweiten Theile der postalischen 
Thätigkeit, nämlich dem Act des Transports selbst, der eigentlichen 
Beförderung von Station zu Station. Während jene sog. Nebenleistungen 
ohne Rücksicht auf die Länge oder Kürze der Beförderungsstreeke 
(der Entfernung zwischen dem Aufgabe- und Bestimmmgsorte) im We- 
sentlichen dieselben sind, ist das bezüglich des Transports nicht der 
Fall, vielmehr stehen die Leistungen des letzteren im Verhältnisse der 
Transportweiten. 

Beide Theile der postalischen Leistungen verursachen den Aufwand 
von Kosten. Bezeichnet man nun den der Transporteinheit (demBrieO 
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eDtsiNraßhendea Aufwand filr üe Vebenleistongitn mit a und d^ d«r 
TräBi^MM'^ undW^einheit entspreebendaL Aufwand f&r den eigenttidien 
Transport mit b^, imd den gesamo^en Aufwand lir 4en Brief mit y 
ffir die Ti'aneportweite x, so ergibt steh folgende atgebraisdie.Fomel: 

y = a 4- bi X. 

Diese Gieidiung drä<^ nur die Summe der SelbsÜcosten aus, 
welche 4ie Post aufwendet. Es soU jedodi die Post neben diesen Selbst- 
kosten noch men ent^Mrechenden Ueborsehusa für B^grOndong eines 
Reservefonds enielen. Deshalb wiss ein Factor entsprechend erhöht 
werden, und zwar wird das derjenige sein, welcher den eigetttUehen 
Transport repräsentirt, weil ja die Traospoitkosten mit der Weite des 
Transports im Verhältnisse stehen, die Kosten fiir die Nebenleistungen 
aber im Gfoesen und Ganzen davon unabhängig sind bezw. nicht er- 
hddidi in's Gewicht fallen ; es handelt «ch hier nämlich etwa um den 
Kosteaaufwand während des Transports' durch Umspedkton derJ^efe« 
Solctorgestalt ändert sich obige Formel in diese: y =^ a + bx, d. h. 
b beeeichnet nicht nur die Selbstkosten für die Tronq^ort- und Weg- 
einheit, sondern audi eioen Zusehlag fih* den zu bildenden lieber- 
sdmss. 

^ Je grösser nun die Transpiertweite ist, auf um so mehr Wegeinhei- 
im verlheilen sich die Kosten für die Nebenleistungen, oder mit andern 
Worten^ die Bdärderungskosten fär die Transport- und Wegeinheit 
werdmi um so geringer, je grösser die Transportstrecke wird. Deshalb 
ist der Transport auf weite Entfemongra verhältnissmässig billiger, 
als auf kleine Distanzen; natürlich, denn für den Frachtlfbhrer, sei er 
Fuhrmann, Schiffer oder Eisenbahntransportut, bleiben die Nebenlei- 
stungen (Ab- und AujBaden, Verwiegen, Verpadcen u. s. w.) dieselben, 
mag der Transport auf grosse oder kleine Entfernungen geschehen. 

Diese Grundsätze und Erwägungen führen nothwendig zum Tarif 
nach dem Distanzen-System, welcher an sieh auch ohne Zweifel für das 
Frachtgeschäft üb^haupt^ d. h. für das einesi Gesehäftsprofit bezweckende 
Gewerbe begründet erscheint. Bei der Briefpost verhält sich 4ie 
Sache aber wesentlich anders ; sie fällt nicht unter den B^riff des Ge- 
werbes in jenem Sinne; sie will auch keinen Geschaftsgewinn, wenigstens 
keinen aikkem als für die Zwecke der Post machen; sie ist Monopol 
und hat keine Concurrenz zu bestehen, ist deshalb aber bei einem ent- 
sprechenden Tarif einer zureichenden Einnahme gewiss. Da nun die 
Post berufsmässig dem Correspondenzverkehr in der weitesten Bedeu- 
tung dienen soll, so wird zur Erfüllung dieses Berufs ein Tarif vor- 
ausgesetzt, welcher die Benutzung der Briefpost Jedermann, auch 
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den irmereB Klassen jederzeit ermöglidit, ein Tarif, dess^ Sitee d«i 
(üocrespondenten vom brieflichen Verkehr nicht abhalten. Abgesehen 
davon muss aber auch der Brieftarif so einfiich . constraul sem, dass 
er Yom Publicom leicht übersehen und angewendet werden kann, nnd 
dass dessen Handhabung Seitens der Postbeamten mit Rücksidit auf 
die taglich sich noch vermehrende grosse .^izahl v<m Briefen nicht den 
Aufwand von unverhältnissmässig vielen Arbeitskräften erforderlich 
macht So rationell auch das Distanzensystem an sich ist, so passt 
es doch in seiner Ausbildung und consequenten Zuspitzung nicht fttr 
die Bri^ost. 

Damit will jedoch noch ni<At und ohne Weiteres die Berechtigimg 
und Angemessenheit einer einstufigen Brieftaxe zugestanden werden. 
Vor allen Dingen fragt es sich dabei, einmal ob die Erträgnisse der 
dnstufigen Taxe in Deutschland die nach Obigen nöthige Einnahme 
verschaffen werden« sodann ob die einstufige Taxe dem angedeuteten 
Berufe der Post als einer wahren Verkehrsanstalt für Jedermann aus 
dem Volke entq^richt Die Beantw(Ni;ung dieser Fri^ hängt von der 
Vorfrage ab, wie hoch das Porto gestellt werden will. Es lässt sich 
das aber wohl nicht mit der allgemeinen Behauptung abthun, dass die 
englische P^miytaxe (3 Kr.) in Deutschland einzuführen sei'^). Die 
Verkehrsverhältnisse in England sind wesentlidi verschieden von den 
unserigen; insbesondere steht die deutsche Handelscorrespondenz ihrer 
Anzahl nach noch weit zurück hinter der englischen; das englische 
Postgebiet umfasst ein Areal von 5700 Quadratmeilen, während das 
des Postvereins etwa 3^2^«! grösser ist (über 20,000 Q.-M.) ; die ei«- 
liscbe Pennypost verfolgt ausgesprochener Maassen fiscalischeZweeke 
zu Gunsten der Staatskasse und liefert beträchtliche Ueberschüsse dahin 
ab, während die deutsche Beform die volkswirthschaftliche Seite 
der Post zur Geltung zu bringen trachtet. Uebrigens wird die einstu- 
fige Taxe in En^an^ selbst angegriffen und das Verlangen nach Ein- 
führung eines billigten Satzes für klein^e Entfernungen immer lau- 
ter*»). 



21) AnchRttSsland hat eine einstofige Portotaxe von etwa dVs Sgr.; mit diesem 
Tarif wird das deutsche Publicum den dennaligen deutschen Tarif sieht vertan- 
sehen wollen. Im russischen Budget erscheinen die Ertr&gnisse der Post nüt 
7,044,532 Bubel (die Ausgaben auf das Postwesen sind auf etwa SVa. Millionen 
Rubel angegeben) unter den indirecten Abgaben. 

22) Auch auf dem oben erwähnten pariser Welt-Postcongress sprachen sich 
die Abgeordneten der europftischen und aussereuropftischett Posten für das Dtstaa- 
üensystem im internationalen Yericehr aus. 



Auf der andcaren Seite kaim aber mck dar Einwand der Gegneiv 
dass bei einar einstufigen Taxe von 1 Sgr. e;der a Kr. die dentsebe 
Post nicht besteben könne und Zuschüsse aus der Staatskasse bedürfen 
werde, in swier Allgemeteh^t und ohne thatsäehlicte Begründung nicht 
zugegeben werd^. Im Gegentheil scheinen die beträebtiiicb^ lieber-« 
Schüsse aus der Briel^post an sich eine Reduction des Portos auf über- 
haupt 1 Ssr. zu gestatten. Indessen würde durch eine sokbe allge- 
meine Taxe di^enige Gorrespondenz, welche auf kleinen Entfamungmi 
bis jetzt zu giuingereai Porto als 1 Sgr. befordert wird, wesentlich 
vertheuert werden, wahrirad dodi die Reform principiell auf thunliehste 
Herabsetzung der bestehenden Taxe, nicht aber auf Erhöhung irgend 
eines Portosatses gerichtet ist 

Bei derBefonn des deut&<äi^Brieitari£3 k<»nmt€S überhaupt nicht 
weniger darauf an, eine dnzige Taxe hers^istellen, als darauf, das P(»rto 
so zu bestimmen, dass beide Theile, die Post uiid die Correspondenten^ 
bezüglich ihrer wesentlichen Zwecke befriedigt werdw. Zu dem Ende 
ist vor allen Dingen das einschlagende statistische Material zu sam- 
meln und zu ordnen, um die nach obigen Grundsätze erforderlichen 
Einnahmen (zur Dediung der Betriebskosten und Bildung des Reserve* 
fonds) zu ermitteln und nach der durchschnittlichen Zahl der Briefe den 
Aufwand für die Nebenleistungen und den Transport festzustellen. 
Hieraus ergibt sich dann die mögliche und enteq^rechende Taxe voh selbst. 
Wen dabei der Grundsatz da: Entfarnung (das Distanzen-System) in 
freierer und dem Y^kehr günstigerer Weise als bisher angeweidet 
wird, z. B. in der Art, dass man f&r das ganze Postvereinsgebiet zwei 
oder auch drei Zonen (bis zu 20 Meilen und darüber, oder bis 2u 15, 
50 und mehr Meilen) bestimmt, und dafür ermässigte Taxen einführt« 
so erscheint der Tarif noch einfach genug und der Correspondenzver- 
kehr wesentlich erleichtert 

Auf der dresdener Postconferenz (1847) bat Baiem allerdings 
schon eine einstige Brief taxe für Gesammtdeutschiand vorgeschlagen; 
sämmtliche Conferenzmit^lieder erkannten auch das einstufige Princi|^ 
an sich als berechtigt an und erklärten sich gegen dessen sofortige 
Einführung nur aus Opportunitätsgründen, Indessen fragt es sich doch, 
ob die damals vorgeschlagene einstufige Taxe mit 6 Kr. oder 2 Sgr. 
dermalen als ein Fortschritt betrachtet werden könnte. Während näm- 
lich allerdings die Briefe über 20 Meilen um 1 Sgr. billiger würden, 
würde das Porto der grossen Anzahl Briefe bis zu 10 Meilen um den- 
selben Betrag tbeurer werdep , solchergestalt aber wohl in der That 



den Postkassen dtt bedeutende Uebersebass auch kfiafitig verbleiben 
und dem Corres^cMidenzYerkehr eine wirkliebe Erleiebterung niebt zu 
Tbeil werden. 

Kann und muss es auch bis zur Beschaffung des angedeuteten 
statistischen Materials' als eine offene Frage betrachtet werden, ob dem- 
nächst eine ein- oder mehrstufige BriefUae einzufahren sei, so ist doch 
das Verlangen nach sofortiger Aenderung des dermaligen Tarife in An- 
sdtong des ihm zu Qrimde übenden Distanzen- und 6ewiditq>rogres- 
^ns-Systems yolkommen berechtigt. Insbesondere was die Gewichts- 
skala anlangt, wird das bisherige irrationelle Prindp sofort durchweg 
aufzugeben sein. 

Selbstverständlich sind die sog. Bestellgebühren endlich durchweg 
zu beseitigen, theils weil sich die Postverwaltungen dazu ausdrücklich 
verpflicbtet haben (Art 35 des Postvereinsvertrags), theils weil die Be- 
stellung des Briefe aus dem Posthause in die Wohnung des Adressaten 
zur postalischen Beförderung überhaupt gehört und im Porto der ent- 
sprechende Ersatz für diese Mühewaltung der Post zu finden isf). 

Indem die Post Sendungen von Musterproben und unter Kreuzband 
gegen ermässigtes Porto befördert, erkennt sie ihren Beruf — dem 
Handel zu dienen — bereitwillig an. Dieselbe Verpflichtung hat aber 
die Post auch gegenüber den intellectuellen Interessen, und es wird 
der Tarif auch daraui entsprechende Rücksicht zu nehmai haben, so 
dass z. B. druckfertige Manuscripte, Correcturbogen mit Manuscripten 
billiger, als für die regelmässige Taxe befördert werden. 

Das Zuschlags- oder Stra^orto für unfrankirte Briefe ist eine. 
Vorzugsweise fiscalischen Interessen dienende Erfindung der englischen 
Postverwaltung gelegentlich der Einführung des einstufigen Pennyporto, 
und die deutschen Postverwaltungen haben nur diese odiöse Seite da* 
englischen Postreform bereitwillig aufgenommen, weil das sog. Strafporto 
dem Finanzprineip dient, im Uebrigen aber den Hauptgrundsatz der 
Bowland HilT sehen Reform, welcher die volkswirthschaftlidien In- 
teressen fördert, bisher beharrlich abgelehnt. Als dem Princip der 
deutschen Post und der angestrebten Tarifireform widersprechend ist 
dfeses Strafporto zu beseitigen. 



23) Preusseh hat neuerlich das Bestellgeld aufgehoben; im Voransctlag des 
Budgets pro 1864 ist die Mindereinnahme durch Wegfall dieses ßriefbestellgelds 
auf 203,000 Thlr. veranschlagt worden. 
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Nachdem das Gebiet des deatschen Postvereins als ein einheitliches 
Postgebiet vertragsmässig erscheint, wird der neu zu construirende 
Brie4>ortotarif nicht allein für den internationalen, sondern auch durch- 
weg för den internen Verkehr einzufahren sein, so dass überall die 
gleichen Grundsätze und Taxen gelten. Dieser Anschauung entspre- 
chend und behufs Erleichterung des Gorrespondenzverkehrs hat der 
Postverein auch allgemein gültige Briefmarken zu schafien. 



VIL 

Untersuchungen auf dem Gebiete der K ational- 
Ökonomie des klassischen Alterthums. 

Von 
Rodliertiui. 

V L 

Zur Cr eschichte der agrariBchen Entwickelung Eoms unter 
den Kaisern oder die Adscriptitier, Inqnilinen nnd 

Colonen. 

Die Neucireii halten bekannüich Adscriptitierthum , Inquilinat und 
Colonat, letzteren im Sinne des 47. Titels des 11. Buchs des Just. Cod.^ 
nicht bloss fiir identisch, sondern auch fär ein singuläres Institut, das 
durch irgend welches besondere Ereigniss entstanden sei; — wie die 
Einen wollen, durch Ansiedelung besiegter Barbaren in römischen Pro- 
vinzen (Zumpt und Huschke), wie Andere, durch eine modifi- 
cirte Art der Freilassung (Puchta). Savigny sagt noch in seiner 
ursprünglichen Abhandlung, Yerm. Schrift Bd. II S. 45: „Indessen 
ist es nicht leicht zu erklären, wie der Colonat eigentlich anfangen 
konnte. Der Einzelne trat durch Geburt in denselben, das wissen wir; 
aber wie der ganze Stamm ursprünglich hereinkam, wissen wir aus un- 
sem Rechtsquellen nicht." Im „Nachtrag 1849" S. 55 erklärt er sich 
indessen gleichfalls für dessen Herleitung aus Barbarenansiedelungen, 
die dadurch ihre Bestätigung finden soll, dass nach einer Verordnung 
von Honorius und Arcadius die Völkerschaft der Scyren ausdrück- 
lich nach Colonatsrecht unter römische Grundbesitzer vertheilt wird. 
Jedoch mag gegen das Gewicht, das Savigny diesem einzelnen Falle 
beilegt, schon hier eingewendet werden, dass damals der Colonat ja 
schon bestand, dieser Fall also nicht Barbarenansiedelungen zu Gut 
kommen kann, die in eine Zeit fallen, in der der GoloQat noch nicht 
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BMhzaweisen ist und bei denen er aach nkht ansdrOcklieb ^rw&hnt 
wird. 

Ich meinerseits behaupte, dass sich die Sache anders verhält. Idi 
behaupte, einmal, dass Adscriptitier, Inquilinen und Colonen verschie- 
den, zweitens, dass alle Drei, ohne Dazwischenkunft eines besonderen 
Ereignisses oder anderer Gesetze als uns in jenem Godextitel aufbe- 
wahrt geblieben, lediglich aus der allgemeinen Entwickelung der agra- 
rische Verhältnisse hervorgegangen sind und deshalb auch keine sin- 
gulären, sondern allgemein agrarische Institute ihrer Zeit bildeten. 

Einen ähnlichen Gedanken deutet in Betreff des Golonats schon 
Hegel in seiner Gesch. der Städteverf. v. Ilal. I S. 84 an, indem er 
meint: „Wie dieCurialen aus einer angesehenen städtischen Aristokratie 
durch die blosse Noth der Zeiten und den Druck des Despotismus zu 
einer dem Staate erblich verpflichteten Kaste und ebenso andere freie 
und ehrenvolle Genossenschaften zu dienstpflichtigen CoUegien wurden, 
so lässt sich auch unbedenklich annehmen, dass die freien Miethsleute 
und Pächter (inquilini et coloni) auf dem Lande, welche die classischen 
Juristen erwähnen, unter denselben Bedingungen und Einflössen im 
Laufe der Zeit Colonen im späteren Sinne des Worts geworden seien." 

Ich meinerseits werde jedoch beweisen, dass die Entwickelung ge- 
rade die umgekehrte gewesen ist, und dass sich Adscriptitier wie In- 
quilinen und Colonen vielmehr aus den gewöhnlichen Landbausdaven 
der Grundbesitzer entwickelten. 

Zwei ganz bestimmte Ausgangspuncte haben wir für diesen Beweis 
zu nehäien. 

Der erste ist der Uebergang aus der Latifundienwirthsdbaft in 
die Parcellen- und Zwergwirthschaft, der sich in der Zeit zwischen 
dem älteren und jüngeren Plinius so Brachte, dass die Grandbesitzer . 
Parcellen ihrer bisherigen Grossgüter an eigene ^laven gegen Natinral- 
padit überliessen ; er fttju't hauptsächlich zum Col>onat. 

Der zweite ist der Umstand, dass, als keine bedeutenden Er- 
oberungen mehr den Sclavenmarkt überfüllten und nudi deshalb selbst 
seine Sdaven züchten musste, sich auf den Landgütern ein von Eltern 
zu Kindern heimischer Sdavenstamm bildete, der, weil die Gutssdaven 
zum Inventarium gehörten, mit d^ Zeit etwa die Natur eines ^,eiseni^'' 
Inventariums annahmen. Dieser Faden wird uns allmählig zu den 
Adscriptitiern und Inquilinen führen. 

Später wird sich dann zdgen, dass das sodale Material, das auf 
diesem doppelten Wege entstand, durch die kaiserliche Gesetzgebung 
der Constantinischen und Nachconstantinischen Zeit selbst, erst zu jenem 
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Adsoriptitierthttm, Inquifinat imd Cotonai iisigefonnt wand, die um 
die JastinianeisLche Sammlung als agrarische Institutionen ihrer Zek 
aufdeckt. 



Nehmen wir zunächst den ersten Faden auf ! 

Der Ausruf des altern Plinius, H. N, XVIII, 7, ist bekannt: 
Verumque confitentibus latifundia perdidere Italiam, jam vero et pro- 
vincias. Achten wir aber dai'auf, dass der Ausdruck latifundia, wie 
sowohl das allegirte Kapitel als auch die vorangehenden zeigen, in 
einem doppelten Sinne zu verstehen ist. Plinius klagt nicht bloss über 
die ungeheure Zusammenlegung des Grundbesitzes, sondern auch über 
die Grossguts wirthschaft. Wie Irland beweist, ist Beides nicht 
nothwendig verbunden, denn hier vereinigt sich ungeheurer Grund- 
besitz mit Zwergwirthschaft. Im römischen Reich war es damals 
noch anders. Nicht blos die Eigenthumscomplexe, sondern auch 
die Wirthschaftscomplexe — die von Einem Hofe aus be-^ 
wirthschaft'eten Feldmarken — waren übergross. Nur mit dieser 
letztern Seite des Latifundienwesens haben wir es hier zu thun. 

Wie gross solche Latifundienwirthschaften waren, darüber giebt 
vielleicht folgende Spur muthmasslichen Aufschluss. 

Der jüngere Plinius beschreibt Ep. III, 19 ein Landgut, das er 
kaufen möchte. Zu seiner Zeit befindet sich dasselbe allerdings schon 
in mehrere kleine Pachtungen getheilt, aber aus der Beschreibung geht 
doch hervor, dass es früher ein Grossgut gewesen ist, denn es wird 
als ein zusammengehöriger Complex von Acker, Wiese und Wald ge- 
schildert, es hat nur Ein Herrenhaus, und ist endlich schon vor Jahre» 
in Einem Gomplex verkauft wQrden, wie es jetzt wieder so verkauft 
werden soll. Plinius schätzt seinen dermalig^ Werth auf S Millionen 
Sesterzen , weil es aus verschiedenen Ursachen herontergewirthscbaftet 
sei und weil überhaupt die Zßitm schlechter geworden wären. Ehemals 
habe es 5 Milli(Miep (c. 291,000 Thlr. Preuss.) gegolten. 

Andererseits giebt Co luinella, der ungefähr 50 Jahre vor dem 
jungem Plinius lebte, für seine Zeit einen Anhalt zur Beredmimg 
des Werths eines Jugerums in Italien. Er sagt nämlich, de r. r. III, 
3, wenn es hoch käme, gäbe ein Jugerum Wiesen, Weide und Wald 
100 Sesterzen im Durchschnitt; Getradäand käme aber in dem gröss- 
ten Theile Italiens noch gar nickt so hoeh.. Im Laufe des Kapitels 
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fittat er nodi aus, dai^ man skä[ 6%^) von cnltivirtem Lande be- 
reditten müsse. — 

IBmmt man nun m, dass es ungefähr zn Columella's Sieit ge- 
wesen, als das Gut einen Werth von 5 Millionen gehabt, erwägt man, 
dass, wml es znm grSssten Tfaeil ws AdLerland bestaMl, es kaum 
100 Sestars^ vom Jngemm abgeworfen haben kann, femer, dass 
sich der Landwirth 6% des Anlagekapitals sollte bereehn^ n^tesen, 
und eudlidi, dass ein Jugerum 178 Quadratrih. 35,94 Quadratfoss 
inr^tssiseh ist, so muss seine Grösse reichlieh 3000 magd. Morg. be- 
tragen haben, ungefähr so viel wie die grossem Latifundien in Kord- 
deutsddand enthalten. 

Die Ursachen, weshalb die Güter, die im Anfange der Bepublik 
doch oft nur einige Morgen enthielten und zu des älteren dato« Zeit 
nur erst einem heutigen norddeutschen Bauernhöfe gleich kamen , nach 
und nach sidi so ungeheuer vergrössern konnten , gehören nicht hier- 
her,. — wir haben es vielmehr mit der rückläufigen Bewegung zu ihun, 
durch welchem diese Latifundien, wenigstens wirthschaftlich, mit 
d^ Zeit wieder, parzellirt wurden. Diese Veränderung vollzieht äcb 
in der That um die Zeit des jüngeren PI inius und ist um die der 
dassiscben Juristen schon allgemein im römischen Beiche, und zwar, 
wie gasagt, in der Art, dass zwar der Ladifundien besitz blieb, ja 
die Eigenthumscomplexe sich vielleicht vergrösserten^), die Latifundien- 
wirthschaft aber aufhörte und das Land parzellenweise, meistens 
an eigne Sclaven, in Naturalpacht ausgethan ward. 

Wir besitzen in den Quellen allerdings keine ausdrückliche Mit- 
th^ung darüber, dass und wann eine solche Veränderung allgemein 
vorging, aber es lassen sich die zwingendsten Motive dazu nachweisen; 
es fehlt auch nicht an Andeutungen über Einzelheiten solcher Ver- 
änderung; und es finden sich endlich unzählige Stellen, dass um die 
Zeit der dassiscben Juristen ein solcher veränderter Zustand wirklich 
schon allgemein bestand. 

Gehen wir zuerst zu den Motiven über, welche die römischeft 



1) Wie heute verzinste sich auch damal$ das in Land angelegte Kapital am 
medrigsteiL 

2) Von den FäUen, dass manche Römer viel Grundeigenäuiin besassda, ist 
hier nicht die Rede, sandem von einzelnen grossen jsusammenhäagenden Guts- oder 
Herrschaftscomplexen. Eines solchen als einer Villa^ erwähnt Yopisc. Aurelian. 
10, auf der sieh 500 Sclaven, 2000 Kühe, 1000 Pferde, 10,000 Schafe und ld,DOO 
Ziegen befanden. Dass eine solche Besitzung nicht von einem Gentrum aus be>- 
wirth8<jlia^t wer4ßn konnte , leuchtet ein , aber sie galt als Ein Gut. 
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GnindbeBitzer m sdcher WirthscbaftsrerändeniBg bewege mnaBteii. 
Sie sind theils landwirthschaftlicher, theils volkswirthschafOicher Art. 

Das erste Motiv lag in der landwirthschaltlioheii Cultarart der 
BSKier. 

Erst kurz vor der Zeit des altem Plinius haben nSiofich die 
Römer breitwürfige Saatbesteilimg nnd dazu den Gebrauch unserer 
Eggen, bei andern überhaupt erst kennen gelernt, geschweige, dass 
sie sie bis dahin selbst angewandt gehabt Sie haben, sogar beim 
Getreide, immer nur Reihencultur und Handhackbau betri^n« 
Dies geht auf das Unzweifelhafteste aus Plin. H.N. XVni, 48 hervor, 
wo er einen Bäderhaken (Eurrhaken) beschreibt, der unlängst (nonpridem) 
bei den fihätiem aufgenommen sei. Er sagt: „Die Pflugschaar hat 
die Form eines Spatens. Sie säen erst, wenn das Land fertig ist 
(serunt ita non nisi culta terra) und dann auf frisdier Fmoche. Bei 
d^ Breite der Schaar wird die Grasnarbe umgestürzt Sie säen breit- 
würfig (protinus) und ziehen dann gezahnte Roste (crates dentatas) 
darüber. Solche Saaten sind natürlich nicht zu behacken. 
Aber es werden zwei oder drei Furchen gegeben. Bei dieser Bestel- 
lungsart wird für leichten Boden auf 40 Jugeren, für sdiweren auf 
30 ein Joch Ochsen gerechnet^)". Aus dieser Stelle geht sowohl die 
frühere Unbekanntschaft wie auch die damalige Nochnichtanwendung 



8) Das non nisi culta terra kann nicht anders übersetzt werden, denn bei 
Beibencultur und Hackbau geht die Hauptarbeit, die die Bestellung schliesst, erst 
nach der Saat an, und dieser Theil hiess gerade colere, wie ich weiter unten zeigen 
werde. — Auch ist protinus nur „breitwtirfig** zu übersetzen, wie auch crates den- 
tatae offenbar unsere Eggen sind. Wie dies dxxrch den Sinn der ganzen St€|lle be- 
stätigt wird — denn dabei konnte allerdings die Saat nicht behackt werden -— so 
bei protinus noch besonders durch Col. H. 5, wo es auch beim Mistbrechen so ge- 
braucht wird. Grates dentatae kommen zum Untereggen breitwürfiger Saat nur 
hier und ibid. 49, 8 vor, wo Plinius diese rhätische Saatbestellung im Sinne hat 
'Grates für sich waren bekanntlich Flechtwerke, Hürden, oder auch Insthimente, 
die eine Rostform hatten , z. B. eine. Misttrage ,* oder auch unsere Rechen. Im 
letztem Sinne PL H. N. XVm, 49, 3 im Anfange; mit eisernen Zähnen versehen, 
ibid. 50, was eben daraus hervorgeht, dass hier nur von der Bearbeitung der . 
Kämme die Rede ist, bei denen Eggen nicht anwendbar waren. Auch bei neuen 
Wiesenanlagen kommt eine Grates zum Ebnen des Landes vor, Golum. H, 18. 
Dies war ebenfalls keine Egge, sondern wahrscheinlich ein Instrument, wie es seit 
Kurzem in Vorpommern gebraucht, aber unpassend Brettpflug genannt wird. Zwei 
starke, 12 Fuss lange und 1 Fuss breite Planken werden, etwa 15 Zoll aus ein- 
ander , auf die hohe Kante gestellt und in dieser Weite durch Querhi^zcr fest ver- 
bunden. So wird das Instrument auf den Kanten durch Pferde über den gepflüg- 
ten Acker gezogen, was den Acker ebnet, ohne öm, \ne die Walze, festzudrücken. 
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der breMwftr^A SafttbesMIaiig klar hervor, was auch dadwrch be- 
stätigt wird^ dass alte landwirthsefaaftlichen ScbrtfteteHer von Gato 
bis P all ad i US einer soleben Bestellung mit kdiaec Silbe erwä^fanen, 
vielmehr auch beim Getreidebau nur vonifondhackbau und Beiheneultur 
spreche. Diese letztere -Cultur wurde nun mit dar gr(testen Sorgfalt 
geübt. Ja, das Wort colere wurde vorzugsweise nur von diesem Theile 
der Bestellung, der Handhackcultur, gebraucht, wie ich unten zeigen 
werde. — Wenn das Land hinreichend gepflügt War, so wurde aller^ 
dings auch breitwürftg gesaet, aber dann wurde der Acker in Kämmen 
— nicht in Beeten — aufgepflügt, so dass dadurch die SssJt zugleich 
bedeckt ward und in Reihen zu stehen kam^). Ein solcher Kamm 
hiess lira und wird als solcher durch die Stelle Gol. n, 4: Liras 
autem rustici vocant easdem porcas, cum sie aratum sit, ut inter duos 
latius distantes sulcos medius cumulus siccam sedem finimentis prae- 
beat, deutlich gekennzeichnet. Natürlich konnte so bestellter Adrer 
nicht nach unserer Weise geeggt werden, aber dies war bei dem rö- 
mischen Verfahren auch nicht nöthig, da er schon vor der Saatfurcfae 
so mürbe sein musste, dass sich keine Elösse darauf befanden, udd 
die Saat auf andere Art bedeckt wurde. Deshalb wurdoi schon auf 
der zweiten Furche, die wir in Norddeutschland die Brachfurche 
nennen — auch bei den Römern sollte diese zweite Furche den Acker 
oflfringere — die Klosse mit dem Rechen und dem Karst zerschlagen, 
was occare hiess ^), und in der Regel dann mit der dritten die Saat 
in der oben beschriebenen Weise unterjgebracht. War der Acker dann 



4) Obgleich diese Reihencultur keine eigentliche DriUsaat war, gebrauchten 
die Römer doch, z. B. beim Weizen, 6 bis 8 Metzen weniger Einsaat als wir, 
denn die beim Säen auf den Furchenramn gefallene Saat wurde ja durch das 
Liriren auf den Kamm geschüttet und kam hier also nun doppelt so stark zu 
stehen. — Dass das Korn übrigens auf schmalen Kämmen und nicht auf Beeten 
stand, geht auch aus der Beschreibung einer Mähmaschine, PL H. N. XYIII, 72, 
oder viehnehr Aehrenraufmaschine — da es den Bömem auf das Stroh, das sie auf 
dem Acker verbrannten, nicht ankam — hervor. Es wurde nämlich ein starker 
langer Baum , auf der einen Kante mit Zähnen versehen , auf einem UntergesteU 
mit Bädern von der hinten angebrachten Anspannung durch das Kornfeld geschoben. 
Die Zähne rissen die Aehren ab und diese fielen in die Furchen zwischen den 
Kämmen. Solche Maschine und solches Verfahren wäre bei Beeten nicht möglich 
gewesen. 

5) Occare hat bei den Römern, wenigstens bis zu dieser Zeit, niemals „eggen'' 
gehdssen, sondern auf Plattdeutsch „Klutenkloppen". Nur au einer SteUe, XVJUI, 
49, 8, gebraucht es Plinius von den crates dentate, die er vorher bei den Bha* 
tiem beschrieben hat, aber auch nur, wo er von der Wiederholung der Operation, 
die Klösse zu zerstören, spricht. 
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noch nicht krOmelig genug, so that dn am Pft^; angdtamdi^ Brttt, 
das die aufgeworfen^ Kämme bestrii^, das Uebrige.^ Aus wiBc aaf- 
merlisamen Vei^leichung von Yar. I, 29 und Flin. IL N. XVm, 49, 
2 und 3 geht das beschriebene Verfahren kkr hervor. War die Saat 
bestellt, so wurden die Wintersaaten zum ersten Male vor Winter, und 
dann zum zweiten Male im Frühjahr, wenn sie zu schiessen anfing^, 
bäbackt und darauf noch gejätet. Auch diese Operationen werden in 
den landwirthschaftlichen Schriftstellern gründlich beschrieben, z. S. 
Col. II, 12; nur darüber war Streit, ob nicht blosse öfteres Jäten 
besser sei als Behacken, da dieses mitunter die Wurzel beschädige 
oder entblösse. 

Unsern heutigen Landwirthen wird diese Cultur als das Ideal der 
Vollkommenheit erscheinen , aber auch von vorn herein dnleuchten, 
dass sie sich mit einer Grossgutswirthschaft nicht im Geringsten ver- 
trägt. Sie erfordert viel Arbeit, jascbes Ergräfen des Mom^|;s, Ge- 
nauigkeit und selbsttheilnehmende Sorgfalt des Arbeiters, deshalb nahe 
Lage des Ackers beim Hofe und entweder eigenes Interesse oder sehr 
genaue Beaufsichtigung der Arbeiter. • Nun berechnet aber Col. II, 13 
bei dieser Cultur 8 Arbeiter auf 500 Jugeren, wenn der Acker voll- 
ständig baumfrei sd; 13 wenn zugleich Baumzucht darauf staM£nde; 
und Saserna, Var. I, 18, bei Weinbau, auf 8 Jugeren 1 Arbeiter. 
Für ein norddeutsches Latifundium . von 3000 magd. Morg. wären also 
Jahr aus und Jahr ein 120 Arbeiter nöthig gewesen. Eb«i so viel 
für das erwähnte Plinius 'sehe Gut, wenn reine Ackerwirthschaft 
darauf betrieben ward. War zugleich Baumzucht oder Weinbau, was • 
ja in Italien meistens stattfand, so stieg die Zahl auf resp. 210 und 
375 Arbeiter, die, wegen des grossen ümfanges der Feldmark, bei 
den weitern Entfernungen täglich ein Paar Stunden bedurften, um nur 
^p^eimal hin zur Arbeitsstelle und von da zurückzukehren*), und dort 
gar noch gefesselt ihre mühsame Arbeit vorzunehmen hatten. Man 
wird also bei diesen Erwägungen die Klagen des Plinius verstehen: 
At nunc eadem illa vincti pedes, damnatae manus, inscriptique vultus 
exercent! — und: Sed nos miranuir ergastulorum non eadem emolu- 
menta esse, quae fuerint imperatorum! — und: Coli rura ab ergastu- 
lis Pessimum est, et quidquid agitur a desperantibus ! — Zu der in- 



6) Die Entfernung des Ackers vom Wirthscliaftshofe wirkt bedeutender auf die 
Erniedrigung der Grundrente als man glaubt T hauen berechnet diese Erniedrigung 
in seinem berülunten Werk „Der isolirte Staat'' I, S. 98 von einem Grundstück 
Yon .70,000 Quadratrth. (IttMsch) bei zehn Körnern Erfrag auf 283 Thlr. iür je 
210 Bth. Entfernung. 
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tendveii) ausgezeiehneten römischen Cultormethode gehörte das un- 

nüttelbare Interesse der Betreibenden selbst, daher Theibiahme der 
Besitzer und deshalb auch nur Eleinwirthschaft^). 



7) Nach Durnau de la Malle, Econ. polit. des. Rom. hätte es sich mit der 
Rdmiseken Landwirihschaft ^aoz anders Yerfaalten. Er sagt LiTr. II, eh. 18: Qr, 
un Systeme d^assolement ^ideiix, une jachere biennale, Fignorance des proc^dös 
de Faltemance des r^coltes, la rotation trop fr^quente da bl^ sur les mSmes terres, 
rinsoffisance et la mauvaise pr^paration des engrais, le peu d'eztension donn6e 
anx prairies artificieUes, ie petit nombre de bestiacct r^partis sur les cultures, 
Pimperfection des m6thödes et des Instruments aratoires, Tusage Tideox de brftler 
les chanmes sur place au lieu de les conyertir en furnier, cent autres pratiques 
fonestes qn'fl sentit trop long d'4nnmdrer, tel est le tablean afifligeant, mais fid^le, 
qae nous Ofßre dans son ensemble l'agriculture grecque et romaine. LiTre in eh. 4 
sucht er dies näher auszufi&ren. Indessen von dem AUen, was D. d. L M. hier 
sagt, ist kaum ein Wort wahr, was icht)eweisen muss, da ich seine Ansichten 
bei berühmten Historikern wiedergefunden habe. 

1) Die Römer kannten das Wechselsystem sehr gut, hatten 
keine schlechte Fruchtfolge und nahmen grundsätzlich seltener 
Halmfrüchte hinter einander wie wir heute. 

Wie sich bei uns an den Namen Schubart v. Kleefeld die Verbreitung des 
Kleebaus und dessen Verbindung mit dem Getreidebau knüpft und hauptsächlich 
dadmrch die Fruchtfolge und Feldeintheilung zum Bessern verändert worden ist, so 
dürfen wir auch ähnliche landwirthschaftliche Folgen an die Namen vieler der 
ältesten römischen Familien knüpfen, der Fabier, Lentuler, Pisonen, Ciceronen 
(dieClodier hatten zuerst diesen Beinamen, s. Drumann Tullii p. 207), Lactucinen, 
Hortensier, die fast alle von unsem sogenannten Blattfrüchten hergenommen 
sind und deren Ursprung zum Theil bis über 400 Jahre v. Chr. nachzuweisen ist 
Ein verbreiteter und geschätzter Blattfruchtbau aber -— der doch stattfinden musste, 
wenn die .mächtigsten adligen Familien ihre Zunamea davon hatten — zu dem auch 
noch GrünfUtterbau — Gemenge von Erbsen, Bohnen, Gerste u. dergl. ^ zum 
Viehfutter, Var* I, 31 (dass farrago unser Grflnfiitter ist, geht auch aus Paul. 
Diac klar hervor), und allgemeine Rübencultur (Plin. H. N. XVHI, 74) kamen, 
kann gar nicht anders als mit einem Wechselsystem verbunden geiifesen sein. 
Das weiss jeder deutsche Landwirth. Das war denn auch in Bom der Fall Die 
Römer kannten und übten den Früchtwechsel eben so gut und vielleicht noch 
besser als wir, wie aus vielen Stellen hervorgeht. Zuvörderst hatten sie den 
Gegensatz von Halm- und Blattfrucht, frumenta und legumina, grade wie wir, 
PI. H. N. XVIII, 9 und 18, C. Th. 7, 20, wo er als „utriusque frugis" bezeichnet 
wird, wie auch Huschke, die „Steuerv. der früh. Rom. Kaiserz.", Anm. 215, 
diese Stelle versteht. Allerdings wurde mancher Boden Jahr aus Jahr ein bebaut, 
ohne zu ruhen (restibilis) , aber unsere Agriculturchemie hat ja genügend gezeigt, 
dass das geschehen darf, wenn ihm in der Düngung vollständiger Ersata 
wieder gegeben, und die bekannten neuen Mittheilungen Maron's über die japa- 
nesische Landwirthschaft haben diesen Satz bestätigt Aber folgt daraus, dass 
auf restibilem Acker kein Wechsel stattgefunden hätte? Im Gegentheil, aus den 
Worten von Paul. Diac. v. Restib: Restibilis agcr fit, quibiennio continuo seritur 
H. 14 
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Ein zweites Motiv lag in der Veränderung des Marktbegehrs, 
der zu Anfang der Kaiserzeit andere landwirthschaftliehe Prodncte als 
früher verlaogte. 



(hier mass eine Interpunction stehen); farreo Bpico, id est anstato, quod ne fiat, 
solent, qui praedia locant, excipere, geht ausdr&cklich hervor, dass man b^ 
Verpachtungen sogar die ausdruckliche Bedingung machte , dass zwei Halmfrüchte 
nicht auf einander folgen sollten. Das entsprach auch durchaus der Ansicht Yar- 
ro's, der I, 44 sagt: Man muss den Acker ein um das andere Jahr liegen las- 
sen, oder ihn mit ZwischenMchten, die ihn weniger aussaugen, bestellen. Eb^n 
dies, dass man. Getreide am liebsten nach Lupinen, Wicken und Bohnen nahm 
oder quae terram faciant laetiorem, geht aus PL H. N« XYIII, 50 bervar.- Selbst 
auf „novalem** Lande, quod altemis annis serritur, fing man gern mit Bohnen aii| 
PL H. N. XYm, 53, wobei ebenfalls ein Wechsel herauskommt In der That, 
die Sache verhielt sich grade umgekehrt, als D. d. L M. meint. Penn mit mehr Becht, 
als dass man der römischen Landwirthschaft vorwerfen kann, sie hätte zu wenig 
auf Fruchtwechsel gegeben^ wird man ihr, wenn man sieb des bekannten Yerses 
erinnert: 

Mutatis quoque requiescunUiructibus arva. 
Nee nulla interea «st inaratae gratia terrae, 
den umgekehrten Yorwurf machen können. Columella H, 10 polemisirt denn auch 
gegen diesen Grundsatz und sagt : „ich glaube denn doch, dass HahnMchte besser 
auf einem Acker gedeihen, der das Jahr vorher gar nicht, als wenn er H^en* 
fruchte getragen hat^'; womit jeder deutsche Wechselwirth einverstanden sein wird. 

2) nie römischen Landwlrthe haben kein ungenügendes Dün- 
gungsprincip befolgt. 

^ Es ist namentlich nicht richtig, dass sie zu wenig Yieh und Stroh gehabt, und desr 
halb, wie aus Cat. d. r. r. XXXYII hervorgehe, sich theure Dungsurrogate durch Laub 
und Compost hätten verschaffen müssen; nicht richtig, dass bei ihrer Zweifelder- 
wirUischaft(l^assolement biennal), — - wie aus der Yorschiift Cato'sXXIX, nach d^ 
die Hälfte des Düngers zum Futterbau, ein Yiertel zur Däogung der Oelbänme 
und ein Yiertel zu delr der Wiesen verwandt werden solle, folge — das Getreide 
nur im Grunde durch die Brache gedüngt worden sei und die Felder deshalb hätten 
sehr bald erschöpft werden müssen; endlich nicht richtig, aus dem bekannten Wort 
C a 1 ' s LXI , dass es auf die Düngung erst in dritter Linie ankomme , auf das 
geringe Gewicht zu schliessen, das die Bömer auf sie gelegt. 

Der gute Düngungszustand eines Feldes richtet sich nicht nach der Menge des 
Yiehes, das darauf gehalten wird, sondern nach der Güte und Masse des Futters, 
das es bekommt, und wenn die Römer allerdings wenig Stroh zum Streuen hatten 
und deshalb zu Streusurrogaten ihre Zuflucht nahmen, so lag dies in ihrem Emdte* 
verfahren, nach welchem nur die Aehren des Getrddes abgeschnitten oder abge* 
rauft wurden, das Stroh aber auf dem Felde verbrannt wurde; Nun steht es aber 
nach der Agriculturchemie fest, dass es fUr den Düngungszustand des Feldes über- 
eins herankommt, ob das Stroh gleich auf dem Felde verbrannt oder erst auf den 
Misthof gefahren und dann wieder, aufs Feld zva^kgeiakren wird, und dass also, 
wenn die Bömer das Erstere thaten und sich dann noch Strohrarrogate schafften, 
der Boden nicht verkürzt, sondern bereichert ward. Ebenso ist klar, dass die 
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Die Vertheilang, nftmlich des Nfttionatemkommens, sie mag gut 
oder sdilecfat sein, bestimmt tsmaer das nationale Bedürfniss, wie 



Yiehfütterang mir dabei gewinnen konnte , wenn statt des magern Strohes desto 
mehr Heu und andere Futterkräuter Terbraucht wurden. Das geschah denn auch. 
Die Römer betrieben nicht blos einen bedeutenden Futterban , den ich schon oben 
erwähnt, sondern hatten auch gute Luzemfelder und eine ausgezeichnete Wiesen- 
cultur, Colum. ü, 18, Plin. IL N. 67, 4. Sie fütterten daher ihr Vieh vortreff- 
lich, wie denn die Antwort Cato'a: Die sicherste landwirthschaftliche Retenae 
sei, si bene pascas; und dann si mediocHter pascas nur den Sinn haben kann: 
„Wenn Du gut fütterst«, aber nicht, wenn Du Weidewirthschaft treibst, was 
namentlich aus der Anführung dieser Stelle bei Plin. XVIII, 6 ersichtlich ist, wo 
unmittelbar vorher die prata genannt wurden, die nicht gehütet, sondern gemfthet 
wurden, und aus Colum. I, 7, wo pascere in Verbindung mit male ebenfalls in 
der Bedeutung von schlecht füttern vorkommt. Dass dabei der Dunghöf nicht zu 
kurz kam, ist klar. 

Eben so wenig kann man behaupten , dass nach C a t. XXIX das Getreide im 
(rrunde nur durch die Brache gedüngt worden sei. Cato brachte allerdings den 
Dünger, der für den Acker bestimmt war, immer nur auf den Futterschlag zu 
Erbsen, Wicken, Bohnen und dergl. Blatt fruchten, wie aus XXVfl hervorgeht 
Nun kommt es darauf an, ob der Acker restibilis war, oder alternis annis besäet 
ward. Geschah das Erstere, was hier durchaus das Wahrscheinlichere ist, so 
Wurden zwei Saaten aus Einem Dung gewonnen; geschah das Letztere, so schob 
sich sogar noch eine Brache dazwischen. Dabei kam es also lediglich darauf an, 
ob die Eine Düngung für zwei Saaten ausreichte, denn an sich wird kein Land» 
wirth zwei Saaten aus Einer Düngung zu viel finden, besonders bei strengem 
ftruchtwecbsel, den ja Cato befolgte. Aber gerade die beschriebene Wirthsdhaft 
bürgte für ausreichenden Dung , denn nicht bloss wurden die Wiesen regelmässig 
gedüngt, sondern auch die Hälfte des Ackers zum Futte'rbau verwendet, während 
V. Thünen, Isol. Staat I, S. 146, bei der belgischen Wechselwirthschaft nur 
40% der Ackerfläche dazu nöthig hält Thünen sagt dazu, die Belgier erreich- 
ten das Resultat nur dadurch, dass sie den Klee in einen ebenso dungkräftigen 
Schlag brächten als das Winterkorn selbst und ihn auf dem Stall verfütterten. 
Eine gleiche Maxime hinsichtlich des Fütterbaus, habe ich gezeigt, befolgtön die 
Römer. 

Endlich Mest D. d. 1. M. die Stelle LXI im Cato falsch, wenn er sie nach 
der Gessn er 'sehen Ausgabe so giebt: Quid est agrum bene colere? Bene arare 
u. 8. w. Sie heisst, wie auch Plin. H. N. XVin, 49 sie wiedergiebt: Quid est 
primum? Agrum bene colere. Quid secundum? Bene arare. Quid tertium? 
Stercorare. Colere war nun aber das technische Wort für den Theil der Arbeit, 
die erst auf das Säen folgte , also für das Behacken und Jäten, wie aus dem Ein- 
gange des 12. Cap. des 2. Buchs von Columella auf das Deutlichste hervorgeht 
Nun weiss aber jeder Landwirth, dass, bei Reihencultur , es mag noch so gut 
gedüngt und gepflügt worden sein, alle Arbeit umsonst gewesen ist, wenn zuletzt 
nicht ordentlich behackt wird. 

In der That, die römischen Wirthe wussten die Düngung wohl zu schätzen. 
Sie hatten Gründüngung, PI. H. N. XVUI, 62 und 67, 4. Sie machten Cömpost, 
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sieh dasselbe aaf dem Markte ftassert INeser nirksame 
nationale Begehr bestimmt wieder die Nationalprodnktian in Land- 



ÜAL XVn, 8. Ihre Mistlidfe waten Yorlreinidi angelegt nnd worden im Sommer 
mit Hürden bedeckt, Yar. I, 13 nnd CoL I, & Nie Messen sie anf dem Fdde 
gebreiteten Mist nnnntergepflfigt Hegen, CoL n, 5. Sie sorgten fikr die Sammhmg 
der Excremente der Sclaven, nnd da deren Anzahl anf jedem 6nt so gross nnd 
deren Nahmng hauptsächlich nur Getreide war, ist dies eine flberans wichtige 
Ziffer in ihrem Dflngnngssystem, GoL ü, 15. Selbst die Saamendflngong war den 
Alten bekannt Allerdings nUh GoL n, 1, man sofle besser dfingen, aber nnr 
dem Wahn gegenüber, dass auch die Erde altere und deshalb unfruchtbarer werden 
könne« Anch, was ich in einem der ehemischen Briefe Liebig's gelesen, daaa 
ndmlich ein Grund des YerfiEills der römischen Landwirthschaft der gewesen, dass 
durch die Kloaken Roms der Dungstoff aus der ganzen Gonsnmtion der ungeheuren 
Stadt in die Tiber, geflossen, scheint mir unrichtig. Denn die irespasianische 
Urinsteuer l&sst sich nur so erklären, dass eines Theils rieUeicht die Frivalanlage 
Ton Latrinen zum Gebranch des Publikums, andern Theils aber jedenfiüls der 
Handel mit den Excrementen ans den öffentlichen Abtritten besteuert wurde, und 
die Verse 81 bis 85 Gölunu de cult hortor. sagen ansdr&cklich, dass der Inhalt 
der Kloaken anf den ungeheuren Gartenrayon der Stadt geführt wurde. 

8) Auch die auf den Acker verwendeten Arbeitskräfte sind 
nicht ungenügend gewesen, wie D. d. L M. Liy. III eh. 4 meint 

Dieser Einwurf kann sogar nur auf dem groben Versehen dieses oberflächlichen 
Schriftstellers berahen, in seinen Berechnungen dem Ackerbau den Weinbau unter- 
geschoben zu haben. 

Schon oben ist nachgewiesen, wie bedeutend die Arbeitskräfte in dem römischen 
System waren und bei solcher Gultur sein mussten. Hier mag noch folgende Ver- 
gleichung Platz finden. Nach GoL U, 13 würden für eine reine Ackerwirthschaft 
▼on 200 Jttgeren, ohne Rücksichtnahme auf die Viehhaltung, 2200 Arbeitstage er- 
forderlich sein. Nach dem mit der grössten Genauigkeit ausgearbeiteten Entwurf 
neuer pommerscher T^axpmcipien ^ Beilage S und p. 94, würden für eine sechs- 
schlägige Fmchtwechselwirthschaft von 200 magd. Morg. mit V« Hackfrachtbau, 
Vt Getreide, Vi Grünfiitter (farrago) und V« Mäheklee, ebenfalls ohne Berück- 
sichtigung der Viehhaltung, nur 1520, halb Männer- halb Frauentage bedurft 
werden. Die Homer verwandten also auf dieselbe Fläche etwa 30 Proc. mehr Ar- 
beit als wir, ein Unterschied, der sich noch höher heraustellt, wenn man mit D. 
d. 1. M. annimmt, sie hätten nur die Hälfte der Fläche bebaut. 

4) Weder Laben die Römer «ine „jachdre biennale" gehabt, 
wobei natürlich die Hälfte, unbebaut geblieben wäre, noch 85 
Proc. des Feldes brach liegen lassen, wie D. d. L M. an einem 
ancfern Orte Liy. II eh. 5 und III, 11 meint 

Hier bemerkt er gar nicht, wie sehr die eine Behauptung der andern wider- 
spricht. Daraus, dass mitunter Acker altemis annis besäet ward (novalis), kann 
natürlich das Erstere nicht geschlossen werden, da es ja auch ager restibilis gab, 
der alle Jahre trug, überdies auch der novalis oft zum Futterbau gebraucht ward, 
Var. I, 44 und II prooem. — Für die zweite Behauptung giebt D. d. 1. M. keine 
Belegstelle an. Wahrscheinlich meint er Coh II, 18. Hier wird aber nur, unter 
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wirdifldiaft mid Industrie« Die dadurch hervorgerafene laiid- 
wirtbschaftliche Fradüktion bestimmt endlich vielfach 



Yoniassetaniig einer Yierfelderwirthschaft Ton 200 Jugeren mit zwei Brachen, die 
Geq[»anniialti]ng in der Weise beredmet, dass, bei zwei Jocb Ochsen, noch in der 
^ijaohe so viel Sommerfrucht bestellt werden könne , dass allerdings 35 Proc. reine 
Brache übrig bleiben würden. Aus dieser Berechnung abe^ die Regel entnehmen 
zu wollen, dass die Bomer immer 50 oder 35 Froc. Brache gehabt, ist um so ge- 
wagter, da es so viele Stellen giebt, die Ton einer ganz andern Fruchtfolge zeugen. 
In der That hatten die Körner, was man freie Wirthschaft nennt, die sich 
auch am besten zu Reihen- und Haadhackcultor, Wein- , Oelbau und Baumzucht 
eignete. Siehe Yar. I, 23 und 24. 

5) Unrichtig meint auch D. d. L M. Liv. III eh. 5, dem Theil- 
p&chter sei ein zn kleiner Antheil zugefallen, und da die An- 
thellspacht ein sehr übliches Cnltursystem gewesen sei, so 
habe der Acker darunter leiden müssen.' 

Zorn Erweise beruft er sich auf den politor, der nach Cat 136 nur den 5« 
bis 9. Theil des Ertrages bekommen habe. 
, Nun geht aber aus Auson. Popm. de instrum. fund. III klar hjeryor, dass 
ein politor gar kein Theilpächter war, sondern ein gewöhnlicher operarius, der in 
ATCord diejenige Feldarbeit übermüim,- die mit dem Ausdruck colere im engem 
Sinne bezeichnet wurde, und der, wenn er auch die Emdte des Getreides so weit 
beschaffte, dass die Aehren in Körbe gethaa wurden, je nach dem Boden, den 
achten Theil , wenn er auch das Dreschen und Beinmachen übernahm, den fünfte» 
Scheffel bekam, Dass ein politor nichts Anderes, war, wird denn auch durch Cat.. 5 
und 136 bestätigt Der eigentliche partiarius hingegen erhielt ein hinlängliches 
Yoraus von Heu und Stroh für sein Yieh und alles Andere ging zu gleichen 
Theilen, Gate 137. 

Nicht nunder unzutreffend sind die allgemeihen Gründe, aus denen D. d. 1. M. 
und Andere, schon in der Zeit der Bepublik, den Yerfall der romisdien Land- 
wirthschaft ableiten wollen. 

Weil Gato den Werth der Ländereien so rangirt: f) Weinsbergsland erster 
Qualität; 2) Bieselgärten; 3) Weidenpflanzung; 4) Olivenpflanzung; 5) Wiesen; 
6) Getreideland u. s. w., also dem Getreidebau erst die. sechste Stelle einräumt, 
soU der Ackerbau schon damals in Yerfall gekommen sein. . Aber wo in aller 
Welt^ wo Weinberge, Gärten, Öbstland und Wiesen — welche letztere in den 
meisten Gegenden Italiens noch dazu 3- bis 4m£d gemäht wurden, BL H. N. XYIII, 
47, 5 — mit Acker concurriren, haben jene nicht einen hohem Werth? Nur 
Wddenpflaazungen können in dieser Bangordnung auffallen. Aber auch deren 
Yorzug hatte sdnen guten Grund. Man gebrauchte auf 25 Morg. Weinland, zum 
Anbinden der Stöcke, 1 Morg. Weidenpflanzung, PL H. N. XYIII, 32, und ausser- 
dem nahmen unter den landwirthschaftlichen Utensilien auch noch die Körbe, die 
zum grossen Theil unsere Säcke und selbst Wagen ersetzten, einen bedeutenden 
putz ein. 

Weil die Römer um die erste Eaiserzeit übereinstimmend klagen, dass ItaUen 
seinen Getreidebedarf nicht mehr selbst decke^ und Golumella sogar sagt: 
frumenta majore quidem parte ItaUae quando cumquarto responderint, vixmeminisse 
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daar ökonomische Maas« der bewirthschafteiea Grund- 
stücke. Die Produkte sc^enannter „kleiner Gulturen'^ z. B. Oarteur 



poBsumus, setzt man wie selbstverständficli voraas, dies habe an dem Verfali der 
Landwiithschaft gelegen. Aber wenn die beklagten Thatsachen auch riclitig alBd, 
so doch nicht dieser Grund. So viel Getreide wie früher baute man nicht m^ir, 
weil, wie ich gleich im Text zeigen werde, jetzt eine Menge anderer Produkte 
caltivirt werden mnssten, die eine höhere Bente abwarfen, als Getreide gethan haben 
¥rürde: Also „propter avaritiam", wie Varro sagt, d, h. weil es den Besitzern 
mehr einbrachte, weil die gestiegene Beydlkenmg Roms jetzt weit mehr ifilch, 
frisches Fleisch oder auch Futter f&r Luxusthiere gebrauchte es sonst, wufden 
jetzt aus Aeckem künstliche Wiesen gemacht. Weil in der Nähe Borns mz^e 
Obstbäume jetzt einen Jahresertrag von über 140 Thlr. geben konnten -^ majore 
singulamm (arborum) reditu, quam erat apud antiquos praediorum setzt Plinius 
hinzu — einen Ertrag , der an die Pfirsichrente an Montreuil erinnert , oder weil 
es lohnte, weithin (late) Blumengärten anzulegen, deshalb waren die Beatzer keine 
solche Thoren mehr, eine geringe Einnahme aus Getreidebau zu ziehen. So ging 
das beste Land zu diesen andern Culturen über, und wenn za Oolumella's Zeit 
der grössere llieil Italiens nur das vierte Korn gab, so geschah dies eben, weil 
Getreide nur noch auf dem schlechtesten Boden gebaut wurde, wie dies z. B. durch 
Stat. Silv. IV, 8 und 11 bezeugt wird, der von D^mitian, der den Weinbau zu 
Gunsten des Ackerbaus wieder einschränkte, lobt: Qui castae Cereti diu negata 
rcddit jugera. Der, Ackerbau selbst war also unschuldig daran, wenn Italien nicht 
mehr seinen ganzen Getreidebedarf lieferte, wie auch daraus hervorgeht, dass dash 
landwlrthschaftliche System von Gate bis Columella sich völlig gleich geblieben 
war, deim der Letztere berechnet den erforderlichen Arbdtsaufv^and noch ebenso wie 
der Erstere. Und eben so wenig war der Boden unfrachtbarer geworden, wie 
Tacit. Annal. XII, 43 durch die Worte bezeugt: nee nunc infoecunditate labora- 
tur. Nur die volkswirthschi^dichen Einflüsse hatten ihre AUmacht geübt und aller- 
dings die Produktion umgestaltet, ohne jedoch die Cultur zu verschlechten!. 

Weil endlich diese Einschränkung des Ackerbaus nur die positive Wirkung 
des durch die veränderten Bevölkerungs- und Beichthumsverhältnisse veränderten 
Marktbegehrs war, darf man sie auch nicht auf die regehnässigen Yertheilungen 
von ausländischem Getreide schieben, wie dies freilich seiner Zeit Augustus, 
Suet Octav. 42, selbst gethan hat. Aber so ausgezeichnete Land- und Hauswirthe 
die Bömer waren, so schlechte Nationalökonomen waren die Alten sämmtMch, und 
deshalb haben sie auch die Gründe des geringem Eombaus nicht erkannt. Wenn 
die Getreideveriheilungen die Ursache jener Einschränkung gewesen wären, so 
hätten ja gerade die schlechten Aecker dem Eombau entzogen werden müssen und 
cBeser hätte sich nur auf den bessern halten können, da nur diese noch hätten 
concurriren können. Es trat aber^ wie wir ges^en haben, das Entgegengesetzte 
ein. Zudem geschahen cüie Yertheilungen umsonst oder zu sehr herabgesetztem 
Werth, d. h. an Personen , die gar nicht oder doch nicht den gewöhnlichen Markt* 
preis zahlen konnten; — wie hätte also die Unterlassung der Yertheilungen auf 
den Getreidebau wirken können, da es nicht das Bedürfoiss an sich, sondern nur 
der sogenannte wirksame Begehr ist, Derjenige, der auch die Mittel zu zahlen^ 
besitzt, der die Gestaltung der Produktion beeinflusst. — In der That, nur in 
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Produkte aUor Art, GeflSgel tad d«|^., vrarden mit dauerndem Vor^ 
theil auch nur auf kleinen Grundstacken gebaut, während grosse Wkth-» 
schaftsoompleze sich h6€iisteD& nur da erhalti^ können , wo die Nach- 
frage nach Getreide und solchem Vieh, das einen weiteren Transport 
erlaubt, überwiegt. Denn, während dort die Mühe im Kleinen die 
Hauptsadie ist und deshalb das Herreninteresse selbst mit anfassen 
muss, gestattet hier d^ Betrieb eine mechanischere und deshalb imn 
fänglichere und im Grossen betriebene Form. Wenn daher das Grund- 
eigenthum frei »t, d. h. wenn keine Beschränkung dess^ Zusammen* 
legung oder Parz^rang hindert, so bringt es das Sonderinteresae der 
Besitzer von seilet mit sich, dass da, wo die Nachfrage nach jenen 
kleinen Culturprodukten vorherrscht, auch die vortheilhafte Voraus- 
setzung däför entsteht — Parzellai- und Zwergwirthschaft Vor- 
herrschen muss diese Nadifrage aber überall da, wo starkbevölkerte 
und reiche Städte ihren Einfluss üben. 

Diese Entwickelüng traf nun ganz besonders für Rom und Italien 
zu, namentlich in den ersten Jahrhunderten des Kaiserreichs, als der 
Verkehr einer verhältnissmässigen Buhe genoss, und die guten oder 



einer Eeziehtmg wurde die bezeichnete Entwickelüng kthistlich gefördert Den 
transalpinisdien Provinzen wurde n&mlieh in den letzten Zeiten der Republik der 
Weinbau untersagt^ Cic. de rep. III, 9, natärMdi deshalb, damit sich die rdmisoheii 
Gros'sen ein dnträgliches Monopol sicherten« Durch diese Piämürung wurde also 
der W^einbau allerdings auf Kosten des Getreidebaus wie jedes andern Anbaus be^ 
vorzugt Aber schon Augustus scheint nach der oben angeführten Stelle dem 
entgegenjgewirkt «u haben. Eingreifender yerfahr Domitian, Suet 7, welcher 
yerordnete, in Ita^en sollten keine neuen Weinberge mehr angelegt werden, aber 
den Fehler beging, sie auch in den Provinzen zur H&lfte zu terbieten. Erst der 
Kaiser Probus, Yopisc 18, hob für Gallien, Spanien, und -- Britannien aUe 
Beschränkungen auf. 

Mit dieser alleinigen Ausnahme, wiederhole ich, war die grosse Veränderung, 
der um den Beginn der Kaiserzeit die landwirthschaftliche Gultur Italiens unterlag, 
nichts als die natürliche JFolge der vorangegangenen Veränderung der volks- 
wiiihschaftlichen Verhältnisse und bezeichnet so wenig einen Verfall, als man 
nicht Gartencultur unter Feldcultur stellen darf. Aber von socialen liebeln war 
aUerdings diese Entwickelüng hier wie überall begleitet, Uebeln, die 8ieh,^nach 
der einen Seite, in dem bekannten Wort: minim esset, non licere pecori car- 
duis vesd ; non licet plebei , einem Vorwurf, wie ihn so bitter der heutige Socia- 
lismus noch nicht ausgestossen , und, nach der andern, in jener Sittenge- 
schichte der Vornehmen Roms aussprachen, die durch den wahnsinnigsten Luxus 
und die mit diesem immer verbundene Entartung befleckt war. Und in der That, 
liest man Varro, Columella und Plinius cum g|:ano salis, so wird man auch 
finden, dass es im Grunde nur diese socialen Uebel sind, über die sie klagen. — 
Uebrigens leisten wir nach diesen beiden Seiten auch schon etwas. 
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schlechte Impulse dos Freihandels ungeBtört ihre Wkkangen inasttn 
konnten« 

Der gewaltige Zofluss der Beirölkenu^ nnd die noch gewaltigere 
AoQiftufung der Beichthümer aus allen Mittelme^läadem in Italien und 
Born mossten einen andern Begehr auf den landwirthschaftUchai Markt 
ausüben, als die geringere Bevölkerung, die mas^geren Y^rmSgens* 
umstände und die grössere Sitteneinfacbheit jenes Roms vor den grie- 
chischen und asiatischen Eroberungen. Es wurden jetzt Produkte ver- 
langt, die bisher gar keinen Absatz gefunden, oder solche, bei denen ein 
geringer Absatz stattgefunden, in weit gr^isserer Menge und VorzOglich* 
keit begdirt; und die meisten dieser Produkte waren solche der so- 
genannten „kleinen Gultur'^ Dafür giebt es viele Beläge. Schon m 
YarrQ's Zeit brachten Federviehzucht und dergl. Gulturen ausser- 
ordentliche, die Bente aus dem Getreidebau weit übersteigende 6e- 
winnste^). Im Umkreise Roms entstanden schon damals weithin Rosen-, 
LilieA- und Veilch^gärten und lohnte es, audi „alia multa, quae urbs 
recipit'' zu cultiviren*). Das Gemüse wurde in einer YoUkommenhsit 
verlangt und gebaut, wie es bei uns noch nicht geschieht, und wie es 
nicht zu verwundern war, wenn die Küehengärten behandelt wurden, 
wie bei uns die sogenannten kalten Mistbeete, PL H. N. XIX, 19 und 
20. Die Obstbaumcultur ward ebenfalls mit ausserordentlicher Sorg- 
falt betrieben. Namentlich war die Kunst des Yeredelns und Echt- 
machens hoch gestiegen, Yirg. Georg. II, 33 und 70, PI. H. N. 
XVn, 1, so dass Plinius sagt, Gemüse und Obst wäre für die. 
Armen zu theuer. — Das vermehrte Bedürfniss nach frischer .Milch 
und Heu für Luxuspferde Hess Acker zu künstlichen Wiesen machen, 
deren Gras natürlich gemäht und auf dem Stall verfüttert wurde, was 
auf keinem Latifundium lohnt '•). Aber auch der Ackerbau selbst war 

8) Var. III, 2: agruifl enim minus dena millia reddere, villa plus vicena. 

9) Var. d. r. r. I, 16; PL H. N. XXI, 7 sequ. 

10) Yar. d. r. r. II proo6m.: ex segetibus fedt prata. Also nicht .pascoa 
oder Weiden, wie z. B. D. d. 1. M. III, 4 meint Denn das ist der Unterschied 
zwischen beiden, dass pascua Triften, prata aber zum Mähen bestimmte Gras- 
flächen sind. Solche künstliche Wiesen legten die Römer mit der grössten Sorg- 
falt an, Col. d. r. r. II, 18. — Schon die Umwandlung von Getreideland in Weide- 
land ist nicht immer ein Zeichen sinkender Landwirthschaft , wie das Beispiel 
Englands in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts zeigte, wo dies zu Terschiedenen 
Zeiten der hohen Wollpreise wegen geschah. Die Umwandlung in kOnsÜiche Wie- 
sen kann aber niemals ein Zeichen dafür sein, sondern immer nur so viel be- 
deuten, dass für frische und vorzügliche Viehprodukte, Milch, Butter, Fletsch, 
grosser Begehr entsteht und hohe Preise bezahlt werden. Dabei blüht aber ge- 
rade die Landwirthschaft 
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ja fiKt tihmü in ItaBm mit Oel- imd Weinbau, weldier letztere noch 
dasni dnrdi Staatsmaassregeln kfinstlich befördert ward, oder mit anderar 
Banmzuchit (arbusta) verbunden, wedialb die landwirthscbaftlichen 
Sdbriftsteller u&zfthlige Male Yorsiebt anempfählen , um beim Beackern 
msjbt die Wurzel dieser Bftnme m beschädigen, was ebenfalls keinen 
mechanischen Anbau im Grossen gestattet Kurz, gegen die Kaiser- 
zmt hatte ganz Italien im höchsten Gi'ade in seiner landwirthschaft* 
liehen Cottor einen Gartencfaarakter angenommen, so dass schon Var. 
I, 2 fragt: Non arboribus consita Italia est, ut tota pomarium vi- 
deator? Wenn es nun schon zu kostbar wu*d, Wechselwirthschaft und 
StaUflAttemng auf einem Gute von 3000 magd. Morg. zu treiben, wenn 
dies noch mehr bei Reihen- und Handhackcultur der ¥sl\1 ist, wie 
soflte gar eine solche Gartenwirthschäft von einem Centrum aus 
bestellt werden können? Wenn also das Grundeigenthum frei war, 
wie hätten nidit die Bornen* dem in dieser Entwickelung liegenden Im- 
pulse folgen sollen? Jenes aber war vollkommen frei, die Sciaverei be- 
günstigte Zusammenlegungen und Parzellirungeü in weit höherem Maasse, 
wie es der Freihandel bei freier Arbeit vermag, die Römer waren gute 
Wirthe und blieben auch noch spater, als sie in Luxus versankt, 
sdiarfe Rechner, — wie hätte es da nicht vielmehr wunderbar sein 
sollen, wenn sie jenem ökonomischen Impulse nicht gefolgt wären, den 
neuen Wirthschaftsverhältnissen nicht das richtige räumliche Anbau- 
maass gewährt und nidit die Latifundienwirthschaften in kleinere ge- 
theUt hätten? 

In der That würden wir hierin nur die Wahrheit derjenigoi volks- 
und landwirthscbaftlichen Grundsätze erkennen, die v. Thflnen im 
ersten Bande seines isolirten Staats so scharf und schön herausgestellt 
hat Wenn man sich nämlich eine isolirte volkreiche Stadt vorstellt, 
die ihre sämmtlichen Ackerbauprodukte aus ihrem ländlichep Umkreise 
zieht, während dieser seine Fabrikate von ihr nimmt, so würde mch 
der landwirthsebaftliche Betrieb, in immer grösserer Entfernung von 
der Stadt, nach concentrisdien Kreisen abstufen, die verschiedene 
Culturarten repräsentiren. Aus den nächsten Kreisen werden Garten- 
produkte und frische Yiehprodukte geliefert werden. Wo der Getreide- 
bau in grösserer Nähe beginnt, wird dieser -^ wegen der geringeren 
Transportkosten, die wie ein höherer Preis wirken, — zuerst nadh 
intensiveren Systemen, mit Stallfütterung und Wediselwirtbschaft, be- 
trieben werd^ können , in den entfernteren Kreisto aber immer mehr 
zum Weide- und Brachsystem übeigehen müssen. Je näher aber diese 
Kreise der Stadt liegen, desto mehr erfordert die Cultuiart kleinere 
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Complexe, so daes erst nach dem ftussersteii Rande zu Grossgotswärth- 
schaften werden bestehen können, in denen sidi die Heerde» v<m den 
weiten und deshalb zum Thdl entfernten Weiden sdbst ihr Futto: 
durch Auftrift holen müssen, und die geringwen Anbaukosten such der 
übrigen Produkte die zunehmenden Transportkosten zu tragen Ter* 
mögen. -^ Nun, Rom wirkte wie dne solche Stadt auf Italien, und 
ganz Italien wie eine solche Stadt auf das übrige Gebiet dieses luige- 
heuren Mittelmeerreichs. Das Getreide musste aus entfernteren Ländern 
geholt werden, und hier mochten noch Latifundienwirthschaften be- 
stehen bleiben; der italienisdie Boden diente fortan -andern Cidtureo, 
und diese konnten nur in Zwerg -Parzellenwirtbschaft mit Kutzen be* 
trieben werden. 

Ein drittes Motiv endlich lag in den veränderten Lebensgewobn- 
heiten der alten Römer. 

Als nämlich die römischen Besitzer sidi selbst ni(^ mehr um die 
Land^wirthschaft bekümmerten, blieben natürlich die Latifundiratwirth^ 
Schäften den Inspectoren und Statthaltern (villici) Oberlassen. So lange 
dann noch der alte Wirthschafterstamm, den sie sich selbst herange- 
bildet hatten, existirte, oder so lange dieser in seinen nädbsten Ge- 
nerationen noch eben so tüchtig blieb, mochte es auch mit dieser 
Wirthschaftsform noch erträglich weiter gehen, — ihre Mängel mussten 
sich aber sofort fahlbar machen, als auch die villici entartete, Golum. 
1,7. — Nun wäre noch eine Möglichkeit gewesen, die Grossgutswirth- 
schaften beizubehalten, nämlich, sie zu verpachten. In der That dringt 
Columella darauf, dies wenigstens bei entfernteren Gfttem, die 
schwer zu controliren seien, zu thun. Aber wie hätte sich in dor 
römischen Gesellschaft, die auf Sdav^ei gegründet war, ein frei^ 
Pächterstand für Latifundienwirthschaften findra können? Den eignen 
Sdaven durfte man aber nicht so ausgedehnte Betriebe paditweise 
überlassen. Freilich besass Rom an den Publicanencompagnien einen 
so grossartigen Pächterstand, wie die Welt seitdem noch nicht wieder 
gesehen; aber wenn diese sich audi herbeigelassen hätten, grosse Pri- 
vatgüter zu pachten, so hätten sie doch die Bewirthschaftung selbst 
immer nur wieder ihren Sclav^ überlassen müssen; Die Sache wäre 
also dieselbe geblieben. Deshalb räth auch schon Columella, keinen 
Entrepreneur dazu zu nehmen, qui per familiam mavult agrum quam 
per se colere. Dies war also das dritte Motiv, das Wirthsdiaftssystem 
zu ändern. Weil man weder mehr tüchtige Administratoren noch auch 
angemessene Pächter für Latifundienwirthschaften fand, musste ein 
System verlassen werden, das sich schon längst ituch weder mit der 
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htntüMi^ Aobawiethode oodi mit den neiiefi YorbfittDiema d«sr 
ItfidwkÜiscfaaftUche& Markts vertrag. 

Sie letzteren beiden Motive , die Latifimdienirirthfichaft zu ver- 
käse»,, tratai Dim freiUob mt mehr em» nachdem jene sebon eineq. 
grossen Umfang geworaen wd von Italien aus auch die Provinzen er- 
grMen hatte. Allein die laudwirthschaftliche Culturart, Beihensaat und 
Haadhaekbau, bestand doeh von jeher, und e& ist daher in der That 
äier zu verwundern, dass die Römer dennoch zu jener Wirtbschaft 
übeigehen konnten, als dasß sie sidi bald wiedar von ihr zu tre^nea 
suchtca. Die Bekanntschaft mit den landwirthschaftlichen Werken des 
Puniers Mago ist auch wohl nieht die Veranlassung zu j^nem lieber- 
gang gewesai, denn die Bömcur sind niemals Theoretiker, sonders 
mm^ klare Praktiker gewesen. Wahrscheinlicher i^ dass der niedrige 
Worth, den gewöhnliche Landbausdaven in Folge der grossen Er- 
oberungen in den beidw letjsten Jahrbonderten v. Chr. jedenfalls haben 
BinBSten, es danuils in der< That weniger un(&onomisch machte^ dem 
aus andern Qründen um dieselbe Zeit sieh ausbreitenden Latifundien- 
besitz auch noch die Latifundienwirthschaft hinzuzufBgen. Das» 
die G^angenen damals mitnnter für Spottpreise verkauft wurden, ist 
bezeig, unddaeis eine Mengß solcher Verkäufe auf den Durchschnitts- 
preis der Bdaven £infiaas haben musste, anzun^men. Der ältere 
Gate bezahlte ftr einen Sdaven noch nicht mehr wie etwa 325 Thlr.; 
Golumella nimmt den Preis eines Weinfoergasclaven auf 200 Thhr. 
höher an^^). In den ersten hund^ Jahren jener Zwkchoizeit muss 
^er Sclaveninreis in Folge jenw Eroberungen und Verkäufe nun noch 
bedeutend geMen, in den hitzten siebenzig Jahren derselben jeden&Ihr 
schon -wieder bedeutend gesti«igeB sein. In den ersteren Abschnitt f&llt 
nun die Einführung der lAtifundienwirthschaft, in den letzteren schon 
£e^ Klage über ihre UnwirthschaftUehkeit Legt^ man aber audi nnr 
die Differenz zwischen dem cato'seheii und o(rilttmella'8chen Präs zum 
Chmiide, so batt^ sidi ja aueh die WirthschafiBkosten um mehr als 
50 Proa gesteigert. St^n oder fallen der Produktionskosten. 
noBs aber einen entsprechenden Einfluss auf die Befo^^g des Wirth- 
sohafifcssystems haben, wie Steigen oder Fallen der Produkt preise, 
nnr immer den iamgekehrten, und wenn v. Thünen in sänem ,^Iso- 
lirten Staat'' klar bewiesen hat^ dass Steigen der Prodnktpreise zu 

11) Siehe Böckh, Staatsh. d. Athen. I S. 3 und D. d. 1. M. I, 15. Später 
fiel der Preis wieder wegen des sinkenden Geldwerths ; da aber dieser Grund auch 
bei allen Produkten wirkte, so wurde das Verhältniss der Produktionskosten nicht 
alterirt» 
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Wechsdbsystem und Hackfruchtba% Si^en derselbe za DreifdderwirtlH 
Schaft und Koppdwirthschaft führt, za dem erster^ Systen aber nur 
kleinere, zu den letzteren grössere Wirthsdu^complexe passen, so 
musste audi in Born ein so bedeutendes Fallen der Prodoktions kosten 
Latifundien wir th Schaft, ökonomisch, wenigstens möglich madien. 
Ab abisr die Entwerthung der Sdaven aufgehört und sich deren Markt* 
preis ungefähr wieder auf den Züchtungswerth groben hatte, musste 
sieh auch sofort die grosse AJ*beitsverschWendung und Kostbarkdt, die 
bei fieiheucultur und Handhackbau in einem solchen System liegt, 
fühlbar machen. Als dann auch noch der Markt von Italien andere 
Produkte wie Getreide verlangte und gar auch die Verwalter für Lati- 
iiindie&wirthschaften zu fehlen begannen, musste es volloids unaos- 
filhrbar werden, und mussten sich endlidi statt seiner die Heilmittd 
empfehlen, die schon in den Motiven, es zu verlassen, indidrt lagen: 
Eleinwirthschafts- und Kleinpachtsystem. — 

Hätten nun unsere socialen VerhlUtnisse, Freiheit der Person und 
Geldwirthschaft, geherrscht, so hätte sich natürlich ein freier Kl^- 
pächterstand bilden müssen, der seine Pacht in Geld abgefilhrt. Allein 
in den Freigeüassenen allein muss sich doch nicht genügendes Material 
für solchen Stand gefunden haben, und ausserdem waren ja auch schon 
Sdaven in einem ähnlichen Verhältniss als Institoren auf Tantieme in 
Buden und Kramläden angestellt. Und was die Geldpacht anbelangt, 
so scheint man es zuerst mit dieser versucht, sie aber dann. aus Grün- 
den, die nur in den allgemeinelEL naturalwirtbschaltlichen Verhältnissen 
des Alterthums, sowie in dem bereits erwähnten Sinken des Geld- 
werths um diese Zdt, gelegen haben können, wieder verlassen za 
haben. Genug, unter den bestehenden Verhältnissm modifidrte sich 
dies Kleinwirthschafts- und Kleinpachtsrystem , zu dem die Umstände 
drängte, dahin, dass hauptsächlich Sdaven zu diesen Kleinpächtern 
genommen und die Pachte in Naturalien abgeführt wurden. 

Wenn sich nun auch in den Quellen keine Stellen finden, in denen 
ausdrücklich und zusanunenhängend gesagt wäre: Um die Zeit zwischen 
dem älteren und dem jüngere Plinius fingen die Bemer an, ihre 
Latifundien in Farzdlen zu theiien und diese ihren eignen Sdaven in 
Naturalpacht zu überlassen, — so doch genug, welche einzelne M^miente 
dieser Veränderung mehr oder weniger klar andeuten, so dass man aus 
derßn Zusammensetzung allerdings jene Gesammtentwickelung entnehmen 
darf, und weiterhin finden sich dann unzählige Stellen, aus denen zu 
schliessen ist, dass zur Zeit der classischen Juristen ein solches Klein- 
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nirtbBcliafts- und Sclavenpachtsj^em wir&li^ aHgemein im r&miijetaeii 
Belebe bestand; 

Schon die oben citirte Stelle Gol. I^ 7, scteint sieh auch auf 
SßlaTencoloneii zu beziehe. Denn die Worte im Eingange des Kapitels: 
Atque hi (sc. bomines) vel coloni, yel servi sunt soluti aut vinoti, 
sdieint nicht sowohl einm Gegensatz zwischen Freien, die Colonen, 
und Sdaven, die entweder gefesselt od^ ungefessdt waren, als vid.-^ 
mdir zwisdien Sclaven, die Colonen, und andern Sdaven, die ent- 
weder gefesselt oder ungefesselt war^, aufstellai zu wollen. Demi 
horaines wird bekanntlich ohne weitem Zusatz sehr häai^ fiir Sdaven 
gesetzt, und in dem ganzen Kapitel handdt es sich nicht um den 
Gegensatz von Freien und Sdaven, sondern von Paditwirthschaft und 
SeH^twirthsciiaft. Audi deuten die folgenden Vorschriften, wie man 
mit seinen Colonen un^ehen solle, et avarius opus exigat quam pen- 
siones, mehr auf Pächter, die einer herrschaftlichen Willkur unter- 
worfen sind, als auf Freie, bei denen man wohl jedenfalls str^g auf 
Innehaltung d^ Pachtbedingungen bestanden haben würde. 

Auch der schon angeführte Brief des jüngeren PI. III, 19 ist hier 
in doppelter Beziehung zu erwähnen. — Schon als Plinius jenes 
Latifundium lutufen wollte, war es an mehrere Colonen verpachtet, 
und er selbst will es wieder so mach^. Die Latifundienwirth- 
sohaft hatte hier also schon aufgehört. Ob die bisherigen Colonen 
auf dem Gut Freie oder Sdaven waren, mag nach der SteUe zweifel- 
haft sein. Die betreffenden Worte lauten: nam possessor prior saepius 
vendidit pignora, et dum reliqua colonorum minuit,ad tempus, vires 
in post^um exhausit. Wegen rückständiger Pacht hatte also der Ver- 
pächter Inventarienstücke seiner Pächter verkauft. Dieselben können 
demnach Eigenthum freier Pächter, aber auch Peculienstücke von 
Sclaven gewesen sein. Letzteres möchte vielleicht vorzuziehen sein. 
Dann aber fährt Plinius fort: Sunt ergo instruendi complures frugi 
mancipes; nam nee ipse usquam vinctos habeo, nee ibi quisquam 
superest. Die neuen Pächter will also diesmal der Besitzer Bdhsi mit 
der Hofwehr ausrüsten, was schon mehr auf Sclaven deutet, denn, 
fügt Plinius erklärend hinzu, nirgends auf meinen Besitzungen (ipse 
unquam) habe ich noch vinctos, noch ist auch dort im cisalpinischen 
Gallien (ibi) irgend Jemand noch so weit zurück '2). Nun kamen aber 
die vincti nur in Latifündienwirthschaften vor, weil man sich ihrer hier, 
wo sie in Schaaren arbeiteten, versichern musste, und es scheint daher, 

12) Dass superest l^esser zu diesem Satz als zu dem folgenden coustruirt 
wird , sdieiat mir klar. . ' - v . 
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da der Gegensatz von vi&cti ludtt liberi, sondern servi solttti ist^*), 
mit diesem Zusatz nur das gemeint zu sein, dass damals im cisalpini- 
schen Gallien nidrt Mos die Latifundienwirtfaschaften allgemein auf- 
gehört hatten, sondern dass auch gerade das Sclavencolonat an 
ihre Stdte getreten war. 

Ausdrücklich bezeugt ein anderer Brief des Plinius, IX, 37, 
dass in diesem Eleinpachtsystem die Naturalpacht an die Stelle der 
Geldpacht trat. Zuerst ist auch hier von einer Menge von Pächtern 
auf einer und derselben Besitzung die Bede (plerisque nnlla jam 
eura minuendi aeris). Alsdann klagt Plinius, dass in dem letzten 
Pachtturnus, ungeachtet bedeutender Bemissionen, wiederum die Pacht- 
rückstände gewachsen seien, und fügt hinzu, er sähe nur ein Mittel 
dagegen: fflr die Zukunft nicht in Geld, sondern nach Fruchtquoten 
zu verpachten (si non mnnmo sed partibus locem). Dies eriördore 
zwar eigene Einnehmer, eine besondere Besorgung der Früchte, audi 
verhehle er sich nicht, wie viel mehr Mühe und Kosten dies Verfahren 
machen werde, indessen : experiendum tamen, et quasi in vetere morbo 
quaelibet mutationis auxilia tentanda sunt. Das Naturalpachtsystem 
wird also als etwas Neues, das durch den Versuch erst erprobt werden 
müsse, das Geldpachtsystem als etwas, das sich in der Erfahrung 
durchaus nicht bewährt habe, bezeichnet^*). 

Von nun an geschieht sowohl der Sclavencolonen wie auch einer 
Golonenmehrzahl auf einem und demselben Gut immer öfter Erwähnung, 
und zwar wie einer aUgemeinen sich von selbst verstehenden That- 
sache. 

L. 5 §. 2 D. 14, 3 spricht von Sclaven, die agris colendis ein- 
gesetzt werden; dass damit nicht villici gemeint «ind, geht aus 1. 16 
hervor. 



18) Man sehe über diesen Gegensatz oben die SteUe aus Col. I, 7. Dies 
übersieht D. d. 1. M, I p. 248, der, weil er nicht solati, sondern liberi als Gegen- 
satz von Yincti nimmt, zu der wunderlichen Ansicht kommt, za Trajan's Zeit 
wären im ganzen cisalpinischen Gallien überhaupt keine Sclaven mehr zum Land- 
bau verwendet worden. Aber von Verstössen dieser Art wimmelt seine Berechnung 
der Bevölkerung Italiens. 

14) So wird auch §.6 1. 24 D. 19, 2 der colonus qui ad numeratam pecnniam 
condnxit dem partiarius entgegengesetzt. — Bekanntlich waren die spanischen 
Minen damals schon in Verfall und der arabische und indische Passivhandel eiit* 
führte dem Reiche ungeheure Summen. Der Geldwerth musste jiaher steigen und 
that es wahrscheinlich schon, seit unter den Kaisern die Münzverschlechterungen 
begannen, also seit Nero. Dabei konnte sich ein Geldpachtsystem, in welchem 
die Pachtsumme den Sclavencolonen octroiirt ward , allerdings nicht halten. 
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L. 16 D. 15, 3 hämt es als Beispiel: Quidam ftmdum catend«Bi 
servo suo locavit et boves ei dederat etc. 

L. 12 §. 3 D. sa, 7 wird eiQ serrus erwähnt, der quasi colonus 
in agro ^at. 

L. 18 §. 4 ibid. kommt ein villicus vor, der pensionis certa^ qoan- 
titate und nicht fide dominica wirthschafltete, also auch ein Sclaven- 
colone war. 

L. 20 §. 1 1. c. wird unter den Colonen ein servus erwähnt, der 
Pacht rückständig ist, und werden solche Sclaven Colonen von den 
extranei ookmi, die nicht zu der familia 4es Grundbesitzers gehörten^ 
unterschieden. 

Das ganze dreiunddreissigste Buch d^ Digesten ist voll von dem 
Ausdruck cum dotibus et reliquis colonorum bd einem und dem* 
selben Grundstück. Es waren also nicht blos mehrere Colonen auf 
ihm vorhanden, sondern aus den mitvermachten dotes geht audi her- 
vor, dass die Hof wehr dem Herrn gehörte, und also, dass höchst 
wahrscheinlich die Colonen Sclaven waren. 

Sieht man die landwirthschaftliche Literatur jener Zeit an, so 
macht sich ein ähnlicher Umschwung b^nerklich. Palladius, der 
etwa 150 Jahre nach Columella, vielleicht zur Zeit des . Pertinax, 
lebte, schreibt schon für ein ganz anderes Publikum. Er spottet I, 1 : 
neque enim formator agricolae debet artibus et eloquentia rhetores 
aemulari, quod a plerisque factum est, als ob er Columella meine. 
Sein Werk ist eigentlich nur noch ein Bauernkalender, wie auch seine 
Anweisung zur Anlegung von Wirthschaftshöfen mehr nur auf Bauern- 
höfe passt, und bei ihm sogar schon das die blosse wirthschaftliche 
Arbeit bezeichnende Wort fabrica das Wort villa i. d. S. verdrängt hat 

Genug: Fasst man die Zeiten Ulpian's in's Auge, so scheint der 
allgemeinere agrarische Zustand damals so gewesen zu sein, dass das 
Land in Kleinpaditsystem und hauptsächlich durch Sclavencolonen be- 
wirthschaftet wurde. Die Possessoren, wenn sie sidi ihren Gemeinde- 
piichten entziehen wollen, reisen auf ihre Landgüter unter ihre Co- 
lonen, 1. 1 §. 2 D. 50, 5: — und im Tit. de censibus 1. 4 §. 8 
heisst es bekanntlich schon schlechthin, wer bei seiner Steuereinschätzung 
einen Colonen oder Inquilinen nicht angebe, solle bestraft werden. 
Da man nun blos seine eigenen Sachen anzugeben und zu versteuern 
hatte, so können hier unter den Colonen nur Sclaven verstanden sein**). 



15) Anderer Meinimg war zuerst Savigny, der diese Stelle Ton gewöhnlichen 
Miethem und Pächtern yerstehen wollte, abei:, nach Huschke, Gens, der froh. 
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und zo^^li zeugt die Zus^tzlosigkeU; des Ansdracks dafitr^ me all- 
gemdn solcher Sdavencolonat damals war. 

Um diese Zeit — halten wir also fest — war es mit dem Colo- 
nat nodi so bestellt, dass es sich dabei um ganz gewöhnliche Land- 
bausdaven handelte, denen man eine Ackerparzelle in Pacht überlassen 
hatte. Weil diese aber gewiämliche Sdaveu waren, braucht man sich 
auch nicht zu wundem, dass die Rechtsquellen dieser Zeit des Colonats 
nicht als eines eigenen Instituts erwähnen. Er war damals noch kein 
solches, sondern bewegte sich in den gewöhnlichen Bechtsformen. Die 
Beziehungen zwischen dem Herrn und dem Colonen blieben der vollen 
WülkOr des Ersteren anheimgestellt, und die, welche zu dritten Per- 
sonen daraus erwuchsen, regelten sich, wie bei .andern Sdaven, denen 
ein selbständiger Betrieb überlassBi war, z. B. durch die actio insti- 
toria oder die de in rem versio, wie die beiden oben angeführten 1. 5 
§.2 D. 14, 3 und 1. 16. D. 15, 3 beweisen. Freilich, wäre der 
Colonat damals schon em solches Institut gewesen, wie er es erst seit 
Constantin ward, so könnte man sich nicht genug verwundern, dass 
die Digesten, die doch das ganze Bechtsleben ihrer Zeit bis in alle 
Einzelheiten widerspiegeln, gerade ein so merkwürdiges und exceptio- 
Beiles Verhältniss soDten vergessen haben. Aber weil dies eben sehr 
seltsam gewesen sein würde, und ausserdem nicht die geringste An- 
deutung vorliegt, dass dasselbe damals schon als solches bestanden, 
sollte man vor Allem die so unbegründete Voraussetzung zu dieser 
Verwunderung schwinden lassen. 

IL 

Brechen wir jetzt einstweilen vom Colonat ab und nehmen den 
andern Faden auf, der uns zu den Adscriptitiern und Inquilinen füh- 
ren wird. 

Hier müssen wir zuvörderst die Sache vom Nam^ trennen. 

Die älteste deutliche Stelle, die uns angeht, ist von Marcian 
1. 112 pr. D. 30 un. und bezieht sich auf ein ßescript von M. Aurd. 
Sie lautet: Si quis inquilinos sine praediis, quibus adhaerent, lega- 
verit, est inutile legatum etc. Dass der Sache nach hier Peraonen 



Kaiaenseit Amu. 334, im Nachtrag zu seiner Abhandlung über den Colonat anderer 
Ansicht geworden zu sein scheint. Aber willkürlich ist nun wieder von Beiden 
schon hier unter colonus der spätere Colone der letzten Kaiserzeit verstanden. Es 
bezeugen ja so viele Stellen aus dieser erstem Zeit ausdrücklich, dass damals 
blosse send coliMii waren, aber es bezeugt noch keine einzige den Colonat der 
spätem Fomu 
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gemeint sind, die später auch Adscriptitier heissen, scheint anzweifele 
haft und ist auch allgemein angenommen. Fragen wir also zuerst, 
wie konnte eine solche Adhäsion von Menschen am Grund- 
stück entstehen, und demnächst, wie kamen die so Ad- 
härirenden zum Namen Adscriptitier? 

Ich behaupte nun , Diejenigen , die um die Zeit Marc Aurel's in 
der angedeuteten Weise einem Grundstück adhärirten, waren gewöhn- 
liche Arbeitssciaven , die meistens schon von Eltern zu Kindern auf 
demselben Grundstück gehalten worden waren (Instleute), und ihre 
Adhäsion hatte sich im gewöhnlichen civilrechUichen Verkehr gemacht 
und konnte sidi vorkommenden Falls auch bei allen solchen Sclaven 
und Grundstücken so machen. 

Zuerst müssen wir festhalten, dass die zur Bewirthschaftung eines 
Gutes dienenden Sclaven zu dessen Inv^ntarium gehörten (instrumen- 
tum vocale), Var. I, 17. Wurde also ein fundus cum instrumento 
oder gar uti est instructus verpachtet, verpfändet oder veräussert, so 
verstand es sich von selbst, dass die darauf gehaltenen Sclaven mit 
darunter begriffen wären, denn sie gehörten zur Pertinenz und Depen- 
tlenz des Guts. Es bestand also zwischen diesem und jenen schon an 
und für sich, lediglich als Ausfluss der Sclaverei, und der Verwendung 
der Sclaven zum Landbau, eine Art Verbindung, die zwar, wenn nidit 
sonst rechtliche Hindemisse es wehrten, durch den Besitzer jeden 
Augenblick gelöst werden konnte, aber, wenn dies nicht geschah, doch 
selbstverständlich war. Selbst die Kinder der Sclaven gehörten zum 
fundus instructus, wie heute die Lämmer einer Heerde zum Gutsin- 
ventarium, und mit den Weibern war dies derselbe Fall**). 

Obwohl die Güter nach der Zeit des jüngeren Plinius, wie wir 
gesehen, meistens in Parzellen verpachtet wurden, so gehörte das 
lebendige Arbeiterinventarium doch in der Regel den Gutsbesitzern 
selbst. Es sind schon oben mehrere Stellen citirt, die auch hiefÜr die 
Beläge abgeben. Hier mag noch der ganze Titel de instructo vel in- 
strumento legato angezogen werden, wo es so oft heisst: praedia cum 
servis qui ibi erunt et reliquis colouorum, woraus doch offenbar her- 
vorgeht, dass, man mag nun die Pächter hier für Freie oder Sclaven 
halten, doch die Gutssdaven den Verpächtern gehörten. Wo hätten 
auch die Besitzer, als sie aus der Latifundienwirthschaft in das Klein- 
pachtsystem übergingen, mit ihren Sclavenschaaren bleiben sollen? 



16) §. 38 1. 12 D. 38, 7. Ueberhaupt ist dieser Titel belehrend über den Zu- 
sammenhang des Grundstücks mit den darauf gehaltenen Sclaven. 

n. 16 
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So (rft abo auch ein Wechsel der Verpachtung eintreten mochte, ob- 
wohl auch dieser gern vermieden wurde *^), die Gutssclaven blieben 
dennoch wie eisern beim Grundstück. 

Auch das landwirthschaftliche Interesse, der Vortheil, der darin 
liegt, mit den Gutsverhältnissen vertraute und dadurch routinirtere 
Arbeiter zu besitzen, musste bewirken, dass ein und dieselben Sclaven 
mit einem Gute verbunden blieben, und als in der Kaiserzeit meistens 
Sdavenzüchtung**) üblich ward, musste dasselbe Interesse auch, bei 
dem dadurch in . den Sclaven entstandenen Heimathsgefühl seine Rech- 
nung finden und deshalb jene Verbindung auch von Eltern zu Kindern 
zu erhalten suchen, so dass es also dieselben Arbeiterfamilien 
wurden, die sich auf den Gütern fortpflanzten. Hinsichtlich der Co- 
lonen bezieht sich schon Colum. I, 7 auf das Wort eines Andern, der 
felicissimum patrisfamilias fundum nenne, qui colonos indigenos haberet, 
et tanquam in paterna possessione natos jam inde a cunabulis longa 
familiaritate retineret. Und 1. 27 §. 1 D. 33, 7 kommt, etwa aus der 
Zeit M. Aurel's, ein Fall vor, wo dieselben Sclavenarbeitsfamilien sich 
schon in der dritten Generation auf einem Gute in Afrika befinden. 

Solche zum Gutsinventarium gehörige Sclaven wurden immer 
auch in den Vermögensbtichern, welche bekanntlich die Römer mit 
grosser Sorgfalt führten, genau bei dem betreffenden Gute gebucht. 
Wir dürfen dies aus 1. 99 pr. D. 32 un. und 1. 27 pr. D. 33, 7 
schliessen* Bei der Wichtigkeit und dem Ansehen dieser Bücher wurde 
hierdurch jene immerhin jetzt noch willkürliche Verbindung auch ur- 
kundlich gemacht, so dass, wenn es bei einem Rechtsstreit auf die 
Absicht des Besitzers ankam , zu welchem Gute ein Sclave ^eigentlich 
hätte gehören sollen, jene Buchung entschied, was ebenfalls jene 
Stellen bezeugen. Auch der Geburtenzuwachs auf jedem Gut wurde 
gebucht, wie aus Petron. Satyr. 53, 2 hervorgeht. Es ist klar, 
dass hierdurch jene Verbindung zwischen bestimmten Sclaven oder 
Sclavenfamilien und bestimmten Gütern nicht mehr blos faktisch, 
senden unter Umständen auch schon rechtlich befestigt ward. 

So bildete sich mit der Zeit von selbst, lediglich im Fortgange 
der allgemeinen socialen Entwickelung , auf den römischen Landgütern 
dn eigner heimischer Arbeitssclavenstamm, der wie selbstverständlich 
zum Gute gehörte und bei keinem Besitzwechsel mehr davon getrennt 



17) Ita certe mea fert opinio, rem malam esse frequentem locationem fundi 
-— Coluin. 1,7.— 

18) Die Fruchtbarkeit der Sclävinnen prämiirten bekanntlich die Römer durch 
Freilassung. 
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ward. Im Gegentheil, je öfter er bei Besitzveränderungeii des Guts, 
die bei der damaligen vollen Verkehrsfi-eiheit nicht selten vorkommen 
mussten, mit diesem von Hand zu Hand mitging und demnach Von 
Buch zu Buch übertragen ward, desto gewohnheitsmässiger ward sdne 
Verbindung mit dem Gut. Wir finden daher auch manche Stellen, in 
denen sich dies zunehmend innigere Verhältniss deutlich ausspricht, 
namentlich durch gesetzliche Berücksichtigung des Verwandtschafts- 
bandes der Sclaven, das dann natürlich auch wieder zur Befestigung 
jener Verbindung einwirkte. Stellen, die dies bezeugen, sind 1. 78 
pr. D. 32 un.; 1. 20 §. 6 D. 33, 7; die schon oben angeführte 1. 27 
§. 1 D. 33, 7; 1. 41 §. 2 D. 32 un. 

Ein Grund, solche dauernde von Eltern zu Kindern sich fort- 
pflanzende Verbmdung zwischen der Gutsbevölkerung und dem Gute 
nicht zu stören, lag ausser im Interesse des Besitzers auch noch darin, 
dass auch die in Kom und Italien lebenden Römer zu allen ZeKen in 
den verschiedensten und entferntesten Theilen des Kaiserreichs Capi- 
talien angelegt hatten und Landgüter besassen^®). Wie hätten die 
Besitzer unter solchen Umstanden in die Details eingreifen können? 
So lange also nur ihre Rechnungsführer dieselben Einnahmen abführten, 
Hessen sie unter dem allgemeinen Colonat, sei es Freier, sei es Sclaven, 
die Sache von selbst weiter gehen. Dies begünstigte natürlidii die Fort- 
pflanzung und Belassung eines und desselben Sclavenstammes auf der- 
selben Besitzung noch mehr. Auch heute pflanzt sich ja das lebende 
Gutsinventarium aus sich selbst fort, weshalb hätte es nicht damals 
geschehen sollen? Der Unterschied war nur, dass das instrumentum 
vocale denn doch aus Menschen bestand, dass die in die Gesetagehmsig 
immer mehr eindringende aequitas nicht mehr die absolute Anwendung 
des Grundsatzes Sclaven - Sadien duldete, und dass daraus also die- 
sem Theil des Inventariums nun schon jener Schatten von Heimathsh 
recht auf einem bestimmten Gute erwudis, der in den oben ange- 
führten Stellen angedeutet liegt. 

Aber freilich, insoweit als diese Verbindung bis hierher begründet 
wixrden, konnte sie immer noch nicht solche Adhäsion sein, wie Marc 
Aurel an jener Stelle im Sinne hat. Sie blieb im Al^emeinen noch 
der Willkür des Herrn unterworfen, während jene „Adhäsion" doch 
jedenfalls während ihrer Dauer den Ausschluss solcher Willkür 
voraussetzt, denn, dass dieselbe damals schon an sich' existirt, in 



19) Mehrere Beispiele davon bei Friedländer, DarsteUungen aus der Sitten- 
geschichte Roms I, S. 179. — 

15 • 
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dem Stande der Adhärirenden selbst gelegen, ^agt Marcian nidit 
Vielmehr werde ich unten zeigen ^ dass . als schon der Name Adscrip- 
titier aufgekommen war, unter Umständen imm^ noch Trennungen 
vom Gute vorkamen , und dass das völlige Aufhören solcher Trennung 
erst in der nachconstantinischen Zeit erfolgte. — Welche Gründe also 
waren es, welche bei dieser nun schon auf den Gütern heimisch ge- 
wordenen Sclavenbevölkerung unter Umständen auch noch jene Willkür 
dergestalt ausschliessen konnten, dass daraus eine Adhäsion im Sinne 
der Stelle von Marcian erwuchs? 

Ich glaube, dass diese Gründe schon im Pfandrecht gefunden 
werden können. 

Dass sich der Hypothekgläubiger das Sclaveninventarium gewöhn- 
lich speciell mit verpfänden liess , weil er darin allein eine Bürgschaft 
für die Fortdauer der Cultur und des Werths seines Pfandes besäss, 
liegt auf der Hand, und wird durch den Titel de pignor. et hypoth. 
zur Genüge bestätigt. Solches Pfandrecht erstreckte sich aber auch 
auf die mancipia ex pignoratis aucillis nata, 11. 15 und 26 §. 2 D. 20, 
1, ja sogar auf die adgnata, wenn diese in das Eigenthum des Ver- 
pfänders oder dessen Erben übergingen. Verpfändete Sclaven durften 
nun nicht freigelassen werden, 19 D. 20, 2. Sie unterlagen auch 
keiner anderweitigen Veräusserung des Eigenthümers, da diese, 
bei speciell verpfändeten beweglichen Sachen , wenn sie auch nicht im 
Besitz des Pfandgläubigers waren, als Diebstahl angesehen ward, 1. 12 
§. 2, 1. 19 §. 6, 1. 66 pr. D. 47, 2^). Es ist auch keine Spur in 
den Gesetzen zu finden, dass das Sclaveninventarium auf einem Gute 
als eine universitas facti, und deshalb in vorliegender Beziehung als 
eine grex oder ein Waarenlager, bei denen allerdings solche Ver- 
äusserung gestattet war, anzusehen gewesen wäre, obschon einige 
Neuere dies glauben. Solches Veräusserungsrecht würde auch zum 
Ruin der Landwirthschaft geführt haben. Dagegen kann es keinem 
Zweifel unterliegen, dass die verpfändeten Grundstücke in Verbindung 
mit ihrem Sclavenzubehör allerdings veräussert werden konnten... In 
diesem Falle adhärirten also schon die Sclavenfamilien des Guts diesem 
dergestalt, dass sie — während der Dauer des Pfandrechts — nicht 
vom Gute getrennt werden und entweder nur mit diesem oder gar 
nicht den Besitzer wechseln konnten. Auch ein Vermächtniss konnte 
natürlich diesen Zusammenhang nicht lösen, denn wie hätte der Be- 
sitzer durch Legat vom Gute etwas sollen trennen dürfen, wenn er 



20) Erst Jttstiüian nor. 112 c. 1 gestattete sie bedingungsweise» 
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wegen dessen Verkaaf davon mit der actio furti verfolgt werden 
konnte? Bei einem Legat solcher Sclaven konnte also nur die Frage 
sein, ob es die Absicht des Testators gewesen, den Werth der ad- 
bärirenden Sclaven zu vermachen. — Eine andere Adhäsion liegt da- 
her nicht nothwendig in der Stelle des Marcian^^). 

Der gewöhnliche Pfandverkehr konnte also schon eine 
solche Adhäsion bewirken und bewirkte sie sicherlich vielfach , da die 
Interessen der Besitzer und Gläubiger hierin übereintrafen. Freilich 
dauerte dieselbe immer nur so lange wie das Pfandrecht; allein, bei 
freiem Grundeigenthumsverkehr wird die Verschuldung der. Güter 
eben auch so dauernd als bedeutend sein, und da doch, wenn das eine 
Pfandrecht gelöst worden ^ schon ein anderes wieder eingegangen sein 
konnte, so kamen, jene heimischen Gutsscla¥enfamilien auch gar nicht 
mdir aus der Adhäsion heraus. Lediglich im gewöhnlichen Verkehrs- 
wege, in Folge der Bechte Dritter, bildete sich also auf diese Weise 
innerhalb der übrigen zahlreichen wie Waaren circulirenden Sclaven- 
bevölkerung bei den Grundstücken ein eigener, unter Umständen vom 
Gute nicht mehr trennbarer Sclavenstamm, der sich aus sidi selbst von 
Generation zu Generation fortpflanzte, und den zu conserviren den 
Besitzern das Interesse der Gultur und ihres Credits gebot ^). 

Es ist wahrscheinlich, dass solche Adhäsion eines heimischen Sola- 
venstammes an Grundstücken, also die Sache selbst, früher bestand, 
ehe der Name Adscriptitier für ihn «ufkam. Jene ist, wie gesagt, 
schon aus der Zeit M. Aurel-s bezeugt, dieser findet sich erst unter 
Alexander Sever, 1. 1 C. 8, 52. Jedenfalls lässt er sich aber eben 
so gut erklären, wie die Sache. 

Zunächst muss man jedoch den Versuch zurückweisen, ihn aus 
di^m „censibus adscripti^ conscripti oder subscripti^' ableiten zu wollen. 
Abgesehen davon, dass diese Ausdrücke erst in der Zeit der späteren 
jttgatio und captatio vorkommen, also keinen Falls vor Diokletian, 
\{ährend die Adscriptitier doch schon zur Zeit Alexander's erwähnt 
werden, so hätten ja auch, da alle Sclaven censibus adscripti waren, 



21) Es ist also auch nicht nöthig, mitHaschke a. a. 0. S. 156, in dieser 
Stelle schon einen unzweideatigen Beweis für den damaligen Bestand eines solchen 
Colonats, wie er durch den Godextitel de agricohs gekennzeichnet wird, zu er- 
blicken. 

22) Es versteht sich, dass diese Entwickelnng auch auf städtischen Grund- 
Stacken vor sich gehen konnte, da, wie der Titel de instracto veL instrom leg. 
zeigt, auch eine domus ihr SclaveniaTeatariom hatte, und natttrlich gleichfftUs mit 
diesem verpfibidet werden konnte. 
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alle Sclaven Adscriptitier sein müssen. Dies ist aber keinesi^regs 
der FalK 

Dagegen empfiehlt sich ein andere Erklärung. 

Jene auf den Gütern heimisch gewordenen Sclavenfamilien wurden 
und waren ja, nicht blos in den Vermögensbüchern, sondern auch ge- 
legentlich der verschiedenen Rechtsgeschäfte der Verpachtung, der Ver- 
pfandung oder des Verkaufs, denen* das Gut unterlag, ausdrücklich 
diesem adnumerirt, adsignirt oder adscribirt Diese Ausdrücke 
bedeuten alle dasselbe und kommen auch alle in der gleichen Bedeutung 
vor. Die ersten beiden 1. 99 pr. D. 32 un. und 1. 32 D. 20 , 1 , der 
letztere 1. 54 §. 2 D. 19, 2, wo ein Sclave einer Pächterin aestimatus 
adscriptus est. Wo solche überwiesene Sclaven nicht abgeschätzt 
wurden, wurden sie natürlich erst recht nach Person und Namen ad- 
scribirt, denn dann blieben ja Eigenthum und Gefahr beim Grundbe- 
sitzer. Warum hätte sich also nicht für einen Sclavenarbeiterstamm, 
der schon seit langer Zeit von Eltern zu Kindern in den verschiedenen 
Urkunden und Vermögensbüchem, durch die das Gut hindurchgegangen, 
adscribirt stand, der dadurch nicht blos eine Gewähr und Empfeh- 
lung für das Gut geworden , sondern häufig auch gar nicht mehr von 
ihm zu trennen war, der deshalb schon einen eigenen landwirthschaft- 
lichen Berufsstand abgab, — warum hätte sich nicht für einen solchen 
Stamm aus jenen wiederholten „Adscriptionen", lediglich im gewöhn- 
lichen Sprachgebrauch des Lebens, eben so gut der Name Adscrip- 
titier bilden können, wie sich im gewöhnlichen Laufe des Verkehrs 
die Sache gebildet hatte? Es handelt sich ja bei der Bildung dieses 
Begriffe um hundertjährige Perioden, und zwar bei einem Volke, bei 
dem die reditsbildende Macht der Gewohnheit selbst noch bei seinem 
Niedergange so gross war, dass Julian, 1. 1 C. Th. V, 12, bestimmen 
konnte, dass jede longa consuetudo, die dem öflfentlidien Wohl nicht 
nachtheilig seij Gesetzeskraft haben solle, was erst später wieder einige 
Einschränkung erlitt. 

Es ist wahrscheinlich, dass die auf den Grundstücken gehaltenen 
gewöhnlichen Arbeitssclaven früher „adscripticisch" wurden, als die 
Sclavencolonen. Denn Letztere gehörten an sich nicht zum Guts- 
inventarium — 1. 12 §. 3 D. 33, 7 — was doch augenscheinlich bei 
den Arbeitssclaven zur Entstehung des adscripticischen Verhältnisses 
beigetragen haben musste^^). Aber ebensowenig war diese Entstehung 

23) Dass die im Titel de censibus erwähnten Inquilinen und Colonen mcht 
nothwendig adscriptidsch zu sein bniueben^ sondem eben so gut nicht adscribiite 
Sclayen gewesen sein können, habe ich schon oben erw&hnt 



Zur Geschichte der agrarkchea EnlirickeluDg Roms. 235 

durch solches Pächterverhältniss ausgeschlossen. Denn, je allgemeiner, 
üblicher und dauernder der Sdavencolonat ward, je mehr in ihm die 
Grundlage und Bedingung der agrarischen CuUur gegeben war, desto 
mehr circulirten auch die Güter im Kauf- und Pfandverkehr nur mit 
den darauf gehaltenen Colonen, und, da auch sie als Sdaven jeden- 
falls bei ihren Gütern gebucht waren, so waren auch bei ihnen die 
Hauptvoraussetzungen ies adscripticischen Verhältnisses gegeben 2*). 
So entstanden also, je nach der verschiedenen Verwendung und Be- 
schäftigung der betreffenden Sclaven, zweierlei Adscriptitier : adscripti- 
cische Pächter oder Colonen und gewöhnliche adscripticische Arbeiter 
oder Inquilinen, Letztere auch auf einem städtischen Grundstücke, da 
es, wie schon erwähnt, in einer domus ein Sclaveninventarium gab, 
und die städtischen Grundstücke ja auch demselben Verkehr wie die 
ländlichen unterlagen^'*). 

Offenbar war die Lage der Adscriptitier besser als die der ge- 
wohnlichen Sclaven. Sie waren freiUch auch noch darin unfrei^ dass 
sie nicht als Waaren, wie gewöhnliche Sclaven, circuliren konnten, 
aber das gab ihnen eben schon eine Heimath, gab ihnen die dauernde 
verwandtschaftliche Verbindung und alle die sittlichen Vortheile, die 
aus beiden fliessen. Auch ihre materielle Lage musste sich durch ihr 
heimathliches Verhältniss zum Gut besser gestalten. So waren sie in 
der That eiii faktisch bevorzugter Sclavenstamm. Aber damit hör- 
ten weder die adscripticischen Colonen noehinquilinen 
auf, Sclaven zu sein. Es fjndet sich vielmehr in särinmt-^ 
liehen Quellen aus jener Zeit keine Stelle, welche die 
persönliche Freiheit der Adscriptitier, sieien es Colo- 
nen, seien es Inquilinen, unzweideutig bezeugte. Selbst 



24) L. 31 D. 20, 1. Hier wird ein Gut verpfändet unter andern mit quae. 
qunque ibi nata paratave essent, und nur der Fall gedacht, dass ein Theil der 
Grundstucke „sine coloais MV* (also grosser Eigenthumscomplex und kleine 
Wirthschaftscömplexe) , vielmehr unmittelbar durch einen herrschaftlichen lospector 
mit ausdrücklich dazu angewiesenen Sclaven bewirthschaftet werde. Es wird ge- 
fragt, ob auch dieser villicus und diese übrigen zum Feldbau angesetzten Sclaven 
verpfändet seien? Die Antwort fällt dahin aus, dass, wenn es die Absicht gewesen, 
sie für immer und nicht blos einstweilen auf dem Gut 2u lassen, sie aUerdings 
mit verpfändet seien. Die Colonen , die diesen letztem Arbeitern entgegengesetit 
werden, waren also jedenfalls mit verpfändet, waren also auch Sclaven undkcmaten 
auf diese Weise adscripticisch werden. Die Stelle ist von Sc ävola. 

25) Gujacius, Comment. D. leg. I 1. 112, scheint eine ähnliche Ansicht voU' 
der allmählichen Enstehung des Inquilinats zu haben. Er führt dieselbe nur nicht, 
näher aus. ^' 
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in weit späterer.Zeit, als es allerdings schon einen an 
die. Scholle gebundenen freiem Colonat gab, gehörten 
alscripticische GoloBen immer noch ebenso gut wie ad- 
scripticische gewöhnliche Arbeiter und wie unadscrip- 
ticisehe -Sclaven diesem letzteren Stande an, und es ist 
lediglich die schon seit Gothofred herrschende, aber 
durch nichts begründete Identificirung dieser Adserip- 
titier mit jenen späteren freien Colonen, welche, indem 
sie, gegen die klarsten Bestimmungen der Gesetze, die 
persönliche Freiheit dieser Letztern auch auf Jene über- 
tragen Hess, — wie ich weiter unten zeigen werde — die ganze 
Verwirrung in dieser Materie angerichtet hat. Für die 
hier in Bede stehende Zeit bezeugt die älteste hierher gehörige Stelle 
den sclavischen Stand der Adscriptitier vielmehr ausdrücklich. Es ist 
die schon angeführte 1. 1 C. 8, 52, wo die Adscriptitierin schlechthin, 
also sowohl Colonin wie Inquilinin, der Sclavin wie selbstverständlich 
gleichgestellt wird. Der Herr vindicirt hier das ausgesetzte Kind 
der Ersteren wie das der Letzteren, und das Dispositive in der' Stelle 
liegt nur darin , dass bei solcher Kirideraussetzung die Vindication, 
ausgenommen vom Diebe, gegen Alimentationsvergütigung stattfinden 
solle. Dies Zeugniss weist also für diese Zeit mit der grössten 
Entschiedenheit die Ansicht von der persönlichen Freiheit der Adscrip- 
titier zurück , wenn man sich nicht über den juristischen- Begriff der 
Vindicatio leichtfertig fortsetzen will. 

HI. 

Machen wir hier einen Augenblick Halt, um einen 'übersichtlichen 
Blick auf die Resultate der bisher an verschiedenen Fäden geführten 
Untersuchung zurückzuwerfen, die wir fortan zusammenfassen können. 

Es ist die Zeit von Augustus bis Diokletian, in welche die er- 
örterte agrarische Entwickelung fällt, die Zeit der höchsten materi- 
ellen Blüthe des römischen Reichs wie auch schon ihres beginnenden 
Welkens. Mit Latifundienbesitz und Latifundien- und Inspectoren- 
wirthschaft, die mit gefesselten und decuriirten Sdavenschaaren 
betrieben wird, beginnt die Periode. Aber schon im Laufe des ersten 
Jahrhunderts gestatten die volks- und landwirthschaftlicben Ver- 
hältnisse diese Wirthschaftsform nicht länger. Zwar der Latifundien- 
besitz bleibt und vergrössert sich wohl noch, aber aus der Latifundien- 
und Inspectorenwirthschaft geht ein Jüeinwirthschafts- und Natural- 
pachtsystem hervor, zu welchen besonders Sclaven genommen werden. 
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Damit hSreii auch die decanirten Arbeiterscbaaren auf. Auf den in 
Parzellen verpachteten Gütern erzeugt sich ein den Besitzern gehöriger 
heimisdier Sdavenstanun, der der Fesseln entbduren kann, und der, 
unter der Einwirkung verschied^er Bechtsformen und in Folge der 
Rechte Dritter, in ein Yerhältniss zu den Grundstttcken tritt, das 
durch die WiUkür des Herrn nicht mehr unter allm Umständen unter- 
brochen werden kann, — in das adscripticische Yerhältniss. So giebt 
es jetzt in der agrarischen Arbeiterbevölkerung zwei , Classen : 1) ge- 
wöhnliche Laudbausdaven , die noch immer wie Waaren circuliren 
köiui^, die aber eben so gut Colonen oder Kleinpachter wie blosse 
Arbeiter auf den Pachthöfen sein mögen; 2) Adscriptitier, die eben- 
falls ^tweder (Colonen oder Inquilinen sind. Aber Sclaven sind 
auch diese Letzteren ihrem Stande nach noch sämmtlich, und 
wo jene nur erst zufälligen Bande, welche sie an die Grundstücke 
fesß^, zufällig auch wieder aufgehört haben, können sie, sie mögen 
Colonen oder Inquilinen sein, mit einiger Berücksichtigung ihrer ver- 
wandtschaftlichen Verhältnisse, eben so gut wieder vom Grundstücke 
i;etrennt werden , wie die gewöhnlichen Sclaven. Aber wo auch jene 
zufälligen Bande solche Trennung verhindern mögen, das auf diesem 
Colonat beruhende Wirthschaftssystem selbst ist immer nur erst ein 
prekäres, das lediglich in die Willkür der Possessoren gestellt ist. 
Noch ist gesetzlich nichts fixirt, weder das Institut der . Eleinpacht 
überhaupt, noch die Höhe der Pacbtabgabe, noch die Naturalpacht, 
noch die Gebundenheit an die Scholle. Wenn auch zufallig, in Folge 
von Rechten Dritter, die adscripticischen Colonen und Inquilinen der 
Person nach beim Gute belassen werden müssen, — als Colonen und 
Inquilinen ist dies durchaus nicht nöthig. Die Besitzer hätten nicht 
blos die Pachte willkürlich verändern können, ohne eine andere Norm 
dafür zu nehmen als ihr wohlverstandenes eigenes Interesse, sondern 
auch das ganze Institut aufhebe, die Pachtparzellen wieder zu Lati- 
fundienwirthschaften zusammenlegen und die Colonen zu gewöhnlichen 
Arbeitern degradiren dürfen. Alle diese letzem Consequenzen ei^eben 
sich von selbst, denn es finden sich in den Quellen keine unzwei- 
deutigen Stellen, welche darthäten, einmal, dass die adscripticischen. 
Colonen aufgehört hätten Sclaven zu sein, zweitens, dass jenes will- 
kürliche Pachtverhältniss , welches das landwirthschaftliche Interesse 
zur Zeit der Piinier emgefohrt hatte, bis dahin gesetzlich geändert 
worden wäre. 

Unter diesem agrarischen System also, das, da nun einmal Lati- 
fundienbesitz und Sclaverei bestand, in der That auch das relativ beste 
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war, hatte das römische Reich semen materiellen Cnlmiiiationspiuikt 
erreicht gehabt. So bestand es auch noch unter Diocletian. 
Namentlich in Bezug auf den Sclavenstand der Colonen. Dies wird 
durch Tit. XVI Cod. Hermog. bezeugt, der unter der Ueberscfarift de 
eorum contractibus, qui alieno juri subjecti sunt, lautet: Nee sarvum 
nee colonum peculium suum posse distrahere; insuperet erneutes fmrti 
actione tenendos. Hier deuten Ueberschrift wie Inhalt entschieden auf 
ein blosses Sclayencolonat, denn als alieni juris hätten freie Colonen 
niemals bezeichnet werden können. Der liber colonus würde auch nicht 
in dieser Weise mit dem servus zusammengestellt sein. Der spatere 
freie Colon ferner, wie wir sehen werden, hatte kein Peculium, son- 
dern Eigenthum. Es wäre endlich die grösste Anomalie gewesen, Käu- 
fer von Eigenthum freier Colonen als Diebe zu bestrafen 2«). Wenn 
hier also nur von Sclavencolonen die Kede sein kann, so wird wieder 
andererseits das Wort colonus in derselben Allgemeinheit wie in.l. 4 
§. 8 D. 50, 15 gebraucht, und damit auch die Allgemeinheit seines 
Sprachgebrauchs noch zu damaliger Zeit von nur dieser einen Art. von 
Colonen bestätigt). 

Allein von Diocletian an änderten sidi bekanntlich alle Staats- 
verhältnisse des Ileichs. 

Hegel schildert in seiner Geschichte der Städteverfassung von 
Italien I S. 79 den Charakter dieser Veränderungen sehr treffend so : 
„Eine der abschreckendsten Erscheinungen und entsetzlichsten Wirkungai 
des Despotismus in der späteren Kaiserzeit, welche von den Geschichir 
Schreibern nicht genug hervorgehoben worden, wiewohl sie unseres 
Erachtens gerade Dasjenige ist, was ihn am auffallendsten und eigen- 
thümlichsten bezeichnet, ist die Gebundenheit, in welche er alle dem 
Staate verpflichteten Stände und Genossenschaften versetzte, und dt^ 
merkwürdige Kastenwesen, welches daraus hervorging. In der Thät 
scheint dieses das letzte Mittel gewesen zu sein, durch welches der 
Kaiserstaat sich noch eine Weile fristete. Denn wenn in einem wahr- 
haften Gemeinwesen, in welchem die Pulse der politischen Gesinnung 
lebendig schlagen, alle Kräfte der Bürger, wie zu einer nothwendigen 
. Acusserung gedrungen, sich freiwillig darbieten, so ist bei dem politi- 
schen Scheinleben eines despotisch regierten Staates die materielle 



26) Deidialb fehlt auch diese Bestimmang 1. 1 C. Th. 5, 11, wo den freies 
Colonen verboten wird, ohne Yorwissen der Grundherrn nidits von dem Ihri- 
gen zu Teräusaem. , 

27) Die L. Born. Burg, yermischt dennoch die hier bezeichneten Sclayeneolonen 
mit den viel spätem freien Colonen. S. wdter unten. 
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Fortdauer nur eine erzwungene , die Seele aber wie auf der Flucht be* 
griffen. Und der Despot, welcher diese selbst zu sein bdtiauptet — 
Justinian nennt sich das lebendige Gesetz, den Menschen zum Herrn 
der Gesetze von Gott gesandt, "^ kann den Glauben daran zuvörderst 
nur dural eine dienstbare Waffei^ewalt erzwingen, welche die eiserne 
Bande des Gehorsams um die widerstrebende Freiheit schlingt; dann 
aber, wenn im Laufe der Zeit alle eigene Kraft der vormals lebendigen 
Glieder des Staats durch die lange Gewohnheit der Knechtschaft schon 
erstorben ist, und wenn nun Aue sich der Gunst des Herrn, wie der 
Sonne ihres Daseins zuwenden, um von ihr bestrahlt, einen Theil an 
dem allgeHieinen Raube und einen Schein des Genusses zu erlangen, 
— dann mag der Herrscher Jedem seine Stelle zu erblichem Dienste 
anweisen, um das seelenlose Bäderwerk des Staats im ununterbrodienen 
Gange zu erhalt^'^ 

Um also der so sichtbar bergab gehenden Entwickelung wenigstens 
Stillstand zu gebieten, schritt der Staat in der von Hegel angedeute- 
ten Weise zunächst an der Stelle ein, wo er hauptsächlich mit der 
Gesellschaft in Berührung kam, in der Gemeindeverwaltung und den 
G^neindeverpfdchtungen, wekhe letztere zum Theil schon immer durdi 
allerlei GoUegien und Gorporationen geleistet worden waren. Er suchte 
das bisherige Gemeindeleben mit Gewalt zu conserviren, indem er einen 
erblichen Gemeindebehördenstand und erbliche Corpörationsstände 
schuf und diese zugleich unauflöslich an ihren augenblicklichen Besitz 
band^). Aber wie hätte der erste Schritt auf diesem Wege auch der 
letzte sein können? Nach den bestehenden Verhältnissen begriffen die 
neu geschaffenen erblichen Stände die meisten Possessiven in sich, und 
wieder die eine Wurzel der Kräfte des Possessorenstandes war das 
eben beschriebene agrarische System, das beliebig von ihnen geändert 
werden konnte. Durfte also die Entwickelung, wenn sie oben schon 
gehemmt war, unten noch femer frei verlaufen? Hätte nicht, während 
in den obersten Schichten der- Gesellschaft Alles schon kastenartig be* 
festigt worden war, die- in das Belieben der Possessoren gestellt ge* 
bli^bene unterste, aber wichtigste sociale Grundlage in ein um so be- 
denklicheres Schwanken gerathen m^sen? Und hätte mithin nicht der 
Staat diejenige soeiale Macht, deren augenblicklichen Bestand er eben 
auf alle Fälle zu conserviren beabsichtigte, dennoch gerade in dieser 
ihrer wichtigsten Grundlage eingebüsst? Es schien daher ein unaus- 
weichliches Gebot, in ähnlicher fixirender Weise, wie es in den Ge- 



28) Siehe Mer im Allgemeinen dais angeführte Werk von Hegel. 
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meindeverhältnissen geschehen war, auch in die agtariflchen Verhält^ 
nisse einzngreifen. 

Daza kam noch ein anderes Motiv. 

Die Beformen, welche die Kaiser vou Diocletian an nach und nach 
mit dem ganzen Staat vornahmen^ trafen auch die Steaerverfassung. 
Die bisherige allgemeine Tributsteuer, welche die Possessoren zu ent- 
richten hatten, wurde in eine jugatio und eine capitatio geschieden^*). 
In der Jugatio wurde der Grund und -Boden abgeschätzt und besten^; 
in der Gapitation die Hauptbestandtbeile des antiken Gapitals,' die 
Häupter der Sclaven (auch der Sclavencolonen) und des Viehes. Zur 
bessern Uebersicht der Steuerkräfte und bequemeren Umlegung der 
Steuer wurde dann ein Grundwerth von 1000 Solidi als Ein jugum 
und ein Häupterwerth von 1000 Solidi als Ein caput angenommen, 
und nach diesen Maassen sowohl der gesammte Steuerwertb der 
einzelnen Provinzen, Civitaten und Possessoren bemessen, als auch 
der je nach den Staatsbedürfnissen von den Kaisern indidirte Steuer- 
betrag repartirt. Solche allgemeine Jugatition und Gapitation wieder« 
holte sich alle 10 oder 15 Jahre, obwohl auch in der Zwischenzeit 
Ab- und' Zugang von derlei Grund- oder Kapitalsteuerwerth bei den 
Pflichtigen berücksichtigt und danach die Höhe der Steuer selbst an- 
gemessen verändert ward^**). Bei der Jugation konnte dies .Vw- 
fahren auch keinenfalls grössere Schwierigkeiten bieten, als die heutige 
Grundsteuer in Ländern mit sich führt, in denen freier Verkehr mit 
Grundeigenthum besteht. Die Güter mochten so oft den Besitzer 
wechseln, wie sie wollten^ da sie doch unbeweglich an derselben Stelle 
blieben, blieb auch insofern die Zahl der juga in jeder Givitas dieselbe. 
Anders aber bei der .Gapitation. Die unbeschränkteste Freizügigkeit 
macht den Menschen nicht so beweglich, wie die Waarennatur, die er 
in Folge der Sclaverei annimmt. Dier Sclaven circulirten daher auch 
im römischen Reich nicht blos von Besitzer zu Besitzer, sondern von 
Givitas zu Givitas und Provinz zu Provinz. Wie hätte aber das caput 
dabei noch ein Maass der betreffenden Steuerkräfte einer Provinz bleiben 
können? Dagegen konnte es eb^ so gut wie das Jugum dazu g&r 
macht werden, wenn die Köpfe so unbew^lich gemacht wurden, wie 
die Jugera. — Dabei konnte es indessen von vom herdn nur auf die 
Landbausclaven abgesehen sein, denn die Handwerksbetriebe, und.des^ 

29) Ich weiche auch hiebe! von der herrschenden und namentlich Savigny' 
sehen Auffassung ab, muss aber die Begründung meiner Ansicht einer eignen Ab^ 
handlung vorbehalten. 

30) L. 4 |§. 1 und 9 D. 50, 15; XL 3, 12, 14 C. Th, 13, IL 
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halb aueh die Handwerkssclaven , Hessen sidh doch ihrer Natar nach 
nicht örtlich fixiren und sollten — und wahrscheinlich deshalb — auch 
schon seit Diodetion nidit mehr in der Capitation versteuert werden 
dürfen. — Das Steuerinteresse sprach also in der That eben so sehr 
für die Fixirung der agricolen Arbeiterbevölkerung als das agrarische, 
and die Gesetzgebung begann daher auch zuerst damit, die Ausffifarung 
der Sclaven nur aus der Provinz zu verbieten, was natürlich nicht aus 
dem agnuriscben , sondern nur aus diesem Steuerinteresse zu erklä- 
ren ist. 

Wahrscheinlich wiilcten aber beide Motive mit vereinter Macht. 

Als nämlich der cäsarisohe Staat immer mehr Militär- und Be- 
amtenstaat ward, immer mehr die Gesdlschaft nur als seine Domäne, 
von der er zehren könne, betrachtete, mussten auch dia Steuerinteressen, 
die verschiedenen Mittel und Wege seine immer noch steigenden colos- 
salen Bedürfüisse'^) zu befriedige, immer mehr alle übrigen Interessen 
verschlingen. Aus der eben gelieferten äüchtigen Skizze des Haupt- 
theils des allgemeinen Steuersystems dieser Zeit wird man auch er- 
kannt haben, mit welcher mechanischen Leichtigkeit die Steuern um- 
gelegt und also auch erhöht werden konnten. Selbst die Noth und. 
Last der Erhebung hatte der Staat von sich ab auf die Gesellschaft, 
die Curialen, gewälzt, die sogar — ein noch nicht wieder erreichtes 
Beispiel d^potischen Steuerdrucks — für den der Civitas nach den 
berechneten Jugen und Capiten aufgelegten Steuerbetrag in solidum 
hafteten'*). Nun waren aber diese Curialen zugleich die Haupt- 
possessoren , die eben das Land im Sclavencolonat bewirthschaftei) 
Hessen. Wenn nun schon in freien Ländern die Besitzer die Grund- 
steuer d^ Pächtern zuzuschreiben suchen , was ümen hier allerdings 
schliesslich nicht gelingt, wie hätten sie nicht deren Erhöhung da, wo 
^ sie nur ein Wort kostete, ihren Pächtern aufbürden sollen? Das 
geschah denn auch. Die Possessoren wälzten die steigende Last weiter 
auf diejenige Classe , welche immer noch von Bechtswegen durch die 
härtesten Misshandlungen dazu angehalten werden konnte, dies zu 
dulden und zu leiden, welche, so länge diese Last massig gewesen, 
ein hinreichendes Interesse an der ihr anvertrauten Cultur genommen 
haUe, um Gesellachaft und Staat zu ernähren, aber dasselbe sofort 



31) AureL Vi ct. de Caesar, c, 89. Man mag die Stelle wie Savigny oder 
Man so verstehen, die furchtbare Zunahme der Steuerlast seit Dioeletian ist 
Sicherlich dadurch bezeugt. 

32) Das lag übrigens im Geist des Alterthums und war auch in Athen der 
Fall. Böckh, Staatsh, d, Ath. B, IV, 9. 
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verlier^ musste, wenn die Last unerträglich zu werden begasn. Die 
Colonen fingen also an, wie .dies zuerst in der c(»stantiniselien Zeit 
bezeugt ist, sich dem Druck durch die Flucht zu entziehen, und so« 
mit ward der nährende Orund der Gesellschaft und des Staats , wie er 
sich in der bisherigen Form des Landbaus sdt ein Paar Jahrhunderten 
festgestellt hatte, aufs TieMe ersdiüttert. Es ist klar, es musste 
folgerecht unten fortgesetzt werden, was oben begonnen war. — Audi 
die agrarischen Verhältnisse und die agricole Bevölkerung mussten in 
ihrem bisherigen Betriebe und Bestände ebenso wie Gemeindeverhält* 
nisse und alles übrige sociale Leben der freien Bewegung entzogen und 
in unabänderliche Formen gezwängt werden. 

Dies ist denn auch durch eine Reihe von Gesetzen geschehen. 
Mittelst ihrer haben Constantin der Grosse und seine Nachfolger in 
diese Verhältnisse erst eingegriffen, diese in dem obigen Sinne all- 
gemein neu geordnet und damit auch erst aus dem Colonatszustand, 
wie er bisher bestanden und von mir geschildert worden, den späteren 
der nachconstantinischen Zeit herausgebildet. Es ist nichts als 
diese organische Gesetzgebung, die uns in dem Codex- 
•titel de agricolis et censitis et colonis und einigen an- 
dern aufbewahrt geblieben. 

Dies ist jetzt ausführlich zu beweisen. 

Zuvörderst muss man eingedenk bleiben, dass der justinianeische 
Codex nur doppelt überarbeitete Auszüge aus kaiserlichen Constitu- 
tionen enthält, und dass diese zu jener Zeit grösstentheils Edicte 
' waren. Diese Auszüge sind auch nicht chronologisch, sondern materien- 
weise geordnet , wobei oft noch dieselbe Verordnung zerstückelt und 
aus ihrem Zusammenhange gerissen worden. Endlich hatte die Samm- 
lung dieser Auszüge zu ihrer Zeit nur den Zweck, vorhandenes Recht 
zu constatiren. Dadurch ist es denn gekommen, dass die Auszüge eine 
Fassung angenommen, durch welche der edictale Charakter, das 
Schöpferische und Organisatorische der ursprünglichen Constitutionen, 
verdunkelt worden und zum Theil ganz verloren gegangen ist. Die 
später gemachten Auszüge nehmen fast eine statistische Form an, 
während die ihnen zum Grunde liegenden Verordnungen selbst zu ihrer 
Zeit gerade neues Recht constituirten. Letzteres ist denn auch bei der 
hier in Rede stehenden Gesetzgebung, namentlich bei dem Haupttitel 
de agricolis, übersehen worden. Man vergisst, dass ursprünglich die 
Bestimmungen dieses Titels lauteten: so oder so soll es sich fortan 
verhalten, und lässt siqb durch die Fassung der Compilation verleiten 
zu verstehen: so oder so verhält es sich damit. Versteht man in 
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letzterem Sinne, dann bleibt freilich noch die Frage nach dem Grunde, 
warum es sich so verhielt, übrig, die eben nicht zu beantworten ist, 
weil man sich die Einsicht in den wirklichen, gesetzlichen Entstehungs- 
grund damit abgeschnitten hat. Allein wenn doch Niemand umhin 
kann, einige Bestimmungen jenes Titels, z. B. 1. 7, wonach auch die 
gewöhnlichen Landbausdaven an die Grundstücke gebunden werden, 
und 1. 18, die bekannte Bestimmung des Aestasius, für constitui- 
rend zu nehmen, weshalb will man denn andere, z. B. die sich auf 
die Fixirung des Pachtgeldes der Colonen und deren Bindung 
an die Scholle beziehen, nur als constatirend auffasse? Bei den 
Gurialen wird nicht bezweifelt, dass die uns in den Sammlungen in 
keiner andern Fassung aufbehaltenen ähnlichen Bestimmungen die neue 
Gesetzgebung selbst enthalten, welche jene an ihr Amt und ihre Güter 
gebunden , und Niemand sieht sie als einen singulären Stamm an , der 
erst durch irgend welchen besondern noch ausser jenen Bestimmungen 
liegenden Grund unter die übrigen Gemeindehongratioren und Bürger 
hineingekommen wäre ; — weshalb sollte dieselbe Auffassung nicht auch 
bei den Bestimmungen über den Colonat gelten? In d,er That schwindet 
auch der über diese letztern verbreitete falsche Schein, sowie man sie 
in chronologischer Reihenfolge betrachtet und sich zugleich ihres ur- 
sprünglichen edictalen Charakters erinnert. Man erkennt dann sehr 
wohl das Organisatorische einer neuen Gesetzgebung, die sich, ihres 
Zieles bewusst, Schiltt vor Schritt des Gegenstandes bemächtigt, um 
ihn in dem bestimmten Sinne, den ich charakterisirt, den übrigen 
neuen Staatsverhältnissen conform , umzubilden. 

Zunächst galt es, die Colonen davor sicher zu stellen, dass die 
Possessoren den erhöhten Steuerdruck auf sie abwälzten. 

An diesen Punkt knüpft denn auch die neue agrarische Gesetz- 
gebung an, indem sie die Pacht der Sclavencolonen fixirt und damit 
den Charakter des bisher der Willkür überlassenen Instituts wenigstens 
schon hierin wesentlich ändert. 

Dies älteste und wichtigste in der Beihe der betreffenden Gesetze 
steht gar nicht in dem Titel De agricolis, sondern in dem In quibus 
causis coloni censiti als 1. 1. Dasselbe ist wegen der Inscription Ad 
Maximum Yic. Orient, in's Jahr 325 zu setzen. Es kann aber bei ge- 
nauerer Betrachtung keinem Zweifel unterliegen, erstens, dass die Con- 
stitution, die in dieser 1. vorliegt, ein Edict war, und zweitens, dass 
dieses Edict die Fixirung selbst erst angeordnet hat. Hier- 
für sprechen nicht blos die oben angeführten allgemeinen Gründe, 
sondern auch die Fassung und der Inhalt der 1. selbst. Zuvörderst 
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bandelt die Stelle nur von Sc laven Colonen, denn sie»lindet sieh in 
einem Titel, der lediglich coloni censiti betrifft, worauf hier Gewiebt 
zu legen ist, da zu Justinian's Zeit die unversteuerten oder freien 
Colonen schon schlechthin coloni Jiiessen. Diesen Sclavencolonen wird 
für den Fall ein Klagerecht gewährt, dass der Dominus mehr Pacht 
verlange, als der Colone „ante consüeverat". Ich frage: Hätte bei 
Sclaven eine solche Gewohiheit von selbst die Bedeutung eines 
Rechts erlangen können? Und gesetzt andererseits, hier wäre von 
Colonen die Bede, denen bereits ein Recht auf einen blossen Canon 
zustand, wäre dann eine besondere Constitution nöthig gewesen, um 
ihnen deshalb ein Klagerecht zu gewähren? Es bleibt also nur die 
Annahme übrig, dass in dieser Constitution die Pachtabgabe überhaupt 
erst fixirt ward. Hierfür spricht denn auch noch die Allgemeinheit der 
Titelüberschrift, die von den versteuerbaren Colonen schlechthin, d. h. 
von allen versteuerbaren Colonen handelt. Versteuerbare Colonen 
waren aber nur die Adscriptitiercolonen oder Sclavencolonen, und ausser 
den gewöhnlichen freien Zeitpächtem sind damals, zur Zeit des Er* 
lasses der Constitution, hoch keine andern Colonen nachzuweisen. 
Wenn es nun danach unzweifelhaft erscheint, dass die der 1. zu Grunde 
liegende Constitution zu ihrer Zeit kein blosses Rescript war, das sich 
auf ein bereits bestehendes singuläres Institut bezog, sondern ein Edict 
gewesen sein musste, das erst ein neues Recht schuf, so stellte sich 
doch füi: die späteren Compilatoren des Codex die Sache einigermassen 
anders. Zu dieser Zeit war schon das ganze Reich dem neuen Colo-* 
natsrecht, zu dem mit jener Constitution der erste Grund gelegt, unter- 
worfen. Es gab damals, wie ich weiter unten ausfahren werde, ausser 
dem sclavischen schon einen zweiten freien Colonat, die indessen beide 
in der Pacht fixirt und an die Scholle gebunden waren. Den Compi- 
latoren kam es zu ihrer Zeit aber nur darauf an, diese gesammelten 
Rechtsverhältnisse gleichsam statistisch aufzunehmen, das vorhandene 
Recht zu constatiren, und so erhielt auch diese erste und wichtigste 
Constitution das unscheinbare Gewand, in dem sie sich heute präsen- 
tirt. Man registrirte nur noch ihren Kern, dass nämlich den Sclaven* 
Colonen em Klagerecht gegen ihre Herren wegen Pachterhöhung zu- 
stand, und sammelte, in derselben Auffassung, dies Excerpt dann mdk 
nicht unter dem allgemeinen Titel, der von der ganzen agricolen Be- 
völkerung, dem versteuerbaren, wie dem unversteuerbaren Theil, 
handelte, sondern in dem besondern, welcher bestimmte, in welchen 
Fällen Sclavencoloiien gegen ihre Herren vor Gericht auftreten 
konnten. 
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Gegoi fernere ^Ikftrliche PacfateAöhongen schien idso daaiit das 
bisherige Ck>lonatssy8tem geschützt 

Aber zwei sj^re YerordnuDgen , 1. 4 u. 5 C. 11^ 17, zeigen 
doch, wie die Possessoren das neue Gesetz zu umgehen suchten. Aus 
der erstem geht hervor, dass, wenn diese auch nicht mehr die Pacht 
erhöhen durften, sie nun yersuchten, die Grundsteuern immittelbar von 
den Colonen eintreiben zu lassen, aus dem zweiten, dass sie durch 
Umwandlung der Naturalpacht in Geldpacht sich gt^ssere Yortheile zu 
verschaffen Straten. Beiden Tendenzen treten die angefahrten Be- 
stimmungen entgegen, womit denn von dieser. Seite das neue Verhält- 
niss vollständig gesichert war. 

Wie sehr diese neue Gesetzgebung den Charakter der Allgemein- 
bdt hat, geht auch aus der drei Jahre nach dem Pachtfixationsgesetz 
erlassenen Verordnung hervor, mit der der Titel de agricolis beginnt, 
dass die Landleute in der Saat- und Emdtezeit mit Hand- und Spann- 
diensten verschont bleiben sollten; denn wie sich in einer Abhandlung 
tlber die Jugation und Capitation dieser Zeit zeigen würde, gehörten 
diese Dienste zu den grössten Lasten des antiken Steuersyst^ns. 

Wenn mit solcher Pachtfixirung der spätere Colonat bereits in 
einer Bezidiang, dem Canon, festgestellt war,, so ward er es nun 
bald auch in der andern, der Gebundenheit an das Grundstück. Hier 
schritten die Kaiser indessen nur allstählig vor. 

Die erste hierher gdtörige Verordnung ist 1. 2 C. Th, 11, 3, die 
zwei Jahre später als das die Pachtrente betreff^de Gesetz ebenfalls 
noch von Gonstantin dem Grossen erlassen ist. Sie verlnetet, dass 
maneipia censikis adscripta über die Groizen der Provinz hinaus ver* 
äussert werden sollten. Es kann hier aber nur die sclavische Land- 
bevölkerung verstanden sein, denn die plebs urbana war bereits seit 
14 Jahren nicht mehr censibus adscripta. Und es muss die sdavische 
Landbevölkerung jeder Art — Colonen, Inquilinen und gewöhnliche 
Gutssdaven — darunter verstanden werden, denn diese waren sämmt* 
lieh maneipia censibus adscripta'^). Es ist dies, also das erste Gesetz, 
das die Freiheit des Verkehrs mit der zum Landbau bestmmten scla- 
viaehen Bevölkerung beschränkt Diese wird zwar noch nicht an das 
Gut, aber doch an die Provinz gebunden, woraus hervorg^t, was ich 
schon oben angedeutet, wie sehr das Steuer -Interesse bei der agra- 
risdien Gesetzgebung im Spiel war: — man wollte offenbar die Zahl 

33) So aUgemein nimmt auch Gothofred den Ausdruck. Anderer Meinung 
ist Savigny, der nur gewöhnliche Gutssdaven darunter versteht, a. a. 0. S. 20 
Anm. 3. 

IL 16 
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der Steaercapita der Provinz sich nicht ändern lassen. Wenn übrigens 
die justinianeische Sammlung dies Gesetz nicht aufglommen hat, so 
kann dies nur deshalb geschehen sein, weil zu ihrer Zeit auf diesem 
Wege schon viel weiter vorgegangen war, indem die Ackerbausclaven 
bereits an die Scholle gebunden waren. 

Den folgenden Schritt auf diesem Wege bezeichnet die Verordnung 
Constantin's vom Jahre 3 34, — 1. 11 C. J. 3, 38. Hier wird für 
Besitztheilungen bestimmt, ut integra apud successorem unumquemque 
servorum vel colonorum adscriptitiae conditionis seu inquilinorum proxi- 
morum agnatio vel affinitas permaneat. Wenn früher, bei zweifelhaften 
Willenserklärungen, nur die Billigkeit sich dafür ausgesprochen hatte, 
Sclavenkinder nicht von den Eltern zu trennen ^^), so wird in dieser 
Verordnung das Recht de^ Sclavenfamilie schon gesetzlich gegen die 
Disposition des Besitzers geschützt. Aber dieselbe ist auch deshalb 
wichtig, weil sie beweist, dass zur Zeit ihres Erlasses, wenn auch 
schon die Pachtrente fixirt war, doch die unauflösliche Gebundenheit 
der Colonen an die Scholle noch nicht existirte, und deshalb einen 
schlagenden Beleg für die hier vorgetragene Ansicht von Entstehung 
des Colonats überhaupt abgiebt Denn , wenn diese Gebundenheit da- 
mals ebenfalls schon existirt hätte, wie hätten die Theilemlen dann den 
Sohn vom Vater trennen können, da jene Verbindung eben auch darin 
bestand, dass Sohn und Vater an dieselbe Scholle gebunden wären, 
dies Band also schon ein gesetzliches Hindemiss der Theilui^ naher 
Verwandten eingeschlossen hätte. 

Diesen folgenden und allerdii^ noch bedeutenderen Schritt that 
denn auch erst Constantin im Jahre 357. Er verbot den Verkauf der 
Colonen vom Gut. Dies Verbot ist uns in L 2 C. J. 11, 47 so 
aufbewahrt: Si quis praedium vendere volüerit vel donare, retinare 
sibi transferendos ad alia loca Colones privata pactione non posät 
Qui enim colonos utiles credunt, aut cum praediis eos tenere debent^ 
aut profuturos aliis derelinquere , si ipsi praedium sibi prodesse des* 
perant. Der Sinn ist: Die von den Besitzern einmal angesetzten Co* 
Ionen (Qui colonos utiles credunt) sollen auch auf dem Gute bebalten 
werden, und selbst dann nicht, wenn das Gut veräussert wird, davon 
getrennt werden dürfen. Dieser Sinn bezeugt ab^ wieder deutlich: 
dnmal, dass bei Erlass des Gesetzes noch von keinem abgeschlossenen 
Institut die Rede gewesen sein kann, es wird ja wie von einer fort- 
laufenden Einrichtung gesagt, dass, wenn Jemand auf seinem Gute 



34) L, 42 §. 2 D. 32, 1. 
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Colonen ansetzte, die Angesetzten auch nicht wieder sollten davon 
genommen werden dürfen; zweitens, dass auch damals nur noch Scl% 
vencolonen gemeint sein konnten, denn freie Colonei^ liessen aicb ja 
nicht in dieser Weise willkürlich ansetzen. 

Die Kaiser Valens und Valentiaian verbieten dann endlich sogar 
— wahrscheinlich 367 — den Yerkauf der gewöhnlichen Landbau*- 
sdaven vom Gut, und bestimmen, da das Verbot des Colonenverkaufis 
in der Weise vielfach umgangen werde, dass man mit einer kleinen 
Parzelle zugleich den Goloneustand des ganzen Guts verkaufe und dies 
auch bei den gewöhnlichen Landbausclaven zu befürchten stehe, dass 
bei Farzellenverkäufen immer ein verhältnissmässiger Theil der Colonen 
und Gutssdavm mit zu verkaufen sei'^). > 

Mit diesem Gesetz, das für die neue Lage der sclavischen Land- 
bevölkerung den Schlussstein bildet, indem es sogar den gewöbnllcben 
Arbeitssclaven , sonst die hew^lichste Waare, an das Grundstück, zu 
dessen Cultur er mnmal bestimmt worden, bindet, war das Loos der 
agricolen Bevölkerung vollständig verändert. Im Laufe von 42 Jahren 
war die Glebäadscription für die ganze bisherige ländliche Arbeiter- 
bevölkerung, so weit sie aus Sclaven bestand, eingeführt, und die 
dazu gehöngen Colonen hatten statt einer willkürlichen Pacht nur nodi 
einen Canon zu entrichten^*). 



35) L. 7 C. J. 11, 47. i— Diese Stelle ist auch ein Hauptzeugniss gegen die 
yermeintlich singulare Nstnr des Oolonats. Denn sonst müssten ja auch diese jetzt 
ebenfalls an die SchoBe gebundenen gewöhnlichen Landbausclaven ein singuläres 
Insütat gewesen sein. 

35») ,Jch glaube sogar, dass die neue Behörde, die defensores, welche Yaleu'^ 
tinian und Yidena in den Jahren 364 und 65 einsetzten, hauptsächlich mit dieser 
neuen Colonengesetzgebung zusammenhing. Wie der Inhalt der betreffenden Con- 
stitutionen zeigt — s. Haenel Cod. Theod. S. 176»* — geschah die Einsetzung 
im Interesse 4«r „plebs^^ und namentlich ner rustica. Die Kaiser, die, wie wir 
gesehen, den Sdayencolonat zum AbschlusB gebracht hatten, sagen auBdrdcUieh: 
Cum multa pro plebe a nobis studiose statuta sunt, nihil proyidisse nos credidimuisd 
nisi defensores idoneos dederimus. Der Begriff plebs umfasste aber damals durch- 
aus nicht mehr die unterste freie Volksclasse allein, wie Savigny in seiner „Rom. 
Steuerverf." — Verm. Schriften n S. 87 — zu glauben scheint Das hatte denn 
doch schon der christliehe Sprachgebrauch verändert. So kommt z. B. aus der 
zweiten Hällle. dessdben Jahihunderts — 1. 26 C. Th. 11, 1 — vor „plebis ad- 
scripüo'' in Bezug auf ein Landgut, femer praedium, cui certus plebis numerus 
adscriptus est, endlich cum plebem constet non auferendam ab eo, cui semel posthac 
deputata faerit — also „plebs" gerade ganz allgemein von Sclaven und Hörigen. 
Ich komme an einem andern Ort auf diesen Gegenstand zurOck^S 

16* 
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IV. 

Bis za der Zeit nun, wo die Gesetzgebung die Colonen an di 
Scholle bindet, sind also niemals andere Colonen zu verstehen, als die 
gewöhnlichen Schtvencolonen. In keiner Stelle findet sich eine unzwei- 
deutige Spur, dass es bis dahin auch schon freie iä der Pacht fixirte 
und an die Scholle gebundene Colonen gegeben habe. Hier ist na- 
mentlich 1. 1 C. Th. 5, 9 aus dem Jahre 332, also noch von Con- 
stuitin dem Grossen, zu erwähnen, wo, wie wir gesehen, zwar schon 
die Pacht, aber nodi nicht die Person fixirt war. Die Stelle lautet: 
Apud quemcunque colonus juris alieni fuerit inventus, is non solum 
eundem origini suae restituat, verum super eodem capitationem tem- 
poris agnoscat. Ipsos etiäm colonos, qui fugam meditantur, in ser- 
vilem condition^n ferro ligari conveniet, ut officia, quae liberis con- 
gruunt, merito servilis condemnationis compellantur implere. Die 
Interpretation hat freilidi, der falschen Auffassung der Barbaren ge- 
mäss^*), in dieser Stelle gerade freie Colonen erblicken wollen, denn 
sie erklärt deren letztere Hälfte so: ipse vero, qui noluit esse quod 
uatus est, in servitium redigatur. Ihr folgtauch Gothofred'O» 
der in dieser Stelle den Hauptbeweis findet, dass die Colonen liberi 
waren, wenn er auch die angeführte Auslegung der Interpretation ver- 
wirft und dafür sagt: vincti ergo coloni exr hac causa quasi servi. 
Und diese Auslegung Gothofred's billigt auch Savigny. Allein 
die Stelle ist vielmehr wörtlich so zu übersetzen: „die fluchtverdächtigen 
Colone sollen an den Sdavenstand mit Eisen geschmiedet werden, 
denn dann verdienen sie, durch sclavische Bestrafung zu Beschäftigungen 
gezwungen zu werden, die ja selbst Freien geziemen**, m. a. W. wenn 
sie sich ihrem Colonenverhältniss durch die Flucht entziehen wollten, 
so sollten sie wieder servi vincti statt servi soluti werden, im Sinne 
des schon früher nachgewiesenen bei Columella und Plinius vor- 
kommenden Gegensatzes. Dies wird auch sowohl dadurch, dass der 
Colone alieni juris genannt wird, als durch die Erwähnung der nur bei 
Leuten sclavischen Standes vorkommenden Capitation bestätigt. Das 
Gesetz ist also ganz andars zu verstehen, als die Interpretation, und 
die ihr folgen, wollen. Obwohl, wie gesagt, Constantin sieben Jahre 
früher die Pacht der Sclavencolonen auf die altgewohnte Höhe fixirt 
hatte, war dennoch deren Zustand so unerträglich geblieben, oder ihre 



36) Siehe weiter unten, wo der IrrÜuuii der Inlerpretation nachgewiesen wird. 

37) In Paratitl. zum betreffenden Titel. 
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Verwildertmg so gross geworden , dftss man den allgemeinen Flucht* 
versuchen. mit Gesetze entgegentreten nmsste. Wenn ein Sclavencolone 
Jemandem entlaufen war, so wurde er diesen bei der Capitätion in 
Abgang gebracht. Der neue Grundbesitzer, der ih^. aufnahm, uad der 
nicht wusste oder nicht 'wissen durfte, dass der Ankömmling daß £agen- 
thum eines Andern war , nahm ihn natürlich als Freien auf. Er kam 
also bei dem neuen Grundbesitzer nicht in Zugang. .Hier schritt daher 
Constantin ein. Die leichtfertig Aufnehmenden mussten zur Strafe die 
Gapitation tragen, und die Herren durften die EntQohenen wieder nadi 
alter Weise in £is^ legen. Dass also in dieser gteHe von SdaYBu-* 
Colonen die Bede ist^ scheint ausser Zweifel, und weil in ihr nur von 
Sdavencolonen die Rede ist, während später, als es zweifdlos aoeh 
schon freie an die Scholle gebundene Colonen gab, in ähnlichen der 
Golonenflucht entgegentretenden Gesetzen, wie wir sehen werden, auch 
immer auf diese zweite Classe noch besonders und ausdjrücklich Bezug 
genommen wird, so scheint auch zweifellos, zu sein, dass es zu da- 
maliger Zeit audi noch keine andere als Sdavencolonen gab. 

Dagegra findet sich, i. 6 de agrioolis, von Valens, Valentmian 
mid Gratian, also ktinenfalls nach 375, und jedenfalls wenige Jahre, 
.nadidem die Colonen auch an die Scholle gebunden worden, die erste 
Spur von Colonen auch andern als sdavischen Standes, indem hier 
verordnet wird, flttohtige Colonen und Inquilinen sollten sine ullo con- 
ditionis discrimine nach ihrer Hehnath zurudcgebracfat wwden. 
Später mehren sich dann die Stdlen, wetehe ünzweid^tig die Exisitengg 
frei^ an die Scholle gebundenen Colonen bezeugen, so dass es keinen 
Zweifel unterliegen kann, dass von der zweiten Hälfte des 4. Jahr- 
hunderts an es zweierlei solcher Colonen, nämlich sdavische und freie, 
giebt 

Ich werde Mer nun zuvörderst die Hauptbeweisstellen für das 
Dasein eines solchen d(^petten Colcaats der Beihe nach aufführen, 
wobei ich deshalb so in's Einzelne gehen muss, weil zwei so bedeutende 
Autoritäten wie Gothofred und Savigny die Existenz eines solchen 
doppelten Colonäts bestreiten. 

L. 1 C» J. 11, 51 und 1. 1 C. J. 11, 52 sprechen von Colonen, 
die, aus dem tributarischen Nexus atlassen, deshalb jetzt con^ 
ditione • ingenui wären , und die dann servi terrae — also nidit mehr 
domini — und am Schluss der letztem Stelle wörtlich liberi coloni ge- 
nannt werden. Sie waren also, ehe sie aus diesem Nexus entlassen 
worden, Colonen der entgegengesetzten Art Dies wird wiederum durch 
1. 3 C. J. 11, 53 unterstützt, wo Tributarier und Sclaven in Bezug 
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auf gemeinschaftliche Kinder gleich, und zwar so, wie Adscriptitier 
und Sdaven^) in dieser Beziehung, behandelt werden sollen, wo also 
Tribtttarier ihrem Stande nach den Adscriptitiern wie den Sclirven 
gleichgestellt werden. 

L. 1 C. J. 11, 68 bestimmt, wenn ein über colonus oder 
libera colona Domanialhörige heiratheten, so sollten die Kinder zu 
Letzteren gehören; wenn aber ein fremder Adscriptitier oder 
Solave eine Domanialoolonin oder Sclavin, oder eine fremde Ad- 
scriptitierin oder Sclavin einen Domahialcolonen oder Sclaven 
hdrathete, so sollte es bei den bisherigen Bestimmungen sein Bewenden 
haben'^). Ei&c werden also sowohl Adscriptitier und Sclaven einander 
gleich, als auch beide zusammen den freien Colonen gegenüber- 
gestellt. — 

L. 18 G. J. 11, 47 heisst es: Agricolarum alii quidem sunt ad- 
scriptitii, et eorum peeulia dominis competunt; alii vero tempore an- 
norum triginta coloni fiunt- liberi, manentes cum rebus suis; et ii etiam 
coguntur terram eolere et canonem praestare. Das allgemeine Kriterium 
des C!ol<mats, Canon und Unabänderlichkeit des landwirthschaftlichen 
Beruft, liegt in d» Schlussworten et ii etiam etc. Innerhalb dessen 
werden aber ausdrücklich zwei Golonenclassen unterschieden, die eine, 
als Adscriptitier, die nur Peculium haben, das ihrem Herr^ gehört, 
die andere als frtie Colonen, die Eigenthum besitzen. Aber wenn 
dieses Gesetz jedenfalls schon den derzeitigen Bestand adscripti- 
cischer Colonen bezeugt, so darf man dagegen nicht annäunen, dass 
es selbst erst die freien Colonen geschaffen habe. Wie wir bald sehen 
werden, dass die adscripticischen Colonen schon lange vor dieser Zeit 
in den Quellen vorkommen, so auch ausdrücklich und beinahe schon 
150 Jahre früher die liberi coloni in 1. 1 C. J. 11, 52*»). Es wird 
also in den anastasiamschen Gesetz von diesen beiden Colonendassen 
als von zwei sdion vorhandenen Theilen der agricolen Bevölkerung 



88) L. 21 C. J. U , 47. 

39) Savigny — a. a. 0. S. 81 Anm. 2 -- m^int von dieser Stelle, aber ohne 
HinÄufÜgung- irgend eines Grundes , liberi coloni bezeichne dort „teohl gar freie 
Binfem im Gegensatz der eigentlichen Colonen, di^ dort adscriptitii heissen^. Aber 
,'^ie Baaem^< in diesem Sinne gab es damals noch nicht. Dies wftren Possesioren 
gewesen. Höchstens kannte der Ansdruck freie Pächter, die aber ihrem Stande 
nach eben ni^cht Colonen waren, bedeuten. Aber, die Stelle dürfte, wie ich Bie 
ausgelegt habe , klar sein. 

40) Ich nehme bei diesem Gesetz die Inscription des Cujacius an. 
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gesprodieü und nur eine neue Enstehungsiv^se der einen , nämlich des 
freien Colonats , angeordnet *0- 

Wenn somit das Dasein eines freien Colonats ausdrücklich in 
dieser Stelle dargethan wird, so geht auch aus dem Gegensatz, in 
wdcheai derselbe zu dem adscripticischen Gofonat gestellt, wie daraus, 
dass dem letztem nur Peculinm, das dem Herrn gehöre, zugestanden 
wird, nothw^idig hervor, dass dieser adscriptidsche Golonat ein Scla- 
Yencolonat war. Dies wird aber auch durch Nov. 54 bestätigt, wo 
die conditio adscriptitia ausdrücklich eine senilis genannt wird. Und 
dass das servilis hier wörtlich zu versteht ist, geht wieder aus 1. 23 
pr. C. J. 11, 47 schlagend hervor, wo für alle Zeit dte Freilassung» 
der Adscriptitier verboten, diese der unbedingten Erblichkeit ihres 
Standes, sowie füx aHe Zeit mit ihrai Nachkommen der Versteuerung 
im Kapital unterworfen werden und, wenn fugitiv, nach Sciavenart, 
wie Diebe an ihrer Person, bestraft werben sollen. — Es giebt auch 
überhaupt keine Stelle, in der das Wort adscripticius in einem Zu- 
ssffl^nenfaange vorkäme, aus welchem man auf persönliche Freiheit 
sehliessen dürfte: Vielmehr geht aus den meisten deutlich das Gegen- 
theil hervor**). 



41) Savigny -— ä. ä. Ö. S. 31 — sagt ku dieser Stelle: ,^an kann daher 
mit Kücksieht ^uf diesen üntersehied überbaupt zwei Giassen von Colonen an- 
nehinen, eine strenge und eine weniger strenget — Aber muss nicht diese An- 
nahme, mit Bücksicht auf die bereits vor Anastasius vorkommenden iiberi eolonij 
die ganze Savigny' sehe Theorie umstpssen? 

42) Pennoch sagt Savigny — a. a. 0. S. 12 — : „Für ihr^ Verschiedenheit 
von den Sclaven beweisen folgende Zeugnisse. In mehreren Constitutionen der 
Kaiser werd^ sie neben den Sclaven genannt und denselben entgegengesetzt". — 
Unter diesen SteUen wird daaa vorzngsweiBe L 21 C. J. 11 , 47 angeführt : Ke 
diatiuB dubitatur, si ^uis ex adscriptitia et libero vel ex adscriptitia et servo 
vel adscriptitio et ancilla fuisset editug etc. Aber wenn daraus, dass die 
Adscriptitier hier neben den Sclaven genannt werden , ihre Freiheit folgen soll, 
warum soll nicht ihre Sclaverei daraus folgen, dass sie in derselben SteUe neben 
den BYeien — 6x adscriptitia et libero — genannt werden. Der eine 
Sehluss re^tfertigt audi den entgeg^ngeseteten und hebt sich also selbst auf. -^ 
Die Adscriptitier werden hier nur deshalb neben den gewi^hnlichen Sclaven gOr 
nannt, weil sie, wenn auch selbst sclavischen Standes, doch ausserdem nodi an 
die Scholle gebunden waren, die gewöhnlichen Haussclaven aber dem freien Ver- 
kehr unterlagen. Theils deshalb also, theils, weil Adscriptitier und Sclaven ver- 
Bchiedenen Herren gehören konnten, mnsdte eine Bestimmung über die EJuder von 
Beiden getroffen werden. Weiterhin wird diese SteUe au^Qhrlich ihre Erkl&rong 
finden und vielmelur den Selavenstand der Adscriptitier aufs Deutlichste bestätigen. 
^ Savigny h&lt ohne Weheres Adscriptitier und Colonen für identisch. Dies 
ist in doppelter Besi^uag flilsch. Adscriptitier waren avuk die Inquiünen, aber 
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Auch durch viele andere aus der Zeit vor wie na eh A&tstasius 
herrührende Stellen wird die Existenz eines solchen doppelten Colonats 
bezeugt. 

L. 22 C. J. 11, 47 erschwert den Beweis der adscriptitia 
conditio, denn es sei besser, hier Schwierigkeiten zu mach^, als 
dass homines forte lib^ros ad deteriorem detrahi fortunam. 
Im Verlauf der Stelle wird dann noch von dem eignem Zugestä&dniss, 
dass man „adscripticiseher Colone" sei, gesprochen; Hier wird 
also der adscripticische Colone als eine besondere Classe hervor^ 
gehoben, zu dessen niedrigerem Stande kein Freier leichtfertig 
herabgezogen werden soUe. — 

Es ist oben 1. 23 pr. C. J. 11, 47 erwähnt, nach welcher die 
Adscriptitier nicht mehr freigelassen, sondern erblich in ihrem Stande 
und immer steuerbar bleiben, auch, wenn fugitiy, wie Sdaven, als 
Diebe an ihrer Person, bestraft werden sollen. §. 1 handelt dann yob 
den freien Colonen nach anastasianischem Rechte und bestimmt, dass 
auch deren Kinder zwar an die Scholle gebunden, aber doch frei blei* 
ben et nulla deteriori conditione beschwert werden sollten. Dann heisst 
es §. 2 weiter: nemini autem liceat,.vel adscriptitium vel colo- 

num alienum in suum rus suscipere sed = admonente 

domino vel ipsius adscriptitii vel terrae restituere. 

In dieser Stelle wird also die adscripticische von der freien Colonen- 
classe deutlich unterschieden, und nur die erstere wie sclavisehen 
Standes behandelt, so dass auch nur bei dieser von dem dominus ad- 
scriptitii , bei jener nur von dem dominus terrae die Rede ist. — 

Justinian hatte verordnet, dass Kinder von einer Freien und einem 
Adscriptitier frei sein sollten. Nov. 162 c. 2 wird nun angefragt, ob 
nicht dafür zu halten sei, dass wenigstens solche Kinder, tametsi nee 
adscriptitii facti sint secundum jus antiquum tamen omnino 
colonos factos esse. Hier wird der Adscriptitier dem Colonen aufs 
Schärfste gegenübergestellt. Nun bedeutete aber zu Justinian's Zeit 
colonus schlechthin, wie gleich unten gezeigt werden wird, schon den 
freien Colonen allein. Dann wird fortgefahren: propterea quod alia 
nostra constiiutio etiam colonorum liberos non permittit relinquere ter- 
ram sed mauere colonos, et multo magis hoc esse oporteat 



Inquilinea sind keine Colonen« Und wiederum, adscripticische Colonen sind keine 
freien Colonen. Deshalb sind auch von Savigny die Bestimmungen über den 
Stand der Kinder von emer freien Frau und einem ad Bcrip ticischen Manne 
Iftisch aufgefasst, da — a. a. 0. ^ sub 3 dieser Fall so yon ihm dargestellt ist, 
als ob es sich von dev£he swisehon eio^n Colone» nnd einer Freien handle.-«* 
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q[nandoqaid€iiB est in bis personis prorsus adscriptitiorum 
prosapia. Unter der angezogenen Gonstitntion ist L 23 C. J. 11, 
47, sofern sie auf die anastasianischen fr&ien Gotonen Bezug nimmt, 
gemeint In der Novelle wird also, gesagt, bei adscripticiscber 
Abstammung müsse die Gebundenheit an die Scholle doch noch weit 
dier eintreten, und damit wird also auch die adscripticische Abstajn*- 
mnng (^enbar als eine schlechtere als die eines freien, an die Serielle 
gebondeiien Colonen bezeieluiet Jastinian bestätigt denn auch, diese 
Auffassung, indem er einpr&gt, wenn die Mutto* adscripticiscb 
sei, verstände es sich von selbst, dass aUe Kinder ebenfalls adscripti^ 
Cisch seien, wenn aber die Mutter frei sei, so sollten solche Kinder 
zwar auch frei bleiben, auch £igenthum und kein blosses Peculium 
habe», aber an das Gut, auf dem sie geboren, gebunden und zum 
Ackerbau verpflichtet bleiben. Auch in dieser Novelle wird also durchr 
weg der ßtandesunt^rschied zwischen dem an die SchoUe gebundenen 
Adscriptitier und dem gleichfalls an die Scholle gebundenen fretoii 
Colonen herausgekehrt. 

Diesem Unterschiede gemäss regelten sich denn auch alle übrigen 
Beziehungen beider Classen. 

Die adscripticischen oder sclavischen Colonen hat- 
ten in ihrem Herrn einen Herrn ihrer Person, der domi- 
nus adscriptitii hiess; die freien Colonen hatten in ihm 
nur einen Grundherrn, der patronus oder auch nur do- 
minus terrae hiess. — Dies bezeugen 1. 23 §. 2 C. J. 11, 47 und 
L un. C. Th. 5, 11, in welcher letztem Stelle nur von freien Colonen 
die Bede ist, obwohl die Interpretation dazu, wie ich unten zeigen 
werde, den Unterschied beider Stande verdunkelt 

Die Einen hatten nichts Eigenes, sondern nur ein 
Peculium; die Andern hatten Eigenthum. — Dies bezeugen 
1. 18 G, J. 11, 47; 1. 2 G. J. 11, 49: „cujus ipsi sunt, ejusdem om- 
nia sua esse cognoscant'^ und „quem necpropria^ quidem leges sui 
juris habere voluerunt", im Gegensatz zu 1. un. C. Th. 5, 11: „si qua 
propria habeant"; Nov. 162 c. 2, wo von den freien Coloi^n g&* 
sagt wird: „et quae ab bis acquisita sunt, sub Ulis erunt, neque pe- 
colium fient dominorum^'. 

Die Einen wurden von ihren Herrn in der Capitation 
gleich den Sclaven versteuert, die Andern als Freie 
nicht. — In dieser Beziehung verweise ich im Allgemeinen auf das, 
was ich oben über die Capitation gesagt. Hier mag noch besondea 
L 13 Gl J. 11, 47 angeführt werdesu In dieser Stelle wird bestimmt, 
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\9elchen Standes die Kinder aus einer Ehe zwischen Colonen und In- 
quilinen sein sollten, wenn entweder beide Eltern'oder kei- 
ner von Beiden censirt wäre (vel utroque vel neutro parente 
censito). Es gab also eensirte und uncensirte^ d. h. versteuerte und 
unversteuerte Colonen wie Inquilinen, und natürlich waren die Ersteren 
dia sclavischen oder adscripticischen , die Andern die freien. Idt 
komme auf diese Stelle noch einmal zurück. Ferner sind hier die 
üeberschriften der Titel 47 und 49 des betreffenden Buchs des Just. 
Cod. zu beachten. Die erstere ^— De agricolis, et censitis et co- 
lonis, d. h.: Von den Landleuten, sowohl den censirten als den 
Colonen — begreift offenbar unter den Landleuten einen censirti^ und 
einen nichteensirten , also einen versteuerten und einen unversteuerten 
Theil , wie auch der Inhalt des Titels ergiebt. Die Letztem werden 
scUeehthin Gcdonen genannt, weil dies, wie die Novelle ergeben, m 
Jttstinian's Zeit schon der besondere Ausdruck für die freien Colonen 
allein war. Die zweite Ueberschrift handelt dagegen ausdrücklidi nulr 
von coloni censiti, oder, 1. 2, von coloni censibus duntaxat 
adseripti, und der Inhalt desselben zeigt, dass nur von sdavisdien 
Colonen die Rede ist. Die Ueberschrift des Titels 49 bestätigt also 
den Gegensatz in der Ueberschrift des Titels 47 , und beide ergeben 
also, dass nur die sclavischen oder adscripticischen Colonen' die oen* 
sirten oder versteuerten waren. 

Die Einen konnten nur bei Pachterhöhungen und in 
Criminalfällen gegen ihre Herrn vor Gericht auftreten, 
die Andern natürlich in allen möglichen Civilfällen. --' 
Tit. 49 1. c. beweist dies für die Ersteren; bei den Andern, die, wie 
gezeigt, Eigenthum hatten, ist im Grunde das Andere selbstverständ- 
lich, wird aber auch gegez^tzlich dadurch bezeugt, dass in jenein Titel 
Ersteres nur von Ersteren gesagt ist. 

Die Einen wurden, wenn fugitiv, wie Diebe an ihrer 
Person bestraft; die Andern wurden nur nach ihrer Hei- 
math zurückgebracht. — L. 23 C. J. 11, 47, wo das Erstere 
nur im pr. von den adscriptidschen Colonen, im §. 1 und 2 aber, wo 
von den freien Colonen die Eede ist, nichts dergleichen bestimmt wird. 

Die Einen wur-den, vom Gute abgekommen, ihr^em 
dominus, dip Andern ihrem fundus zurückgegeben. — 
L* 11 C. J. 11, 47, wo von den Colonen im Allgemeinen die Red^ 
ist/ aber in dieser Weise beide verschiedene Stämme hervorgehoben 
warden. 

Die Einen, hiessen ad^eripHtii/^t^ibutarii, censiti^ 
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censibus duntaxat adseripti und sind deterioris condi- 
tionis; die Andern hiessen zuerst liberi coloni und spä- 
ter coloni schlechthin. — Aus den eben ang^Efihrten verschiedenen' 
Stdlen geht dies genügend hervor^). 

Alle diese klaren und sdbarf unterscheidende Stellen scheinen mir 
einen solchen doppelten Golonat ausser Zweifel zu setzen. Wenn man 
also auch nicht mit den Glossatoren sieben verschiedene Arten von 
Colonen annehmen darf, so ist doch der eine Zwitterstand, zu weK 
chein Gothofred und Savigny die in den Quellen von beiden 
Colonendassen vorkommenden verschiedenen Beziehungen und Bezeich- 
nungen vereinigen wollen,' ebensowenig haltbar**). 

Die kaiserliche Gesetzgebung scheint auch in dem Unterschiede 
zweier solcher Colonendassen niemals geschwankt zu haben. Selbst 
1. 1 C. Th. 5, 11 aus dem Jahre 365 ist nicht ausgenommen, wo ver- 
m*dnet wird, dass Colonen von den Ländereien, die sie bebauen^ nichts 



48) Savigny — a. a. 0. S. 4 — sagt, die Kamen för dieses Bedits?erii&it- 
niss sind diese: „Golom, Bostid, Origionorii, Adscnptitü, Inqtiilini, Trihntairi]«. 
Cenajti^^ Dies ist falsch oder ungenau. Erstens: Coloni und Inquilini.sind durch- 
aus verschieden. Die ersteren sind hörige Pächter, die andern hörige Häusler 
„Instleute". Beide konnten sclavischen und beide auch — seit der zweiten Hälfte 
des 4. Jahrhunderts — freien Standes sein , waren aber im letzteren Falle doch an 
das Grunddtüdk gebunden. Zweitens: Coloni wie in<iuiEni, und zwar sowohl wenn 
sie sclavisdien als wenn sie freien Stande waren, hiessen originales oder originarü, 
und zwar, weil sie nach ihrer Herkunft ihrem landwirthschaftHchen Beruf an- 
gehörten. — Drittens: Kustici bedeutet diesen landwirthschaftHchen Beruf im All- 
gemeinen, und sind daher nicht blos freie wie unfreie Colonen und Inquilinen, 
sondern auch die zum Ackerbau bestimmten gewöhnÜchOLSclayen, cße weder coloni 
noch mquilini waren, darunter begriffen, L 7 C. J. 11, 47. — Viertens: Das cen^ 
siü geht wieder allein auf alle rostid , die sclavischen Standes waren« also nur auf 
die gewöhnlichen Landbausclaven und die sclavischen Colonen und Inquilinen, nicht 
auf die freien Colonen und Inquilinen. — Fünftens : Adscriptitii bezeichnet nur die 
an die Scholle gebundene agricole Bevölkerung sclavischen Standes, also nicht freie 
Colonen. — Sechstens: Tributarii, obwohl der Name davon herrührt, dass die 
Herren von ihnen wie vom Acker, der de^alb auch tribntarius hiess, Tribut geben 
mnasteil.iBid deshalb die ganzei,zu versteuernde Landbevölkerung so hätte 
genannt werden müssen, scheint doch sprachgebräuchlich — 1. 12 C. J. 11, 47 — 
soletzt nur noch von den sclavischen Colonen verstanden worden zu sein. 

44) Gothofred sagt im paratitL zu Tit. 9 1. 6, 5 Cod. Theod. hintereinander: 
,4^eque tam6n coloni hi condidone sua servi erant'* und „et tamen servi quoqüo 
dicimtar*<. Savigny —* a. a.O. S, 11 und 12 — : „Sie waren Fceie, d.h. ton deri 
Sclaven verschieden, allein ihr Zustand hatte allerdings mit dem der Sclaven grosse 
Aehnüchkeit*'. — Dagegen nimmt Cujaciüs in seinem Commentar zu dem Titel 
De agricolis gleichfalls einen doppelten Colonat an und unterscheidet in mehreren 
Beadehungen so y wie ich gethao. 
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sollen yeräussern dürfen, „et si qua propria habeant inoonsultifl atqiie 
ignorantibus patronis in alteros transferre non lic^t'^ Hier ist olBfea- 
bar von freien Colonen die Bede , denn es wd Eigißfithum bei ihnen 
vorausgesetzt und die Herren werden patroni genannt. Auch konnten 
höchstens nur freie Gol<Hien auf den Gedanken kommen, von ihren Go- 
lonatsäck^m etwas zu yeräussern. Freie Colonen werden aber durch 
^ese Verordnung mehr besdiränkt, als sich mit den Consequenzen per* 
sönlichen Eigenthums verträgt. Indessen lässt sich dieser allerdings 
an Sclaven erinnernde Eingriff erklären. Ueber ein so neues Institut 
konnten sich bei den Colonen leicht falsche Vorstellungen bilden, der 
Grundbesitz der Reichen lag oft durch die entferntesten Provinzen zer- 
streut, und die angeordnete Eigenthumsbeschränküng mochte daher 
anfänglich zur Sicherung der Grundbesitzer nothwendig sein. Aber 
auch diese Beschränkung ist doch nicht so gross, dass der sonst über- 
all in den Gesetzen innegehaltene Unterschied dadurch aufgehoben 
würde, und,' was bemerkenswerth ist, das Gesetz ist in die justinia- 
neische Sanmdung, zu welcher Zeit sich das Institut in den Vorstellun- . 
gen schon zweifellos festgestellt hatte, gar nicht aufgenommen. 

Dagegen ist allerdings in den römischen Bechts- 
büchern der Barbaren der Unterschied beider Colonen- 
classen vollständig verdunkelt und die soeben beleuchtete 
Stelle mag hiezu um so mehr beigetragen haben, als sick noch eine 
spätere Constitution von Arcadius und Honorius — 1. 2 C. J. 11, 49 — 
vorfindet, die aber offenbar, we^en der Ueberschrift coloni censiti so- 
wie wegen des Inhalts „cujus ipsi sunt ejusdem omnia sua esse cognos- 
cant" und „nee propria quidem leges sui juris habere voluerunt", 
auf Sdavencolonen geht, in welcher gleichfalls eingeschärft wird, dass 
dieselben ignorante domino nichts von ihr^n peculium sollten vei^ 
äussern dürfen. Wenigstens nimmt die Titelüberschrift**) der erstereil 
Gesetzstelle, die, wie gesagt, von freien Colonen handelt, zugleich auch 
auf diese spätere Stelle, die nur von Sdavencolonen handelt, Bücksicht 
und mischt so schon beide Colonenclassen durch einander. 

Die Interpretation und die L. Bom. Burgund. bleiben dann auch 
dieser Vermischung und Verwechslung treu. 

Die Interpretation zu 1. 1 C. Th. 5, 11 spricht von dominis und 
peculio, während im Text das Gegentheil, nämlich patronis und pro- 
pria steht. Sie macht also hier aus freien Colonen Sclavencolon^i. 

45) Ke colonus inscip domino sumn alienet peculium vel litem inferat ei dvi- 
lem. Wohlbemerkt, die Stelle stellt im 5. Budi, das wir nur durch die west« 
gothische Bearbeitung haben. 
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Den umgekdirten Fehler begeht sie, wie ich oben schon erwähnt, zii 
1. 1 d Th. 5, 9, wo sie, wiederum geg^ den Text, aus Sdavcn- 
colonen freie macht. Eben so falsch fasst die L. Rom. Bnrgund. das 
Verhältniss auf. Tit. XIY hat sie: Nee servum nee colonum peculiam 
suum posse distrahere insuper et ementes furti actione tenendös, se- 
cundum CoDStitutionem Hermogeniani sub tit. de eor. contract. , qui 
alieno juri subjecti sunt et Theodosiani legem lib. Y sub tit. ne colonus 
inscio domino etc. Diese wirft also die Sclave neoIonen der schon 
oben angeführten Stelle des Cod. Hermog., und die freien Colonen 
der Stelle des Cod. Theod. in Eins zusammen. So haben sich in der 
Vorstellung der Fremden beide Colonenelassen vollständig mit einander 
vermischt, und dieser falschen Vorstellung und nicht den echt römischen 
QueUen folgen denn auch J. Gothofred und Savijgny, sowie neuere 
Herausgeber des Cod. Theod. , welche ebenfalls in Folge der falschen 
Ueberschrift von Tit. 11 L. V und iMich dem Vorgange der L. R. B. 
die auf Sc laven Colonen sich beziehende 1. 2 C. J. 11, 49 zu der 
von freien Colonen handelnden I. 1 des g^annten Titels des Cod. 
Theod. ziehen. — Dass die fremden Eroberer in diesen IrrÜium ge- 
riethen^ dazu mochte beitragen, dass sie nadi dem Zeugniss des Taci- 
tus in ihrem Vaterlande ein Sclavencolonat besassen. Wenn sie nun 
kl den unterjochten römischen Ländern auch auf Colonen stiessen , die 
anzweifelhaft für frei galten,, so mochten die Vorstellungen von beiden 
Classen um so leichter in die von einer zusammenfliessen. 

Die justinianeische Sammlung dagegen hat wieder 
Alles klar und richtig. Sie hat, wie gesagt, die oben beleuchtete 
schwankende Stelle des Cod. Theod. gar nicht aufgenommen. Viel 
weniger verfällt sie in die Verwechslung, die sich die Fremden zu 
Schulden kommai lassen. Sie unterscheidet vielmehr beide Colonen- 
elassen in alle» Beziehui^en immer schaii von einander^), so dass 
man wohl behaupten darf, ohne den Cod. Theod., die Interpretation/ 
und die L. Rom. Burgund. hätte die falsche Auffassung niemals unter 
den Gelehrten Platz gegriffen. 

Ein solcher doppelter an die Scholle gebundener Colonat, ein 
sclavischer und ein freier, findet sich also in der spätem Zeit unbe- 
streitbar. Wie der erstere, der Sclavencolonat dieser Art, durch 
die agrarische Gesetzgebung der constantinischen Zeit aus den gewöhn- 

4ß) Man kann vieUeieht nur dne SteUe anführen, wo diese Unterscheidung 
weniger scharf eingehalten worden ist: 1. 2 »C. J. 11, 49, wo nur von Sclaven- 
ccdonen die Rede ist und es doch domino praedü heisst. AUein dominus praedii 
war doch der Herr y(m Sclavencolonen jedeafaUs auch. 
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liehen und wiUkürlichen Sclavencolonen , dereu es seit der Zeit der 
Plinier gegeben hatte, in's Leben gerufen ward, ist sub ni nachge- 
wiesen worden. Hier gehe ich jetzt zu der Frage tber: Wie ent- 
stand nun auch der andere Zweig, der an die Scholle 
gebundene freie Colonat? 

Dieser hatte verschiedene Entstehungsgründe. 

Zuvörderst, durch Freilassung der schon an die 
Scholle gebundenen und in der Pacht fixirten Sclaven- 
Colonen. 

Die alten adscripticischen Selavencolonen waren in diesem ihren 
Golonatsverhältniss der Willkür der Herrn unterworfen gewesen, nur 
die Gewohnheit und zufallig concurrirende Rechte Dritter hatten ihnen 
eine Art Heimath auf dem betreffenden Gute gesichert. Die öffentliche 
Gesetzgebung hatte damals noch kein selbständiges Band zwischen 
diesem und ihnen gestiftet. Manumittirte sie der Herr, so wurden sie 
also auch so frei, wie alle übrigen Freigelassenen. In dieses willkür- 
lidie Sdavencolonatsverhältniss hatte nun die neue Gesetzgebung inso- 
fern ändamd eingegriffen, als diese ganze Bevölkerungsdasse unauf- 
löslich an ihre Grundstücke gebunden, resp. in ihrer Pachtabgabe fixkt 
worden war. Aber weiter hatte sie doch auch nicht eingegriffen. 
Andere Herren-Rechte waren nicht alterirt. Namentlich war alsa auch 
nicht das Recht der Manumission dieser an die Scholle gebundenen 
und in ihrer Pacht fixirten Selavencolonen den Herrn entzogen 
worden. Aber natürlich unbeschadet jener Bestimmungen, welche eine 
neue öffentliche Gesetzgebung hinsichtlich der Zusammengehöri^eit 
dieser ganzen Glasse mit dem Boden getroffen hatte. Diese konnten 
allerdings nicht durch den Akt der Freilassung aufgehoben werden. 
Wurde also das Freilassungsrecht von den Herren geübt, so konnte 
doch die ertheilte Freiheit immer nur innerhalb der durch das neue 
öffentliche agrarische Recht gezogenen Schranken fallen. Der Frei- 
gelassene erhielt also zwar den stat. libertatis, blieb aber in seinem 
bisherigen Pachtverhältniss und bei seinem Pachtgrundstück, ward 
also nun ein an die Scholle gebundener und in seiner 
Abgabe fixirter freier Colone, wie sein Herr aus dem 
dominus ein blosser patronus und Grundherr ward*0- 



47) Dass die hier begründete Entstehung des freien Golonats nicht mit der 
Puchta'schen Ansicht zu verwechseln ist, nach welcher der Golonat ebenfalls 
doreh Freilassimg, vielleicht mit Hülfe eines unbekannten Gesetzgebers, entstanden 
sein soll, leuchtet ein. Da sich die Gesetzgeber für den neuen Sdavencolonat ge- 
funden hatten, war keiner mehr für eme bedingte Freilassung n(ythig. Die ge- 
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Daas dem so iR^iar, geht deuüieh aus ^den Quellen benw. 

Zan&chst zeugt 1. un. C. J. 11, 52 dafür. -^ Die Verordmuig 
mag nun in's Jähr 371 zu setsen sein, wie Savigny will, oder unter 
YalenticaiaQ, Theodosius und Arkädius ergangen sein, wo sie dann 
nicht vor 384 erlassen sein kann , jedenfalls ist sie nach Absdiluss des 
neuen fixirten Sdavencolonate erfolgt. Sie ist, nadi ihrer I'assimg 
( — non posse censemus — ) zu schliessen, ein Rescript, das,, obwohl 
zunächst für Illyri^ wid.die benachbarten Qegenden erlassen, doch 
wegen der Allgemeingültigkeit seines Inhalts in die Justin. Samnflung 
mit aufgenommen ist. Man kann dreierlei Bestimmungen darin unter- 
sdieiden. Zuvörderst wird ausgebrochen, dass die Colonen und 
Inquilinen nicht die Befugniss hätten, ihre ländhche Heimäth zu ver- 
lassen, insetviant terris non tribufario nexu, sed nomine et tituJo co- 
lonorum; und daneben werden Strafen und Verfahren sowohl gegen 
die entwichenen Colonen, als gegen diejenigen bestimmt, die sie aul- 
nehmen. Es ist also in dieser ersten Bestimmung nur v<m freien 
Colonen die Bede, denn einmal verstand es sich von Sdavencolonen 
ohitöhin, dass sie nicht willkürlich ihre Heimath verlassen durften, und 
dann sind auch die in Rede stehenden Colonen nicht m^r dem tri- 
butarischen N^us unterworfen, d. h. brauchen nicht mehr von ihren 
Herren versteuert zu werden, sind also auch aus diesem Grunde für 
frae zu halten. Zweitens wird die Strafe bestimmt, (fie den trifiib, 
der einen Sclaven (iäervum) aufnimmt. Natürlich ist nur der ge- 
wöhnliche Ackerbausclave gemeint, der 4 Jahre früher ebenfalls ah 
die Scholle gebunden worden war. Drittens wird gesagt: In liber- 
tis etiam, quos pari nsurpätione susceperit, is modus Sit, quem circa 
liberos colonos duximus retinendum. Offenbar können nur freigelassene 
L a n d b a u sclaven, sowohl Sclaven c o 1 o n e n als gewöhnliche Outssclaven, 
gemeint sein. Aber deshalb bezeugt auch diese Stelle wörtlich: ein- 
mal, dass trotzdem, dass die Landbausclaven aller Classen gesetzlich 
an die Scholle gebunden worden, doch noch Freilassungen gestatte 
waren, zweitens, dass diese Freilassungen die Gebundenheit an die 
Scholle nicht aufheben, denn die Freigelassenen sollen ja auf denselben 
Fuss, wie die libm coloni in dem ersten Theil des ßescripts, gestellt 
sein, d. h., nicht die Befugniss haben, die Scholle zu verlassen. -^ 
Erwägt man, dass dies Rescript nur wenige Jahre, nachdem die Scla- 
vencolonen und die gewöhnliche Gutssdaven an die Scholle gebunden 

wohnliche hatte von selbst die entsprechende Wirkung. .Auch der Einwand Sa- 
Tigny's — a. a. 0. S. 60 — - dass „alle diese Dinge zu dem jus publicum, quod 
priTatorom pactio mutari non potest^ gehörten", fUlt dann fort. 



1 
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worden, eEiacsen ist, so kann man sich der Annahme vuM erwehren, 
dass die freigelass^en Colonen zuerst selbst der Ueberzeugimg gewesen 
waren, dass mit ihrer Freilassang auch die Gebundenheit an das Grund- 
stttck aufgehört habe, dass deshalb bei den Kaisem angefragt wurde, 
diese aber in diesem Bescript dahin entschieden, dass dies nicht der 
Fall sei, smdem dass freigelassene Agricolen doch immer an die Scholle 
gebunden blieben. — 

Eine zweite überzeugende Stelle, schon aus der Zeit Justinian's, 
ist 1. 21 G. J. 11 , 47. Es handelt sich hier um d^ Stand resp. die 
Zugehörigkeit der Nachkommenschaft aus emer Verbindung von Ad- 
scriptitierinnen und Freien, von Adscriptitierinnen und Sciaven und 
von Adscriptitiern und Selavinnen; femer, welcher Stand sdilechter sei, 
der adscripticische oder der sdavische. Für den ersten i&acr drei FäHe 
wird v^(»rdnet, dass die Nachkommenschaft adscripticisch sem. solle; 
in den beiden andern ^ dass sie der Mutter folgen solle, diese möge 
Sclayin oder Adscriptitjierin sein. „Quae enim difTerentia inter servös 
et adscriptitios intelligatur, cum uterque in domini sui positus 
Sit potestate et possit servum cum peculio manumittere et ad- 
scriptitium cum terra dominio suo expellere?" Zurörderst 
kann durch nichts deutlicher gesagt werden, dass auch der Adscriptiüer 
sdavischen Standes sei^ als dadurch, dass jed^^ von beiden, Adscripti- 
tter und Sdave , sich in potestate domini sui befände — was ja der 
technische Ausdruck fftr die Herragewalt über flen Sdaven ist, — und 
dass deriialb kein unterschied im Stande beider existire. Dies war 
denn auch der Grund, weshalb obige beide Fälle nach gleichöi Gmnd- 
Bätzen entschieden wurden: der Stand der Mutter, sie mochte Adscrip- 
titierin oder Sclavin sein, war derselbe. Als weiterer Gmnd, dass kein 
Unterschied sei, wird dann nodi angeführt: „den Sclayen könne ja 
auch der Herr mit seinem Peculium manumittiren , den Adscriptitier 
könne er aus seinem Sclavenhermredit (dominio suo) cum terra d. h. 
an die Scholle gebunden entlassen''. Dass hier dominio suo expellere 
dasselbe Aufhören des Herrarechts bedeuten soll, was dort manumittere, 
geht aus dem ganzen Zusammenhang hervor. Das Gesetz gebraucht 
nur einen andern Ausdmck, weil die Manumission des Adscriptitier 
jetzt nicht mehr die Wirkung hatte, dass der Freigelassene sich seine 
Lebensbeschäftigung frei wählen konnte, sondern nur, dass das Eigen- 
thumsrecht des Herrn über seine Person aufhörte, er selbst aber cum 
terra verbunden blieb. Dies cum terra kann aber wieder nur so, wie 
hier geschehen, gedeutet werden, denn es ist nicht anzunehmen, dass 
auch zugleich das Grundstück aus dem dominio entlassen wurde. — 
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Also zudk in dieser BtdUe wird ätfödrücklich einer EnÜassong aus dem 
Herrenrecht bei fortdauernder Gebundenheit an die Scholle, d. h. einer 
so bedingten Freilassung nur unter einem andern Ausdruck als manu- 
missio, erwähnt**). 

Die dritte hierher gehörige Stelle ist endlich 1. 23 p. C. J. 11, 47, 
wo JustiniaA ausdrücklich die Freilassungen von adscripticischen, 
d. h. Sclavencolonen, verbietet. — Wahrscheinlich machten die 
Possessoren einen sehr ausgedehnten Gebrauch von solcher Freilassung, 
da die freien Ciolonen den Herren ebensoviel zu entrichten hatten, da- 
gegen dem Staate nicht mehr versteuert zu werden brauchten. So 
lange sich der freie^ Colonat noch als Quelle der Bekrutiruug empfahl, 
wurden solche Freilassungen sogar noch durch ausdrückliche Gesetz- 
gebung vermehrt — siehe gleich unten — als aber schon ein hinreichend 
grosser erblicher ^tamm von freien Colonen geschaffen war, musste 
der Fiscus den Ausfall in der Gapitation spüren. Genug, Justinian 
vcirordnet in jener Stelle, dass der Adscriptitier, es möditen noch so 
günstige Umstände für seine Freilassung sprechen, ebensowenig wie 
der Guriale je aas seinem Stande sollte heraustreten dürfen , indem er 
ausdrücklich hinzufügt, dass derselbe mit seiner ganzen Nach- 
kommenschaft zu diesem Stande gehören und der Versteuerung 
unterworfen bleiben (et sit suppositus una cum omni sobole sua 
hnjusmodi fortunae et capitali illationi) , und durchaus keinerlei Frei- 
gebung bei ihm stattfinden solle (nulla liberatione ei penitus compe- 
tente)**). Bis dahin also, dass Justinian die Freilassung der adscrip- 
ticisdien Colonen ein für alle Male und unter allen Umständen verbot, 
musste sie auch in der bedingten Weise, welche die beiden vorbemerk- 
ten Stellen bezeichnen, bestanden haben. 

So ist es also sowohl aus allgemeinen Gründen annehmbar, als 
' auch aus den Quellen erwiesen, dass, nachdem die Gesetzgebung 

I die Pachtrente der Sclavencolonen fixirt und deren Untrennbarkeit vom 

I 

i ": 

% 48) Wie Savigny, wegen des angeblichen Gegensatzes zwischen Adscriptitiem 

j^ und Sdayen, aus dieser Stelle schliesst, dass die Adscriptitier Freie wären, so 

^ auch G-othofred -^ Paraütl. 1. Y tit 9; — er meint, „qaod manninissio in eos 

non caderet'^ Aber es geht vielmehr daraus hervor, dass das dominio expeUere 
' in demselben Sinne wie das manumittere gebraucht ist. 

49) Dass hier liberatio zugleich auch Freilassung bedeutet und nicht blos auf 

einen £rlass in der Gapitation geht, erhellt aus dem ganzen Zusammenhang wie 

^ aus dem Anfang derSteUe: „quemadmodum in curialium conditione nemo ex tem- 

porali cursu liberatur** und „yel quacunque prolize negotiatione äiiquis 
^ sibi Tindicet libertatem". 

n. 17 
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Gute angeordnet hatte, in Folge von Freilassungen auch sofort von 
selbst der freie Colonat entstand. 

Dieser freie Colonat muss sich nun in erster Zeit den Kaisern 
empfohlen haben, denn wir sehen, dass er bald auch durch aus- 
drückliche Gesetzgebung geschaflföa wird. 

Nach 1. un. C. Th. 14, 18 wird er schon im Jahre 382 zur Sixnie 
über arbeitsfähige Bettler, die freien Standes waren, verhängt. 

Im Jahre 409, wo der freie Colonat nun schon etwa funfeig Jahre 
bestand, wird dann allerdings auch der besi^e Barbarenstamm der 
Scyren in denselben aufgenommen ö<>). 

Nach einer Verordnung von Anastasius — 1. 18 C. J. 11, 47 — 
werden alle Sclaven, die dreissig Jahre im Colonat gehalten worden, 
freie Colonen. Das Gesetz lautet: „Agricolarum alii sunt adscriptitii/ 
et eorum peculia dominis competunt, alii vero tempore annorum tri- 
ginta coloni fiunt Uberi, manentes cum rebus suis; et ii etiam cogun- 
tur terram colere et canonem praestare". - Dass hier von Sdavencokmen 
und nicht von freien Menschen, die nach 30 Jahren Colonen ^warden, 
die Rede ist,, wird sofort zur Gewissheit, wenn man Uberi, falls es 
eingeschoben werden soll, zu coloni und nicht zu manentes Gonstruirt^^). 
In dem coloni fiunt liberi liegt offenbar der Gegensatz, dass sie 
vorher servilis conditionis waren. Hierfür spricht ausserd^n das agri- 
colarum alii vero, denn nach der Titelüberschrift waren die 

agricolae entweder censiti, d. h. sclavischen Standes, oder „coloni'S 
das hiess aber , wie wir unten sehen werden , zur Zeit d^ justiniani- 
schen Compilation, schon schledithin freie Colonen. Die agricolae 
also, die erst nach 30 Jahren coloni wurden, scheinen vorher censiti 
und also keine Freie gewesen zu sein. Diese Auslegung wird ixxtcä 
I. 23 §. 1 C. J. 11, 47 bestätigt. Hier wird gefragt: Cum autem 



50) L. 3 C. Th. 5, 4, ed. Haenel. Wenn Thraden uhd-Illyrieü zu Aufiiahme 
verboten werden, so scheint das in irgend einer Weise mit den Bestimmungen der 
Titel 51 und 52 des 11. Buchs des justinianeischen Codex zusammenzuhängen. 

51) Die Juristen, ich nenne nur Cujacius und Savigny, sind freilich an- 
derer Meinung. Der Erstere stützt sich dabei auf Salrlan. de proyident. de L V, 
wo geklagt wird, dass die yon den Steuerbehörden aus dem Besitz Vertriebenen 
im Dienst der Machtigen Colonen werden und damit ihre persönliche Freiheit ver- 
lören. Er fügt hinzu : praejudiciis temporum ingenui Status homines circumvenimus. 
Dftss diese Xlage aber nicht mit dem anastasianischen Gresetz in Zusammenhang 
gebracht werden kann, geht schofi daraus hervor, dass.Salvian zwischen 440 und 
450 schrieb, Anastasius von 491 bis 518 regierte. Salvian, in dem übrigens viel 
Deklamation ist, spricht hier offenbar nur von einem fSaktischen Uebel, das er von 
den Steuerverhältnissen ableitet. 
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Anastasiäna lex h o m i n e s , qui per triginta annos colonaria d e t e n t i 
sunt conditione voluerit Hb eres quidem permänere, — ob doch auch 
deren Kinder, obgleich sie noch nicht 30 Jahre auf den Grundstücken 
gewesen, deberent colonariae esse conditionis (d. h. hier freie Cdonen 
sein sollten) oder blos der Vater nach 30 Jahren, — und diese Frage 
dahin entschieden, das3 solche Kinder auch schon ohne die 30 Jahre 
freie Colonen (liberos) sein sollten und nulla deteriore conditione 
praegravari. Hier deutet nun erstens das homines auf Sclaven, dann 
ohne weitern Beisatz wird dieser Ausdruck in den Bechtsquellen in der 
Regel für Sclaven gebraucht*^); ferner das detenti sunt, auf einen 
obern Willen, der zur Colonatsbeschäftigung bestimmt hat; vor Allem 
aber ist hier die Entscheidung massgebend, dass die Kinder auch ohne 
die 30 Jahre frei und nicht schlechtere, d. h. sclavischen Standes sein 
sollten, denn wären die Eltern Freie gewesen, so hätte wohl darüber 
ein Zweifel auftauchen können, ob die Kinder vor Ablauf der 30 Jahre 
nicht völlig frei, aber doch nicht darüber, ob sie noch geringeren 
Standes als Colonen sein sollten. — Endlich ist diese Auslegung dem 
Geiste der damaligen Gesetzgebung conformer, die, wenn auch der 
ganze Gesellschaftszustand nach unsern BegriflTen unfrei war, doch ent- 
schieden die untersten Classen begünstigte. Cum scimus nostra jura 
noUe praejudicium generare cuiquam circa conditionem, sagt Justinian 
1. 22 1. c. und will im Interesse des freien Colonats den Beweis für 
den adscripticischen Colonat ef seh wert haben. Wie kann man also 
glauben, dass die Gesetzgebung selbst eine Verjährung der vollen 
bürgerlichen Freiheit in die doch unbeschränkte Freiheit des Colonats 
angeordnet habe? — 

Endlich wird durch Nov. 162 noch der freie Colonat für Kinder 
von adscripticischen Vätern und freien Müttern bestimmt**). 



52) So fast immer in den drei Digest^bfichem de legatis et fideicommiwi; 
ferner in dem Digestentitel de operis servorum; aach L 12 §. 2 D. 93, 7, L 38 
D. 19, 1. Besonders ist L 37 D. 30, 1 bemerkenswert]!, wo gesagt ist, »yl^gato 
generaliti^ relicto, veluti hominis*', so sei weder der beste, noch der sehlechtest« 
Sclave gemeint Wäre homo nicht gerade für Sclave gebräaehlich gewesen, jso 
würde das Legat ungültig gewesen sein. 

53) Nach den Titehi 50, 51 und 52 des 11. Buchs des Just Cod. möchte 
Mancher glauben , der freie Colonat sei auch für ganze Provinzen 4arch besondere 
Gesetze eingeführt worden. Indessen Tit. 52 ist, wie bereits oben nachgewiesen, 
höchst wahrscheinlich ein Rescript, das nur gelegentlich gewisser in der Provinz 
Illyrien entstandener Zweifel hinsichtlich des durch Freilairaung entstandenen 
freien Colonats erging. Dasselbe scheint für eine andere Provinz mit Tit 50 der 
der Fall gewesen zu sein. Anders freiUch mit Tit. 51 über die ihradischen Col<b 

17* 



^ I 



264 Rodbertuf, 

So Ist denn nach der Entstehung des an die SchoDe gebundenen 
Sdavenoolonats aach die des an die Scholle gebundenen freioi Golonats 
nachgewiesen und sind die wichtigsten betreffenden Stelloi d^ Codex 
in Uebereinstinunung mit der Existenz solchen doppelten Colonats ge- 
funden und nach allen Seiten erklart. 

Ich habe schon oben gezeigt, wie genau die Sprache des jnsti- 
nianeischen €odex immer diese beiden CJolonendassen unterscheidet, wo 
es eben auf die Unterscheidung ankommt. Ist nur eine von beiden 
gemeint, so wird diese immer unzweideutig bezeichnet. So L. 13 L c., 
wo, utroque yel neutro parente censito, der Stand der Nachkommen* 
Schaft zwischen Colonen und Inquflinen bestimmt wird^); L. 2 C. J. 



nen. Diese lex tr&gt gewiss nicM den ChArakter eiaes Bescripts an sicIl Aber 
wenn ne ancli offenbar ein Gesetz ist, das em neues Verli&ltniss begrOndet, so 
scheint es doch eben so gewiss zu sein, dass sie nidit den norauJen freien Colo- 
nat yerändert Die Kaiser Theodosianns und Yalentinian 'bestinunen hier nfimlich: 
Per aniyersam dioecesim Thradanim snblato in perpetanm hnmanae capitatioms 
censa, jugatio tantom terrena solrator, d. h. fortan soU von aUen thradschen 
Colonen nicht mehr die Kapitalsteuer, sondern Yon den betreffenden Lftnderden 
nur noch die Grundsteuer bezahlt werden. Dann wird fortge&hren: Obwohl nun 
dieselben ans dem tributario nexu befreit w&ren, so soUten sie doch originario 
jure gehalten bleiben „et licet conditione Yideantnr ingenui, send tarnen terrae 
ipsins cui nati sunt ezistimentar''. Hier ist also offenbar TOn solchen Colonen die 
Sede^ die.bisher von ihren Herren rersteuert werden mussten, also SdaTencolonen 
waren. Diese Ya^teuevnng soU jetzt aufhören. Aber es wird hiozngef&gt, sie 
wftren nur scheinbar frei (conditione videantur ingenui). Die Heiren sollen deduüb, 
nach wie yor, nicht blos die patroni soUidtudo, sondern auch die domini po- 
testas tLber sie üben dürfen, und wenn sie sich entfernten, sollten sie mit ihrem 
peculium restituirt werden müssen. AHein die freien Colonen schienen nicht 
blos ihrem Status nach frei, sondern waren es; über sie hatte der Grundherr nur 
die patroni sollicitudo, aber nicht mehr die domini potestas; sie besassen auch 
nicht mehr ein blosses* Peculium, sondern waren eigenthumsfähig. Dies Gesetz 
bezweckt also mehr eine Steuererleichterung der Possessoren, als eine Anordnung 
flbor den ColonaiL Der Gnmd dieser Massregel lag wahrscheinlich darin, dass die 
thracischen Provinzen besonders stark den Einfällen der Barbaren ausgesetzt waren, 
und man den Possessoren eine Yergtbistigmig gewähren wollte. Deshalb gab man 
auch den ans dem tributario nexu entlassenen Colonen zu yerstehen, sie sollten 
^ sich mebt f&r wirklich frei halten, und reservirte den Herren ausdrüdküch die do- 
minica potestas und das Recht auf das Peculium. 

54) DieseSteUehättSavigny — a. a. 0. S. 8 Anm.3 -— „am zweifelhaftesten''. 
Sie ist aber bei der hier vorgetragenen Ansicht durchaus klar. Es wird hinsicht- 
lich der Ejnder ans einer Verbindung zwischen Colonen und Inquilinen bestimmt: 
„suscepti liberi, rel utroque vel neutro parente censito, statum patemae 
eonditionis agnoscanf'. Es liegen also die beiden FäUe vor, wo entweder beide 
iätem censirt, d. h. sclarischen Standes, oder beide nicht censirt, d. h. freien, 
Standes waren. In jedem dieser Fälle sollten die Kinder werden, was der Vater 
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11, 49, WO nur von Sdavencolonen die Rede ist und diese deshalb 
coloni censibus duntaxat ad>scripti genannt werden. Wo beide 
Glassen zugleich getroffen werden seilen, genügt demt auch wieder ein 
Ausdruck, der sie beide umfasst. So. L. & D. 11, 47 über die Natural* 
pacht, wo allgemein domini praediorum genannt werden; L. 6 1. c, 
wo sine conditiouis discrimine die flüchtigen Ciolonen in ihre Heimath 
zurückgebracht werdBi sollen; L. 7 1. c, wo auf die originarios ^all- 
gemein Bezug genommen wird. — Kurz, bis zu Justinian ist der* Sprach- 
gebrauch distinct und lässt in keiner 8telle einen Zweifd aufkommen. 

Allein, nachdem von Justinian die Fr^lassungen adscripticischer 
Colonen untersagt worden und der freie Golonat nur noch seinen Zu- 
wachs durch Abstammung erhält, durch Strafe, Erwerbung in Folge 
dreissigjähriger Beschäftigung, die Verbindong freier Mütter mit Ad- 
scriptitiem und ausdrückliche Au&ahme von Barbaren in dies Verhält- 
niss, von da ab ändert sich der Sprachgebrauch. Der Aulsdruck coloni 
sddechthin geht jetzt nur mehr auf die freien Colonen allein über, 
während die sdavisdten Colonen entweder Adscriptitier schledithin 
oder auch coloni censiti heissen. So Nov. 17 c. 14 und nov. 162, wie 
in den Ueberschriften der Titel De agricolis, et censitis et colonis, und 
In quibus causis coloni censiti. — ^- 

Man wird sich jetzt überzeugt haben, dass das Institut des spätem 
Colonats, im Sinne des bekannten Codextitete, nur das allgemeine Re- 
sultat der agrarischen Gesetzgebung des 4. Jahrhunderts und diese nur 
ein Theil des seit Diocletian veränderten politischen Systems war, das 
zu der schon mit dem Beginn des Cäsarenreichs eingetretenen politt- 
schen Unfreiheit nun auch noch die bürgerliche Unfreiheit übar die 
Possessoren verhängte. In der That, Eingriff in die Freiheit des Eigen- 
thums und Vernichtung des Freihandels , der bis dahin das gemeine 
Recht des römischen Reichs gebildet hatte, ist der Charakter dieses 
Systems. Und der Eingriff, den sich jene agrarische Gesetzgebung er- 
laubte, mochte nicht zum geringsten Maasse empftmden werden. Waren 
doch die Sclaven , über welche den Possessoren die freie Disposition 

war. War er Colone, wurden sie Colonen; war er Inquiline, wurden sie laqui- 
linen. Motivirt wird diese Bestimmung, weil zwischen Colonen und In(5[uilinen in 
Bezug auf den Siand^— wean sie niämlich beide entweder ftclavisch oder frei 
waten — kaum ein üntersdiied sei, wenn sie auch Tersciuedene Niamen f&hrten« 
Anders was natürlich der Fall, wenn der eine ein unoenairter oder freier, der 
andere ein censirter oder sclaidscher Colone oder Inquiline war. Dieser FaU. wird 
in dem vorliegenden Gesetz nicht entschieden. In Bezug auf den Domanialhöiigen 
wurde et es speciell durch 1. 1 C. J. 11, 68. — Auch Cujacius versteht die 
Stelle, wie ich sie audege. 
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entzogen worden, der werthvoUste BestandÜieil des antiken Kapitals! 
Allein mitunter wird der Eingriff in das Eigenthumsrecht der einen 
Classe dem Personenrecht einer andern Classe nützlich. Wenn die 
Kaiser von langer Hand her die Absicht gehabt hätten, planmassig, 
ohne die Gesellschaft in Convülsionen zu stürzen, die Aufhebung der 
Sclaverei einzuleiten und für die arbeitende Bevölkerung eine Vor- 
schule der Freiheit zu gründen, so würden sie vernünftiger Weise keine 
andern Massr^eln haben treffen können, als sie im Laufe von etwas 
über einem halben Jahrhundert, vielleicht ohne Vorbedacht jenes ausser- 
ordentlichen Ziels, in ihrer agrarischen Gesetzgebung wirklich au ein- 
ander reihten. Ich lese in der Augsb. AUg. Zeit in einem Schreiben 
aus New -York vom 28. September 1860 — Beil. Nr. 295 — : „Ehe 
man im Süden daran kommen wird, die einleitenden Massr^eln zur 
Aufhebung der Sdaverei zu treffen, d. h. zunächst die Trennung 
der Familien beim Verkauf zu verbieten, dann die Sclaven 
an die Scholle. zu fesseln, dann in Hörige zu verwandeln, 
die ein bestimmtes Maass von Arbeit zu leisten haben, 
dann das ganze Leibeigenschaftsverhältniss in blossen 
Frohndienst zu verwandeln und endlich diesen abzulösen 
— ehe man an alle diese Massregeln denken kann, durch welche die 
Neger nicht blos auf dem Papier für frei erklärt, sondern zum bewussten 
Gebrauch menschlicher Freiheit befähigt werden sollen^ müssen erst die 
nicht sclavenhaltenden Weissen von dem auf ihnen lastenden Druck 
der Junkerherrschaft erlöst, muss namentlich erst die Press- und Kode- 
freibeit, die gegenwärtig in den Sdavenstaaten ebensowenig besteht, 
wie sie unter den Bourbonen in Neapel bestand, gewährleistet werden'^ 
In der Tbat, der Cörrespondent hat einen tiefen Blick in die 
sociale Entwickelung gethan. Vor fünfzehnhundert Jahren operirte 
so die Weltgeschichte. 



Ich erlaube mir, noch einen flüchtigen culturhistorischen Bückhlick 
auf den behandelten Gegenstand zu werfen. 

In unsem modernen Staaten herrscht der Gegensate von Stadt 
und Land, obwohl der „Freihandel" schon geraume Zeit an deren 
Scheidewand nagt. Das „platte Land'' gehört immer noch den Einen 
und die städtischen Besitzthümer den Andern, und die Grundbesitzer 
— Gutsbesitzer und Bauern — bilden eine andere sociale Classe als 
die sogenannten Kapitalisten oder diejenigen Besitzer des beweglichen 
Nationalvermögens, die man, jenachdem ihnen das Fabrikations- oder 
das Handelskapital gehört, entweder Handwerker und Fabrikanten oder 
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Kaitfleute Bennt, und die fast alle in den Städten wohnen. --^ Eadlioh 
sind die Arbeiter in ^dt und Land frei und sdbstftBdig. 

Sieht man genauer zu, so wird man finden, dass es das freie 
Spiel lediglich dieser Gregensätze ist — das Leb^, das sich aus ihrem 
Kampf entwickelt — das zum allergrössten Tbeil den Stoff für die 
Disciplin abgiebt, die wir heute Yolkswirthschaft nennen. 

Im Alterthum • und noch in Rom, war der ^Zustand ein >anderer. 

Damals esci^irte nicht der beutle Gegensatz von Stadt und 
LMd^^), denn der ihm zu Grunde liegende Gegensatz der. Besltzver-* 
hältnisise existirte nicht. Das platte Land und d«s städtische. Haus, 
die Villa und die domus, gehörten noch, ein und. derselben Besitzer^ 
classe. Diese besass Grund und Boden und Eabrikationskapital zu^ 
sammen, und nur erst das Handelskapital hatte sich im Laufe der 
Zdt aä einen besöndem Stand abgezweigt, der den possessores schlecht- 
hin — * diesen damaligen Grund- und Fabrikbesitzern in Einer Person — 
als negotiatores od» mercatores entgegengestellt ward**). — Femer 
waren die Arbeiter in Stadt und Land Sclaven, und gehörten, weil 
eben Stadt und Land noch nicht an zwei verschiedene Besitzerclassen 

55) Rusticum und urbanum werden zwar bei vielen Dingen unterschieden, aber 
in der Regel nicht einmal loco, sondern nur genere (1. 166 I>. 50, 16), und nicht 
in Bezug auf einen sdion subjectiv gesdiiedenen B^GOtz, höchstens auf . die 
Leben anweise, wie bei Yar. d. r. r. III ^ 1. Aber dabei wM dann gerade ge- 
klagt, dass dieselben Römer die rusticale Lebensweise hintansetzten und sich 
nur noch der urbanen hingäben, indem, wenn sie früher nur ihr Absteigequartier 
in der Stadt gehabt, ihre Hauptzeit aber der Bewirthschaftung ihrer Güter ge- 
widmet hätten, sie jetzt vielmehr den städtischen Freuden lebten und auf deiri 
Lande nur ihre müssiggängerische ViBeggiatur hielten. 

56) V^esn ßavigny in Beiner Abhandlung über 4ie röndache gt^erverfas^mig« 
Yem. Schriften II S* 75 ff. sagt, diese possessores sind nichts Anderes als die 
Grundeigenthümer , so ist diese Begriffsbestimmung wenigstens nicht erschöpfend; 
und wenn Hegel, Geschichte der Städtever£ von Italien I S. 71 meint, die auf 
das Handelseinkommen, den Erwerb aus jenem schon abgezweigten Kapital, gelegte 
Lustralcollation habe in den negotiatores „aUe Oewerbtr^enden^ im weitem ^nae^ 
getroffen, und also nidit blos die „^ufleute^S sondern auch die „GeirerbIreibeddMi"« 
diese in uns^em heutigen den Grundbesitzern gegensätzlichen Sinne, begrif- 
fen, so ist dieser Zusatz ebenfalls geeignet, die Grun^agen des antiken Yerkehn 
zu entsteUen. Wenn die meisten Classen der artifices — die verschiedenen Gat- 
tungen der fabri und textores — nachweislich bis in die späteste Zeit Roms Sclaven 
der Possessoren waren, die sie theils auf der villa theüs in der domus hieltes 
and beschäftigten, so ergiebt sich daraus die einfache Tolkswiithschaftliche Oon< 
Sequenz, dass Grundbesitz und deijenige Eapitalbesitz, der im heutigen Fabri-» 
kationskapital steckt, noch ungeschieden bei ein und derselben Besitzerciasse zu- 
sammenffelen. Dies allein ist der Grund, weshalb es im Alterthum nicht den so- 
cialen und politiBchen Gegensatz von Stadt und Land gab. 
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aosemandergefallen waren, meistentheils jener einen Posse8S<n:encla8se, 
in deren Besitz sie als lebendige Sachen mit dem übrigen todten Be- 
sitz aufgingen, allein. 

Natürlich schwindet mit diesen Gegensätzen auch deren lebendiges 
volkswirthschaftliches Getriebe, und weil gerade dieses den Hauptinhalt 
unserer heutigen Nationalökonomie ausmacht, so ist auch der Mangel 
jener Gegensätze allein der Grund, weshalb die Alten diese Disciplin 
gar nicht besassen. Sie konnten sie nicht haben, weil grOsstentheils 
der Stoff dazu feUte, und weil, was von diesem übrig blieb, ange^ 
messener entweder in einer blossen Oekonomie, die dadurch auch einen 
viel grösseren umfang erhielt, oder in einer besonderen Ohrematistik, 
wie Aristoteles im ersten Buch seiner Politik will, einer Art 
blosser Gelderwerbswissenschaft, untergebracht ward. 

Fasst man die sociale Verschiedenheit dieser beiden Zustände, des 
unserigen und des damaligen, genau ins Auge, und fragt man nach 
dem Verlauf der Entwickelung, die aus jenem in diesen führte, da 
doch, in ununterbrochener geschichtlicher Folge, der uuserige auf dem 
Boden des damaligen erwachsen ist, so kann man diese ganze Frage 
in die eine Formel zusammendrängen : Wie kamen die domus und 
die Villa an verschiedene Besitzer und wie wurden die 
dort und die hier beschäftigten Arbeiter frei? 

Nun: Ein Theil der Antwort auf diese socialgesehichüiche Frage 
liegt in dem eben von mir behandelten Gegenstande. Adscriptitierthum 
und Colonat bilden den geschichtlichen Keim eines jener spätem 
Gegensätze, sind die älteste Wurzelfaser unseres besonderen Grund- 
besitz er Standes. Die des andern, nämlich unseres besondem Hand- 
werker- und Fabrikantenstandes, dürfte bei gründlicher Untersuchung 
in den „coUegiis tenuiorum" (1. 1 D. 47, 22) zu finden sein, die haupt- 
sächlich in den Städten bestanden, vorzugsweise die Arbeiter gleichen 
Gewerks, auch Sclaven, verbanden, und dann in den späteren „Fami- 
lien" der Bischöfe bedeutenderer Städte einen schwachen Leb^isfunken 
conservirten, der erst um die Zeit der sächsischen und salischen Kaiser 
zu einer anderen und höheren, den ganzen socialen Zustand erwärmen- 
den Flamme aufschlug. — 

Die Keime der socialen Lebensbildungen stellen sich in ihrem Ur- 
sprünge nicht minder klein und unkenntlich dar, als die der physischen, 
und immer sind es Zwang und Zucht gewesen, die an ihrer Wi^e 
gestanden. 
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I. 

Avfliebaiiir der ir^fletellehen Beflchränkanffen des SEInsfiuise« 
In ^'ranUnrt a« M. and im Kdntinreleli Sfaehsen. 

Seitdem in GrossbritaiiDien durch das GeseU vom 10. Anguat 1854 auch 
für kleine Darlehen unter 10 L. St. jede Zinsbeschrankang aufgehoben ist, 
hat in Europa die wiaaenschaftliche Strömung gegen die hergebrachten Wucher- 
gesetze auch in den Gesetsgebungen Europa's immer mehr Anerkennung und 
Ausdruck gefunden. 

Am 5. Juni 1857 hob Sardinien und am 29. December desselben 
Jahres Holland jede Zinsbeschrankung auf, und in Deutschland folgten bald 
darauf Oldenburg mit dem Gesetz vom 18. Juni 1858, Bremen mit dem 
Gesetz Tom 27. December 1858 und Coburg mit dem Gesetz Yom 10. Februar 
1860. Hierauf beschränkte bekanntlich das deutsche Handelsgesetzbuch die in 
den einzeinen deutschen Staaten noch bestehenden Wuchergesetze durch die 
%%. 292 und 293, in denen es heisst: 

,,Bei Handelsgeschäften können Zinsen zu sechs vom Hundert jährlich be- 
dungen werden; höhere Zinsen zu bedingen ist nur insofern zulässig, als die 
Landesgesetze solches gestatten. 

Bei Darlehen, welche ein Kaufmann empfängt und bei Schulden einea 
Kaufmanns aus seinen Handelsgeechäften können auch höhere Zinsen jus sech« 
Tom Hundert jährlich bedungen werden/^ 

„Die Zinsen können bei Handelsgeschäften in ihrem Gesammtbetrege das 
Kapital übersteigen.'^ 

Neuerdings ist in Frankfurt a. M. durch Gesetz Tom 4. Februar 1864 
jede Zinsbeschränkung aufgehoben worden und im Königreich Sachsen hat die 
Staatsregierung der gegenwärtig versammelten Ständeversammlung einen Gesetz- 
entwurf behufs Aufhebung der Zinsbeschränkungen vorgelegt. 

Indem wir uns die Hittheilung des letzteren vorbehalten, sobald er von 
den Ständen genehmigt und als Gesetz publicirt ist, lassen wir hier vorläufig 
das frankfurter Gesetz folgen. Dasselbe lautet: 
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§. 1. 

Die gesetzlichen Beschränkungen deB Tertragsmassigen Zinafnsses sind 
aufgehoben. 

§. 2. 
Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, insbesondere ^uch der Verzugszinsen 
ist Sechs vom Hundert jährlich. 

§. 3. 
Besteht für eine Forderung ein festbestimmtes Zahlungsziel, so ist der 
Gläubiger berechtigt, auch ohne Verabredung oder Mahnung Verzugszinsen vom 
Tage der Fälligkeit an zu fordern. • 

Die Bestimmungen des Art. 291 des Handelsgesetzbuches, dass 

1) derjenige, welchem bei dem Rcchnungsabschluss ein Ueberschusa gebfihrt, 
▼on dem ganzen Betrag desselben, auch von den darin begriffenen Zinsen, 
seit dem Tage des Abschlusses Zinsen zu fordern berechtigt ist, und 

2) der Rcchnungsabschluss jährlich einmal erfolgt, sofern nicht ein Anderes 
vereinbart worden, 

finden überall Anwendung, wo zwischen den Betbeiligten eine. laufende Recboung 
(Contocorrent) besteht. 

§. 5. 
Zinsen von rückständigen Zinsen sind ausser dem in §. 4 Torgesehcnen 
Falle nur zu entrichten: 

n. wenn solche bedungen sind, 

b. im Rechtsstreite aüis den eingeklagten Zinsen vom Tage der Klagebe- 
händigung an, und zwar in dem Fall unter a. nach dem Tertragsmassigen, 
in dem Fall unter 6. nach dem gesetzlichen Zinsfusa, letzteres auch 
dann, wenn ein niedrigerer Zinsfoss bedungen sein sollte. 

§.6. 

Die Zinsen können in ihrem Gesammtbetrag das Kapital überstellen. 

§7. 

Die Forderungen wegen der Rückstände an Zinsen und Zinseszinsan 
▼erjähren mit Ablauf von fünf Jahren. Der Lauf der Verjährungsfrist be- 
ginnt mit Ablauf des auf den festgesetzten Zahlungstag folgenden 31. Decimbier, 
und wenn ein Zahlungstag nicht besonders festgesetzt ist, mit dem Ablauf dea 
31. Decetnber desjenigen Jahres, in welchem die Forderung entstanden ist. 
Für Zinsenfbrderungen, welche zur Zeit der Publikation dieses Gesetzes bereits 
fallig waren, ist die Verjährungsfrist von dtm Ablauf dea 31. December 1864 
an zu berechnen. Würde jedoch die Verfährung nach den bisherigen Gesetzen 
schon früher vollendet sein, so behält es bei diesen sein Bewenden. 
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VI. 
Die neuesten Arbeiten über württemberi^Uiclfte Statistik. 

1) WitrUembergischo Jahrbücher, Jahrgang 1860 , 1861 and 1862; 
daraus sind an grösseren systematischen Abhandlangen hervorzaheben : 

a. UntersnchuDgen über die Vertheilong des landwirthschaftlich benutzten 

Grundeigenlhums in Württemberg. 1860. Heft 2 S. 1-^63^ 
^* Statistik eines altwürttembergischen Dorfes Tor 70 Jahren und jetzt. 

Das. S. 95—203. 
e. Die Ergiibnisse der württembergischen FinanzTerwaltung in den Jahren 

1851/60. von Finanzassessor Riecke. 1861. Heft 2. 
d. Die Ergebnisse der 1861 in Württemberg stattgehabten Gewerbeaufnahme 

▼on Dr. Schmoll er. 1862. Heft 2. 

2) Die Darstellung und Verarbeitung der Gespinnste und die Papier- 
fabrikation im Königreich Württemberg von Prof. Dr. Hahrlen. Stutt- 
gart 1861. 

3) Das Königreich Württemberg, eine Beschreibung von Land, Volk und 
Staat, herausgegeben von dem k. statistisch -topographischen Bureau. Slult- 
gATt 1.863. Verlag von Wilhelm Ni^tzschke. 

Nachdem die württembergischen Jahrbücher, das Organ der offiziellen 
Statistik in Württemberg, in den letzten Jshren des vergangenen Jahrzehnts 
bis zu dem geringsten möglichen Niveau herabgesunken waren und ausser den 
jährlich gleichmässig wiederkehrenden Zahlennotizen über Erndte, Viehstand, 
Weinbau, Fruchtprrise , Bevölkerung u. s. w. beinahe nur noch geschichüiche 
und antiquarische Aufsatze von theilweise sebi geringem Werthe geUelert hatten^ 
haben dieselben mit dem Jahrgang 1860 einen neuen Aufschwung genommen^ 
und wir irren wohl nicht, wenn wir die Ursache dieser Erscheinung in der 
Veränderung der Direktion suchen, welche mit dieser Zeit in die ffiwde des 
zurückgetretenen Chef des Cultus - Departements , Staatsrath Dr. Gustav 
Rümelin, überging. 

Und nicht imr die Jahrbücher haben durch bedeutendere, werthvoU» 
atatisiische Arbeiten den früheren Namen des württembsrgischeil atatistischen 
Bureaus wieder hergestellt, aoeh grossere Verdienste hat sich dasselbe durcb 
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die Tor einigen Monaten erschienene Besclireibang von Wfirttemberg erworben, 
die ein unendliches Material, in einem Bande ?on 64 Bogen zusammenfassend, 
wirklich als ein Meisterwerk in der Gattung derartiger sta'tistischer Landes- 
beschreibungen bezeichnet werden darf. Die Veranlassung dazu gab die in 
dritter Ausgabe 1841 erschienene Beschreibung Württembergs Yon Memminge r, 
welche als statistisches Quellenwerk noch heute geschätzt ist, den Bedurfnissen 
der Gegenwart aber unmöglich mehr entsprechen. kann, wie die neue Beschrei- 
bung am besten zeigt, welche, in beinahe doppelt so starkem Umfange, die 
frühere ihrem Gehalt, ihrer Ausarbeitung, ihrer Form, kurz ihrem Werthe in 
jeder Beziehung nach weit übertrifft. Eine Reihe wärttembergischer Gelehrter 
entschlossen sich zur Betheiligung auf Veranlassung von Staatsrath Rumelin 
und Finanzrath Zell er, welche nicht nur die ganze Arbeit in Anregung 
brachten, sondern auch die Redaction und Zusammenarbeitung übernahmen. 

Es ist speciell die grosse Bedeutung dieses Werks, welche den Referenten 
au einer eingehenderen Besprechung veranlasst; da aber nach dem Plane der 
Jahrbucher zusammengehörige, neuere Erscheinungen der Litteratur stets auch 
zusammen besprochen werden sollen, so glaubt er auch auf die andern ge- 
nannten Arbeiten mit wenigen Worten hinweisen zu sollen. Sie verhalten sich 
wie Vorarbeiten zu der umfassenden Beschreibung, wie diese sich auch theil- 
weise auf sie gründet. 

Gleich die erste der genannten Abhandlungen über die Vertheilung des 
Grundeigenthums in Württemberg werden wir unten bei dem betreffenden Ka- 
pitel des Hauptwerks zu erwähnen haben. Die zweite, nämlich die Statistik 
eines altwürttembergischen Dorfes vor 70 Jahren und heute, stammt wie die 
ubU von Rümelin; sie ist reich an überraschenden, interessanten Resultaten, 
gerade weil sie Vergleichungen bis in's kleinste Detail erlaubt. Ihre Entstehung 
verdankt sie einem auf der Bibliothek des statistischen Bureaus befindlichen 
Manuscripte, das eine sehr eingehende statistische Beschreibung des Dorfes 
Kornwestheim aus dem Jahre 1787 aus glaubwürdiger, competenter Feder ent- 
hält. Die Abhandlung muss den Historiker ebenso anziehen, wie den National- 
ökonomen. Es hat einen eigenthümlichen Reiz und wird nicht leicht anderswo 
durch ein ähnliches, zuföllig gegebenes Material möglich sein,, so an einem 
einzigen kleinen, aber in der Hauptsache in sich unverändert gebliebenen Punkte 
nachzuweisen, welche Veränderungen diese letzten 70 Jahre in allen ukonomischen 
und social - politischen Verhältnissen gebracht haben. Es ist ein statistisches 
Genrebild, eine nationalökonomische Idylle, die der Leser nicht ohne grosse 
Befriedigung und Belohnung aus der Hand legen wird. Die wichtigsten Frage« 
der Nationslokonomie finden hier Belege und Thatsachen zu weiterer Verwerthung, 
die mit feiner Hand geordnet und bearbeitet und überall in klaren und riditigen 
Zusammenhang mit ihren letzten Ursachen gebracht sind. Besonders eine ethische 
Nationalökonomie findet in dieser, so fern von jeder Absicht und Tendios 
geschriebenen Abhandung neue Belege, wie die letzten Ursachen ökonomischer 
Blütbe oder Verkommenheit stets in den ethischen und psychologischen Grund* 
lagen des in Frage stehenden Volkes au suchen sind. 

Die Finanzstatistik von Riecke ist mehr eine systematische Zusannen* 
Stellung von, Material, als eine bis zu den Ursachen aufsteigende, wissenschaft- 
ttcbe Abhandlung; sie begnügt sich meist, die württembergischen Finainvor- 
btitnlsse und Stenergesetze nebst ihren Resultaten auscinandenusetsen, ohne 
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▼tele Scblfisf e dcraiiB xu ziehen , Vergleldiinigen aometellen öder wlMeotfchaft- 
liehe Betrachtangen darfiber anzureihen. Ih>ch ist för manche Gegenetlnde etat« 
solche Bearbeitung aogat TorznzieMen, wenn sie auch stets etwas troclcen md 
xvm Lesen nnerquiclEUch bleibt. Bei dem vorliegenden Gegenstand irar sie dnreh 
die Hasse des Materials, wie durch die officielle Stellung des Bearbeiters go« 
boten. # Jedenfalls aber ist selbst eine solche, Weniger raisonirend gehaltene 
Bearbeitung noch der Methode vorzuziehen, die nur die nackten Zahlen mittfaeilt, 
wie es viele statistische Bureaus pflegen. Zwar ist natürlich in grösseren 
Staaten das mitzutheUende statistische Material so reich und umfassend und 
das Interesse einer sofortigen Veröffentlichung so gross, dass die Mittheilnng 
ganzer Bande reiner Zahlen nicht zu vermeiden ist. Wenn aber die statistischen 
Bureaus glauben sollten, hiermit ihre Pflicht gethan zu haben, wie es bei 
manchen den Anschein hat, so ist nicht genug hiergegen zu protestfren. Zahlen 
^ohne Mittheilung, wie sie gewonnen und wie sie bearbeitet wurden, ohne ge- 
naues Abwägen und Betrachten der gesammten thatsachlichen YerhSltnisse, auf 
welche sie sich beziehen, ohne Ordnung und Gruppirung, ohne Versuch der 
Zuruckfdhrung derselben auf die Ursachen sind beinahe werthlos« 

Die statistischen Bureaus haben die Pflicht , die Zahlen so weit zu ver- 
arbeiten, um so mehr, je weniger Privat-Gelehrte die Mittel und die Möglich- 
keit haben, es zu thun« 

SchmoUer's Bearbeitung der wiirltembergisehen Gewerbestatistik vom 
Jahre 1861 wurde in diesen Jahrbdehern bereits mit AnerkeniAing erwähnt 
und wir haben sie daher nur der Vollständtgkeit wegen mit av^eführt Sie 
sucht die Resultate hauptsächlich durch Vergleichung mit den früheren Gewerbe- 
Aufnahmen von 1835, 1852 und 1858 und mit andern deutschen Landern zu 
erläutern, sowie die betreffenden Fragen unter die richtigen wisirenschaftKehen 
Gesichtspunkte zu bringen. So werden das Proceniverhältniss der Fabrikarbeftcf 
zur Bevölkerung, das VerhäHniss vom Klein- zum Grossbetrieb, das der Gesellen- 
zahl zur Meisterzahl, der Einfluss des Maschinenwesens, die SehutzzoUfragen 
und Aehnliches an der Hand der Thatsachen besprochen. 

Die Möglichkeit der Vergleichung der G^ Werbeaufnahme von 1861 mit 
■einer von 1858 beruht auf der angeführten statistischen Privatarbeit von Prof. 
Mäbrlen über die Gespinnstindustrie von Württemberg. Wir kommen unten 
auf sie zurück und bemerken nur das Eine hier , datfa» diese Art üichtämtllcher 
Statistik, wie sie Mähr len als Secretür der Stuttgarter Handelskammer dmrch 
die Handelskammer oder durdi Privatthl^igkeit sammelt, eine sehr glfieUiche 
Ergänzung zu der eigentlichen amtlichen Statistik bildet. Zwei so ganz ver- 
schiedene Erhebungs- und Ermittelung^swege bieten eine bedeutende Garantie 
zur Vermeidung von Irrthümern. 

Doch wenden wir uns zu nnserm eigentlichen Zwecke , d. h.. zu den Be- 
merkungen über die Beschreibung Württembergs. Dem Zwecke dieser Jahr- 
bücher aber wird es angemessen sein , nur diejenigen Theik desselben etwis 
näher zu würdigen, die speciell nationalökonomisches oder statistisches Interesse 
haben; es liegt in der Natur eines solchen Sammelwerks, dass es Bruchstücke 
ans den versdiiedensten Wissenschaften enAält, die wir hier nur erwähnen. 
Diese Abschnitte sind zur Vollständigkeit unentbehrlich, aber sie sind zuglclcli 
die Ursache, dass selbst das beste Werk derart bei der Versehiedenheft der 
Bearbeitft über em Hosaikbüd nicht hittinAemmt. * 
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Da* erste Bacb entlriät ehieii Abriss der wurtiembergiiehen GeKhichte 
fett Pref. Rens chle nebet einer Bescbreibung der im Lande reiddicb ver- 
koBimenden römiecben und mittelallerlichen' Alterthumer Ten Finansratb' Pin- 
Infli Da» airbite Bnch nmfaest das Land und die Natur; mit der ^eegrajplit' 
gehen Giiederung (ebenfalls ton Reuechle) beginnend, geht eä zur geegn'osti^ 
•ehen Beschreibung (von Prof. Fraas) über und schliesst mit der Flora (von 
CaiaieiMh r. Härtens) und Fauna (?on Oberstudienrath v. Kurr) des 
Landes. 

Das dritte l^h, „das Volk^^ betitelt, ist das intereissanteste sowie das 
die frühere Beschreibung an Bereieherungen und neuen Ausführungen am meisten 
übertreffende. Es aM^rfailt in die drei flauptstficke: 
1) BeTölberungsstatistik. 
: 2) Ethnographische Verhältnisse. . 
3) Wirthschaftllcbe Verhältnisse des Volks. 

Die Ton Rümelin gegebene Berölkerungsstatistik ist die erste vollständige 
Arbeit über die Bevölkerung Württembergs, welche die sammtliehen Probleme 
der Bevölkerungsstatistik einer genauen wissenschafäichen Untersuchung unter-^ 
siebt, ineoireit das Material dazu vorhanden ist. Wir heben daraus als das 
bemerkenswertbeste und bisher nicht gehörig erkannte Resultat hervor, das« 
Württemberg, dessen Bevölkerung zu den dichteren gehört (4857 Einwohner 
auf 1 Quadratmeile) ^ eine vergletchungsweise sehr langsame Zunahme der Be- 
völkerung hat bei zahlreichen Geburten, denen eine ausserordentliche Kinder^ 
st^blichkeit und ein sehr beträchtlicher Abfluss in andere Lander gegenüber* 
steht und dass ein ganz bedeutender Rückgang der Bevölkerung in den scblimr 
men Jahren 1849/55 stattfand, der besonders auf die Gegenden fällt, wo der 
bäuerlidien Zwergwirthschaft keine entsprechende industrielle Entwickelung zur 
Seite steht. Die causale Anknüpfung der Bevölkerungsthatsachen an die Ge-^ 
schiebte der wirthscfaaftiiehen Entwickelung des Landes und an die Geschfchte 
der Preisbewegungen (S* 317), die Schlaglichter, die damit auf die Maltbbs' 
sehe Theorie fallen, gehören zum Vollendetsten dieses Abschnitts. Die Einzel-^ 
erörterungen über Geburten und Sterblichkeit, Ein- und Auswanderung, Ge- 
schlecht uiftd Alter sind in der Hauptsache nur weftere Ausführungen der an* 
gegebenen Hauptresultate ; und so bildet die traurige Thätsache, dass die 
wirttenbergische Kindersterblichkeit die grösste ist von allen europaischen 
Ländern, von welchen Beobachtungen vorliegen, eigentlich deh Kernpunkt der 
UntersuchuDg. Doch hat dieselbe wenigeitens das eine erfreulicbe Cörrelat^ darä 
in den Bezirken dieser enormen Kinderaterblidikeit im Debrigen die HortalitB 
am günstigsten Ist', den Eltern also häufig grösserer Kummer und grössere 
Kosten erspart werden, welche die Folgen des Sterbens der Kinder in höherem 
Alter wären. Dass die württembergische Auswanderung eine sehr bedeutende 
ist und besonders zu Anfang des letzten Jahrzehnts war^ ist bekannt; schwäbische 
Auswanderer sind ja eine stehende Staffage der grossen Hafenstädte geworden. 
Die Zahl derselben für die beiden letzten Decennien wird auf 200,000 geschätzt, 
darunter 160,000 Erwachsene und 120,000 Männer des kräftigsten Lebensalters 
bei einer Bevölkerung von etwas über IV2 Millionen. ' lieber die volkswirth- 
scfaaftliübe Bedeutung der Auswanderung sagt Rümelin: „Die starke Aus*- 
Wanderung in Wfirttembierg ist' unzweifelhaft ein Zeichen vorhandener socialer 
Uebel, aber darum nicht selbst' ein Uebel zu nennen. Man kann kaunPureüeln, 
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tet oImü die -AMwandenng in 4«n Jakr» iM9/54i eine nach . Jlirktra 
Jhdmifnukg 4er Berdlkeriing duitli HimgeriyplHiB und andere rerheevende 8m* 
eben eingeireten w&n.^' 

Ali EigenthAmUchkrit in Bezng anf Alter and GeecUecbt itt die aoch mit 
dem oMgen allgeaMinen Resultat aneammenhängendr, aber ancb nocb auf andere 
IlxMcfaen aar&ckznlabrende Tbalaache herTornbeben, daae, wihrend in den 
andern miUelearopaiecben Ländern gewöboltch* dae männliche Geachlecht im 
Alter bii an 15 Jahren überwiegt, dann in den Jahren der Gescbkcfatereife 
daa Gleichgewicht am meieten heryortrttt und In den epatern Jahren das weib- 
Dche Geschlecht aUmiblicb ein entschiedenes Uebargewicht erhitt, -^ dasa 
-^ sagen wir — in Württemberg das weibliche Geschlecht in allen Alters- 
dessen überwiegt, in den jüngsten und alteren «nbedeutend, in den mittleren 
am stärksten. 

- Als ein grosser Mangel der württenberglscben Statistik überhanpl kl es 
sa beieichnen, dass die i^yälkermig bisher nur nach Alterschsaen , nicht nach 
Jahrgingen aufgenommen wurde, wie denn überhaupt die württembergische 
Statistik sich zwar durch gute Bearbeitung, des einmal vorhandenen Materials, 
aber nicht gerade durch .reiche und ▼oUstindige Sammlung aller möglichen 
statistischen Thatsacben auszeichnet; doch fioU dem speciell hier genannten 
Uebelstand durch eine gegenwartig stattfindende Aufnahme, wie wir hören, 
abgeholfen werden. • 

Die VertheiluDg der BeTölkemng in die zwei Classen: arbeitstüehtig and 
arbeitsantüchtig zeigt, dsss in Württemberg 100 Erwachsene ausser sieh selbst 
42 Unmündige crnäbrcn müssen, während in Frankreich z. B. nur 36 iTn« 
mündige auf 100 Arbeitstbätige fallen. Dies deutet wieder auf den Anlauf 
zu starkem Wachstbum der Be?ölkerang durch grosse Fruchtbarkeit und auf 
die hieraus folgenden Hemmungen, Störungen und starke SterbKchkieit hin. 
Die starke Auswanderung, die gewöhnlich im ristigsten Alter slatifindel, 
hängt hiermit zusammen und verstärkt die Zahl der Arbeitsuntüchtigen noch. 
Jtümelln knüpft diese Untersuchung mit Recht an die von Engel angeregte 
IMraehtungsart an, wekhe die Kosten der heranwaeheendcn Generation gegeU'^ 
^ber ihrer späteren Lastungen berechnet, ander zeigt uns damit, welchen 
Verlast so Württemberg erlitt, indem es in den kostbarsten unter den mensch* 
liehen Gitern, in intelligenten und wohtausgebiideten Arbeitskräften des blühend'- 
sten Lebensalters ati ferne und fremde Länder Geschenke austhetlen miksstej 
nur weil ihnen die Heimath zu eng wurde und weil ee an einer richtigen 
(Oekonomie in der Führung des Gattungslebens fehlte. Und doch war, wie 
schon erwähnt, das noch immerbin unter zwei Uebeln das kleinere. 

Der Unterschied der städtischen und tindKchen Bevölkerung, der in- dem 
Abschnitt über die Vertheilong der Bevölkerung nach der Art der WehnpHtze 
besprochen isl^ zeigt in Württemberg einen fiel scbwfichern Gegensatz als 
andeiuwo« Vielfächer Gewerbebetrieb auf dem^ Lande, Landwirthschaflabelrieb 
in den kleineren Städten, Verbindung beider mit einander sind die kennzeichnen«^ 
den Merknmle des Landes; Wir möchten den Betrachtungen Rümelin's den 
Trost binzufögen: dass hierin in so mancher Hinsicht ein Glück zu sehen ist, 
freilich mehr in moralischer Beziehung. Emmitaghaus in seinem gelungenen 
Gemälde der schweizerischen VolkswirthschafI erblickt gerade in ähnlichen Ver- 
hältnissen mit Recht eine glfiekHehe Correetton für die Missstände der grossen 
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laditlrie, die ia den Crroeeetldten sahUeie Menf^en ton AAeilern nf eise« 
Punkte MUmell. Daneben fehlt freilich anch . in WArtlember; der beionderi 
Ton Wappäus in seiner ganien Bedeutung nachgewiesene Zag der modernen 
BeTöUMrong nach den grösseren Städten nicht; doch bleibt er in nissigen 
Grenzen und das Stadtleben erscheint noch nicht dem Landleben gegentber 
in dent Gegensatz, in dem es in den Landern der modernen Grossstadte auf- 
tritt — nämlich als der die Berölkerung mit Polypenarmen aniiehende, aber 
dieselbe durch die Uebel einer gesteigerten Cultur absorbirende 'Abgrund gegen- 
über dem Landleben, als dem natürlichen Untergrunde der menschlichen Ga- 
Seilschaft, der die Gattung in natürlicher Kraft und Menge in erhalten die 
Bestimmung hat; Hieran schliessen sich die Betrachtungen über den Unter- 
schied des religiösen Bekenntnisses .und endlich über den der Stände und Be- 
rufsarten, womit die BeTÖlkernngsstatistik schliesst. Bei dem zuletzt genannten 
Unterschied ist mit yielem Geschick und feiner Combination aus dem mangel- 
haften lUterial doch folgendes immerhin ziemlich sichere Resultat über die 
Yertheilung der 14- und mehijährigen männlichen BeTölkemng (586,964 Mfoner) 
nach Stand und Berufoart gewonnen. Es ergeben sich: 

1) Selbstständige Landwirthe 24,2 Proc. 

2) Gehilfen der Landwirthschaft. . 21,3 - 

3) Freie Lohn- und Handarbeiter 8,17 * 

4) Selbstständige Gewerbetreibende 17,9 - 

&) Gehilfen der Gewerbetrnbenden 20,4 - 

6) Hausdienatboten 0,85 - 

7) Angehdrige des öffentlichen Dienstes 2,98 - 

8) Miiitärmannschaft 1,5 - 

9) Freie Angehörige höherer Berufrarten 0,25 - 

10) Schüler höherer Lehranstalten 0,34 - 

11) Von Renten lebende Personen 0,68 - 

12) Erwerblose , . . . . 1,36 - 

'Was diese Untersuchungen über die Bevölkerung im Ganzen auszeichnet, 

ist die genaue, gewissenhafte Erwägung der sämmltichen möglichen inioiren- 
den Umstände und Thatsachen; es ist eine Behandlungsweise, die sich auf die 
genauste reale Kenntuiss des Volkes und Landes gründet. Und eine solche 
macht nach unserer Ansicht den alleinigoi Werth einer atatistisehen Unter- 
suchung ans. Ohne sie ist die Statistik leeres, nichtssagendes Scheingebilde. 

Das zweite Hauptstuck des Buches über das Volk enthält unter dem Tüel 
,,Ethnographische Verhittnisse'^ eine Reihe selbstständiger kleiner Abhandhingen 
über die hierher gehörigen Punkte, die zum Theil Ton grossem Interesse sind, 
aber, den Tcrschiedensten Wissenszwdgen angehörig, den yerschiedensten Cha- 
rakter tragen. Der erste Abschnitt von Rümelin über die Abstammung ist 
eine historisch - geographische Untersuchung, der zweite von Prof. Köstlin 
über die körperliche Beschaffenheit eine medicinische ^ nebst einigen Bruch- 
stücken medicinischer Statistik, der dritte von Finanzrath Paulus über Lebens- 
weise und Sitten enthält eine sammelnde Erzählung über Speisen und Getränke, 
Kleider und Trachten, Baustil und Volksbelustigungen des Landes. Der Abschnitt 
über die Hundarten ist eine philologische Untersuchung von Prof. Keller in 
Tübingen. UnUr dem AbsehniU: „Beitrage zur Cultnrstatistik'^ hat der Ver- 
fasser (Rümelin) ziemlich Verschiedenes zusammengefasst, was auf die sitt- 
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IMmii C«lliiniiMtilde Beng hai: KriniDal- oirf CMlmblialiilttlik , Hm\M 
in Sdbstaorfc, Statirtik def ArAenwesena, Kirclieaalatisiik, Scfarfstatlalik. ^ 
BiMo Attfföbrniigen «ijliftlleii manchea latereatinte , Tielea ganz Nene B9gH; 
ao 4ackt die auf ein- Material toh aelttfier YoUaliBdigkeit gegruid«U StatiaMk 
der Selbstmord« ganz eigentbumliche Uiiterechiede zwitfcben dea deliüicheB «nd 
daa fraazaeiadi - belgiicheii Stttiiekkaltssaatiadeii und Lebenaaufiasatingen auf. 
Dach kanocQ ^k in all' dieaa Iktaüa nicht eiageheii. In dem AbichnUt öbcT 
Af BtiiireaeB vir4 üe Bedeutung und Verbreitung dea Yereinaureaene in Wört^ 
leaftberg beaprocfaen, leider ohne ein reicheres statistisches Material. Das Var- 
eiuswesen, sagt* der Ycrfosser^ ist in W&rttemberg uazireifelhaft ausserördentr 
lieh entwickelt,. Es mögen in grösseren und reicheren Staaten weit gt^ih- 
artigere Erfolge auf diesem Wege erzielt werden; zahkeicher und masnigfsltiger 
kdmieii'die Verma schw.erUch irgendwo sein. Besonder^ auch für weitere 
JEreiso iulereasant durfte die HtrT^hebnng der grossen Anstalt yon GusIuy 
Warner in Reutlingen sein, welche als grosaartiger Versuch, die moderne 
GroaslAdttstrie auf dem Boden religiös -sittlichen Lebens zu einem Erztehunga- 
und ArmenTer^egungsOtittel zu gestalfaeo, seit neuester Zeit selbst ana weiter 
Feme die Blicke auf sich zieht ^). Die Bemerkungen fiber die Schidbildnng 
zeigen , welch' hohe Stufe Terbaltnissmässig Württemberg, in dieser Beziehung 
annimmt* In Bezug auf 4ie Ruckwirkung der Schulbildung auf das Mttliche 
Leben mdchten wir eine Bemerkung anfügen über die vom Verfasser aua der 
Kriminalstatistik gezogene Consequenz, „dass yerbeaaerter Schulunterricht eine 
starke Zunahme der Verbrechen und Vergehen nicht verhindert hat^^ (S. 390«) 
Dies könnte leicht zu dem andern oll gehörten Schluss erweitert werden, dass 
daa Wissen und die intellectnelle Bildung überhaupt nichts zur Sittlichkeit beitragen, 
wahrend Sokrates l)ehauptete, alle Tugend und alle Sittlidikeit bestehe im 
Wissen. Beides ist eine einseitige Uebertreibung. Die Thatsache, dasa in 
Württemberg, wo schon zu Anfang der zwaimger Jahre beinahe Jedermann 
' lesen und schreiben konnte, die kleine Zunahme an Les- und Schreibkennt- 
•niaaeh aeither auf die Zahl der Verbrechen nicht influirt habe, beweist über 
den allgemeinen Einluaa, 4en die Schulbildang auf die Kriminalstatiatik hat 
und haben muss, nicht viel. In Frankreich, Bayern und überhsupt in Lindern, 
wo noch ein bedeutender Theil der Bevölkerung ohne jede Schulbildung iat, 
liefern Diejenigen, w^che nicht lesen und schreiben können, stets ein sehr 
grosses Coniiiigent der Verbrecherzahl. Wissen an sich ^-^ ist. freilich nteht 
identisch mit Sittlichkeit. Aber daa Wissen ist indirect das grösate l&tel der 
Cdtur mid der Moralität« Wer lesen und schreiben kuin» wird nicht dmrch 
dieses auaserliihe Hül&mittel. von Verbreche abgehalten , aber wer lesen und 
ady»iben kann , hat in der Regel eine gewtase moralische und inteUeotuelle 
Bildung gemessen, hat die Mittel zu weiterer moralischer Erhebung in sidi, 
ist über das Thier im Menschen und seine rohen Ausbrüche erhabener, als 
Der, welcher nie eine Schule betreten hat. Deswegen wird er weniger Ver- 
brechen begehen. Der Beweis aus der wfirttembefgiscfaen Statistik geht nur 
aeheittbar dsgegen. 

Als einen schlagoideik Beweis, welchen unendlich bedeutenden Einiusa die 



i) Noch fihig%biBnderes difHII>er findet tnan in' d^r anreftthrten Gewerbestatistik: 
.mirtteuübaEfer adiibüi^ier isess. Heß S. 3d6--3a8. . , 

n. 18 , 
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llltiiMiaichi CMiftdlige ibs LebMs, der irirthsduMMie Bmüs «rf dti «ittHrtie 
€ttltiiTMen hit, iügnt irir dit BemcrWBg bei, dtss Ton fimmtlich criaintU 
Sütraftm in Wärttomberg^ dk «1180111« Unrerniögltdien , welche die Koflen 
Mttei Anfinlhidtf in den Sfanfanftalten nicbt ans eigenen Mitteln bestrtiton 
ktamn ^ 97 Preeent* betragen« 

d>en Seblna» der ethnographischen lÜttheilangen bildet eine Schilderang 
de» sihwibiadien Volkecharaktere yon Rämelin, die, obiroU nicM auf dem 
-Boden der Zahlen eich aufbaitend, doch nicht minder auf dem einer tiefen mid 
mfasaenden rwrien BeebMhtung steht vnd in ihrer wirklich fclaesisehen VoHen- 
~d«ttg den würdigen Schlossstein der Miitheihingen fiber die BeTöllurnng «nd 
Bthnog^phie j ja wir machten sagen den geistigen Höhepunkt des gansen 
Wetkes, den SchlOasel zn aiiem Einselnen bildet. 

Eine bis in die Tiefe der Seele, wie der zu beobachtenden Objecto blickende 
Schirfe, geistreiche Nachweisung des Zusammenhangs Ton Land nnd Leuten, 
'€(e8iBhidite und Gegenwart, ven allen Seiten des Lebens und Denkens mit dem, 
«8 den Charakter einea Volkes nmcfat, Zurflckführung des Verschietaiwtigeten 
anf ein Gruhdprinclp zeichnen diese auch in der Form so ToHendete Schilderung 
des schwäbischen Volksoharakters aas« 

Pas dritte Hauptstfick (S. 426 ff.) enthalt eine Beschreibung der wirth- 

schafiüchen Yerh&ltnisse des Volkes, welche in ihrer Art idcht minder aui- 

' gezeichnet ist, als das Torhergehende, ftber&s aber an dem reichen statistischen 

und sonstigen Material eine Tiel sicherere und breitere Grundlage hat, und ao- 

^nrit auch weitergehende, umfassendere Bearbeitung zoliess. 

Bie Einleitung zu der landwirthschaOtiichen Statistik bildet eine Erörterung 
der Grundlagen der agrarischen Znatande des Landes, die sich in der Haupt- 
sache mit ier Bodenvertheilung , dann aber auch mit der Verschuldung^^ Ten 
'Crroid und Boden, sowie den AMöeungsverhaltnissen befesst. Die Beantwortung 
4ar enteren Frage ist beinahe ganz dem erwähnten Aufsatie über die Ver- 
theilung des landwirthschaftlich benutzten Grundeigenthume in Wirttemberg 
eAtnoliimen. Das Hauptresultat der dort mit grosser Sorgfalt geföhrten Unter- 
süchnngtn ist das Erfreuliche, dass die Ansichten über die wfirttembergiache 
BodenzersplitteruBg, über das Vorherrschen der Zwergwlrthschaften , wdehe 
Inch besonders wahrend der Theuerungsjihre und der damit in Verbindung 
stehenden Ackerbeubrisis bildeten und Eingang in nationalökononfische und 
statistische Werke des In** und Auslandes fanden, zwar nkht ganz ohne Be- 
gründmig, nber doch Weit übertrieben sind, wie schon Viebahn, ohne diese 
Vtilersuchungen tof eieh zu haben, in seiner Statistik des soH?ereinten Dentsch« 
lande (fl, 566) es eefmuthet. Unrichtig« Zahlungen oder mlmebr eine Anf- 
fasstog der Zahlen, ohne geheng ihre Entstehung und somit ihre Bedeutnng 
nnd Richiigkeit zu criragen, und ungenaues Handhaben der Zahlen hatten dädn 
JnitgehoMen, Württemberg beinahe als ein Analogen ?en Irland, als ein Land 
am Rande dea Abgrundes, zu Grunde gerichtet durch die absolute Hobilisiruttg 
snd Zerspllttening dee Bodens, hfinzustellen. Voreilige Schlüsse gegen die 
Freiheit des Verkehrs mit Grund und Boden waren in Ha«ia daraus gezogen 
woeddi. Dielritalige Ve#bitlduttg ?on Gewerbe und LandwirtiMchaft, der häufige 
Besitz einzelner Parzellen in Händen der übrigen nichtbäueriichen BeTolkernngs- 
da^en« häu^fer Btailz in angrenzenden Marknngen liees die Zahl dar Ueinen 
Zwergwirthschsften yiel zu hoch erscheinetir Dagegen ist jetat oo^rtatirt, Jaia 
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76,4 Pm€. in kmMtHmlmMhää bcmteten Bfdsmi io Qmim Von 
10 9 fiber 51 Proc. in Quoten Ton 4nchr afo 30, 36 Proc. in Qneteii vta 
Biebr. als 50 Morgan belteuert werden, dara der durchidiiiittiiche Grundbeaitz 
-dnes ktaerüiihen in der Haapttsckf nm der Land wirthschaft lebenden Lmlh 
«irtl» 22 Morgen Mragt, aue dem ein rdnea . Einfiommen Toa 508 i. «« 
ediHzen ist, ohne daae dabei aeine WeJuiung, eewe Kebenyerdienete-^ aeioft 
Tbier- und Geflogebvcht in Rechnung geaoannen wäre, daaa akh alao dae 
^Einkommen einer bäuerlichen Faniiie in Württembei^ im Laudeadurcliachnitt 
gegenwartig (aueeer der Wohnung) zw^hen 6 — 700 fl. bewegt. Dae echlieaat 
das Vorherrschen grosser Güter aas^ zeigt aber geannde mittlere Veilialtaiifti, 
-nicht Zwergwirf hsclMft. Die Landestiieile , die nnl^ dem Durchschnitt liegen, 
sind 4ie Weinbaugegenden, wo allerdings ein Besitz Ten nur wenigen Mortui 
eine Familie beschäftigt; diese Theile des Landes sind wie uberdl die ser^ 
alttAelteteo, weil die Wejncultur die meiste Handarbeit erfiardevt Der Wein- 
bau ist aber mit schien bald sehr reichen, bald sehr schlechten^ Ertrages (vm 
Art Hazardsplel und zi^t aus diesem peychologiechen Ckiinde menebcA Uergen 
im s^n Gebiet, der ihm nicht gehert; er wird so häufig VeffanlafSung au jeveii 
flwerghaften Ijänitliclifn Existenzen, die allerdings da ^M dort Teebimmant aber 
weit nicht iq der Am^ehBung, wie moA bisher glaubte« Uebrigeos isl es «tn 
l^instjges Zeiohen , dass das dem Weinbau gewidmete Areal jlilirlich abivleuiil, 
dass man einen kteinea sii;hera Ertrag dem uneichem and. auf dem ungeeignelett 
JBoden höchst seltenen grossen Ertrag yoruefat. t 

Das Detail über die wurttembergiscbe Landwirthscbaft ist nun in den Ab^ 
Quitten tber fiotwickelung und Pflege der^ württembergischen Landwiithscbalt 
im Allgemeinen y über Acherbau, Weinbau, Obstbau, Gartesuba«, TUenueht 
fonDirector t« Walz, v. Dorafeldt Lucas und Rueff nftber misgi^fühel. 

Eine statistische Tabelle (S. 464) über die landwirtbschaftlidmA B•^^»- 
eneugnisse, die damit bebauten Flachen^ die Quantität des Ertrags und den 
GeUwerth nach dem Durchschnitt ron 1850 — 1850 giebt ein Gesaynmtbjid 
4fir württembergisch^n Ackerbaupreduktion. In Betreff der Thlerzncbb sind be* 
aenders die Uktheikagen über die auf bcts^mdcsrs lioher Stufe stehende wüittenb- 
hergische Plerdezueht von Interesee« Ein näheres Eii^eben hiecairf liegt ausaerr 
halb unseres Zwecke. Auch die mehr technäicb^n Abschnitte über Feretwinthr 
echaft TOA Assessor Dorrer und über Bergbau ron Bergratb Hauer gaben 
wir hier nur dem Titel nacb $n* .-4 

Der Gewinnung Yon Rohstoffen stehen Gewerbe und Handel (S. 551r^63#^) 
als zweites wichtigstes Glied des ökonomischen Lebens gegenüber» Wk haKen 
diesen Ten jProf. ttabrleo bearbeitetea Abschnitt neben der Bevölkerungs- 
statistik für den beaten unter den eigentlichen statisUscheya Abschnittet!. =& 
grinset sich auf ein verhaUnissmaaeig sehe ▼oUkommenes Material und bebtrreebt 
-dieses mit grosser Saehkennlniss* 

Mährlen bat sich un^ die industrielle Statistik Württembarga sebon 
früher die bedeutendsten Verdienste erworben oidit nur durcb^ die gute Ae? 
daction und Zusammenstellung der jahrlichen württerobergischen HaadelskaMMlsr 
berichte, si^ndefn i^eci«U*a(üch dnrch die im Titel angeführte Arbeit „di« Dar- 
ateUung: und; Verarbeitung der Gespinoste imd die Pesnirfebrikation im Koaigt 
veicb WürltemWg. 186).'', in der, er nicht nur die atatistischen Notizen jU»er 
diese Gewerbe ordnet, gruppirt und erläutert, sondern eie dvfk aeine ge? 

18* 
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1M1MR tadiraehen an^ örtlichen KeniitoiMe aller eiaieUlgtgea Verbtitokse xu 
eiaeni foUendeten siatitiischen Gemaide abnuidel;. 

Die hier gegebene Beschreibung der ganzen wirttembergischen Indastrie 
«nd des würtiembergischen Handels gründet sich durchaus auf die .eben be* 
sproehene Gewerbetofnahme toa 1861 und deren Bearbeitung Ten Dr. Schmol- 
ler, aber einerseits konnte sie manche der gegebenen lästigen Detailimter^ 
suchaiig übergehen und sich nur an 'das Resultat halten, andererseits ist ihr 
Zireck doch wieder ein ganz anderer. Dort sollten nur die Resultate und Con«^ 
Sequenzen aus den erhobenen Zahlen klar gestellt werden; hier war eine ganze 
Beschreibung der württerabergischen Industrie zu geben, also sehr Vieles bei* 
zufügen, was nicht in Zuhlen zu geben ist und können wir hinzufügen, was 
nur ein Nationalökonom mit solchen bis in's Einzelne gehenden technischen 
^lod Lokalkenntniiisen geben konnte. 

"* Mfihrlen beginnt mit einer Beschreibung der Entwickelung des wurttem- 

bergiichen Oewerbslebens in den letzten 40 Jahren, worin er die ganze öko- 
nomische Umwälzung vom Ackerbau- in den Industriestaat, vom Handwerk zttr 
Fabrik mit eir seinen ökonomischen, socialen und politischen Folgen schitderl; 
wir haben hier durch die eingelegten statistischen Zahlen zugleich eine genisie 
Gesehiilite der wfirttembergischen Industrie ?or uns. Derjenige, welcher die 
Bedingungen und Ursechen einer aufblühenden Industrie untersuchen will, wird 
diesen geflA;hichtlichen Theil nicht ohne Belehrung lesen. Es «eigt sid^ uns, 
wie der Anfang der meisten Industrieen stets unter mancherlei Hemmungen zu 
leiden hat, wie gunstige und ungünstige Wellen das Schiflflein bald heben, 
hM 4n die Tiefe senken , Ms es endlich durch die stürmischen Wogen der 
Concurrenz in den ruhigen Hafen eines gesicherten Daseins gelangt. Eine 
richtige Beihülfe des Staate zur gewerblichen Entwickelung kann in ihrem 
segensreichen Einfluss nicht geläugnet werden; doch meinen wir hiermit nicht 
allein die Schaffung des ZolL?erelns, sondern auch andere Thätigkeiten , Be- 
förderungen und Unterstützungen aller Art, so die Errichtung der Centralstelle 
für Handel und Gewerbe u. s. w. Die Schilderung der auch gewerblichen 
Krisis zu Anfang der fünfziger Jahre, die glückliche Beendigung derselben und 
der enorme ndustrielle Aufschwung nach ihr, sowie die Einführung der all- 
gemeinen Gewerbefreiheit durch das Gesetz yom 12. Februar 1862 bildet den 
iScMnsa der geschichtlichen Einleitung und den Uebergang 2n der Schilderung 
unserer Industrie nach ihrem gegenwartigen Standpunkt. Wir Terzichten aber, 
auf 4as Detail meser ziemlich brdt angelegten Scfaildernng einzugehen und Ter- 
w^ii^h auf die Darstellung selbst. 

Interessante Geldwerthsberethnung über die Production erhöhen da und 
dort den Werth der statistischen Angablen über Zahl der Fabriken, Arbeiter 
und Fabrikatfonsinittel. Die eingeflochteno Geschichte einzelner specieller Ge- 
werbszweige ist ebenfalls reich an nationalökonomischem Interesse. Zum Schluss 
^ind die allgemeineii Ergebnisse der Aufnahme zusammengefasst , welche eben- 
falls in der Hauptsache der Bearbeitung aus den württemhergischen Jahrbüchern 
entnommen sind. 

Den dritten und letzten Abschnitt über das ökonomische Leben Württera- 
biBrgs bilden die Verkehrsmittel Ton Finanzrath Dr. Zeller und Bergrath 
Heller, — wobei auch das Münz Wesen, Mass und Gewicht, IKrkte und 
£<kv«n besprocbeil werden« 
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Einen bee<m<iern Anhang ,^Beitr8ge zu Ermittelung des Volksvennogens 
und Volltdeinkonimens*' yon Rflmelin heben wir ala einen Versuch, diese 
schwierigste Aufgabe der nationalölronomischeti Statistik za lusen, noch besonders 
henror. — Es sind zwei gesonderte Fragen, die Rfimelin behandelt: 1) die 
SchStzung des YolksTermögens, das er in die Bestandtheile, Grund und Boden, 
Gebäude, Eisenbahnen, bewegliche Güter, Forderungen an's Ausland zerfallen 
lisst, und 2) die Schätzung des Volkseinkommens. Die Schätzungen sind mit 
grosser Umsicht und Vorsicht gemacht und geben ein immerhin annehmbares 
Resultat; aber es lässt sich nicht läugnen, dass, je mehr man Einblick gtr 
winnt in das ökonomische Tieherschlungene Getriebe eines Volkes, desto we- 
niger kann man sich bei solchen Schätzungen , und seien sie die besten , be- 
friedigt erklären. |Iatt muss sich bei air deni zu sehr an einige Aeusserlich- 
keiten, an diese oder jene zu Tage tretenden und erfassbaren Objecto halten, 
während unzähliges Andere, das begreiflich ebensogut daher gehört, als ein 
Imponderäbile unserer Forschung sich entzieht« Dies gilt noch mehr in der 
Berechnung des Einkommens, die Rümelin macht. Er hält sich hier nur 
an die äusseren stofflichen Guter; es iat jene Art der Einkommensberechnung, 
wie sie die ältere Nation alökon(anie, besonders Rau festrtellt und wie sie 
allerdings für eine statistische Berechnung, welche feste, greifbare Thatsachen 
braucht, noch am ehesten zu handhaben ist. Dabei aber bleiben die Einwurfe, 
die schon Hermann^) und Andere gegen diese Auffassung des Volksein- 
kommens gemacht haben, ungeschwächt stehen. Denn das Volkseinko'mmen 
ist und bleibt die Summe der Einkommen sämmtlicher Einzel - Wirthschaften 
und nicht die Summe der Reinerträge des Ackerbaus u. s. w*- 

Was also bei den gewöhnlichen statistischen Berechnungen der Art gegeben 
werden kann, ist weniger das Volkseinkommen als der Rohertrag des Landes 
an den Hauptgattungen stofflicher Gäter unter Abzug einer Summe von Gütern, 
die man als genusslos verbraucht betrachtet. Alles, was nicht einer derartigen 
Hauptgatting angehört, alle Güter, bei denen Prodtuktion und Consumtion 
regelmässig nahe zusammenfällt, vollends alle Güter, die sich nicht in einen 
Stoff fixiren nnd so stofflich auf dem Markte erscheinen, fehlen hier und alten- 
ren durch ihren Weglall den Bigriff des Einkoromens; denn die ganze Frage 
nach dem Einkommen hat nur einen Sinn, als Frage nach dem Masse der 
einem Volke in einem Jahre zu Gebote stehenden Befriedigung der sämmtlichen 
Bedürfnisse , die mit Geld oder Arbeitsaufwand zn erkaufen sind. 

Doch wollen wir damit den Werth dieser Vermögens- und Einkommens- 
berechnung nicht herabgesetzt haben; denn diese Einwürfe lassen sich f^e^tn 
jede derartige Berechnung machen; es handelt sich nur darum, die Schranken 
einer gegebenen Antwort zn kennen , um sie nicht misssnverstehen. Innerhalb 
dieser Schranken behält sie immerhin ihren Werth. Das Volksvermögen 
Württembergs schätzt sich so: 



2) Siehe staatswirthschaftliche Untersuchungen S. 292 — 326, besonders 
S. 808 ff. 
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llilL Gulden: in Fyocenteff: 
ao Grund und Boden . . . • . 121S 44,8 

- Gebäuden • 640 23,7 

- Eisenbahnen 55 2 

- be wegheben Gütern 700 . 25,8 

- Forderungen an d«s Ausland . • 100 3,7 

2710 100 

Das berechnete yolkseinkömmen gliedert sich nach der S. 674 znsaniiBfn* 
gesteliten Berechnung folgendermassen : 

A. Gewinnung von Robstoffen, 
i) Landwirthschafl* 

Miü Gulden: in Frocenten: 
Ackerbau und Viehzucht . • . . 111,5 40,5 

Weinbau 6 2,2 

Obstbau . , . 4,0 1,6 

Gartenbau 4,5 1,6 

zusammen 126,5 45^9 

2) Forstwirthschaft ...... 10 3,6. 

3) Bergbau und Torfgewinnung . 3,5 1,2 

zusammen 140 50,7 

B. Werthefhohung durch Stoffverarbeitung 
und Handel. 

1) Ton den gewerbetreibenden Ständen . 120 43,5 

2) Ton den Yerkefarsanstalten des Staats 5 1,8 
3)^ von den häuslichen Nebengewerben . 6 2,2 

zusammen 131 47,5 

C. Renten vom Ausland . . . . . 5 1,8 

Gesanuntsumme 276 IDO 

Der Schluss hieraus geht dahin: „Auf den Kopf der Bevölkening traft 
hiernach ein durchschnittliches Einkommen von 160 fl« auf die Familio von 
756 ü.f wobei aber der Genuas der Wohnung nicht als Einkommen gerechnel 
ist, was die noth wendige Gonsequena des theoretisch nicht ganz richtigen Ein* 
kommensbegriffs ist/^ 

So vorsichtig und unangreifbar die Schätzungen in den Theilen sif^d, wo 
sie sich an ein, immerhin einige Sicherheit, bietendes statisUsches Miilerial 
gründen (wie bei Grund und Boden u. s. w.), so bleiben doch die Theile, wo 
j^de statistische Grundlage (wie bei. Handel und Gewerbe) fehlt, ziemlich Tag 
und zweifelhaft. Im Ganzen ist die Schätzung jedenfalls eher zu niederig, al^ 
zu hoch, nicht nur wegen der vielen nach unserer Erörterung nolhwendig 
ausgefallenen Einzelposten, sondern auch wegen der natürlichen Tendenz, un- 
sichere Posten lieber zu niederig als zu hoch anzunehmen. Am ehesten wiid 
daher das Einkommen aus Handel und Gewerbe zu niederig angeschlagen sein. 
Doch sind auch das nicht mehr als Vermuthungen. 

Je schwieriger ein solcher Versuch ist, desto dankbarer freilich sollte 
jeder aufgenommen werden, wenn er auch keinen absoluten, sondei'n nur re- 
lativen Werth hat, und jedenfalls ist dieser Versuch immerhin mit solchem Ge- 
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fdii«k il««eplillrt, im 4fr Verfimier iH capUltio b<iit?jde«l|i0^^ am ScUMt 
kittm bfitärügMi gckjrattcbt halte, uai eine xu anspractüvolle Kritik 911 e^t- 
waSiieo» 

Damit haben wir die Abschnitte berfihrt, wekhe für uQa ein Qäheref» 
Int^reaae haben. Daa vierte Buch (S. 679 — 79a) rm Finaa^ath Zelle t 
enthält einen sehr guten Abriee des württembergischen Verfassungs- und Yer- 
waltungsrechta, das fünfte und letzte Buch (S. 79^ — 9^8} von Finanzrath 
PtttluB unter dem Titel die W.ohnplätze, eine tapt^graphieche B<^cbrdbung 
der einzelnen Oberamter, Städte, Durfer und Weiler, wejlcbe eine unendliche 
uiid höchst YaUstaadige Summe Ton Einzelnotizen häufig nur im {«apidtratii 
tereittigt und haupteächiich zur Orientirung im Einzelseii und zum Nach- 
aeblageu sich eignet. Den Sehlus« bildeu ein 4aa Aufschlagen erleichtei:iidei 
Ortsregister I ein sehr ausfuhrliches Höbenverzeichuiae über das ge^ze König- 
reich und eine Anzahl statistischer Tabellen jui im yerschi^^nf n Tb^^lea^ des 
Bachs gehörig. 

Wir sehliessen mit dem Wunsche : Mögen diejenigen deuts<;heB Länder^ 
welchen sie noch fehlen, bald ebenso ausgezeichneter, ebenso ToUstandigef und 
doi^ so üb^sichilicher und in das Jedem zugangliche Mass rines Bundes zu- 
aammeng^rängter Ltndesbeschreibungen sich zu erfreuen haben! — Es is^ 
yielleicht das grösste Verdienst des Buches, einen solchen unendlichen «Sieff 
auf Terhältnissmässig so kleinem Raum beherrscht zu haben* — g — 
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Die nationaldkonomiiclie iittteratur tn der perlodl^elie« 

Presse. 

Italien. 

Das Budget Ton 1864, die Eisenbahnen^ die Schifffahrt und 
die Grundsteuergesetzgebung Italiens. 

1) Die Finanzlage des Königreichs Italien. Rivista Na- 
tionale, Fasel colo 12. 1863 p. 672 sqq. 

Der Finanzminister Marco Minghetti gab in der Kammer - Sitzung 
vom 12. December 1863 eine Auseinandersetzung der Finanzlage des König- 
reichs Italien. 

Daraus theilen wir das Budget für 1864 mit. Die Passi?bilanz fQr 1864 
ist 756 Millionen L., die Activbilanz 522 Millionen, demnach Ausfall 234 
Millionen L.» wozu noch 15 Millionen Interessen Yon der rückständigen An- 
leihe kommen; wirklich ungedeckt für das Jahr 1864 sind daher 249 Hillio- 
nen. Diese sollen beglichen werden durch den Verkauf yon Domanialgütern 
(80 — 100 Millionen L.) und mit den Rückständen der Anleihe (yon 500 
Millionen, yon denen 200 Millionen noch nicht yerausgebt sind). 

In der Riyista finden wir wörtlich: „Er (Minghetti) spricht nicht 
yon den Einnahmen aus den Eisenbahnen (Staatseisenbahnen), da sein Finanz- 
plan unabhängig yon dieser Operation ist, und wird man zu dieser Maass- 
regel nur unter ausserordentlichen Umständen schreiten.^' Wir yer^tehen diese 
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SUHe 00, 4i80 fär den Fall eine» Krieges mit Oeeterreieh die Slaalieiiett^ah«* 
nen verkaoft werden sollen, und für den Fall, dass die Staatseisesbahnen in 
Italien Yerkanft wurden, durfte der Eintritt dieser „circostanze straordinarie** 
da sein. Nach unserem Dafürhalten bedarf kein Land des Friedens und ruhiger 
wirthschaftlicher Entwickelung im Innern mehr, als das beissblätige Italien. 

2) Die Eisenbahnen in Italien. 

Das 11. Heft der Rirista Nazionale giebt eine Uebersieht fftsr den 
Eisenbahnban in Italien bis zum Schluss des Jahres 1863. Danach hatta 
1859 beim Beginn des Unabhingigkeitskrieges Italien kaum 1472 Kilometer 
Bahn, Ton denen 807 auf Piemont, 200 auf die Lombardei, S3 auf die 
Emilia, 308 auf Toscana und 124 auf Neapel kamen. Noch im Jahre 1859 
wurden weitere 175 Kilometer Bahn eröffnet, so dass es Anfangs 1860 in 
Italien 1647 Kilometer Eisenbahnen gab. 

Vom 1. Januar 1860 an bis zum letzten December 1863 sind ungefähr 
eine gleiche Zahl yon Kilometern hinzugekommen, und zwar Ton 1860«— 1862 
753 Kilometer and im einzigen Jahre 1863 817 Kilometer, zusammen 1570. 

Demnach waren Ende 1863 3217 Kilometer Eisenbahnen yollendet. Man 
kann jetzt in Italien Ton Turin bis Foggia fahren, d. h. auf einer Strecke tor 
1000 Kilometern italienischer Bahn. 

Wahrend in Frankreidi strahlenförmig von Paris aus alle Hauptbahn« 
stränge auslaufen, bis auf eine einzige Hauptbahn (die südliche Linie Ton 
Bordeaux nach Cette, Bayonne, Toulouse u. s. w.), und das Bahnnetz in 
Deutschland sich von Süden nach Norden und von Westen nach Osten in grossen 
ParallelIHnien mit ihren Abzweigungen ausstreciit, zeigt Italien gemäss der 
Configuration des Landes einen Hauptkanal ^es Verkehrs, der sich nach allen 
Seiten immer mehr abzweigt; mit der grossen Bahn in der lombardischen 
Ebene wird dabei zugleich noch ein Dreieck gebildet. 

3) Die Schifffahrt in Italien. 

Kach dem Jahrbuch des Ministeriums der Agricultnr und des Handels 
(Riyista Nazionale Fase. 1863 p. 680) ist die internationale und 
Küstenschifffahrt seit der Einheit Italiens beträchtlich gestiegen. 

Im Jahre 1862 betrug dieselbe mit dem Ausland 40,692 Schiffe mit 
5,801,843 Tonnengehalt. Davon kamen 20,188 Schiffe an und 20,504 
gingen ab. Die angekommenen Dampfschiffe zählten 3576, die ahgegangenen 
3418 Fahrzeuge. 

Die Küstenschifffahrt stieg 1862 auf 173,695 Schiffe mit 8,495,802 
Tonnengehalt, nämlich 87,795 ankommende und 65,900 abgehende. Die 
Küstenschifffahrt wird fast lediglich unter nationaler Flagge betrieben. 

Die Bemannung der internationalen und Küstenschifffahrt erforderte ein 
Personal von 948,818 Menschen, wovon 259,669 auf die auswärtige Schifffahrl 
und 689,150 auf die Küstenschifffahrt fallen. Von diesen Mannschaften sind 
747,739 Italiener und 201,080 Ausländer. 

Von 1861—1862 stieg die Schifffahrt in den Häfen um 10,017 Fahr- 
zeuge und um 651,226 Tpnnengehalt 

DieRivista glaubt, dass die internationale Schifffahrt von Italien grösser 
ist, als die von Oesterreich und Spanien, aber geringer, als die von Frank- 
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Nkh, wOmmti «i EfiftenteUffraliTt bcdoilMiicr Mi, ab dit to geaiDUteif 
clf«i NaiioMiK 

4) Perequazione, catasto, impoata aulla rendita per 6. 
Gibellini-Tornielli. RiTiata Nazionale Fase. 11 p. 434 
—494. 

Di« Commiasion für die gleiche Yertfaeilung der Gmndateaer (commiaaione 
pereqMirict) aehatite daa geBammte Einkommen fom Grund und Boden und 
dem darauf Erbauten für'a ganze Königreich auf 862,324 J55 L» Gi.bellini- 
T^rnielli berechnet den Steuer-Beitrag anl 14,41 Pi-oeent ?om reinen Ein- 
kettmen. Dabei aind aber nicht mit inbegriffen die Proyiniial- und Commn« 
nalabgaben. 

Nach dem Bericht der Commiaaion zum Gesetz für proyisoriache Aus- ^ 
gleichung der Grandstener, welcher bereits den Kammern rorgelegt ist, betragt 
die Quote des Grandsteuerbeitrags für jede Provinz zu den aufzubringenden 
110 Millionen Lire für: 

Piemont 20,079,106 Lire 

Lombardei 17,717,47« - 

Parma und Piacenxa . . 2,508,719 - 

Modena 3,491,696 - 

• Taseana 8,270^598 - 

Romische Provinzen . . 11,&7.0,675 - 
Neapolitanische Provinzen 33,530,353 - 
Insel Sicilien .... 10,184,586 - 
Insel Sardinien . . . 2,646,789 * 
Die Studien über die Grundsteuer und ihre Ausgleichung sind um so 
mehr von Interesse, da die eminente pral[tische Wichtigkeit des Gegenstandes 
den Schriflsteller anregt, auch bei der wissenschaftlichen Seite der Frage, die 
so nahe liegende Anwendung im Auge zu behalten, und er dabei zugleidi auf 
die Agricttlturverhaltnisse des so manichfaltigen Landes eingehen musste. 

Daaa die italienischen Oekonomisten übrigens die wirthschaftlichen Ver- 
hiünisse ihret Landei» mehts weniger als im rosigen Lichte ansehen, dafür 
nur einen Beleg für viele: 

Es heisst in einem Artikel von €. R.evel über den Grundcredit (cre- 
dito fondiario) Riv. Naz. Fase. 12 p. 598 sqq.: 

Die vielen neueren Publicationen über den Grundcredit stimmen alle 
in der traurigen Wahrheit vberein, dass Italien sich bezüglich des Handels 
und der. Industrie in der Kindheit befindet, und dass der grossere Theil seines 
Hekhtfaoms für jetzt sein Boden ist, dass aber auch von diesem nicht die 
Hilfte erzengt wird von dem, was der Boden in England, Belgien und Holland 
hervorbriogt. R e v e 1 ist aber ein Italianissimo, der glaubt, dass Italien einst 
zu dem zurfickkehren wird, „was es war und sein muss — die Königin der 
Welt, la regina del mondo/^ 

Für jetzt scheint man im neuen Königreich Italien nach diesem Ziele 
besonders auch dadurch hinznsteuern, dass die Verwaltung ihre unausgesetzte 
Thatigkeit der Steuergesetzgebung zuwendet. 

Dem Gesetz über die Ausgleichung (und Erhöhung, euphemistisch nennt 
man es blos perequazione deH' imposta prediale) der Grundsteuer, welches 
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jettl ia Taria m deo Kamnern barMhoi wkd, wiri ein Gtittz ifcar die B*-' 

Steuerung des mobilen Vermögens (imposta suUa ricchezza mobik) folgea, 
welches man gleichfalls in der gegenwärtigen Session zn erledigen hofft. 

Zur weiteren Orientirang erwähnen wir noch zweier früherer Steuerge- 
setze, die den Grund und Boden mehr oder weniger direct angehen: 

1) Das Gesetz über die Besteuerung der Hypotheken (Legge «ulle 
tasse ipoteearie) ?om 6. Mai 1862 und 

2) Das Stempelgesetz (Legge aulle tasse di bollo) TiOi 21^ 
April 1862. 

Das erstere Gesetz soll mehr unter den Gerichtspunkt d«r Einheit 4ea 
Steuersystems im ganzen Staate, als unter dem der BeginetigUBg des. Staatei 
durch einen höheren Stenerertrag angesehen werden. 

5) Questioni statistiche ed economiche per V. Kossi. \Ri- 
Tista Nazionale Vol. If 1863 p. 5 sqq., 97 sqq., 520 sqq. 

In diesen ökonomischen und statistischen Fragen des anf dem Gebiete der 
nationalen Volkswirtbschaft unermüdlich thätigen AdTOcaten V. Bossi werden 
eine grosse Zahl wirthschafllicher Gegenstände erörtert, AUee vom nationalen 
Gesichtspunkte aus. Der italienische TolkswirthschaAliche Publicist hat dadurch 
eine vor dem Deutschen günstige Stellung, dass bei der wurthschaftlichen Re- 
generation des Staates, ja man kann sagen seines Landes and Volkes, die 
Erörterung, die Gesetzgebung und die Ausführung nahe hei einander liegen. 
Eins auf das Andere folgt. Von einer so band wurmartigen Litteratnr, wie sie 
der deutsche Pedantismus in der Zollvereins«- und Zollte rifirage in's Leben ge- 
setzt hat, ist das in volks- und staatswirthschaftlicher Umgestaltung begriffiene 
Italien verschont geblieben. 

Als wir im allerersten Hefte unserer Zeitschrift das erste Heft und Pro- 
gramm unserer Collegin, der Riyista Nazionale, besprachen, schlessea 
wir mit den Worten: ^,Wir wünschen der neuen Zeitschrift m gutes Ge^ 
deihen, fürchten aber, dass sie etwas zu gross angelegt isf Heute müsae» 
wir leider berichten, dass unsere Wünsche nicht in Erfüllung gegangen, unsere 
Befürchtungen aber eingetreten sind. Mit dem 12. Heft bescfaloss die Ri«* 
▼ ista Nazionale ihr kurzes Dasein. Das geeinte Itelien war nicht Im 
Stande, so viel Interesse für den wichtigsten Theil seiner Regeneration, seine 
wirthschaftliche Umgestaltung und Wiedergeburt, dem diese tirefflich redigirle^ 
und zweckmissig geordnete Zeitschrift unter Mitwirkuig so tüchtiger Kräfte 
gewidmet war, bei dem gebildeten Theil seiner Bewohner zu erwecken, um 
ein solches Organ zu halten. Ein Theil seiner Mitarbeiter scheint zn einer 
andern Zeitschrift übergegangen zu sein, derRivista contemperanea» 
Ton der uns das erste Heft yon 1864 yorliegt Aus dieser ein ander Mal! 



Frankreich. 

Aus den letzten Heften des Journal des Economistes berühren wir im 
Nschstehenden einen Vortragt über den gegenwirtigen Stand der Volkswirth- 
schaft, femer das Sparfcassenwesen » die Steuerreform Tom Gesichtspunkt der 
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Verbihiilf »nilsBigkdt ans, Bankfreiheit, eorporatite Genoaaenschaften und Volks - 
banken. 

1) Ou eB est r^conomie politique? par H« Baudrillart, 
Journal des Economistes. JanYier 1864, p. .27--*50. 

Ber geistrollo Professor giebt in dieser Eröffnungsrede zu seinen Yor- 
kanngen am.ersten Lehrstuhl der poHtiachen- Oekonomia m Paria eine Rund- 
schau ibcr den gegenirärtfgoa Stand der WiaaansdiafI der Natidnaldkononiia 
(in Frankreich). Wir empfehlen diese Rede sehr der Beaclrtmif bei uns. Sie 
ist bis auf wenige Partieen zieaslich. objectit gehalten. 

Im Allgemeinen glaubt er oonstatircn xu ni&sssni daas die Oeg^varl 
weniger neue bahnbrechende Ideen hervorgebracht, als die Wissenschaft weiter 
ausgtbant und in breitere Kanäle geleitet iiat 

SinsichtMch der Prodnction sieht er einen grossen Fortschritt darin, dass^ 
uanaufiMirt, von der Arbeit der Erde, der Arbeit der Maachinen 
au sprachen und den Prodncenten selbst zu vergessen, wie es die frfiheren 
Oekonamisten fhaten. Jetzt gelte der Mensch als der wirkliche Mittelpunkt 
und der Zweck der Production. Wir stinnen hierin mit ihm yoUstäadig fiberein« 
wie auch darin, dass die immateriellen Producte, in Folge einer genaueren Gn-^ 
tersuchung, ihre Stelle an der Spitze der Produdion wiedergewinnen, denn 
aie beleben und leiten Afles, selbst die materielle Prodnction. * 

Auch über den Credit, diesen mächtigen Factor im beutigen Wirthschafts- 
leben dea Volhes, spricht er eingehender und bedauert, dass Macleod, an- 
statt mit Terffibreriscbem Scharfsinn den Satz aufzustellen und durchzuföhren, 
dass die Schidden Reichthümer sind, sich nicht darauf beschränkt hat, tiefer 
die Prodttctivkraft des Credits zu begründen. Nun, Macleod Tersteht gerade 
imter der „puissance productiye du credit*^ die Kapitaleigenschaft desselben, 
und eracheittt im Rechte, sowie man zugiebt, wie auch ein imn^r grösserer 
Thfeil dir iranzostschen Nationaldkonomen es zu thun seheint, dass neben dem 
materiellen Kapital auch ein immaterielles existire und folglich producire. Wenn 
die PsoductivkriAe nur Natur, Kapital oder Arbeit sind, der Kredit aber eine 
Productiykraft ist, dann fragen wir, kann er anders rubricirt werden als 
unter den Begriff des Kapitals ? 

Wie aber darüber, was Kapital sei, die Meinungen auseinander gehen, das 
zeigt eine lebhafte Verhandlung in der Akademie der moralischen und politi- 
schen Wissenschaften zu Paris gelegentlich der Vorlesung eines Memoire Toh 
Antonin Rondelet „snr les effets 6conomiques de la prodnction morala 
dans l'ordre physique^^ (Januarheft des Journal des Econ« 1864 p. 100 sqq.). 
WoJowski Tertritt unter lebhaftem Widerspruch rerschiedener Mitglieder der 
gelehrten Körperschaft die altere Schnlansicht yon der Materialität des €a- 
pitals» Freilich eine Statistik des immateriellen Volksvermögens giebt es bis 
jetzt nicht* 

2} Des caisses d'^pargne en France par J. E. Hörn. Journal 
des Econ. Janvier 1864 p. 70—81. 

Die Sparkassen in Frankreich gehen über das Jahr iSiS nicht hinaus. 
Hern stellt a Perioden auf: 
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ZM, der gegrtoaeten 
Sparkassen. 
I. Periode 1818—1832. EiQbürg.erang in Frankreich 18 

II. Periode 1833—1647. Rasche Ausbreitung 342 

m. Periode 1848—1861* Stockung 9» 

T4>talMuinie : 459 Spartaissen. 

Mii den Saccnrsalen «xistirtn nur 700 Anstalten für 38,000 GonciiH 
den! Am 1. Janusr 1846 schuldeten die 350 Sparkassen, di« damals ha^ 
standen, an ihre Einleger 393,054,092 Fr., am 1. Januar 1862 die sammt* 
Mchen Sparksssen nur 401,313,152 Fr.; also in 16 Jahren nur eins Zn-^ 
nähme von 8 Millionen EinlagekspitaL Das bt offenbar ein relativer 'Rück- 
schritt! 

Die erste und grösste Sparkasse in Frankreich, dis von Paris, liatta «m. 
1. Januar 1845 über 112 Millionen Frcs. Einlagen, am 1.. Januar 1849 sind 
sie gesunken bis auf 10,1 Millionen, darauf steigen sie wi«dcr und am 1.^ 
Januar 1863 besteht das Einlagekapital wieder aus 50,701,230 Frcs«, aha 
noch nicht die Hälfle der alten Höhe! 1849 betrug die Zahl der neuen 
Einleger (der im Jahr eröffneten Sparkassenbücher) 18,409; sie steigt dann 
Ton 1853—1862 Ton 31,000—35,000. 

In Frankreich steht den Gemeiadebebörden allein die Befugniss au, eine 
Sparkasse einzurichten; nur sie erhalten die erforderliche höhere Genehmigung 
dazu.« Aber nicht blos zur Gründung einer Sparkasse bedarf es der stast- 
liehen VertviUigung , sondern es stehen auch die Sparkassen nach eingeholter 
Erlanbniss unter der Vormundschaft des Staates, und der Stast ist allein dait* 
jenige in Frankreich, in dessen Hände die Verwaltung des eingelegten GeUks 
gelangt. Das Einlagegeld der Priraten wird schwebende Staatsschuld! 

Auffallend ist auch die Gesetzgebung hinsichtlich des Maximums der Ein* 
lagen. Nach dem Gesetz vom 5. Juni 1835 durften die Einlagen auf sin 
Sparkassenbuch die Summe Yon 3000 Fr. nicht überschreiten. 10 Jahre 
später minderte man das Maximum auf 2000 Fr., dann auf 1500 und nach 
dem noch heute gültigen Gesetz vom 30. Juni 1851 sogar auf lOOO Fr. und 
das Maximum der einzelnen Einlage auf .300 Fr. 

In der Sitzung des Senats Tom 8. December 1863 ging man über eine 
Petition um Einführung der seit dem 16. Septbr. 1861 in Englsnd beste- 
henden Postamts -Sparkassen (post - office - satings - banks) zur Tagesordnung 
über. Auch in den politischen Körperschaften Frankreichs wie in so Titln 
politischen und communalen des Kontinents ist Tolkswirthschaftliche Einsicht 
die schwache Seite der Vertreter. 

(Wegen den englischen Sparkassen s. Jahrgang 1863 S. 384 N. 4, 
wegen der Sparkassen im Königreich Italien 1864. Heft II. S. 164 unserer 
Zeitschrift») 

3) De la r^formc de l'impöt au point de Tue de la propor- 

tionalit^, par Edouard Vignes. Journ. des Ecod. Dscembre p. 

386—418. 

E. Vignes, der Verfasser eines „trait^ iUmenlaire des impdts en 

France" Paris 1862, giebt eine kurze Kritik der franzö»schen Steuern yom 

Gesichtspunkt der VerhöltnissmässiglLcil aus. Er will xeigen, worin sich die 
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franiMtche Oeitlxgebiiii; Ten dieiem Grnndsals entfernt, und den Weg an- 
geben, der lu einer terhiltniesmäeefgen Beeteneriing ffihrt Er Terediafft ans 
einen Einblick in'e Stenerweeen, der xe>gt, dass fast jede Stener in Frank- 
rdch nnproportionell iat« Seibat wenn ea einmal eine wahre Wfaaenachaft daa 
Steaerweaena giebt, — und faat die ganze Volkawirthaehaft länfl in def Wia^ 
aenacbaft ier Beatenening xnaammen — ao dörfte dach Tielleicbt dieaer Theil 
deaselben, die Verlheilung nach der Fähigiieit und Schuldigkeit, Steuern zu 
tragen und au zahlen, mit einem Worte, die gerechten Steuern, der in der 
Praxia am achweraten durchführbare aein. 

Die weaentliche Orundateuer betrügt jetzt nach Vignea im mittleren 
Durchachnitt für ganz Frankreich 6,06 Procent des Grundeinkommena und 
achwankt im Einzelnen zwiachen den beiden entgegengeaetzten Endpunkten von 
9,07 und 3,74Pr'ocent; 48 Departemente ai|id über' dem mittleren Durchachnitt 
und 37 unter demaelben beateuert. 

Vor der neueren Regelung auf Grund dea Geaetzea yom 7. Anguat 1850 
und seit der Auafühnmg dea Geaetzea Tom 31. Juli 1821 schwankte di^ 
Steuer Tom 8« bia 17. Theil dea Jahreseinkommens, vor jenem Geaetz waa die 
Stener noch ungleicher Tcrtheilt. Man aieht, daaa in diesen Dingen der Gul- 
turfoftachritt ein aehr junger und ein aehr langsamer ist. In der Ideenwelt 
war man frühzeitiger heimisch und orientirt , als in diesem realsten aller staats- 
wirthschaftlichen Interessen. 

Der Marquis d'Audiffret in einer Vorlesung „über die Vertheilung 
der Steuern unter bewegliches und unbewegliches Vermögen" (Journal des 
Econ. Janvier 1864 p. 96) scbfitzt, dass der Grund und Boden in Frankreich 
eine directe Steuer ron 542 Mill. Fr. bei einem jfihrlichen Ertrag fon 4 
Milliarden zu fragen hat, und wenn man die indirecten mit 160 Millionen 
anachlfigt, zusammen 702 Millionen Fr. (Communal- und Departementalabga- 
ben sind hier zugerechnet). 

Die directen Steuern auf das bewegliche Vermögen berechnet er mit 
261 Millionen, die indirecten mit 803 Hillionen, zusammen 1,064,000 Fr. 

4) Sur ia libert^ des banques et la libre Emission des bil- 
lets ä Tue et au porteur* Journ. dea Econ. NoY^mbre 1863 
p. 321 — 343. 

Diea aind Verhandlungen über die Bankfrage in der Sitzung der Geaell- 
achaft der politiachen Oekonomie zu Paria vom 5. November 1863. 

Wir conatatiren, daaa nur zwei Hitglieder der Geaellachaft , nämlich 
Wolowaki und Pellat, Letzterer Decan der Rechtaachule zu Paria, gegen 
die Freiheit der Banken und die freie Notenauagabe das Wort ergriffen. Auf- 
UlRig war una namentlich folgende Aualaaauug von Wolowaki, welcher in 
Frankreich ala Nationalökonom einen hervorragenden Namen hat. Er aagt 
(p. 325) : „ea giebt (in Frankreich) eine Beachrinkung nur ao weit, ala ea die 
Auagabe einea Papierea betrifft, welchea die Function dea Geldea hat. Aber 
hier findet eine Operation atatt, Yollatandig Terachieden von der Idee dea Cre- 
dita. (Or, c'est Ik une Operation enii^rement distincte de Tid^e do credit.) 
Es heisst auf eine eigenthfimliche Weise die Haeht des Credits verkleinem, in 
demselben allein das Vermögen zu sehen, Geld mit Papier zu achlagen*^ 
Wolowaki geht alao ao Weit, die voliko^tomenate Art dea Bankeredita — dit 
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Sble faoz «BS der Rubrik' it§ Credilt h^awttnttreiilifir, Am Bf/M itn 

€redits >u ,,?erk]eiiierii^^ Ucbrigeas ist - ei wohl in SnglnAd eine «Ugfimciii« 
Annahme, daee daa Cheque- System Toizaglich dem beachrank^en Bankpnfilef 
•eine Exiatena rerdankt — ans Noth — denn die Note irt daa ToUkenoiBM» 
Creditflilttel, der Cheque in der Regel nur Audbulfe« Nnn yerriehtet aber nneh 
jder Cheqtte die Function dea Geldea, iat folglich nach WoUvaki katn 
C^editpapier. 

Pieaer sieht nur in der Einheit dea Bankwesena Schutz gegen die Ge- 
fahren za grosser Emission, ihm ist die französische Bank, welche 6 HiUiardeii 
ff. jihrlich discontirt, Ideal fär das Creditwesen eines Landea« Daa Geaetz 
Tom Jahre t857 yerpflichtete die Bank Ton Frankreich, eine Succurade in 
jedem Departement zu grfinden. Bia 1867 ist ihr der Termin gesetzt Bis 
heute giebt es aber noch 40 Departements, in denen keine Filialen eiiatiren. 
Bekanntlich verschlang 1848 die Bank von Frankreich die aammtltcfaen damala 
bestehenden Zettelbanken, und auch jetzt ist sie Siegerin geblieben gegenüber 
^der Bank von Sayoyen, welcher aelbst da, vo die Bank noch keine Sacaur- 
aalen hat, die Errichtung von Filialen und der Zutritt in Frankreich nii ihren 
Noten nach einer neueren Eotacheidung nicht gestattet vorden ist, Wolowaki, 
der Hauptschuldige der Centralisation des Grundcredits in Frankreich, sprach 
wohl etwas pro domo. 

5) De la libert^ des banques, par Th. Mannequin. Journ. dea 
Econ. Janvier 1864 p. 51 — 70. 

Dieser mit scharfer Feder für die Bankfreiheit und direct gegen Wo*- 
lowski geschriebene Artikel spinnt gleichsam den Faden der ebengedachjben 
Verhandlung in der Tolkswirthschaftlichen Gesellschaft weiter. Wir stimmen 
vollkommen bei, wenn Mannequin sagt: wenn man die Bankbillets ala Geld 
ansieht, so muss man auch die Handelseffecten als Geld ansehen, denn es giebt 
keine wesentliche Verschiedenheit zwischen solchen Effecten und Bankbillets, da 
die einen wie die andern einen Credit anzeigen, von dem der Schuldner, der 
Creditirte (le cr^dit^) die Eiistenz anerkennt mittelst eines geschriebenen Ver- 
sprechens, ihn da, dann und in den Formen zu decken, welche durch daa 
Versprechen festgesetzt sind. 

Es ist dies ein in der neuesten Zeit von Macleod gegen die hergebrachte 
Anaidit glänzend und scharfsinnig durchgeführter Grundsatz. (S. den Artikel 
„Cnrrency^^ in dessen Diciionary of political economy.) 

Mannequin erkennt in dem Bankgeschäft eine Industrie wie jede andere, 
den also auch die Freiheit wie je4em anderen Zweig der Industrie zukommen 
muas. 

So sehr wir. auch anerkennen, dass das Recht des Staates zur Regelung 
«ad Privilegirung des Bankwesens v^n dieser Seite aus mit gutem Grunde an- 
gefochten werden kann, so zeigt doch unzweifelhaft die Praxis fast in allen 
Lindern, wo der Bankcredit eine immer grössere Rolle im ^ wirthschaftlichen 
Leben zu spielen anfängt, dass der Staat fär diesen Theil der Wirthschaft aidh 
«ine ganz besondere Bereditigung , wir mochten sagen, ^n Monopol, waa er 
Anderen äbertragen kann, vorbehält. Vollständig spruchreif möchte wohl die 
Frage auch i^m deswillen nicht aein, weil Wissenschaft und Ecfahrung die Na- 
tir der p^i^a^di wiedarli^hrapd^n Geld- und Handcjskris<tn noch uicht v<^ 
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MuMg uhntüi mtd erkannt inbeii. Hiogef cn intttt lie Decei^«Iig«li«Q de» 
<k«dit8 and die yerminderte Beechrankung dufch Privileg oder dur«^ eine 6e^ 
•etigebong, wekhe Normen für die Eankeo mit Notena«ieg«be aufeleUt, weU 
in der Wiaeenechaft wie in der praktischen Erfehrang immer mebr Anhanget 
Ür skh. gewinnen. Uns scheint auch hier, wie in so mancher andern wirth- 
achafUichen Frage, der Colturzustand and das Bedürfnias ein Wert mitznsprechfn 
WH haben; auch in der Volkswirthschafl erkennen wir den Absdutisffios nicbt 
an» Eins gut nicht für Alle. 

6) L'association coop^rative et le cr<$dit popnlaire, par 
J. E. Hörn. Journ. des Econ. NoTembre 1863 p. 177 — 199. 

Soci^t^ d'^conomie politique. R^nnion da 5. Decembre 1863* 
Journ. des Econ. Jan?icr 1864 p. 125 — 143. 

Der namentlich als „^conomiste financier^^ in Frankreich sehr geachtete 
deotiche Publicist E. Horn^ einer der thätigsten Mitarbeiter «n Journal des 
ioon^nistes, hat eine Einleitung geschrieben zu. einem Memoire tor A. Batbip 
,,8ttr lee Institotions de credit populairea'S welches im vergangenen Jahre von 
der Akademie der noraiischen und politischen Wissenschaften äu Paris gekrönt 
wurde. Der erste Artikel ist ein Theil dieser Introduction, wekhe una den 
Zweck zu haben scheint, die französischen Economisten auf das^ was nament- 
lich in Deutschland auf Anregung von Schulze-Delitzsch auf diesem Ge- 
biet geschaffen wurde , aufmerksam zu machen. Sie ist gegen ein Vorurtheil 
der französischen Nationalökonomen gerichtet. Seit dem Jahre 1848 ist das 
cooporati?e Genossenschaftswesen in Frankreich discreditirt. Gerade die National- 
ökonomen haben sich in ihrer grossen Mehrzahl von demselben abgewendet, 
je mehr es sich um eine Association Ton Nicblkapitalistcn handelt. Wir finden 
dies.anch in den Verhandlungen vom 5. December bestätigt. 

In dieser Sitzung der volkswirthschaftlichen Gesellschaft zu Paris sind ea 
nur Einige, wie Michel Chevalier und der beredte Advokat Ciamag er an, 
Garnier-Pagis, Jules Duval, welche Vertrauen zur Association der Ar- 
beiter hegen und ihr eine Zukunft versprechen. Das, was in Deutschland and 
England in den letzten 10 Jahren geschehen, scheint man in Frankreich sehr 
wenig beachtet zu haben« Gerade die Art des Ent wickelungsganges dieser 
öirthschalUiehen Richtung, däas last fiberall mit der . Pcoducti^enosspnschaft 
nicht der Anfang gemacht wurde, nnd beeonderss ia Deutachlsnd. die Asse- 
ciation der Kleinindnstri^len and Arbeiter zur Erlangung von Credit darch 
gegenseitige Verpflkhtüng und zu besUmtnten einzelnen wirthschaftlichen Zwecken 
atattfand, vet^ente doch gewiss volle Berücksichtigung.. Wie sich die fraAsG* 
aischen Nalionalökonomen über die Sache aussprechen, dafür einige Bebge: 
B^nard, der Rddactenr en chef de l'Avenir commercial,. furchtet , dasa die 
Associirten schnell auf den Weg des Communismos überglett^ weiden» D'upait 
glaubt, dass die gedeihenden Arbeitergenossenschaften nur seltene Ausnahmen 
sein dttrften, ohne irgend einen Einfluss auf die materielle Lage der Arbeiter. 
Villiaum^, der Verfasser eines „Nouveau tratt^ d'Economie politique^% geht 
auf der andern Seite so weit, dass er den Wwnsch anaspricht, daas der Staat 
100 Milßonen durch ganz Frankreich den Genciaaetischaften darleihe. 

Born wurde gestattet, seine Introdoction in der Akadenie der politisehen 
und «oriliaeben Wiasenadiaflen vorzuieaen* We.lowaki. tadelt bei dieser Ger 
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legffiiheit einen Auifiin Ton Hörn gegen im frensötbche SparluiMinweaen, in- 
dem er beklagt, data, anatatt daaa die Gelder vieder dahin aorackkeliren, wo- 
her aie kommen, nimlich ind en Kleinhandel und die Kleinindoairie, aie nnpro- 
ducti? die Reaerfen dea Schataca rergrösacrn. Non, in Schottland and im 
Dentachland, in den aogenaAnten Vorschoaakaaacn und Creditrereinen , welche 
auch wir ala die Sparkaaaen der Zakonfl ansehen, isl der praktiacho Beweia 
dafür geliefert, vnd in Deutachland giebt ea Tielleicbt Niemanden, welcher der 
franaöaiachen Einrichtung, daaa die Sparkaaacngelder die achwefcende Sdudd 
▼ergröaaern aoUen, das Wort reden würde. 



England. 

Die politiachen Artikel im Economut machen den wirthachaftlichen Intereaacn 
immer mehr daa Feld streitig. Ea beunruhigt aich deraelbe „über daa Er- 
wachen der rcTolutioniren Partei in Europa'^ und Schleswig -Holateä macht 
ihm Tiel Sorgen. Uebrigena ist anscheinend der Geldmarkt in der Bcaaemng 
hegrilTen und der Bankdiacont bia auf 6 Proc. gesunken. 

Wir handeln im Nachstehenden Ton den Staataeinnahmen, Spar- 
banken, den Anleihen Ton 18 63 und den in diesem Jahre gegrfindeten 
Geaellachaften, von den Gewinnen der Joint Stock Banken, den 
Finanxen der Vereinigten Staaten und dem Yorachlag xur Errichtung 
einer Gerichtabank. 



1) The roTonue. Economiat Januar 2. 1864. 

Daa mit dem 31**December 1863 schliessende Quartal 
demaelben Tage beendete Jahr war ein für die Einnahmen 
günstigea. Ea betrugen: 

die E i n n a h 
▼om 1. October bia 31. December 
1863 

Zdllo 6,970,000 

Acciae 4,753,000 



Stempelsteuer . . . 2,293,000 

Abachatsungataxen . . 1,285,000 

SinkomaMnateuer • . 2,132,000 

Poateinkinftt . . . 990,000 

Krondomancii . . . 87,000 

YerachiedeatBlMiahmtti 808,166 



1862 

6,320,000 

4,000,000 

2,187,000 

1,270,000 

2,931,000 

950,000 

86,000 

634,928 



sowie daa mit 
Groaabntanniena 



Ben 

aufa Kalenderjalir 1863. 

Zunahm«. 



— 615,000L.St 



211,000 

338,055 — 

60,000 — 

— 1,298,000 - 

200,000 — 

3,979 — 

537,157 — 



18,318,166 18,378,928 1,350,191 1,913,000 Sn. 

A^Iihmr562,809L.St. 

IIb HigcwShnlichet Ertrigaiaa e^b im letxIcB Tierteljahr dk YencknugS' 
alcnar (753^000 L. St.), mck die Stempdsteuer (Zunahme 338,055 L. St) 
wd «t PooteiyÄnflt (Zumhaae 200,000 L. St.) fur^a gamt Jahr 1863 aind 
IMmI ginntag. Auch dl« AbaMhm« u da» ErtrigaiaiaK umi d«tt Zllku mi der 
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Einkommeilsteuer atelien bei Weitem nichl im Vfifcdtaiie 4er Redvclion der 
BefteaeruDg dee Tliees ttnd des Einkommene. 

Die Eianahmen anfa ganze Jahr 1863 und 1862 waren x 

70,433,620 70,996,429 L. St. 

2) Sayinga' Banka Return und 

The new Return of the snma paid into and paid out of 
the Savings* Banks. Econ. February 6. 1864. 

Der englische Finanzminister Gladstone hat angeordnet, dass monatlich 
Uebersicbtcn über die Einnahmen und Ausgaben der Sparkassen des Landes, 
sowohl der alten Sparkassen^ als der Post Office SsTings^ Banks, yeröffenllicht 
werden. Wir stellen diese Massregel an Wichtigkeit gleich nach den WocheiP- 
Yeröffentlichungen der englischen Bank und den Yierteljahrs-Bekanntmachungen 
über die Staatseinnahmen und den Monatsübersichten des Handelsamts. Sie 
sind ein Barometer für die Lage der unteren Klassen. 

Diese Ersparnisse betrugen: 

am 30. Januar 1864 43,615,458 L. St. 
- 31. Decbr. 1863 43,465,270 - 

Zunahme 150,188 L. St. 
Während des Monats Januar haben ^s 

die Post Office Savings" Banks eingenommen 325,167 

ausgezahlt 227 

"~" 324,880 L.Si 

die alten Sparbanken haben ieiusgezahlt 280,754 
eingenommen 106,052 

174,692 - 

Total-Binnahme-Ueberachnss beider Arten von Sparbanken 150,188 L. St 
Die Postamts -Sparkassen scheinen die alten Sparbanken überfldgelt zu 
haben. Das Postamt selbst entwickelt sich immer mehr zu einer Finanz- 
anstalt. 

3) Dia im Jahre 1863 gemachten Anleihen und neuenl- 

standenen GeSeilschaften. 

Ans der „Bankers' Gazette'* des Economist vom 2. Januar 1864 ent- 
nehmen wir eine Uebersicht der 1863 contrahirten Anleihen (ungefähr llMill. 
L. St., Ifirklicher Sterlingswerth 8 Millionen) und der Deuentatandenen Ge- 
sellschaften. 

a. In Allleihen wurde 1863 angelegt: 

Regierung Ton Ceylon 1,000^000 L. St. 

Columbia . 200,000 - 

Baumwollen -Anleihe der ConfSderirten Staaten 3,000^000 - 

Italienische 5procentige ungefähr .... 3,000,000 - 

Kaiserreich Brasilien ........ 3,300,000 - 

Ottomaniachea Kaiatrreich 300,000 - 

. n. 19 
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i. IftBf 6»ielUf1itfteii wirdM fcfrüiidet: 

Antozinrtes Oezeidiiietet 

Zahl Capital Capital Eingezahlt 

Binkeii 27 31,900,000 25,000,000 2,171,600 L St. 

Füianz' and Discontogesell- 
schaften (financial and 

diKannt) 15 19,000,000 13,150,000 1,082,500 - 

Hanufactur and Handel . 65 14,455,000 10,400,000 1,786,750 - 

Eisenbahnen 17 9,496,000 9,196,000 1,064,850 - 

Versicherangen .... 14 10,300,000 7,375,000 692,500 - 

Schiffswesen 6 4,168,000 3,768,000 142,500 -^ 

Hour« 47 4,320,000 3,522,000 625,150 - 

Bergbaa 49 3,019,000 3,019,000 989,050 - 

Gas 6 670,000 580,000 38,500 - 

VencUedene .... . 17 2,655,000 2,125,000 282,25.0 > 

263 1 00,053,000 78, 1 35,000 8,875,550 L. St 

Das Jahr 1863 ist ein für die englische Volkswirthschaft an Gegensitzen 
rdches. Wir werfen jetzt einen Blick auf 

4) The Profits of Joint stock banking. Econ. January 30. 1864. 

Im Terflossenen Jahre haben die Joint - Stock - Banken zu London bessere 
Geschifte gemacht, als je zuvor. Die steigende Baiimirollennoth in Lancashire 
war begleitet von den immer steigenden Erträgnissen der Joint - Stock - Banken 
zn London. Die beiden wirthschaftlichen Ergebnisse hangen auch mit einander 
zosammeA. Wohlfeiles Brod, wie der Beginn des Halbjahres 1863 in Aas- 
sicht stellte, ist fär das Bankinleresse eine angunstige Erscheinung, denn es 
Terspricht die Anhäufung des Bullionvorraths in den Bankkellern und daher 
wohlfeiles Geld und yerhältnissmässig kleinen Bankgewinn. Diese trübe Aus- 
sicht ffir die Bankhalter ist yoliständig ausgeglichen worden durch die theure 
BanmwoUe und den Abfluss der edeln Metalle nach allen Weltgegenden hin 
a«m Einkauf dieser Waare. Der Economist bezeichnet das letzte Halbjahr von 
1863 als die productivste Periode für das Bankinteresse, die wohl jemals tot- 
gekommen. Er giebt folgende Ueberslcht über den Geschäftsgewinn und die 
Difidenden der 6 Hauplbanken im Jahre 1863: 

Div iden den 

Procente aufs Jahr 
Netto -Gewinn 1863. Zunahme. 30. Juni 31.Dec 
30. Juni 31. Decbr. 31. Decbr. 1863 1863 

li. St L. St pro Cent. 

London and Westminsttr . 129,922 147,816 13.80 20 30 

London Joint Stock . . . 58,690 80,573 37.28 lOVj 20»/, 

Union Bank 89,447 114,324 27.81 18 dS 

City Bank 27,691 33,030 19.28 10 12 

Bank of London .... 33,354 34,924 4.71 10 15 

Allianco Bank ..... 10,315 26,690 158.01 ' 4.55 6 

349,449 437,357 25.16 Durchschnitt. 

Die jangste Bank ist die Alliance Bank (linated), der ^e gliniends 
Zafcnnft Tsrsprosben wird. Während die drei grossen Banken London oad 
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Wiifitir (ff* t8S4>, Um*m Ahifc ftitk (f tM> Md Ihimi (18») im 
ScUass des iweiten Lebensjahres zusammen nar 19915,855 £• Sl» DepMiten 
hatten, liMtt die AUiance nach Ablauf von nar 18 Monaten ?on Zeit ihrer 
Gründung bereits 2,788,093 L. St. Depositen. 

Das Capital, die Depositen und den Reserrefond dieser Banken xeigt die 
folgende Uel^ersicht: 

Capital Reservefond 

^ ""^ '^ od. ungetheil- 

subscribirtes. eingezahltes. Depositen. ter Gewinn. 

Lqpdon und Westminster 5,000,000 1,000^000 1 5,6*29,095 275,953 

London Joint Stock . . 3,000,000 600,000 14,056,731 279,760 

Union 3,000,000 720,000 16,472,279 290,992 

City ....... 800,000 400,000 3,525,975 139,381 

Bank of London . . . 600,000 300,000 4,179,294 112,000 

Altiance 3,000,000 595,745 2,788,093 60,934 

15,400,000 3,615,745 56,651,467 1,159,020 

Wir bemerken schliesslich, dass die Procente des Reingewinnes vom ein- 
gezahlten Capital in den beiden letzten Halbjahren noch bei Weitem grösser 
gewesen sind, als die von den Banken vertheilten Dividenden. Der Economist 
glaubt aber, dass im nächsten Halbjahr selbst noch grossere Gewinne von d^ 
Banken erzielt werden. 

5) Hr« Chase's real position. Ecen. January 9. 1864 

The rate of interest which Hr. Chase pays for his loans. 
Econ. February 6. 1864. 

Aus dem umfilnglichen Leitartikel des Economist vom 9. Jsnnar mit allen 
seinen Wenn und Aber geht doch eine Anerkennung des Finanzministers 
Chfae und der Föderalstaaten von Nordamerika hervor. Ihm, dem hartnäckigen 
Tadler des ganzen amerikanischen Finanzsystems, wird es schwer, wenn er 
sagt: „In einem Lande, welches wir in Europa ein neues Land nennen und 
in dessen aufgehluftes und verfügbares Capital wir wenig Vertrsuen haben, w«r 
er (Chase) im Stande, Mittel zu finden für den kostspieligsten Krieg, der 
jemals bekannt geworden.'^ Und dies, fährt er ironisch fort, hat er mit einer 
nur unbedeutenden Vermehrung der gegenwärligen Lasten seines Landes zji 
Wege gebracht. Dieses „Finanzwunder'^ analysirt er denn auf Grund der jetzt 

Jelieferten Vorlagen. Daraus heben wir Folgendes hervor, dabei bemorkend, 
ass das Pfund Sterling immer za 4 Dollars angenommen wird. 

Es betrug die Ausgabe 

des Rechnungsjahres, endigend am 30. Jiini 1862 94,948,956 L. St 

- 30. Juni 1863 142,941,998 - 

das VierUljahr endigend am 30. September 1863 35,222,186 - 

Summa der Ausgabe 273,113,140 L. St. 

Wenn der nngedhro Jahresanfwand im Frieden mit 16 Millionen L..St. 
angOBommen werden kann, so CiUen anf die Finanzjahre 1862 and 1863 j« 
100 MillioiAB L.«t. Kriegahosteo. 

19* 
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Diei« «noniie Auigab« iit nim Tom FiniAxminitler Chüe Mgendtr- 
matten aufgebracht worden: 
Bilanx, forhanden am 30. Juni 1861 451,412 L. St. 

darch jSteuern: 
Flnanijahr endigend am 30. Jani 1862 10,387,144 
- 30. Juni 1863 22,279,957 
Vierleljalir endigend am 30. Sept. 1863 8,187,896 



durch Ankihen (einschliesslich Papiergelds): 
Finanzjahr endigend am 30. Juni 1862 86,789,106 
- 30. Juni 1863 119,119,146 
Vierteljahr endigend am 30. Sept. 1863 25,968,486 



40,854,990 



231,806,738 



Totalbetrag 273,113,140 L. St. 

Von den seit Schlust des Finanzjahrs 1861 bis zum 30. September 1863 
gemachten Schulden kommen: 

a) auf das Papiergeld .... 84,505,056 L. St 
fr) auf die eigentlichen Anleihen . 147,301,682 - 

Summa 231,806,738 L. St. 

Die englische Staatsschuld kann angenommen werden zu 800 Hillionen 
L. St. und der jährliche Stenerbetrag zu 70 Millionen. Der Economist bemerkt 
dazu, dass die Amerikaner in 2y2 Jahren zwischen Va und y^ dieses Schuld- 
betrags geborgt haben, einer Schuldenmasse, wozu England 150 Jahr gebraucht 
hat. Niemals, seit es eine Finanzgescbichte gegeben, habe eine so schnelle 
Ansammlung künftiger Lasten mit so wenig gegenwärtiger Unbequemlichkeit 
stattgefunden. 

Es könnte wohl darauf entgegnet werden, dass es für das amerikanischa 
Volk spricht, dass überhaupt solche Anleihen gemacht werden konnten — 
das Ausland wurde dabei bekanntlich wenig incommodtrt — und für den Finanz- 
minister, dass er wohlbedacht erst nach und nach die der Steuerlast ungewohn- 
ten Schultern seines Volkes an Tragen der Steuern zu gewöhnen suchte. 
Uebrigens steigen die Steuern Yon Jahr zu Jahr in immer stärkerer Progression. 
Die Engländer hatten auch hier eine Jahrhundert lange Uebung für sich. 
Erinnern wir uns doch einer Karrikatur aus der zweiten Hälfte des ▼origen 
Jahrhunderts, wo John Bull abgebildet ist als ein Animal, Ton dem jedes 
Glied des Körpers mit Steuerlasten beschwert ist. 

Oeber die Papiergeldfrage mag der Stab leicht gebrochen werden können. 
Hier sind Phrasen sehr wohlfeil. Nur wollen wir entgegnen, dass, wenn der 
Umsatz in einem Staate so gross ist, dass in einer einzigen Woche (z. B. Tom 
28. Noyember bis 5. Docember 1863) der Betrag der durch das Clearing 
House ib New -York ausgewechselten Ghecks der Banken über 450 Millionen 
Dollars betrug, der Verkehr des ganzen Staates ^n 400 Millionen Greenbackt 
nicht zu Grunde geht. 

Der Economist kritisirt auch die Ausgabe yon Oprocentigen Bondt in 
Stfichenj in 50 DoUara, 100 Dollars u. s. w. (diese ganze Anleihe Tom letzten 
rCongrelt beträgt 500 Millionen Dollara, und wird dieses Staatapapier naneni^ 
lieh Ton den kleineren Cepitalisten zur Anlage ihrer Ersparnisse eifrig gesucht) 
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und scheint dabei ganz su Tergeaaen , daaa er aelbat Nordamerika ein reichea 
Gemeinwesen nennt, in dem es keine Armen giebt und aich Jeder wohlbefindet. 
Dabei ist ea ein demokratisches. 

Auffällig ist uns immer geblieben, dass im Economist bei den sehr ana- 
ftthrlichen Besprechungen der amerikanischen Finanzverhältnisse die Ergebnisse 
des Exports und des Imports der Vereinigten Staaten mit tiefem Stillschweigen 
übergangen werden. Freilich sind das keine glänzenden Belege für daa Arcanum 
dea Freihandelssystems. Darüber werden wir nächstens aua amerikaniachen 
Quellen berichten. 

Der zireite Artikel ist eine Zuschrift des bekannten Banquier Thomson 
Hankey. Er weist nach, dass die 6procentigen amerikanischen Stocks, da 
1000 Dollars nominal mit 650 Dollara in Gold gekauft werden können und 
die Zinsen in Gold ausgezahlt werden, aich ungefähr 8V2 Procent verzinsen. 
Wir pflichten ihm vollkommen bei und glauben, dass nach Beseitigung der 
Geldkrisis in Europa viel Capital seinen Weg nach den Vereinigten Staaten 
finden wird. 

6) The expediency of establishing a judicial bank. Econ. 
February 6. 1864. 

Was ist eine Gerichtsbank (Judicial Bank)? So werden auch continentale Leser 
fragen , und auch in England existirte bisher ein solches Institut noch nicht. 

Es handelt sich dabei um die Verwaltung der Gerichtsdepositen. Der 
englische Finanzminister hat eine Commission ernannt unter dem Präsidium dea 
Herzogs von Argyll, um die Sache zu untersuchen. Was diese Gerichts- 
depositen in England besagen, davon giebt der Economist ein Beispiel am Court 
of Chancery. Dieser besitzt zunächst selbst einen Fond von mehr als 
2,250,000 L. St., von denen die ganze Jahrescfnuabme jetzt für die Kosten 
des Gerichtshofes verwandt wird. Bei diesem einen Gerichte befinden sich mehr 
als 54 Millionen L. St., und die Summe, welche jährlich bei diesem Gerichts- 
hof eingezahlt wird, überschreitet die Auszahlung um eine halbe Million L. St. 

Wir geben der Merkwürdigkeit halber die Auszahlung und die Einzahlung 
vom Rechnungsjahr endend mit dem 1. October 1862. 

Geld, Sicherheiten und andere Effecten. 

Gezahlt und übertragen 
an den Gerichtshof. aus dem Grerichtshofe. 

L. st 8. d. L. St/ . 8. d. 

Gold 9,119,368 17 1 8,957,308 2 5 

Bank 3^ percent Annuitiea . 5,447,058 16 4 4,254,552 13 10 

Reducirte Annuitiea . . . 674,284 13 10 569,140 6 9 

Neue 31 percent Annuities . 1,048,794 11 9 1,033,399 6 2 

Bank Stock 124,823 19 10 20,866 1 10 

Eaat India Stock .... 43,653 17 7 14,764 18 2 
Exchequer Bills .... 496,200 454,600 
Andere Sicherheiten . , 14,175 4 10 1,152 14 2 
Totalbetrag 16,968,360 1 3 15,305,784 3 4 
Der Vorschlag des Economist geht dahin, dass die projectirte Bank al« 
StaatsaDstalt alle diejenigen Depositen, über welche keine besondere Verwendung 
vorgeschrieben, ohne Vermittelung der Jobbers und Brokers von der Stock Ex- 
change yerwalten soll. K — n. 
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Die landwlrtliflehaflltehen Credltanatolten der Seliweis. 

In der Schweiz haben sich nur zwei Formen hypothekarischer Creditinsti- 
tate entwickelt, solche, die Tom Staate gegründet, und solche, die durch 
Actiengesellschaften in's Leben gerufen wurden. Credit? e reine der Grund- 
besitzer, wie sie namentlich in den einzelnen Provinzen des preuss. Staates 
schon in dem Yorigen Jahrhundert bestanden, sind unbekannt. Die Staats- 
anstalten sind die alteren. Sie existir-en in den Kantonen Bern und Genf. 
Die berner wurde 1846, die genfer 1848 gegründet. Beide operiren theils 
mit den Staatskapitalien, welche ihnen die Gesetzgebung zugewiesen hat, theils 
mit Privatkapitalien, die durch Ausgabe kündbarer Obligationen gegen Garantie 
des Staates aufgebracht werden. 

Auf Actien gegründete hypothekarische Creditanstalten gab es abgesehen 
Ton einigen Bankinstituten, welche neben den regelmassigen kaufmännischen 
Bankgeschäften auch hypothekarische Darlehnsgeschäfte betreiben, wie die aar- 
gauer und solothurner Bank; am Ende des Jahres 1863 8. Bei dreien der- 
selben, nämlich bei der thurgauer Hypothekenbank in Frauenfeld, bei der 
basellandschafllichen Hypothekenbank in Liestal und bei der „caisse hypothdcaire 
du canton de Fribourg^^ hat sich der Staat als Actionär betheiligt. Die übrigen 
5, welche in Zürich, Basel-Stadt, St. Gallen, Neuenburg und Lausanne ihren 
Sitz haben, sind reine PriTstanstalten. Nur eine einzige derselben, die thur- 
gauische, hat das Recht, Banknoten auszugeben, und hat von diesem Recht 
Gebrauch getnacht. 

Das Gebiet der 8 Kantone, welchen diese 8 Actieninstitute angehören, 
umfasst 10,888 QKilometer oder ungefähr V^ der Schweiz und eine Bevölkerung 
von 1,035,060 Köpfen. Das Actienkapital der 8 Institute betrug Ende 1863 
3IV2 Millionen Frcs. Obgleich 3 dieser Anstalten, nämlich die baseler, die 
st. -galler und die neuenburger, noch keine erhebliche Wirksamkeit entfalten 
konnten, weil sie erst im Laufe des Jahres 1863 ihre Thätigkeit begannen, 
so beliefen sich doch die von allen 8 Anstalten auf Grundeigenthum ausge- 
liehenen Summen am Schlüsse des abgelaufenen Jahres auf nahezu 60 HiUfonen 
Franken, wovon beinahe die Hälfte durch Ausgabe von Obligationen aufge- 
bracht war. 

Die Verpflichtung der Grundschuldner zu regelmässiger jährlicher Amorti- 
sation wurde schon in dem Gesetz über die Errichtung der berner Hypolhekar- 
kasse vom 12. December 1846 als allgemeine Norm aufgestellt, und seitdem 
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iit dM Amortisationsprincip meines WiMenf auch tob den meisten Actiengesell- 
scliaften als Regel festgehalten vorden. 

Die näheren Details, soweit sie über die Lage dieser Hypothekarinstitnta 
am Sehlasse des Terioss^en Jahres erhältlich waren, sind aus folgender lieber- 
Meht iti erkennen: 

a. Staatsanstalten. 

Betrag der Betrag der 

Ende 1863 Ende 18(63 atw- 

Jahr der Kapitalfonds ausgegebenen geliehenen 

Firma. Gründung, der Anstalt Obligationen. Kapitalsmnmtn« 

1) Barner Hypothekar- F'«- *^'«- ^'«•• 
kasse .... 1846 7,250,000 ?♦) ?*) 

2) Caisse hypoth^aire 

äe Genivo . . . 1848 2,345,683 5,528,500 7,040,536 

b. Auf Actien gegründete Anstalten. 

Betrag der Betrag der 

Jahr der Actien- ausgegebenen ansgeheheaen 
Gründung. kM)itaL Obl^ationen. Eapitalsunune- 



Efrc«. rrca. 

500,000 8,938,400 



Frcfl. 

7,570,624 



9,634,333 

16,076,329' 
7,747,049 
1,789,962 
1,121,976 



Firma. 

3) BasellandschafUiche 
Hypothekenbank , 1849 

4) Thurgauische Hy- 
pothekenbank . . 1851 1,500,000 3,299,880**) 12,927,210 

5) Caisse hypothec. da 
canton de Fribourg 1854 3,000,000 7,947,214 

6) Züricher Actienge- 
Seilschaft Leu und 
Comp 1855 15,000,000 5,746,444 

7) Caisse hypothecaire 
in Lausanne . .1859 3,000,000 2,108,200 

8) Credit Foncier Ncu- 
cbätelois . . .1862 1,000,000 885,080 

9) Baseler Hypothe- 
kenbank . . . 1863 2,500,000 434,000 

10) St.-galli8che Hypo- 
thekarkasse . . 1863 5,000,000 — — 

*) Am 1. Januar 1858 betrug das gegen Obligationen erhobene Kapital Frcs. 
5,651,446 und es waren Frs. 11,890,445 In 7,006 Posten ausgeliehen. Dass sieh aber 
seitdem das Geschäft dieser Kasse sehr vergrossert bat, beweist der Umstand, dass 
am 29. Juni 1863 der berner Grosse Rath beschloss, das Maximum der von der 
Hypothekarkasse als Einlagen anzunehmenden Gelder von 14 Millionen auf 18 Millionon 
Frcs. zu erhohen. 

**) Ausser dieser durch ausgegebene Obligationen aufgebrachten Kapitalsmmne 
standen der Bank £nde 1863 noch 3,122,239 Frcs. Sparkasseneinlagen und 6,091,299 
Kapitalien von Contocorrent-Creditoren zur Verfugung. Dagegen sind in dem oben 
angegebenen Betrage der ausgeliehenen Kapitalsummen auch die Beträfe der auf kurze 
Fristen und gegen Faustpfand ausgeliehenen Kapitalien mit enthalten. 

***) Diese Ziffern beziehen sich auf den Scbhiss des Rechnungsjahres Ton Kode 
October 1861 bis dahin 1862, d. h. auf eine Zeit, in welcher das Actienkapital dieser 
Tortreffiich verwalteten Gesellschaft hur 10,000,000 Frcs. betrug. Erst mit dem Jahr 
1863 wurde das Actienkapital um 5 Millionen erhöht, und es hat sich demzufolge ohne 
Zweifel auch der Betrag der auf Hypothek ausgeliehenen Summen im letzten Jahr 
entsprechend erhöht. B. H. 



ZWi- MisceJlen.. 

VI. 
üaclilialtiskeit der enfflisclien SIteinkolilen-Auslieate. 

Ueber die Nachhaltigkeit der eoglischen Steinkoblen-Ambeiite hat Edward 
Hüll B. A., F. G. S. , Officer of the geological Suryey of Grcat Britiin, in 
einem ansführlichen Werke „The Goal Ficlds of Great BritaiD. 2. ed. London^^ 
und auszugsweise in 9,The quarterlj Journal of Science ed. by J. Samuelaon 
und W. Crookes. London, Paris und Leipzig, Nr. 1. Jan. 1864. p. 24^^ 
neue und genaue Untersuchungen angestellt. Die Resultate dieser Unter- 
iuchungen gehören zu den wichtigsten und interessantesten Beziehungen zwiachen 
Geologie und Nationalökonomie. 

Alle englischen Steinkohlen gehören zu derselben Formation des paläozo- 
ischen Systems, zu der eigentlichen Steinkohle. Nach ihrer Lagerung unter- 
scheidet man Steinkohlenbecken und Felder. Unter einem Steinkohlenbecken 
Tersteht man Steinkohlen führende Schichten, die so gebogen sind, dass sie 
sich ringsum Ton ihrem Rande aus nach einem Mittelpunkte oder einer Mittellinie 
zuneigen, unter einem Steinkohlenfeld solche, die nahezu eben und deshalb 
gleichmässig gegen den Horizont geneigt sind. Kohlenbecken und Felder, deren 
Lagerung und Schichtenfolge so weit übereinstimmt, dasa man einen Ursprung* 
liehen und wenigstens theilweise in der Tiefe noch erhaltenen Zusammenhang 
anzunehmen hat, vereinigt man zu einer Gruppe. Danach übersieht man die 
englischen Steinkohlengebiete in folgender Weise: 

Nördliche Kohlengrnppe: 
1) Eohlenfeld von Ayrshire, 2) Kohlenbecken des Clyde, 3) von Lesmahago, 
4) von Clackmannan , 5) von Fifeshire und 6) der Lothians. 

Oestlichc Kohlengruppe: 
7) Kohlenfeld von Northumberland und Durham, 8) von Derbyshire, York- 
shire und Notts. 

Westliche Kohlengruppe: 
9) Kohlenfeld von Lancashire, 10) Burnley - Becken , 11) Kohlenfclder von 
Flintshire, 12) Denbighshire, 13) Poynton, 14) North- Staffordshire, 15)Cheadle, 
16) Shrewsbury, 17) Colebrook-Dale, 18) South -Staffordshire, 19) War- 
wickshire, 20) Leicestershire , 21) Forest of Wire. 

Südliche Gruppe: 
22) Kohlenbecken von Forest of Dean, 23) Somersetshire und 24) South- Wales. 

Die nördliche Kohlengruppe nimmt die Einsenkung ein zwischen den 
Mündungen des Clyde und Forth; sie wird nördlich begrenzt vom Fusse der 
schottischen Hochlande, südlich vom hügeligen Quellengebiet des Tweed. Der 
Grubenbetrieb hatte bereits im 14. Jahrhundert begonnen, ist aber bei einer 
jährlichen Ausbeute von etwas über 11 Millionen Tons noch auf mehr als 
2000 Jahre gesichert. 

Die östliche Kohlengruppe streckt sich von der Mündung des Coquet bis 
zu der des Tyne. Die Gruben dieser Gruppe sind von Anfang an sehr ergiebig 
gewesen; von ihnen aus ist London versorgt worden. Die Ausbeute ist in 
steter Zunahme; mit 20 Millionen Tons jährlich, wie im Jahre 1861, würde 
sie noch 360 Jahre fortdauern können. 

Die Felder der westlichen Kohlengruppe vereinigen sich zu einem grossen 
langliehen Becken, dessen Mitte jedoch von einer mächtigen Schichten-Folge jüngerer 
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6«sleine bedeckt iit. Der Kohlenyorrath würde als tinersdb&pfUch zu bezeichnen 
sein, venn Steinkohlengruben nicht auf eine massige Tiefe beschränkt wären. 
Einige Felder, wie die von Flintshire, Dcnbighshire und Colebrook-Dale werden 
jedoch noch in der Zeit des nächsten Menschenalters erschöpft sein. 

Unter den Becken, der südlichen Kohlengruppe ist das von South -Wales 
am grossesten; selbst bei einer jahrlichen Ausbeute von 10 Millionen Tone 
würde eine Erschöpfung erst in etwa 2400 Jahren eintreten. 

Ausserhalb dieser Becken liegt das Cumberland - Feld unmittelbar an der 
See, entlang der Küste zwischen Whitehaven und Maryport! 

Den obigen Angaben über die Ausgiebigkeit der englischen ^Steinkohlen- 

Silben liegt die Annahme zu Grunde, ihre Tiefe sei auf 4000 Fus» beschränkt, 
lese Beschränkung ist durch die Temperatur bedingt. Die ^unveränderliche 
Temperatur bei etwa 50 Fuss unter der Oberfläche Englands ist im Mittel 
(60,5®^ =) 8*'^,2. \on da aus nimmt die Temperatur des Bodens nament- 
lieh nach Hopkins' sorgfältigen Erwägungen bis 4000 Fuss zu um (56^^,42 ==:) 
25^', 07, und die Temperatur der Luft in den Gruben wegen ihrer Verdichtung 
noch um (13«U6 =) 5" ,88; sie wurde danach (120»^ ,08 =) 39«', 15 be- 
tragen. Bei 80 hoher Temperatur, wie sie sich nur selten unter den Tropen 
einstellt, ist auch, abgesehen von andern Gefahren und Beschwerden, Menschen- 
arbeit unmöglich. Nun muss zwar auch aus andern Gründen die äussere Luft 
durch jeden Grubenbau geführt werden und dadurch wird, wie durch neuere 
Versuche festgestellt ist, die Gnibentemperatur je nach der Jahreszeit — und 
Tiefe des Schachts — um (20"^ — 30»^=) 9«' — 15*^' erniedrigt; aber 
selbst bei der vollkommensten Luftzuführung würde Menschenarbeit in 4000 Fuss 
Tiefe nur während der kälteren Jahreszeit anwendbar sein. Als praktisch zu- 
gänglich sind also die Steinkohlenschichten Englands höchstens bis 4000 Fuss 
unter der Erdoberfläche anzusehen, und auf diese Ansicht beziehen sich die 
Zahlen der zwei ersten Spalten der folgenden Tabelle: ' , 

Kohlen- Ausdehnung in Vorrath in Mil- .Ausbeute^ im Zalil der 

grüppe. engl. Q.-Meilen. Honen Tons. Jahre 1861. Gruben, 

nördliche. . . . 1,920 25,300 11,081,000 424 

östliche . . . 1,845 24,000 34,635,884 848 

westliche ., . , 535 7,549 25,643,000 1,158 

südliche . . . 1,094 26,^60 13,201,796 516 

Cnmberland . 25 90 1,255,644 28 

5,419 83,544 83,817,324 2,974 

Der hohe Aufschwung des englischen Steinkohlenbergbaus erfolgte erst 
nach der Erfindung der Dampfmaschine. Während zu Anfang dieses Jahrhunderts 
jährlich wahrscheinlich nicht mehr als 10 Millionen Tons gefördert wurden, 
hatte sich die Förderung schon 1830 auf 30 und 1851 auf 54 Millionen ge- 
steigert, und erreichte 1861 die ungeheuere Summe von 86 Millionen; Doch 
hält Hüll eine fernere Steigerung über 100 Millionen hinaus weder für wahr- 
scheinlich noch für wünschenswerth ; um diese Grösse werde, so meint er, die 
jährliche Ausbeute schwanken, so dass sie noch wenigstens 8 Jahrhunderte aus- 
dauern könne. Sd. 

VII. 
Die Staatsselialden der Tereinisten Staaten v. BTord-Amerika. 

Zur Ergänzung von Seite 296 theilen wir folgende üebersicht mit: 
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Me Ihütwidceloiiir 4«' Seeltaiidciflflotte Bremens von iS4(l 

liii finde 1868. 

Soeben ist ein nener Jahrgang; der Yortrefflich gearbeiteten „Tabell ari- 
schen Üeberaicht des Bremischen Handels'^ vom Statistischen 
Bureau za Bremen veröffentlicht worden, der die Handelsstatistik Bremens fär 
das abgelaufene Jahr Tom 1. Januar 1863 bis 1. Januar 1864 umfasst. Wir 
«ntnehmen derselben folgende Uebersichten : 



Ende des 


Bremens 




Darchscnnittliche 


Jahres. 


Seeschiffe. 


Lasten. 


Ladungsföhij^eit 


1845 


223 


36,057 


162 Last. 


1848 


237 


45,490 


192 - 


1851 


237 


50,233 


212 - 


1854 


251 


63,6S2 


254 - 


1855 


261 


69,739 


267 - 


1856 


269 


75,898 


282 - 


1857 


279 


83,083 


298 - 


1858 


279 


90,602 


325 - 


1859 


262 


82,446 


315 - 


1860 


257 


82,375 


. 321 - 


1861 


253 


82,868 


327 - 


1862 


277 


90,935 


328 - 


1863 


302 


103,162 


342 - 



IX. 

Bremensi Ausuranderer-BefürderaniP von 1832 him 
finde 186S. 





Zahl der 


Davon gingen nach 
New-York. 


Jahr. 


Personen. 


1832—1857 


685,768 


? 


1858 


23,177 


12,457 


1859 


22,011 


12,767 


1860 


30,296 


15,556 


1861 


16,540 


12,048 


1862 


15,187 


12,477 


1863 


18,175 


16,428 



Summa in 32 Jahren 811,156 

Die Auswanderung nach Nordamerika hat demnach troti des fortdauernden 
Krieges im letzten Jahre wieder zugenommen. 
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Zahl der 
AnstalteD. 



Zahl des 
Directionspereonals. 



2 3 

2 mit 66 Maschinen 8 



X. 

Die Br^el^niMe der «ewerlieaafiialime im HerBogtHiuBL 
S.-Alten1>iur9 am ScMiuise des Jalires 1861. • 

A. Fabriken und Torherrachend für den Grosshandel beachaf 
tigte Gewerbs-Anstalien, sowie Dampfmaschinen. 

I. Wollspinnerei. 
Handkämmereien . . . 
HaschinenvoUkämmereien 
Streichgarn- und Halb- 
wollgarn-Spinnereien . 
Kammgarnspinnereien 2 

n. Weberei. 

Gehende Wehestähle 

in Baum- und Halbbaumwolle 

- Leinen . . . 

- Wolle und Halbwolle . . 

- Strumpfwirkerei .... 
Webestühle als Neben - Be- 
schäftigung 

Zahl der 
Fabriken. 

Tuchfabriken ... 9 

Fabriken für andere wol- 
lene und halbwollene 
Zeuge 17 

Walkmühlen ... 2 



6 mit 4440 Spindeln 10 
2 - 1000 - 

Zahl der 
Webstuhle. 

431*) 

295 

2167 

223 

70 

Zahl der 
Handstähle. 

13 



43 
16 

34 
13 329 

Zahl der Meiatei oder 
für eifcne Keehnnag 
arbeitenden Peraonen. 

217 

1213 
147 



Arbeiter 
männliche. weiblkhe* 

89 
54 

51 

227 

Zahl der Ge- 
httlfen und 
Iiehrliac«. 

95 

1228 

91 



Directiona- 
personal. 

10 



männl 

29 



Arbeiter 

weibl. 



1191 



43 



566 



Zahl der 
Anstalten. 

Garnfärbereien in Baum- 
wolle und Wolle . . 3 

Garn- und Stückfärbereien 
und Appreturanstalten 
für Seidenwaaren . . 1 

Stückfärbereien und Ap- 
preturanstaltcn für an- 
dere Waaren ... 2 
III. ' Fabriken für Metallwaaren. 

Fabriken für Maschinen 
einschl. eiserner Schiffe 2 

Anstalten für Hecheln, 
Kämme , Jacquardma- 
schinen-Karten, hol- % 
zerne Web- u. Strumpf- 
stahle, Spindeln, Cy- 
linder , Blattbänder , 



Directious- 
peraonal. 



männl. 



22 



5 Gehülfen. 

Arbeiter 

weibl. 



16 



12 



♦) Auf 139 Webestühlen (im Gerichtsamt Kahla) arbeilen dieselben Personen 
auch in Leinen. 
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Zmhl im DireotioM- 

AaftAlteD, persoBftl. 

Spulen, Schützen, Platinen, 
Weberringe und Weberge- 
schirr 8 8 

IV. Bereitung von mineralischen Stoffen. 

Kalkbrennereien .... 1 2 

Ziegeleien ...... 95*) 98 

Gypsmuhlen, Asphalt-, Cement- 

ond Schlemmkreide-Fabriken, 

auch Fabriken für Wetz- und 

Schleifsteine 7. 6 

Chemikalien-, Bleiweiss-, Zink- 

weiss- und Farben-, auch 

Farbhck- Fabriken ... 3 4 

Porzellan -Fabriken ... 5 11 

Steingut-Fabriken und Fabriken 

ffir andere Irdeniraaren .3 .3 

V. Zubereitung yon Pflanzen- und Thierstoffen. 

QeIniuhlenundOelra£Gnerieen . 45**) 15***) 

LohnQhlen ...... 25 . 3 

Sagemühlen und Fournier- 

achneidereien 90 24 

Theeröfen und Pechsiedereien, 
desg^. Kienöl- und Russ-* 
hotten ....... 8 8 

Knochenmühlen, Beinschwarz-, 
Pottdrette-, Urate- u. Kunst- 
dünger-Fabriken, auch Blut- 
trocknungs- Anstalten . . 2 1 

VI. Holzwaaren, Papier und kurze Waaren. 
Papier- und Pappe -Fabriken 

und Papiermühlen ... 4 8 

Spielkarten -Fabriken ... 2 ' 2 
Steinpapp- und Papiermache- 

waaren- Fabriken ... 5 8 
Strohhut- und Strohwaaren- 

Msnufacturen .... 2 2 



Arbeiter 
mSnnl. weibU 



52 

72 



22 

178 

48 



18 
2 

39 
32 



24 
5 

10 



13 



20 



18 



Unter den 95 Brennöfen sind 14 im Gerichtsamt Altenburg, 2 in Ronnoburg 
und i in Orlamfinda , in welchen zugleich auch Kalls gebrannt wird , wobei das Auf- 
aichtspersona! und die Arbeiter derselben Ziegeleien thätig sind. 

**) 16 Oelmählen des Gerichtsamts Kahla sind nicht mit Getreidemflhlen ver- 
bunden und ist das betreffende Aufsichtspersonal nebst Arbeitern von den Loh - und 
Sagemühlen hierbei mit yerwendet 

***) Bei 4er Oelmfihle in Orlamftnda ist zugleich das Aofoichtsporsonal das M 
der dortigen Wassermähle angegebene. 



S06 HiiCflUii. 

Vn. Verzehrungsgegenstfade. 

a. ueireiaemunien. ^^^^ ^^^ eigene Gekfllfem 

Zahl der Zahl der Rechounf arbei* mad 

Mählea. Mahlirftnge. tenden Personen. LckrUnM» 

Wassermühlen ... 217 440 21!^ 257 

Windmühlen: 

1)* Bockmühlen . . 30 — 30 25 

2) Holländische Mühlen 2 — 11 

Dampfmühlen ... 3 12 und 10 Arbeiter. 

b. Tabacks- und Gigarrenfabriken. 

DireetioDS- Arbeiter 

Zahl derselben. personal. m&anL weibl. 

23 32 333 004 

c. Essig', auch Holzessig-Fabriken. 

7 7 4 — 

dL Bierbrauereien. 

165 148*) 139 7 

e. Branntweinbrennereien und Destillir-Anstalten. 

38 42 03 3 

Yin. Fabrikation künstlicher Medicinal- und MineraIwSsser. 

2 2^ 18 2 

IX. Vorhandene Dampfmaschinen aller Art. 

Zahl derselben. Pferdekrafl. 

Für Bergbau, Bütten- und Salinenbetrieb . . . 12 139 
Für Ent- und Bewässerung und landwirthschaflliche 

Zwecke, einschl. der Locomobilien 9 22 

Für Schneidemühlen 1 80 

Für Getreidemühlen 4 08 

Für Spinnerei, Weberei und Walkerei .... 7 .88 ^ 

Für Maschinenfabriken 1 ly^ . 

Für andere Fabrikzweige .... v ... 3 17 

Für Handelsgewerbe .2 12 

B. Handels- und Transportgewarbe, Gast^ und Schankwirth- 
schaft sowie Anstalten und Unternehmungen zum literarischen 

Verkehn 

I. HandelundHandelsvermitteldng. ^:a«X«bt?' B^l^ZVütSi.. 

Kaufleute, welche eigene oder Kommissionsge- 
schäfte ohne offene Läden betreiben . . ' 73 36 

Kaufleute, welche offene Verkaufsstellen halten 349*^ 176 

Herumziehende Krämer, Lumpensammler und • 

andere herumziehende Händler .... 235 — 

*) In den Brauereien, die nur Geroeindebrauereien für die resp. fvm Beiher 
bierschank berecliligleii Nachbarn sind, welche die dabei vorkommenden Arbeiten mit 
ihren Dienstboten, allenfalls mit BeHiülfe eines MieUibrauers selbst besorgen, ist das ! 

Aitfsicbta-» und Arbeiterpersonal niciit angegeben. i 

**) Unter den Kaufleulen im Gericlilsamtsbezirk Eisenberg sind auch die Bandler ' 

nft Holzwaaren In den Dörfern, weich« zu diesem Zwecke dergleichen Waaren auf- 
kaufen, aufgenonuncn worden. 
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EifentliüiBer odex Faktoren. Koomiie, 

Getchftftiialiaber. Bmehtaltef «.LeliffUBf«. 
BaBqttitrs, GtU-* und Wechf t IhandluDgen, Mäkler 

im Kleinhandel, Goterbeatatip^er, Spediteure 35 3 

Auktionatoren, Agenten, Kommiaaionäre, €on- 

cipienten, Pfandleiher, Gealnderermiether . 29 6 

U. Landtransport. 
Elaenbahnen 2 mit einer Linge Ton 4,776 geogr. Meilen. 
Chauaaeen 43,592 geogr. Meilen. 
Fuhrleute 212 mit 123 Knechten und 485 Pferden. 

in. Gast- und Schankwirthschaft. 
Gaathdfe 173 mit 77 Kellnern u. Geholfen und 37 Kellnerinnen u. Gehülfinnen. 
Speiaewirthe 16 mit 18 Dienern. 
Schankwtrthe 21 mit 41 Dienern. 

IV. Anstalten und Unternehmungen zum literarischen Verkehr. 

Buch- und Notendruckereien . . . 4 mit 7 Dirigantan «od 95 Arbeitern. 

Druckereien Ton Kupferalichen, Holi- 
achnitUn u. a. w. ....... 4 - 6 - . • 7 

Buch-» Kunat- und Mnaikalien- Hand- 
lungen 7«- — - -10 GehfiUen. 

LeihbibUotheken ..$._ . -i 

C. Htndirarkar. 

I. Bereitung von Nahrungsmitteln. ni'ÄwnJ «wÄSr 

Peraooen. Gehfilfen n. Lehrllnf «. 

Bäcker . 226 133 

Kuchenbäcker, Conditoren ...... 26 23 

FleiKher 250 127 

Flacher, Irelche die Flachere! geverbaweiac 

treiben ........... 37 6 

Kunat- und' Handelagirtner ...... 81 45 

n. iPersönliche Dienstleistungen. 

Barbiere w . . . 57 48 

Friaeure und Tourenmacher 2 1 

Inhaber yon Badeanatalten 2 8 

Scharfrichter, Abdecker und Waaenmeiater . 5 7 

in. Bereitung von Stoffen für gewerbl. und häusl. Zwecke. 
Gerber und Lederarbeiter ...... 106 89 

Seifenaieder und Lichtzieher 39 12 

Verfertig^r Ton Dinten und Farben, Firniaaen, 

Wichaen, Schmieren ......... 6 — 

IV. Verfertiger von Stein-, ürdenen und Qlaswaaren. 
SleinmeUen, Steinhauer ....... 16 88 

Tdpfer, Ofenmacher und Veiiertiger Ton irde- . 

nen Waaren .....' 32 23 

Glaaer, fihaachleifer und GlaaUaaer 82 50 
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V. Bauhandwerker. 'SSSllUtVZS:!:' 

FerioacB. G«liAlfS»m u. Lekrltng«. 

Maurer 88 » 1378 

Zimmer- n. Schildermaler, Anatreicher , Ver- 

golder u. 8. w 24 32 

Zimmerleute .....* 143 1001 

Brunnenbauer, Pumpenmacfaer 18 17 

Dachdecker 65 44 

Steinaetzer oder Pflaateret 5 33 

Schornateinfeger 9 19 

VI. Maschinen-, Mühlen- und Wagenbau. 

Mühlenbauer und Mühlenflickarbeiter ... 23 36 

Spritzenmacher 2 1 

Räder- und Steilmacher 202 100 

Wagenbauer 21 18 

\TI. Metallarbeiter. 
Grob-, Huf-, Kesael-, Pfannen-, Ketten- vnd 

Senaenacbmiede 271 260 

Schlosaer, worunter auch Zirkel-, Zeug-, Bohr-, 

SSge-, Measer-, Nagel-, BOchsenaehmiede, 

Sporer, Feilenhauer, Inatrumentenachleifer 

und Scheerenachleifer . . . . . 153 153 
Nadler, Haflel-, Schlingen-, Haar- und Draht- 

aiebmacher 39 19 

Gürtler, Bronzeüre, Neugold-, Neuailberarbeiter 

und Metallknopfmacher 27 13 

Eupferachmiede 16 10 

Roth-, Gelb- und Glockengieaaer .... 3 2 

Klempner in Blech und Zink ..... 27 34 

Zinn- und Bleigieaaer iO 2 

Gold- und Silberarbeiter, Bijoutiere ...15 9 

Steinachneider, Pettschaflatecher , Grayeure .3 2 

Gold- und Silberachläger 1 2 

VIII. Instnimentenmacher. 
Mechaniker für mathematiache , optiache, phy- 

aikaliache Gegenstände ...... 2 3 

Chirurgiache Instrumentenmacher , und Banda- 

gisten 2 1 

Verfertiger musikalischer Instrumente aller Art 17 37 
Klein- und Gross-Ubrmacher, Uhrgchäuae- und 

Zifferblaltmacher 30 13 

IX. Bereitung von Gespinnsten und Geflechten. 
Wollspinner und Wollstricker ..... 5 50 
Flachabereiter, Leinenspinner und Leinenatticker 13 — 

Watten- und Dochtmacher .6 1 

Verfertiger >on geflochtenen Decken und Matten . 12 . . — 

Seiler und Reepachlager 140 66 . 
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X. Zurichtung von Geweben. Rccheang MbViSndr 

Personen. Gekülfen n. liehrlinfe. 

Tuchscheerer und Tachbereiter 12 5 

Färber aller Art . 19 12 

XI. Bereitung von Lederwaaren. ^ 

Schuh- und Pantoffelmacher und Altflicker . 999 643 

Handschuhmacher 5 572 

Kürschner und Rauchwaarenhändler, auch 

Mützenmacher 41 24 

Riemer, Sattler, Beutler, Täschner . . . 146 73 
Xn. Bereitung fertiger Kleidungsstücke. 

Meister oder für eirene Rechnanf 

arbeitende Personen. Gehülfen und Lehrlinge, 

mftnnl. weiht. m&nnl. irelbl. 

Schneider und Kmettenmacher 700 325 A^ 14 

Posamentiere und Zeugknopf- 
macher 103 — W 

Putzmacher u. Putzmacherinnen 1 67 — 53 . 

Gold-, Silber-, Seidensticker, Tapisseriearbeiter, 
Blumen-, Haar- und Federbusch-, Schmuck- 
federn-, Strohhut-, Epaoletten-j Parameiiteii- 
macher u. V erfertiger künstlicher Haararbeiten 10 1 

Hntmacher, Filzmacher und Hutstaffirer . . 28 148 

XIII. Verfertiger von Holzwaaren. . 
Tischler, Stuhlmacher, Möbelmacher ^ und 

Möbclpolirer 281 186 

Gross- und Klein -Böttcher 186 n2 ^ 

Yerfertiger grober Holzwaaren, als Schuhe, ' 

Löffel , Leisten , Mulden u. dergl. . . . M — ^' 

KorbfTaarenmacher 124 38 

Tapeziere, Dekorateure u. Polstenyaarcnarbcitcr 3 1 

Sonnen- und Regenschirmmacher .... 5 3 

XIV. Verfertiger kurzer Waaren von Holz, Hom, Bein, Metall, 

Bernstein. 

Drechsler aller Arilin diesen Stoffen . . . " 83 ~ 21 

Verfertiger von Spiel- und feinen Holzwaaren H ' . *^ 

Haarkammmacher ......... 17 .23^ ^ ; . 

Bürstenbinder und Pinselmacher .... 27 ! 185 , , 

Buchbinder und Futteralroacher .... 39 , 34 . 

XV. Gewerbzweige fttr EunstdariBtellungen und AusscbmüekiiBgs^ 

gegenstände. 
Bilder-, Blumen- und Porzellanmaler, Da- 
. guerreotypisten , Pbotographntcn und Ko* • » • •> 

kristen . 38 7« r 

Ladiirer aller Art, als Bkth-, Hob- und 

Tnchlackirer 4 . 2; ; 

Verfertiger toii Sttiaptpp- u*d Pappvtaren^ • 



310 Mifcellen. 

Meister oder ffir eigene 
Rechnanf arbeiteode 

Personen. Gehfllfen u. L«itrlinfe. 

~ Attrapen und Goldborten, au€h Verfertiger . 

▼on Gypsfiguren u. dergl. 3 6 

Architecten, Bildhauer j^ Maler, Erzgieaaer, 

Giseleure, Galyanoplastiker und andere der 

bildenden Kunst Angehörig« 11 2 . 

Musiker, welche sich ihrer Kunst an festen 

Orten widmen 38 167 

Umherziehende Musiker .38 — 

Umherziehende Schauspieler, Eqnilibristen und 

Schausteller 9 30 

XVI. Handwerke und bestimmt abgegrenzte Gewerbzweige , welche 
nur provinziell oder nur örtlich vorkommen. 

Doaenmacher 6 1 

Holzsiebmacher 2 — 

Maschinenbauer 1 — . 

Tuchmacher 4 2 

Z>. Production des Bergwerks- und Salinenbetriebe«. 

i. Gruben. 

Braunkohlen. 

Aaxahl der Quantum der Prodaetion Oe1dir«rth der Prodirettoii Anzahl der 

Werke, in Zollcentnern. am Uraprungsorte in Thalern. Arbeiter. 

87 2,995,024 136,81iy3 774 

II. Salinen. 

Dungegyps. 
Z 1,060 90V8 1 «öf V4 J«»»r, 

2aufjel4Tage. 



'XI. 
Bie Wollen -InduBtrie jLpolda'0. 

Apolda^ der einzige Fabrikort dea Grossherzogthuns Weimar, welcher 
1862 auf der londoner Industrieausstellung die thüringischen Herzogthfimer 
yertrat, war im Jahre 1817 noch ein kleines LandstSdtchen von 3021 Einwohnern, 
in dem wie damals fast überall in Thüringen neben der Landwirthschaft alle 
Gewerbe nur für den nächsten ortlichen Bedarf betrieben wurden. 

. Seitdem hat es eine hervorragende und immer ateigende Kraft dea Wachs- 
thums entwickelt. 1843 hatte es 4507 und Ende 1861 7732 Einwohner. 
Seine Bevölkerung wuchs also in den 26 Jahren yon 1817 — 1843 um 
49 Procent und in den 18 Jahren Ton 1843 — .1861 sogar um 71 Preeenk 
oder lim beinahe 4 Procent per Jahr. Noe)i wichtiger ist der Umstand, <due 
der aeitdem neu hinzugekommene Thcil der Bevölkerung eine Greasindoatrie 
betreibt, die viele Meilen über das Stadtgebiet hinaua bia Halle, Jena und 
Caaaei Tanaende von arbeitenden Händen beschäftigt, und deren Produkte als 
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WelUianlelfartikel ebeoio nach Italien und dem Orient wlfli nach Peteraburg 
und Amsterdam wandern. 

Diese Industrie verdankt ihre Entstehung einem einfachen Strompfwirker, 
Namens Christian Zimmermann, der 1761 geboren war und noch zu 
Anfange dieses Jahrhunderts seinen Wirkerstuhl in seiner Wohnstube stehen 
hatte und zu jeder Hesse seine gewirkten Strumpfwaaren auf dem eigenen 
Rucken nach Leipzig trug. AUmähiig erweiterte die Solidität seiner Waaren 
seine Messkundschaft. Die Nachfrage wuchs und steigerte seinen Fleiss und 
seine Kraftanstrengung. Sein Geschäft Tergrösserte sich. Zimmermann fing an, 
auch andere Wirkermeister für sich arbeiten zu lassen; er wurde Unternehmer. 
Als er im Jahre 1843 -starb und sein Geschäft seinen beiden Söhnen Wilhelm 
und Ludwig in Verbindung mit einem kaufmännisch gebildeten Assod^, Namens 
Wiedemann hinterliess, stand das Haus Zimmermann in ganz Deutschland 
in hohem Ansehen, und das unbekannte Landstädtchen -Apolda war in einen 
weithin genannten Fabrikort umgewandelt. 

Gegenwärtig werden in Apolda alle Wollenwaaren fabricirt, welche mit 
Hälfe des Wirkerstuhls gefertigt werden können. Da hierbei die Bedürfnisse 
der yerschiedeneh Alter , Geschlechter , Stände und Nationen Berücksichtigung 
finden, so ist die Mannigfaltigkeit der Erzeugnisse so gross, dass sich in den 
WaarenlagernApolda's über 4000 verschiedenartige Artikel unterscheiden lassen,, 
und dass sich daselbst ebenso sehr der Geschmack der Hausknechte wie der der 
Damenwelt bei den verschiedenen Nationen erkennen lässt. Gewebte Stoffe 
werden nur insoweit gemacht, als sie zur Vollendung und Ergänzung einzelner 
gewirkter Artikel nothwendig sind. 

: Das Geschäft des Fabrikanten ist doppelter Art. Er ist Fabrikunternehmer, 
der die wollenen Garne aus englischen oder deutschen Spinnereien bezieht und 
die Waaren durch die Wirker anfertigen lässt, und ist Kaufmann, der die 
Fabrikate als Grosshändler selbst vertreibt und durch reisende Gommis ver- 
treiben lässt. Die eigentliche Wirkerarbeit ist ebenso wie die Seidenweberei 
Zürichs und die Mousselineweberei und Weissstickerei Appenzelle Hausindustrie. 
Die Wirkermeister, welche bis 1. Januar 1863 eine Handwerkerzunft bildeten, 
haben ihre Wirkerstüfale in ihren eigenen Wohnungen, erhalten Muster und 
Garne von dem Fabrikanten, zugewogen und fertigen mit ihren Gesellen und 
Lehrlingen die bestellten Waaren für die accordirten Preise in ihrem Hause an, 
so dass dem Fabrikanten nur die Anfertigung der Muster und die Arbeit der 
Prüfung, Sortirung, Appretirung, Etikettirung und Verpackung der fertigen 
Waaren zufällt 

Im letzten Decennium haben aber die Fabrikanten Apolda'a ausser der 
Herstellung gewirkter Stoffe noch einen weiteren Industriezweig unternommen. 
Sie lassen, um dem Bcdürfniss der Detailhändler, welche ihre gewirkten Pro- 
dukte beziehen , vollständiger zu genügen , eine Menge wollener Artikel durch 
weibliche Handarbeit herstellen, und dieser Zweig von Arbeiten ist es, welcher 
vorzugsweise in den umliegenden Ortschaften, in Suiza, Dornbnrg, Kosen, 
Jena u. s. w. bis Kassel und Halle betrieben >rird, und welcher vielen Hun- 
derten von armen Prediger- und Lehrer - Wittwen ein Einkommen gewährt. 
Leider ist die Zahl der mit diesen Handarbeiten ausserhalb Apolda's beschäf- 
tigten Frauen und Mädchen nicht zu ermitteln und selbst den Fabrikanten un- 
bekannt, da diese nur mit einzelneu Frauen in den verschiedenen Ortschaften 

20* 
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in VtrbladuBg tteheii , veklie die Heretellung der beitelUen Artikel ia Aeceii 
übernehmen und diese wieder durch Unteraccordanten anfertigen lassen. 

Als für die Zwecke des Zollvereins am Schlüsse des Jahres 1861 die 
Gewerbeaufnahme stattfand, gab es in Apolda 39 StrumpfwaarcnfabrikanUn, 
welche in ihren Fabrikgebäuden und Magazinen 73 Buchhalter und Gommis, 
77 männliche und 191 weibliche Arbeiter und ausserhalb ihrer Fabriken 534 
Wirkermeister mit 449 mannlichen und ca. 400 weiblichen Gehtifen und 23 
Webermeister mit 32 Gebfilfen beschäftigten, und es waren im Ganzen 1032 
Wirkerstfihle und 60 Weberstuhle in Thaligkeit. Von den industriellen Ar- 
beitern Apolda's einschliesslich der Commis waren demnach 86y2 Procent 
ausserhalb der Fabriken und nur I3V2 Procent in den Fabriken beschäftigt. 

Seitdem ist der Umfang dieser Industrie noch erheblich gewachsen, und 
das eine allerdings weitaus grösste Haus Zimmermann, welches ungefähr 
die Hälfte der ganzen apoldaer Wollenfabrikation betreibt, beschäftigt gegen- 
wärtig allein 32 Commis, 62 männliche un4 195 weibliche Arbeiter in der 
Fabrik und gegen 400 Wirker nebst Gehülfen ausserhalb der Fabrik. Nament- 
lich sind die mechanischen Wirkerstuhle, deren Zahl 1861 sich erst auf 32 
belief, im Zunehmen begriffen und das Haus Zimmermann denkt bereits daran, 
^ zum Betriebe derselben die Dampfkraft in Anwendung zu bringen. 

Im Ganzen werden jetzt in Apolda rund 25,000 Centner wollener Game 
zum Durchschnittspreise^) von 3,750,000 Thalern jährlich verarbeitet, uni 
die Arbeitslöhne , welche jährlich von den apoldaer Fabrikanten gezahlt werden, 
betragen in runder Summe 500,000 Thaler. 

Eine Schattenseite der apoldaer Industrie liegt in dem Umstände, dass 
sie viele > Mädchen in der Stadt concentrirt, die allein stehen und deshalb leicht 
sittlichen Gefahren ausgesetzt sind. Indessen scheinen andere Umstände diese 
Schattenseite zu mildern. Wenigstens ist es statistische Thatsache, dass die 
Zahl der unehelichen Geburten in Apolda geringer ist als im übrigen Gross* 
herzogthum Weimar. Während im ganzen Grossherzogthnm im Zeitraum von 
1853 — 1862 die unehelichen Geburten 15,56 Procent ^) sammtlicher Geburten 
betrugen, waren in Apolda in den 3 letzten Jahren (1861 — 1863) nur 
14;3 Procent der Geburten uneheliche^). 

Unverkennbare Vorzüge der apoldaer Fabrikation sind es aber, dass sie 
zum bei Weitem grössten Theil Hausindustrie ist, die das Familienleben der 
arbeitenden Klassen nicht zerstört und den Eltern die Pflege ihrer Kinder nicht 
unmöglich macht, und dass sie vielen Wittwen und Waisen Nahrung gewährt, 
die ohne sie der öffentlichen Armenunterstützung anheimfallen würden. 
^ ß. H. ^ 

1) Das Pfund' gefärbtes wollenes Garn kostet je nach der Feinheit 1 Thlr. bis 
2V, Thlr. 

2) Vergl. die Jahrbücher I, 134. 

3) Im Jahr Geburten, uneheliche. 

1861 323 66 

1862 349 39 

1863 J57 52^ 

1029 147 



Eingfesendete Schriften. 

(In der nachfolgenden Uebersicht sind alle diejenigen Zusendungen ausgeschlossen, 
welche bereits in den Litteralur-Berichten dieser Jahrbücher besprochen worden sind.) 

a. Allgemeine. 
Frantz, A. , Oesterreich, Preussen, Deutschland nnd die Schweiz. Handbach 
der Statistik nach den neuesten und besten Quellen bearbeitet. Breshv, 
W". G. Korn 1863 — 1864. gr. 8. 

Hauchecorne, Statistische Uebersichten der im Jahre 1861 in* Betrieb ge- 
wesenen Eisenbahnen in Deutschland, der Schweiz, Frankreich, Belgien und 
den Niederlanden; ferner der Kaiserlich Russischen Nicolaus- und der War- 
schau- Wiener Bahnen. Nach aifitlichen Berichten und Hittheilungen auf- 
gestellt. Cöln, 1863. Fol. 

b. Einzelner Staaten. Preussen. 

Prenssische Statistik. Herausgegeben in zwanglosen Heften Tom Königlichen 
statistischen Bureau in Berlin. IV. Vergleichende Uebersicht des Ganges der 
Industrie, des Handels und Verkehrs im preussischen Staate 1862. Nach 
den Berichten der Handelskammern und kaufmännischen Corporationen. 
Berlin, König!. Geheime Ober-Hofbuchdruckerei (R. Decker) 1863. Fol. 

Engel, E., Zeitschrift des Königl. preussischen statistischen Bureaus. Berlin, 
Königl. Geh. Ober-Hofbuchdruckerei (R. v. Decker) 1864. 4. Jahrg. gr. 4. 
Inhalt. Nr. 1 u. 2: Engel, Die Beschlüsse der in den Tagen vom 6. bis mit 
12. September 1863 in Berlin abgehaltenen fünften Sitzungsperiode des inter- 
nationalen statistischen Congresses. — Nr. 3: Engel, Resultate des Ersatz- 
Aushebungsgeschafts im preussischen Staate in den Jabrin von 1855 bis 
mit 1862. 

Bericht über die Verwaltung der Stadt Berlin in den Jahren 1851 bis incl. 
1860. Herausgegeben von dem Magistrat. Berlin, 1863. gr. 8. 

(Lettow) Die Melioration der Niederungen an der Niers und dem Nord- 
kanale. Düsseldorf, W. de Harn. 4. * 

Bayern. 

Die Bewegung der BeTölkernng im Königreiche Bayern in den fünf Jahren 

4867/58 bis 1861/62 mit Rückblicken auf die 22 Jahre 1835/36 bis 

1856/57. Herausgegeben Yom Königl. atatistiachen Bureau. München, 
1863. Fol. 
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Sachsen. 

W e i n 1 i g , Zeitschrift des statistischen Bureaas des K5nigl. Sfichs. KDnisttHams 
des Innern. Leipzig, Königl. Expedition der Leipziger Zeitang, 9« Jahr- 
gang, 1863. gr. 4. 
I Dil alt. Nr. 1 u. !^ Beiträge zur Kennlniss der Vermogensverhältiiigse und 
des Haushalts der Städte des Königreiclis Sachsen. — Nr. 3 u. 4: Beiträge 
zur Statistik der in geschlossenen Etablissements mit mechanischen Mitteln 
betriebenen Industriezweige Sachsens im Jahre 1861. — Nr. 5 — 8: Die Be- 
völkerung des Königreichs Sachsens nach ihrer Beschäftigung und ihrem Er- 
werbe. — Nr. 9 u. IQ: Zur Statistik der Handwerke im Königreiche 
Sachsen 1849 und 1861. 

T. Schöuberg, B., Die Armengesetzgebang des Königreiches Sachsen. Für 
den practischen Gebrauch, mit besonderer Berücksichtigung organisatorischer 
Zwecke, in ihren wesentlichen Grundzügen erläutert. Leipzig, Rossberg'sche ' 
Buchhandlung 1864. gr. 8. 

Württemberg. 
(Steinbeis) Jahresberichte der Handels- und Gewerbekammern in Württem- 
berg für das Jahr 1862. Stuttgart, 1863. gr. 8. 

Hannover. 

Zur Statistik des Königreichs Hannover. (Aus dem statistischen Bureau.) 
Achtes Heft: Schifffahrts - Statistik für iKe Jahre 1849 bis 1860 incl. 
Hannover, 1862. Fol. 

Fachtmann, Gebundenheit oder freie Veräusserlichkeit des bäuerlichen Grund- 
eigenthums im Königreich Hannover. Stade, A. Pockwitz'sche Buchhandlung 
1864. gr. 8. 

Thüringische Staaten. 

Beiträge zur Statistik des Grossherzogthums Sachsen- Weimar-Eisenach. Heraus- 
gegeben vom Grossherzogl. Staatsministerium Departement des Innern. Die 
Ergebnisse der Volkszählungen im Grossherzoglhum Sachsen- Weimar- Eisenach 
in den Jahren 1816 bis 1861. Weimar, H. Böblau 1864. Fol. 

Hess, Mittheilungen ans dem statistischen Bureau des Herzogl. Staats-Ministeriums 
zu Gotha über Landes- und Volkskunde, besonders bezüglich des Herzog- 
thums Gotha. 1. Heft. Fol. 

Herzogl. Sachsen - Altenburgischer vaterlandischer Geschichls- und Hauskalender 
auf das Schalt- Jahr 1864. Altenburg, Hofbuchdruckerei. 4. (Enthält wie 
alle vorhergehenden Jahrgänge dieses Kalenders seit dem Jahre 1835 einen 
sehr werthvollen statistischen Jahresbericht über das Herzogthnm.) 

Die Land- und Forstwirthschaft des Fürstenthums Schwarzburg- Sondershausen, 
in ihrer Entwickeluug aus der Vergangenheit in die Gegenwart. Eiue Fest- 
schrift zur siebzehnten, den 26.^ 27. und 28. Mai in Sondershausen, abzu- 
haltenden General- Versammlung des landwirthschaftlichen Centrai-Vereins der 
Königl. Preuss. Provinz Sachsen, der Herzogl. Anhaltischen, Sachsen- Gothaischen 
und Fürstlieh Schwarzburg - Sondershausenscheji Lande, herausgegeben von 
dem Vorstande des Vereines zur Beförderung der Landwirthschaft für das 
Furstenthnm Schwarzburg- Sondershausen. Sondershausen, 1862. gr. 8. 
(Eine sehr vollständige und vortrefflich gearbeitete Agrarstatistik.) 
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Mecklenburg. 
Wiggers, M., Der Yernichtungskampf wider die Bauern in Hecidenbnrg. 
Zur Creichicfate des Jnnicerthnnis in Deutschland und zum Verständniss seiner 
Politik. Leipzig, J. F. Hartknoch Sep.-Conto 1864. 8. 

Bremen. 
Tabellarische ITebersicht des Bremischen Handels im Jahre 1862 zusammen- 
gestellt durch die Behörde für die Handelsstatistik. Bremen, 1863. gr. 4. 
Desgl. fur's Jahr 1863. Bremen, 1864. gr. 4. 

Russland. 
W 1 w s k i , M. L.y Les finances de la Russie. Paris, librairie de Guillaumin 
et Ci« 1864. 8. 

T. Jung, Fr., Material zu einer allgemeinen Statistik Li?land'8 und OesePs. 
1. Jahrgang. Riga, 1863. 8. 

Aegypten. 
T* Krem er, A. , Aegypten. Forschungen über Land und Volk während eines 
zehnjährigen Aufenthalts. 2 Theile. Leipzig, F. A. Brockh«us 1863» 8. 

Amerika. 

Sturz, J. J. , Schafzucht und Woilproduktion fSr deutsche Rechnung in 
Uruguay als Grundlage fär deutsche Ansiedelungen im La Plata-Flusagebiete. 

' Berlin, Selbstverlag von J. J. Sturz 1863. gr. 4. 

Grieben, A. H., Uruguay. Viehzucht und Ackerbau auf den Estancien, 
wie sie betrieben werden, und wie sie betrieben werden können! Anger- 
münde, Selbstverlag des Verfassers 1864. 8. 

II. srationalökonomisclieflr. 

a. Historisches. 

Röscher, W., Die deutsche Nationalökonomik an der Granzscheide des 
sechzehnten und siebzehnten Jahrhunderts. Des IV. Bandes der Abhand- 
lungen der philologisch - historischen Classc der Königl. Sachs. Gesellschaft 
der Wissenschaften Nr. UL Leipzig/ S. Hirzel 1862. Kl.-Fol. 

Kiua, 0., Das Finanzwesen des Ernestinischen Hauses Sachsen im sechszehnten 
Jahrhundert. Nach archivalischen Quellen. Weimar, H. Böhlau 1863. gr. 8. 

Brückner, A., Das Kupfergeld 1656 — 63 in Russland. Ein Beitrag zur 
Geschichte der Finanzkrisen. Riga, 1863. gr. 8. (Separatabdruck aus 
dem 2. Hefte des VIII. Bandes der Baltischen Monatsschrift.) 

b. Systematische Darstellungen. 
Arnd, E., Die Yolkswirthschaft begründet auf unwandelbare Naturgesetze. 

Ein Handbuch für die Mitglieder der Tolkawirthschtftlicheu Vereine und der 

Fortschrittsparteien. Frankfurt a. M., H. L. Brönner 1863. 8. 
▼. Hangoldt, H., Grundriss der Volkswirthschaftslehre^ Ein Leitfaden für 

Vorlesungen an Hochschulen und für das Privatatudium* Stuttgart, J. Engel- 

horn 1863. gr. 8. 

R ö sl e r , H., Grundsätze der Volkswirthschaftslehre. Ein Handbuch für Studirenda 
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and fär Gebildete aller Stände. Roetock, Stiller'sche Hofbachhandlnng (H. Schmidt) 
1864. gr. 8. 

W,ellner, M., Die Produktion des Volksyermögenfl. Yolkswirthsdiaftliche 
Abhandlung. Gratz, A. Heese's Buchhandlung 1864. 8. 

Carey, H. €«, Die Grundlagen der Socialwiasenschaft. Deutach anter Mit- 
wirkung Ton H. Hnberwald herausgegeben Ton C. Adler. Mit einem 
Vorworte Ton M. Wirth. 3 Bände. München, E. A. Fleiachmann'a Buch- 
handlung (A. Kohsold) 1863 und 1864. gr. 8. 

c. Spezialschriften. 
Emminghaus, A., und A. Graf zur Lippe-Weiaaenfeld, Lehrbach 
der allgemeinen Landwirthschaft nach Friedrich Gottlob Schulze's System, 
und unter Benutzung des handschriftlichen Nachlasses des Verstorbenen be- 
arbeitet. Leipzig, G. Wigand 1863. gr. 8. 

Zschweigert, W., Das Leben und Weben der Arbeit nnd die Grundsätze 
des rationellen Gewerbsbetriebes. Nach langjährigen Erfahrungen im Ge- 
werbsbetriebe dargestellt. 1. Theil : Selbstständige Arbeit. Plauen, F. B. 
Neubert 1863. 8. 

Chevalier, M., Die heutige Industrie, ihre Fortschritte und die Voraus- 
setzungen ihrer Stärke. Welt - Ausstellung von 1862. Aus dem Französi- 
schen übersetzt. Berlin, Kdnigl. Geh. Ober-Hofbuchdruckerei (R. Decker) 

1863. gr. 8. 

P 6 e z , A., Sieben handelspoKtischo Briefe aus England. Leipzig, A. 6. Liebes** 

kind 1863. gr. 8. 
Handelspolitische Flugblätter. L (Im März.) Reichenberg, H. T. Stiepel 

1864. gr. 8. 

Hansem an n, G., Die wirthschafllichen Verhältnisse des Zollvereins. Ins- 
besondere in Beziehung auf die Leinen-, Baumwollen- und Wollen-Industrie. 
Berlin, G. Slilke 1863. gr. 8. 

Arnold, W., lieber Wechselverkehr und Wechselfähigkeit mit besonderer Rück- 
sicht auf den Handwerkerstand. Eine im Auftrag des Basler Handwerker- 
. und Gewerbevereines gehaltene Vorlesung. Basel, H. Georg 1863. 8. 

Engländer, S., Geschichte der französischen Arbeiter- Associationen. 2 Theile. 
Hamburg, Boffmann und Campe 1864. 8. 

Glaser, J. C. , Üeber die Lage der arbeitenden Klassen uöler dem Systeme 

' der individuellen Freiheit. Ein Vortrag. Berlin, F. Heinicke 1863. gr. 8. 

Simon, J., Die Arbeiterin. Nach der 3*«« Original- Ausgabe in's Deutsche 
übertragen von Dr. Friedrich N essler. Zürich, E. Kiessling 1862. 8. 

Zur Arbeiterfrage. Lassalle's Rede bei der am 16. April in Leipzig abgehaltenen 
Arbeiterversammlung. Nebst Briefen der Herren Prof. Wultke und Dr. Lo- 
thar Bacher. Leipzig, Selbstverlag des Autors. Zu beziehen durch Dr. 
Otto Dammer. 8. 

L^ssalle, F., Herr Bastiat - Schulze von Delitzsch, der ökonomische Jolian, 
oder: Capital und Arbeit. Berlin, R. Schlingmann 1864. 8. 



Vlü. 

Feber das Wesen und die Bedingfung^en eines 

Zollvereins. 

Von 
Dr. GuBtav Flsclierf Prof. in Jena. 

Enter ArtikeL 

Die Idee eitles deutschen Zollvereins und ihre Aus- 
führung geschichtlich entwickelt 

lieber den deutschen Zollverein ist sehr viel geschrieben, aber das 
Wesen eines Zollvereins überhaupt nur sehr selten untersucht^) und 
der Unterschied desselben von anderen Arten der Zollgemeinschaft unter 
mehreren Staaten nirgends nachgewiesen worden. Auch fehlt es an 
einer genaueren Untersuchung der Bedingungen oder Voraussetzungen, 
unter welchen Zollvereine überhaupt entstehen, für die Dauer bestehen 
und gedeihen können. Wenn man dieselben, wie gewöhnlich, nicht 
ganz mit Stillschweigen überging, hat man sich theils auf allgemeine 
Andeutungen beschränkt*), theils nur einzelne Punkte besprochen, so- 

1) Nur L. Kühne (üeber den deutschen ZoUverein. Berlin 1886. S. 6 iL) 
macht eine rtthmliche Ausnahme, indem er mit Recht bemerkt: „Vor Allem aber 
ist hier — wie es auch bei manchen anderen Bingen der Fall sein soll — nöthig, 
dasB man sich recht klar vergegenwärtige , was denn eigentlich unter diesem viel 
besprochenen Zollverein verstanden werde , auf dass nicht sogleich der Sinn des 
Wortes sich verdunkele'^ Ob aber die von ihm gegebene Begriffsbestimmung ganz 
richtig sei, wird sich später zeigen. 

2) B. Mo hl, Polizeiwissenschaft. 2. Aufl. Bd. n S. 400, deutet einige Be< 
dingungen an, Bau hingegen, der sich vor andern Bearbeitern der politischen 
Oekonomie dadurch vortheühafit auszeichnet, dass er in smer Yolkswirthschafts« 
Politik §. 297 wenigstens die Grundzüge eines Zollvereins darstellt, übergeht die 
Bedingungen dejsselben mit Stillschweigen. 

Es ist höchst auffallend, wie sehr der ZoUverein , der doch als das wichtigste 
volkswirthschaftiiche und finanzieUe Institut Deutschlands aUgemein anerkannt ist, 
selbst tron den neuesten deutschen Bearbeitern der politischen Oekonomie ver- 
n. 21 
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bald es sich um den Beitritt einzelner Staaten zu einem Zollvereine 
handelte. Die Vernachlässigung dieser wissenschaftlichen Untersuchungen 
hat wesentlich dazu beigetragen, dass nicht nur manche unausführbare 
Projecte von Zollvereinen entworfen wurden, sondern auch in dem 
heftigen Streite über die Erweiterung und Fortbildung des deutschen 
Zollvereins noch vielfach Unklarheit hen-scht. Man pflegt sich kopfüber 
in die Erörterung praktischer Streitfragen zu stürzen, ohne dass man 
sich über die leitenden Gesichtspunkte, von welchen eine gründliche 
und unparteiische Lösung derselben ausgehen muss, verständigt hat. 

In theoretischer wie in praktischer Hinsicht möchte es daher der 
Mühe werth sein, das Wesen und die Bedingungen eines Zollvereins 
im Allgemeinen zu untersuchen. Vielleicht gelingt es, gerade in der 
gegenwärtigen Krisis des deutschen Zollvereins zur Aufklärung über 
die wichtigsten Streitfragen etwas beizutragen. 

Zollvereine sind eine Erscheinung des neunzehnten Jahrhunderts 
und bis jetzt nur unter deutschen Staaten zu Stande gekommen. Die- 
jenigen, welche zuerst gegründet wurden und nur wenige deutsche 
Staaten umfässten, waren von kurzer Dauer und sind bereits in den 
grossen deutschen Zollverein verschmolzen, welcher gegenwärtig der 
einzige seiner Art ist'). Diese Thatsachen machen es sehr wahrschein- 
lich, dass die Idee eines Zollvereins und die Ausführung derselben den 
eigenthümlichen Verhältnissen des deutschen Volkes und der deutschen 
Staaten ihre Entstehung verdankten. Es scheint daher nothwendig, an 
die Zustände und Thatsachen zu erinnern, welche die Gründung von 
Zollvereinen unter deutschen Staaten und die allmäliche Verschmelzung 
derselben in den gi'ossen deutschen Zollverein verursachten*). Dabei 

nachlässigt wird.* Max Wirth (Grundzüge der National - Oekonomie. 2. Aufl. 
Köln 1860 und 1861) giebt in seiner sog. Geschichte der Volkswirthschaft Bd. I 
B. 237 f. nur einige sehr dürftige Notizen über die Entstehung des deutschen ZoU- 
yereins^ die kaum zwei Seiten füUen, während er der Tulpenmanie in Holland, 
S. 130 f., eben so viel und dem Südseeschwindel in England, S. 136 ff., sogar 
viermal so viel Raum widmet Im ganzen Buche findet sich über das Wesen, die 
Organisation, die Bedingungen und die Wirkungen eines ZoUvereins überhaupt 
und des deutschen insbesondere kein Wort. 

8) Wenn diese Behauptung auffaUen soUte, weil man hin und wieder noch von 
anderen ZoUvereinen, z. B. einem österreichischen, einem däniseh- holsteinischen, 
redet, so hoffen wir im zweiten Artikel zu zeigen, dass dies auf der Verwechselung 
eines ZoUwetelm mit anderen Arten der ZoUgemeinschaft beruht 

4) Dies würde überflüssig sein, wenn wir eine genügende, auch nur über- 
Bichtliche Geschichte des deutschen Zollvereins besässen. An einer solchen fehlt 
■es aber leider noch. Selbst in den neuesten Schriften über denselben von H. Ro- 
bolsky (Der deutsche Zollverein. Seine Entstehung, Entwickelung und Zukunft 
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kommt es uns hauptsächlich darauf an, näher nachzuweisen, wie die 
Idee eines Zollvereins entstand und sich alhnälich ausbildete, und welche 
Schwierigkeiten sich der Ausführung derselben entgegenstellten. 

Berlin 1862) und van A. Emminghaus (Entwickelung, Erisis und Zukunft des 
deutschen ZoUvereinB. Leipzig 1863) ist die Entstehungsgeschichte des 
ZoUvereins sehr dürfüg und maagelhaft behandelt Die mageren Notizen sind 
zum Theil, namentlich hei Emminghaus sogar unrichtig, wie idr gelegentlich 
(Anm. 48 und 156) nachweisen werden. Da beide Schriftsteller sich die Aufgabe 
gestellt hatten, das grosse Publicum über den Zollverein zu belehren, so wäre 
gerade während der gegenwärtigen Erisis desselben eine nähere Nachweisung der 
Sdiwierigkeiten, welche seiner Gründung sich entgegenisteUten, sehr erwünscht 
gewesen. Dergleichen . Gelegenheitsschriften pflegen aber so rasch zu entsteheiij 
dass es ihren Verfassern an Zeit zu gründlichen Studien gebricht. 

Die vergleichungsweise vollständigst^ Ueb ersieht von der Entstehung und 
Erweiterung des deutschen Zollvereins giebt Georg v. Vieh ahn in der von ihm 
herausgegebenen Statistik des zollvereinten und nördlichen Deutschlands. Berlin 
1858. Bd. I S. 110 £ Allein die Darstellung ist zu preussisch gefärbt, sie enthält 
mehr Statistik als Geschichte und ist so geordnet, dass der Zusammenhang der 
Begebenheiten oft mehr verdunkelt, als aufgeklärt wird. Einige wichtige Punkte 
sind ganz übergangen und Manches ist entschieden unrichtig dargestellt, wie wir 
später gelegentlich nachweisen werden. (S. die Anmerkungen 66, 76, 78, 99.) Vor 
Allem aber ist das, worauf es uns hauptsächlich ankommt, gar nicht entwidcelt. 

Da die wenigen werthvoUen Beiträge zur Entstehungsgeschichte des deutschen 
Zollvereins , welche wir besitzen , nicht allgemein genug bekannt zu sein sdieinen, 
so möchte es zweckmässig sein, an dieselben zu erinnern. Dahin gehören: 

(Leopold Bänke) Zur Geschichte der deutschen, insbesondere der preussi- 
schen Handelspolitik. Von 1818 bis 1828. In dessen historisch -politischer Zeit- 
schrift Berlin 1833. Bd. 11 S. 64 ff. Für die Vorgeschichte des Zollvereins be- 
sonders wichtig. 

Friedrich Nebenius, lieber die Entstehung und Erweiterung des grossen 
deutschen Zollvereins. In der deutschen Vierteljahrsschrift Jahrg. 1838 Heft 2 
S. 319 ff. Die Zustände und Thatsachen, welche zur Idee eines deutschen Zoll* 
Vereins, und die Hauptphasen der Verhandlungen, welche zur Gründung desselben 
führten, sind in historischem Umrisse vortrefflich dargestellt. Manches Wichtige ist 
leider nur angedeutet. Die Darstellung geht bis zum Jahr 1836. 

Die Aufgabe der Hansestädte gegenüber dem deutschen Zollverein, sawie in 
Bezug auf eine gemeinsame deutsche Handelspolitik. — Cotnmissionsberioht an die 
Vaterstädtische Section der Hamburgischen Gesellschaft zur Beförderung der Künste 
und nützlichen Gewerbe. Hamburg 1847. Diese Schrift enthält, was freilich ihr 
Titel nicht vermuthen lässt, den ausführlichsten Beitrag zur Geschichte des deutschen 
Zollvereins. In dem zweiten Abschnitte <S.49 ff.) ist von Dr. F. Th. Müller das 
Streben nach einer nationalen Handelspolitik in Deutschland, vom Wiener Congresse 
bis zur Errichtung des Zollvereins, in dem dritten Abschnitte (S. 127 ff.) von Prof. 
Wurm ctie Geschichte des deutschen Zollvereins bis zum Jahre 1846 dargestellt 
Die Schrift hat also nicht, wie oft angenommen wird, Wurm allein zum Verfasser. 
Die Darstellung ist stark hanseatisch gefärbt und nicht frei -von einer gewissen 

21* 
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Das deutsche Reich hatte keine Zollgrenzen gegen das Ausland; 
aber an den Grenzen und im Innern der einzelnen Territorien wurden 
unzählige Land- und Wasserzölle nach sehr verschiedenartigen, oft nur 
auf dem Herkommen beruhenden Tarifen erhoben*). Das Eedit, Zölle 
zu erheben und die Abgabensätze zu bestimmen, wurde als ein Hoheits- 
recht (Begal) betrachtet und stand verfassungsmässig dem Kaiser zu, 
welcher es aber einzelnen Reichsständen verleihen konnte. Diess ge- 
schah in sehr ausgedehntem Masse. Häufig wurden jedoch neue Zölle 
eigenmächtig angelegt oder die herkömmlichen willkürlich erhöht Nicht 
Mos Reichsstände, d. h. die Regierungen der einzelnen Territorien, 
sondern auch Gemeinden, Corporationen und sogar einzehie Privat« 
Personen*) hatten nach und nach auf die eine oder die andere Weise 
das Recht der Zollerhebung erlangt. Man suchte dasselbe möglichst 
einträglich zu machen und kümmerte sich nicht um die verderblichen 
Folgen für den Verkehr. Jahrhunderte hindurch bis zur Auflösung 
des deutschen Reiches wiederholen sich die bittersten Klagen über 
diesen Zustand. In unzähligen Reichsgesetzen und den meisten Wahl- 
Abneigung gegen Preussen. Gegen die Anordnung lässt sich Manches erinnern. 
Die Entstehung des Steuervereins wird gar nicht erwähnt Die aUmäliche Ent- 
wickelung der Idee eines deutschen ZoUvereins ist nicht nachgewiesen. 

Da das Material zur Entstehungsgeschichte des ZoUvereins sich in vielen Schriften 
zerstrentfindet, so musste in denfolgenden Anmerkungen auf dieselben verwiesen werden. 
Die Literatur über den Zollverein, namentlich die ältere, scheint selbst Solchen, 
die neuerdings über denselben geschrieben haben, grossen Theüs unbekannt zu 
sein. Nachweisungen über diese Literatur mOgen dazu dienen, ein gründliches 
Studium des ZoUvereins zu erleichtem. 

5) V. Yiebahn a. a. 0. I S. 110—113. v. Ulmenstein, Pragmatische Ge- 
schichte der ZöUe in Teutschland und der teutschen Beichs-Zollgesetze. HaUel798. 
Eine unkritische Compilation. (Böhmer) Das Zollwesen in Deutschland, geschicht- 
lich beleuchtet Frankfurt a. M. 1832. Eine seltsame Schrift I Neben der 
gründlichsten Kenntniss des Zollwesens zur Zeit des deutschen Reiches, das 
von Earl dem Grossen bis zur Auflösung des Reiches aus den Urkunden dar* 
gesteUt wird, begegnen wir einer so einsaugen YorUebe für die Einrichtungen 
des Reiches, dass sogar die Feierlichkeiten der Kaiserwahl umständlich beschrieben 
werden, und einer so gänzlichen Yerkennung der Bedürfnisse des 19. Jahrhunderts 
in Bezug auf das ZoUwesen, dass die ursprüngliche Reichsgesetzgebung, deren 
Unwirksamkeit doch von dem Yerfasser selbst urkundlich nachgewiesen ist, als 
Master empfohlen wird. Aus der entschiedenen Abneigung des Yerfassers gegen 
Preussen geht hervor, dass er mit seiner grossen historischen Gelehrsamkeit Frank« 
fort vor dem Beitritt zum ZoUverein sehr gründlich warnen woUte. 

6) Die sog. Privatzölle haben hier und da nach der Auflösung des deutschen 
Reiches noch längere Zeit fortbestanden. In Preussen wurden sie durch die Yer« 
Ordnung vom 11. Jnni 1816, in Hannover erst durch die Yerordnung vom 9. Sep« 
tember 1825 gegen Entschädigung der Berechtigten aufgehoben. 
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capitulationen , noch in der des letzten deutschen Kaisers \rird aus- 
gesprochen , „dass die deutsche Nation und das heilige römische Reich 
zu Wasser und zu Lande zum Höchsten mit Zöllen beschwert sei/' 
Die Beichsgesetze, welche die eigenmächtige Anlage neuer Zölle und 
die willkürliche Erhöhung der herkömmlichen streng verboten, wurden 
immer von Neuem, aber vergebens, eingeschärft. Mit der zunehmenden 
Schwädie der Beichsgewalt verschlimmerten sich die Uebelstände des 
Zdlwesens^j. 

Ausser den Zöllen b^tanden noch vielfache andere Hemmungen 
des Verkehrs zwisdien den verschiedenen Territorien und im Inneren 
derselben, z. fi. Aus- und Einfuhrverbote, hohe Auflagen auf Käufe 
und Verkäufe, starke Abgaben für den Gebrauch unentbehrlicher öf- 
fentlicher Anstalten, Monopole der Begierungen wie der Privaten, 
Stapel- und Umschlagsrechte ^). 

Zu den Hemmungen des Verkehrs im Inneren Deutschlands gesellte 
sich die Erschwerung desselben mit dem Auslande. Seit dem 17. Jahr- 
hunderte wurden die Prohibitiv- und Mauthsysteme der meisten euro- 
päischen Staaten, mit welchen Deutschland hauptsächlich im Verkehre 
stand, immer schroffer ausgebildet. Die deutschen Erzeugnisse konnten 
daher nicht mehr in das Ausland abgesetzt werden, während der 
deutsche Markt den fremden Erzeugnissen grossen Theils geöflhet war. 
Die Klagen über die Nachtheile der fremden Prohibitivsysteme gingen 
aus einem Beichsgesetze in das andere über, aber ohne irgend einen 
Erfolg zu haben. Längst gebrach es dem deutschen Beiche an der 
erforderlichen Macht, alte Gebrechen zu beseitigen und neue zeit- 
gemässe Einrichtungen zu schaffen. 

Nach der Auflösung des deutschen Beiches gestaltete sich das 
Zollwesen in der einen Beziehung günstiger, in der anderen nachthei- 
liger, als früher. Nach den Beichsgesetzen konnten die herkömmlichen 



7) Schon 2SU Anfang des 16. Jahrhunderts wurde der Vorschlag eines^ alige- 
meinen ReichszoUwesens in DeutBchhmd gemacht. Es sollte an der Beichsgrenxe 
ein ZoU von 4 Procent des Einkaufspreises, den Jeder angeben müsste, bei der 
Einfuhr sowohl als bei der Ausfuhr, erhoben, allein für Getreide, Weiui Bier, 
Leder und Vieh Zollfreiheit eingefiüirt werden. Dieser Vorschlag kam im Jahre 
1522 auf dem Beichstage zur Berathung, aber er ward von der Curie der Städte 
vereitelt VergL Ranke, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Beformation 11 
S. 45, 128, VI S. 36. v. Gülich, Geschichtliche Darstellung des Handels, der 
Gewerbe und des Ackerbaues der bedeutendsten handeltreibenden Staaten unserer 
Zeit. I S. 61, 307. 

8) Biedermann, Deutschland im achtzehnten Jahrhundert. Leipzig 1854. 
Bd. I S. 320 ff. 
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Zölle zwar aufgehoben, aber sie durften nicht verlegt werden. Es war 
also den einzelnen Staaten nicht gestattet , die Binnenzölle in Grenz- 
zölle zu verwandeln^). Zur Zeit des Rheinbundes machte es die er* 
langte Souverainetät den einzelnen Staaten möglich, ihr Zollwesen nach 
Gutdünken zu ordnen. Da die Zahl der deutsdien Staaten sich sehr 
vermindert ^®), mehrere sich beträchtlich vergrössert und besser ab- 
gerundet hatten, so konnte wenigstens die Freiheit des Verkehrs hmer- 
halb jedes Staatsgebietes in grösserer Ausdehnung hergestellt werden. 
.Mehrere Bheinbundsstaaten , namentlich Bayern, Württemberg und 
Baden, hoben alle inneren Landzölle (leider nicht auch die FlusszöUe) 
auf und führten ein Grenzzollsystem ein^^). Nachtheilig war es da- 
gegen, dass die Rheinbundsstaaten sich immer schroffer gegen einander 
abschlössen. Die günstigen Wirkungen der neuen GrenzzoUsystmne 
wurden durch den geringen Umfang der meisten Staatsgebiete und 
deren Mangel an Abrundung für die Bewohner derselben wie für die 
Staatseinnahme sehr geschwächt. Diese theilweisen Reformen waren 
schon deshalb für Deutschland als Ganzes von geringer Bedeutung, weil 
die meisten Staaten, namentlich Oesterreich und Preussen, die alten 
Einrichtungen beibehielten. 

Ein neuer Druck entstand durch Napoleon's Continentalsystem i'), 



9) Als Bayern unter Kurfürst Max III. im J. 1764 ein Grenzssollsysteni eior 
führte, so geschah es im Widerspruche mit den Eeichsgesetzen und yeranlasste 
daher auf dem Regensburger Reichstage von 1771 heftige Beschwerden. VergL 
Rothenhöfer, Fünf handelspolitische Briefe über die Entwickelung des ZoU- 
wesens und insbesondere des Zollvereins in Deutschland. München 1863. S. 1 ff. 
Der Verfasser hat die Absicht, seinem lieben Bayern das Hauptverdienst um die 
Gründung des deutschen Zollvereins zuzuschreiben und Preussens Verdienst herab- 
zusetzen. Der wahre Sachverhalt wird sich aus unserer Darstellung ergeben. 

10) Im J. 1790 bestand das deutsche Reich, nach dem Verzeichnisse der Kreis- 
stände, aus 324 geistlichen und weltlichen Territorien (darunter 61 freie Reichs- 
städte) und 1475 reichsritterschaftlichen Gebieten, also aus 1799 Stücken. Dazu 
kamen manche nicht in den Ereisverband gezogene Besitzungen, wie Böhmen und 
andere. Doch gehörten häufig mehrere Territorien zu einem Ganzen. K £. 
Schmid, Lehrbuch des gemeinen deutschen Staatsrechts. 1. Abth. Jena 1821. 
S. 257 Anm. * v. Vi e bahn a. a. 0. I S. 1 ff. und die dort angeführte weitere 
Literatur. Zur Zeit des Rheinbundes gab es im J. 1812 nur noch 38 deutsche 
Staaten, von welchen 35 dem Rheinbunde angehörten, v. Viebahna.a.0. I 
S. 34ff. Kolb, Handbuch der vergleichenden Statistik. 3. Aufl. S 213 ff. 

11) Es geschah in Bayern schon 1807, in Württemberg 1808 und in Baden 
1812. Vergl. Faul Sick, Uebersichtliche Geschichte der Entstehung des grossen 
deutschen Zollvereins. Tübingen 1843. S. 7 und die daselbst angefahrte Literatur. 

12) W. Eies selb ach, Die Continentalsperre in ihrer ökonomisch-politischen 
Bedeutung. Stuttgart und Tübiugcn 1850. L. Häusser, Deutsche Geschichte 
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dem sich alle deutsche Staaten unterwerfen mussten. Es begünstigte 
zwar einige Gewerbszweige durch den Schutz gegen Englands Goncur- 
renz, wurde aber anderen desto verderblicher. Der Verkehrsfreiheit 
war es in keiner Beziehung forderlich; denn die einzelnen Staaten, 
welche es gegen England zu gemeinsamen Massregeln verpflichtete, be- 
hielten ihre Zollsysteme bei oder führten neue ein. Deutschland wurde 
von französischen Fabrikaten überschwemmt, während die deutschen 
Erzeugnisse nach Frankreich, das sein Prohibitivsystem immer schrc^er 
ausbildete, nicht abgesetzt werden konnten. Auf den Wohlstand des 
deutschen Volkes im Ganzen wirkte das Continentalsystem hödist nach* 
theilig, weil es den Seehandel, mit der leidigen Ausnahme des Schleich- 
handels, fast vernichtete, viele Waaren, namentlich alle Colonialwaaren 
und manche unentbehrlichen Rohstoffe, ausserordentlich vertheuerte 
und mit den entsetzlichsten Gewaltthätigkeiten verbunden war. Zu 
grösseren Speculationen fehlte es ohnehin in jenen Kriegszeiten an 
Capital, Arbeitskräften und Vertrauen. 

Nach dem Sturze Napoleon's und. der Aufbebung des Gontiuental- 
systemes wurde zwar der Verkehr wieder lebhafter, indem nach der 
Rückkehr des allg^neinen Friedens neue Regsamkeit in alle Zweige 
der Erwerbthätigkeit kam ; allein in mancher Beziehung verschlimmerte 
sich die wirthschaftliche Lage Deutschlands i^). Der deutsche Markt 
wurde plötzlich auf unerhörte Weise mit englischen Waaren über- 
Bdhwemmt^^), so dass viele durch die Gontinentalsperre emporgekommene 
Fabriken dieser gewaltigen Goncurrenz unterlagen. Die Fabriken der 
mit Deutschland wieder vereinigten Lande auf dem linken Rheinufer 
empfanden den Verlust ihres Absatzes nach Frankreich besonders 



vom Tode Friedriclis des Grossen bis zur Gründung des deutschen Bundes. 3. Aufl. 
Bd. III S. 604 ff. Das Zollwesen in Deutschland geschichtlich beleuchtet. S. 64 ff. 
Bülau, Continentalsystem. Im Staatslexikon. 3. Aufl. Bd. TV S. 131 ff. 

13) Ranke a.a.O. S.68fll v. Gtilich a. a. 0. Bd. I S. 162 ff., Bd. II S. 348 ff 
361 ff. N e b e n i u s / Betrachtungen über den Zustand Grossbritanniens in staatswirth* 
schaftlicher Hinsicht. 1818. S. 100 ff. Der Verfasser schildert die missliche Lage, 
in welcher die Gewerbe und der Handel Deutschlands, besonders durch die fremden 
Prohibitivmassregeln , sich befanden. Indem er die Ursachen derselben und die 
Gefahren einer zunehmenden Verschlinmierung darstellt, bezeichnet er als das 
einzige Mittel einer grOndlichen Hülfe die Herstellung der Verkehrsfreiheit Im 
Innern und die Einführung eines gemeinsamen Grenzollsystems. 

14) Im J. 1814 gingen aUdn für 3,248,000 L. St , d. h. f&r 21,654,000 Thaler, 
englische BaumwoUenwaaren nach Deutschland. Das war mehr, als die ganze da- 
malige Aushüir Englands nach Ostindien betrug. 
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sehmerzlich. Durch die britischen Konigesetze'')^ die zwar erst mdi 
der Theuerung von 1816 bis 1817 ihre voUe Wirkung äusserten, 
ifurde die Ausfuhr des wichtigsten norddeutschen Efzeugnisses sehr 
gehenunt. Die meisten Staaten , mit denen Deutschland im Yerkdhre 
stand, behielten ihre Prohibitiv- und Zollsysteme bei, oder verschärften 
diesdben noch, namentlich Frankreich. Die Nied^lande führten sogar 
neue Beschränkungen des Verkehrs ein. Allen diesm Maasr^;ebi 
fremder Staaten stand Deutschland als Ganzes wduios gegenüber, denn 
es harrte noch seiner Neugestaltung. Die Zollsysteme der einzdnen 
deutschen Staaten wurden in ihrer alUnäUchen Ausbildung für den 
wechselseitigen Verkehr derselben immer verderblicher, zumal da die 
finanzielle Bedrängniss oft zu einer Steigerung der Tarife nöthigte; 
dennoch gewährten sie gegen die übermächtige fremde Concurrenz 
keinen genügenden Schutz. „Genug'S bemerkt Bänke tre£fend, „indem 
Deutschland dem Auslande wehrlos gegenüberstand, Idste es sich in 
seinem Innern in einzelne Theile.auf, von denen jeder ein besonderes 
kleines Interesse hatte, das gar oft sowohl dem allgemeinen, als dem 
Interesse des Nachbars entgegenlief. Ein witziger Franzose, de Pradt, 
sagte damals: in Deutschland sei es dahin gekommen, dass dessen 
Bewohner nur noch durch Gitter mit einander verkehren könnten. 

Dieser traurige Zustand erschien um so drückender, je mehr der 
Gedanke der Einheit Deutschlands durch die Schmach der Fremdherr«^ 
Schaft und durch die Befreiungskriege sich entwickelt hatte. Nie hatte 
man klarer erkannt, dass das Grundübel Deutschlands in der Zersplit- 
terung seiner Kräfte bestehe. Der Gedanke, dass ein kräftiges Band 
alle deutsche Staaten umschlingen müsse, hatte im Vaterlande Wurzel 
geschlagen und wurde auf das Gebiet der wirthschaftlichen Interessen 
übertragen. Es liess sich nicht verkennen, dass eine Handelsverbindung 
der deutschen Staaten die innigere Vereinigung und das Einheitsbewusst- 
sein der Nation wesentlich befördern würde. Gerade in den Verkehrs- 
angelegenheiten drängten sich täglich und stündlich die Nachtheile der 
Zersplitterung selbst solchen auf, denen die Idee der politischen Ein- 
heit ganz fremd blieb. Das Bedürfniss nach einer Handelseinigung 
aller deutschen Staaten und nach voller Verkehrsfreiheit unter denselben 
wurde immer allgemeiner und dringender empfunden. Nicht blos Un- 
zählige aus dem Volke, sondern auch Fürsten und ihre Bathgeber 

15) Am 20. März 1815 wurde vom englischen Parlament das Gesetz angenom- 
men, welches alle Eomeinfnhr Terbot, bis der Quarter Weizen den hohen Preis 
von 80 Schillingen erreicht habe^^Das kam einem Einfuhrrerbote gleich, den FaU 
einer entschiedenen Missemte ausgenommen. 
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q^radien es aas, dass die deutsche Nation auf eine solche Yereiniguiig 
die gerechtesten Ansprüche habe^^). 

In dem eifrigen Streben nacb dem grossen Zi^ til)ersah man jer 
doch nur zu oft die mannigfadien Sdiwierigkeiten, weldie sidi der 
Errddnrag desselben «tgegensteUten. Sie bestanden theils in den 
fioiitischen Verh&knisson, theils in dem Widerstreit zwischen d» Tolhsr 
virthschaftUchen und finanziellai Interessen der einzeben Staate* Zu 
den politischen Schwierigkeiten i^) gehörte vor Allcan das Sbrebm dar 
deutschen Fürsten, besonders deijenigen, welche die Mittelstaaten be^ 
herrschten, ihre erst vor Euraem erlangte Souyerainetät so vdlstindig 
als möglich zu erhalten. Die Souverainetat und der Landerbestand der 
meisten Bheinbundsstaaten war noch vor Beendigung des Kampfes 
gegen If qK>leon vertragsmässig von den verbündeten MSchten anerkannt 
worden, ohne dass Jene sich bestimmt verpflichtet hatten, einer Ge* 
sammtverfassung Deutschlands die nothwendigen Opfer zu bringen. Der 
Vertrag von Bied, der am 8. October 1813, also kurz vor der Schlacht 
bei Leipzig, zwischen Bayern und Oesterreich abgesddossen wurde, 
war in dieser Beziehung besonders verhingnissvoU, denn er wurde das 
Muster für die Vertrage mit den übrigen Bheinbundsfüisten, weldhe 
die verbündeten Mächte überhaupt anerkannten i'). Die Souverainetäts- 
bestrebungen der Fürsten fanden zum llieil eine Stütze in dem fest- 
gewurzelten Particularismus ihrer Unterthanen, indem dieselben nicht 
geneigt waren, dem neubelebten Einheitsgedanken ihre besonderen 
Interessen und ihre Vorurtheile zum Opfer zu bringen. 

Eine noch grössere politisdie Schwierigkeit lag in der Stellung der 
beid^ deutschen Grossmächte zu einander und zu den übrigen deutsche 
Staaten. Gegenwärtig bedarf es wahrhaftig keiner ausführlichen Nach- 
weisung, wie sehr eine kräft^e deutsche Bundesverfassung durch Aea 
Umstand erschwert wird, dass zwei Grossmächte und zwar nur theil- 
weis zu Deutschland gdiören^*). Je lockerer die politische Verbindung 
d^ deutschen Staaten wurde, um so weniger war eine Zoll- und 
Handdseinigung derselben als Bestandtheil der Bundesver- 
fassung zu erwarten. 

16) Aufgabe der Hansest&dte S. 55 ff. 

17) V. Türckheim, Betrachtungen auf dem Gebiete der Yerfassttngs* «md 
StaatenpoUtik. Karlsruhe 1846. Bd. H S. 162 £ 

18) Häusser a. a. 0. Bd. IV S. 381 ff. 467 ff. 

19) P. A. Pfizer, lieber die Entwickelung des öffentlichen Rechtes in Deutsch- 
land durch die Verfassung des Bundes. Stuttgart 1835. S. 78 ff. (▼. Bochau) 
Grundsätze der Realpolitik, angewendet auf die staatlichen Zustande Deutschlands. 
Stuttgart 1862. S. 193 ff. v. Türckheim a. a. 0. S. 199 ff. 
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Was aber die HandelseinigODg an und für sich betraf, so genügte 
es bei Weitem nicht, handelspolitische Ansichten aufzustellen und das 
Bedttrfniss gemeinsamer Anordnungen im Allgemeinen darzuthun^). 
Da das ganze System der indirecten Steuern mit dem Zollwesen innig 
zusammenhängt, so berührte die Frage den gesammten Staatshaushalt 
Das war aber gerade damals doppelt wichtig, weil die langen Eri^ 
und die Erpressungen des Feindes die Finanzen aller deutschen Staate 
z^rüttet hatten. Wenn der Handel eine grössere Freiheit verlangte, 
60 waren dagegen die Bedürfnisse der Staaten gestiegen und maditen 
höhere indirecte Steuern nothwendig, 4iQ ohne Belästigung des Ver- 
kehrs nicht erhoben werden können. Schon jeder einzelne Staat hatte 
mit diesem Widerstreite der volkswirthschaftlichen und finanziellen In- 
teressen zu kämpfen. Wie mussten sich die Schwierigkeiten vermehren, 
wenn die versdiiede&en Interessen sämmtlicher deutschen Staaten, deren 
Steuer- und Gewerbeverfassungen so ausserordentlich verschieden waren, 
ausgeglichen werden sollten! Dazu kam, dass nicht einmal im Innern 
aller einzelnen Staaten Yerkehrsfreiheit bestand, dass namentlich in 
Preußen wie in Oesterreich die verschiedenen Provinzen noch durch 
Zolllinien getrennt waren. So lange diese bestanden, blieb die V^er- 
einigung aller deutschen Staaten zu einem Zollgebiete unausführbar. 

Die Aufgabe war eine dreifache: der innere Verkehr in ganz 
Deutschland sollte befreit, die Gewerbe sollten gegen die übermächtige 
Concurrenz des Auslandes hillreichend geschützt und die finanziellen 
Bedürfnisse der einzelnen Staaten befriedigt werden. Welche Mass^ 
regeln aber zu ergreifen seien, um diese Zwecke zu erreichen, darüber 
herrschte bei den Regierungen wie im Volke grosse Unklarheit und 
Meinungsverschiedenheit. Wie lebhaft und dringend der Wunsdi nach 
einer Zoll- und Handelseinigung aller deutschen Staaten sich kund gab, 
so wusste doch Niemand bestimmt zu sagen, wie dieselbe erreicht 
werden könne. Die Vorschläge, welche damals gemacht wurden, er- 
scheinen uns heute, nachdem wir eine fünfzigjährige reiche Erfahrung 
hinter uns haben, als sehr mangelhaft. Wir dürfen uns darüber nidit 
wundem, denn es handelt sich um eine ganz neue Schöpfung. Das 
grosse Bäthsel sollte erst noch gelöst werden und es kostete Jahre 
lange Anstrengungen, um die Zoll- und Handelseinigung, wenn auch 
nicht unter allen, doch unter den meisten deutschen Staaten zu Stande 
zu bringen. 

In dem Widerstreite der Ansichten lassen sich jedoch schon damals 



20) Ranke a. a. 0. S. 73 f. 
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zwei Bichtungen unterscheiden. Während die Einen vor Allem kriyRige 
Schtttzmassregeln gegen das Ausland forderten, wollten die Anderen 
völlige Verkehrsfreiheit im Innern , wie nach Aussen , und sahen daher 
in jenen Massregeln nur ein neues Uebel. Diesa* Widerstreit hing mit 
den herrschenden handelspolitischen Ansichten zusammen, indem na- 
mentlich unter den Staatsbeamten noch zahlreiche Anhänger des Mer- 
kantilsystemes denen gegenüberstanden, welche sich fär die Theorieea 
der Physiokraten und Adam Smith's erklärten **). Alle aber blick- 
ten mit gespannter Erwartung auf den wiener Gongress, auf welchem 
die neue Gestaltung Deutschlands berathen wurde. 

Die verschiedenen Entwürfe einer deutschen Bundesverfassung, 
. welche theils von Preussen , theils von Oesterreich , theils von beiden 
gemeinschaftlich in Wien vorgel^ wurden, enthielten auch Bestimmungen 
über die Rechte der Bundesgewalt in Hinsicht der Zoll- und Handels- 
angelegenheiten. Anfangs wollte man dieselben sdir weit ausdehnen, 
allein hauptsächlich durch Bayerns Widersprach wurden sie immer 
mehr abgeschwächt ^^^ D^g dürftige Ergebniss aller Verhandlungen 
über den hochwichtigen Gegenstand war der 19. Artikel der Bundes- 
acte, in welchem die Bundesglieder sich vorbehielten, bei der erstai 
Zusammenkunft der Bundesversammlung wegen des Handels und Ver- 
kehrs zwischen den verschiedenen Bundesstaaten, sowie über die Schiff- 
fahrt in Berathung zu treten. Von einer Zollgesetzgebung für ganz 
Deutschland, von der Sorge für Alles, was die Wohlfahrt des deutschen 
Volkes erheischen möchte und nur durch gemeinsame Massr^ln er- 
reichbar sei, von der bestimmten Erklärung, dass Freiheit des Verkehrs 
zwischen allen deutschen Staaten stattfinden solle: von allen diesen 
schönen, dem deutschen Volke eröfiheten Aussichten blieb nichts übrig, 
als die Verheissung von Berathungen wegen Handel und Verkehr. 
Der 19. Artikel der Bundesacte ist, wie man treffend l^emerkt hat, 
eigentlich nur eine Gapitelüberschrift, und es blieb zweifelhaft, ob die 
Bundesversammlung jemals den Text dazu liefern würde '^). Da man 



21) Die Aufgabe der Hansestädte S. 55 ff. 

22) Das Zollwesen in neatschland S. 78 ff Aufgabe der Hansestädte S. 61 ff. 
Klüber, Akten des Wiener Congresses I» S. 48, H S. 188, 194, 322, 492. 
El üb er, üebersicht der diplomatischen Verhandlungen des Wiener Congresses. 
S. 261. 

23) Es ist schwer zu begreifen, wie nicht nur SchriftsteUer, z. B. Höfken 
(Der deutsche Zollverein in seiner Fortbildung S 63), sondern sogar Regierungen 
und Staatsmänner, namentlich auf den Wiener Ministerial-Conferenzen von 1820, 
sich auf den 19. Artikel der Bundes- Acte in dem Sinne berufen konnten (s. Arno. 34), 
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jedoch damalB von der Leistungsfabi^eit des Bundestages noch grosse 
Hoffhangen hegte, so war man auf die Thätigkeit desselben sehr ge- 
spannt. 

Die Eröffiiung der Biindesversammlung verzögerte sich bis zum 
5. November 1816, und die erste Berathung über die Ydlzidbang des 
19. Artikels der Bundesacte fand nicht früher als am 19. Mai 1817 
statt. An diesem Tage stellte Württemberg den Antrag, dass die Be- 
schränkungen und Verbote der Ausfuhr von Getreide und Schlachtvieh, 
welche mehrere Bundesstaaten während der damaligen Theuerung er- 
lassen hatten, im allgemeinen Interesse aufgehoben werden möchten^). 
Anfangs ischien die Bundesversammlung sehr eifrig auf diesen Antrag 
eingehen zu wollen. Der sofort gewählte Ausschuss bearbeitete rasch 
den Entwurf zu einer Uebereinkunft zwischen sämmtlichen deutschen 
Staaten über die Freiheit des Handels mit Getreide und Schlachtvieh. 
Mehrere Bundesstaaten, namentlich Preussen, Baden, die grossherzoglich 
und herzoglich sächsischen Häuser, Nassau und die freien Städte er- 
kannten die Dringlichkeit gemeinsamer Massregeln an und erklärten 
sich bereit, der vom Ausschuss vorgeschlagenen Uebereinkunft beizu- 
treten. Andere wollten es nur bedingungsweise oder unter Modificationen 
thun. Bayern knüpfte seine Zustimmnng an unerfüllbare Bedingungen 2^), 
Hannover verwahrte sich gegen die Verbindlichkeit eines Mehrheits- 
beschlusses und Mecklenburg verlangte, dass die ganze Angelegenheit 
der freien Uebereinkunft der einzelnen Staaten überlassen würde. Auf 
Oesterreichs Antrag wurde am 14. Juli neue Berichterstattung an die 
Regierungen beschlossen. Damit war die Sache abermals in weite Feme 
gerückt. Schon bei dieser Angelegenheit zeigte sich der ganze Bundes- 
tagsjammer recht deutlich, von welchem die folgende Zeit so viele 
traurige Beweise geliefert hat. 

Als die Noth des Augenblicks vorüber war, erkaltete der anfäng- 
liche Eifer. Obgleich Württemberg am 16. Febmar 1818 die Sache 
nochmals anregte, so kam doch kein Beschluss zu Stande. Aus den 
Aeusserungen Oesterreichs und Bayerns ging nur zu deutlich hervor, 

als wenn er den einzelnen Bundesstaaten bestimmte Verpflichtungen auferlege, 
während er doch nichts weiter enthält, als die Verheissung einer Berathung über 
gewisse Gegenstände in der Bundesversammlung. 

24) Aufgabe der Hansestädte S. 61 ff. L. Fr. Ilse, Geschichte der deutschen 
Bundesversammlung, insbesondere ihres Verhaltens zu den deutschen National- 
interessen. Marburg 1861. Bd. I S. 184 ff., 407 ff. 

25) Bayern knüpfte seine Zustimmung an die Bedingung, dass sämmüiche 
Bundesstaaten auch mit ihren nicht zum Bunde gehöriges Landen 
unwiderruflich der Uebereinkunft beiträten!! 



1 
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dass es ihnen an ernstem Willen fehlte und dass Alles auf Verzögerung 
hinauslief. Hätte man die Grundsätze, welche Oesterreich in seiner 
Abstinmiung aufstellte, später festgehalten, so wäre niemals ein Zoll- 
verein unter deutschen Staaten entstanden. 

Da die Bundesversammlung sich nicht einmal über gemeinsame 
Massregeln hinsichtlich der Freiheit des Handels mit ^ den wichtigsten 
Lebensmitteln verständigen konnte, so war zu vermuthen, dass sie für 
die Förderung der wirthschaftlichen Interessen des deutschen Volkes 
wenig oder nichts leisten würde. Dies empfand man . um so schmerz- 
licher, als die Lage vieler Bundesstaaten durch die Einführung des 
preussischen Zollsystems von 1S18 zunüchst vetschlinunert wurde. 

Nach der Wiederherstellung des Friedens befand sich Preussen in 
sehr schwierigen Verhältnissen. Besonders bedurften seine Finanzen 
einer durchgreifenden Reform. Das bestehende System der indirecten 
Steuern hatte schon der Staatsminister v. Struensee ein Chaos ge- 
nannt^*). In den alten Provinzen allein gab es nicht weniger als 60 
verschiedene Zoll- und Accisetarife , deren Bestimmungen, nebst einer 
grossen Anzahl von Declarationen und Modificationen , kein Mensch im 
Gedächtniss zu behalten vermochte. Die Accise erstreckte sich auf 
2775 Gegenstände ^0. Der Verkehr war nicht nur zwischen den ver- 
schiedenen Provinzen, sondern auch zwischen Stadt und Land auf die 
mannigfaltigste Weise gehemmt. Die Gewerbegesetze von 1807 bis 
1811 hatten das alte System, den Verbrauch des platten Landes durch 
die Städte zu besteuern, nach und nach durchlöchert. Vor Allem waren 
die bestehenden Steuern nicht ergiebig genug, um auch nur den 
dringendsten Bedarf des Staates zu decken. Auch musste der Regierung 
viel daran liegen, die geographisch getrennten und in vielen Beziehungen 
verschiedenen Theile des Staates durch gemeinsame Einrichtungen 
einander zu nähern, damit sie sich nach und nach als ein Ganzes 
fühlen lernten. Dazu kam, dass vorzüglich in den neuerworbenen 
Provinzen die bittersten Klagen über Nahrungslosigkeit, über Mangel 
an Schutz für die einheimischen Gewerbe und über Hemmungen des 
Verkehrs laut wurden. Man durfte in dieser Beziehung mit gründlichen 



26) T. Yiebahn a. a. 0. I S. 113 ff. und die dort in den Anmerkungen an- 
geführte reiche Literatur. 

27) Diese Angaben sind in der Motivirung der Vorschlage über die neue Ab- 
gabengesetzgebung enthalten, welche der Finanzminister Graf t. Bülow am 
7. Januar 1817 dem Kdnige überreichte. Vergl. Dieterici, Der YoUcswohlstand 
im preussischen Staate. Berlin 1846. S. 61 ff. 
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Heilmitteln nicht zögern, besonders um die Rheinprovinz zu be- 
ruhigen^). 

Die schwierigste Au|g^be bestand in der Ausgleichung der wider- 
streitenden Yolkswirthsebdftlichen und finanziellen Interessen , aber sie 
wurde nach dem fi^a'einstimmeiiden Urtheile aller Sachkundigen auf 
meisterhafte und originelle Weise gelöst ^^. 



ItB) In mehreren Adressen hatten sich die niederrheinischen Fabrüdierren aa 
den König gewandt. Koch in der vom 27. April 1818 klagten sie: „von aUen 
Markten Eoropa's äind unsere Gewerbe durch Zolllinien ausgeschlossen, indess 
aUe Gewerbe von Europa in Deutschland einen offenen Markt halten.'' Darauf er" 
klärte der Staatakanzler in seiner Antwort ausdrücklich : „die Zolllmie , welche die 
äussere Grenze der drei westlichen Provinzen umschliessen werde, sei dazu be- 
stimmt , dem inländischen Gewerbfleiss durch verhältnissmässige Besteuerung der 
gleichartigen fremden Erzeugnisse einen billigen Vorzug zu sichern und die Frei- 
heit des Verkehrs mit den östlichen Provinzen durch Aufsicht gegen die Em- 
mischung fremder Fabrikation möglich zu machen und zu schützen.'' 

29) Besonders merkwürdig sind die Urtbeile der Engländer. In einer an das 

Unterhaus gerichteten Petition der City von London ün J. 1820 heisst es nütBüdc- 

sicht auf das preussische Zollsystem : „That a police, founded on these principles, 

would render the commerce of the worid an interchange of mutual advantages, 

and diffuse an increase of wealth and enjoyments among the inhabitants of each 

State". Huskisson machte diese Petition am 24. Februar 1826 zur Grundlage 

seiner Bede: Exposition of the effects of the free trade System on the silk ma- 

nufacture. Speeches of right honourable William Husskisson 11^ 465. Die falschen 

Vorstellungen von dem preussischen Zollsysteme widerlegte er in der Sitzung des 

Unterhauses vom 7. Mai 1827 in seiner Speech of the State of the british commer- 

cial shipping interest mit folgenden Worten: „We are told of the Prussian pro- 

hibitions against, and high duties upon, British merchandize. What are the facts? 

First y the transit duties in Prussia are very moderate, not exceeding one — half 

per Cent : secondly , the duties on the internal consumption of British goods are 

what we should consider very low — upon the most articles fluctuating from üye 

j to ten per cent — upon no one article, J believe, exceeding fifteen per cent: and, 

I thirdly, there is not, in the whole Prussian Tariffj a Single prohibition. J trust 

!• that the time will cöme when we shall be able to say as much for 

I the Tariff of this country." 

l Zur Vergleichung mit diesem Urtheile eines der grössten britischen Staats- 

männer wiU ich daran erinnern, wie verschieden der von seinen einseitigen An- 
hängern, namentlich auch von seinem Biographen Häusser, so übermässig ge- 
priesene Friedrich List das preussische Zollsystem zu verschiedenen Zeiten 
beurtheilt hat Li der von ihm verfassten Petition des allgemeinei^ deutschen 
I Handels- und Gewerbevereins, welche im J. 1819 dem Bundestage tiberreicht wurde, 
I sagt er: „das neue preussische Mauthsystem habe ganz Deutschland in die grösste 
f Bestürzung versetzt, denn es scheine wegen seiner Zollsätze nach dem Gewichte 
1 nicht sowohl gegen den Handel mit Frankreich und England, als gegen den Handel 
I mit Deutschland gerichtet zu sein;* der drückende Durchfuhrzoll mache einen 
\ grossen Theil des deutschen Handels Preussen zinsbar; dieses Zollsystem müsse 
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Unter so schwierigen Umständen fasste die preussische Begiemng 
den grossen, für ganz Deutschland folgenreichen Entschluss, das Heil 
nicht in neuen Beschränkungen des Verkehrs, sondern in Gewährung 
grösserer Freiheit zu suchen. Besondere Goinmissionen und der 
Staatsrath unterwarfen das neue Steuersystem langen und gründlichen 
Berathungen^^). Es zeigte sich dabei, dass es unter den einflussreidir 
sten Männern noch viele entschiedene Anhänger des alten Prohibitiv- 
systems gab; aber endlich trugen die unvergesslichen Männer, weldie 
sich fiir eine freiere Handelspolitik erklärten, einen entschiedenen Sieg 
davon. Unter denselben sind, ausser dem Minister Grafen Bülow, 
besonders Maassen, Eunth, Bouth und J. G. Hoffmann hervor- 
zuheben. Maassen ist, wie Etthne attsdrttcklich erklärt, der 
eigentliche Schöpfer des" preussischen Zollsystemes. 

Am 26. Mai 1618 erschien das berühmte Gesetz über den Zoll 
und die Verbrauchssteuern von ausländischen Waaren und üb^ den 
Verkehr zwischen den Provinzen des preussischen Staates. Für den 
ganzen Staat trat es jedoch erst mit dem 1. Januar 1619 in Kraft. 
Ungeachtet der grossen Schwierigkeiten , die in der Zerstückelmsg des 



den deutschen Handel total ruiniren und deshalb stehe es dem Geiste des deutschen 
Bundes schroff entgegen. Nur der Gedanke gewähre einigen Trost, dass die 
preussische Regierung, welche vor allen anderen vollkommene Handelsfreiheit in 
Deutschland wünschen müsse, die grosse Absicht hege, durch dieses Zollsystem 
die übrigen deutschen Staaten zu veranlassen, endlich über eine völlige Handels- 
freiheit sich zu vergleichen". Vergl. Friedrich List's gesammelte Schriften, 
herausgegeben von Ludwig Hausse r. Stuttgart und Tübingen 1860. Thl. H, 
S. 19 f. Wie sehr übrigens List mit dem von ihm hervorgehobenen Trostgrunde 
wenigstens damals im Irrthume war, wird sich aus unserer Darstellung ergeben. 
S. unten Anm. 48. 

Ganz anders lautete List's ürtheil zwölf Jahre später. In dem Nationalen 
System der politischen Oekonomie. 1841. Bd. I S. 143 sagt er: „Endlich ward 
die Bitte der preussischen Manufacturisten erhört — spät zwar — es ist nicht zu 
l&ugnen, wenn mau bedenkt, wie peinlich es ist, Jahre lang mit dem Tode zu 
ringen — aber aufmeisterhafteWeis e". Die Annahme, dass der preussische 
Tarif von 1818 lediglich aus den Wünschen der preussischen Fabrikanten hervor- 
gegangen sei, ist ein grosser Irrthum; denn Viele, besonders berliner, märkische 
und schlesische Fabrikanten verlangten sehr dringend die Einführung des Prohibi- 
tivsystemes. Vergl. Dieterici a. a. 0. S. 89 £ Wie dagegen List später, als 
er alles Heil Deutschlands in hohen Schutzzöllen fand, das preussische ZoUsystem, 
nachdem es der Zollverein angenommen hatte, fast als ein Freihandelssystem ver- 
ketzerte, ist allgemeiner bekannt. 

30) Dieter ici a. a. 0. S. 56 ff. Hier finden sich sehr ausführliche und 
höchst interessante Nachrichten über die abweichenden Ansichten, die bei der Vor- 
berathung über das preusisohe Zollsystem von 1818 geltend gemacht wurden. 



332 6< Fischer, 

preossisclieii Sfasti^ebietes ond in der BeschaffeBlieit seiner GriBnzen 
lagen, hob dieses Gesetz alle Binnenzölle auf, verlegte die Zolllinie ah 
die Grenzen des Landes und setzte an die Stelle der Accise von frem- 
den Waaren und der aufgehobenen alten Zölle einen allgemeinen 
Grenzzolltarif, der jedoch für jeden der beiden zusammenhängenden 
Haupttheile des Staatsgebietes — für die östlichen und westlichen 
Provinzmi — besonders festgesetzt ¥mrde*^). Als Grundsatz ist die 
Handelsfreiheit anerkannt. Die zahlreichen Ein- und Ausfuhrverbote 
wurden mit unbedeutenden, auf Salz und Spielkarten sich beschranken* 
den Ausnahmen aufgehoben. Für die Ausfuhr galt mit wenigen Aus* 
naJhmen Zollfreiheit als Regel. Die Durchgangsabgaben waren massig 
und wurden bald noch mehr herabgesetzt. Die Haupteinnahme sollten 
Eingangsabgaben liefern, welche hauptsächlich auf ausländische, zur 
Verzehrung bestimmte Erzeugnisse, die nicht zu den unentbehrlidisten 
Bedürfnissen der unbemittelten Glassen gehören, gelegt wurden. 

Ausser dem finanziellen Zwecke fasste man die Beförderung der 
inländischen Gewerbe in's Auge. Deshalb gingen ausländische, zur 
Verarbeitung bestimmte Rohstoffe und Halbfabrikate ganz frei oder 
gegen eine geringe Abgabe ein. Dagegen wurden von den zur Con- 
sumtion eingehenden Fabrikaten des Auslandes massige Schutzzölle 
erhoben; denn sie sollten in der Regel nicht mehr als 10 Procent des 
nach Durchschnittspreisen berechneten Werthes der Waare betragen, 
aber geringer sein, wo es ohne Nachtheil für die inländischen Gewerbe 
geschehen könne. Die Erhebung erfolgte jedoch nicht nach demWerthe 
der Waaren, sondern in der Regel nach dem Gewichte und nur. aus- 
^nahmsweise nach Mass und Stückzahl. Durch eine alle drei Jahre 
wiederkehrende Revision des Tarifs sollte derselbe den jedesmaligen 
Verhältnissen angepasst werden. Das Gesetz erklärte ausdrücklich 
dass bei dem Abschlüsse von Verträgen mit fremden Staaten Handels- 
freiheit erstrebt und der Grundsatz der Reciprocität befolgt werden 
solle. Preussen bot den deutschen Bundesstaaten, zunächst den von 
seinem Gebiete umschlossenen fremden Gebieten und Gebietstheilen 
eine Verbindung mit seinem Zollsysteme an, wenn sie durch dasselbe 
belästigt würden. Im Fall sie darauf eingingen, sollten sie einen ver- 
hältnissmässigen Antheil an den Zolleinkünften erhalten. 



31) J. G. Hoff mann, Die Lehre von den Steuern mit besonderer Beziehung 
auf den preussischen Staat Berlin 1840. S. 339 £ Derselbe, Nachlass kleiner 
Schriften staatswirthschaftlichen Inhalts. Berlin 1847. S. 7ff, 23ff. Bänke 
a. a. 0. S. 75 ff., 108 ff. Höfken, Der deutsche Zollverein m seiner Fortbildung 
S. 106 ff. V. Viebahn a. a. 0. S. 130 ff. 
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Für Preossen zeigte sidi schon i& den nächsten Jiiuren die 
günstigen Wirkungen des neuen Zollsystemes. Es gewährte nicht nur 
dem Staate eine sehr reichliche, rasch steigende Einnahme, scmdmi 
beförderte auch die yolkswirthschaftliche Entwickelung^^). Dagegesi 
rief es in den übrigen deutschen Staaten, besonders d^jenigen, die 
an Preussen grenzten, die lautesten Klagen hervor. Man klagte über 
einzelne Tariferhöhungen^ welche die Elrzeugnisse anderer deuteeben 
Länder empfindlich traf^, über die Durcbgangsabgaben und über die 
lastigen Bestimmungen, welche sich auf die eingeschlossenen Gebiete 
bezogen. Hauptsächlich aber wurde das neue Zollsystem dm*ch die 
Gestalt des preussischen Gebietes und die Beschaffenheit seiner Grenzen 
für die Nachbarstaaten sehr drückend. Preussen stand wegen seines 
gedehnten und zerstückelten Gebietes mit den meisten deutschen Staaten 
in der mannigfaltigsten Grenzberührung. Das neue Zdlsystem trennte 
die preussischen Provinzen eben so sehr von den deutschen Staaten, 
wie von sdlen übrigen. Am stärksten empfand man die Wirkungen 
desselben in denjenigen Gren;sgegenden, wo so vielerlei Gebiete, die 
aus kleinen Ganz- und Halbenclaven bestanden, einander berührten, 
und wo Zollschranken bis dahin noch ganz unbekannt waren. Dies 
galt vor Allen von den thüringischen Staaten und Kurhessen, indem 
namentlich die ersteren den Absatz ihrer Fabrikate nach Preussen ver- 
loren. Obgleich die bisherigen Einfuhrverbote hinwegfielen und insofern 
das neue Zollsystem den Verkehr erleichterte, so hatte doch ein sehr 
ausgedehnter Schleichhandel bestanden, dem nun die strengere Grenz- 
bewachung grossen Theils ein Ende machte. 

Ein Schrei des Entsetzens und der Entrüstung erscholl aus diesen 
Gegenden. Nicht blos Private und Vereine®*) beschwerten sich bitter 
über das preussische Zollsystem, sondern auch mehrere Regierungen^). 



32) F erb er, Beiträge und Neue Beiträge zur KenntauBs des gewerblichen und 
commerziellen Zustandes der preussisehen Monarchie. Berlin 1829 und 18^ 
Ranke a. a. 0. S. 86 ff. 

33) Sowohl die von Fr. List verfasste Bittschrift an den Bundestag (s.Anm.29)| 
als auch die später zu erwähnende, von Arnoldi verfasste, sprach diese Ansieht 
ganz bestimmt aus. 

34) Noch auf den Wiener Minister -Conferenzen äusserte d^ Gesandte der 
Grossherzoglich und Herzoglich Sächsischen Höfe, Freiherr v. Fritsch, in der 
28. Sitzung, am 11. Mai 1820, „dass das preussische ZoUsystem nicht nur den 
aUgemein anerkannten Grundsätzen des YiHkerrechtes, sondern auch den besonderen, 
durch vielfache Staatsverträge und durch die Bundes-Acte auf das Feierlidurte ga- 
rantirten Verhältnissen der Bundesglieder ganz entgegenlaufe. Wenn auch die 
preussische Regierung weit entfernt sei, Unrecht ausüben zu wollen, so habe 

IL 22 
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Enrhessen ergriff sogar eine Reihe von Betorsionsmassregein, cUe es 
jedoch als fruchtlos erkanute und daher bald wieder aufhob. Von ver- 
sdtiedenen Seiten wurde die irrige Meinung ausgesprochen, dass 
Preussen durch die Einführung des neuen ZoUsystemes seine Pflicht als 
deutsdier Bundesstaat verletzt habe und der Bund dagegen einsdireitea 
müsse^^). Dennoch enthielt dieses System nicht nur einen grossen 
finanziellen Fortschritt, sondern bahnte auch den Weg zu grösserer 
Verkehrsfreiheit £s sollte sich fugen, dass gerade das preussische 
Zollsystem die Gründung des deutsehen Zollvereins sehr erleichterte, 
indem es im Wesentlichen von demselben angenommen wurde, nach*- 
dem es sich bereits durch eine längere Erfahrung als zweckmässig 
bewährt hatte. 

Seit der Durchführung des preussischen Zollsystems wurde der 
Wunsch nach Yerkehrsfreiheit zwischen den deutschen Staaten immer 



doch der Gesandte von seinen höchsten Höfen den Befehl erhalten, gegen die 
Fortdauer des dermaligen Zustandes, als eines rechtlichen im 8inne der Bnndes* 
Acte, eine förmliche Protestation niederzulegen und die nachdrück- 
lichsten Anträge beim Bundestage nach Massgabe und auf den 
Grund der Bundes-Acte Art. 19 vorzubehalten." Dagegen bemerkte der 
preussische Staatsminister Graf t. Bernstorff, dass er keine Bundesverhältnisse 
kenne, nach welchen sol(^e Souverainetäts-Reehte , als man hier anfechten woUte, 
auch nur zveifelhaft erscheinen könnten. Nach einer lange fortgesetzten Discussion 
Über diesen Gegenstand, machte der Fürt Metternich bemerklich, dass die 
Conferenz keineswegs berufen sei, sich auf Streitfragen dieser Art einzulassen, 
indem fllr solche die Bundesversammlung in den Schranken ihrer verfassimgsmässigen 
Competenz und der Eechtsweg offen stände. Es ist jedoch nicht bekannt ge- 
worden, dass irgend eine der Regierungen, welche damals gegen das preussische 
Zollsystem so entschieden protestirten , einen dieser beiden Wege betreten habe. 
Vergl, Aegidi, Die Schluss-Acte der Wiener Ministerial-Conferenzen zur Aus- 
bildung und Befestigung des deutschen Bundes. Urkunden, Geschichte und Com- 
mentar. Erste Abtheilung. Die Urkunden. Berlin 1860. S. 312, 333 ff. 

86) Diese Ansicht war unrichtig , weil die Bundes - Acte , am weiligsten der 
19. Ar^el, kernen Bundesstaat verhindert, seine inneren Angelegenheiten selbst- 
ständig zu ordnen, also auch an seinen Grenzen Zolllinien zu errichten. Der Vor- 
wiu'f gegen Preussen erscheint fast in einem komischen Lichte, wenn man bedenkt, 
dass Oesterreich sein längst eingeführtes, strenges Prohibitivsystem beibehielt 
(v. Czörnig, Das österreichische Budget für 1862. In Yergleiehung mit jenen 
der vorzüglichsten andern europäischen Staaten. Wien 1862. Bd. II S. 162) und 
dass in mehreren süddeutschen Staaten, wie bereits erwähnt ist, GrenzzoUsysteme 
bestanden. Als später, im Jahre 1823 das Grossherzogthum Hessen ein neues ZolT- 
fiyBtem einfahrte , und als 1828 der bayerisch-württembergische und der prenssisdi- 
hessischa Zollverein gegründet wurden, hat man von keiner Seite, am wenigsten 
von Seiten des hohen Bundestages selbst, die Befagniss zu diesen Massregeln be- 
striCten. 
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lebhafter. Einzelne und Privatvereine versuchten daher theils ajof die 
Begierungen, thdls auf die öffentliche Meinung einzuwirken, und beide 
zu überzeuget, dass nur durdi scUeonige Hülfe der deutsche Gewerb- 
fleiss gerottet und der Handel wieder belebt werden könne* SdbOdi 
im Jähre 1816 war auf der Leipziger Messe unter den diort yersswomditevi 
Kaufleüten und Fabrikanten der Gedanke eiuer deutsdien ZoUeinigung 
angeregt word^. Seitdem kam die Sache in Zeitungen und besoi^lerdQ 
Schriften vielfach zur Sprache. Niederrheinisehe Fabrikherren hatten 
in einer Adresse an den König von Preussen, vom 27. April 1818, in 
welche sie über den tiefen Verfall ihrer Gewerbe klagten, geäussert: 
),ob es bei der Lage der preussischen Staaten und der übrigen Bundes- 
länder nicht zweckmässig zur Belebung der deutschen Gewerbe sei) 
wenn alle Zölle im Innern Deutschlands aufgehoben und nur Grenz- 
zölle angelegt würden, indem sie in dieser Vereinigung das einzige 
Mittel für die Erhaltung ihrer Gewerbe sowohl, wie der des übrigen 
Deutsdblands finden'^ Weit grösseres Aufsehen erregten zwei Bitt- 
schriften, welche im Jahre 1819 der Bundesversammlung überreicht 
wurden. Die eine, welche Friedrich List verfasst hatte, war von 
siebzig 36) auf der Osjtermesse zu Frankfurt a. M. versammelten an- 
gesehenen Fabrikanten und Kaufleuten aus verschiedenen deutscheii 
Staaten am 14. April 1819 unterzeichnet worden ^O* Sie setzte den 
Nothstand der Gewerbe und de& Handels in Deutschland als notoris<^ 
voraus und schilderte die unzähligen Hemmungen des Verkehrs mit 
grosser Lebhaftigkeit; sie bat um Aufhebung der Zölle im Innern 
Deutschlands und um Einführung eines auf dem Grundsat^se der Iletor- 
sion beruhenden und alle deutschen Staaten umfassenden Grenzzoll- 
Systems gegen fremde Staaten, das. so lange bestehen sollte, bis audi 
diese den Grundsatz der Handelsfreiheit anerk^ncn würden. Am 
28. April 1819 gründeten die Unterzeichner dieser Bittschrift einen 
bleibenden Verein zur Beförderung des deutschen Handels und Gewerbes, 
überreichten dem Bundestage die provisorischen Statuten desselben 
und ernannten Friedrich List, der damals Professor der Staats- 
wissenschaften in Tübingen war, zum Consulenten des Vereine?. 

Die zweite Bittsdirift vom 1. JuH 1819, welche der bekannte 



36) Der sanguinisch'e List schrieb am Tage vor der Uebergabe der Bittschrift 
an seme Gattin, dass etwa tausend Kauf leute dieselbe unterschreiben würden. 
Vergl. List's gesammelte Schriften Thl. I S. 37. 

37) Friedrich List's gesammelte Schriften. Thl. I S. 32 ff., II S. 15 ff., 
UI Vorrede S. VII ff. 
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Eaufniaiin ürnst Wilhelm Arnoldi in Gotha veriasst hatte**), war 
von 5051 Handwerkern, Fabrikanten xind Kaufleuten des Thüringer 
Waldes und der umliegenden Länderstriche nntersdirieben. Sie ent- 
hielt nähere Nachweisungen über den traurigen Zustand der Gewerbe 
und des Handels in diesen Gegenden; sie sohloss sich in kräftigen 
Worten der List 'sehen Bittschrift an und suchte zu zeigen, dass die 
Natur des deutschen Bundes innere Yerkehrsfreiheit und ein gemein* 
sames Grenzzollsystem dringend fordere. 

Die Zeit, in ^wedoher diese Bittschriften an den Bundestag gelang- 
ten, war dem Erfolg derselben sehr ungünstig.^ denn im Jahre 1819 
nahmen die Besorgnisse wegen der sog. demagogischen Umtriebe und 
revolutionären Gomplotte alle Auimerksamkeit der Regierungen in An- 
spruch und gaben seitdem der Thätigkeit des Bundestages die bekannte, 
entschieden reactionäre Richtung. Namentlich erschienen alle selbst- 
ständigen Bestrebungen , die vom Volke ausgingen , wenn sie auch gar 
keinen politischen Charakter hatten, den Regierungen sehr verdächtig. 

Am 29. Mai 1819 erstattete >der hannover'scbe Bundestagsgesandte 
'v. Martens Bericht über die Li st 'sehe Bittschrift®»). Zuerst machte 
er allerlei formelle Bedenken geltend, ob der von List gestiftete 
Handelsverein als solcher anzuerkennen sei. Zur Sache bemerkte er, 
dass der Vorschlag, alle Zölle im Innern Deutschlands aufzuheben, 
vom theoretischen Standpunkte allerdings vortheilhaft erscheine , allein 
die Ausführung werde zu grosse Opfer erfordern- Retorsion gegen die 
Einfuhrverbote und hoben Zölle des Auslandes sei. wünscheuswerth, 
aber mit bedeutenden , vielleicht unüberwindlichen Schwierigkeiten ver- 
bunden. 

In dem Referate des berühmten Publicisten trat die Abneigung 
gegen alle vom Volke ausgehenden Bestrebungen- sehr deutlich hervor. 
Auf eine fast lächerliche Weise wird das Verlangen nach Aufhebung 
der Zölle im Innern Deutschlands mit der französischen Revolution in 
Verbindung gebracht, um es zu verdächtigen. Es heisst in dem Re- 
ferate: „Wie schwer die Aufhebung der Binnenzölle sei, das beweise 
selbst Frankreich. Dort sei sie nur durch die alle Bande lösende Re- 
volution bewirkt worden und um diesen Preis sei sie wohl zu theuer 
erkauft. Gewiss liege den Bittstellern die Absicht fern, eine solche 
Revolution in Deutschland hervorzurufen oder Frankreich darum zu 
beneiden". 



38) Die Aufgabe der Hansestädte S. 71—80. 

89) Protokolle der deutschen Bundesversammlung. 1819. §. 103. Beilage 26 
loco dictaturae Fol. 279 flf. Ilse a. a. 0. Bd. I S. 426 ff. 
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Der gelehrte Publidst scheint ganz vergessen zu haben, dass in 
mehreren Staaten alle Binnenzölle auf gesetzlichem W^e, ohne eine 
Spur von Kevolution beseitigt worden waren. So in England schon 
vor langer 2^it, in mehreren süddeutschen Staatai während d«s Rhein* 
bundes und erst kurz, zuvor in Prenssen. Wahrscheinlich lagen dem 
hannoverschen Bundestagsgesandten die FlusszöUe besonders am Herzen. 
Dieses Referat ist deshalb höchst merkwürdig, weil es schlagend be- 
weist, dass selbst ausgezeichnete Publicisten im Jahre 1819- keine 
Ahnung davon hatten, wodurch Deutschland in Zoll- und Handels- 
angelegenheiten geholfen werden könne. 

Die Bundesversammlung beschloss in ihrer bekannten Weisheit und 
Bedächtigkeit einstimmig, den Gegenstand einer reiferen Prüfung zu 
unterwerfen und sich zu diesem Zwecke von den Regierungen die 
nöthigen Erläuterungen zu erbitten. Die Gesandten mehrerer Bundes- 
staaten, namentlich der thüringischen, Hessen-Darmstadts und Badens 
unterstützten die Gesuche der Gewerbtreibenden^). Andere Regierungen 
zögerten mit ihren Instructionen. Es kam wieder zu keinem Beschlüsse. 
Aufs Neue zeigte sich, wie wenig der Bundestag die Aufgabe begriffen 
hatte, deren Lösung ihm nach dem 19. Artikel der Bundes-Acte oblag, 
oder wie unfähig er seinem Wesen nach dazu war. 

Inzwischen erweiterte sich der zu Frankfurt gegründete Privat- 
vereitt- und gab sich auf einer * ausserordentlichen Versammlung zu 
Nürnberg am 12.. Juni 1819 eine förmliche Organisation. Es sollte in 
jeder deutschen Stadt ein Local-Correspondent, in jedem Lande ein 
Provinzial-Correspondent erwählt werden. Nürnberg wurde zum Central- 
Orte bestimmt und ermächtigt, einen Central -Ausschuss zu wählen, 
welcher die Geschäfte des Vereins unter dem Beistände des zum Con- 
sulenten ernannten Professor List zu leiten hatte. Der Ausschuss 
begann seine Thätigkeit mit der Gründung einer Wochenschrift, unter 
dem Titel: „Organ für den deutschen Handels- und Gewerbestand", diß 
List herausgab und grossen Theils selbst schrieb. Die eifrigen Be- 
vollmächtigten des Vereins (List, Schnell aus Nürnberg und Weber 
aus Gera) betrieben seine Zwecke theils durch Eingaben, theils per- 
sönlich bei mehreren deutschen Regierungen. Zur Zeit der Minister- 
Conferenzen erschienen sie in Wien, wo sie zwar von einzelnen Staats- 
männern und sogar vom Kaiser von Oesterreich freundlich angehört, 
aber von der Conferenz als sehr missliebig behandelt wurden*^). Auch 

40) Ilse a. a. 0. Bd. I S. 437 fL 

41) Man war darüber einverstanden, dass der Verein als ein durchaus illegaler 
und unzulässiger zu betrachten und daJier seine Eingabe nicht zu berücksichtigen 
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später, vidirend der Yerhandlangen über die GrfinduBg eines süd- 
deutschet Zollvereins, ward die Theihiahme des Puhlicums an dieser 
Angelegenheit durch einen sehr thatigen Agenten, Franz Miller aus 
Immenstadt, rege erhalten. Ob der Verein wirklich ö-^6000 Mit- 
glieder umfasst habe, mag dahin gestellt bleiben, weil List es mit 
solchen Zahlenangaben nicht sehr genau nahm. Eine Zeit lang machte 
der Verein ^osses Aufsehen , aber unmittelbar hatte er keinen £rfolgi 
Seine Wirksamkeit ist oft überschätzt worden, am meisten von List 
selbst und dessen Biographen Häusser. Als Zwiespalt unter seinen 
Führern eingetreten war, löste er sich auf. 

Auf dem Mmister-Congresse zu Karlsbad (vom 6. bis 31. August 
1819) kam die Zoll- und 'Handelseinigung unter den deutschen Staate 
nur flüchtig zur Sprache *2). Baden verlangte durch seinen Minister 
V. Berstett die Berathung über diesen Gegenstand. Es berief sich 
dabei auf einstimmige Beschlüsse der badenschen Kammern und den 
dringenden Wunsch des badenschen Volkes nach Verkehrsfreiheit unter 
den deutschen Staaten. Herr v. Berstett hob in einer von ihm über- 
reichten Denkschrift besonders hervor, dass die Sorge der B^erungen 
für die materiellen Interessen zur Beruhigung der politischen Aufregung 
in Deutschland beitragen würde. Durch diese Auffassung durfte er 
hoffen, den Fürsten Metternich und seinen Gentz, denen damals 
ganz andere Dinge am Herzen lagen, für die Sache zu interessiren. 
Badens Antrag wurde zwar von Württemberg und Mecklenburg unter- 
stützt, allein die Berathung über denselben an die demnächst in Wien 
zu haltenden Minister- Genf erenzen verwiesen. In Karlsbad hatte man 
mit den Gefahren, welche angeblich das monarchische Princip bedrohten, 



sei. Vergl. Aegidi a. a. 0. S. 66, 410. Es ergiebt sich daraus, wie sehr List 
in seinem Feuereifer sich über den Erfolg seiner Thätigkeit als Bevollmächtigter 
des Vereins bei den Ministerial-Conferenzen täuschte, als er am 12. Februar 1820 
an seine Gattin schrieb : „Wir sind auf dem Wege , die österreichische Regierung 
auf andere Ansichten zu bringen und uns geneigt zu machen. Unsere Sache macht 
gewaltiges Aufsehen sowohl am Congress als in der Hauptstadt. Der Congress 
hat zu unseren Gunsten schon einige Beschlüsse gefasst" (nicht 
einen einzigen I wie sich später zeigen wird), „ein grosser Theil der höheren Staats- 
beamten des hiesigen Gouvernements ist auf unserer Seite und die Fabrikanten 
und Kaufleute von Wien haben sich schon grossentheils für uns ausgesprochen"! 
Vergl. Fr. List 's gesammelte Schriften ThL I S. 46. 

42) Wichtige Urkunden über den Rechtszustand der deutschen Nation , mit 
Noten aus den Papieren von Klub er herausgegeben und erläutert von K. Welcker. 
Mannheün 1844. S. 136 ff., 173 ff., 275 fEl 
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viel zu yiel zu thtin, um skh mit d^ mchtigsten Interessea cl«si 
detttscben Volkes zu beschäftigen^). 

Auf den Wiener Ministerial-Gonferaiz^ (vom 35. November 1Ö19 
bis 15. Juni 1820) kam die Erleichterung des Handels und Verkäurd 
zwischen den deutsdien Bundesstaaten ausführlicher zur Sprache ^X 
Allein weder in dem vörberathenden Ausschüsse, in welchem det 
preussische Minister Graf v. Bernstarff cten Vorsitz führte, noch 
in den Sitzungen der Gonferenz vermochte man sidi über einen Be: 
schluss zu einigen, der als eine wirkliche Erfüllung des anerkannteit 
Bedürfnisses angesehen werden konnte. Der 65. Artikel der Wiener 
Schluss-Acte enUiält nichts, als eine Mahnung an den Bundestag, si^ 
mit der Aufgabe, welche der Artikel 19 der Bundes-Acte ihm gestellt 
hatte, auch femer zu beschäftigen**). , : 

Dass selbst die gewiegtesten Staatsmänner jener Zeit nicht wusstepi 
wie geholfen werden könne, dafür liefern die Protokolle der Wiener 
Ministerial'Conferenzen den schlagendsten Beweis. Die Nachtheile der 
Verkehrshemmungen wurden allgemein anerkannt und von verschiedeneil 
Seiten gemeinsame Massregeln zur Besdtigung derselben s^ dringend 
gefordert, allein von keiner Seite ward ein bestimmter Antrag gestdlt 
Die Schwierigkeiten, welche sich gemeinsamen Anordnungen in der 
Verschiedenheit der Zoll-, Steuer- und Gewerbeverfassung^ der ein-^ 
zelnen Bundesstaaten entgegenstellten, wurden vielfach hervorgehoben 
und von manchen Gesandten für unüberwindlich erklärt; jedenfalls s^ 
die Sache zu verwickelter Natur, um auf den Conferenzen etwas darüber 
beschliessen zu können. Der Fürst Metternich. sprach in der acht*- 



43) Gervinus, Geschichte des neunzehnten Jahi-hunderts Bd. n S. 634 ff. 
V. Kaltenborn, Geschichte der deutschen Bundesverhältnisse und Einheits- 
bestrebungen von 1806 bis 1856. Bd. I S. 365 ff. Aegidi, Aus dem Jahr I8ia 
Beitrag zur deutschen Geschichte, Hamburg 1861. 

44) Aegidi, Die Schluss-Acte u. s. w. S. 13, 24, 140 f.> 312 f., 332 ff., 340 £ 
Ilse a. a. 0. Bd. I S. 441 ff. 

45) VVjenigstens einer der Gesandten, der nassauische Minister v. Marschall, 
war so offenherzig, bestimmt auszusprechen , „dass die von der Gonferenz gefassten/ 
Beschlüsse, welche Alles dem Bundestage überliessen, nichts enthielten, was alt 
eine wirkliche Beförderung des Handels und Verkehrs, als eine wirkliche 
Erfüllung des anerkannten BedürMsses angesehen werden könne; dass von der 
Thätigkeit des Bundestages, der sich schon lange ohne Erfolg mit diesem wichtigen 
Gegenstande beschäftigt habe, Nichts zu erwarten sei; und dass das Bekanntwerden 
der von d^ Gonferenz gefassten BescMüBse nur die Wirkung haben könne, die 
Hoffidung des deutschen Yolkeis auf eine Erleichterung noch mehr zu schwächen'^ 
VergL Aegidi a. a. 0. S. 332 f. Em tnuirigeres Zeugniss konnte der Ministerial- 
Gonferenz und dem Bundestage von ihren heftigsten Gegnern nicht ausgestellt werden. 
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uadzimiizigsteA Sitzung am 11. Mai 1820 mit der selbstgefäUigen Miene 
unfehlbarer Staatsweisheit als seine Ueberzeugung aus, „dass ein all-' 
gemeines deutsches Handelssystem und eine die gesammten Bundes- 
staaten umfassende Handelsgesetzgebung wohl nur Als fromme 
Wünsche zu betrachten wären, in der Wirklichkeit aber jeder 
Regierung überlassen bleiben müsste, auf praktischem Wege, durch 
freie Berathung und Verständigung mit ihren Nadibam das Mögliche 
zu erreichen". Wenn der mächtige Staatsmann, trotz dieser Ueber- 
zeugung, dafür stimmte, dass die Bundesversammlung zu weiteren 
Berathungen über den 19. Artikel d^ Bundes -Acte veranlasst würde, 
so konnte er von dem Erfolge derselben nur sehr geringe Erwartungen 
hegen. Da Oesterreich auf seinem damaligen Standpunkte kein Interesse 
an dieser Angelegenheit hatte, so war es zufrieden, wenn dieselbe, 
als eine hoffimngslose von den Ministerial-Gonferenzen der Bundesver- 
sammlung zugewiesen, d. h. auf die lange Bank geschoben wurde. 

Die Gesandten mehrerer Staaten hielten es dagegen für nothwendig, 
dass man sich wenigstens über die wichtigsten allgemeinen Grundsätze 
verständige; aber es fehlte auch in dieser Beziehung an jedem be- 
stimmten Antrage. Von dem Gesandten der Grossherzoglich und Her- 
zoglich Sächsischen H&fe wurde die Ansicht ausgesprochen: „im Falle 
man dem allgemein gefühlten Bedürfnisse nicht abhelfen könne, sei es 
würdiger, durch eine bestimmte Deutung des 19. Artikels der Bundes- 
Acte zu verhüten, dass eitle Hoffnungen genährt oder vergebliche 
Schritte bei der Bundesversammlung gethan würden". Das verrieth 
wenigstens Offenheit und Ehrlichkeit. 

Bei dieser allgemeinen Bathlosigkeit der angesehensten und er- 
fahrensten Staatsmänner Deutschlands hätte man erwarten sollen , dass 
die Denkschrift, welche der badensche Minister circuliren Hess, von 
der Conferenz mehr beachtet worden wäre. In dieser von Friedrich 
Nebenius verfassten Denkschrift wurde zum ersten Male das Wesen 
eines deutschen Zollvereins entwickelt und die Ausführbarkeit desselben 
nachgewiesen**). Soviel auch bisher über die Nothwendigkeit der ZoU- 
und Handelseinigung der deutschen Staaten geschrieben imd verhandelt 
worden war, man hatte immer nur allgemeine handelspolitische An- 



46) Diese höchst wichtige Denksehrift ist erst 1833 veröffentlicht worden, indem 
sie Nebenius als Anhang zu seiner Denkschrift fOr den Beitritt Badens zu dem 
zwischen Preussen, Bayern, Württemberg, den beiden Hessen und mehreren 
anderen deutschen Staaten abgeschlossenen ZoUverein, Karlsruhe 1833, unverändert 
abdrucken liess. Dort füUt sie 32 Druckseiten. Sehr selten hat eine Schrift von 
so geringem Umfange eine so grosse praktische Bedeutung erlangt. 
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üdAßMi wlg^fiMlt und dts Bedfitfoiss geoieinsamer Auördiiui^im im 
AUgemeineiä dai^ethan. Alle Welt hatte von den greifen Scbwi^ig- 
keiten gesprochen, welche sich der Handelseinignng unter den deutsche 
Bundesstaaten entgegenstellten, aber noch Niemand den Versuch ge^ 
macht, näher nachzuweisen, wie diese Schwierigkeiten beseitigt werden 
könnten. Sollte endlich etwas Ausführbares vorgeschlagen werden, so 
musste man sich die zu ergreifenden Massregeln im Einzelnen klar 
machen. Es musste gezeigt werden, wie der beabsichtigte Zweck zu 
erreichen sei, auf welche Weise der Widerstreit der volkswirthschaft- 
lichen und finanziellen Interessen der verschiedenen Staaten ausgeglichen 
werden könne. Diese schwierige Aufgabe hat nun Neben ins in der 
erwähnten Denkschrift zuerst und auf meisterhafte Weise gelöst^'). Er 
ist der geistige Vater des deutschen Zollvereins und hat 
sich als solcher für immer einen ehrenvollen Platz in der deutschen 
Geschichte gesichert*«). 



47) Wie mangelhaft die Geschichte des deutschen ZoUvereins bis jetzt behandelt 
worden ist, beweist der Umstand, dass die meisten Bearbeiter derselbe^ die Denk- 
schrift gar nicht erwähnen. ViTeder die sonst so gründlichen Verfasser des Buches: 
Die Aufgabe der Hansestädte, noch Höfken, noch y. Yiebahn, noch Kobolsky, 
noch A. Emminghaus in den angeführten Schriften gedenken derselben mit einer 
Silbe. Nebenius bemerkt a. a. 0. in der deutschen Yierte^ahrssdirift S. 326 
mit Recht, aber in höchst bescheidener W^eise, dass seine Denkschrift der erste 
Yersudi sein dürfte, die Idee eines grossen deutschen ZoUyereins näher zu ent- 
wickeln, deren fast vollständige Realisimng der späteren Zukunft vorbehalten war. 
Nur Sick a. n. 0. S. 19 f. theilt den Hauptinhalt der Denkschrift mit und Bau, 
Yolkswirthschaftopolitik §. 296 Anm. c. deutet das grosse Verdienst, welches sich 
Kebenius durch dieselbe erworben hat, wenigstens an. Dagegen verwechselt 
Häusser in Fr. List's Leben die Denkschrift des Herrn v. Berstett, die der- 
selbe dem Karlsbader Congresse überreichte, mit der von Nebenius verfassten, 
welche zur Kenntoiss der Wiener Ministerial-Conferenzen gelangte. S. Li st 's ge- 
sammelte Schriften Thl. I S. 34, 61. 

48) Es ist viel darüber gestritten worden, wem dieser Ehrenplatz gebühre. 
Manche einseitige Bewunderer List's haben ihm denselben reserviren wollen. 
Man braucht aber nur die von ihm im April 1819 ver&sste Petition an den Bundes- 
tag zu lesen, um sich zu überzeugen, dass. Li st auf dieses Verdienst keinen An- 
spruch hat. In derselben werden nur ganz allgemeine handelspoUtische Ansichten 
ausgesprochen , aber sie enthält kein Wort über die Einrichtung eines Zollvereins 
und über die Beseitigung der Schwierigk^en, welche der Gründung desselben ent- 
gegenstanden. Es ist daher entschieden unrichtig, wenn A. Em min gh aus a.a.O. 
S. 6 bemerkt: „Der von List angeregte Handelsverein habe sich in Denkschriften 
an sämmtliche deutsche Bundesregierungen und an den Bundestag mit- Vor- 
schlägen zu einem grossen deutschen Zollverein gewandt". Fast 
noch mehr hat unser Staunen erregt, wenn Emminghaus hinzusetzt: „Allein 
diese Vorschläge hatten keinen anderen Erfolg, als dass mehrojre 
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Die Denkschrift beginnt mit einer Schilderung der mgünstigen 
Lage Deutschlands den Zollsyst^nen des Auslandes gegenüber. Dann 

mittel- uDid süddeutsche Begierungen 1821 in Parmstadt (die 
Verhandlungen daselbst wurden am 13. September 1820 eröffnet und dauerten bis 
1823), 1823 in Arnstadt (der Amstädter Vertrag ward am 23. December 1822 
abgeschlossen), 1825 in Stuttgart zusammenkamen, um sich Aber die 
zu treffenden Massregeln zu yerstftndigen". Abgesehen voa der eben 
gerügten üngenauigkeit in den Angaben der Jahreszahlen, ist diese Bemerkiing 
ganz unhistorisch ;- denn es wird sich zeigen, dass keine einzige der erwähnten 
Zusammenkünfte durch Vorschlage des gedachten Handelsvereines veranlasst 
worden ist. 

Von preussischen Schriftstellern ist oft behauptet worden, dass die prenssische 
Regierung bei der Einfahrung des neuen ZoUsystemes im Jahre 1818 bereits den 
Plan zur Gründung eines deutschen Zollvereins gehabt habe. Höfken a. a. 0. 
S. 107 sagt ausdrücklich: „Die Aufstellung eines aUgememen Tarifs für den 
preussischen Staat ging wesentlich aus dem tiefwirkenden Bedür&isse nach einem 
deutschen Zollverbande hervor". Dieselbe Ansicht lässt J. G. Ho ff mann. Die 
Lehre von den Steuern S. 348 wenigstens durchblicken, indem er sagt: „Preussen 
bot seinen gesammten deutschen Umgebungen eine Verbindung mit seinem 
Zollsysteme an, und zwar auf der Grundlage einer vollkommenen Gleichheit (?) der 
Rechte und Pflichten und einer Theilung des Einkommens nach der Anzahl 
der Einwohner. Aber die Zeiten, worin ein solches Anerbieten Gehör finden 
konnte, waren im Jahre 1818 noch nicht gekommen". Weit entschiedener sagt 
I Adolf Schmidt, Zeitgenössische Geschichten. Berlin 1859. S. 453: „Hienm 

I (an die Einfiüirung des preussischen Zollsystems von 1818) knüpfte sich nun aber 

i eine noch viel grossartigere Idee , der Plan : fär die Ausbreitung dieser Keform 

ausserhalb Landes Propaganda zu machen, das preussische Zollsystem über 
Deutschland auszudehnen. Klüglich versuchte man es mit den kleinsten und kleiner^i 
deutschen Staaten, um von ihnen allmälich auch zu den grösseren aufzusteigen. 
Die Annahme eingeschlossener fremder Landestheile bot die geringsten Schwierig- 
keiten und wurde am raschesten durchgefohrt (?(); auch der Gesammtanschliua 
der anhaltinischen Herzogthümer ging ohne bedeutende Anstände vor sieh (?t). 
Seitdem aber stiess die preussische Regierung auf immer grössere Hindemisse und 
auf unsägliche Mühen. Ein wahrer Ingrimm begann sich gegen sie zu regen. 
Klagen und Gehässigkeiten aller Art, zumal von Seiten der benachbarten Staaten, 
Retorsionsmassregeln und Beschwerden beim Bundestage waren die Saat, die 
Preussen emdtete. Trotzdem hielt es mit Zähigkeit an seinen Bemühungen fest, 
bis es ihm endlich gelang, durch den Vertrag mit Hessen-Darmstadt vom 14. Febn 
1828 das preussische Zollgebiet zu einem preussisch- darmstädtischen Zollverein 
zu erweitem". Es wird sich später (Anm. 62 und 122) Gelegenheit bieten , diese 
Auffassung des berühmten Geschichtschreibers in einigen Nebenpunkten zu be* 
richtigen. Was den Hauptpunkt betrifft, so erklärt Nebenius a. a. 0. in der 
deutschen Vierteljahrsschrift S. 338 auf das Bestinunteste , dass bis zum Siiae 
1827 keine Hoffiiung vorhanden war, Preussen für die Sache eines grossen deutschen 
Zollvereins zu gewinnen. Um sich davon zu überzeugen, braucht man nur zu be- 
achten, wie die preussische Regierung auf den Wiener Ministerial-Gonferenzen bei 
den Berathung^ über die deutschen Zoll- und Handelsangelegenheiten sich ver- 
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^eist sie nach, dass Deutschland im Ganzen unter den Anstrengungen 
der einzelnen Staaten, ihren Gewerben Schutz zu gewähren, noch weit 



hielt, uBd dass dieselbe noch im September 1827 bei dem Beginnen der Unter- 
handlungen mit der Grossherzoglich hessischen Begierong die Bes(»rgniss äusserte: 
„es möchten die Schwierigkeiten einer voUstandigen Verschmelzung beider Zoll- 
systeme unbesiegbar sdn^^ VergL Bänke a. a. 0. S. 115. 

Ein anderer gründlicher Kenner des Zollvereins, der gewiss nicht zu den 
Gegnern Preussens gehOrt, sagt in der Schrift: Der Zollverein Deutschlands und 
die Exisis, mit welcher er bedroht ist. Braunschweig 1863. Heft I S. 28: „Wir 
l^ben in der Meinung , dass man erst sp&ter aus der Erfahrung die Yortheile 
der sttbsequenten Vergrösserong des Zollgebietes über den umfang der preussischen 
Länder hinaus näEer kennen lernte, kaum fehlgehen zu kOnnen. Namentbch 
was die Hereioziehung der Staaten betrifft, welche zu der anzustrebenden Her- 
stellung des Znsammenhanges zwischen den westlichen und östlichen- Provinzen 
mckt unbedingt erforderlich waren, sondern nur einem noch besseren Arrondisse- 
ment in die Breite und der absoluten Yergrosserung des Zollgebietes dienten. 

Beweis dafür: die langjährigen Verhandlungen, welche dem sächsischen An- 
schlüsse vorausgingen, und durch die Besorgniss, dass die altbegründete sächsische 
Industrie der preussischen durch ihre freie Goncurrenz im Innern zu erheblidi 
schaden werde, verzögert wurden; sowie die vor der Aufnahme Bayerns und 
Württembergs vielfach geäusserten Bedenken, dass sie Preussen empfindliche 
finanzielle Veriuste zubringen müsse^^ 

Keuerdings ist behauptet worden, dass der Gedanke des Zollvereins einem 
königlichen Haupte entsprossen sei. In der von König Wilhelm unterzeichneten 
Urkunde, welche bei der Grundsteinlegung des Beiterstandbildes Friedrich Wil- 
helm's UI. am 17. März 1863 von dem Cultusminister v. Mühler verlesen wurde, 
heisst es wörtlich: „Der Zollverein, des Königs eigenster Gedanke, 
krönte seine Bestrebungen für die materielle WohlÜEihrt des Volkes und war die 
Freude und Ehre des Königs, der Sich als deutscher Fürst stolz fühlte und Seines 
Volkes Beruf für Deutschland nicht aus dem Auge liess'^ VergL Neue Preussische 
Zeitung Nr. 06 vom 19. März 1863. 

Das hohe Verdienst, welches sich die preussische Regierung und namentlich 
Friedrich Wilhelm UI. um die Gründung des Zollvereins erworben hat, wird gewiss 
von jedem Unbefangenen freudig und dankbar anerkannt; aber bis jetzt hatte 
Niemand eine Ahnung davon, dass der Gedanke des Zollvereins in dem Haupte 
Friedrich Wilhelm's III. entstanden sei. Es wäre ein Verdienst um die Geschichte, 
wenn das Ministerium Bismarck urkundliche Belege dafür lieferte, aber dieselben 
etwas weniger genial interpretirte, wie die preussische Verfassungs - Urkunde und 
die Grundgesetze des deutschen Bundes. So lange dies nicht geschehen ist, werden 
wir an der oben ausgesprochenen Ansicht festhaltem 

Die vorstehende Anmerkung war vor einem halben Jahre geschrieben und sollte 
eben in die Druckerei gesendef werden, als uns heute (am 11. März 1864) die 
Abhandlung: Karl Friedrich Nebenius in Beziehung zur Geschichte Badens und 
des deutschen Zollvereins von Dr. J. Beck (Unsere Zeit Jahrbuch zum Conver- 
sations-Lexikon. Leipzig 1864. Bd. VHI S. 36 ff.) zu Gesicht kam. In derselben 
ist die grossartige staatsmännische Wirksamkeit des edelen Nebenius zum ersten 
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mehr leide, als durch das Udbel selbst, das gehoben werden soBe üsd 
doch durch die äaizelnen Staaten nidit von Gnmd aus gehoben wercten 



Mal wenigstens übersichtlich geschildert Sie hat den von uns lange gehegten 
Wunsch nach einer ausführlichen Biographie des ausgezeichneten Mannes , auf den 
nicht nur Baden, sondern Deutschland stolz sein kann, aurs Neue angeregt Die 
erwähnte Abhandlung ist jedoch dankbar zu begrüssen, iädem sie namentlich werth- 
volle Beiträge zur Geschichte des deutchen Zollvereins enthält. Es war dem Ver- 
fasser vergönnt , die von N e b e n i u s hinterlassenen schriftlichen Aufiseichnungen 
und einige andere, nicht Jedem zugängliche Quellen zu benutzen. Wir erhalten 
näheren Aufschluss über die Entstehung der Denkschrift im J. 1818. Dieselbe war 
eine Privatarbeit, wurde aber der badischen Begierung mitgetheilt und von der- 
selben benutzt „Die grösste Schwierigkeit^^ schreibt Nebenius, „<äe der Ein- 
f&hrung eines einheitlichen Zollsystemes in Deutschland entgegenstand, glaubte idi 
in der Verschiedenheit der finanziellen Einrichtungen der einzelnen Länder zu 
finden. Ich begann, daher während der Bearbeitung meiner Denkschrift im Jahre 
1818 mich mit dem Abgabensystem der einzelnen deutschen Staaten genau bekannt 
zn machen, um dadurch die Grundlage für Aufstellung eines entsprechenden Tarif- 
Systemes zu gewinnen und die Ausführbarkeit meiner Ansichten und Vorschläge 
für eine gemeinsame Zolleinigung zu begründen^S Es ist also ein Irrthum, wenn 
Häusserim Leben List's S. S4 die Denksdirift als ein amtliches (rutachten be- 
zeichnet VergL Beck a. a. 0. S. 62. 

Die Ansprüche List's auf die iutellectuelle Urheberschaft des Zollvereins 
werden von Beck sehr schlagend widerlegt Besonders interessant ist in dieser 
Beziehung, dass List in einem unter dem 3. November 1819 an Nebenius ge- 
richteten Schreiben seine Rathlosigkeit offen bekannte; dass er am 1. August 1819 
(in Nr. 3 des „Organs^') den seltsamen, höchst unpraktischen Eath ertheilte, „einen 
Congress von Eaufleuten und Fabrikanten zu berufen, um einen gründliehen Plan 
über ein Bundes-Douanensystem zu entwerfen, das die inländische Industrie sichere 
und den Ausfall in den Finanzen der einzelnen Staaten decke**; endlich dass er 
noch am 16. Februar 1820 in einer Eingabe des Handelsvereins den verzweifelten 
Vorschlag machte, „dass die Zolleinkünfte entweder vom ganzen Bunde oder von 
den einzehien Staaten an eine Actiengesellschaft verpachtet werden sollen (!!), die 
sich dann verbindlich machen müsste, den bisherigen Zollertrag als Pach£^s zu 
entrichten'*. Diese Vorschläge beweisen den Feuereifer des unermüdlichen Agitators, 
aber sie charakterisiren ihn noch mehr als luftigen Frojectmacher. Sehr interessant 
ist das Urtheil über List, welches sich in den Aufzeichnungen von Nebenius 
findet: „Die kaustische Anspielung in dem „„Leben List's"" vx)n Häusser, 
S. 34, auf das Ei des Columbus trifft nicht dahin, wo sie brennen soll Nidit wer 
unter Tausenden, welche die Verwirklichung eines Gedankens verlangen, seine 
Stimme am lautesten erhebt, 8<mdem wer bei entstandenem Zweifel über die Müg^ 
lidikeit seiner Verwirküchung die Art und Weise, wie die entgegenstehenden 
Schwierigkeiten zu besiegen und die Ausführung zu sichern sei, auf befriedigende 
Weise entwickelt, bringt das Ei des Columbus zum Stehen. Ich bin weit entfernt, 
hierauf einen ähnlichen Anspruch, wie List und seine Freunde ihn erhoben, zu 
stützen. Aach bin ich nicht thöricht genitg, mir einzubilden, dass nicht andere, 
was ich gedacht und gesprochen , eben so gut denken und erringen konnten. Das 
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kSnne. ^Die österreieUsdie Monarefaia ausgenommen'', heisst es, „igt 
die Lage aller übrigen deutsdien Bundesstaaten in dteser Beziehung 



ist der grosse Irrthum List^s, d&ss er in einer Sache, für welche ein allgemein 
tiefgefühltes Bedtkifoiss überall gleichartige Bestrebungen herroxrief, nur seiner 
Thfitigkeit einen wirksamen Einfluss zuschrieb, ohne sidi eu fragen, welchen £in- 
drack bei Sachkennern der stete Kuf : es müsse anders werden l hervorbringe, wenn 
der Kufende selbst über das „»^Andere^^^ ganz im Unklaren sich befindet und über 
das „„Werden^^" keinen Aufschluss zu geben vermag. Da ich in einer Reihe von 
Jahren an den Verhandlungen der deutschen Regierungen in Zoll- nnd Handels- 
Angelegenheiten Theil nahm , so kann ich ans eigener Erfahrung bestätigen , dass 
ich List niemals als eine Autorit&t auch nur bei Einer Frage hätte nennen hOren. 
üeberall hielt man sich an ausgezeichnete Mitglieder des Handels- und Gewerbs- 
standes selbst Als List im Juli 1819 zu Karlsruhe anwesend war, zeigte er eine 
grosse Redefertigkeit in Darstellung des herrschenden Nothstandes und der Koth- 
wendigkeit eines Retorsionssystemes ganz in allgemein gehaltenen Erörterungen. 
Es fehlte ihm noch überall die Reifff der ErfiEdirung , die er nach seinem voraus- 
gegangenen Bildungs- und Berufaleben auch nicht haben konnte^'. Die edle An- 
spruchslosigkeit , durch welche sich Kebenius im Gegensatze zu List aus- 
zeichnete, tritt in folgenden Worten recht klar hervor: „Wie hoch man die Wirk- 
samkeit des einen oder andern für den deutschen Zollverein anschlagen mag, so 
würde ohne Verletzung der Gerechtigkeit und historischen Wahrheit kein einzelner 
als intellectueller Urheber des grossen Werks bezeichnet werden können, das man 
ssnn&chst der durch schwere Erfahrungen gewonnenen Einsicht in den weitesten 
Kreisen, dem erwachten Nationalgefühl, den Bestrebungen patriotischer Männer in 
allen Ländern, die dem ZoUverein angehören, zu verdanken hat". Unter diesen 
Männern gebührt aber Nebenius ohne Zweifel die erste Stelle. 

Was die preussischen Ansprüche auf die intcllectuelle Urheberschaft des 
deutschen Zollvereins betrifft, so wird die von uns ausgesprochene Ansicht durch 
B e c k ' s Mitiheilungen vollkommen bestätigt InNebenius' Aufzeichmingen finden 
sich die Worte: „Alles, was später nach dem Zustandekommen des -Zollvereins 
von früheren Absichten und Einleitungen des preussischen Cabinets in Bezug auf 
eine deutsche Handelseinigung behauptet wurde, ist reine Erdichtun g^S Weit 
wichtiger ist die Nachweisung, dass später, als endlich ein grosser Zollverein 
durch die Verträge von 1833 zu Stande gekommen war, NebeniusJ Verdienste 
um die Entstehung desselben von der preussischen Regierung selbst 
in officieller Weise anerkannt worden sind. In einer nach Karlsruhe er- 
gangenen Note des preussischen Ministeriums des Auswärtigen vom 28. Februar 
1833 heisst es unter Anderem: „Es muss dem Verfasser der badischen 
Denkschrift von 1819 zur grossen Genugthuung gereichen, wenn 
er aus den Verträgen der jetzt zu einem gemeinsamen Zoll- und 
Handelssystem verbundenen Staaten ersehen wird, wie vollstän. 
dig nunmehr die Ideen in's Leben getreten sind, welche von ihm 
in seiner Denkschrift schon im Jahre 1B19 über die Bedingungen 
eines dentschen Zollvereins gesagt und bekannt gemacht worden 
sind". Wenn die preussische Regierung schon bei der Einführung des Zollsystems 
von 1818 den Plan gehabt hätte, einen deutschen Zollverein zu gründen, war gjur 
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fast gleich; kdner kann seiner Industrie einen ganz froien, nach 
geschlossenen Markt von gleichem Umfange darbieten, wie ihn die 
grösseren Nachbarstaaten des Auslandes besitzen; keiner vermag sein 
Gebiet gegen die überwiegende Concurrenz einer fr^nden Industrie, 
die durch einen ausgebreiteten einheimischen Markt schon begünstigt 
ist, hinlänglich zu schützen; keiner wird die Mittel, die ihm in dieser 
Beziehung zu Gebote stehen, gebrauchen, ohne dem deutschen Nach- 
barstaate mehr als dem fremd.en wehe zu thun, und ohne mittelbar 
oder unmittelbar die Nachtheile, die mit jeder Beschränkung für das 
eigene Land verbunden sind, in weit höherem Masse zu fühlen, als 
dies in grossen Reichen der Fall ist''. Das wird klar und schlagend 
weiter ausgeführt. Sodann sind als verderbliche Folgen des Isolirungs- 
systems die Demoralisirung durch den Schleichhandel, die feindselige 
Stimmung der Bevölkerungen wie der Regierungen der verschiedenen 
deutschen Staaten und die allgemeine Unzufriedenheit im Gewerbestande 
hervorgehoben. Halbe Massregeln, wie die Milderung der bestehenden 
Einrichtungen und einzelne Concessionen, werden entschieden verworfen, 
da sie die Sache nur verwickelter und die Sehnsucht nach voller Be- 
friedigung lebhafter und stürmischer machen würden. Wo die Einheit 
der Handlung über das Wohl und Wehe der Völker, über Stärke und 
Schwäche der Staaten entscheidet, da könne Deutschland nur durch 
ein gemeinscliaftliches Wirken sich erhalten. 

Was die Mittel betriflft, um zu dem grossen Ziele zu gelangen, 
so findet die Denkschrift eine wahre, gründliche Hülfe nur in der 
commerciellen Einheit Deutschlands , oder — da Oesterreich sich mit 
seinem grossen Markte selbst genüge, und die Verhältnisse zu Ungarn 
und Italien voraussichtlich Hindernisse darböten — der übrigen deutschen 
Staaten. Einzelne deutsche Provinzen, deren Handelsverhältnisse mit 
den ausländischen Besitzungen eines Bundesstaates enger verknüpft 
wären, könnten von dem gemeinschaftlichen Zollgebiete ausgeschieden 
werden. In Ansehung solcher Provinzen, sowie der auswärtigen Be- 
sitzungen von Bundesgliedem, seien Handelsverträge, welche die grösst- 
mögliche gegenseitige Verkehrsfreiheit festsetzten, ein schickliches Ver- 
eiriigungsmittel. Nur das wechselseitige Bedürfniss und die Ueber- 
zeugung des gemeinschaftlichen Nutzens soll den Verein schliessen und 
dauernd erhalten. Deshalb muss jedem Staate der Eintritt und nach 



kein Grund vorhanden, sich in so anerkennender Weise über den badeaische« 
Staatsmann auszusprechen. Das damaiige preussische Ministerium masste doch 
wohl besser wissen, wessen „eigenster Gedanke^' der ZcUverein war, altf das 
Ministerium Bismarck. 
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Ablauf bestimmter Zeit der Wiederanstritt freistehen; denn man wird 
eher zur Vereinigung geneigt sein, wenn der Schritt nicht unwider* 
ruflich ist. Hat aber der Zustand der wechselseitigen Verkehrsfreiheit 
nur einige Jahre gedauert, so ist gewiss an eine Trennung nimmer- 
mehr zu denken, da mittlerweile auf dem vereinigten freien Markte 
Deutschlands allerwärts mannigfaltige Verbindungen entstehen, deren 
gewaltsames Zerreissen mit Nachtheilen verknüpft sein würde, die von 
der Kückkehr zum alten Zustande lebhaft abmahnen müssten^^). Die 
Denkschrift verlangt die Aufhebung der bestehenden ZoUeinrichtungen 
der einzelnen theilnehmenden Staaten, die Vereinigung derselben zu 
einem, von einer Zolllinie umschlossenen Markte und die Aufstellung 
eines gemeinschaftlichen ZoUsystemes. Die Schutzzölle zu Gunsten der 
einheimischen Gewerbe sollen in der Regel 10, 15, höchstens 20 Prö- 
cent nicht übersteigen, dagegen eingehende Fabrikbedürfnisse und aus- 
gehende Produkte, besonders solche, die nur auf kurze Strecken in 
den Verkehr treten, ganz befreit oder sehr gering belastet werden. 
Massige Finanzzölle, namentlich von Colonialwaaren, sollen die Haupt- 
einnahme gewähren und werden den einzelnen Regierungen die Ein- 
nahme aus den aufgehobenen bisherigen Zöllen vollständig ersetzen, 
da die Grenzbewachung in dem grossen Vereine weit wirksamer sein 
und doch geringere Kosten verursachen wird. Die Theilung der reinen 
Zolleinkünfte nach der Grundlage der Bundesmatrikel oder der Volks- 
menge wird empfohlen. Die unbedingte wechselseitige Verkehrsfreiheit 
zwischen den einzelnen Ländern darf nur eine doppelte Ausnahme er- 
leiden, nämlich in Hinsicht des Salzmonopols, das mehrere Staaten 
nicht entbehren können, und in Hinsicht der Abgaben von solchen 
Gegenständen, die, wie Wein, Bier, Branntwein, Tabak u. s. w., ohne 
Rücksicht auf ihren Ursprung, Verbrauchssteuern unterliegen. Die 
Beschränkung dieser Abgaben auf wenige, bestimmte Artikel und eine 
Annäherung der deutschen Staaten in ihren Steuersystemen wird 
dringend angerathen. Als weitere Aufgaben des Zollvereins sind be- 
zeichnet: die Bestimmung eines Maximums für die Wegegelder, Ver- 
einbarungen über Mass und Gewicht, Münzsystem und Erfindungs- 
patente, die Annäherung in den Handelsgesetzgebungen der einzehien 



49) Diese im J. 1818 geschriebenen prophetischen Worte, die für den national- 
ökonomischen Tiefblick des Verfassers zeugen, sind bis jetzt durch die Erfahrung 
glänzend bestätigt; denn es ist noch kein Staat aus dem Zollverein getreten, ob- 
gleich es schon zweimal allen freistand. Hoffentlich wird Nebenius auch in der 
Zukunft durch eine yerkehrte Politik einzelner Zollyereinsstaaten nicht zum falschen 
Propheten werden. 



US 6. Fischer, 

deutsehen Sttaien, die Vereinigaiig mehrerer Regierungen zu AnsUlteft 
ffer Beförderung des Verkehrs durch grosse Strassen, Kanäle u. dergL, 
damit Deutschland auf der einen Seite der mannigfaltigen Yortheile, 
welche seine Trennung in einzelne Staaten , und zugleich aller Wohl- 
thaten, welche nur ein Zusammenwirken grosser Kräfte zu gewahren 
vermag, immer mehr theilhafüg werde. Dersebdaste Gewinn, der 
von einem Zusammenwirken aller oder doch d^ meisten devtschen 
Staaten zu erwarten sei, bestände in dem Abschlüsse von Haxidelsirer*- 
trägen mit fremden Staaten auf der Grundlage der grösstmöglidhen 
Yerkehrsfreiheit und des gegenseitigen Yortheils. 

Nebenius erklärt ausdrucklich, dass es nur seine Absicht sei, 
die Ausführbarkeit des freien Verkehrs im Innern Deutschlands und 
eines g^neinsamen Zollsystemes im Allgemeinen nachzuweisen. Wie 
meisterhaft er diese Aufgabe gelöst hat, geht daraus hervor, dass 
seinen Vorschlägen gemäss später der Zollverein im Wesentlichen wirk- 
lich zu Stande kam, mit Ausnahme eines einzigen wichtigen Punktes. 
Er verlangt nämlich als Cionsequenz des gemeinschaftlichen Zdlsystemes 
eine von der Bundesversammlung abhängige Verwaltung, indem die 
Erhebung, Verwaltung, Aufsicht und Direction nicht anders, als durch 
ein für den ganzen Bund verpflichtetes Personal geschehen könne, dessen 
Unterhalt eine Last der gemeinschaftlichen Kasse wäre. Nebenius 
hielt es also damals noch für unmöglich, jedem Staate die selbstständige 
Zollverwaltung, nach der Vorschrift der gemeinschaftlich verabredeten 
Gesetze, unter angemessener Gontrole zu überlassen. Im Jahre 18BB 
erklärte er jedoch ausdrücklich, dass er über die Art der Verwaltung 
anders denken gelernt habe, als im Jahre 1819^). 

Die Idee eines grossen deutschen Zollvereins fand bei den Wiener 
Minister-Conferenzen anfangs gar keinen Anklang ^^), selbst Preussen 
zeigte damals nicht die mindeste Neigung, darauf einzugehen. Als 
mehrere Bundesstaaten in diesem Sinne sich bestimmt erklärt hatten, 
kam es zu Separatverhandlungen unter einigen kleineren Staaten, die 
zu Vereinbarungen geneigt waren.' 

Hessen -Darmstadt forderte zunächst Baden und Nassau auf, sich 
über die Begulirung gemeinschaftlicher Handelsverhältnisse zu ver- 
ständigen. Es trat mit einem Projecte hervor, das nur deshalb zu er- 
wähnen ist, weil es beweist, wie wenig damals intelligente Regierungen 
die wesentlichen Erfordernisse eines Zollvereins begriffen hatten. Der 

50> S. die Denkschrift S. 82 Anm. 

51) Das ergiebt sich schon daraus, dass in den Protokollen der Conferenzen 
die Denkschrift gar nicht ermähnt wird. 
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Antrag ging dahin, daas Yferkehrsfreiheit tmter dte yertrag8ohlMis8eitdtti 
^Staaten hergestellt, aber jedem vorbehalten werde, GrenzzdUe geg^ 
andere Länder, nach eignem Ermessen anzulegen, jedodi ohne Belastung 
der ]^n- und Ausfuhr der verbündeten Staaten. Es zeugt fiir diß 
tiefere Einsicht der badenschen Regierung, dass sie sieh entsdiieden 
weigerte, auf einer solchen Grundlage zu unterhandeln. Als Bayerti 
und Württemberg den S^[>aratverhandlungen beigetreten waren, kaip 
zwischen ihnen, Baden, Hessen-Darmstadt, Nassau, Weimar, den hj^- 
zoglicb sächsischen und den fürstlich reussischen Regierungen am 19^ Mc^i 
1820 ein Präliminar- Vertrag zu Stande, in welchem diese Staaten sich 
verpflichteten, drei Monate nach Unterzeichnung desselben Commissairi^ 
nach Deurmstadt zu senden, um auf der Grundlage einer vorläu^ yer^ 
abredeten Punktation sich über Aufhebung aller Binnen*LandzöUe md 
ein gemeinschaftliches Grenzzollsystem zu vereinbaren. 

Die Verhandlungen zu Dannstadt *2) wurden am 13. September 183.0 
eröffnet. Gleich anfangs betheiligten sich an denselben die genannten 
Staaten, etwas später auch Kurhessen, Waldeck und die beiden Hobeur 
zollern, die erst nachträglich dem Wiener Präliminar- Vertrage bei- 
getreten waren. Der Versuch Hessen -Darmstadts, die Aufgabe des 
Handels-Congresses auf die Herstellung wechselseitiger Verkehrsfreiheit 
im Sinne des schon bei den SeparatverhancUungen in Wien vorgel^ten 
Projectes zu beschränken, fand zwar bei Nassau Anklang, scheitei1;0 
aber an dem Widerspruche der anderen Staaten. Dagegen wurde der 
von Baden vorgelegte und von Neben ins bearbeitete Entwurf eines 
Vereinigungsvertrages von den meisten Staaten günstig aufgenommen. 
In demselben war die Gründung eines grossen deutschen Zollvereins 
als höheres Ziel fest im Auge behalten, wenn man auch vor der Harid 
die Hoffnung hatte aufgeben müssen, dass sämmüiche deutsche Staaten 
oder ausser Oesterreich doch alle übrigen dem Vereine beitreten würden. 



52) Nebenius a. a. 0. in der deutschen Vierteljahraßchrift S. 828 f. J>etf^ 
selbe, Denkschrift über den. Beitritt Badens ^um grossen deutschen Zoiiyerei^ 
S. 6 fF., wo die Gründe, welche Baden abhielten, das von Bayern geforderte. Zoll- 
system anzunehmen, ausführlich entwickelt sind. In den hinterlaSsenen AufeeicK- 
nungen bemerkt er: „Die Erfahrung mehrerer seit Gründung des süddeutschen 
Vereins verl^pssener Jahre hatte durch die That gezeigt, dass Baden, wie'idi 
vorausgesetzt, in seiner isolirten Stellung vermöge seiner geogrt^isohen Lag&;|Dir 
wohl sich behaupten kOnne. Sein Zwischenhandel hatte in Folge de^ beträehjflichen 
£rh6hung der benachbarten Mauthtarife an Ausdehnung wesentlich gewonnen und 
«eine Zölle gewährten bei einem ungemein massigen Tarif verhältnissmässig eine 
nehrfach .^prOsaere £iiifliahmev «IiS ^t weit h(fhere Tarif deä bayeritlchsi<^£ttem- 
bergischen Vereins.'* Beck a. a. 0. S. 57. Die Aufgabe der Hansestädte 6. 9& tf. 
n. 23 
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Zugleieh erUftrte sidi Baden fQr einen sehr massigen Zolltarif. Als 
jedoch seine Anträge verworfen wurden, gingen im Laufe der Ver- 
handlungen die Ansichten weiter aus einander. Bayern und Württem- 
berg stimmten am meisten tiberein und standen den übrigen, insbesondere 
den Rheinuferstaaten, gegenüber. Man stritt hauptsächlich über die 
Höhe der Zölle, die AusgaugszöUe auf Naturprodukte, das System der 
Lagerhäuser und die Einführung eines Stimmenverhältnisses zu Gunsten 
der grösseren Staaten. Der letzte Punkt bot die meisten Schwierig- 
keiten dar. Es wurden sehr verschiedene Vorschläge gemacht, aber 
zu einer Verständigung kam es nicht*'). Noch im November 1822 
bemühte sich der württembergische Minister v. Wängenheim ver* 
geblich, durch Vermittelungsvorschläge eine Ausgleichung herbeizuführen. 
Hessen-Darmstadt wünschte, mit Rücksicht auf seine Ständeversammlung, 
im Februar 1823 die Beschleunigung des Abschlusses. Als Bayem 
auPs Neue zögerte, sagte sich die grossherzoglich hessische Regierung 
am 5. Juli 1823 von den Verhandlungen los , weil sie der im August 
zu berufenden Ständeversammlung ein Zollsystem vorlegen müsse. Nach 
Vollendung dieser neuen Einrichtung erklärte sie sich jedoch bereit, 
die Unterhandlungen über eine Vereinbarung fortzusetzen. 

Während die Unterhandlungen zu Darmstadt noch schwebten, be- 
gannen die kleineren Staaten zurückzutreten, weil sie theils an einem 
Ergebniss derselben immer mehr zweifelten, theils fürchteten, durch 
das vorgeschlagene Stimmenverhältniss in dem projectirten Zollvereine 
alles Einflusses beraubt zu werden. Deshalb versuchten die Regierungen 
der thüringischen Staaten, unter sich eine engere Zoll- und Handels- 
cinigung zn Stande zu bringen. Zu diesem Zwecke wurden Ministerial- 
Conferenzen zu' Arnstadt gehalten, in welchen man sich am 23. Decbr. 
1822 über einen Vertragsentwurf vereinigte. Nach demselben sollten 
die thüringischen Staaten (mit Ausnahme der schwarzburgischen Unter-." 
herrschaft, die sich bereits an das preussische Zollsystem angeschlossen 
hatte) „in Hinsicht auf den inneren Verkehr und auf den Handel mit 
dem Nichtvereinc ein Ganzes und einen in sich geschlossenen Handels- 
staat unter gemeinschaftlich zu verabredender Handelsgesetzgebung und 
besonderer, jedem Vereinslanda zustehender Verwaltung*' bilden. Man 
wollte jedoch alle bestehenden Einrichtungen der einzelnen Staaten und 
ajle örtlichen Interessen möglichst schonen. 

Dieser Vertragsentwurf wurde der preussischen Regierung mit- 



U) (L. Kahne) Der deotsdi« Zoll?«reia wilMad dtr Jahr» 1834 bis 1846. 
Berlin i846. ä. 9 £ 
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getbeilt und bei ihr angefragt, ob und untar welebea BecUngaBgeQ ep 
thüringischer Handelsverein in den preussischen Zollverband aufgenammen 
werden könne, und ob gewisse, den betheiligten Staaten wünschens* 
werthe Aend^ungen des Zoll we$ens zo. erwarten seien. Preussen er- 
klärte sich geneigt, den Handelsverein in sein ZoUsyst^oa aufzunehmen, 
wenn eine kräftige Durchführung des. letzteren nicht gehindert würde. 
Allein auch dieser Versuch führte zu keinem Resultate. Er ist nur als 
ein misslungenes Vorspiel des elf Jahre später wirklich za Stande ge- 
kommenen thüringischen Zoll- und Handciavereins merkwürdige^). 

Ol^eich die Verkebrsverhältoisse der süddeutschen Staaten theils 
durch die Erhöhung der französischen Zölle und die gegen dieselben 
ergriffenen fruchtlosen Betorsionsmassregeln, theils durch das Fort- 
bestehen der besonderen Zollsysteme zunächst sich verschlimmerten, so 
ruhten doch die Verhandlungen über die Gründung eines süddeutschen 
Zollvereins ein Paar Jahre. Erst 1825 wurden sie zwischen Bayern, 
Württemberg, Baden, Hessen -Darmstadt und Nassau. zu Stuttgart wie- 
der aufgenommen^*), üeber die wichtigsten Bedingungen des Grundr 
Vertrages und einige andere früher bestrittene Fragen verständigte man 
sich leichter, als in Darmstadt. Die grossherzoglich hessische. Regierung 
schlug vor, keine gemeinschaftlidie Verwaltungsbehörde für das Zollr 
wesen einzuführen, sondern jedem Staate die ^elbstständige . ZoUvexr 
waltung nach Vorschrift der verabredeten Gesetze und unter ang^ncssener 
Controle zu überlassen. Dieser Vorschlag war fiir das ZustandeKommen 
eines Zollvereins von der grössten Wichtigkeit ,. weil er die Selbst^ 
ständigkeit jedes einzelnen Vereinsstaates vdlständig wahrten Die An- 
gehörigen desselben kamen nidit in unmittelbare Berührung mit. einer 
Central -VerwakungsbelM^rde. Schon die Organisation einer solchen 
war mit mannigfaltigen Schwierigkeiten verbunden und jeden&lls konnte 
dieselbe leicht mit den Regierungen und Behörden der einzelnen Staaden 
in Conflict gerathen.\ Deshalb wurde dieser Vorschlag gleich anfangs 
sehr beifällig aufgenommen und. später bei der Gründung aller ZoU^ 
vereine benutzt. £s ist sehr zweifelhaft, ob solche ohne eine Eiirich- 
tucg, durch welche eine Central-^Verwaltungsbehörde vermieden irurde, 
überhaupt jemals zu Stande gekolnmen wären *•). : .. 

Die Verhandlungen zu Stuttgart iülirten jedoch nicht zum ZitlC, 



54) Y. Viebahn a. a. 0. I S. 142 f. ■ 

55) Nebenius a. a^ 0. in der deutschen Vierteljahrsschrift 3. 330 f. Der- 
Belbe, Denkschrift über den Beitritt Badens u. a. w. S. 12 ff. 

66) Auf. diesen iviehtigen Punkt werdea wir int zweiten Artikel, veldi^ das 
Wesen eines ZoUvereins entwickehi soU, ausfCÜirlich zu^ckkoxiuoeh. 
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4a Baden sidi entschieden und aus wichtigen Orflnden weigerte, den 
von Bayern vorge-^chlagenen hohen Zolltarif anzunehmen. Seine In- 
teressen und Ansichten waren von denen Bayerns so verschieden, dass 
eine Ausgleichung unmöglich schien. WOittemberg hatte weniger triftige 
Grande, als Bayern, sich niedrigen Zöllen zu widei*setzen ; denn die 
Freiheit des Verkehrs bis zur badenschen Grenze gegen Frankreich und 
die Schweiz war ihm von höherem Werth als die Höhe der Zollsätze, 
und durch den Beitritt Badens wurde es von den Nachtheilen und Un- 
annehmlichkeiten einer Grenzbewachung grösstentheils befreit Deshalb 
nahm es auch während der Verhandlungen stets eine mehr vermittelnde 
Stellung ein. Im Falle der unbedingten Wahl aber musste die grössere 
Oebereinstimmung seiner Interesse mit denen Bayerns den Ausschlag 
geben. Gerade dieser Umstand machte Baden nur bedenklicher, einen 
Tarif anzunehmen, der seinen Verhältnissen nicht entsprach; denn es 
musste befürchten, dass bei dem entschiedenen Uebergewicht der beiden 
Königreiche in einem süddeutschen Zollvereine auch künftig seine be- 
sonderen Interessen nicht genügend berücksichtigt würden. 

Obgleich die Verhandlungen zu Darmstadt und Stuttgart keinen 
praktischen Erfolg hatten, so blieben sie doch nicht ohne günstigen 
Einfluss auf die Entwickelung der deutschen Zoll- und Handelsangelegen- 
heiten. Da sie die Ausführbarkeit emes Zollvereins und die Bedingungen, 
unter welchen er für die verschiedenen Staaten vortheilhaft w^den 
könnte, in helleres Licht gestellt hatten, beförderten sie die Entstehung 
kleiner Zollvereine in den nächsten Jahren. Das Fehlschlagen jener 
Veirhandlungen erleichterte aber zugleich die spätere Gründung des 
grossen deutschen Zollvereins. Wäre damals ein ausgedehnterer süd- 
deutscher Verein mit einem hohen Schutzzoll-Tarif zu Stande gekommen: 
so würde einige Jahre später die Neigung zu einer Vereinigung mit 
den norddeutschen Staaten, namentlich mit Preussen, weit geringer 
gewesen Mn und überhaupt der Gegensatz zwischen Nord- und Süd- 
di^utschland sich schroffer ausgebildet haben ^0* 

Die badensche Regierung hat sich daher ein grosses Verdienst 
um ganz Deutschland dadurch erworben, dass sie das Zustand^ommen 
eines ausgedehnteren süddeutschen Zollvereins verhinderte und die 
Gründung eines grossen, die meisten nord- und süddeutschen Staaten 
uBDufassenden Zollvereins als Ziel stets fest im Auge behielt. Dieses 
Vierdiienst gebührt aber vor Alien Friedrich Nebenius; denn er 



- 57)^Kebetiias ^, a. 0. in der deatschen Vierteljalvtsschrift S. 381 ff. Höf- 
ken a. a. 0. S. 90 £ 
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war die Seele dieser grassartigen nationalen Politik, er vertrat dieselbe 
bei den Verhandlungen zu Darrostadt wie zu Stuttgart mit der rühal- 
lichsten Ausdauer, unbeirrt durch mannigfache Verdächtigungen seines 
Strebens, und bewährte sich dabei als tiefblickender Staatsmann von 
echt deutscher Gesinnung**). 

Während der vergeblichen Unterhandlungen über die Gründung 
eines süddeutschen Zollvereins erfolgte der Anschluss mehrerer kleiner 
Staaten an das Zollsystem grösserer. 

Nach der Einführung des preussischen Zollsystems von 1818 kam 
es zunächst darauf an , mit denjenigen Regierungen ein Abkommen zu 
treffen, deren Besitzungen ganz oder grossen Theils von preussischem 
Gebiete umschlossen waren**). Diese Enclaven hemmten nicht nur den 



68) Seine Aufzeichnungen, welche Beck a. a. 0. S. 56 mittheilt, geben darüber 
ToUst&ndigen Aufschluss. „Ich hatte", bemerkt er, „die volUcommene Ueberzeugung, 
dass, wenn der süddeutsche Verein mit Einschluss Badens zu Stande gekommen 
wäre und mit hohen Schutzzöllen nur zehn Jahre in seinem beabsichtigten Umfange 
und einem Markte von 9 bis 10 Millionen Einwohnern bestanden hätte, eine Ver- 
einigung mit dem nördlichen Deutschland, namentlich mit Preussen und Sachsen, 
die grössten Schwierigkeiten gefunden haben würde. Dieses Ziel, die Bildung 
eines grossen deutschen Vereins, musste aber stets im Auge behalten werden, 
wenn etwas wirklich Grosses und für die deutsche Nation wahrhaft Nützliches za 
Stande kommen sollte. Ein Baden umfassender süddeutscher Verein konnte- als 
ziemlich wohl arrondirt bestehen. Hohe Schutzzölle würden schnell eine Industrie 
hervorgerufen haben, die sich mit aller Kraft der Aufhebung der Schranken, welche 
den Norden und Süden trennten, widersetzt hätte. Aber auch hiervon abgesehen, 
würde Baden durch die Annahme hoher Schutzzölle, aUein seinen Verhältnissen 
nach, die geringen Vortheile eines Vereins von so beschränktem Umfange viel zu 
theuer erkauft haben. Ein bayerisch - württembergischer Verein war zu schlecht 
arrondirt, als dass in seinem Gebiete ohne unerträglichen Kostenaufwand ein 
strenges Mauthsystem mit einem hohen Tarif gehörig hätte gehandhabt' werden 
können. Daher erschrak ich nicht, als der bayerische und württembergische Com- 
missar mir zu Stuttgart erklärten: Wenn Baden abtrete, so würden Bayern und 
Württemberg sich vereinil^en. Ich erschrak nicht, als der hessische Bev(dlm&ehtigt0 
erklärte : Hessen würde suchen , sich mit Preussen zu vereinigen. Ich war sogar 
froh darüber, weil ich voraussah, dass die Erfahrung weniger Jahre genügen weidgf 
das Bedürfniss einer grossen Vereinigung recht fühlbar zu machen und als onab*^ 
weisliche Nothwendigkeit zu erkennen". 

59) Ranke a. a. S. 99 ff. J. G. Hoff mann. Die Lehre von den Steuern. 
S. 349 ff. Er bemerkt sehr treffend : „Preussen konnte seine Zollliniea nic3it so 
weit in das Innere zurückziehen , dass jene Enclaven , mit ihnen aber auch ein be- 
trächtlicher Theil seines eigenen Oebietes ausserhalb derselben geblieben wären: es 
würde in solchem FaUe nicht nur das Einkommen aus Verbrauchssteuern, welches diese 
Landestheile bringen, aufgeben, sondern auch den Verkehr zwischen deaselben imd 
der Hauptmasse des Staates zum wesenüichen Nadilheile beidsr ditt«b ZoiUehraiilpeii 
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Verkehr, sondern begönstigten auch den Schleichhandel zum grossen 
Nachtheile der preussischen Staatskasse***). Preussen nmsste eine Reihe 
von Massregeln ergreifen, die den Schleichhandel von den Enclaven 
aus verhindern sollten, aber die Bewohner derselben sehr belästigten, 
üeber diese Massregeln erhob der Herzog von Anhalt-Köthen förmliche 
Beschwerde bei der Bundesversammlung, was einen langwierigen Streit 
zwischen ihm und Preussen zur Folge hatte •*). Obgleich Preussen bei 
der Einführung des neuen Zollsystenis den Regierungen der Enclaven 
den Anschlüss an dasselbe freigestellt hatte, so kamen doch die be- 
treffenden Verträge nur langsam und zögernd zu Stande. Der Vertrag 
mit Schwarzbürg -Sondershausen vom 25. October 1819 eröffnete, der 
Vertrag mit Oldenburg wegen Birkenfeld vom 24. Juli 1830 schloss 
die Eeihe. Es vergingen also elf Jahre, ehe der Anschlüss aller 
Enclaven erfolgte^^). In den Verträgen verpflichtete sich Preussen, eine 
alle drei Jahre festzusetzende Aversionalsumme als Vergütung für den 
auf die Enclave treffenden Steuerantheil zu zahlen. Diese'Summe sollte 
nach der Einwohnerzahl der enclavirten Länder und derjenigen preussi- 
schen Provinzen der östlichen oder westlichen Hälfte, in deren Zoll- 
linie sie fielen , bestimmt werden. 

Wie gross auch die Vortheile waren, welche in Vergleich mit dem 
bisherigen unleidlichen^ Zustande für die ErJclaven aus ^em Anschlüss 
erwüchsen, denn die Bewohner derselben erlangten Freiheit des Ver- 
kehrs im ganzen Umfange des preussischen Staates und deren Regie- 
rungen neue, für sie bedeutende Einkünfte: so gingen doch die meisten 
Regierungen nur sehr ungern darauf ein. Einige sprachen öffentlich 
aus, dass sie von zwei Uebeln das geringere gewählt hätten. Dieses 
Widerstreben konnte die vorhandene Abneigung gegen den Anschlüss 
an das preussische Zollsystem nur befestigen und musste namentlich 



unterbrechen rnftssen". Die Aufgabe der Hanseständte S. 90 ff., 127 fP. (Bosse) 
Dlarstennng des staatswirthscbaftHchen Zustandes in den deutschen Bundesstaiaten. 
firaoaschweig 1820. S. 4d4. Dietericiv Statistische Uebersicht der ^chtigsten 
Gegenstände des Verkehrs und Verbrauchs im Preussische Staate und im deutschen 
Zollverein. Berlin 1838- S. 40 ff. 

60) (L. Kühne) üeber den deutschen ZoUverein. Berlin 1836. S. 56 f. 
-; 61) Ilse a. Ä. 0. 11 S. 202 ff. 

'; .62) Biese Thatsachen mtlssen Adolf Schmidt unbekannt geblieben sei'ii, 
doto; sonst hätte er in der Annu 48 angeführten SteUe unmöglich behaupten 
gönnen« „dass die Aufnahme der eingeschlossenen fremden Landestheile die ge- 
ringsten Schwierigkeiten dargeboten habe und am raschesten durchgeführt worden 
liei; dass aueh der Qesammtanschluss der anhaltinischen Herzogthümer obne be- 
deutende JkasiaBder Yor ddi gegangen sei''. 
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bei den kleineren Staaten ernstliche Besorgnisse erregen, obgleich die- 
selben, wie die Erfahrung gelehrt hat, unbegründet waren. 

In ähnlicher Weise , wie die Eticlaven an das preussische Zoll- 
system, schlössen sich durch einen Vertrag vom 24. Juli 1824 die 
beiden hohenzoUernschen i'ürstenthümer an das württembergische Zoll- 
system an*^). 

Diese Anschlüsse kleiner Staaten an das Zollsystem eines grösseren, 
zu welchen später noch einige hinzukanjen, erleichterten die Gründling 
eines grossen deutschen Zollvereins, weil sie die Zahl der unmittelba- 
ren Glieder desselben verminderten , aber ^ie waren keine Zollvereine, 
wie wir im zweiten Artikel nachweisen werden. 

Die vielfachen, vergeblichen Verhandlungen der letzten Jahre gaben 
geringe Hoffnung, dass zunächst eine grosse Zoll- und Handelseinigung 
unter den. deutschen Staaten zu Stande kommen würde; denn sie war 
vor Allem durch den Beitritt des preussischen Staates bedingt, der 
aber, wie die VeÄandlungen der Wiener Ministerial - Gonferenzen ge- 
zeigt hatten, sich nicht erwarten Hess. Das Bedürfniss nach Erleich-* 
terung des Verkehrs unter den deutsphen Staaten kündigte sich jedodh 
so dringend an, dass einige durch engere Verbindungen mit ihr^ 
Nachbarn es wenigstens theilweis zu befriedigen suchten. 

Das Jahr 1828 ist in dieser Beziehung Epoche machend; denn 
während desselben entstanden zwei particulare Zollvereine, als die 
ersten, welche die Geschichte überhaupt kennt. Sie sind nicht nur für 
die Entwickelung der Idee eines Zollvereins überhaupt, sondern auch 
für die Gründung eines grossen deutschen Zollvereins sehr wichtig. D^ 
es noch immer Viele gab, die an der Ausführbarkeit eines Zollvereins 
zweifelten, indem ihnen" die Zerstückelung der Staatsgebiete, die Ver- 
schiedenheit der Interessen und der bestehenden Steüersystöne , die 
Eifersucht der einzelnen Staaten auf ihre Unabhängigkeit und der 
Mängel einer sicheren Bürgschaft für die gewissenhafte Vollziehung der 
gemeinsamen Anordnungen als unüberwindliche Schwierigkeiten. erschien 
nen, so war eine praktische Widerlegung aller dieser Zweifd von der 
grössten Bedeutung. Dass, aber zunächst nur kleine Zollvereine ent- 
standen, hatte insofern sein Gutes, als die Mängel derselben sich sehr 
bald in der Erfahrung zeigen und die Vorzüge eines grossen deutschen 
Zollvereins, dem noch immer entschiedenes Missträuen und mannig- 
fache Vorurtheile entgegenstanden, in helles Licht stellen mussteo. 
Auch war es ein günstiger Umstand, dass der eine Zollverein ohne, 



63) Die Aufgabe der Hansestädte 6. 101 f. Sick a. a. 0. g. 27 f. 
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der andere mit Preussen zu Stande kam. So konnte man durcb Üe 
Erfahrung gründlich belehrt werden, ob es vortheilhafter sei, mit od«r 
ohue Preussen einen Zollverein zii gründen. 

Da Bayern und Württemberg bei den Verhandlungen zu Darm* 
Stadt und Stuttgart sich über die meisten Streitpunkte leicht verstän- 
digt hatten, so musste ihnen ein Zollverein als ausführbar erscheinen. 
Als es, trotz wiederholter Bemühungen, nicht gelungen war, sich mit 
Baden, Hessen -Darmstadt und Nassau zu einigen, führten erneuerte 
Verhandlungen zunächst zu dem Handelsvertrage vom 12. April 1827, 
m welchem gegenseitige Verkehrserleichterangen verabredet wurden, 
um die gänzliche Zolleinigung vorzubereiten. .Zufolge des Vertrags vom 
16. Januar 1828 trat am 1. Juli desselben Jahres der bayerisch- 
württembergische Zollverein in's Leben**). Er umfasste audi 
die hohenzoUernschen Fürgtenthumer wegen ihrer Verbindung mit dem 
württembergischen Zollsysteme, schloss aber zunächst noch den bayeri- 
schen Rheinkreis wegen seiner abgesonderten Lage von der Gemeinschaft 
aus. Erst als Bayern denselben durch Verordnung vom 23. Novembw 
1829 mit einer Zolllinie umgeben hatte, ward er in den Zoll verband 
au^enommen. 

Die Zollämter zwischen den vertragschliessenden Staaten wurden 
eörtfernt und sämmtiiche Zölle an den äusseren Grenzen für gemein- 
sajne Rechnung erhoben. Bayerns Zollgesetzgebung und die früher zu 
Stuttgart verabredeten Bestimmungen dienten als Grundlage. Für die 
y.ertheilung der reinen Zolleinkünfte galt die Bevölkerung als Massstab. 
Pie Zollverwaltung wurde jedem Staate an seinen Grenzen überlassen, 
aber den Regierungen der Vereinsstaaten gegenseitig das Recht einer 
Coütrole zugestanden. Verbrauchssteuern auf inländische Erzeugnisse 
durften in gleicher Weise und Quote auch von vereinsländischen und 
fremden erhoben werden. Am 1. Mai jedes Jahres sollte sich zu Mün- 
eben ein Generalcongress versammeln, der aus je zwei Bevollmächtigten 
bestand, das Directorium aber wechseln und bei Stimmengleichheit 
^a^tscbeiden. Nach Ablauf von drei Jahren stand jedem Staate unter 
Vorbehalt einjähriger Kündigung der Austritt frei. Wenn jedoch in- 
zwischen gemeinsame deutsche Massregeln zu Stande kämen, sollte der 
iVerein, sich von selbst auflösen. 

Bayern und Württemberg gebührt das unbestreitbare Verdienst, 



''64) Die Aufgabe der Hansestädte S. 103 ff. Nebenius a. a. 0. in der deut- 
schen Yierte^jahrsschr. S. 334 f. Sick a. a. O. S. 30 f. Ton Yiebahn a. a. 0. 
I. S. 163 flf. 
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doss sie etoen Zoll"* und Handelsveretn zwischen unabfaftftgigen Staaten 
zuerst gegründet haben ^^). Dennoch hatte die fast gleichzeitige Ent<- 
stehong des preussisch - hessischen Zollvereins fOr ganz 
Deutschland eine weit grössere Bedeutung. Das Grossherzogthum Hes- 
sen war der erste unter den deutsdien Bundesstaaten, der nicht zu 
den Enclaven des preussischen Gebietes gehörte und sich nicht, wie 
diese, bloss dem preussischen Zollsysteme anschloss , sondern unter 
Bewahrung seiner vollen Selbstständigkeit einen wirklichen Zollverein 
mit Preussen abschloss. 

Die grossherzoglich hessische Begierung hatte sich mehr und mehr 
überzeugt, dass überwiegende Interessen ihres Landes nach Preussen 
hinwiesen. Ihre ersten Anfragen in Berlin im März 1826 und die 
von dort erhaltenen Antworten waren noch sehr unbestimmt. Hessen 
wünschte zunächst nur gegenseitige- Verkehrserleichterungen und von 
beiden Seiten wurde anfangs sehr bezweifelt, ob man sich werde ver- 
ständigen können. Die im Januar 1828 begonnenen Unterhandlungen 
hatten nur bestimmtere hessische Anträge auf gegenseitige Zollbegün- 
stigungen zum Gegenstande; allein sie führten schnell zu der Üeber- 
zeugung, dass ein befriedigendes Resultat nur durch Zolleinigung zu 
erlangen sei. Schon am 14. Februar 1828 wurde der Vereinigungs- 
vertrag abgeschlossen ••). Wahrscheinlich trug dazu auf Preussens Seite 
der Umstand nicht wenig bei, dass während der Unterhandlungen mit 
Hessen der bayerisch -wurttembergische Zollverein zu Stande kam. Der 
Vertrag erhielt die vollste Beistimmung der hessischen Kammern und 
wurde am 1. Juli 1828 ausgeführt. Der bayerisch -württembergische 
und der preussisch -hessische Zollverein traten also gleichzeitig in's 
Leben. 

Die preussische Zollgesetzgebung ward von dem Grossherzogthum 
Hessen angenommen; eine Zolllinie umschloss fortan beide Staaten, in 
Hinsicht der inneren Verbrauchssteuern wurden Ausgleichungsabgaberi 
eingeführt. Die Zollverwaltung ward zwar gleichfönnig mit der preus- 
sischen organisirt, aber der hessischen Regierung zur selbstständigen 
Leitung überlassen; die Theilung der reinen Zolleinkünfte erfolgte nach 



65) Es ist unrichtig, wenn von Viebahn a. a. 0. S. 147 den preussisch- 
hessischen Zollverein den ersten wirklichen nennt; denn dieser wurde am 
14. Februar, der bayerisch - württembergische schon am 18. Januar 1828 abge« 
schlössen. 

66) Nebernius a. a. 0. in der deutschen Viert eljahrsschrift S. 333 ff. Ranke 
a. 8. 0. S. 113 ff. von Viebahn a. 0. I. S. 143 ff. F. C. A. von Motz Biogra- 
phie. Erfurt 1832. S. 254. Dieterici, Statistische Uebersicht S. 44 ff., 50 ff. 
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der Einwobnerzahl; beiderseitige Zustimimiiig war za allA Tarifiit* 

derungen und sonstigen Anordnungen binsichtlieh des Zollwesens for- 
derlich; Handelsverträge zwischen Preussen und anderen Staaten, welche 
die Interessen Hessens und der preussischen Westprovinten berührten, 
sollten nur unter Mitwirkung der hessischen Regierung abgeschlossai 
werden. 

Der preussisch- hessische Zollverein inrard anfangs sehr verschieden 
beurtheilt, allein bald erkannte man die hohe Bedeutung des$elbe^ fttr 
ganz Deutschland; denn er bildete gewissermassen die Brücke zwischen 
Nord- und Süddeutschland. Zugleich setzte er es ausser Zweifel, dass 
Preussen nicht mehr, wie bisher, abgeneigt sei, sich an^die Spitze 
eines Zollvereins der deutschen Staaten zu stellen «^). Das w^ar aber 
wegen der Zerstückelung des preussischen Gebietes die uneriässliche 
Bedingung einer Zolleiuigung der .meisten deutschen Staaten. Nur die 
zuversichtliche Hoühung, dass noch andere deutsche Staaten diesem 
Zollverbande beitreten würden, konnte Preussen zum Abschluss eines 
Vertrages bestimmen, der an und für sich, namentlich wegen der un- 
günstigen Gestaltung des hessischen Gebietes *^), in finanzieller HiQsidit 
ihm mehr nachtheilig als vortheilhaft war. Aber auch das Yerdienst 
der grossherzoglich hessischen Regierung ist anzuerkennen. Obgleich 
sie, wie billig, zunächst die Interessen ihres Landes berücksichtigte, 
so nahm sie doch mit rascher Entschlossenheit das preupsische Zoll- 
system an und gab dadurch ein Beispiel, da.ss man durch Ueberwindung 
engherziger Befürchtungen zu bedeutenden Resultaten gelangen könne, 
welche sowohl dem besonderen hessischen als allgemein deutschen In- 
teresse entsprachen. Für Hessen erwies sich der Verein mit Preussen 



67) Dass bei der prenssischen Regierung die Idee eines grossen deutschen 
Zollvereins nach und nach mehr Eingang fand, dazu haben, ausser der ungünstigen 
Gestaltung des prenssischen Staatsgebietes, welche die Verbindung mit den angren- 
zenden deutschen Staaten sehr wünschenswerth machte, wohl auch die Mauthsy- 
steme der fremden grossen Nachbarstaaten beigetragen. Namentlich war die fort- 
schreitende Erhöhung des französischen Tarifs und die immer strengere Absperrung 
der russischen Grenze dem Absätze der preussischen Erzeugnisse sehr nachtheilig, 
unter diesen Umständen musste man das Bedurfniss einer Verbindung mit S&d- 
deutschland empfinden, das, in der Industrie weniger fortgeschritten als Preussen, 
einen vortheilhaften Markt darbot. Nebenius a. a. 0. in der deutschen Viertel" 
Jahrsschrift S. 339. y. Gülich a. a. 0. Bd. II S. 469 f. 

68) Von allen Vereinigungen Preussens mit verschiedenen deutschen Staaten zu 
einem gemeinschaftlichen Zollgebiete war die mit dem Grossherzogthtune Hessen 
die einzige , welche die Zollgrenze im Verhältnisse zur Einwohnerzahl verläügertei 
also die Verwaltungskosten. vermehrte. Nebenius a. a. O. S. ^58. 
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in volkswirthschäftlicher and finanzieller Beziebung sdion im ersten 
Jahre seines Bestehens sehr vortheilhaft ••)*- 

Der preussischr hessische Zollverein vurde nicht sogleich mit allr 
gemeiner Freude begrüsst, vielmehr wähnte man g^ährUche politisclie 
Tendenzen Preussens in demselben zu erblicken. Die nächste Wirkung 
war die Gründung des sog. mittelde^itschen Handelsvereins, 
der aus der Besorgniss der Regierungen einer bedeutenden Anzahl 
nord* und mitteldeutscher Staaten hervorging, dass sie durch äeHi 
preussisch- hessischen Zollverein in ihrer Selbstständigkeit geschmälert, 
nnd zum Beitritt gezwungen werden möchten. Zufolge einer am 21. Mai 
1828 zu Frankfurt a. M. stattgefundenen Verabredung unter den Ge- 
sandten derjenigen Bundesi^aaten , welche die gedachte Besorgniss heg- 
ten, wurden am 18. August 1828 zu Gassei Unterhandlungen eröffnet, 
an welchen Hannover, Sachsen, die sämmtlichen thüringischen Staatmi, 
Kurhessen, Oldenburg, Braunschweig, Nassau, Hessen-Homburg, Frank- 
furt und Bremen sich betheiligten ^^). Bereits am 24. September 1828 
kam unter ihnen daselbst ein Vertrag auf sechs Jahre zu Stande. Als 
Zweck desselben wurde angegeben: im Sinne des 19. Artikels der 
Bundesaete einen möglichst freien Verkehr, sowohl im Innern unt«r 
den vereinigten Staaten selbst, als auch nach aussen zu befördern. 
Die vertragschliessenden Staaten verpflichteten sich, die Haupthandels- 
strassen 'vollkommen in Stand zu setzen und zu unterhalten, die For- 
men und Controlen beim Ein-, Aus- und Durchgange der Waaren 
möglichst zu vereinfachen, die in ihren Landen bestehenden Wegegelder 
und Transitabgaben , sie möchten unter diesem oder einem anderen 
Namen vorkommen , einseitig nicht zu erhöhen , ohne dass jedoch eine 
Regulirung der letzteren dadurch ausgeschlossen würde. Von keinem 
Vereinsstaate durften Waarenverbote gegen einen anderen angeordnet 
werden, sofern sie nicht durch rein politische Zwecke oder Staatsmono- 
pole begründet würden. Ganz freier Eingang aus einem Vereinsstaate 
in den anderen war. nur für Getreide, das zum Markte gefahren wird, 
für Kartoffeln, Heu, Stroh, Brennholz und Steinkohlen bedungen. Alle 
anderen Artikel blieben den in jedem Staate bestehenden Eingangs- 
abgaben unterworfen. Die verabredeten wechselseitigen Erleichterungen 



69) Ranke a. a. 0. S. 112 f. 

70) Neben iu 8 a. a. 0. in der deutschen Viertel jabrsschrift S.336f. Die Aaf» 
gäbe der Hansestädte S. 105 f. (L. Kühne) Ansprache an die deutsche Fabrik- 
und Handelswelt über die schliessliche Wendung der Zollvereins- und Handelt- 
Verträge. Braunschweig 185a. S. 46. Sick a. a. 0. S. 36 ff. W. Lehzen, Hau- 
nover's Staatshaushalt Hannover 1853. Thl. I S. 363 ff. 
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des Verkehrs waren also höchst unbedeutend; im Wesentliehen liess 
man die Isolirung fortbestehen. Es existirte gar keine gemeinsame 
2Jollverwaltung, es fehlte sogar an jedem Grundsätze über das Wesen 
der Zölle ^*). Dazu kam die sehr bedenkliche Bestimmung, dass jeder" 
Theilnehmer befugt war, nicht nur Handelsverträge abzuschliessen, so- 
weit sie mit den Bedingungen das Vereinsvertrages nicht in Widersprudi i 
ständen, sondern auch für sich oder gemeinschaftlich mit anderen ver- 
bündeten Staaten gegen Nichtverbündete Vergeltungsmassregeln zii er- 
greifen. Bei Weitem die wichtigste Vertragsbe&timmung war, dass die 
genaimten Staaten sich verpflichteten^ mit einem auf ihre Enclaven 
bezüglichen Vorbehalte, ohne ausdrückliche Einwilligung des 
ganzen Vereins mit keinem Staate, der nicht zu dem- 
selben gehöre, in. einen Zoll- oder Mauthverband zu 
treten. Von Zeit zu Zeit sollten Zusammenkünfte von Bevollmäch- 
tigten der Vereinsstaaten stattfinden, um den Verein weiter auszu- 
bilden, die Hindernisse, welche der Erreichung seines Zweckes ent- 
gegenständen , genauer kennen zu lernen und über die Mittel zur Be- 
seitigung derselben zu berathen. Die königlich sächsische Regierurig 
wurde beauftragt, auf den Verein bezügliche Anträge in Empfang zu 
nehmen und darüber mit den anderen Vereinsstaaten zu communiciren. 

Der mitteldeutsche Handelsverein war hauptsächlich eine Demon- 
stration gegen Preussen und dessen Zollsystem. Die Beweggrunde, de- 
nen er seine Entstehung verdankte, und die Zwecke, welche er ver- 
folgte, waren mehr politischer als commercieller Natur. Sein einziges 
'Lebensprincip bestand darin, dass die betheiligten Staaten sich nicht 
mit Preussen verbinden wollten. Die preussische Regierung nahm ihn 
daher als eine feindselige Massregel sehr übel auf und erklärte aus- 
drücklich, dass sie mit keinem der beigetretenen Staaten einen Han- 
delsvertrag abschliessen werde. 

Wenn dieser Verein länger bestanden hätte, so würde er die 
weitere Entwickelung der Zoll- und Handelseinigung unter den deut- 
schen Staaten sehr gehemmt haben. Allein da er es versuchte, die 
wirthschaftlichen Interessen der verbundenen Staaten auf einem anderen > 



71) Man darf sich wundern, dass manche SchriftsteUer den mitteldeutschen 
Handelsyerein als einen Zollverein bezeichnen. So spricht z. B. Höfken a. a. (X 
S. 89 von drei Zollvereinen, die im Jahre 1828 zu Stande gekommen seien, indem 
er den mitteldeutschen Verein als einen solchen betrachtet. Es liegt darin ein 
neuer Beweis, dass selbst geistreiche Schriftsteller sich das Wesen eines Zollvereins 
nicht klar gemacht haben. _ 
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Wege als dnrdi ein gemeinsames Zallsystem zu befördern ^ da es ihm 
an jedem bestimmten System gebrach, da sein wesentlicher Zweck nur 
ein negativer war, indem er eine bedeutende Anzahl deutscher Staaten 
verhindern sollte, mit Preussen in einen Zollverein zu treten oder sich 
dessen Zollsystem anzuschliessen , so musste er bald den praktischen 
beweis liefern, dass er seinen Zweck. nicht erreichen konnte. Nur 
insofern hat er günstig gewirkt, als seine Erfolglosigkeit den Regie- 
rungen mehrerer deutschen Staaten endlich die Augen öffnete und sie 
überzeugte, dass sie ohne Preussen nicht zu dem gewünschten Ziele zu 
gelaogen. vermöchten. Nichts kann schlagender beweisen, wie wenig 
noch im Jahre 1828 die Regierungen der am mitteldeutschen Handels- 
vereine betheiligten Staaten zur klaren Erkenntniss der Mittel gelangt 
waren, durch welche Verkehrsfreiheit und Zolleinigung unter den mei- 
sten deutschen Staaten hergestellt werden könne, als die Gründung 
dieses sonderbaren Vereins '^). 

Mehrere Mitglieder des mitteldeutschen Handelsvereins überzeugten 
sich sehr bald von der Mangelhaftigkeit desselben. Da der Gasseier 
Vertrag den Verkehr unter den Vereinsstaaten nur sehr wenig erleich- 
terte, so kam schon am 11. December 1828 ein besonderer Vertrag zu 



72) Eine in Frankfurt a. M. im Februar 1834 erschienene Flugschrift sagt von 
dem mitteldeutschen Handelsvereine wegen seiner vorherrschend negativen Tendenz : 
„es war ein Vertrag, nicht viel mehr werth, als wenn sich Jungfrauen einander 
Yersprechen, nicht -ohne den WiUen der Andern zu heiraihen/' In den stärksten 
AnsdrOcken hat sich der Freiherr t. Stein über denselbe9 ausgesprochen; denn 
er nennt ihn in den Briefen an den Freiherm v. Gagern S. 233 und 244 nicht 
nur einen „Afterbund", sondern sogar „eine höchst dumme Anstalt". Wenn Mül- 
ler (Aufgabe der Hansestädte S. HO) den mitteldeutschen Verein „als den letzten 
grossartigen Versuch" bezeichnet, „dem üebergewicht, welches Preussen schon 
aUein durch sein trefflich organisirtes ZoUsystem in Deutschland ausübte, mit ver- 
einten Kräften entgegenzutreten und die nachtheiligen Wirkungen von sich abzu- 
wehren, welche dieses System auf alle benachbarten Länder äussern musste, so 
lange sie ihm feindlich gegenüberstanden": so muss man sich um so mehr darüber 
wundem, da er selbst unmittelbar darauf bemerkt, dass der Verein in keiner Weise 
seinem Zwecke entsprochen habe, indem es ihm gänzlich an innerer Einheit ge* 
brach. Treffender bemerkt Sick a. a. 0. S. 41: „Es mag dahingestellt bleiben, in 
wie weit der Einfluss fremden Interesses bei Berathung deutscher Angelegenheiten 
und die hannoversche Vermittelung zur Erklärung des Zustandekommens dieses 
Vertrags zu Hülfe genommen werden muss. So viel ist gewiss, dass er thatsächlich 
den ausländischen, zunächst englischen Waaren in Hannover, Braunschweig, Frank- 
fiirt, Bremen, Leipzig und in Kurhessen einen Markt und ein Depot zur Einschwär- 
zong in das » seine Industrie schützende Deutschland filr weitere Jahre sicherte, 
während er die preussischen West- und Ostprovinzen gewaitaam waa einander hi^^ 
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diesem Zurecke zwischen Kurhesses^ Weimar, Meiningen und Cobofg«^ 
Gotha zu Stande. Ein ähnlicher Vertrag, in welchem die Paciscentcn, 
abgesehen von den Verpflichtungen, die sie als Mitglieder des Gesammt- 
rereins eingegangen waren, einander noch besondere : Zugeständnisse 
machten, wurde am 10. Januar 1629 zwischen Hannover und Olden- 
burg abgeschlossen. Andere Glieder des Vereins verpflichteten mäi 
bereits, nach Ablauf des Casseler Vertrags von demsdben zurückzu- 
treten und sich dem preussischen Zollsysteme anzoschliessen. In diesem 
Sinne wurden von den reussiscben FürstenthUmern am 9. Dccember 

1829 und von Weimar am 11. Februar 1831 Verträge mit Preusses 
abgeschlossen. 

Schon früher, seit dem 1. Juni 1829, hatten zwischen den Bevoll* 
mächtigten mehrerer Staaten des mitteldeutschen Handelsvereind aof's 
Neue Verhandlungen zu Cassel stattgefunden. Einige der betheiligteD 
Staaten suchten verständiger Weise eine Auflösung des Vereins herbei- 
zuführen und betheiligten sich nicht an diesen Verhandlungen ;. allein 
andere beschlossen , denselben noch mehr zu befestigen. An. der Spitze 
stand Hannover und mit ihm gii^en Sachsen, Kurhessen, Oldenburg, 
Nassau , Braunschweig und Bremen denselben Weg. Obgleich der Ver- 
trag von 1828 noch fünf Jahre giltig war, so wurde doch durch einen 
^ Vertrag vom 11. October 1829 bestimmt, dass der mitteldeutsche Ver- 
ein noch sechs weitere Jahre, also bis f841, aufrecht erhalten werden 
solle. Man beschloss zugleich, dass Sachsen, Hannover und Eurhessen 
Bevollmächtigte nach Berlin senden sollten, um über die gegenseitigen 
Handelsverhältnisse, insbesondere über die Beseitigung der Verkehrs- 
hindernisse im Inneren Deutschlands zu unterhandeln. Allein die preus- 
sische Regierung erklärte, dass sie Verhandlungen mit dem mittel- 
deutschen Handelsvereine als Gesamnitheit nicht für rathsam halte, 
weil dieselben höchst wahrscheinlich nicht zum Ziele führen würden. 

Da alle Bemühungen, den mitteldeutschen Verein weiter auszu- 
bilden, ohne Erfolg geblieben waren, so entschlossen sich einige Mit- 
glieder desselben zu besonderen Unterhandlungen, die am 27. März 

1830 zum Abschlüsse des Eimbecker Vertrags führten ^^). In demselben 
vereinbarten sich Hannover, Kurhessen, Oldenburg und Braunschweig 
über die Einführung eines gemeinschaftlichen Zoll- und Verbrauchs^ 
Steuersystems, um mit Ausnahme des Kochsalzes und der Spielkarten 



73) Sick a a. 0. S. 41 iL übb elohde, Ueber die Fmanzen des Königreichi 
&nnover 1684. S. 179 ff. t. Reden, Das EönigreiGh Hannover, statistisch be* 
sckieben. Hannover 1839. U S. bb iL Lehzen a. a. 0. Bd. I a 864. 
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einen völlig freien Yerkelir nnter skh herzusteHen. üeber dieBehftnd^ 
long des Cin'> und Ausgangs, die anzunehmenden Tarifsätze und die 
nOthigen Controlemassregeln sollten übereinstimmende Anordnungen ge- 
taroffen werden. Bei der zukünftigen Berathung des gemeinschaftlichen 
Tarifs wollte man die gemeinschaftlichen Handels-, Gewevbs-, Fabrik- 
und Finanzverhältnisse zur Richtschnur nehmen. Was die Durchgangs- 
abgaben betraf, so blieb nicht nur die Regulirung derselben bis zu 
weiterer Verständigung der einseitigen Anordnung jedes Contrahenten 
ttberijftssen, sondern es blieben auch die in jedem Staate zur Helung 
kömmenden für einseitige Rechnung bestehon. Verträge mit anderen 
Staaten sollten künftig nur im Einverständnisse sämmtlicher Contra- 
henten abgeschlossen werden. 

Wäre der Eimbecker Vertrag zur Ausführung gekommen, so hätte 
sich in Norddeutscbland ohne Preussen ein ziemlich zusammenhängendes 
und günstig gelegenes Zollgebiet gebildet. Es hatte im Norden offene 
Küsten und reichte durch Eurhessen bis in das Herz von Deutschland 
hin^. Von da aus blieb der Handel mit den thüringischen Staaten 
und Sachsen vor der Hand frei , indem diese sich durch den mittel- 
deutschen Verein noch für gebunden hielten. Hannover hätte durch 
die Verbindung mit Kurhessen eine freie Handelsstrasse nach Mittel- 
deutschland gewonnen. Darauf legte es aber- nach seiner damaligen 
Handelspolitik, welche fast ausschliesslich den Transit berücksichtigte, 
das grösste Gewicht. Für Kurhessen entstanden aus seiner Lage gegen 
Hessen-Darmstadt und Bayern, namentlich in Fulda und Hanau, grosse 
Schwierigkeiten. Allein ehe der Eimbecker Vertrag in Wirksamkeit 
treten konnte, führte das Jahr 1830 in Kurhessen einen Umschwung 
herbei, welcher den Beitritt dieses Staates zum preussischen Zollvereine 
bewirkte. Der Eimbecker Vertrag ist nur insofern wichtig, als er die 
Grundlage für die Unterhandlungen bildete, durch welche später der 
Steuerverein zwischen Hannover, Braunschweig und Oldenburg zu 
Stande kam. 

.Ganz anders, als auf die Staaten des mitteldeutschen Vereines, 
wirkte der Abschluss des preussisch-hessisehen Zollverbandes auf Bayern 
und Württemberg. Diese beiden Staaten mussten bald einsehen, dass 
ihr Zollverein weder in volkswirthschaftlicher, noch in finanzieller Hin- 
sicht bedeutende Vortheile gewähren konnte. Das gemeinschaftliche 
Zollgebiet war zu klein und zu wenig abgerundet. Da es nur aus 
Binnenland bestand, so wurde das Verlangen des Gewerbe- und Han- 
delsstandes nach Erweiterung des Marktes und Erleichterung der Aus- 
fuhr nach über^^eeischen Ländern immer lauter. Die unverhältniss- 
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massige Länge der Zollgrenzen^*) machte dte Vefwaltong öAr kort* 
spielig, und die Beschaffenheit derselben im Westen und Sädweston 
erschwerte die Bewachung so, dass ein ausgedehnter Schleidibandei 
stattfand. Die einzige Thatsache, dass im Durchschnitt der Jahre 1829 
bis 1831 die Zollverwaltungskosten nicht weniger als yier und vier- 
zig Procent der rohen Zolleinnahme betrugen, stellt die UnyoUkom* 
menheit dieses Zollvereins in das hellste Licht ^*). 

Da es, ungeachtet wiederholter Versuche, nicht gelang, Baden fttr 
den Beitritt zum bayerisch -wtirttembergischen Vereine zu gewinnen, so 
blieb nichts übrig, als sich Preussen zu nähern, und dies wurde durch 
den eben abgeschlossenen preussisch- hessischen Zollverein wesentlich 
erleichtert. „Von jetzt an," sagt Beck, „greift die Umsicht des Kö- 
nigs Wilhelm von Württemberg fördernd in die Sache ein, indem es 
seiner klugen Vermittelung gelingt, durch Verhandlungen mit Preussen 
einen Vereinigungsvertrag (soll wohl Handelsvertrag heissen) zwischen 
dem nord- und süddeutschen Vereine vorläufig. zu Stande zu bringen. 
Ihm gebührt das unbestrittene Verdienst, zu der endlichen Erreichung 
des grossen Zieles, der commercicUen Einheit Deutschlands, den ersten 
wirksamen Schritt gethan zu haben." Der württembergische Hof suchte 
sich Preussen zu nähern und mit ihm Unterhandlungen anzuknüpfen. 
Zu diesem Zwecke sendete König Wilhelm im Einverständnisse mit dan 
bayerischen Hofe im Anfange des Jahres 1829 den älteren Freiherrn 
v. Cotta nach Berlin. Diese Wahl war eine glückliche; denn Gotta 
zeichnete sich durch reiche Erfahrung, unabhängige Stellung und das 

74) Das Zollgebiet umfasste, mit Einschluss des bayerischen Rheinkreises und 
der Enclaven, 1763 Quadratmeilen mit 5,878,000 Einwohnern. Die Länge der ZoU- 
grenze betrug beinahe 398 Meilen. Vergl. v. Viebahn a. a. 0. I S. 156. (L. 
Kühne) Ueber den deutschen ZoUverein. Berlin 1836. S. 46 f. 

75) Für Bayern betrugen die Einnahmen 3,609,823, die Ausgaben 1,603,505 
Gulden. Als man den bayerischen Bheinkreis, der anfangs von dem ZoUgebiete 
ausgeschlossen war, mit einer Zolllinie umgeben hatte, betrug im Jahre 1830 die 
Zolleinnahme in diesem Kreise 164,767 Gulden, während die Kosten sich auf 247,801 
Gulden beliefen, so dass sich ein Verlust von 83,034 Gulden ergab! Vergl. Bau, 
Grundsätze der Finanzwissenschaft. 4. Aufl. §. 454. Anm. b. Es ist daher sehr 
auffaUend, wenn v. Vieba*hn a. a. 0. I S. 156 bemerkt, die Finanzerträge des 
bayerisch - wOrttembergischen ZoUvereins seien nicht ungünstig gewesen. Da» 
gegen findet sich in den Aufzeichnungen von Neben^us (Beck a. a. 0. S. 50) 
die Bemerkung: „Was vorauszusehen war, hatte sich schon im Jahre 1832 khur 
herausgestellt, nämlich dass der bayerisch -württembergische Verein den gehegten 
Erwartungen nicht entspreche, überhaupt ohne grosse Nachtheile fOr Land und 
Volk mit seiner kostspieligen und für den Zweck doch nidit zureichenden Abq^r-. 
rang nicht länger bestehea könne.** 
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Mtond^te, schön vielfiich bewfthrte Interesse für den Gegenstand sei- 
ner Mission ans; er genoss das persönliche Yertranen der drei bethei^ 
ligten Könige, me der einflnssreichsten Staatsmänner; er war nament* 
lieh mit Nebenias eng bdä*eundet und mit dessen Plänen längst ver* 
traut ^*). Durch seine Unterhandlungen kam am 27. Mai 1829 ein 
Handdsvertrag zwischen beiden Zollvereinen zu Stande. Die vertrag-^ 
schließenden Staaten gestanden sich gegenseitig nicht nur erhebliche 
Zollerleichterungen zu, sondern sie verpflichteten sich auch, ihre Zoll- 
systeme mehr und mehr in Uebereinstimmung zu bringen und durch 
Bevollmäditigte jährHcb einmal die Mittel zur Befestigung und Erwei- 
terung des Vertrages zu berathen. Da dieser vorläufig auf zwölf Jahre 
abgeschlossene Handelsvertrag die vollständige Verdnigung der beiden 
Zollverb&nde und den Beitritt anderer deutscher Staaten sehr zweck- 
mässig vorbereitete, so nimmt er in der Geschichte des deutschen Zoll- 
vereins eine bedeutende Stelle ein^O» 

Der Handelsvertrag zwischen beiden Zollvereinen und die nahe 
Aussicht auf eine Verschmelzung derselben fand jedoch bei der Bevöl- 
kerung der betreffenden Staaten keineswegs allgemeine Beistimmung, 
obgleich von beiden Seiten vielfach über die bestehenden Verkehrshem* 
mungen geklagt wurde. Die öffentliche Meinung bUeb hinter der Ein- 
sicht der Regierungen zurück, wie sich so oft in der Geschichte des 
Zollvereins wiederholen sollte. Nicht Mos diejenigen, welche an dem 
ausgedehnten ScUeichhandel betbeiligt waren und ihr gewinnbringendes 
Gewerbe zu verlieren fürchteten, sondern fast der gesammte Handels- 
stand im bayerisch -württembergiiSchen Zollvereine erklärten sich gegen 
die Einigung desselben mit dem preussisch- hessischen. Am stärksten 
war die Opposition in Bayern^®). Ueberdiess wurde von verschiedenen 



76) Ncbenius a. a. 0. in der deutschen Yierteljahrssclirift. S. 342. J. Beck 
a. a. 0. S. 57. Nebenias rühmt von Cotta, dass dessen Wirksamkeit für die aU- 
gemeinen Interessen des deutschen Handels weit fruchtbarer gewesen sei, als die 
seines schwäbischen Landsmannes List 

77) Lindner, Betraäitongen tber den Handelsv^ein zwischen Preussen, 
Bayern, Württemberg und Darmstadt 1829. Nebenius a. a. 0. in der deutschen 
Yiertelljahrsscfarifi. S. 887 ff. y. Yiebahn a. a. 0. I S. 156 ff. Aufgabe der Han- 
sestädte. S. 185 fil 

78) Sick a. a. 0. S. 89 f., 54. Denkschrift über Z6Uwesen und ZoU* und 
Handelsverebe in Deutschlaitd. Stuttgart und Tübingen 1881. lieber die Klagen 
und Wünsche mehrerer Handelsstände in Bayern und Baden. 1830. üeber die tob 
Seiten des bayrischen Haadelsstandes mehrerer Städte an die hohe Kammer ge« 
richteten VorsteUungen. 1881. Von dieser Opposition weiss t. Yiebahn a: a. 0. 
S^157 nichts, er bemerkt sogar, dass „die öffentliche Meinung auf den Abschlusa 

IL 24 
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Seiten aufs Neue mit beso&ctorem Nachdruck henrorgehidien, dass die 
ZoUeiniguug mit Preuss^ die Selbstständigkeit der kleineren deutschen 
Staaten yemichten werde ^^). Dennoch erhidt der Handelsvertrag die 
Zustimmung der bayerischen und der württemb^gisdien Stäadever- 
sammlung. 

Die nächste Wirkung des Handelsvertrages z?aschen beiden Zoll- 
vereinen war, dass Kurhessen von dem mitteldeutschen und dem Eim- 
becker Vereine zurücktrat, und sich durch den Vertrag vom 25. August 
1831 am 1. Januar 1832 in Betrejff seiner zusammenbäng^iden Landes- 
theile mit Freussen und Hessen -Darmstadt zu demselben ZoUsjrsteme 
vereinigte *•). Der Beitritt Kurhessens war wegen seiner geographischen 
Lage von der grössten Bedeutung; denn durch ihn fiel die Scheide- 
wand* zwischen den östlichen und westlichen Provinzen des preussischen 
Staates; das Zollvereinsgebiet wurde ein zusammenhängendes, wenn es 
ihm auch noch sehr an Abrundung gebradi. Noch wichtiger war^ dass 
durch die Vereinigung Kurhessens mit Freussen das Froject eines mit- 
teldeutschen Handels- und Zollvereins vereitelt wurde**). Der mittel- 
deutsche Handelsverein, in seiner feindseligen Richtung gegen Freussen, 
sollte einerseits die Verbindungen der thüringischen Staaten und Sach- 
sens mit der Nordsee durch Kurhessen und Hannover offen erhalten, 
damit sie nicht zu einer Verbindung mit Freussen genöthigt würden, 
andererseits die beiden Haupttheile der preussischen Monarchie von 
einander trennen. Die Vereinigung Kurhessens mit Freussen und dem 
Grossherzogthum Hessen durchkreuzte diese beiden Absichten, ja, sie 
führte gerade zum entgegengesetzten Besultate; denn sie bewirkte den 
geographischen Zusatnmenhang des {»reussischen Zollgebietes und trenntQ 



der ZoUeinigang, als eine Aufgabe der deutsehen Vaterlandsliebe bingedrängt 
babe." 

79) Selbst berübmte Juristen, wie K.S.Zacbariä (Ueber die deutseben Mautb- 
nnd ZoUTereine), vertliddigten diese Ansicht 

80) y. Yiebabn a. a. 0. I S. 146 ff. Dieterici, Statistische Uebersicht 
S. 46 ff. Siok a. a. 0. S. 44 ff. Aus unserer bisherigen Darstellung ergibt sich, 
dass der sonst so gründliche Lehzen in mehrere Irrthümer yerfaUen ist, wenn er 
„Hannovers Staatshaashalt*' ThL I S, B62 sagt: „Aus gleichem Grande unterhan- 
delten die süddeutschen Staaten unter sich und mit Dannstadt über eine vollstän- 
dige ZoUeinigung und waren dem Abschluss nahe(??), als Darmstadt von Freussen 
cum Bücktritt (??) und zur Eingehung eines Zolleinigungsvertrages mit ihm bewogen 
wurde (??). Dadurch war im Grunde der Gang und das Sehidksal der ZoUeinigungen 
eatsdrieden(??^; denn der preussisch-darmstädter Vertrag band Kurhessen** (??). 

81) Der Zollverein Deutsclüands und die Erisis , mit welcher er bedroht ist» 
Heft 2 a 31 f. , 
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zugleich Sachse und Thüringen von den norddeutschen Staaten. Das 
gemeinschaftliche Zollgebiet Preuissens und der beiden Hessen durch- 
schnitt ganz Deutschland von Osten nach Westen, so dass die drei vereinig- 
ten Staaten alle Durchgangsstrassen von Nord- nach Sttddeutschland 
beherrschten. Alle südlich von diesem Zollgebiete belegenen Länder 
bis an die österreidiische Grenze, namentlich Sachsen, Thüringen und 
Franken, als die gewerbreichsten unter ihnen, geriethen plötzlich in 
eine verzweifelte commercielle Lage. 

Hannover erhob mit fünf seiner Verbündeten, nämlich Braunschweig, 
Oldenburg, Nassau, Frankfurt und Bremen, gegen Eurhessen Beschwerde 
beim Bunde wegen Verletzung des Kasseler Vertrags vom ^4. Septem- 
ber 1828. Die Bundesversammlung suchte zu vermitteln und ernannte 
zu diesem Zweck eine Gommission. Ob die beschwerdeführenden Ee- 
gierungen, wenn die Sache zur Entscheidung durch eine Austrägalinstanz 
gekommen wäre, den Process gewonnen hätten, mögen die Juristen 
entscheiden <<). Für uns genügt die Thatsache, dass die Sache so lange 
verzögert wurde , bis mit dem Ablauf des Kasseler Vertrags am Ende 
des Jalffes 1834 der Klaggrund hinwegfiel. 

Ungeachtet aller bisherigen Erfahrungen hatte Hannover das Ver- 
trauen zur Leistungsfähigkeit des Bundestages in Zoll- und Handels- 
ingelegenheiten noch nicht verloren. Am 24. Mai 1832 beantragte es 
eine Erneuerung der Berathungen über den Vollzug des 19. Artikels 
der Bundes-Acte, die seit 1818, also vierzehn Jahre lang, ganz 
geruht hatten. Die Beschlüsse der Wiener Ministerial-Gonferenzen hat- 
ten nicht vermocht, den Bundestag zu erneuerter Thätigkeit in dieser 
Richtung anzuregen. Der 65. Artikel der Schluss-Acte schien ebenso, 
wie der 19. Artikel der Bundes-Acte in Vergessenheit gerathen zu sein. 
Das ist nur daraus erklärlich, dass die Begierungen d^ meisten Bun- 
desstaaten schon längst von Berathungen dei:^ Bundesversammlung über 
Zoll- und Handelsangelegenheiten sich keinen Erfolg versprachen. 

Die Erwartungen, welche Hannover von dem mitteldeutschen Han- 
delsverein gehegt haben mochte, waren unerfüllt geblieben; der Bück- 
tritt Kurhessens und die Verträge, welche mehrere thüringische Staaten 
bereits mit Preussen abgeschlossen hatten, lieferten den Beweis, dass 
dieser Verein nicht einmal seinen negativen Hauptzweck zu erreichen 
vermochte. Hannover behauptete nun, dass die Spaltung unter den 

82) Die Aufgabe der Hansest&dte S. 187 ffi Ton einem tüchtigen Juristen 
wurde die Ansicht begründet, dass die BeschirerdefOhrer nicht die mindeste Aus- 
sicht auf einen Sieg im Processe hfttten. YergL G. Emminghaus, Ueber die- 
Aufkündigung des mitteldeutschen Handels -Vereins, als RechtsfaU. Weimar 1883. 

24* 
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deutschen Staaten hinsichtlich der Verkehrsinteress^n nur durch einen 
Bundesbeschlnss beseitigt werden könne, da die Bundesversammlung 
den einzig richtigen Mittelpunkt für eine erfolgreiche Berathung über 
solche gemeinnützige Angelegenheiten bilde ^). Seine Anträge be- 
schränkten sich theils auf die Bestimmung eines Maximums f&r di6 
Durchgangszölle, Chausseegelder und ähnliche Abgaben, theils auf die 
Feststellung der Hauptgruudsätze über die Formalitäten und Controlen 
bei der Erhebung derselben. Offenbar wollte es zunächst den Verkehrs- 
hemmungen begegnen, welche der preussisch- hessische Zollvorein den 
im Norden und im Süden seines Gebietes belegenen Bundesstaaten 
theils schon bereitete, theils durch Erschwerung des Durchganges noch 
bereiten könnte. 

Dass Sachsen den hannover'schen Anträgen fest durchweg bei- 
stimmte, beweist wohl, dass es im Jahre 1832 noch wenig Neigung 
hatte, mit Preussen in einen Zollverein zu treten, oder doch geringe 
Hoffnung hegte, dass ein solcher durch die bereits angeknüpften Unter- 
handlungen zu Stande kommen würde, 

Preussen dagegen erklärte sich in der Bundesversammlung nicbb 
nur gegen die hannover'schen Anträge, sondern sprach auch ganz ent- 
schieden die Ansicht aus, dass, wie die Erfahrung hinreichend gelehrt 
habe, durch Berathungen des Bundestages hinsichtlich der Handels- und 
Verkehrsverhältnisse überhaupt nichts Gemeinsames unter den deut- 
schen Bundesstaaten zu Stande kommen könne**): Der Grund liege 
theils in der Natur des Gegenstandes, theils in der Stellung und Orga- 
nisation der Bundesversammlung» Eine Vereinbarung sei nur zwischen 
den einzelnen Staaten möglich. Unterhandlungen, welche sich auf den 
Durchgang von Waaren beschränkten, würden ihren Zweck nicht errei- 
chen, weil derselbe im genauesten Zusammenhitnge mjLt dem ganz^ 
Zollsysteme stehe. Es bleibe nichts übrig, als durch Separatverträge 
sich über ein gemeinschaftliches Zollsystem zu vereinigen. 

So kam es auch diesmal zu keinem Beschlüsse des Bundestages. 



83) Die Aufgabe der Hansestädte. S. 113 ff. C. F. Wurm, Zur Geschichte 
des deutschen Zollvereins. Jena 1841. S. 37 ff. 

84) Ganz dieselbe Ansicht hatte Graf Bernstorff schon in emer dem Könige 
von Preussen überreichten Denkschrift vom 29. Januar 1831 entwickelt. Er sagt 
dort: ,,Die Schöpfung eines aUgemeinei» deutschen ZoU- und Handelss^ystemeer 
oder irgend einer anderen bleibenden Institution ähnlicher Katur ist eine Aufgabe, 
4^ren Lpsjong dem Bunde so langö unmöglich bldben wird, als. derselbe 
nicht eine andere, von der jetzigen ganz verschiedene Organisation besitzt" YergL 
Höfke.n a. a. 0. S. 70 ff. . Wurm,. Zur -Geschichte des deut^eh^n Zonvereins. 
S.'a3 ff. . "•' . . .. ' 
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Später, iffl Jahre I8M, haben nur nodi einmal und zwar vriederam, 
auf dea Antrag Hannovers, Berathungai über den Vollzug des 19. Ar- 
tikels der Bundes -Acte stattgefunden; aber äe hatten, wie alle frühe« 
ren, nicht, den mindesten Erfolgt). Dieser Artikel, an welchen sich 
anfangs so grosse und berechtigte Hofihungen knüpften , war und blieb 
ein todter Buchstabe. Das deutsche Volk hatte Sich sehr bald daran 
gewöhnen müssen, in diesen wie in anderen Beziehungen von der 
hofa^ Bttüdesversammlung sein Heil nicht zu erwarten ^^). 

Glücklicher Weise gab es noch einen andern Weg, auf welchem 
das dringende Bedürfniss einer ZoU^ und Handelseinigung, Wenn auch 
nicht unter allen, doch unter deu meisten deutschen Staaten befriedigt 
werden konnte und nun in kurzer Zeit wirklich befriedigt wurde. Der 
wicMigste Schritt zum grossen Ziele war die Vereinigung der 
beiden bereits bestehenden Zollvereine. 

Die Unterhandlungen zwischen den betheiligten Staaten dauerten 
länger, als man nach dem Abschlüsse des Handelsvertrages von. 1829 
erwartet hatte. Sie wurden bald nach dem Beitritt Kurhessens schon 
im Jahre 1831 begonnen. Allein Bayern zögerte®^), und erst als Preus- 
sen auf definitive Annahme oder Ablehnung drang,, kam am 22. März 
1833 der Vereinigungsvertrag unter sämmtlichen betheiligten Regierun- 
gen zum Abschlüsse «*). 

Der Vertrag musste jedoch dem bayerischen und dem württem- 
bergischen Landtage noch zur verfassungsmässigen Genehmigung vor- 
gelegt werden. Das schien bei der in beiden Ländern herrschenden, 
damals auch politisch .aufgeregten Stimmung bedenklich. Man stritt 
sehr lebhaft über die Zweckmässigkeit der Zollvereine überhaupt, wie 

86) Hbfken a. a. 0. S. 712 f. 

86) Selbst conservative Staatjonänner, w^lehe die Mängel des deutBchen Bundes 
möglichst mild l)eurtheil«n , haben hervorgehoben , dass es auf die Befestigung und 
weitere Ausbildung desselben nachiheilig wirken musste, wenn die Bundesacte Ver- 
heissungen enthielt, Öegenstände der Einigung aufstellte, welche die wichtigsten 
Interessen des deutschen Volkes betrafen, aber die Bundesverfassung keine Mittel 
der Erfüllung darbot. Vergl. v. Türckheim a. a. 0. II S. 251 f. 

87). Zu dieser Zögerung trug wahrscheinlich der Umstand bei, däss im Jahre 
1832 lebhafte Verhandlungen zwischen Oesterreich und Bayern über einen Handels- 
vertrag gepflogen wurden. Vergl. A. Schmidt, Zeitgenössische Geschichten. S.459. 
Anch hielten es einflussreiche Männer in Bayern noch immer für sehr bedenklich, 
ohne Oesterreich mit Preussen einen Zollverein abzuschliessen. Rothenhöfer, 
FUnf handelspolitische Briefe. S. 35. 

88) Die Aufgabe der Hansestädte S.llOf. Nebenius a.a.p. in der deutschen 
VierteljahrsBchr. S.343. Dieterici, Statistische Uebersicht S.67E v. Viebahn 
8.a. 0. I. S. 168ff. 
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fOr und wider die Verbinduug der bdid» bereits bestehenden. In 
Adre^n, Zeit* und Flugschriften wurden von allen Standpunkte, ün 
iQteresse der einzelnen L&nder und Stände, die Bedingungen und wahr- 
scheinlichen. Wirkungen der ZoUeinigong erörtert«*). Die Zahl der 
Gegner eines Zollvereins mit Preussen mehrte sich durch die in Süd- 
deutschland überhaupt vorherrschende Abneigung gegen diesen Staat**). 
An d^r Spitze der Opposition standen die Führer der liberalen Partei 
in Baden und Württemberg. Mehrere hervorragende Mitgliedelr dei* 
Ständeversammlungen beider Länder kamen im Anfange des Jahres 
1833 in Pforzheim zusammen, um sieh über gemeinschaftliche Mass- 
r^eln gegen den Anschluss an Preussen zu verständigen*^). 

In der württembergischen zweiten Kammer erhob sich eine so hefr 
tige Opposition, dass es sehr zweifelhaft schien, ob sie den Bätritt 
zum preussisch- hessischen ZoUverbande genehmigen würde •2). Dieser 



8d) Ausser den Amaerk. 78 angefülirten Schriften md noch folgende zn er- 
wähnen: Bemerkungen über die Eingabe einiger württembergischen Eaufleute gegevL 
die ZoUvereuiigung mit Preussen. Hesperus 1832^ S. 110. Beitrag zur Eenntniss 
der gegenseitigen Verhältnisse der Gewerbe 'und des Handels in Württemberg und 
Preussen. 1833. Fr. Job st, Weitere Betrachtungen über die Zollvereinigung mit 
Preussen. 1833. Eine besonders merkwürdige Opposition gegen Zollyereine über- 
haupt enthält: Hundeshagen, Die Staatskräfte des Grossherzogthums Hessen, 
oder über die grossen Verluste am Staatsvermögen und Einkommen desselben in 
Folge der Universalmauthen und des Mauthvereines mit Preussen. 1833. Der- 
selbe, (Jeher die Ursache des europäischen Nothstandes. In der Zeitschrift: Der 
Kational-Oekonom v. 1834. S. 905. 

90) Beck a. a. 0. S. 68 bemerkt sehr treffend: „Denn es ist nicht immer die 
dynastische Politik deutscher Begierungen allein, es sind leider nicht selten die 
idiosynkratisch gewordenen Eifersüchteleien und Vorurtheile der deutschen Volks- 
stämme , welche das Werk jeder Einigung in Deutschland erschw^en. Der vorge- 
schrittene liberalismas des schwäbischen Stammes, wie er in der Opposition der 
beiden Eammem zu Stuttgart und Karlsruhe seinen Ausdruck fand, blickte mit tie*' 
fem Misstrauen auf das absolutistische preussische Begiment und auf alles, was von 
diesem ausging. Daher die wunderliche Ironie des Geschicks, dass die liberale 
Partei in Süddeutschland , deren Programm die nationale Einheit obenan schrieb, 
jetzt, da dieser wenigstens auf dem Gebiete der materiellen Interessen, wo das 
Bedürfoiss der Einigung am lautesten und allgemeinsten gefühlt wurde, entsprochen 
werden sollte, am meisten geneigt war, dagegen Opposition zu erheben.'* 

91) Beck a. a. 0. S. 59. 

92) Die Aufgabe der Hansestädte S. 141 ff. G. Haussen, Die volkswirth- 
schaftlichen Zustände des Königreichs Hannover im Hinblick auf den Anschluss 
desselben an den Zollverein. In der Zeitschrift für die gesammte Staatswissen- 
schaft Bd. IX S. 375 £ Diese vortreffMche Abhandlung, welche d^ Zweck hat, 
die Opposition in Hannover gegeit die Vereinigung des Steuervereins mit dem Zoll- 
vereine als unbegründet nachzuweisen, gibt S. 373 ff. eine gedrängte üebersicht der 
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Opposition lagen hanptsäcUich politische Bedenken zu Grunde. £d 
mit die Zeit der bekannten, gegen die Entwiekelung des constitatio- 
nälen Lebens gerichteten Bundesbeschlüsse. Die liberale Partei hegte 
den Verdacht, dass zwischen der politischen Heaction und der eifrigen 
Förderung der materiellen Interessen durch die Begierungen em Zu- 
sammenhang bestehe, indem man die weit verbreitete Unzufriedenheit 
Über die politische Beaction wenigstens in der Yolksmasse beschwiditi- 
gen wolle. AHein auch vom volkswirthschaftlichen und finanziellen 
Standpunkte war man nicht unbedingt für den Anschluss Württem- 
bergs. Die Bedner der Opposition erkannten zwar die Verkehrsfreiheit 
unter den deutsdien Staaten als wünschenswerth an, aber die materiel- 
le und politischen Interessen Württembergs dürften dersdben nicht 
zum Opfer gebracht werden; der Activhandel des Landes sei auf 
Frankreidi und die Schweiz angewiesen und könne durch die Verbin- 
dung mit Preussen nicht viel gewinne; die noch in der Kindheit be- 
findliche Indu^ie Württembergs würde im Zollverein durch uner- 
schwingliche Verbrauchssteueni niedei^edrückt und der übermächtigen 
Goncurrenz der preussisdien Rheinprovinz preisgegeben; das Steuerbe- 
willigungsrecht der Stände verwandele sich durch den Ansdiluss in ein 
Sdieinrecht; nicht nur die materiellen Interessen Freussens würden ein- 
seitig b^ttnstigt, sondern es sei auch der Eiufluss dieser absolutisti- 
sdien Grossmacht auf Württembergs constitutionelles Leben sehr 20 
fürchten. 

Ungeachtet dieser heftigen Oiq>osition ward im November 1833 
der Zollvereinsvertrag von der leiten Kammer mit 62 Stimmen gegen 
22 angenommen. Fast alle Führer der liberalen Partei stimmten 



Opposition, welche früher in verschiedenen Staaten gegen den Anschluss an den 
Zollverein stattgefonden hatte. Der Verfasser bemerkt sehr treffend: „Das Gewirre 
„laut gewordener Besorgnisse lässt sich im Torwege kaum anders widerlegen, ala 
durch Hinweisung auf die constante Erfahrung, dass aU dieses Angst- und Noth- 
geschrei den successiven Anschlüssen der einzelnen Zollvereinsstaaten fast durch- 
gängig vorausgegangen ist und dass nachher wenige Jahre hinreichten , um das 
Grundlose oder Uebertriehene der Befürchtungen darzuthun, die fiberwiegenden 
Vortheile zur Geltung gelangen zu lassen, die bleibenden Nachtheüe auf ein mög- 
lichst geringes Mass zu beschränken.^ 

Es ist imbegreiflich, wie Sick a. a. 0. S. 54, ungeachtet der heftigen Opposi- 
tion in der zweite wttrttembergischen Kammer, sagen konnte: „Im Verlaufe des 
Jahres 1833 wurden die Verträge (über die Verbindung der beiden Zollvereine) zur 
Kenntniss der württembergischen und bayerischen Eammem, welche ihre Zu- 
stimmung zu den Grundsätzen derselben bereits 1829 und 1831 gegeben hatten} 
gebracht und von ihnen freundlich begrüsst.<< 
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(biegen, n^anentiüih Paul Pfiz^, Uhland, Bßmev und Zm; aO^ seiMm 
nach welligen Jahren sahen sie es sehr ungern, wenn gde an ihre im 
Jahre 1833 mit glänzender Beredsamkeit entwickeltai Ansichten erin- 
nert wurden*^); denn die Erfahnmg zeigte sehr bald, daas sie dio 
I^achtheile des Zollvereins mit Preossen se&r überschätzt und die Yor- 
theile dessdliiep viel zu gering angeschlagen hatten« Die günstigen 
Wirkungen des Zollvereins auf die volkswirthsehaftlichen und &ianziel* 
len Zustände Württembergs stellten sich schon in d^ nächsten Jahren 
sehr klac heraus^). Auch die befürchteten Gefahre für das constitu^ 
tionelle Leben bestätigten sich nicht, wenigstens entsprangen sie aus 
ganz andere Verhältnissen, als aus der ZoUdnigung mit Preossen. 

Mit der Yerschmdzung der beiden Zollvereine wac der Sieg der 
Zoll- und Handelseinigung unter den meisten deutscben Staaten über 
das System der Absonderung entschieden. Der Beitritt der übrigen 
Süd- und mitteld^tschen Staaten, mit Ausnahme Oesterreichs, Hess 
sich nun mit Sicherheit erwarten ^^) und erfolgte zum Theil gleichztitig 
mit der Verbindung der beiden Zollvereine. 

Die dringendsten Bewe^ründe zu einem schleunigen Beitritt wso'en 
für Sachsen und die sämmtlichen thüringischen Staaten 
vorhanden; denn »[e: wurden von. dem neugebildeten Zollgebiete auf 
drei Seiten umschlossen. Auf der Grenze gegen Oesterreich hemmte 
dessen Prohibitivsystem ihren Verkehr noch mehr, als die fremde 
Zollschranken auf den übrigen Grenzen. So mussten sie sich über- 
zeugen, dass der Ansdüuss an den Zollverein ihnen nur vortheühaft 
sein könne. 

Die sächsische Regierung, so wenig sie früher geneigt war, auf 
einen Zollverein mit Preussen einzugehen, unterhandelte seit den^Spät- 
herbst 1832 und schloss am 30. März 1833 den Vereinigungsvertrag 
mit sämmtlichen bereits in den Zollverband getretenen Staaten ab ^). 



93) Als merkwürdig ist BOck hervorzuheben, dass dieselbe Kammer und gross* 
teniheils dieselben Eedner, welche 1833 so heftig gegen die hohen Sätze des prens- 
sischen Zolltarifs sich erklärten, wenige Jahre «päter dem Zollvereine sehr bitter 
vorwarfen, dass er die Schatzzölle nicht erhöhe. 

• 94) Memminger's Beschreibung von V^ürtemberg. 3. Aufl. 1841. S.483f. 

91») Nebenius a. a. 0. in der deutschen Yierte]|jahrsschrift S. 340 f. 

96) V. Yiebahn a. a. 0. I. S. 161 & Dieterici, Statistische Uebersicht 
S. 65 ff. üeber die Bedenken, welche auf prenssischer Seite gegen die Aufnahme 
Sachsens geltend gemacht und vorzüglich durch Maassen's Einfluss besdtigtwnr* 
den, gibt (L. Kühne) Der deutsche Zollverein während der Jahre 1834 bis 1846 
S. 26 interessanten Aufschluss, 
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Dieser Vertrag begegnete jedoch einer sehir heftigen Opposition foi 

Lande*'). 

Wie gänzlich unfähig die öffentliche Meinung war, die Wirkungen 
der Zolleinigung vtüA der Verkebrsfreiheit unter den deutschen Staaten 
richtig zu beurtheilen, dafür lieferte Sachsen das auffallendste Beispiel. 
Sachsen, selber ohne Zollsystem, war ringsum von fremden Zolllinien 
eingeschlossen und hatte wegen seiner hoch entwickelten Industrie, wie 
we^en Leipzigs, als des wichtigsten Handelsplatzes in Mitteldeutsch- 
land, das grösste Interesse an dem freien Verkehr mit den Nachbar- 
staaten. Dennoch sprach und schrieb man von einer Beeinträchtigung, 
ja einem Verrathe der wichtigsten Landesinteressen. Man hegte sogar 
grosse Besorgnisse för die sälAsische Industrie und weissagte den Verfall 
Leipzigs als unfehlbar. Eine Petition , welche Hunderte der angese- 
hosten Kaufleute dieser Handelsstadt unterschrieben hatten, sprach 
das ganz bestimmt aus ••). In Dresden wurde sogar ein Pasquill ange- 
schlagen, welches den Finanzminister v. Zeschau beschuldigte, Sachsen 
für Gold und Orden an Preussen verkauft zu haben ••)i Der hochver- 
diente Staatsmann befahl, dasselbe im Dresdener Intelligenzblatte zuir 
weiteren Verbreitung abzudrucken. 

Die Begierung liess sich jedoch durch alF diesen Unsinn nicht 
irre machen und die Ständeversammlung genehmigte den Vertrag, die 
zweite Kammer mit 50 gegen 14 Stimmen. Binnen wenigen Jahren 
war die öffentliche Meinung völlig umgestimmt, da der Zollverein sich 



97) I>ie Aufgabe der Haasestadte S. 150tf. Haftssen a. a. 0. S. 377f. AU- 
gemeine Z^itmg von 1833. Ausserdrdeniliche Beilage Nr. 107. 

98) Biege Petition Hefert einen merkwürdigen Beweis dafür, wie beschränkt 
zuweilen die nationalökonomische Einsicht der grössten Kaufleute ist, die als 
Fachmänner und angebliche Sachverständige nur zu oft nicht blos auf 
unpraktische Theoretiker, sondern sogar auf tiefer blickende Staatsmänner mit Ge- 
mgschätzung herabsehen. Der Bain Leipzigs als Messplatz, den seine angesehen- 
sten Kaufieute mit grosser Zuversicht prophezeit hatten, verwandelte sich durch 
den Anschluss Sachsens an den Zollverein innerhalb weniger Jahre in eine rasch 
zunehmende Blüthe. Von allen in der Petition ausgesprochenen Befürchtungen 
trat, wie Haussen a. a. 0. S.378 schlagend nachgewiesen hat, gerade das Gegen- 
theil ein. Man darf sich daher nicht wundem, dass sehr bald in Leipzig Niemand 
von der Theilnahme an der Petition etwas wissen wollte. 

99) Es ist unbegreiflich, wie v. Yie bahn a. a. 0. L S. 163 diesen Thatsachea 
gegenüber folgende Sätze niederschreiben konnte: „tm Königreich Sachsen war das 
Yexiangen nach dem Eintritt in den ZoUverein ziemlich allg^nein. Aach Leipzig 
war dafür. Das Drängen des sächsischen Handelsstandes führte wesentlieh zum 
Aufgeben des mitteldeutschen Handelsvereins und zum Anknüpfen mit Fteussen.'^ 
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gerade ftbr Sachsen als besonders heilsam bew&hrte, vielleieht t&r keinen 
anderen Staat in höherem Grade. 

Was die thüringischen Staaten betrifft, so v^moditen sie 
wegen. ihres geringen Umf^ges und weil ihre Gebietstheile so mannig- 
fach zerstreut und im Gemenge liegen, vereinzelt weder ein Zoll- 
system durchzuführen, noch einem grösseren Zollverbandje sidi anzu- 
schliessen. Die von Preussen, Kurhessen, Bayern und Sachsen um- 
schlossenen und mit Parzellen der beiden zuerst genannten Staaten 
vermengten Länder bildeten eine bunte Masse kldnerer Gebiete, die 
nur als Ganzes dem Zollvereine beitreten konnten. Durch den Vertrag 
vom 10, Mai 1633 gründeten die sämmtlichen thüringischen Staatm 
(damuls 9, jetzt nur noch 8) mit den zwischen ihnen liegenden preus- 
sischen und kurhessischen Gebietstbeilen d^ thüringischen Zoll- und 
Handelsverein. Nur einige von fremd^i Gebieten umschlossene Landesr 
theile konnten wegen ihrer abgesonderten Lage nicht in diesen beson* 
deren Verein aufgenonunen werden und schlössen sich, als Eyclavea 
anderer Vereinsstaaten dem Zollsysteme dei-selben an. 

Nachdem die Regierungen der genannten Länder und LandestheUe 
über die Beseitigung aller Hemmungen des wechselseitigen Verkehrs, 
über gleichförmige Erhebung der indirecten Abgaben und über eine 
gemeinschaftliche Controlbehörde (General -Steuerinspection in Erfurt) 
sich geeinigt hatten, bildeten sie ein zusammenhäogendes Ganze, das 
als solches am 11. Mai 1833 dem grossen Zollvereine beitrat *<^); 

Nur so wurde es möglich, dass die kleinen thüringischen Staaten 
nicht nur die Vortheile des freien Verkehrs unter sich und mit den 
meisten übrigen deutschen Staaten, sondern auch bedeutende Einkünfte 
erlangten, die auf andere Weise schwerlich aufzubringen wären. Hät- 
ten sie keinen besonderen Verein unter sich geschlossen, so blieb ihnen 
nichts übrig, als sich unter denselben Bedingungen wie die Enclavea 
an Preussen anzuschliessen. Ohne Stimmrecht in den ZoUconferenzen 
hätten sie nicht zu den unmittelbaren Gliedern des Zollvereins gehört. 

Alle diese Beitrittsverträge vom Jahre 1833 kamen am 1. Januar 
1834 zur Ausführung^**). Dieser Tag wird für immer ein denkwürdi- 
ger, höchst erfreulicher Moment in der deutschen Geschichte bleiben. 



100) G. F. Krause, Der grosse preussisch- deutsche Zollverein in besonderer. 
Beziehung auf den thfiringischen Zollverband. Ilmenau, 1634. Nebenius a. a. 0. 
in der deutschen Yiertetjahrsschrift; S. 344f. Dieterici, Statistische Ueberdcht 
S. 69ff. Die Aufgabe der Hansestädte S. iG2f. r. Yiebahn a. a. 0. I. S. 107 ff. 

101) £s scheint Überflüssig, den wesentlich« Inhalt der ZoUvereinsrertrftge 
von isaa anzugeben 9 da derselbe fast in jeder Schrift Ober den Zollverem zu M- 
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Die Slterai Zettgmassea werden sich, ans den Zettn&^ii noch der 
Sdiilderongen ^erinnern, wie freudig die ^rste Stande des Jahres 1834 

den ist. Statt dessen wollen wir auf ein Paar Bücher aofinerksam machen, welche 
das Stadium der Verträge und der Gesetzgebung des Zollvereins erleichtem. Wer 
sich mit den ZoUvereinsTerträgen bekannt machen will, findet sie allerdings in den 
Gesetz>tammlangen d€r einzelnen Yereinsstaaten abgedruckt, aber dort muss er sie 
mühsam in den verschiedenen Jährg&ngen aufsuchen. Auch g^üg^ der mitgetheilte 
Text nicht zu einer gründlichen Eenntniss , denn in den Gesetzsamn^ungen werden 
nur die sog. offenen Verträge publicirt, nicht aber die dazu gehörigen Separat* 
artikel und SchlussprotocoUe , die manche wichtige Nebenbestimmungen enthalten. 
Es gibt zwar eine vollständige Sammlung der Zollvereinsverträge mit ihrem gesamm* 
ten Zubehör. Sie ist unter amtlicher Leitung in Berlin veranstaltet worden und 
fahrt dea Titßl: ^Verträge und Yerhaadlungen aus -dem Zeiträume von 1833 bi« 
einschliesslich 1855 über die Bildung und Ausführung de%4eutschep Zoll- und Han- 
delsvereines." Dieses inj vier grossen Poliobänden erschienene und sehr splendid 
gedruckte Werk ist für den gewöhnlichen Gebrauch nicht nur wegen seines ümfan- 
geg imgeeignet, sondern auch deshalb j wieil darin alle Zoll- und Steuerverträge in 
chronologischer Ordnung mk unzähligen Wiedarhokmgea ganz übereinstimmender 
Vereinbarungen abgedruckt sind. Weit nachiheiHger aber ist, dass diese amtliche 
Sammlung ein allgemeines Bedürfiüss gar nicht befriedigt, denn sie ist ausschliefs- 
lich für die Vereinsregierungen bestimmt, also im Buchhandel nicht zu haben. Die 
zeitweise Benutzung wird dem Einzelnen nur durch die besondere Gefälligkeit der 
Begierung irgend eines Vereinsstaates möglich. Eme Weniger umfangreiche und 
allgemein .zugängliche Sammlung aller wesentlichen Bestimmungen der Zollvereins- 
verträge, sowie der Be&uitate aller, späteren Verbandlungen unter den Zollvereins- 
staaten war daher eine sehr verdienstliche Arbeit Wir besitzen sie in dem Werken 
Der Zollverein seit seiner Erweiterung durch den Steuerverein. Eine Sammlung 
der betreffenden Zoll- und Steuer -VMträge, nebst einem darauf bezüglichen An- 
hange; zusammengestellt und bearbeitet von F. Houth -Weber, Königlich Han« 
noversdiem Finaazrathe. Hannover, 1861; Da der Herausgeber mehrere Jahre 
Beferent in Zoll- und Steuersachen bei dem hannoverschen Finanzministerium war, 
so besass er die zu einer solchen Ari>eit erforderlichen praktischen Kenntnisse. 
Erläuternde Bemerkungen und reichhaltige statistische Nadiweisungen erleichtem 
das Verständdiss der Zoßvereinsverträge und erhöhen den Werth des Buches. 

Allein das genaueste Studium der ZoMvereinsveiträge und ihres Zubehöres 
genügt keineswegs, um alle Einrichtungen des. Zollvereins kennen zu lernen. Dazu 
gehört auch die Bekanntschaft mit der sehr umfangreichen Gesetzgebung desselben* 
Es fehlt aber leider an einer amtlichen Sammlung aller Zollgesetze, so dass man 
dieselben in den einzelnen Jahrgängen der Gesetzsammlung eines Zollvereinsstaates 
aufsuchen muss. Eine übersichtliche Zusammenstellung des Inhaltes der Zollgesetze 
war daher ein dringendes Bedürfhiss , das im Wesentlichen durch folgendes Werk 
be&iedigt wird: Handbuch über die Zollgesetzgebung, so wie die Zoll- und Han- 
dels ^ Verträge des deutschen Zoü- und Handelsvereins von W, Dittmar, KönigL 
Freuss. Ober-Begierungs-Eath. Posen , 1858. In übersichtlicher Ordnung sind die 
widitigeren Gesetze wörtlich angefahrt und die übrigen Vorschriften, namentlich 
die reglementarischen Bestimmungen, in selbstgewählter Form wiedergegeben. Durch 
Erläuterungen wird das Verstäadaiss der Gesetze erleichtert . 



1 
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vom der VedEdirswelt begrfisst wurde. Lasge Wagenzäge standen auf 
den Hauptetrassen, die bish^ durch ZolBinien zeradmitten waren. Als 
die Mittemachtsstunde schlug, öffneten sich die Schlagbäume und unter 
lautem Jubel eilten die Wagenzüge über die Grenze , die sie fortan 
mit voller Freiheit überschreiten konnten. Alle waren von dem Gefühle 
durchdrungen, daas Grosses errungen sei. 

unter den Bundesstaaten,' welche 1834 noch ausserhalb des Zoll- 
vereins standen , wurden die Blicke zunächst auf Baden gelenkt. Es 
befand sich wegen seiner geographischen Lage in einer günstigeren 
Stellung, als Sachsen und die thüringischen Staaten ; allein sein Beitritt 
musste dem Zollv^eine schon deshalb sehr erwünscht sein, wdl auf 
der langen und schwer zu bewachenden, gegen Baden gelegenen Grenze 
notorisch ein sehr ausgedehnter Schleichhandel betrieben wurde. Wurde 
die Grenze des Zollvereins an die französische verlegt, so erhielt der- 
selbe statt eines Landes, wie Baden, in welchem sehr niedrige Zölle 
den Schleichhandel mit den angrenzenden Yereinsländ^m sehr erleich- 
terten, an Frankreich einen Staat zum 'Nachbar, dessen strenge Grenz- 
bewachung die Contrebande nach jeder Richtung erschwerte. Dazu 
kam, da^ durch den Anschluss Badens die Zolllinie im Südwesten an 
die deutsche Grenze verlegt, nicht nur bedeutend (um 60 Meilen) ver- 
kürzt, sondern auch von einem durch seine Besdiaffenheit ungünstigen 
Terrain auf ein weit günstigeres vorgerückt (nämlich von Gebirgs- und 
Hügelland, durch welches die Grenze zwischen Württemberg und Baden 
sich hinzieht , an die Ufer des Bodensees und des Rheins) , endlich 
mehra^en süddeutschen Staaten der freie Zugang zum Rhein eröffnet 
wurde ^^). 

Dass Baden später dem Zollvereine beitrat, als die übrigen süd- 
deutschen Staaten, erscheint auf den ersten Blick um so auffallender, 
da bei allen früheren Verhandlungen über eine Zplleinigung unter den- 
selben gerade die badensche fi^ierung den Gedanken eines grossen, 
wo möglich ganz Deutschland umfassenden Zollvereins am consequente- 
sten festgehalten hatte. Wahrscheinlich zögerte die Regierung aus 
Rücksicht auf die im Lande herrschende Stimmung, welche dem An- 
schlüsse an irgend einen Zollverein noch vielfach entgegen war. Man 
kannte in Baden bisher nur niedrige Zölle, die aber dem Staate wegen 
der günstigen geographischen Lage eine fortwährend steigende Ein- 
nahme gewährt hatten. Gegen jede Zolleinigung und für das Verharren 
in der bisherigen Isolirung, bei der sich das Land wohlbefinde, wurden 



10^) Nebenius a. a. 0. in der deutschen Vierteltjahrsscluift S. ß46£ 358 f. 
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immer mehr Stiimiieii laut. Dazn gesellten sich weit verbrmtete pcdi* 
tische Vorartbeile und Abneigungen ^^). Der Landtag stimmte nnt der 
Regierung wenigstens darin überein, dass der Ansdiluss an einen Idei^ 
naren Zollverein, namentlich den bayerisch -württembergischen, dem 
Interesse Badens nicht entspräche, weil die dadurch gewonnene Erwei- 
terung des Absatzgebietes für das Aufgeben des niedrigen Zolltarife 
keinen Ersatz bieten würde. In diesem Sinne hatten sich beide Kam- 
mern nodi im Jahre 1831 angesprochen, aber sich zugldch bereit 
erklärt, einem Vertrage mit dem preussisch- hessischen Vereine ihre 
Zustimmung zu ertheilen. Allein die Untearhandlungen , weldie hierauf 
in BerHn gepflogen wurden, führten zu keinem Besultate, weil Baden 
als Bedingung seines Beitritts die Ermässigung mdurerer wichtigen ZoU^ 
Sätze forderte und Preussen darauf nicht eingehen wollte ^^). 

Als durch die Verträge von 1833 ein grosser Zollverein zu Stande 
gekommen war, entspann sich in Zeitungen und Flugschriften ein leb- 
hafter Kampf über den Beitritt Badens. Für denselben sdurieben 
Nebenius und Mattby, gegen d^»elben v. Wassenberg^**), 



103) Eine Beleuchtung dieser Opposition findet sich in der Denkschrift über 
Zollwesen, Zoll- und Handelsvereine in Deutschland. Stuttgart u. Tübingen, 1831. 

104)Sick a. a. 0, S. 43f. 

105) Nebenius, Denkschrift für den Beitritt Badens zu dem Zollvereixi. Karls- 
ruhe, 1833. Unter allen damals erschienenen Schriften über die wichtige Ange- 
legenheit ist diese nach Inhalt und Wirkung bei weitem die bedeutendste. Sie 
^sollte das Publicum darüber aufklären, dass es im Interesse Badens liege, zwar 
nicht einem beschränkten süddeutschen Zollvereine, wohl aber einem grösseren 
deutschen beizutreten. Besonders wollte Nebenius in dem entscheidenden Augen- 
bMeke , als in Württemberg die Yerhaadlimgen der Kammern über die Ansdüuss- 
firage beginnen sollten , auf die Stimmung in diesem Lande , wo man noch immer 
an dem Beitritte Badens zweifelte, wirken. In welchem Grade dies gelang, darüber 
gibt Beck a. a. 0. S. 59 f. interessante Aufechlüsse. Um jeden Zweifel über das 
letzte, seit langer Zeit erstrebte Ziel der badischen Handelspolitik m. beseitigen^ 
Hess Nebenius seine im Jahre 1818 verfksste Denkschrift zum ersten Mal als 
Anhang abdrucken. 

(Matthy) Betrachtungen über den Beitritt Badens zu dem deutschen Zollver- 
ein. Veranlasst durch die Denkschrift ftkr den Beitritt Badens von Nebenius. 
Karlsruhe, 1834. Der Verfasser hatte sich ans einem Gegner in einen Vertheidiger 
des Beitritts verwandelt. Man fdhlt durch, dass ihm diese Wandlung nicht leicht 
geworden ist. 

V. Wessenberg, Wftre der Beitrift Badens zum Zollverein wünschenswerth? 
Constanz, 1834. Die Opposition des VerJEiassers beruhte hauptsächlich auf seiner 
Hinneigung zur unbedingten Handelsfreiheit Ihm antwortete Morstadtte Na* 
tional-Oekonom von 1834 I. S. 120 ff. in seiner bdciümten, nicht gerade hdfUchen 
Weise. 



S78 Q* FliCher, 

Der grössere Theil'der liberalen Partei kämpfte hartnäctng gi^en eine 
engere Verbindung mit Primassen. Ihr Hauptfflhr^i v.Botteck, bot 
alle Mittel der Presse und Agitation auf, um, \7ie er ausdrücklich er- 
klärte, „in dieser Lebensfrage des constitutionellen Deutschland'' sein 
Heimathland vor den Schlingen einer absolutistischen P<ditik zu be- 
wahren '^). Von den im .Januar 1834 nach Karlsruhe berufenen Nota- 
beln erklärte sich die Mdirheit gegen d^ Ansdbluss ^^0- ^^^ ^^ 
12. Mai 1S35 wurde der Beitrittsvartrag abgeschlossen, in welchem die 
Regierung mit Rücksicht auf die eigenthümlichen Verhältnisse des Lan^ 
des manche Zugeständnisse erlangt hatte. Als der Vertrag im Soisrmer 
1835 der Ständeversammlung vorgelegt wurde, konnte sieh schon der 
vorberathende Ausschuss der zweiten Kammer nicht einigen. Von 
Hoff mann ward ein Majoritätsbericbt gegen den Anschluss erstattet, 
der hauptsächlich finanzielle und politische Bedenken geltend machte, 
während sich der MincMritätsbericht des finanzkundigen Regenauer 
für den Anschluss erklärte ^<^). Bei dem hartnäckigen Kampfe der 
Opposition aussäten die Füln:^ der liberalen Partei, namentlich Rot* 
teck, Welcker, Itzstein und Rindeschwender^**), entschie- 
dene Abneigung und zuweilen unsinniges Misstrauen gegen Preussen ^«'). 
Dennoch wurde der Vereinigungsvertrag im Juni 1835 von der ersten 
Kammer einstimmig i^>) und von der zweiten am 2. Juli mit 40 gegen 

106) Beck a. a. 0. S. 60. 

107) Yon den Notabein erklärten sich 86 (13 Landwirthe, 8 Industrielle, 16 
Kanf leute) gegen den Ansehloss und nur 29 (7 Landwirthe, 18 Industrielle, 9 Eauf- 
leute) für denselben. 

108) Die Aufgabe der Hansestädte S. 156 ff. 

109) Dieser äusserte bei der Abstimmung: ,^Br sehe nicht ein, dass die Ba» 
dener sich deshalb sollten prügeln lassen, weil andere Volker in Deutschland auch 
gemogelt wttrden.*^ Der geistreiche Bedner wird wohl später durch die Erfahrung 
überzeugt worden sein, dass dieses Fragelsystem sich für die Badener wie für alle 
Deutsdien im ZoUvereine als sehr wohlthätig erwiesen hat. 

110) Mit welchen idbemen Gründen der Beitritt Badens zum Theil bekämj^ 
wurde, das mag eine kleine Probe beweisen. Badensche Opponenten sprachen die 
Befürchtung aus, dass ihr Land in Folge des Anschlusses statt der schönen Ero- 
nenthaler mit preussischem Gelde überschwemmt werden würde. Diesen besorgten 
Kationalökonomen antwortete Nebenius ganz ruhig: „Er wünsche seiner Seits 
nur, dass diese Fluth recht hoch steige." (L. Kühne) lieber den deutschen 2oU- 
verein S. 42 Anm. 

111) Zu diesem Resultate trug Bau' s Tortrefflicher Commissionsbericht we- 
sentlich beL YergL Bau, Ueber Badens Anschluss an den deutschen ZoUyerein. 
Auszug aus dem in der ersten Kammer der badenschen Stände 1835 erstatteten 
Commissionsbericht nut Anmerkungen. Im Archiv für politische Oekonomie Bd. n 
S. 287 ff., III S. 17 ff. 
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22 Stinunen genehmigt i^'). Der VaUzQg deBsdben erfolgte den 1. Ja- 
nnar 1836, nachdem eine kurze Zeit schon bedeutende Verkebrser- 
leichterungen zwischen dem Zollverein und Baden eingetreten warai. 
Auch hier zeigten sich sehr bald die günstigen Wirkungen des An^ 
Schlusses ^^'). Viele sahen es schon nach ein Paar Jahren sehr nngem, 
wenn, sie an ihre frühere Opposition erinnert wurden. 

Bei den Verhandlungen über die Gründung emes süddeutschen 
Zollvereins hatte sich Nassau vorzüglich an Baden angeschlossen, weü 
es als Bheinuferstaat und wegen der Aehnlichkeit der volkswirthschaft- 
liehen Verhältnisse im Wesentlichen dieselben Interessen hatte. Gleich 
nach dem Abschluss des preussisch- hessischen Zollvereins kam der 
Beitritt Nassau's zur Sprache. Durch denselben wäre der Verkehr 
zwischen den beiden Rheinuferh auf einer bedeutenden Strecke und 
zwischen den beiden durch Nassau getrennten Theilen des Grossherzog- 
thums Hessen frei geworden. Allein die nassauische Ständeversamm- 
lung erklärte sich gegen den Anschluss und wurde deshalb von dem 
Freiherm v. Stein der Kurzsichtigkeit beschuldigt ^^^). Im Jahre 1831 
kam die Sache abermals zur Verhandlung, aber die Bank der Abge- 
ordneten entschied sich mit 18 gegen 3 Stimmen gegen die Zolleini- 
gung.' Noch im Herbste 1834 schwankten bei einer erneuerten Bera- 
thung die Ansichten so unsicher hin und ha*, dass man endlich be- 
schloss, „die Entscheidung mit unbeschränktem Vißrtrauen der Weisheit 
und väterlichen Gesinnung des Herswgs anheimzugeben.'' Da Nassau 
bereits auf allen Seiten vom Zollvereinsgebiete eingeschlossen war, so 
erforderte diese Entscheidung kein hohes Mass von Regierongsweisheit 
Der Tod des Ministers v. Marschall soll im Beitritt erleiditert 



112) Seit Neb enius sich öffentlich entschieden für den Beitritt Badens er- 
klärte, war die öffentliche Meinung im Lande umgestimmt Dazu hatte ausser sei- 
ner im Jahre 1833 erschienenen Denkschrift sein grösseres Werk: Der deutsche 
ZoUyerein, sein System und* seine Zukunft» Karlsruhe 1835 , das kurz vor dem 
entscheidenden. Zusammentritt der badenschea Kammern erschien, wesentlich bei- 
getragen. Beck a. a. 0. S. 60. 

113) Yergl. Regenauer, Beleuchtung des von Abgeordneten des Handela- 
dtandes norddeutscher Handels- und der vereinsländischen Messplätze Frankfurt a.M. 
und Leq»zig bearbeiteten und im NoTember t. J. der deutschen ReichsversammluBg 
vorgelegten Entwurfs zu einem Zolltarif fOr das vereinte Deutschland. Karlsruhe 1849. 

114) Es ist zwar in der Allgemeinen Zeitung von 1828 Nr. 102 behauptet wor- 
den, dass damals in der nassauischen Ständeversammlung über die Zollvereinigung 
gar nicht verhandelt worden sei; allein mehrere Stellen in den Briefen des Frei« 
herm v. Stein an den Freiherm v. Gagern, z. B. S. 219, beweisen das Ge- 
gentheil. 



na G. Fifcfaer, 

haben. Nach voriiufig^ Verabredimgen übe* wediadseitige Vcrkdirs- 
erleic^terongen, die am 10. September 1836 mtraten, wurde der Yer- 
eimgungsvertrag am 10. Decemba: 1835 abgescUossen mid kam am 
1* April 1836 zm* ToUständigen Ausführung ^i^). 

Die freie Stadt Frankfurt konnte, naehdem alle ihre Nachbar- 
staaten dem Zollverein beigetreten waren, nicht mehr in ihrer isolirteo 
Stellung verharren. Sie hatte sich so lange als möglich . gegen den 
Beitritt gesträubt. Der ausgedehnte Zwisdieahandel, auf welchem die 
Blüthe dw Stadt beruhte, die reichsstadtischen Erinnerungen und die 
Sympathien fOr das Haus Oest^reich wirkten zusammen, um eine ent- 
schiedene Abneigung gegen den AuscUuss an ein neuerrichtetes und 
ganz besonders das preussische Zollsystem zu begründen. In demi mit- 
teldeutscben Yerdne hatte man vergeblich Hülfe gesucht. Als Kur- 
hessen von demselben abgefallen war, begann die Noth für Frankfurt; 
denn, ausser dem nassauisch^ Gebiete blieb nur die Wasserstrasse im 
Süden und Westen offen, während auf allen anderen Seiten die Stmlt 
durch fremde Zolllinien umgeben und sogar von eÜQzetnen Theilen ihres 
zerstückelten Gebietes abgetrennt war. Dazu kam das gefahrliche Auf- 
blühen der Offenbacher Messe. In dieser Bedrängniss suchte man ane 
Stütze in einem Handels* und Schifffabrtsvertrage^it England, der am 
13. Mai 1832 abgeschlossen wurde, aber zu Gunsten Frankfurts nur 
sehr unbedeutende Zugeständnisse enthielt. und offenbar den Vertrieb 
englischer FafoBikate von Frankfurt aus, also den Schleichhandel mk 
denselben erleichtern sollte ^^^). In dem Antrage des Senats an den 
gesetzgebenden Körper, vom 5. Juni 1832, heisst es: Ohne.officielle 
Einleitung hierzu von Frankfurt aus, habe die britische 
Regierung sich bewogen gefunden, officiell den Senat 
zu Unterhandlungen über einen Handels- und Scbiff- 
fahrtsvertrag zu veranlassen. Auch musste es Verdacht erre- 
gen, dass dieser Vertrag der Handelskammer nicht zur Begutachtung 
vorgelegt worden war. Die Gründe, welche ein am 20. Juni 1832 dem 
gesetzgebenden Körper erstatteter Commissionsbericht für den Vertrag 
geltend macht, sind sehr ungenügend. Fast einen komischen Eindruck 
macht es, wenn dieser Bericht von dem Vertrage wohlthätige Wirkuur 
gen für die meisten deutschen Staaten erwartet und denselben als eine 
Stütze gegen das Umsichgreifen der Mauthverbände betrachtet. Dabei 

115) National •Oekonom Ton 1834. I S. 319 ff. Die Aufgabe der Hansestädte 
8. 163. Sick a. a. 0. S. 34, 57. Dieterici, Statistisdie Uebersicht S. 77 iL 
v. Viebahü a. a. 0. S. 174 f. 

116) Die Aufgabe der Hansestädte S. 164 £ 
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i$t noch immer von dem mitteldeatscheä Handdsvereme viel die Bede, 
(obgleich er bereits gesprengt ¥^ar. Es mtd ausdrücklich bemerkt, dass 
alle verfassungsmässigen Behörden der Stadt sich für die Beibehaltung 
des bisherigen Handelssystemes entschieden hätten , und dass ein An- 
trag auf Annäherung an das preussische Zollsystem im gesetzgebenden 
Körper fast einstimmig verworfen worden sei. 

Bei der Berathung des gesetzgebenden Körpers über den englischen 
Handelsvertrag, wurden zwar allerlei Bedenken gegen denselben geltend 
gemacht, aber die Abneigung gegen den Anschluss an ein fremdes Zoll- 
system war entschieden vorherrschend ; es wurde sogar die Ansicht aus- 
giesprochen, dass ein solcher das Lebensprindp der Stadt verletzen, ihre 
merkantilische Existenz vernichten würde. Man darf sich in der That 
wundern, dass die höchsten Behörden einer wichtigen Handelsstadt, 
von denen man eine tiefere Einsicht in die Verkehrsverhältnisse erwar- 
ten sollte, noch im Jahre 1832 die wirkliche Lage der Dinge und das 
wahre Interesse ihrer Stadt so wenig begriffen hatten^''). 

Als fier gesetzgebende Körper dem Vertrage mit England die ver- 
fassungsmässige Genehmigung mit 57 gegen 11 Stimmen ertheilt hatte, 
erhob sich in Deutschland, namentlich im preussisch- hessischen Zoll- 
vereine, ein gewaltiger Sturm gegen denselben, der in den Zeitblättern 
zu den heftigsten Erörterungen führte. In Frankfurt selbst waren die 
Meinungen sehr getheilt. Es wurde bekannt, dass die Handelskammer 
schon in einer Erklärung vom 21. December 1831 die verderblichen 
Folgen der Isolirung vorhergesagt, und dass nach dem Abschlüsse des 
Vertrags mit England die Minderheit, dieser Corporation gegen densel- 
ben förmlich protestirt habe. In Zeit- und Flugschriften entspann sich 

117) Der unter dem Titel: „Aufgabe der Hansestädte" oft angefüihrte Commis- 
sionsbericht , in welchem sich durchaus keine Hinneigung zu Preussen oder auch 
nur eine Vorliebe für den Zollverein findet, sagt S. 177 f., nachdem er das Ver- 
halten Frankfurts vor dem Beitritt zum Zollverein ausführlich geschildert hat," über 
dasselbe sehr treffead: „Die Commission kann sich des schmerzlichen Eingeständ- 
nisses nicht erwehren , dass die Schwesterstadt am Main den ZoUverein als einen 
Feind zu betrachten schien, den man mit fremder Hülfe bekämpfen und vom 
eigenen Gebiete zurückweisen müsse; dass sie von einem wenig besagenden Ver- 
trage mit einer nichtdeutschen Handelsmacht täuschende Erwartungen hegte und 
in trügerischer Sicherheit befangen war; dass erst die vollendete Thatsache des 
Nothstandes ihrer Politik eine neue, unabweislich gewordene Wendung 
aufdrängte; dass sie endlich zu Unterhandlungen — • also zum Versuch einer 
Verständigung mit deutschen Verbündeten — erst da und dann sich entschloss, 
als ihr Entschluss — der einzige, der nun noch zu fassen war, von der 
nutzlos aufgeregten Stimmung auf beiden Seiten als eine Unterwerfung be- 
zeichnet werden mochte." ^ ^ , 



882 6* Fischer, 

wfibrend der näehsten Jahre ein lebhafter Kampf über den Aaschlass 
an das preussische Zollsystem. Der Widerspruch wurde aber immer 
seltener und die öffentliche Meinung forderte den Anschluss immer 
entschiedener 1^*). Am 26. Februar 1834 fasste die Handelskammer mit 
18 gegen 3 Stimmen den Beschluss, den Senat zu ersgcheH, dass er 
den Versuch wegen des Anschlusses machen, dabei aber Frankfurts 
besondere Verhältnisse möglichst berücksichtigen möge. Am 19. April 
sprach sich die Mehrheit einer Senatscommission für das Gesuch der 
Handelskammer aus und es wurde ein Commissar für die Unterhand- 
lungen ernannt. Als jedoch die Eröffnung derselben sich verzögertQ» 
ward dem Senate eine mit Hunderten von Unterschriften bedeckte Peti- 
tion um Beschleunigung überreicht. Dennoch zogen die Unterhandlun- 
gen mit Preussen sich noch in die Länge. Erst als es dem Senate 
gelungen war, am 23. Deeember 1835 die Aufhebung des englischen 
Handelsvertrags zu erlangen, kam endlich am 2. Januar 1836 der Bei- 
trittsvertrag mit dem Zollvereine zu Stande*'®). Der Abschluss wurde 
dadurch erleichtert, dass man Frankfurt aus billiger flticksicht auf die 
überwiegend städtische, wohlhabende Bevölkerung bei der Vertheilung 
der gemeinschaftlichen Zolleinkünfte ein namhaftes Präcipuum zuge- 
stand. Der Vertrag kam am 1. April 1836 zur vollständigen Ausfüh- 
rung, also gleichzeitig mit dem nassauischen. 

Schon früher, als Nassau und Frankfurt in den Zollverein traten, 
nämlich am 20. Februar 1835, hatte sich Hessen -Homburg mit dem 
Oberamte Homburg dem grossherzoglich hessischen Zollgebiete ange- 
schlossen. Ausser den Verträgen . über den Anschluss ganzer Staaten 
kamen eine ßeihe anderer zu Stande, welche sich. auf die ganz oder 
grösstentheils enclavirten Gebietstheile mehrerer Staaten bezogen und 
die Zollverwaltung sehr erleichterten, indem sie namentlich zur Her- 
stellung einer besseren Zollgrenze dienten ^^). 

Im Jahre 1836 hatte der Zollverein ein zusammenhängendes, wenn 
auch kein abgerundetes, Gebiet von 8,253 Quadratmeilen mit 25,324,668 
Einwohnern 121) j)^ er 25 Staaten und den grösseren Theil des deut- 



118) Ueber die Handelspolitik der freien Städte. Darmstadt 1833. Tabor, 
Einige Bemerkungen über das preussische Zollsystem und Frankfurts ^Anschliessung. 
Frankfurt 1834. Bemerkungen über Frankfurts Gegenwart und Zukunft. 1834. 

119) Dieterici, Statistische Uebersicht S. 78. v. Viebahn a. a. 0. I 
S. 175 f. 

120) Nebenius a.a.O. in der deutschen Yierteljahrsschrift S. 349. v. Vie- 
bahn a, a. 0. S. 174, 176. 

121) Nebenius a. a. 0. S. 352 ff. (L. Kühne) lieber den deutflchei^ Zojlver- . 
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sehen Volkes umfasste, so ward er fortan der deutsche Zoll- und Han- 
delsverein genannt, während man bis dahin nur von einem preussi- 
sehen sprach. 

Was die Staaten betrifft, welche sich besondere Verdienste um die 
Gründung des Zollvereins erwarben, so hatten Bayern und Württem- 
berg die schwierige Aufgabe in einem engeren Kreise zuerst praktisch 
gelöst; Baden hatte hauptsächlich verhindert, dass ein grösserer süd- 
deutscher Zollverein zu Stande kam, durch welchen die Verbindung 
mit Preussen sehr erschwert worden wäre; die beiden Hessen hatten 
durch ihren Anschluss an Preussen die Verbindung des Nordens mit 
dem Süden mächtig gefördert; das Hauptverdienst aber hatte sich 
Preussen erworben, indem es durch sein bereits bewährtes Zollsystem^ 
durch den Umfang seines Gebietes und durch die Zugeständnisse, welche 
es als der grösste Staat den übrigen machte, namentlich die Rechts- 
gleichheit aller unmittelbaren Glieder des Zollvereins bereitwillig aner- 
kannte und selbst finanzielle Opfer nicht scheute, die vollständige und 
rasche Erreichung des grossen Zieles sicherte. Bei der weit verbreite- 
ten entschiedenen Abneigung gegen eine Zollvereinigung mit Preussen 
war es sehr klug, dass dieser Staat den Grundsatz festhielt, die Unter- 
handlungen über den Anschluss an sein Zollsystem nie selbst anzuregen, 
sondern die Anträge der betreffenden Regierungen abzuwarten ^^). Ein 
Zollverein der meisten deutschen Staaten wurde nur dadurch möglich, 
dass Preussen sich an die Spitze desselben stellte*^). Fehlte es dem 



ein S. 66 ff. In beiden Schriften findet man genaue Angaben über die Verkürzung 
der Zollgrenze durch den Anschluss der einzelnen Staaten. 

Dieterici, Statistische üebersicht S. 79 ff. v. Viebahn a. a, 0. S. 177 f. 
Ausserhalb des Zollvereins standen damals noch esterreich mit Liechtenstein, Han- 
nover, Oldenburg, Braunschweig, die beiden Mecklenburg, die beiden Lippe, die 
Hansestädte, Holstein mit Lauenburg, Luxemburg und Limburg, also 14 Bundes- 
staaten. Einige derselben schlössen sich jedoch schon in den nächsten Jahren an. 

122) Nebenius a. a. 0. in der deutschen Vierteljahrsschrift S. 349 ff. (Ij. 
Kühne) Der deutsche Zollverein während der Jahre 1834 — 1846 S. 10 ff. (L. 
Kühne) Ansprache u. s.w. S. 47. Da Nebenius und Kühne, die in verschie- 
denen hohen Stellungen die genaueste Kunde von den Zollvereinsangelegenheiten 
sich verschaffen konnten, bestimmt versichern, dass die preussische Regierung an 
keinen deutschen Staat den Antrag gestellt habe, das preussische Zollsystem anzu- 
nehmen, so darf man sich wundem, dass A. Schmidt in der Amn. 48 angeführ- 
ten Stelle sagt: „sie habe Propaganda ausserhalb Landes gemacht, um das preus- 
sische Zollsystem über Deutschland auszudehnen". Das ist mindestens kein pas- 
sender Ausdruck, da er leicht eine falsche Vorstellung von dem Verhalten der 
preussischen Regierung erzeugt. 

123) Ein gründlicher Kenner des Zollvereins sagt in der Schrift : .D^r ZoUvePr [ 

25*: : '':> :v 
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preassischen Staatsgebiete nicht in so hohem Grade an geographischem 
Zusammenhange und an Abrundung, so iväre ein grosser deutscher 
Zollverein höchst wahrscheinlich gar nicht entstanden i**). 

Ueber die grossen Schwierigkeiten, welche sich den langjährigen 
Unterhandlungen über die Gründung des Zollvereins zwischen so vielen 
Staaten entgegenstellten, sagt Nebenius^^*)^ ^en wir als Autorität 
betrachten dürfen: „Nur wer den Gang und den Inhalt aller dieser 
Verhandlungen, deren detaillirte Darstellung mehrere Bände füllen 
würde, näher kennen zu lernen Gelegenheit hatte, vermag nach ihrem 
ganzen Werthe die Geschicklichkeit, die rastlose Thätigkeit und den 
festen und redlichen Willen zu schätzen, welche von allen Seiten an 
den Tag gelegt wurden und werden mussten, um die so mannigfaltig 
erschwerten Negociationen zu einem befriedigenden Resultate zu führen." 

So wurde im Verlaufe von sieben bis acht Jahren (nämlich vom 
1. Juli 1828 bis zum 1. Januar 1836) für die Freiheit des Verkehrs 
unter den deutschen Staaten und die Stellung derselben dem Auslande 
gegenüber ein Zustand errungen, in welchem seit Jahrhunderten ge- 
fühlte Bedürfnisse befriedigt und Ideen und Pläne verwirklicht waren, 
die gar Viele noch wenige Jahre früher als Hirngespinste oder uner- 
füllbare Wünsche betrachtet und belächelt hatten. Und unter diesen 
Kleingläubigen und Zweiflern befanden sich Männer wie der berühmte 
Publicist von Härtens und der Fürst Metternich! „Der deutsche 
Zollverein ist aus einem Nationalbedüi^fniss hervorgegangen und ist in 



ein Deutschlands u.s. w. Heft II S. 30 sehr treffend: „Wer zu der Zeit von 1816 
bis 1838 noch zurückzudenken vermag, der wird zugeben, daas mit der Einführung 
des GrenzzoUsystemes im Jahre 1818 für die Volkszustände und die Finanzlage im 
preussischen Staate ein neuer Tag anbrach. Erst diese Massregel bezeichnete die 
Wendung der seit dem Jahre 1806 in tiefen Verfall -gerathenen Zustände zum Auf- 
schwung- Es folgte bald die Aufnahme einzelner unbedeutender von Preussen en- 
clavirter Landesjtbeile mehrerer Kleinstaaten in die preussische Zolllinie ; es bedurfte 
aber eines ganzen Decenniums der Beobachtung, um die Erfolge des Systemes voll- 
ständig würdigen zu lernen, und der Unterhandlungen zwischen den Regierungen, 
bis der erste Zollvereinigungsvertrag mit Preussen zur Ausführung kam, welcher 
ein ganzes grösseres Land, das Grossherzogthum Hessen, umfasste; es bedurfte 
noch weiterer fünf Jahre der beiderseitigen Bedenken und Verhandlungen zur Grund- 
legung des jetzigen Vereins mittelst der Verträge von Bayern - Württemberg, Sach- 
sen und dem thüringischen Zoll- und Handelsvereine." 

124) Der Zollverein Deutschlands u. s. w. Heft I S. 28. Davon wird in einem 
der folgenden Artikel, wo die geographischen Bedingungen eines Zollvereins nach- 
gewiesen werden sollen, ausführlich die Rede sein. 

125) A. a. 0. in der deutschen Vierte^ahraachrift S. 349. 
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Wahrheit die einzige erfreuliche That, welche das erstarkende Natio- 
nalbewusstsein der Deutschen in's Leben gerufen hat"^^). 



126) B,eck a. a. 0. S. 61. Wir können es oicht unterlassen, aus Nebenius' 
Aufzeichnungen goldne Worte aber die Bedeutung des Zollyereins mitzutheüen, 
die gerade in der gegenwärtigen Krisis desselben beherzigt werden sollten. „Weise 
man uns^S schreibt er, „nur JSin Beispiel nach von einer in das Sonderleben zahl- 
reicher, unabhängiger Staaten so tief eingreifenden, mit einer wesentlichen Be« 
schränkung des freien Gebrauchs ihrer Hoheitsrechte verbundenen Veränderung 
eines bestehenden völkerrechtlichen Zustandes, die auf friedlichem Wege, durch 
wechselseitiges Vertrauen, durch freiwilligen Verzicht auf jede Art egoistischer 
Zwecke, durch blosse Beachtung des Natur- und Vemunftgemässen, durch freiwil- 
lige Zustimmimg und nicht durch Machtgebote bewirkt wurde! Fremd blieben bei 
allen Verhandlungen der einzelnen Staaten unter einander politische Nebenzwecke. 
Man wird eine hierauf deutende Bestimmung in den wirklich abgeschlossenen, sowie 
in den vielen, nicht zum Abschluss gekonunenen Entwürfen vergebens suchen und 
Oberhaupt in keinem Stadium der mannigfach verzweigten Verhandlungen irgend 
eine Spur einer, dem mercantilen Interesse fremden, politischen Absicht finden. 
Allerdings war die Frage des Zollvereins auch nnter dem politischen Gesichtspunkt 
zu betrachten, aber nicht unter dem einer engeren Verbindung zur Erstrebung 
besonderer politischer Zwecke, sondern unter dem der allgemeinen deutschen Poli- 
tik, unter dem Gesichtspunkt des Einflusses der grossen Massregel auf die Ent- 
wickelung der productiven Kräfte der deutschen Länder, auf die innere Verkettung 
ihrer Interessen, auf Reichthum und Macht der gerammten deutschen Nation. Unter 
diesem Gesichtspunkt * erscheint die Bildung des Vereins als eine erste deutsche 
Nationalangelegenheit und liegt seine Erhaltung im wohlverstandenen Interesse 
aller deutschen Staaten. Nur die Verkennung jeder gesunden Politik, 
der Aerger über wirkliche oder vermeintliche Verluste, welche an 
den früheren Zustand der Isolirung der deutschen Staaten sich 
knüpften, die engherzigsten Eifersüchteleien der einen gegen die 
andern, die der Freude des Auslandes über die hülflose Lage des 
zerstückten deutschen Marktes gleichkommt, können an den Grund- 
lagen des deutschen Zoll- und Handelflvereins rütteln und diesen 
selbst jemals in Frage ziehen wollen!!" 

(Der Schluss folgt im nftdi«ten Hefte.) 
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VIII. 

Die nationalökonomiselie Utteraiur la der periodtoelieit 

Presse. 

Italien. 

Die Riyista nazienale di diritto ammiuistratiTO di eco- 
nomia politica e di statistica, welche vir bei anseren Berichten Tor- 
zäglich benutzten« hat sich mit einer anderen Zeitschrift, der RiVista con- 
temporanea nazionale italiana, vereinigt, und ihre Mitarbeiter scheinen 
grösstentheils zu dieser Monatsschrift übergegangen zu sein. Diese Zeitschrift 
ist zu gleicher Zeit eine Revue für Politik und Litteratur. Es liegen uns von 
derselben 3 Hefte vor, vom Januar bis zum März dieses Jahres. Wir benutzen 
dieselben, um im Nachstehenden von den Finanzen Italiens, den Budgets der 
Municipien, dem Agrar- und Grundcredit und der ersten Ausstellung der Baum- 
wollenarten zu Turin zu sprechen. 

1) Les Financcs du Royaume d'Italie, consider^es par rap- 

port ä l'histoire, ä l'^conomie publique, ä Tadmini- 
stcation et ä la politique, par A. Plebano e G. A, Musso, 
avec un prj^face par M. Paul Boiteau, per V. Rossi. Ri* 
vista contemporanea Gennaio 1864. p. 31 sq. 

Wir beschränken uns auf eine kurze Inhaltsangabe dieses, auch von fran- 
zösischen Nationalökonomen sehr belobten Werkes nach der Besprechung von 
Rossi. Im ersten Buche enthalt es eine kurze Finanzgeschichle Englands, 
Frankreichs und Italiens. Das zweite Buch giebt auf 160 Seiten, eine Aus- 
einandersetzung der Finanzorganisation des Königreichs, der zugleich eine Yer- 
gleichung der Finanzlage des Königreichs Italien mit der der anderen Staaten 
beigefugt ist. Das dritte Buch trägt den Titel : Die Reform, und bespricht die 
einzelnen Finanzreformen Italiens. Als Anhang ist noch eine kurze Bibliogra- 
phie der hauptsächlichsten Schriften über die italienischen Finanzen angefügt. 

2) I bilanci dei municipii Italiani et specialmente di Na- 

poli, Milanp, Firenze, Bologna, Torino e Genova per 
Giacomo Andrea Musso. Rivista contemporanea Februajo 1864, 
p. 161—204. 

Musso ist ein geistvoller und sehr unterrichteter Mann und steht auf der 

'"Seite derjenigen Politiker in Italien, welche möglichste Selbstständigkeit und 

Fr^eiheit der Municipien wollen« Er beschränkt sich im gegenwärtigen Abriss 
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nicht Mass ^rau^ tin Aperfa der Budgets der Vorzaglkkrteir Städte in Italien 
zu geben, aondern beaebfiftigt eich eingehend mit den bitfaertgen Einnahmen 
aus der Besteuerung der itaiieniscben Städte, sowie den Reformen der munici- 
palen Besteuerung. Er halt für den Grundstein der Reformen die Ausdehnung 
der municipalen Befugnisse. Für die Communen aber selbst legt er den Haupt- 
accent auf die. Reform ihres Fiuan^sjstems und ihres Budgets, er will, dass 
bei demselben die gesunden Principien der Finanzökonomie angewendet werden, 
nämlich, dass Alles entfernt werde, was der Vereinfachung der Verwaltung ent- 
gegensteht und die Privatsphäre beschränkt. 

Nach dem gegenwärtigen, fast in ganz Italien gültigen Statut sind die 
Haupt - Finanzquellen der italienischen Städte folgende: 

1) die Einkünfte aus dem Erbgut, den Municipalgütern ; 

2) der Zuschlag auf directe Steuern; 

3) die Steuern auf Gegenstände der localen Consumtion. 
Mus so spricht sich für den Verkauf der municipalen Guter aus. 

Die stärkste Einnahme der Städte besteht, ausser dem Steuerzuschlag, 
in den Consumtionssteuern. Dieselben sind z. B. in Genua für das Jahr 1863 
Teranschlagt mit 3,100,000 Lire, nämlich: 

Getränke 1,311,780 Lire. 

Esswaaren ...... 876,300 „ 

Brennmaterialien . . . • 653,030 „ 

Materialien 97,190 „ 

Seife, Papier, Schnee und Eis 117,000 „ 
Lagerzins .... . . 20,800 „ 

Gesamratbetrag: 3,100,000 Lire. 
Der Aufwand für die Erhebung dieser Steuer beträgt 261,214 Lire. 
Musso vergleicht die Consumtionssteuer für den Kopf der Bevölkerung in 
Genua mit mehreren anderen Städten. In Turin kommen auf den Kopf 17,s5 
Lire, in Genua 24,4q, zu Lyon 2 1,44, zu Brüssel 18,^^, zu Paris im Jahre 
1850: 36, zu Marseille 25. • 

Die Einnahme aus der Consumtionssteuer zu Neapel beträgt 4,249,893 
Lire und der Aufwand für die Steuererhebung und Administration 775,690 Lire. 
Die ordentlichen Einnahmen der Municipien von Italien für das Jahr 1861 
betrugen : 

Piemont 29,471,228 Lire 
Lombardei 20,469,903 „ 
Parma 3,026,872 „ 

Modena 3,095,223 „ 

Romagna 8,801,241 „ 

Toscana 12,950,184 „ 

die Marken 4,586,484 „ 
Umbrien 1,614,747 „ 

Neapel 21,716,326 „ 

Sicilien 5,744,076 ^ 

116,134,226 Lire. Hierzu die ausseror- 
dentlichen Einnahmen mit: 25,732,408 ,, 

Totalbclragi 141,866,63rTirer 
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Darunter ligariren 15,004,000 Lire Einnahm« ana den Mniaipalgaiem 
vnd 31,500,000 Lire Consttmtioniateuer ; die Zaedilage in den fiacalbchen 
Steuern mil 42,134,000 Lire. 

3) II Credito agrario: Deputate Carlo de Ceaare. RiTieta 
contemporanea Gennaio 1864. p. 5 sqq. 
II Credito agrario e il credito fondiario: Att. Luigi 
Rameri. Riv. contemp. Marzo 1864. p. 342 sqq. 

Bevor wir auf die beiden obigen Abhandlungen, von denen namentlich die 
letztere über den Agrar - und Grundcredit uns mit den Bestrebungen und Ideen 
der Italiener bekannt macht, näher eingehen, wollen wir auch noch eine kur^ 
lieh erschienene Schrift: 

Qnestioni urgent! intorno ^l Tayoliere dt Puglia ed alle 
istituzioni di credito. particolarmente del fondiario, 
per 6. A. Angeloni. Firenze coi tipi di Feiice Lemonnier, 1863. 

anfahren, die von italienischen Schriftstellern rortheilbaft kritisirt wird. 

In Italien mit seinen eigunthnmlichen Grundbesitzverhältnissen — hier 
beschränkt noch Tielfach die immerwährende und zeitliche Emphyteuse das Ei- 
genthumsrecht , und für den Halbpacht mit seinen rerschiedenen Spielarten ist 
Italien der classische Boden geblieben — ist vielleicht die Frage über den 
eigentlichen Agrarcredit wenigstens von nicht geringerer Wichtigkeit, als die 
Grundcreditfrage. Es ist zweifellos, dass Anstalten für denselben hier bereits 
früher existirt haben, als in anderen Ländern. Diese Anstalten basirten auf 
dem Grundsatz des Darlehens gegen Unterpfand von gewissen Früchten; eigent- 
licher Fersonalcredit für die Agricultur, wie er jetzt erstrebt wird, war noch 
wenig vorhanden. Man will, dasa es dem Landwirth möglich werde, ein Con- 
tocurrent zu erhalten, gleich dem Kaufmann. Rameri, wie de Cesare, 
kommen darin überein , dasa allein von einer Bank mit reichlichen eigenen 
Mitteln, gleichviel ob aus fremden oder nationalen Capitalien bestehend, 
der Personal^edit für den Landbau erleichtert werden könne. 

Die Agrar- und Bodencrediifrage ist für Italien noch wichtiger, als für 
uns, da es bei Weitem mehr Agriculturland ist, als Deutschland. Die Ita- 
liener, wie de Cesare sagt, sind als Nation im eminenten Sinne, um nicht 
zu sagen ausschliesslich, ein Ackerbauvolk, reich in der Befähigung (ricca in 
potenza), aber in Wirklichkeit arm (ma in realta povera). Die Hypothek- 
schulden im Königreich Italien belaufen sich auf 4,700 Millionen Lire und als 
Institute für den Bodencredit gab es bisher keine anderen als den Monte dei 
PaSchi di Siena für Toskana (mit 23 Millionen) und die Sparkassen, bt-sonders 
die Sparkasse der Lombardei (mit 94 Millionen). In dem Neapolitanischen 
waren noch 1119 „monti frnmentarii /' welche Credit gaben auch gegen zwei 
Unterschriften, die des Hauptschuldners und des Bürgen. 

Gegenwärtig liegt den beiden Kammern die Bodencredit- und Bankfrage vor. 

4) Zu Anfang dieses Jahres wurde in Turin die erste Ausstellung der italie- 
nischen Banmwollenarten eröffnet Die Zahl der Aussteller betrug 207; die 
BaumwoUenerndte Italiens für 1863 ist in dem Ausstellungskatalog mit unge- 
fähr 100,000 Ballen, k Ballen 100 Kilogramme, berechnet. 
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England. 

Drei ThatMchtn .sUhtn in England neben einander, die groeier Betchtnng 
werlh find. Das mil dem 31. Mirz abgelaufene Recbnmigsjabr ergiebt eine« 
Uebericbnes Ton mehreren Millionen L. St.v jedenfalls ein Ereigniss in der 
Finanzgescbicbte; ebenso ist der Exporthandel forldauernd in auffallender Sfei* 
germig begriffen; wahrend die Monate Januar und Februar för 1863 sich mil 
17,343,731 beziffern, ist die Ausfuhr der beiden Monate 1864 auf 23,111,707 
L. St. gestiegen. Und dem gegenüber eine Beengung des Geldmarktes und 
oime ungevöbnliehe. Höhe des Disconts und — eine gewisse unbehaglicho Un« 
ruhe Tor etwas Unerwartetem. 

Im Nachstehenden besprechen wir: die Eisenbahnprojecte ffir Lon- 
don, Gladstone's Pläne ffir Staatsversicherungsa^nstalten, 
Ans- und Einfuhrergebnisse ffir das Jahr 1863 und eine Cur- 
rency Bill für Schottland. 

1) The Thirty-nine Bills before Parliament for Metropoli- 
tan Railways. Economist February 13. 1864. 

The Metropolitan Railway Schemes before Parliament. 
Eeonom. March 5. 1864. 

Es ist weniger bemerkenswrrth , dass in dieser Session nicht weniger als 
39 Antrage für den Bau Ton Eisenbahnen innerhalb des Metropolitan -Districts 
dem Parlament vorliegen, als das Princip, welches für den Eisenbahnbau bei 
der englischen Regierung jetzt zur Geltung zu gelangen beginnt und von einem 
grossen Theile der Presse gebilligt wird. Es ist das entgegengesetzte von dem 
bisher in England befolgten, es ist das in Frankreich und den meisten Staaten 
des Continents übliche. In Frankreich ist der Staat der Projectmacher und erst 
die Ausführung des Werkes wird an Gesellschaften übergeben; in England geht 
jede Initiative von Privaten aus. So sind für das Eisenbahnsystem von London 
39 Projecte entworfen, welche von Privatcompagnieen ausgehen und lediglich 
Privatinteressen dienen. Das Handelsamt in London, die Behörde, der die 
Eisenbahnprojecte zunächst vorgelegt werden, hat den Obrist Yolland, einen 
ihrer Eisenbahn-Inspcctoren , beauftragt, ihr einen Bericht über die verschiede- 
nen Anträge abzustatten und zngleich mit Rücksicht auf dieselben einen aus- 
führlichen Plan zu einer Eisenbahn- Commumcation zu entwerfen, welcher „den 
grössten Vortheil für das Publikum und den g;eringsten Nachtheil für die ort- 
liehen Umänderunpren der Hauptstadt bietet^. Der Economist steht hierbei ganz 
auf der Seite der Regierung, ja, er geht noch weiter: er wünscht, dass das 
Parlament sein eignes System der stadtischen Eisenbahnen aufstelle und nur 
die Ausführung Privatgesellschaften überlasse. Als Präcedenzfall dient ihm die 
Cloaken- Drainage der Hauptstadt. Er hofft aber im Allgemeinen in Hinsicht 
auf den Eisenbahnbau in England, dass man im Laufe der Zeit einsehen werde, 
dass der ruinöse Concnrrenzlanf unter den britischen Eisenbahncomp»gnieen, der 
bisher vom Parlament gestattet, ja aufgezogen wurde, ein Nationalübel ist, ver- 
derblich für das Nationalvermögen und für den Nationalwohlstand. 

2) The State as an annuity and insnrance office. Economist 
February 20. 1864. 
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The Insurance. Offices and Hr. Gladstone. Econom. Febraary 

27. 1864. 
Diesen selben Geist charakteirisiii eine andere Bill von Glads^tone. Diese 
beabsichtigt, die Regierung oder, um dus Departement genauer zu benenaen, 
das Postamt zu ermächtigen, ^die grosse Wohlthatigketts- Anstalt^ för Greaa- 
britannien zu werden. Nach den SaTings-Banii- Gesetzen konnte man aehon 
früher ?on dem Post- Office eine Annuität kaufen, aliein da das Geld in einer 
Summe bezahlt werden musste und das Geschäft keine besonderen Vortheila 
bot, so wurde von dieser Erlaubniss kein besonderer Gebrauch gemacht. Die 
gegenwärtige Bill setzt nun die Regierung in den Stand, diese Einzahlung 
auch in einzelnen 'Raten anzunehmen , welche auch in sehr kurzen Zwischen-* 
räumen erfolgen können. Ein Dienstbote oder Arbeiter, Handwerker oder In- 
haber eines kleinen Ladens kann durch Zshiung kleiner Summen in kurzen 
Zwischenräumen für sich selbst eine Jahrrente erwerben, welche ihn in den 
Stand setzt, von seiner Arbeit in seinen alten Tagen auszuruhen. Ein weiterer 
Theil der Bili ermächtigt den Staat, an Jedermann eine Lebensversicherunga- 
police zu jedem Betrage zu verkaufen, nur darf dieselbe 100 L. nicht über- 
schreiten. Der Geist dieses Gesctzvorschlags ist ohne Zweifel derselbe, welcher 
die Post Office Sa?ings Banks in's Leben gerufen hat. Das Postsmt wird da- 
durch in einem höheren Sinne ein Armenamt, eine Fürsorgerin für die kleinen 
Leute; denn diese Einrichtungen sind nur auf die Klassen des Volks berechnet, 
welchen nicht allein grössere Mittel fehlen, sondern denen vor allen Dingen 
Geschäflskenntniss und Geschäftseinsicht abgehen, das von ihnen Erworbene vor- 
sorglich anzuwenden. Uns scheint noch unberechenbar, bis zu welcher Au»* 
dehnung dieses Staatsorgan öffentliches Wohlfahrtsinstitut werden wird, wenn 
diese Gesetzentwurfe sanctionirt werden. 

Auf dem classischen Boden des laissez aller tritt der Zug immer unver- 
kennbarer hervor, dass man nicht mehr alle Gebiete der Volks wir thschaft allein 
der Privatindustrie überlassen will. 

Horace Say spricht sich noch in einem Artikel: Assurance des Dictio- 
naire de Teconomie-politique bei Erwähnung des Gesetzes vom 18. Juni 1850, 
durch welches in Frankreich Leibrenten bis zum Betrag von 600 Francs vom 
Staat erworben werden können, gegen dieses Gesetz als eine Einmischung des 
Staates in das Versicherungswesen auf das Entschiedenste aus, und im Jahre 
1864 ist England auf demselben Punkt wie Frankreich angelangt und der Ge- 
setzvorschlag findet wohl Gegner in einigen kleinen Versicherungsanstalten, 
Concurrenten , aber das grösste Organ für die wirthschaftlichen Interessen Eng- 
lands steht auf seiner Seite. Und liegt es nicht tief im Wesen des Staatas 
begründet, dass er auf die verschiedenste Weise Sicherungs- und Versicherungs- 
Anstalt ist, namentlich für die Schwächeren und Hülflosen? 

In den Savings Banks Relurn vom 5. März finden wir für den Februar, 
dass 88,263 L. 3 s. 1 d. von den gewöhnlichen Savings Banks zu den Post 
Office Savings Banks übertragen, und dass im Ganzen nur 67,666 L. 15 s. 5 d. 
von den gewöhnlichen Savings Banks vereinnahmt, dagegen von ihnen 240,409 L* 
17 s. 4 d. verausgabt wurden. 

Dagegen stellte sich Einnahme und Ausgabe der Post Office Savings Banks: 
259,813 L. St. 3 s. 1 d. Einnahme. 
66 „ 4 „ „ Ausgabe. 
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Pii aeiie SparkiweMiiaftitvl ist also ohne allen Zweifel fon der grossen 
Hasse des Volkes bevorzugt und wird Tielleicht mit der Zeit die alten Spar- 
banken ganz Terdrängen, 

3) Nur einen flficbtigen Blick auf die Tabellen des Handelsamts für das 
Jabr 1863. Economist February 27., March 12 et April 2. 1864. 

Die ungewöhnliche Zunahme der Ausfuhr ffir das Jahr 1863 zeigen die 
Zahlen : 

1861. 1862. 1863. 

125,102,810 L.St. 123,992,263 l. St. 146,489,768 L. St. 
Nur nach 5 Ländern hin hat der Ausfuhr- Handel abgenommen, darun- 
ter befinden sich 2 deutsche Staaten, nämlich Preussen mit 128,179 L. St. 
(1862: 2,045,79 L. St. und 1863: 1,916,900 L. St.) und Hannoyer mit 
189^837 L. St. (1862: 758,334 L. St. und 1863: 568,497 L. St.). Nach 
Frankreich hat die Ausfuhr abgenommen um 540,229 L. St. (1862: 
9^209,367 L. St. und 1863: 8,667,138 L. St.); die Einfuhr von Frankreich 
nach England dagegen ist bekanntlich gestiegen; wohl ein unerwartetes Re- 
sultat des Handelsvertrags. 

Die Ausfuhr nach Indien, den vereinigten Staaten, Australien und den 
Hansestädten , den Hauptabsatzländern Englands , gestaltet sich : 

Länder. 1862. 1863. Zunahme. 

Indien ... 14,617,673 L. St. 19,995,657 L. St. 5,377,984 L. St. 
Vereinigte Staaten 14,327,870 „ 15,351,626 „ 1,023,756 „ 
Australien . . 11,944,506 „ 12,506,334 „ 561,828 „ 

Hansestädte . . 9,740,336 „ 10,665,612 „ 925,276 „ 

Aus der Einfuhr können wir ein Paar Posten um deswillen nicht überge- 
hen, weil sie vom grössten Einflüsse auf Englands wirthscbaftliche Verhältnisse 
gewesen sind. Der Import au Weizen und roher Baumwolle betrug in Geld: 
1862. 1863. Zunahme. Abnahme. 

Weizen. . . 23.203,800 L.St. 12,015,006 L.St 11,188,794 L. St. 

rohe Baumwolle 31,093,045 „ 56,277,953 „ 25,184,908 L. St 

Grosses Interesse bieten noch die Einnahmeziffern von Kaffee, Theo und Goano: 
1862. 1863. Zunahme. 

Kaffee 3,302,868 L.St. 4,155,029 L.St. 852,161 L.St. 
Thee 9,175,940 „ 10,666,017 „ 1,490,077 „ 
Guano 1,635,322 „ 2,658,856 „ 1,023,534 „ 

Wir sehen daraus, dass England trotz der beträchtlichen Redncüon seiner 
Theezölle ein immer mehr kaffeetrinkendes Land wird. Dabei wollen wir aber 
bemerken, dass am 31. Januar 1864 in den Waarenhäusern 31,604,398 Pf. 
Kaffee aufgespeichert waren gegen 21,932,826 Pf. Kaffee am 31. Jan. 1863. 
Endlich führen wir noch zwei Zifferreihen vor, über deren Anomalie wir 
vergeblich Aufschluss suchen. Es beträgt vom Monat Januar: 
die Einfuhr die Ausfuhr 

1862: 8,165,699 L.St. 8,439,055 L.St. 
1863: 8,009,684 „ 8,045,155 „ 

1864: 7,520,356 „ 10,413,586 „ 

4) The Light Thrown by Recent Expericnce on the Scotch 
Currency Act of Sir R. Peel. Econ. February 13. 1864. 
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The Chaneellor of tbt Ezcheqvar and the Sc'otch Bankf. 
BcoD. February 20. and Febr. 27. 1864. 

lieber die Banknoten - Circulation in Schottland liegt eine neue Bill des 
Schatzkanzlera vor. Die schottische Currency Act Ton Rob. PeeT gestattete 
den bestehenden Notenausf^ebern ihre frühere oder antorisirte Circnlation in glei- 
cher Weise, wie die englische Parlainentsakte , aber, entgegen der Akte für 
England, erlaubte sie diesen Ausgebern von Noten, ihre Circulation zu erwei- 
tern, unter der Bedingung, einen gleichen Betrag von Hetalivorrath zu halten. 
Gladstone schlagt nun vor, dass den gegenwartigen Aasgebern von Nöten 
ein weiterer Betrag im Verhältniss „des durchschnittlichen Betrags, von Geld, 
welches von den verschiedenen Banken während des vergangenen Jahres gehal- 
ten worden i8t,^V gestattet werde. Bedingung dabei ist aber eine Steuer auf 
diese Additionalausgabe. Der Profit dabei ist geschätzt auf 2 L. St. 7 s. 6 d. 
vom Hundert, das ist der Procentsatz, den die schottischen Banken zu bezahlen 
haben für die weitere Freiheit, Papier auszugeben, das nicht durch Metallvor- 
rath gedeckt ist. 

Die beiden Artikel vom 13. und 27. Februar, letzterer eine Zuschrift an 
den Economist, gezeichnet mit Bonamy Price, enthalten höchst interessante 
Erörterungen über das Banknotenwesen in England und über das Currency« 
Princip. 

Der Economist, wie Price, sind darin einverstanden, dass der Betrag der 
Noten - Circulation ein unwesentliches und zufalliges Phänomen sei, was wohl 
einen staust Ischen Werth haben kann, aber vom Finanzstandpunkte aus gleich- 
gültig ist. Namentlich hebt Price scharf hervor, dass es eine Täuschung sei, 
aus der Bewegung und der Zahl der Banknoten auf die Zukunft des Geld- 
marktes schliessen zu wollen. Die Ausgabe von einigen Millionen weiterer 
Noten könne keinen Einfluss haben auf die Entwertbung von Geld oder ' der 
Currency^ die Grundwahrheit sei vielmehr, dass Geld, Banknoten, Checks, 
Wechsel und dergleichen alle auf gleiche Weise Handelsinstrumente sjnd zum 
Uebertrag von Eigenthum ans einer Hand in die andere, und dass der yer*^ 
achiedene Betrag von jedem dieser Instrumente, welche in einem Lande cir- 
culiren, allein bestimmt wird durch die Bedurfnisse und Wünsche des Publi- 
kums. Die Zahl von Banknoten, welche von dem Publikum angewandt werden, 
hänge ausschliesslich von der Zahl der Verträge ab, für welche dasselbe solche 
Noten als das geeignetste Instrument betrachtet, ebenso wie die Zahl der 
Checks, welche an einem Tage unterschrieben werden, durch die zufalligen 
Umstände regulirt werde, unter welchen die Bezahler von Schulden sich gerade 
an diesem Tage befinden, und folglich sei die Quantität der in Circulation 
begriffenen Banknoten von keiner grösseren Wichtigkeit begleitet, als die Quan- 
tität von Checks oder Bills. Gewiss sind Noten, Checks, Wechsel u. s. w. 
sämmtlich Circulationsmittel , wie Gold und Sitber, aber verschiedene Arten 
desselben. Der Gebrauch einer jeden Art aber, und bis zu einem gewissen 
Punkte ihr Werth, hängt allein von dem Bedfirfniss ab. K— n. 
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Ble Bomänen-liateiiiiff in PreuMen« *" 

Die ebento grosfe als leider kurze Stein-Hardenberg'iche Reform- 
periode scbof auch die noch für die Gegenwart i^ielfach muatergöltige und lehr- 
reiche Verordnung wegen Terbeaeerter Einrichtung der ProYinaial -, Polizei* und 
Finanz-Behörden Tom 26. December 1808. Dieselbe stellte ($. 64) bezfiglich 
der Domänen- Verwaltufig für die Regierungen folgende Grundsätze auf: ^^daaa 

a) sämmtlicbe Domänen gegen angemessene Entschädigung allmählig 
in ein erbliches^ möglichst freies und un widerrufbares PriYat- 
besitzthum zu verwandeln; 

b) alle aufhebbare Dienst« und Naturalprästationcn in ?erhältni8smä8.8ige Geld- 
abgaben umzuschaffen; 

c) alle Servituten und Gemeinheiten, Zwangs- und Bannrechte auszugleichen 
und aufzuheben; 

d) jede Administration eines Grundsticks, Nutzungszweigs oder Gewerbes in 
den Händen des Staats ungleich mehr Kräfte und Kosten im Verhältniss 
zu dem Gewinn erfordere, als in den Händen des Privatmanns, mithin 
zu vermeiden, und wo sie noch stattfinde, baldmöglichst abzuschaffen; 

e) kein Domänengrundstück, Pertinenz oder Nutzungszweig ohne Lizitation 
zu veräussern oder erblich auszuthun, mit Ausnahme derjenigen bäuer- 
lichen Grundstücke , deren Besitzer . die vorschriftsmässigen Bedingungen 
übernehmen ; 

f) dergleichen Grundstücke und Realitäten, die General pachten ausgenommen, 
auch nicht einmal ohne Lizitation und ebenfalls nicht über einen Zeitraum 
von sechs Jahren, zu verzeitpachlen sind/' — 

Wäre diese Instruction energisch zur Ausführung gebracht, so besässe 
Preussen heute keine o4er nur wenige Domänen. Doch schon das Hausgesetz 
vom 17, December 1808, publicirt am 8. November 1809, wollte von der 
Yerwimdiung sämmt lieber Domänen in Privatbesitzthum nichts mehr wissen 
und gestattete zwar die Yeräusserung , beschränkte dieselbe aber auf die Fälle 
„eines wahcea StaaUbedurfniaaes^^ und auf die Bezahlung „der in Erhaltung 
des Staats entstandenen Kriegsschulden/^ — 

Die Reactiott beseitigte die Verordnung vom 26. December 1808 bis auf 
wenige Paragraphen, namentlich aber die in derselben aufgestellten freisinnigea 
und zeit^mässen politischen und Staats- und volkswirthschafllichen Grundsätze, 
4urch die. Instruction vom 23. October 1817 für die Regierungen. Diese sollr. 
ten danach aus zwei Abtheilungen besteben, deren zweite die Staatsein- 
künfte zu verwalten bekam, und ($. 20 a. a. 0.) ^,nicht nur für deren Er- 
haltung, aondern auch für ihre Vermehrung sorgen'^ sollte. Letzteres, 
heiast ea in der . Instruction , „muss indesaen nicht in kleinliche rück- 
»ichtslose Berechnung auaarten und das Wohl der Uuterthanen 
niemals finanziellen Zwecken aufgeopfert werden/' 

Die Domänen- Verwaltung Prdusaena hat gewiss diese Regel, bis zur 
Einführung konstitutioneller Formen für das Finanzwesen, beherzigt und be- 
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folgt; jedenfalls kann ihr nicht Torgewoiien Verden, dtfs sie das Wohl der 
Domänen- Pächter dem finanziellen Zwecke möglichst guter Natzong der Staats- 
güter aufgeopfert habe. Domänen und Staatsforsten sind in ihren Erträgen 
lange Zeit eher zurück- als vorgeschritten. Ihr Reinertrag, nach Abzug der 
Kronfideikommissrente (Ci?iUiste), betrug schon nach dem Allgemeinen Etat für 
das Jahr 1821 (Gesetz - Sammlung 1821 S. 49 ff.) 5,604,650 Thlr., ohne 
1,000,000 Thlr. auk dem Domänen- Verkaufe. Nach dem Etat für 1844 
war diese Summe auf 4,090,163 Thlr. gesunken! Und dennoch stand damals 
die Brutto-Einnahme der Domänen allein auf 5,961,196 Thlr., wovon 1,828,907 
Thlr. Ton verpachteten und ad ministrirten Domänen-Grundstücken u. s.w. 
Der schon konstitutioneller Behandlung unterliegende Staatshaushaltsetat für 1849 
gab die letztbezifferte Einnahme auf 1,896,073 Thlr. an, wovon 1,527,049 Thlr. 
aus der Verpachtung, resp. Administration von 879 Vorwerken mit 1,285,228 
Thlrn. Nutzareal. 

Wie.es bis dahin mit der Verpachtung der Domänen gestanden, lässt sich 
aus den Beschlüssen der IL Kammer vom 7. März 1851 entnehmen. Dieselbe 
sprach, auf Antrag ihrer Central-Budget-Commission , die Erwartung aus, das« 
bei der Verpachtung der Domänen - Vorwerke 

1) mit der Pachtperiode nicht über den Zeitraum von 30 Jahren hinaus« 
gegangen werde, 

2) die Vorwerke, soviel thnnlich, einzeln zur Verpachtung gestellt 
und nicht solche Aemter im Ganzen verpachtet werden, aus denen besser 
mehrere Pachtungen gemacht werden konnten, 

3) dass immer der Weg des öffentlichen Meistgebots gewählt 
werde. 

Nach diesen Beschlüssen erfolgten dann die Verpachtungen meistbietend, 
und zwar wählt die Domänen- Verwaltung unter den drei Meistbietendea 
den Pächter aus. Domänen, weiche mehrere Vorwerke haben, werden im 
Ganzen und in den einzelnen Vorwerken zur Verpachtung ausgeboten. Die 
Pachtperioden sind nicht unter 12 und nicht über 30, in der Regel auf 18 
Jahre bestimmt; bei längeren als 12- oder 18jährlgen Pachtperioden wird eine 
periodische Pachtzinserhöhung vertragsmässig bedungen. In Gegendra, wo auf 
konstanten Begehr kleinerer Grundstücke zu rechnen, ist mehrfach die Par- 
ze 1 1 a r - Verpachtung von Vorwerken angewandt. 

In Folge der Einführung des Lizitations- Verfahrens bei den Do- 
mänen-Verpachtungen seit 1849 hat sich der Ertrag der letztern merklich ge- 
hoben, doch bleibt die Grundrente der Domänengnter vielfach noch zurück hin- 
ter derjenigen, welche Privatgutsbesitzer erzielen. 

Durch Administration benutzt der Staat nur 3 Vorwerke im Regie- 
rungsbezirk Minden, nach dem Zeugniss der Budget -Kommissionen beider 
Kammern mit sehr günstigem Erfolge. 

Welche Resultate bei der Domänen-Nutzung überhaupt seit 1849 gewon-* 
nen sind, lässt sich nach der folgenden allgemeinen Uebersicht beurtheilen. Ea 
geht daraus hervor, dass die oben angeführten Grundsätze zwar theiiweis, aber 
noch lange nicht durchweg zur Anwendung und Ausföhrung gebracht worden 
sind. Namentlich lässt der bedeutende Umfang der einzelnen Pachtungen in 
mehreren Regierungsbezirken die möglichste Theilnng der Domänen -Complexe 
vermissen. 
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Nach den Anltgen der StaatthaushalU-EtaU, alio nach amtlidiea Qoellen, 
atellt aich das Geaamrotrefultat der DomiDeD-Yerwallaog folgendermasaen; 

Pachtnogen Vorwerke Natiareal Jahrespacht pro Morgen 

Morgen Thir. Thir. 

1,285,228 1,527,048 l,i, 

1,156,655 2,166,388 l,,, 

128,573+ 639,340 + 0,^0 

Die Steigernng des Pachtertrags betrigt nach dem Torstehenden Durch- 
schnitte pro Morgen 21 Sgr., d. i. 42 Prozent des Durchschnitts ?on 1849, 
ein Resultat der NeuTerpachtung der Domänen , das schon . alle Anerkennung 
verdient. Dasselbe entspricht aber noch lange nicht der Steigerung der Ge- 
treidepreise seit der Zeit, in welcher die Pachtpreise des Jahres 1849 fär die 
meisten Domauen bedungen waren. Nimmt man als diese Zeit auch das De- 
zennium 18^V4o >°9 ^^ *1^^^^ ^^^^ schon gegen die Preise des Dezenniums 
18^Veo ^In® j^n® Pachtsteigerung betrachtlich überholende Erhöhung der Ge- 
treidepreise heraus. Die Preisdurchschnitte des Hrn. Dr. Engel (vergL Zeit- 
schrift des k. preuss. statist. Bureaus Jahrg. 1861 S. 252 tf.) zu Grunde ge- 
legt, stiegen seit IS^^q Weizen um 52,9, Roggen um 64,3, Gerste um 65,7, 
Hafer um 57,^ Kartoffeln um 79,7 Prozent im Durchschnittspreise. 

Die fiskalischen Inventarienwerthe schliessen sich dem Pachtungsstande Yon 
1862 an. Dieselben bestanden theils in baarem Gelde (8^5,581 Thir.), thefls 
in Saaten und Bestellung (320,768 Thir.), zu einem kleineren Theile in Ge- 
treidebeständen (9618 Thir.) und in Vieh, Geräthschaften u. s. w. (86,550 
Thir.), im Ganzen in 1,312,517 Thlrn. , so dass durchschnittlich mehr als 
1 Thir. In?entarienwerth auf den Morgen Domänenland fällt. Die fiskalischen 
Inventarien sollen allmälig gänzlich zurückgenommen und mit den aus Domä- 
nen- Veräusserungen gewonnenen Einnahmen zur Tilgung der Staatsschulden 
▼erwandt werden. Ad. Fr an tz. 
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Heber das Wesen und die Bedingungen eines 

ZoUvereinSi 

Von 
Dr. Gustav Fisclier» Prof. in Jena. 

Erster Artikel. 

Die Idee eines deutschen Zollvereins und ihre Aus- 
führung geschichtlich entwickelt. 

(Schluss.) 

Während die meisten deutschen Staaten einen grossen Zollverein 
bildeten, kam unter einigen norddeutschen noch ein kleiner Unter dem 
Namen des Steuer Vereins zu Stande ^2^). Auf Grund des Eim- 
becker Vertrags vom 27. März 1830 wurden die zwischen Hannover, 
Braunschweig und Oldenburg eingeleiteten Unterhandlungen über die 
Einführung eines gemeinschaftlichen Systems der Grenzzölle und der 
inneren Verbrauchssteuern fortgesetzt. Als sie nicht schnell zu dem 
gewünschten Ziele führten, wurde zunächst zwischen Hannover und 
Braunschweig am 7. October 1831 ein Präliminarvertrag abgeschlossen, 
welcher ausser wechselseitigen Zollerleichterungen die Aufnahme meh- 
rerer braunschweigischer Landestheile in das indirecte Steuersystem 
Hannovers bewirkte und die Verpflichtung des Casseler Vertrages von 
1828 erneuerte, dass keiner der beiden Staaten ohne den anderen sich 
einem fremden Zollsysteme anschliessen sollte. Durch den Vertrag vom 
i. Mai 1834 kam die vollständige Einigung zu Stande. Bei der han- 
noverschen Stäüdeversammlung fand derselbe sogleich eine sehr gün- 



127) Sattuolung der Yerträge, Gesetze, Yerordnfmgen, Reglements u. s. w. in 
Beziehung auf die mit dem 1. Juni 1835 zur Ausfilhrung gekommenen Zoll- und 
Steuer-Vereinigung zwischen dem Königreich Hannover und dem Herzogthum Braun- 
ischw^lp» 2 Hefte. Braunschweig 1835. W. Lehzen, Hannovers Staatshaushalt 
HanBo% 1853. Bd. I S. 365 ff. und die daselbst angeführten Actensttlcke. 
\ll. 26 
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stige Aufnahme, während er bei dem braunschweigischen Landtage an- 
fangs unerwartetem Widerspruche begegnete, aber später doch von 
demselben genehmigt wurde. Die Ausführung des ZpUeinigungsvertrags 
erfolgte am 1. Juni 1835. 

Die Unterhandlungen mit Oldenburg zogen sich in die Lange und 
drohten mehrere Male zu scheitern, hauptsächlich weil indirecte Steuern 
dort fast unbekannt waren***). Erst am 7. Mai 1836 wurde der Bei- 
trittsvertrag abgeschlossen. Schaumburg- Lippe trat, zufolge des Ver- 
trages vom 11. November 1837, am 1. Januar 1838 in den Steuerver- 
ein. Dieser begrOndete nicht nur eine Gemeinschaft der Grenzzölle, 
sondern auch der Branntweinsteuer und bis 1839 der Biersteuer. Die 
TariMtze, namentlich für Fabrikate, Ciolonialwaaren, Wein und Tabak, 
waren weit niedriger, als im Zollvereine, aber sie gewährten w^eii 
des starken Verbrauchs dieser Artikel im Steuerv^eine eine bedeutende 
Einnahme**'). Obgleich die finanziellen Ergebnisse des Steuervereins 
wegen seiner günstigen Lage an der Nordsee und mehreren Hauptströ- 
men weit besser waren, als die des beträchtlich grösseren bayerisch- 
württembergischen Zollvereins, so litt doch auch, der Steuei*verein an 
den wesentlichen Mängeln jedes kleinen Zollvereins ^^) ; denn das freie 
Absatzgebiet war zu beschränkt und' die Zollverwaltungskosten betrugen 
über 20 Procent der rohen Zolleinnahme ^^O- 

Mit dem .Ende des Jahres 1841 liefen sämmtliche Verträge des 
deutschen Zollvereins ab. Man hatte sie absichtlich nur auf wenige 
Jahre abgeschlossen, damit jeder Vereinsstaat sich durch die Erfahrung 
überzeuge, ob der Verein seinen Interessen entspräche, und im ent- 
gegengesetzten Falle bald wieder austreten könne. Bei einer ganz 
neuen Einrichtung, wie der Zollverein, und bei den mannigfachen Vor- 
urtheilen, die gegen denselben herrschten, war die Kürze der Vertrags- 
periode anfangs sehr zweckmässig. Sollte der Zollverein fortbestehen, 
so musste er vor Ablauf des Jahres 1841 erneuert werden. Obgleich 



128) (K. y. Berg) Ueber den Beitritt Oldenburgs zu dem hannoverisch -braun- 
schweigischen Zollverbande. Oldenburg 1835. 

129) Houth-Weber, Der Zollverein seit seiner Erweiterung durch den 
Steuerverein S. 122. Lehzen a. a. 0. I, 878f. Otto Hübner, Der Steuerver- 
ein und der Septembervertrag. In dessen Jahrbuch für Yolkswirihschaft und Sta- 
tistik. Leipzig 1852. S. 209 ff. 

130) Der Steuerverein hatte zur Zeit seines grössten Umfanges, d. h. als Braun- 
schweig mit seinem Hauptlande ihm noch angehörte, eine Bevölkerung von 2,151,000 
und nach dem Austritt dieses Staates im Jahre 1850 von 1,995,615. YergL Leh- 
zeö a. a. 0. I. S. S78. a Hühner a. a. 0. S. 210. 

131) <L. Kühne) Ansprache S. 66 ff. 
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zwei Jahre Tor diesem Termiiie jedem Staate die Kfindigung der Ver- 
t trSge freistand, so machte doch kein einziger von dieser Befngniss 6e- 

I brauch; denn nirgends zeigte sich, weder bei den Begierongen, noch 

in den Beyölkemngen, die mindeste Neigung zum Austritt Der Wider- 
sprudi war allenthalben verstummt, selbst in WOrtt^nberg, Sachsen 
und Baden, wo man so heftig gegen den Beitritt opponirt hatte. In 
der kurzen Zeit von fünf, bezüglich sieben Jahren hatte man sich in 
allen Yereinsstaaten von den überwiegenden Yortheilen des Zollvereins 
durch die Erfahrung vollst&üdig fiberzeugt. Die Verträge wurden daher 
am 8. Mai 1841 auf weitere 12 Jahre, bis zum 31. December 1853, 
mit einigen Abänderungen verlängert. Diese bezogen sich: 1) auf die 
Vertheilung des Ertrags der Ausgangs- und Durchgangsabgaben, indem 
in Bezug auf dieselben der Verein fortan in einen östlichen und west- 
lichen Verband zerfiel und in dem ersteren bei der Vertheilung der 
Einkünfte Preussen ein Prädipuum zugestanden wurde; 2) auf die Ver- 
wandlung der Ausgleichungs- in Uebergangsabgaben ; 3) auf die gleiche 
Besteuerung des Rübenzuckers für Bechnung der Veremskasse ^'>). 

Bald nach der Erneuerung des Zollvereins traten noch einige 
Meine Staaten demselben bei. Von dem Fürstenthume Lippe-Det- 
mold aus war seit Jahren einisehr umfassender Schleichhandel nach 
dem preussischen Westphalen betrieben worden. Die fürstliche Regie- 
rung zeigte sich dem Anschlüsse geneigt, aber die Stände waren wegen 
der einzuführenden Verbrauchssteuern dagegen. Erst als Preussen im 
Jahre 1839 sehr energische Mas8r^;eln zur Unterdrückung des Schleich- 
handels ei^ffen hatte, schloss sich Lippe durch den Vertrag vom 
18. October 1841 dem preussischen Zollsysteme an. Dies war für 
Preussen, Kurhessen und Waldeck (das sich bereits mit seinem Haupt- 
lande durch den Vertrag vom 16. April 1831 an Preussen angeschlos- 
sen hatte) sehr erwünscht, weil nun erst ihre Landestheile, welche hin- 
ter dem lippischen Gebiete lagen, namentlich Schaumburg-Binteln durch 
dra Vertrag vom 13. November 1841 und Pyrmont durch den Vertrag . 
vom 11. December 1841 in den Zollverband aufgenommen werden konn- 
ten i»). 

Wichtiger war, dass Braunschweig um dieselbe Zeit aus dem 
Steuervereine in den Zollverein übertrat Da einzelne Staatsmänner dort 
sich schon früher über die hohe Bedeutung einer Zoll- und Handels- 

192) Dieterici, StatistiBche Uebendcht Zweite Fortsetzimg S. 2ff. y. Yie- 
bahn a. a. 0. I S. 181 ff. Höfken a. a. 0. S. l4BfL 

133) v.Viebahn a.a.O. S.190f. Dieterici, Statistische XJeberBicht. Zweite 
Forts. S. Off:, 15 £ 

26* 
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einiguDg der deutschea Staaten ausgesprochen hatten^**), so wurde die 
braunächweigisehe Begiernug wohl hauptsächlich dureh die geographi« 
sehe Lage ihres Gebietes bestimmt j den Steuerverein mit Hannover 
abzuschliessen. Die Verträge, auf welche» dieser beruhte, liefen mit 
dem Ende des Jahres 1841 ab. Sehr zeitig hatte man die Unterhand- 
lungen über die Verlängerung derselben begonnen , so dass bereits am 
21. December 1840 der Emeuerungsvertrag • von den BevolhnächtigteQ 
unterzeichnet wurde und nur noch die förmliche Katification dessdben 
fehlte. Da entstanden plötzlich unerwartete Missverhältnisse zwischen 
der braunschweigischen und hannoverschen Regierung. Die erstwe 
stellte mehrere Bedingungen und erklärte, dass sie, wenn dieselben 
nicht sofort angenommen würden, den Steuerverein nicht erneuem und 
über den Beitritt zum Zollverein unterhandeln werde. Da Hannover 
die gestellten Bedingungen nicht zugestehen wollte oder konnte, so gab 
Braunschweig im März 1841 in Berlin den Wunsch zu erkennen, über 
seinen Beitritt zum deutschen Zollverein zu unterhandeln. Durch den 
Vertrag vom 19. October 1841 trat Braunschweig als stimmberechtigtes 
Mitglied in den Zollverein"*). Es Hess jedoch, in der Voraussetzung, 
dass auch Hannover binnen kurzer Zeit dem Zollvereine beitreten würde, 
vorläufig seinen Harz- und Weserdisttict noch im Steuervereine, weil 
die Trennung desselben wegen seiner Lage und seiner Verkehrsverhält- 
nisse mit besonderen Schwierigkeiteii und Nachtheilen verbunden war. 

Das Grossherzogthum Lux ejn bürg, wie, es aus dem Londoner 
Vertrage vom 19. April 1839 hervorgegangen war, befand sich in einem 
unerträglichen Zustande der Abgeschlossenheit; denn es war von bel- 
gischen, französischen und deutschen Zollliiiien umgeben. Nach einigem 
Schwanken entschied sich die luxemburgische Regierung für den An- 
scbluss an das preussische Zollsystem, der durch den Vertrag vom 
8. Februar 1842 erfolgte^»«). 

Weit wichtiger als alle diese Anschlüsse kleinerer Staaten wäre 



134) V. Arnsberg, üeber die Einigung der Handelsinteressen Deotscihiands. 
Braunschweig 1831. 

135) Der Anschluss Braunschweigs an den Zollverein, dessen Gründe und nächste 
Folgen, nebst einigen andern durch die Hannoversche Staatsschrift hervorgerufenen 
Betrachtungen» Eine Staatsschiift. Braimschweig 1844. Lehzen a. a. 0. S. 369 ff. 
Dieterici, StiatißtiBche Üebersicht. Zweite Forts. S. llff. v. Viebahn a. a. 0. 
S. 185 ff. 

136) Wenn Kolb (Handbuch der vergleichenden Statistik. 3. Attfl. S. 207) an- 
gibt, dass der Vertrag mit Luxemburg am 2. April 1847 abgeschlossen sei, fio ver- 
wechselt er die Erneuerung desselben mit dem ursprünglichai Abschluss. Diete- 
rici, Statistische üebersicht. Zweite Forts. S. 19ff. v. Viebahn a.a.O. S. ISSff. 
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der Bditritt Hannovers gewesen. Ud)er denselben hatte die preussische 
Begierung bereits im September 1841, als Brauuschweig dem Zollver- 
eine beigetreten war, Unterhandlungen angeknüpft *3^). Die hannover- 
sche Begierung erkannte zwar bei iiem Beginnen derselben die Wich- 
tigkeit der durch den Zollverein bezweckten Handelseinigung Deutsch- 
lands an, aber sie zeigte sehr geringe Neigung zum Beitritt. Nach 
ihrer Ansicht sprachen überwiegende Gründe gegen denselben. Sie 
berief sich nicht nur auf die im Lande vorherrschende Abneigung, son- 
dern befürchtete auch eine Gefährdung wichtiger Landesinteressen und 
einen bedeutenden Ausfall in verschiedenen Staatseinnahmen. Um in 
diesen Beziehungen ein möglichst sicheres Urtheil zu gewinnen, wurde 
eine besondere Gommission zur gründlichen Prüfung der Beitrittsfrage 
niedergesetzt In dem Berichte, welchen dieselbe nach elfmonatlicher 
Arbeit am 1. October 1843 erstattete, i^radien von neun Mitgliedern 
der Gommission fünf die Ansicht aus, dass, zu welchen Zugeständnissen 
der Zollverein sich auch verstehen möge, Hannover doch besser thue, 
den Beitritt entschieden abzulehnen ; denn es habe davon in politischer 
und volkswirthschaftlicher Beziehung grosse Nachtheile, in finanzieller 
und moralischer aber keine Vortheilezu erwarten. 

Noch ehe dißse Gommission ihre Arbeit begann, bereits am 2. Au- 
gust 1842, hatte die hannoversche Regierung der preussischen acht 
Bedingungen mitgetheilt, die sie als präjudiciell für den Beitritt be- 
trachtete^^*). Die wichtigste war der Anspruch auf ein Präcipuum bei 
der Vertheilung der gemeinschaftlichen Zolleinkünfte. Die preussische 
Begierung verhehlte in ihrer Erwiderung vom 30. August 1842 nicht, 
dass diese Forderung dem entschiedensten Widerspruche sämmtlicher 
Zollvereinsstaaten begegnen würde, allein in der Hoffnung, dass Han- 
nover nicht auf allen acht Punkten beharren werde, schlug sie münd- 
liche, commissarische Verhandlungen vor.. Diese wurden zwar begon- 
nen, aber sie führten nicht nur zu keiner Verständigung, sondern er- 
zeugten sogar eine grosse Gereiztheit und Bitterkeit auf beiden Sei- 

137) Die Aufgabe der Hansestädte S. 182 ff. Lehzen a. a. 0. 6. 370 ff. Die- 
terici, Statistische Üebersicht. Dritte Forts. S. 78 ff. 

138) Diese acht Bedingungen waren: 1) wesentliche Milderung der Zollcon- 
trole; 2) Ermässigung mehrerer Zollsätze, namentlich von Wein, Kaffee, Thee, 
Zacker und Tabak; 3) keine Salzregie, keine Erhöhung der Salzpreise; 4) ein Prä- 
cipttum für den Steuerverein, weil die Consumtion mehrerer ausländischer Artikel 
daselbst weit stärker sei, als im Zollvereine; 5) Sicherung Hannovers gegen einen 
Aasfall in der bisherigen Einnahme aus den Durchgangsabgaben; 6) Vermeidong 
dner Nachsteuer; 7) ungeschmälerte Erhaltung der huino^erschen Elb- und Weser- 
a&Ue; 8) desgleidien der bisherigen Einnahm« an Chausseegoldem. 
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ten^). Dazn trugen besonders die eigenthttmlichen Veriiältmsse des 
braunschweigiscben Harz - und Weserdistrictes bei Da derselbe han- 
noversche Gebietstheile von einander trennt, so war Hannover sehr viel 
daran gelegen, dass er im Steuervereine belassen würde. Fär das 
Jahr 1843 wurde dies durch preussische Vermittelung noch bewirkt, 
obgleich schon für das Jahr 1842 die Einwilligung der braunschweigi- 
sehen Regierung gegen den bestinunt ausgesprochenen Wunsch der 
Ständeversammlung ^olgt war. 

Als Hannover auf allen Bedingung» seines Beitritts beharrte, ^- 
klärte Preussen, dass zwar in einigen Punkten eine den hannoverschen 
Wünschen entsprechende Verständigung erreidibar sei, dag^en von 
dem Zugeständnisse eines Präcipuums und einer Garantie der bisheri- 
gen Einnahme aus Durchgangsabgaben in keinem Fi^e die Rede sein 
könne. Damit erschien der hannoverschen Regierung die Anschluss- 
frage als beseitigt ^**), 



139) Bis zu velchem Grade sich diese steigerten, wird folgender YorM be- 
weisen. Als der Zollverein für den Fall, dass der Beitritt Hannovers nicht erfolge, 
sich entschlossen erklärte, für den braunschweigischen Harz- nnd Weserdistrict 
niedrigere Eingangszölle einzufahren, nahm ein hannoverscher Gommissar in Beilin 
keinen Anstand, aaszusprechen, dass er darin die Absicht finde, jenen Gebietstheil 
zu einem Schmuggeldepot gegen den Steuerverein zu machen. 
Darauf wurde dem Gommissar mit einer Bestimmtheit, die in diplomatischen Unter- 
handlungen nicht vorzukommen pflegt, sofort erklärt, dass fCac ihn kein Anlass 
abzusehen sei, seine Rückreise nach Hannover zu verzögern. Aufgabe der Hanse- 
städte S. 189. 

140) Als die Unterhandlungen geseheitert waren, wurden im Jahre 1844 voa 
den betheiligten Regierungen mehrere auf dieselben sich beziehoide Staatsschriften 
veröffentlicht, um ihre Handlungsweise dem Publicum gegenüber zu rechtfertigen. 
Ausser der Anmerk. 135 angeführten braunschweigischen Staatsschrift gehören 
dahin: Der grosse Zollverein und der Hannover - Oldenburgsche Steuerverein am 

1. Januar 1844. Eine Staatsschrift. Hannover 1844. — Bemerkungen auf Veran- 
lassung der Eönigl. Hannoverschen Staatsschrift: ,J)er grosse Zollverein u. s. w/' 

2. Aufl. Berlin 1844. — Hannover und der Zollverein; oder: Bruchstücke über 
das Thema: Hannover und der Zollverein. Von einem Preussen. Braunschweig 
1844. — Der Zollverein und dessen Verhandlungen mit Hannover. (Abdruck aus 
der allgemeinen Preuss. Zeitung.) Berlin 1844. — G. Weisbrodt, Die Han- 
noversche Staatsschrift und der Deutsche Zollverein. Berlin 1844. — Wer die 
abgeschmackte Sophistik und das hohle, lächerliche Pathos, mit welchen damals 
Hannovers Abneigung gegen den Eintritt üi den ZoUverein vertheidigt wurde, ken- 
nen lernen wiH, der lese Dr. Faber's (Gustav Zimmermannes) politische 
Dachpredigten, die heute, nachdem Hannover zu seinem grossen Vortheile seit 
zehn Jahren dem Zollvereine angehört, eine höchst komische Wirkung hervorbrin- 
gen. Schon damals wurde der Dachprediger von K. Stein acker pie politische 
und staatsrechtliche Entwickelung Deutschlands durch den Einfluss des deutschen 
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Nim wurde der braunschweigische Harz- und Weserdistrict am 
Sdikisse des Jahres 1843 in den Zollverein aufgenommen, aber dort 
ein weit milderes Eingangszollsystem als im übrigen Zollvereine einge- 
filhrt Diese und einige andere Massregeln, sowie die Nichtemeuerung 
der bisher zwischen dem Zoll- und dem Steuervereine bestandenen 
Y^rl^e einerseits, und die von Hannover ergriffenen Retorsionsmass- 
regeln andererseits hatten an den Grenzen beider Zollgebiete einen 
Zustand zur Folge, der für beide Theile wie für die allgemeinen Yer- 
kefarsint^essen gleich naditheilig war und miter Bundesstaaten nie 
hätte dntreten sollen. Es lag darin ein neuer Beweis für die grossen 
Mafigel d^ deutschen Bundesverfassung. 

Für die damalige Stimmung in Hannover ist es charakteristisch, 
das& die Ständeversammlung, als ihr im März 1844 von der B^erung 
über die Verhältnisse zum Zollvereine vertrauliche MitUieikmgen ge- 
macht würden, das Verfahren derselben vollkommen billigte und ihr 
fiar die sorgfältige Wahrung der Landesinteressen den aufrichtigsten 
Dank aussprach. Erst durch, einen neuen Vertrag vom 16. October 
1845 gelang es, die mehrjährigen Missverhältnisse zwischen dem Zoll- 
und Steuervereine auszugleichen ^^^). 

Die langen Verhandlungen über den Beitritt zum Zollverein hat- 
ten in. den Fortbestand des Steu^vereins Unsicherheit gebracht. Für 
die Jahre 1842 und 1843 verlängerte man denselben jedesmal nur auf 
ein Jahr. Als jedoch die Beitrittsfrage beseitigt war, wurde der Er- 
neuerungsvertrag im November 1843, übereinstimmend mit dier Dauer 
des Zollvereins, bis zum Ende des Jahres 1853 abgeschlossen. 
- Nach d^n ungünstigen Erfolge der zwischen Preussen und Hanno- 
ver 1841 bis 1843 gepflogenen Unterhandlungen war kaum zu erwar- 
ten, dass dieselben acht Jahre später, durch den Vertrag vom 7. Sep- 
tember 1851, sich sehr rasch einigen würden. Diese auffallende That- 
sache erklärt sich theils aus der Gestaltung der politischen Verhält- 
nisse Deutschlands seit 1848, theils daraus, dass beiden Theilen eine 
Verdnigung gerade im Jahre 1851 aus verschiedenen GiUnden sehr 
wünschenswerth erschien. 

Seit 1848 zeigten sich Spaltungen im Zollvereine. Dem dringenden 
Verlangen der süddeutschen Staaten nach höheren Schutzzöllen hatte 
Preussen seit 1842 schon vielfach nachgegeben, obgleich dies mit den 

Zollvereins, mit Bemerkungen über des Dr. Faber politische Predigten. Braun- 
schweig 1844) gründlich abgefertigt 

141) Dieterici, Staüstische Uebersicht. Dritte Forts. S. 82£ v. Viebahn 
a. & 0. I, 187 £ 
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bestinunt erklärt!^ Grandabdichten bei der Stiftung des ZollTereins im 
Widerspräche stand ^^^). Nun aber wollte es, besonders aus Bückädit 
auf die Interessen seiner Ostseeprovinzen, auf eine weitere Erhöhung 
der Schutzzölle, die von melu'eren süddeutschen Zollvereinsstaaten, wo 
die Ansichten Fr. L ist's immer mehr Anklang fanden, gefordert wurde, 
nicht eingehen ^^). Dieser Gegensatz hätte jedoch den Fortbestand des 
Zollvereins nicht gefährdet, wenn er nicht durch die politischen Ver- 
hältnisse der deutschen Staaten verschärft und verbittert worden wäre. 
Die alte Abneigung der Mittelstaaten gegen Preussen wurde Üieils 
durch die Verhandlungen über die Gründung einer deutschen Reichs-^ 
Verfassung und die Wahl des Königs von Preussen zum Kaiser der 
Deutschen, theils und noch mehr durch den Versuch Preussens im 
Jahre 1850, eine deutsche Union, d. h. einen Bundesstaat ohne Oester- 
reich, zu gründen, zu entschiedener Feindseligkeit gesteigwt^**). Die 
Folge war ein engeres Anschliessen der Mittelstaaten an Oesterreicb 
und das Streben , dasselbe mit allen seinen Ländern in den Zollverein 
aufzunehmen, damit ein mächtiges Gegengewicht gegen d^ vorherr^ 
sehenden Einfluss Preussens geschaffen würde. 

Während die deutsche Nationalversammlung tagte, fanden sowohl 
in dieser, namentlich in den Ausschüssen, als im Beichsministerium 
vielfache Verhandlungen über das Zollwesen des zu gründenden Beiches 
statt. Der volkswirthschaftliche Ausschuss der deutschen Nationalver- 
sammlung hatte im Juli 1848 den Beschluss gefasst, derselben den 
Entwurf eines Gesetzes über die Herstellung der Zolleinheit im deut- 
schen Reiche vorzulegen , und den deutschen Regierungen den Wunsch 
ausgesprochen, dass sie Vertrauensmänner nach Frankfurt senden möch- 
ten, welche zur Abgabe von Gutachten über das Handels- und Zoll- 
wesen der Einzelstaaten an sich und im Verhältnisse zu dem ganz 
Deutschlands befähigt wären. Auf diese Veranlassung versammelten 
sich noch in demselben Monate die Commissarien von 19 Staaten und 
dem thüringischen Zoll- und Handelsvereine. Nur diejenigen kleinen 
Staaten, welche sich dem Zollsysteme eines grösseren angeschlossen 

142) (L. Kühne) Der deutsche Zonverein während der Jahre 1834 bis 1845 
S. efif., 45ff. Bobolsky a. a. 0. S. 21ff. A. Emminghaus a. a. 0. 6. 68ff. 
Dieterici, Statistische Uebersicht. Fünfte Forts. S. 80ff. v. Viebahn a, a. 0. 
S, 193f. 

143) Kau, üeber die Erisis des Zollvereins im Jahre 1852. Heidelberg 1852. 
S. 3f. Dieterici, Statiatiscfae üebersicht Fünfte Forte. S. 31 f. 

144) V. Kaltenborn a. a. 0. Bd. II S. 77 ff. JL A. Zaehariä, Deutsches 
Staats* mid Bundesrecht. G^ttingen 1863. Tbl. I S. 188 ff. und die von beiden 
SchriftsteUem angeführte Literatur. 
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haitmi, ^areii nicht vertreten ^^). Diese fiegieruhgs-Commissarieii be- 
schäftigten sich züBächst mit den in die Beidisverfassung aufzanehmen- 
den BestinmKiQgen über gemeinschaftliche Zölle und Verbranchssteuem. 
Als ihre Thätigkdt durch nähere Verbindung mit dem Reichs-Handels- 
ministerium eine planmässigere geworden war , vollendeten sie die Be- 
ratfaung über die Entwürfe zur Reichs -ZoUacte (diese sollte in der 
Reidisgesetzgebung die Stelle Einnehmen,, welche in den Zoll- und 
SteuervereiDen die Verträge ausfüllen) urid zum Reichszollgesetze. Die 
zur Vorberathung über die Produetionssteuem erwählten besonderen 
Gommissionen sammelten statistische Nacbrichteu und bearbeiteten Ent- 
würfe zu einer gleidieu und gemeinschaftlichen Besteuerung des Biers, 
des Branntweins und des Salzes. Mit der Auf Idsung der Nationalver- 
sammlung gingen audi die R<^rttngs - Gommissarien unverrichteter 
Sache aus riBand«r,^^ber ihre sehr verdienstv-oUen Arbeiten werden 
vielleicht in der Zukunft noch benutzt^*«). 

Nachdem die Gründung einer deutschen Reichsverfassung» durch 
die Naiionalversammlung misslungen war, suchte man das unabweisbare 
Bedürfhiss nach einer vollständigeren Zoll- und Handelseinigung unter 
den deutschen Staaten auf andere Weise zu befriedigen. Unter den 
deutsche Grossmächten entstand ein Wettkampf, sich gegenseitig in 
der Beförderung dieser Einigung zu überbieten, der durch den Gegen- 
satz der politischen Interessen noch mehr gesteigert wurde. Die Riva- 
lität der beiden Grossmächte, ihr Streben nach handelspolitischer Vor-" 
herrschaft in Deutschland und das Misstrauen der meisten Mittelstaaten 
gegen Preussen hatten in überreichem Masse Zwietracht erzeugt. Wäh- - 
rend die Stürme der Jahre 1848 und 1849, selbst die Aufstände in 
Baden und der Pfalz den Fortbestand des Zollvereins nicht gestört 
hatten, wurde die Gefahr einer Auflösung desselben durch den Zwie- 
spalt der deutschen Grossmächte ganz nahe herbeigeführt 

Oesterreich hatte sich, so schien es wenigstens, dem Zollverein 
gegenüber bisher ganz unthätig verhalten. Anfangs, namentlich nach 
dem Abschlüsse des preussisch- hessischen Zollvereins im Jahre 1828, 



145) W. E. F. V. Thielau, der braunschweigische Commissar, gibt in dem 
Vorworte zu seiner vortreff liehen Scbrift: GemeittBCihaftliehe Prodactions - Steuer 
von SaJz und Eübenzueker in Deutschland. Braunschweig 1851, einen Imrzen Beridit 
über die Zusanunensetzung und die Arbeiten dieser Versammlung von Kegieruiigs- 
Commissarien. 

146) Diö Resultate der Berathungen der Regierungs - Commissarien in Frank- 
furt am Mam 1848—49 £ur HersteUung d«r ZoYL-'Emli^t im deutschen Reiche. 
Haue 1851. 
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war Metternich miastniaisch, weil er in dem Str^n PreosBeos, 
einen grihsseren Zollverein zu gründen, politische Zweeke witterte. Des- 
halb warnte er die Bßgieningra mehrerer deutschen Staahm sehr ein- 
dringlich vor dem Beitritte. Nach der Jalirevolation gab er jedoch 
seine Opposition gegen den Zollverein auf, dam er konnte Preussens 
Mitirirkung nicht entbdiren, um die polizeilichen Massr^eln g^gen die 
freieren Regungen des YoUaigdstes, welche ihm vorzflglich am Herzen 
Uigen, in der Bundesversammlung durchzusetzen. Deshalb erklärte ec 
1832 in einer Denkschrift an das preussische Eabinet: „Es liegt nicht 
in der Aufgabe der Bundesversammlung, in den wichtigsten inneren 
Angelegenheiten, namentlich in Handels- und ständisclien Ange- 
legenheiten, einen entsddedenen iänfluss zu äussern.^* Der Gedanke 
einer Annäherung und sogar eines Anschlusses an den deutschen Zoll- 
verein wurde zwar in den letzten Begierungsjahren des Kaisers Franz 
von österreichk(chen Staatsmännern vielfach besprochen, aber bald wie- 
der aufgegeben, weil, ausser mannigfachen volkswirthschaftlichen und 
finanziellen Schwierigkeiten, die Abneigung des Kaisers gegen alle 
Neuerungen unüberwindlich war, und man „das handelspolitische Pro- 
hibitivsystem als eine nothwendige Ergänzung und eine St&tze des gei- 
stigen betraditete/' Erst mit dem Beginnen der vierziger Jahre wurde 
der Anschluss Oesterreichs an den deutschen Zollverein nicht nur in der 
Osterreichischen Publicistik vielfach besprochen, sondern auch von der 
höchsten Staatsconferenz in ernste Berathong gezogen, zu welcher Fürst 
Metternich den Anstoss gab. Der Staatskanzler ergriff diese Id^ 
hauptsächlich aus politischen Gründen mit grosser Lebhaftigkeit. Er 
wünschte den Eintritt der gesammten österreichischen Monardiie in 
den Zollverein, um das Uebergewicht Oesterreichs in demselben zu 
sichern. Der Freiherr v. Kübeck stimmte vorzüglich aus volkswirth- 
schaftlichen Gründen diesem Plane bei. Nach mehrfachen Berathungen 
besonderer Gommissionen und der Staatsconferenz kam man jedoch zu 
dem Resultate, dass der Zollanschluss unter den gegebenen Verhält- 
nissen unausführbar sei. Das Tabaksmonopol, welches dem Staate 
jährlich 8 Millionen Gulden eintrug, konnte nicht aufgegeben werden. 
Die erheblichsten Bedenken entstanden durch die Rücksicht auf Ungarn. ' 
Das Grenzsteuersystem, welches gegen dieses Land bestand, um die 
dort fehlende Grundsteuer zu ersetzen, erschien um so mehr als ein 
unübersteigliches Hindemiss , da es schwerlich gelingen würde, den un- 
garischen Landtag zur Annahme des österreichischen Abgabensystems 
zu bewegen. Auch fürchtete man, dass von Seiten des Zollvereins 
dem Anschlüsse Gesammtösterreichs wegen finanzieller Nachtheile bei 
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der Yertheflimg der gemeuiscbafUichen ZoBdnkflafte grosse Bedenket 
entg^^treten irürden. Als man aus diesen und einigen anderen, nnn^ 
der erheblichen Gründen den Beitritt zum Zollvereine wenigstens zn-^ 
nächst aufgegeben hatte, dachte Metternich an die Durchföhrüng 
einer mitteleuropäisch -österreichischen Zollgruppe und es sollen damals 
Bämmtlichen italienisch«! Hßfen wegen eines gemeinschaftlichen ZoÜ- 
uttd Handelssystems Eröffiiungen gemacht worden sein. Weit bestimn^ 
ter fasste man jedoch die Aufhebung des Prohibitivsystems in's Auge^ 
um zunächst einen Handdsvertrag mit dem Zollvereine möglich zu 
machen und so* die spätere Zolleinigung anzubahnen. Allein die laute 
Opposition der Fabrikanten hielt die Staatsconferenz von durdigreifen- 
den Sdörmen ab und die Sache blieb unentschieden ^^^). 

Seit dem Jahre 1843 fehlt es an Nachrichten über die österrei- 
chische Politik dem Zollvereine gegenüber. Wahrsch^nlich überzeugte 
man sich immer mein: von d^ Unausf ührbarkeit eines Anschlusses; 
Gewiss ist, dass noch um die Mitte des Jahres 1S48, als Begierungs- 
Gommissarien der meist» deutschen Staaten zur Berathung über das 
Beichszollwesen in Frankfurt a. M. zusammentraten, in der ersten 
Sitzung derselben der österrddiisehe Gommis^ar, Baron v. Geringer^ 
die Zollgemeinschaft Oesterreichs mit dem übrigen Deutsddand im 
Namen seiner Regierung für unmöglich erklarte i**> 

147) üeber das Verhalten der österreichischen Regierung dem Zollvereine ge- 
genüber Tor 1848 hat zuerst Adolf Schmidt, Zeitgenössische Geschiditen S. 
453 £ und S. 534 ff. nähere Aüfischlüsse gegeben, indem er die gesandtschaftlichen 
Depeschen und vertraulichen Berichte, welche Heir v. Effinger, als schweizeri- 
scher Geschäftsträger am Wiener Hofe, der YorörtiicheB Behörde erstattete, als 
Quellen benutzte. 

Dass über die österreichischen Pläne hinsichtlich des Zollvereins im Anfange 
der vierziger Jahre Nichts oder doch nur falsche Gerüchte in * die Oeffentlichkeit 
drangen, dafür nur einen kleinen Beleg. Professor Wurm in Hamburg, ein sehr 
au£nerksamer Beobachter der handeli^litischen Vorgänge, sagt in seiner 1841 
erschienenen Schrift: Zur Geschichte des deutschen Zollvereins, Vorwort S. IX: 
„Ein Gerücht ist neulich aufgetaucht, das den Zollverein im Südosten durch den 
Anschluss der österreichischen, zum deutschen Bunde gehörigen 
Provinzen ergänzen wollte. Es hat sich nicht bestätigt und wird schwerlich in 
Erfbilung gehen.'* 

148) V. Thielau a. a. 0. Vorwort S. VHI sagt: ,J)er österreichiadie GoBunis- 
sarius (v. Geringer), d^r uns schon vor dem planmässigen Beginne unserer Arbei- 
ten verliess, hatte bereits in der ersten Sitzung, an der er Theil nahm, die Un- 
möglichkeit, dass Oesterreich eine so enge materielle Vereinigung mit dem 
übrigen Deutschland eingehe, Namens seiner Begierung eridärt, und in um- 
stlmdlichem, beredtem Vortrage erläutert.'' Es ist sehr zu beklagen, dass der 
nähere Inhalt dieses Vortrags nicht bekannt geworden ist VergL Stenographischer 
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Erst im Jahre 1849 kam die Ssterreichisehe fi^erong auf die 
Metternich' sehen Ideen ans dem Anfange der yierTiger Jahre plötz- 
lich znrfick und sachte dieselben mit grosser Energie dorchzofahren. 
Bei dem bevorstehenden Ablaufe der ZollvereinsYerträge schienen ihr 
die Zerwürfnisse anter den Vereinsstaaten eine günstige Gelegenbdt 
zu bieten, am den immer unbequemer werdenden Zollverein zu sprengen 
odar doch Preuss^ aus seiner einflussreidien Stellung an der Spitze 
desselben zu verdrängen. 

Am 26. October 1849 erschien ganz unerwartet in der amtlichai 
Wiener Zeitung ein of&döser ausführlicher Artikel über die ZoUeini- 
gung von Oesterreich und Deutschland. Er ging davon aus, dass es 
sich jetzt um eine gemeinsame neue Grundlage der ganzen Volkswirth- 
Schaft fiir Oesterreich und Deutschland handele. In Oesterreich sei 
man entschlossen, die Ausfuhrverbote aufzuheben und die Einfuhrver- 
bote durch kräftige Schutzzölle zu ersetze. Dagegen solle der Zoll- 
verein seinen Tarif den Wünsche seiner Industriellen gemäss reformi- 
ren, um die Einigung vorzubereiten. Es müsse sogleich festgesetzt 
werden, dass die vollständige Einigung des gesammten Deutschlands 
mit allen zu Oesterreich gehörigen Landoi jedenfalls stattfinden soUe. 
Angemessen erscheine jedoch , vier Perioden zu bestimmen , in welchen 
nach und nach die einzelnen Massregeln ergriffen würden, bis man in 
der vierten durch Feststellung eines österreichisch -deutschen Zolltarife 
zur völligen Einigung schritte. 

Schon am 7. November 1849 erschien in dem preussischen Staate- 
anzeiger Nr. 306 eine Antwort auf die österreichischen Vorschläge. 
Es wurde erklärt, dass jede Erleichterung des Handels und Verkehrs 
zwischen Oesterreich und dem Zollvereine Preussen willkommen sei, 
aber eine förmliche Zolleinigung mit Oesterreich sei unausführbar. Das 
Hauptprincip des Zollvereinstarifs: nur massige Zölle von fremden 
Fabrikaten zu erheben, würde dadurch aufgehoben. Was die Finanz- 
zölle betreffe, so seien die meisten ausländischen G^enstände der Con- 
sumtion in Oesterreich weit höher besteuert, als im Zollvereine. Es 
lasse sich nicht einsehen, wie Oesterreich diese Eingangsabgaben so 
erheblich ermässigen oder der Zollverein dieselben so beträchtlich er- 
höhen könne, dass eine Zolleinigung möglich würde, zumal da die Gon- 
sumtion dieser Gegenstände im Zollvereine weit stärker sei, als in 



Bericht über die Verhandltingen der deutschen constltuirenden NationalTersammlung 
zu Frankfurt am Main. Heraosgegeben von Franz Wigard. Fraokfiirta.M. 1849. 
Bd. Yin S. 6334. 
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Oesterreich. Endlich würde daraü erinnert, dass, so lai^e das Tabaks* 
inonopal in Gestenreich bestehe, von einer ZoUeinignng nicht die Rede 
sein kräne *"). 

Hierauf tibergab Oesterreich an die provisorische Bundei^commissiori 
in Frtokfurt a. M. eine Denkschrift des Handelsministers v. Brück 
vom 30. Dedember 1849 über die Anbahnung der österreichisch- deut- 
sehen Zoll- und Handelseinigung. Sie entsprach den in der ^JTiener 
Zeitung entwickelten Ansichten. £s wurde eine Reform der Zolltarife 
im Sinne des Schutzzollsystemes sehr dringend empfohlen, um eine 
Zolleinigung aller deutschen Bundeffitaaten möglich. zu machen. Zu- 
gleich förderte die Denkschrift, dass diese Frage als Bündisangelegen- 
heit behandelt würde. Oesterreich wollte mit allen seinen Landen in 
den Bund und in die Zolleinigung. der denischen Staates 
eintreten. Das war die erste öffici eile Ankündigung des seitdeift 
So viel besprochenen und von Manchen mit überschwänglichem Pathos 
gepriesenen Siebzig ^Millionen -Reiches, oder doch Siebzig- Millionen- 
Zollvereins. Von verschiedenen Seiten wurden jedoch ernste Bedenken 
gegen dieses Project erhöben. Preussen blieb seinen schon ausgespro- 
chenen Ansichten treu. In den öffentlichen Blättern und in Eingaben 
der verschiedensten Art aus den Hansestädten, vielen Gegenden Nord-^ 
deutschlands und selbst einzelnen Orten Süddeutschlands protestirte 
nian sehr entschieden g^en das österreichische Zolleinigungsproject. 
Es liege demselben, wurde bwnerkt, die Ahsicht zu Grunde, d^ Zoll- 
verein, welcher den Wohlstand des deutschen Volkes so mächtig beför- 
tert habe, zu sprengen; Preussen möge an den bisher von ihm befolg- 
deh Grundsätzen festhalten; eine Zolleinigung mit Oesterreich und ein 
dem Interesse der Fabrikanten entsprechender Schutzzolltarif könnten 
die volkswirthschAftliche Entwickelung Deutschlands nur hemmen. 

Diese Bedenken suchte eine zweite Denkschrift des Ministers 
V. Brück vom 30. Mai 1B50 durch : ansföhrlichere Entwicklung der 
österreichischen Vorschläge zii widerlegen, allein sie hätte ebenso we- 
nig als die erste den gewünschten Erfolg^*«). Da'OcBterreichs Plan^' 



149) Dieterici, Statistische üebersiclit. Fünfte Fortsetzung. S. BS ff. 

150) Denkschrift des kaiserlich österreichischen Handelsministera über ZoRver- 
faasung usd Handeiß-Politac der zoHrereinteai Staaten von O^sterekh uadDehtafch^» 
land. Wien 1850. Sie erschien auch beleuchtet mit Rücksicht auf die NeugeiM»!- 
tung des deutschen Bundes in der Broschüre : „Die Denkschriften des österreichi- 
schen Handelsministers über österreichisch - deutsche Zoll- und Handelseinigung. 
Wien 185Ö." Auf den Inhalt der Brück' sehen Denkschriften werden wir in Epä« 
teren Artikeln, welche dia geographischen, volkiswirthschafUichen , fkamäelleii, 
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mit seiaeii gesammtea Landen In den deutschen Band einzfatret^ hanpt- 
sichlich an dem Widerstände Basslands and Frankreichs gescheitert 
irnr, so musste man auf einem anderen Wege die Zolleinigong mit 
Deutschland anzubahnen suchen. 

Um aus der gesammten österreichischen Monarchie ein Zoll- und 
Handelsgebiet zu bilden und die zwischen einzelnen Theilen derselben 
noch bestehenden Binnenzölle so bald als möglich zu beseitigen, wurde 
angeordnet, dass in dem Yeikehre zwischen den ungarischen Ländern 
und den übrigen Kronländem nicht nur die meisten Einfuhr- und Aus- 
fohrverbote, welche für die ZwischenzoUlinie bestanden, sondern auch 
die meisten Eingangs- und Ausgangsabgaben, weldie an derselben 
erhoben wurden, vom L October an hinwegfallen sollten. Ausgenom- 
men blieben Torl&nfig nur die Gegenstände der Staatsmonopole und 
diejenigen Abgaben, welche zur Ausgleichung der verschiedaien Steuer- 
sjrsteme noch ntitüiwai^ imnaoL Ate ma& die Yerzehrungssteuer und 
das Tabaksmonopol in Ungarn eingeführt hatte, erfrfgte ^ g i naB Üchfe 
Aufhebung der ZwischenzoUlinie mit 1. Juli 1851. 

Der gleichzeitigen Aenderung des Zolltarifs lag zunächst die Ab- 
sicht zu Grunde , von ^em seit Kaiser Joseph n. bestandenen Prohi- 
bitivsysteme zu dem Schutzzollsysteme überzugehen. Zu diesem Zwecke 
wurde von dem Finanzministerium eine Zoll- Tari&-Bevisions- Gommis- 
sion niedergesetzt, welche die Grundlagen des neuen Systems feststel- 
len und darnach die neuen Tarifsätze entwerfen sollte. Dieselbe bmef 
für jede Waarengruppe sachkundige Industrielle und Handelsleute des 
bezüglichen Productionszweiges zur Berathung über die betreffiBudai 
Tarifsätze, sie erörterte alle thatsächlichen Umstände, welche auf je- 
den Froductionszweig Einfluss hatten, indem sie dabei auf den Zusam* 
menhang der gesammten Tarif bestimmungen stets Rüdesicht nahm, und 
stellte darnach den Entwurf des Zolltarife fest Dieser wurde sodann 
auf einem sog. ZoUcongresse, welchen man aus den intelligentesten In- 
dustriellen und Handelsleuten der Monarchie gebildet und nach Wien 
berufen hatte, nochmals gründlich geprüft 

Der neue Zolltarif, welchen ein kaiserliches Patent vom 6. No- 
vember 1851 genehmigte, trat mit 1. Februar 1852 in Wirksamkeit Die 
Gnmdlagen desselben bestanden in der Aufhebung jedes Ein-, Aus- 
und Durchfuhrverbotes , mit einigen durch die Staatsmonopole nhd 
gesundheitspolizeiliche Rücksichten gebotenen Ausnahmen, in der be- 



politischen und nationalen Bedingungen oder Voraussetzungen eines Zollvereins 
untersudien sollen, öfter und aogführlicli zur&ddiommen. 
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deat«iden Ermissigai^ oder gänzlichen Aufhebung der Eingangsab- 
gaben auf die Roh- und Hilfestoffe f&r die Industrie, sowie auf die 
Halb&brilotte, in der Festsetzung eines als hinreichend erachteten Zoll- 
Schutzes für die inländische Industrie, namentlich die wichtigeren 
Zweige derselben, in der Erleichterung der Ausfuhr überhaupt, mit 
Ausnahme einiger für die einheimische Industrie unentbehrlichen Roh* 
Stoffe, in der Befreiung der Durchfuhr und in der Begünstigung des 
Gräizverkehrs. Dieser neue Zolltarif sollte fortan die Grundlage der 
österreichischen Handel^litik bilden. Man suchte ihn mit dem des 
deutschen Zollvereins in möglidiste Uebereinstinmmng zu bringen, um 
die künftige Zolleinigung mit DeutscUand anzubahnen >"). So hoffte 
Oesterreich mit seinem ZoUeinigungsprojecte leichter durchzudringen und 
die Verhältnisse schienen eine Zeit lang seinen Absichten günstig« 

Als Preussen zu Olmütz sich vor Oesterreich gedemütbigt und seine 
Unionsbestrebungen aufgegeben hatte, fanden in der ersten Hälfte des 
Jahres 1851 zu Dresden sog. freie Conferenzen unter Bevollmächtigten 
sämmtlicher deutschen Bundesstaaten statt ^^'). Sie waren der letzte 
Versuch jener bewegten Zeit, die politische Einheit Deutschlands zu 
begründen, aber sie bliefien, wie alle anderen seit 1848, ohne Erfolg: 
Nicht einmal der Entwurf zu einer Bundesreform kam zu Stande; man 
begnügte sich, „schätzbares Material^' zu sammdn, von welchem jedoch 
während der nächsten zwölf Jahre nicht der mindeste Gebrauch ge* 
macht wurde. 

Auch für die Handelseinignng der deutschen Staaten geschah in 
Dresden nichts. Man verständigte sich nicht einmal übar gewisse Grund- 
züge für die Erleichterung des gegenseitigen Verkehrs, um die Zollei- 
nigung anzubahnen. Aus den Dresdener Conferenzen ging nur die un- 
veränderte Wiederherstellung des Bundestages hervor, von dessen Un- 
fähigkeit, für die Beförderung der materiellen Interessen des deutschen 
Volkes irgend etwas zu leisten, längst Jedermann sich überzeugt hatte. 



151) Y. Gzörnig, Oesterreichs Neugestaltung 1848—1858. Stattgart und Augs- 
burg 1858. S. 184 f., 148 ff., 196 ff. üeber die ganze Tarifarbeit ist zu vergleichen: 
„Der neue allgemeine österreichische ZoU- Tarif im Yergleidie mit den bisherigen 
Tm^- Bestimmungen in Oesterreich und im deutsehen ZoUvereine und mit ausfohr* 
licher Begründung seiner YerfAgungen. Vom kaiserlich österreichischen Handels- 
Ministerium. (Als Manuscript gedruckt) Wien 1851. Die Verhandlungen des er- 
wähnten ZpUcongresses der Industriellen und Handelsleute sind abgedruckt in der 
Zeitschrift ,^ustria" Jahrgang 1851 Nr. 18--44 ind. 

152) Die Dresdener Conferenzen. Mit Urkunden. Berlin 1851. t. Kalten- 
born a. a. 0. U S. 253 ff. und die daselbst angefiüiite literator. 



Hi 6. Fif€her, 

Oesterreieh trat nun mit Prens^en uad d^ abrigen Zollvereins* 
Staaten in directe Unter]|andlui^;. £b erbot, sieb, mit dem Zollvereine 
einen Handelsvertrag vqm 1. Jannar 1854 an abzuschliessen, der den 
beiderseitigen Verkehr möglichst erleichtern, aber alle Tarifandenmgen 
des einen Paciscenten von da: Einwilligung des anderen abhangig 
machen sollte. Offenbar lag dabei die Absicht zu Grunde, jede Herab- 
setzung der Schutzzölle im Zollvereine zu verhindern. IXeser projectirte 
Handelsvertrag sollte die völlige Zolleinigung vorbereiten und dieselbe 
am 1. Januar 1S59 ausgeführt werd^. So benutzte Oesterreidi die 
Missstimmung gegen Freussen bAv gesdiickt^ um eine Beibe von ZoU« 
Vereinsstaaten für seine Pläne zu gewinnen. 

Da Preussen nidit verkennen konnte , dass es aus seiner einflufls«» 
reichen Stellung an der Spitze des ZoUvereins yerdiängt werden sollte, 
so wies es die Vorschläge Oesterreichs sehr entschieden zurück. Um so 
mehr fanden dieselben bei den meisten Mittelstädten lebhaften Anklang 
und eifrige Unterstützung. In der ZoHconferenz zu Wiesbaden ver^ 
langten am 7. Juni 1851 (also vor dem Abschluss des Vertrags zwisdien 
Preussen und Hannover) Bayern, Württemberg, Sachsen, Euibessen und 
Hessen -Darmstadt sehr dringend, dass der ZöUverdn mit Oesterreich, 
dessen Anträgen gemäss, einen Handelsvertrag abschliessen solle. 
Für Preussen, das die österreichischen Vorschläge kurz zuvor entsduedeo 
abgelehnt hatte , lag in diesem Verlangen der Mittelstaaten eine drin- 
gende Warnung, sich gegen dieselben vorzusehen^*'). 

In dieser Lage der Dinge wurde man durch den zwisohen Preussen 
und Hannover am 7. September 1851 abgeschlossenen Vertrag plötzlich 
übearrascht ^*'*). Durch denselben verband sich Hannover vom 1. Januar 
1854 an mit Preussen und den alsdann mit ihm zollvereinten Staaten auf 
der. Grundlage der im Zollverein bestehenden Grundsätze und Einri<dlitun- 
gen. Die Ratifikation durch die betreffenden Begierung^ ^folgte sdir 
sdineU und die Landtage der betheiligten Staaten zögerten nicht, ihre 
verfassungsmässige Zustimmung zu ertheilen. 

Zunächst kam es darauf an, die übrigen Staaten des Steuerver- 
eins zu dem ihnen ausdrücklich vorbehaltenen Beitritt zu bestimmen. 
Wie wenig Schwierigkeiten dies bei Schaumburg -Lippe hatte, ergiebt 
sich daraus, dass es schon am 25. September 1851 beitrat, indem es 
sich dem hannovers<;hen 'Zollsysteme anschloss ***). Wenn der Beitritt 

163) Beiträge zur Beurtheilong der Zollyerems- Frage. Eine Sammlung amtli- 
eher Aktenstücke. Berlin 1852. S. 156 ff. (L. Kthne) Ansprache u.s.w. S. 7. 

164) Houth- Weber a. a. 0. S. 1 ff. v. Yiebahn a. a. 0. S. 196 ff. 
166) Houth-Weber a a. 0. 8. 17 ff. 
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Oldeobtti^, das demselben keinesw^ abgendgt war, erst am 1. März 
1852 erfolgte, so hatte dies seinen Grand darin, dass man sich über 
einzelne Punkte nicht sogleich verständigwi konnte ^^). 

Der sogenannte SeptembeiTertrag war im Augenblicke seines Ab^ 
Schlusses von hoher politischer Wichtigkeit für Preussen. Er galt für 
Preussen, Hannover und die beitretenden Staaten des Steuerva*eins, 
mochte der bisherige Zollverein, dessen Verträge am 1. Januar 1854 
abliefen, erneuert werden oder nicht. Dadurch wurde der Drohung 
der süddeutschen und einiger mitteldeutschen Yereinsstaaten, nament- 
lich Kurhessens, die ZoUvereinsvertxäge nur dann zu erneuern, wenn 
Preussen in die Verbindung mit Oesterreich willige, die Spitze abge- 
brochen. Es war nicht mehr möglich, die beiden Haupttheile des preus- 
sischen Gebietes durch fremde Zolllinien zu trennen ; denn die Verbin- 
dung derselben wurde durch hannoversches Gebiet bewirkt, und zwar 
weit besser als bisher durch kurhessisches. Für den Handel Preossens 
hat die freie Verbindung mit der Kordsee ohne Zweifel einen höheren 
Wcrth, als die mit den süddeutschen Staaten. Zufolge des Vertrags 
beherrschte es gemeinschafüich mit Hannover alle Ströme und Strassen 
nach der Nord- wie der Ostsee. Lösten die süd- und mitteldeutschen 
Staaten den Zollverein mit Preussen, so verloren sie den- freien Zu- 
gang zu dem Weltmarktes*^). 

Bei dem herrschenden Zwiespalte über das Schutzzollsystem war es 
für Preussen sehr wichtig, in den Staaten des Steueryereins neue Bun- 
desgenossen zu erhalten, die mehr zur Handelsfreiheit sich hinneigten. 
Durch alle diese Gründe wurde Preussen bestimmt, auf mehrere For- 
derungen Hannovers, die es früher entschieden zurückgewiesen hatte, 
bereitwilliger einzugehen. 

Allein auch Hannover zeigte sich bei den Unterhandlungen weniger 
schwierig, als früher. Es sah sich genöthigt, an eine Vermehrung aeir 
ner Einnahmen zu denken, um den Aufwand für die begonnenen gross^ 



166) HoHth-Weber a. a. 0. S. 28 ff. Hanssen, Ein Beitrag za den De- 
batten über die Oldenbnrgische ZoUanschlussfrage. Oldenburg 1852. A. Emming- 
haus a. a. 0. S. 17 bemerkt, dass ausser Oldenburg auch Braunschweig dem 
Septembervertrage sich angeschlossen habe, w&hrend der letztere Staat bekannt- 
lich schon im Jahre 1841 aus dem Steuervereine in den Zollverein 
abergetreten war. Freilich gedenkt Emminghaus in seiner üebersicht der 
äusseren Geschichte des Zollvereins dieses TJebertrittes mit keiner Silbe. Dieselbe 
Yergesslichkeit findet sich in Becker^s Weltgeschichte, herausgegeben von Adolf 
Schmidt, Bd. 18 S. 520, wo Braunschweig neben Oldenburg und Schaamburg- 
Uppe noch im Jahre 1851 als -ein Mitglied des Steuervereins angefahrt wird. 

157) Otto Hühner a. a. 0. S. 214. (Kühne) Ansprache u.s. w. S. 48 £^ 
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artigen Yerkehrsanstalten (Eisenbahnen und Seehäfen) bestreiten zu kto- 
nea. Bei der beengten Lage seiner Industrie nrnsste ihm eine Erwei- 
terung des Absatzgebietes sehr erwünscht sein. . Dazu kam die wich- 
tige Erwägung, dass ein so günstiger Zeitpunkt für den Beitritt zum 
Zollvereine , in welchem man auf eine genügende Berücksichtigung der 
btesonderen hannoverschen Interessen sicher rechnen konnte, vielleicht 
niemals wiederkehren würde ^*^). Von Männern, welche die hannoverschöi 
Verhältnisse genau kennen, wird bestimmt behauptet ^ dass für das da- 
malige hannoversche Ministerium Münchhausenein Hauptmotiv bei 
dem Abschlüsse des Septembervertrags in dem Wunsche bestanden habe, 
an Preussen eine Stütze der von ihm beabsichtigten Biformen gegen 
die Ritterschaften zu erhalten, dass es aber in dieser Beziehung ge- 
täuscht worden sei*^^). 

Zu den besonderen Gründen, welche sowohl Preussen als Hannover 
zum Abschlüsse des Septembervertrags bestimmten, gesellten sich meh- 
rere allgemeine. In den letzten Jahren hatte nicht nur das Streben 
des deutschen Volkes nach politischer Einheit zugleich das Verlangen 
nach möglichst ausgedehnter Handelseinigung unter den deutschen Staa- 
te auf's Neue belebt, sondern auch die schnelle Vermehrung der Eisen- 



158) Yergl. die den Ständen von der hannovBrscheii Begierang gemachte Mit- 
tjieilung über den Abschluss des Septembervertrags. Ständische Aktenstücke von 
1851. (Dritte Diät.) S. 14 £ Houth-Weber a. a. 0. Einleitung S. 12. (Kühne) 
Ansprache u. s. w. S. 67 ff. 

159) Btüve im Staatswörterbuche lY S. 712 sagt ausdr ücklleh : „Eine finan- 
g^e Nothwendlgkeit, den Septembervertrag evizugehen, war nicht vorbanden. Das 
Motiv lag in dem Wunsche , an Preussen eine Stütze gegen das von Berlin aus 
begünstigte Drängen der Ritterschaften zu erhalten ; man hat sich aber gerade hier 
herbe getäuscht." Noch bestimmter sagt H. A. Opp ermann im Staatslexikon. 
3. Aufl. VII S. 448: „Das Ministerium Münchhausen war, um nach aussen 
einen Anhaltspunkt, namentMch gegen Österreichische Intriguen zvl gewinnen, durch 
4en Obersteuerrath Klenze mit Preussen in Verhandlung wegen des .ZoUanschins- 
ses getreten und hatte mit diesem am 7. September den Vertrag wegen des An- 
schlusses Hannovers an den Zollverein abgeschlossen. Es waren dabei, das ist 
über allen Zweifel erhaben, von JPreussen Zusicherungen ergangen^ das 
Ministerium Münchhausen, überhaupt die organischen Einrichtungen, welche 
dieses in^s Leben rief, namentlich das Gesetz vom 1. August'^ (es sollte dem Leben 
der bisherigen Provinziallandschaften ein Ende machen), ,,das erst im September 
publicirt wurde, gegen die Anfechtungen der Bitter beim Bunde xu vertheidig^. 
Warum das nicht schon in der Bundestagssitzung vom 3. October geschah, wo man 
von Hannover eine Erklärung auf die Beschwerden der Ritter verlangte und aus- 
sprach, dass ohne jegliches Präjudiz Hannover mit Gesetzen nnd VerfUgongen 
gegen die bestehenden Provinziallandschaften vorerst inne halten sollte, ist uner- 
kl&rUch." 
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bahnen die vielseitige Entwicklung des Verkehrs so mächtig gefördert, 
dass jede Hemmung desselben doppelt lästig erschien. Man überzeugte 
sich immer mehr, dass zwisdien dem Zoll- und dem Steuerverein, als^ 
zwei Ländergruppen, die durch Interessen -Gemeinschaft auf einander 
angewiesen waren , die schon aus geographischen Gründen nur in der- 
selben Richtung sich commerziell weiter zu entwickeln vermechten, und 
, die sich in allen sonstigen Verhältnissen nahe standen, schwerlich noch 
hnge eine künstliche Trennung durch Zollschranken bestehen könne. 

Von allen deutschen Patrioten, die weder zu den einseitigen Schutz- 
:^llnem, noch zu den leidenschaftlichen Preussenfeinden, noch zu den 
unbedingten Freihändlern gehörten ^®<>) , wurde der Septembervertrag 
als ein höchst wichtiger Fortschritt in der Handelseinigung Deutschlands 
freudig begrüsst i*^). Dagegen rief er eine grosse Verstimmung bei den 
Regierungen mehrerer ZoUvereinsstaaten hervor, die sich in den heftig- 
sten Beschwerden gegen Preussen äusserte. Sie fühlten sich theils durch 
die Art, wie der Vertrag zu Stande gekommen war, theib durch meh- 
rere Bestimmungen desselben verletzt. 

Die Unterhandlungen über den Vertrag hatte man bis zum Ab- 
schlüsse in das tiefste Geheimniss gehüllt ; aber schon 24 Stunden spä- 
ter, am 8. September 1851, setzte Preussen durch Girculiu: und Denk- 
schrift *•*) seine sämmtlichen Zollverbündeten von dem Inhalte und den 
Motiven desselben in vollständige Kenntniss. Der Septembervertrag 



" 160) Unter den Sfehriften, die von» verschiedenen Standpunkten den September- 
vertrag beurthelHen, woUen wir nnr erwähnen : Der Handelsvertrag zwisdien Preus- 
sai und Hannover. In der Deutschen Vierteljahrsschrift. 1852. Heft I S. 288 ff. 
Asher, Der Handelsvertrag zwischen Preussen und Hannover und die Deutsche 
Vierteljahr sschrift. Hamburg 1852. Der Septembervertrag und die gegenwärtige 
Situation in Hannover. Leipzig 1852. 

161) Zu den früher angefilhrten Thatsachen, welche beweisen, dass über die 
möghche Ansdehnung des ZoUver^s selbst bei den Regierungen deutscher Staaten 
sehr irrige Ansichten herrschten, wollen wir noch eine merkwürdige hinzufugen. 
In den dreissiger Jahren betrachtete es das österreichische Cabinet als eine aus- 
gemachte Sache, dass Hannover, die Hansestädte und die am Meere lie- 
genden kleineren deutschen Staaten sich ihrer überwiegenden Seeinteressen wegen 
nie an Preussen anschliessen würden. Adolf Schmidt, Zeitgenössische Ge« 
schichten S. 458. Weit auffallender ist, dass selbst Nebenins noch im Jahre 
1838 meinte: „Hannover, Oldenburg, Braun schweig, Mecklenburg, Hol- 
stein und die Hansestädte könnten ihrer Lage nach, wenigstens ohne wesent- 
lichen Nachtheil für das allgemeine deutsche Handelsinteresse, 
in ihrer Isolirung beharren." Vergl. seine oft citirte Abhandlung in der 
Deutschen Vierte^jahrsschrift S. 341. 

162) Beiträge zur Beurtheilung der Zollverema- Frage. Aktenstück II S. 23 ff. 
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war all^dings ohne alles Mitwissen und Mitwirken der ftbrigen Glieder 
des Zollvereins zu Stande gekommen und versetzte sie in die Nothwen- 
digkeit, entweder ihn im Wesentlichen anzunehmen oder aus dem bis- 
herigen Zollverbande zu treten. Er ist daher vielfach eine den übrigen 
Yereinsstaaten durch Preussen octroyirte Bedingung genannt wor- 
den. Da es aber von dem freien Willen aller 2ollvereinsstaaten ab- 
hing, ob sie dem Septembervertrage beitreten wollten oder nicht, so 
hat jene Bezeichnung nur insofern einen verständigen Sinn, eis damit 
die in der Natur der Dinge und in dem richtig verstandenen Interesse 
jedes einzelnen Zollvereinsstaates liegende Nöthigung ausgedrückt wird. 
In diesem Sinne waren aber, wie wir gezeigt haben, alle früher abge- 
schlossenen Zollvereinsverträge den übrigen betheiligten Staaten zu ih^ 
rem eignen Heil octi'oyirt worden'*^). 

Noch mehr muss man staunen, wenn mehrere für Oesterreich und 
die Goalition günstig gestimmte Zeitungen kühn genug waren, zu be- 
haupten, dass die Bunde^versammlung^ur Entscheidung des obwalten- 
den Conflictes in Zollvereinsangelegenheiten berufen sei. Es lag in die- 
ser Behauptung ein schlagender Beweis für die gänzliche Unbekannt- 
schaft jener leichtfertigen Zeitungsschreiber mit den Grundgesetzen des 
deutschen Bundes*^). 

Nur der Unverstand oder die verblendete Leidenschaft kann leug- 
nen, dasB Preussen zum Abschluss des Septembervertrags vollkommen 
berechtigt war. Allerdings durchkreuzte derselbe auf eine sehr unan- 
genehme Weise das nur zu deutlich kundgegebene Verlangen mehrerer 
Zollvereinsregierungen, bei der bevorstehenden Erneuerung der Verträge 
Preussen von ihren anderweitigen Absichten, namentlich was die Stel- 
lung Oesterreichs zum Zollvereine betraf, gewissermassen abhängig zu 
machen, und verletzte überhaupt ihr politisches Machtbewusstsein sehr 
empfindlich. Es^ lässt sich nicht leugnen, dass das Verfahren Preussens 
keine zarte Schonung dieses Bewusstseins enthielt und überhaupt wenig 
Verti*auen zu den übrigen Zollverbündeten verrieth. Dass aber Preus- 
sen mehreren dieser Verbündeten gegenüber keinen Grund zu einer 
solchen Schonung und zu einem solchen Vertrauen hatte, das wird 
durch das Verhalten derselben vor und nach dem Abschlüsse des 
Sq>tembervertrags schlagend bewiesen. 

Preussen hatte nicht aus Uebermutti so gehandelt, wie ihm oft 
vorgeworfen worden ist, sondern in der festen, wohlbegiUndeten Ueber- 



163) Kühne, Ansprache S. 4 f., 8 f., 47 f. 

164) Kühne a. & 0. S. 25 ff. , 
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Zeugung, dass auf keine andere Weise ein YereinigungSfertrag mit 
Hannover zu Stande gekommen wäre, und daas derselbe seinem dgnen 
Interesse wie dem aller ZoUvereissstaaten entsprädie. Als natürlicher 
Fahrer der Handelspolitik des Zollvereins war Preussen ohne Zweifel 
berufen, den früher gescheiterten Versuch einer Einigung mit dmn 
Steuervereine zum Besten Aller wieder aufzunehm^^^). Der Septem- 
bervertrag ist das einzige Meisterstück der preussiscten DijAomatie 
unter dem Ministerium Man teuf fei. Die glücklich durcfagefiüirte 
Erweiterung des deutschen Zt)llvereins durdi den AnscUuss des Steu^- 
vereins ist sogar der einzige Glanzpunkt der preusäsoh^ Politik in 
jener verhängnissvollen Zeit. 

Die einzelnen Bestimmungen des Septembervertrags, welche xaA- 
reren Mitgliedern des ZoUvereins anstössig waren, bestanden theils in 
der Herabsetzung einiger wichtigen Finanzzölle ^^^), theils und noch 
weit mehr in dem Präcipuum, welches Hannover und später auch Olden- 
burg bei Yertheilung der gemeinschaftlichen Einkünfte zugestanden 
wurde ^*0* ^^S ^^^ ^^^ ^^^ Zweckmässigkeit dieser Zugeständnisse, 
namentlich des Präcipuums, denken wie man will, so ist doch unbe- 
streitbar, dass ohne dieselben der Septembervertrag nicht zu Stande ge- 
gekommen wäre. . 

Preussen musste zu einer formellen Kündigung der Zollvereinsver- 
träge schroten, weil es sonst nach zwei verschied^ien Seitea Verpflichtun- 
gen übernommen hätte, die nicht mit einander zu vereinigen waren. Die 
Kündigung erfolgte durch eine Circulardepesche an die Regierungen säma^ 
lieber Zollvereinsstaaten vom 11. November 1851, welche aber zugleich die 
vorläufige Einladung zu einer Gonferenz über die Erneuerung der Ver- 
einsverträge unter Aufnahme des Steuervereins enthielt „Wir erfüllen," 
heisst es in der Depesche, „mit der gegenwärtigen Eröffnung nur eine 
Pflicht; wir betreten damit den Weg, auf weldiem einzig und allein 
die Fortsetzung des dur(^ die Vereinigung des Steuervereins erweiterten 
Zollvereins, unter Beseitigung fühlbar gewordener Mängel, mittelst ge- 
meinsamen freundlichen Bendbmens geregdt werden kann; nur so darf 
der gegenwärtige Schritt angesehen, jeder Gedanke an eine Lösung 
des Vereins, wie solcher begierig von ausserhalb her aufgefasst werden 
mödite, muss fem gehalten werden." Obgleich Preussen ganz bestimmt 
aussprach, dass es Verständigung wünsche, so fühlte sich doch meh- 

. 166) Die beste Vertheidigung des Septembervertrags gegen die Einwendungen 
der Coalitions- Staaten findet sich in Kühne' s Ansprache S. 3ff. 

166) Houth-Weber a. a. 0. S. 73 ff. 

167) Houth-VV^eber a. a. 0. S. 119ff. 
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rere Regierung^ durch die EündiguQg der Zollv^ereiiisverträge sdiwer 
verletzt, oder sie nahmen wenigstens die Miene an , es zu sein ^^). 

Diese Zerwürfnisse im Zollvereine ermunterten Oesterreich, seine 
erwähnten Pläne rasch zu verfolgen. Kaum hatte Preussen am 11. No- 
vember 1851 zu Zollconferenzen in Berlin in den ersten Monaten des 
Jahres. 1852 eingeladen, „um Berathungen über die Erneuerung der be- 
steb^den, mit dem 31. December 1853 ablaufenden Zollvereinsverträge, 
über deren Erweiterung auf Grund des Vertrags vom 7. September, 
sowie über andere noch näher zu bezeichnende Punkte zu pflegen :'' so 
kam ihm Oesterreich zuvor, indem es am 25. November 1851 die ße- 
gierungen sämmtlicher deutschen Bundesstaaten zu einer am 2. Januar 
1852 zu eröflfnenden Zusammenkunft nach Wien einlud. Dur6h die- 
selbe sollte ihnen noch vor Eröffnung der Berliner ZoUconferenz die 
Gelegenheit geboten werden, von den. Entwürfen , welche das Öster- 
reichische Handelsministerium ausgearbeitet habe, Kenntniss zu neh* 
men. Diese Entwürfe hatten theils einen sofort mit Oesterreich ab- 
zuschliessenden Zoll- und Handelsvertrag, theils eine völlige, auf dem 
Schutzsysteme beruhende Zolleinigung Oesterreichs mit sämmtlichen 
deutschen Staaten zum Gegenstande. In der österreichischen Depesche 
wurde zugleich sehr bestimmt ajisgesprochen , dass „die bisherige Ab- 
sonderung Oesterreichs von dem übrigen Deutschland" aufhören und die 
Besorgniss dauernd beseitigt werden müsse, dass durch Annahme des 
Freihandels^stems in Deutschland eine prinicipielle Spaltung herbei- 
geführt werden könne ^«•). 

Die preussische Regierung hielt den für die Wiener Zusammen- 
kunft bestimmten Zeitpunkt zu Verhandlungen zwischen Bevollmächtig- 
ten nicht nur der Zollvereins-, sondern auch aller anderen deutschen 
Staaten nicht für. geeignet. Nach ihrer Ansicht fehlte es zur Zeit theils 
innerhalb des Zollvereins an dem Einverständnisse über die materielle 
Grundlage des mit Oesterreich abzuschliessenden Vertrags, theils war es 
formell ungewiss, in welchem Umfange und unter welchen Bedin- 
gungen der Zollverein reconstituirt werden würde. Deshalb erklärte 
sie der östareichischen Regierung in einer Depesche vom 5. December 
1851, „dass sie an den Verhandlungen zu Wien nicht Theil zu nehmen 
vermöge, da es für dieselben bei der allgemein bekannten Lage der 
Verhältnisse an derjenigen Grundlage fehlen werde, welche ganz vor- 



168) Beiträge zur Beurtheilung der Zollyereins- Frage. Aktenstück IV S. 71iF. 
Houth-Weber a. a. 0. Einleitung S. XIII. 

169) Beiträge. Aktenstück Y S. 76ff. Kau, Die Krisis des Zollvereins S. 5. 
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zagsweise bei handelspolitiscben Yerhandlangen umfassemler Art unent« 
behrlich sei, nämlich an der Gewissheit über den zum Au^angspankte 
der Unterhandlungen zu nehmenden factisdien Zustand/' Dagegen er- 
klärte sie ihre volle Bereitwilligkeit, nach Abschluss der Verhandlun- 
gen über die Fortsetzung des Zollvereins auf Unterhandlungen über 
die Gestaltung der commerziellen Verhältnisse desselben zu Gestenreich 
und anderen deutschen Staaten unter den alsdann zu verabredenden Be*-* 
dingungen einzugehen i^^). Gleichzeitig theilte sie ihren Zollverbünde- 
ten die Antwort auf die österreichische Depesche mit und bemerkte in 
dem Gircular vom 5. December 1851 : „nach ihrer Ansicht sei ein Han- 
delsvertrag mit Gestenreich auf einer sehr umfassenden Basis abzu- 
schliessen. Da er vielfache Goncessionen von beiden Seiten enthalte 
müsse, so könne er nur zu Stande kommen, wenn ihm eine lange 
Dauer gesichert sei. Daran fehle es aber so lange, als die Verhand- 
lungen über die Fortdauer des Zollvereins nicht zum Absdilusse gelangt 
seien *^^)." 

Da Preussen, die thüringischen Staaten, Mecklenburg und Holstein 
an der Wiener Conferenz nicht Theil nahmen, so konnte dieselbe keine 
für alle deutschen Staaten bindenden Beschlüsse fassen. Die in Wien 
vertretenen Staaten vereinbarten sich über neue Entwürfe, theils zu 
einem Handelsvertrage mit Gestenreich, welcher gegenseitige bedeu- 
tende Zollerleichterungen gewährte, theils zu einer vollständigen Zoll- 
einigung mit der ganzen österreichischen Monarchie nach Verlauf von 
acht Jahren, und verpflichteten sich, gegen gewisse Versprechungen 
Gesterreichs diesen Entwürfen die Annahme von Seite des Zollvereins 
zu verschaffen ^^^). 

Um Gesterreichs Pläne zu unterstützen, fanden zwischen Bayern, 
Württemberg, Sachsen, Eurhessen, Baden, Grossherzogtbum Hessen 
und Nassau zu Darmstadt Unterhandlungen statt. Man verabredete 
gemeinschaftliche Massregeln, welche bei dem Streite über die Er- 
neuerung des Zollvereins gegen Preussen zu ergreifen seien. Die ge- 
nannten sieben Staaten verpflichteten sich durch eine am 6. April 1852 



170) Beiträge. Vorwort S. VII f. Aktenstück VI S. 81 ff. 

171) Beiträge. Aktenstück VH S. 87 ff. 

172) Die wiener Zollconferenzen; ein getreuer Abdruck der wichtigsten Ver- 
handlungsstücke. Wien 1852. Die auf der wiener ZoUconferenz vereinbarten Ent< 
würfe Bind auch im Anhange zu der Schrift : Die ZoUconferenz in Wien in ihren 
nothwendigen Folgen für das gesammte Deutschland. Mit officieUen Aktenstftoken. 
Leipzig 1852. S 74 ff., abgedruckt. 
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m Darnistadt ahgeschldssoie Uebereinkonft^^'), nur dann auf die Er- 
neneniiig der ZoUvereinsyeitrage einzugehen, wenn eine Yerhandlong 
sammtlidier ZollTereinsstaaten mit Oesterretch über die von ihm vor* 
gäegten Vertragsentwürfe stattgefunden und zu dem gewünschten Ziele 
geführt hätte. Die Darmstädter Coalirten wollten im NothfaUe einen 
Zollverein ohne Preussen bilden, mit Oesterrdeh aber auf Grundlage 
eines geheimen Artikels weiter unterhandeln. Da sie mit Bedit ein« 
bedeutenden Ausfall in ihren Einnahm« befürchteten , wenn sie sich 
von Preussen trennten und einen besondaren sflddeutsdien Zollverein 
grfbideten, so wünschten sie, dass Oesterreich die Garantie für ihre 
bisherigen Zolleinkünfte übernähme ^^^). Oesterreich hütete sich, eine 
bestimmte Erklärung über diesen kitzeligen Punkt abzugeben, aber es 
wusste mit diplomatischer Feinheit die Hofinung auf die gedachte Ga- 
rantie in den Darmstädter Coalirten zu erhalten. Diese hatten sich, 
mit Ausnahme Badens, verpfliditet, die Verhandlungen mit Preussen 
über die Erneuerung des Zollvereins acht Monate in die Länge zu zie- 
h«, damit dieser Zeitraum zu der gewünschten Vereinbarung mit 
Oesterreich benutzt werden könne. Man wollte also vor Anfang des 
Jahres 1853 den Zollverein mit Preussen nicht erneuern und über- 
haupt zu Gunsten Oesterreichs gegen Preussen wirken. 

Ausserdem verlangten mehrere der Darmstädter Coalirten sehr ent- 
schieden, dass die Zugeständnisse, welche Preussen den Staaten des 
Steuervereins gemacht hatte, wenigstens in einigen Punkten modificirt 
würden; denn es widerstritt ihrem Selbstgefühle, die von Preussen ein^ 
seitig verabredeten Bestimmungen des Septembervertrags ohne Abände- 
rung anzunehmen. 

Die für die ersten Monate des Jahres 1852 angekündigte Zollcon- 
ferenz in Berlin wurde dadurch verzögert, dass der Beitritt Oldenburgs 



173) Beiträge. Aktenst. XII S. 119 £ 

174) In Bayern hatte man, trotz aUer Abneigung gegen Preussen, nicht ver- 
gessen, dassiler bayerische Zollantheil zur Zeit des bayerisch - württembergischen 
Zollvereins jährlich im Durchschnitt der Jahre 1830 — 32 nicht mehr als 1,999,399 
Gulden betrug , während er nach dem Beitritt zum deutschen Zollvereine gleich - 
im ersten Jahre (1834) auf 3,859,054 Gulden und 1845 bereits auf 6,776,390 Gulden 
stieg. Selbst nach Abzug der privativen Zollverwaltungskosten bezog also der 
bayerische Staat als Antheil an der Einnahme des deutschen Zollvereins uugeföhr 
so viel Vereinsthaler (3Va-Guldenstücke), als in dem Durchschnitt der Jahre 1830— 
1832 Gulden!' Das waren sehr wichtige Thatsachen, die znr Vorsicht mahnten, 
um nicht in 'grosse finanzielle Verlegenheiten zu gerathen. VergL (Kühne) Der 
deutsche Zollverein während der Jahre 1834 bis 1845. S. 37. (Kühne) Ansprache. 
S, 58 ff. 
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zttm Septmb^i^ertrage erst am 1. IBarz 1852 erfolgte und dass in 
demselb^ die Gefietougmig der Landesyertretungen vorbehalten war. 
Erst unter dem 6. März 1852 konnte die preussische Begierung za 
einer Zdlconferenz nach Berlin zum 14. April einhiden, indem sie 
zngleidi ihre Propositionen mittheilte. Sie Udt es für nothwmdig, die 
Sachlage und ihre Abaiditen in dem Einladungsschreiben nodnnals 
bestimmt darzulegen ^^^). 

Unter sehr ungänstigen Verhältnisse wurde die ZoUconferez in 
Berlin am 19. April 1852 durch eine Rede des Ministe -Präsidenten 
V. Manteuf f el ''*) eröffnet. Die Darmstädter Goalirten gaben den 
getroffenen Verabredungen gemäss ihre Erklärungen am 26. April 1852 
ab. Sie hatten^ zwar nichts dagegen, dass über die Annahme des Sep- 
t^ubervertrags Gonferenzrerhandlungen stattfänden, aber sie yerlang- 
ten, dass gleichzeitig mit Oesterr^ch Unterhandlungen gepflogen und 
dabei die in Wim vereinbarten Entwürfe zu Grunde gdegt würden ^^0- 

Die preussische Regierung erklärte dagegen am 1. Mai, dass sie 
an ihrer bereits ausgesprodiaien Ueberzeugung festhalte. Die Stellui^ 
Oesterreichs zum Zollverein sei von der des Steuervareins sehr ver- 
schieden. Die Staaten des letzteren hätten sich bereits vertragsmässig 
verpflichtet, dem Zollverein mit seiner bestehenden Verfassung und 
Gesetzgebung unter Vorbehalt einiger Modificationen blutroten. Da- 
gegen müssten dem Abschluss von Verträgen mit Oesterreich tief ein- 
greifende Reformen seines bisherigen ZoUsystemes vorausgehen. Die 
vorgeschlagene Verhandlungsweise. werde zu Verwickelungen fuhren, 
welche die Erreichui^ des Zieles nur erschw^en köunten. Wenn auch 
bei den Zollconferenzen in Berlin eine engere Vereinigung mit Oester^ 
reich auf dem Gebiete der materiellen Interessen in Aussicht zu neh- 
meu sei, so müsse doch zunächst die Erneuerung des Zollvereins unter 
Beitritt des Steuervereins gesichert werden ^^^). 

Nur der thüringische Verein trat der Ansicht Preussens bei; Ol- 
denburg und Braunscfaweig erklärten eine Verständigung fElr sehr wün- 
scheaswerth; Hannover suchte zu vermitteln*^*). 

Dass die thüringischen Staaten fest auf Preussens Seite standen, 
war wegen der geographischen Lage derselben sehr wichtig; denn 
durch ihre Gebiete wurde Sachsen von den übrigen Staaten der Darm- 

. 175) Beitrage* Akteast IX u. X S. 93 ff. 

176) Beiträge. Aktenst XI S. 116 f. 

177) Beiträge. Aktenst XIU S. 124 ff. 

178) Beiträge. Aktenst XIV S. 136 ff. 

179) Beiträge. Aktenst XIV S. 138 ff. 
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Städter Goaiition getrennt. Unter diesen bestand wenigstens geogra- 
phischer Zusammenhang, der sie zur Bildong dnes ZoUverrins ohne 
Preussen befähigte. Wenn die thüringischen Staaten im Zollvereine 
mit Preussen blieben, so würde dem Eonigreidie Sachsen die kurze 
Strecke von zwei und einer halben Meile, auf welcher es an Bayern 
grenzt, keinen £rsatz für das Zerreissen aller anderen Verbindungen 
gewährt haben. Da Sachsen, einem Zollvereine der Goalitionsstaaten 
nicht beitreten konnte und kein anderer Staat ein grösseres Interesse 
an der Erhaltung des Zollvereins mit Preussen hatte, so erscheint der 
Eifer, mit welchem der sächsische Minister v. Beust diö Angelegen- 
heiten der Darmstädter Goaiition betrieb, am unbegreiflichsten^^). 

Hannover gereichte es zur Ehre^ dass es, trotz starker Versuchun- 
gen, fest und treu an seinen vertragsmässigen Verpflichtungen gegen 
Preussen hielt. Nicht nur die G^ahren, welche nach dem am 18. No- 
vember 1851 erfolgten Tode des Königs Ernst August für den Sep- 
temb^vertrag zu entstehen schienen, versefawandien, sondern auch die 
Agitation, welche die Freihandelspartei gegen denselben versuchte, er- 
wies sich als ohnmächtig. Das alte Lied von der Gefahr, welche für 
Hannovers politische Selbstständigkeit aus der Zolleinigung mit Pr^is-^ 
sen entstehe, wurde von den versichiedensten Seiten sehr kräftig, aber 
vergeblich angestimmte*^). 



180) Als die eigentlichen Führer und Leiter der Zerwürfniss bezeichnet Kühne, 
Ansprache S. 12, ausdrüclflich die Chefe der Cabinette von Cassel, Dresden und 
Münehen, also die Herren H a s s e n p f 1 u g , v. B e u b t und v. d. P f o r d t e n. üeber 
dieses staatsmännische Kleeblatt sagt er S. 7, dass es jede Gelegenheit eifrig ^ 
griffen habe , um durch Gegenüberstellen und Verwidfeln der österreichischen und 
prenssischen Interessen eine eigne Machtstellung zu gewinnen. Die notorische Ge- 
sinnung desselben habe die preussische Regierung hauptsächlich bestimmt, den 
Septembervertrag ohne sein Mitwissen abzuschliessen. 

181) Darüber sagt Kühne, Ansprache S.22f., vortrefflich: „Gäbe es gar kei- 
nen anderen Beweis für die Verschiedenheit der« ZoUvefträge zyfischm ffelssigeii 
Staaten von dem politischen Dominiren, so würde der einfache Hinweiisf auf die 
politische Feindseligkeit der meisten Goalitionsstaaten gegen Preussen, nach so 
lange gedauertem Zollvereine, und die Absicht derselben, der prenssischen Verbin- 
dung den Rücken zu kehren, hinlänglich darthun, dass auch der Steuerverein durdi 
den hannoverschen Vertrag vom 7. September 1851 nicht im Geringsten seine selbst- 
ständige Autorität in Frage gestellt hat. Man ist daher gezwungen, die mehrseiti- 
gen politischen V^amungen an Hannover (sie ergingen besonders von München, 
Kassel, Dresden, W^ien und Triest — dann von Hamburg!) wegen dessen gefähr- 
deter Selbstständigkeit bei einer ZoUvereinigung mit Preussen für ganz kahle Lü- 
gengespinnste zu betrachten, die keinen verständigen Menschen umgarnen können. 
Auch ist es belustigend, dass z. B. die Wiener und Triesläner Presse, indem sie 
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Die Oenehmigang des Vertrags durch die hanQoyersche Stände- 
Versammlung, an welcher man vielfach gezweifelt hatte, war bereits 
am 29. Januar 1852 erfolgt i«'). Dies verdiente nm so mehr Anerken- 
nung, als in einem grossen Theile des hannoverschen Vdikes noch im- 
mer dne entschiedene Abneigung gegen den Beitritt zum Zollvereine 
herrschte. Von den verschiedensten Standpunkten und mit den man- 
nigfaltigsten Gründen, nicht blos politischen, volkswirthscbaftlichen und 
finanziellen, sondern auch sehr kleinlichen und beschränkte wurde 
gegen den Septembervertrag höchst leidenschaftlich agitirt^^^). Glück- 
licher Weise Hess sich dadurch weder die Regierung noch die Stände- 
versammlung irre machen. Die Erfahrung weniger Jahre bewies , dass 
die gehegten Befürchtungen unbegründet waren und gerade für Han- 
nover aus dem Anschluss an den Zollverein sich weit überwiegende 
Vortheile ergaben *•*). 

Inzwischen waren am 20. April 1852 die Conferenzen in Wien zum 
Abschluss gekommen. Den dort getroffenen Verabredungen gemäss stell- 
ten die sieben Regierungen der Darmstädter Goalition in einer Collectiv- 
Erklärung vom 25. Mai^^) in der Berliner ZoUconferenz den Antrag, 
dass während der Verhandlungen über die Erneuerung und Erweite- 
rung des Zollvereins auch die Verhandlungen zwischen den Bevollmäch- 
tigten der sämmtlichen bei der Berliner Conferenz vertretenen Regie^ 
rungen über die in Wien vereinbarten beiden Vertrags -Entwürfe unter 



Hannover vor dem Zollverbande mit dem mächtigeren Preuasen warnte, migleich 
die anderen Mittelstaaten dringend zur ZoUverbindong mit dem noch mächtigeren 
Oesterreich einlad. „Wer den Stein in die Höhe wirft, dem fällt er auf den Kopf", 
spricht Jesus Sirach." 

182) Die beistimmende Erwiederung der hannoverschen allgemeinen Ständever- 
sammlung an das königliche Gesammt - Ministerium vom 29. Januar 1852, die Ver- 
emigung des Steuervereins mit dem Zollvereine betreffend, wird von Houth* 
Weber a. a. 0. im Anhange S. 279ff. mitgetheilt. Oppermann a. %, 0. S. 449 
sagt: „Die Stände genehmigten, obgleich mit schwerem Kampfe, den Abschluss des 
Septembervertrags mit Preussen. Der König (Georg V.) und die österreichisch ge- 
sinnte Ministerpartei hätten gern das Gegentheil gesehen." « 

• 183) G. Haussen, Die volkswirthscbaftlichen Zustände des Königreichs Han- 
nover im Hinblick auf den Anschluss desselben an den ZoUverein. In der Zeit- 
sdurift für die gesammte Staatswissenschaft Bd. IX S. 371 ff. 

la^ Houth-Weber a.a.O. Einleitung & XXX ff. in den Anmerkungen, S.126 
Anm. *. Das Präcipuum zu Gunsten Hannovers, das man bei dem Abschluss des 
Septembervertrags zu 605,000 Thbr. veranschlagt hatte, betrug schon im ersten Ver- 
einsjahre Ci854) 1,136,240 Thlr., stieg dann fast von Jahr zu Jahr, so dass es sich 
im Jahre 1860 auf 1,391,666 Thlr. belief. 

185) Beiträge. Aktenst. XV 8. Ulf. 
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TheOnahme von Bevollmachtigteii der Sstoreichiadm Bq;i«nmg eröff- 
net wfirden. * 

Nachdem die prenssdsche B^emng die Wiener fkriiwürfe sorgfiltig 
geprOft hatte, entwidselte sie in der Erklärung \mn 7. Joni^^ ans* 
fÜhrUch ihre Bed^iken g^en den Entwurf einer ZoUeinigung mit 
Oesterreich, die sich hauptsächlich auf die grosse Unterschiede det 
Yolbswirthschaftlichen Interessen und Zustände im Zollverein und in 
Oesterreich, auf das österreichische Tabaksmonopol, auf den ai^en<mi- 
mcaea Massstab für die Bevenfientheilung, welcher die Vermehrung dar 
Bev^kemng nicht berficksichtige, endlich auf die Ungewissheit über 
den Zolltarif bezogen. Aber auch der Entwurf eines Zoll- uid Han- 
delsvertrages mit Gestenreich enthalte Bestimmungen, welche eine sorg- 
ßltige Prüfung aller einzelnen Punkte nothwendig machten. Der bis- 
herige Gang der Verhandlungen lasse erwarten, dass schon die Erledi- 
gung der bereits in Berathung gezogoien Gegenstände noch eine län- 
gere Zeit erfordern werde. Wenn man gleichzeitig auf Verhandlungen 
über den gedachten Vertragsentwurf eingehen wollte, so würde die Er- 
reichung eines definitiven Resultates in eine ungewisse Zeit versetzt, 
wenn sie überhaupt möglich wäre^ Ein Eingehen der preussischai 
Regierung auf die Anträge Oesterrdchs und der mit ihm verbündeten 
B^^imgen könnte daher die höchst nachtheilige Ungewissheit über 
den Fortbestand des Zollvereins nur verlängern. 

Am 1. Juli forderte die preussische Regierung die Goalitionsr^e- 
rungen auf, sich baldigst darüber zu äussern, ob sie bei dem Antrage 
vom 26, Mai beharre wollten, damit demnächst die nothwendigen Ent- 
Schliessungen gefasst werden könnten**^). Hierauf gaben fünf Coali- 
tionsstaaten, nämlich Bayern, Sachsen, Eurh^sen, Grossherzogthum 
Hessen und Nassau, am 20. Juli eine Erklärung ab^**), in welcher sie 
an ihren früher gestellten Bedingungen festhielten. An demselben Tage 
theilte die preussische Regierung der Conferenz mit, dass sie eine Ver- 
tagung derselben für angemessen halte, welche den R^erungen Zeit 
gewähre, entscheidende EntSchliessungen über alle bereits erörterten 
Fragen zu fassen; aber sie erklärte zugleich, dass sie für die fernere 
Betheiligung der Regierungen an den Verhandlungen zwei Punkte als 
präjudiciell betrachte, nämlich, dass nicht nur die noch rückständigen 
Erklärungen über die Vereinigung des Steuervereins mit dem Zollver- 



186) Beiträge. Aktensi XYI S. 143 £f. 

187) Beiträge. Aktenst XYI S. 147f. 

188) Beiträge. Aktenst XVU S. 149 fiE: 
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eine endlich abgegeben ^Nürden, sondern dass man auch einwillige, die 
Verhandlungen mit Oesterreich auf den Abscbloss eines Zoll- und Han- 
delsvertrags zu beschränken und dieselben erst nach der Erneuerung 
des Zollvereins zu eröffnen *••). 

Die Conferenzen wurden erst am 21. August wieder erSffiiet. An 
diesem Tage gaben die sieben Coalitionsifegierungen, welche sich inzwi- 
schen in Stuttgart wieder vereinigt hatten, eine Gollectiverklärung 
ab***). In derselben zeigten sie sich zwar geneigt, den Septemberver- 
trag im Wesentlichen anzunehmen, aber sie stellten die zweijährige 
Dauer der künftigen Zollvereinsperiode in Frage und forderten von 
Preussen eine bestimmte Erklärung darüber, wie weit es die in Wien 
vereinbarten Vertragsentwürfe als Grundlage der Verhandlungen mit 
Oesterreich anzuerkennen und in welcher Fassung es namentlich den 
Zoll- und Handelsvertrag anzunehmen bereit sei. In der Sitzung vom 
30. August bezeichnete die preussische Regierung sowohl diejenigen 
Punkte des in Wien vereinbarten Handels- und Zöllvertrags, welche 
sie unbedenklich annehmen könne, als diejenigen, welche sie abweisen 
müsse. Sehr entschieden forderte sie aber zugleich die Erneuerung des 
Zollvereins auf zwölf Jahre, und so lange dieselbe nicht stattgefunden 
habe, lehnte sie den Beginn der Verhandlungen mit Oesterreich noch- 
mals ganz bestimmt ab. W^enn nicht in der ersten Hälfte des Septem^ 
bers eine beistimmende Antwort erfolge, würde es unmöglich sein, auf 
weitere Verhandlungen mit der Gesammtheit der Zollvereinsstaaten ein-* 
zugehen 1®*). 

Hannover, der thüringische Verein, Braunschweig und Oldenburg 
erklärten gleichzeitig ihre Zustimmung zu den Ansichten Preussens *•*). 

Da in der Sitzung vom 15. September die gewünschte Rückäusse- 
rung der Coalitionsstaaten aus Mangel an Instnictionen der Bevollmäch- 
tigten nicht erfolgte, so setzte die preussische Regierung die Verhand- 
lungen über den Septembervertrag und di& Erneuerung der Vereinsver- 
träg^ ausschliesslich mit den Bevollmächtigten derjenigen Regierungen 
fort, welche ihrer Erklärung vom 30. August beigetreten waren, um 
aber der üngewissheit über den Fortbestand des Zollvereins, wefche 
immer nachtheiliger auf alle materiellen Interessen einwirkte, ein Ziel 
zu setzen, erklärte sie in der Depesche vom 27. September^**), dass 

189) Beiträge. Aktenst. XVIII S. 163 ff. 

190) Beiträge. Aktenst XX S. 170 ff. 

191) Beiträge. Aktenst XXI S. 174 ff 

192) Beiträge. Aktenst XXI S. 177 ff 

193) Beiträge. Aktenst XXIH S. 184 f. 
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Bie die ZoUcoBferenz mit der Gesammtheit der Vereinsstaaten anmöglieh 
fortsetzen könne , aber bereit sei, mit den betreffenden Regierungen 
wieder Unterhandlungen anzuknüpfen, wenn dieselben ihrer Ansicht 
über den Zeitpunkt der mit Oesterreich zu beginnenden Verhandlungen 
beistimmen würden. 

Inzwischen waren die Minister der Coalitionsstaaten wieder und 
zwar in Mündien zusammengetreten und hatten eine neue Erklärung 
entworfen^**), die aber keine Aussicht auf Verständigung eröffnete; 
denn sie liess zwar den Antrag auf Verhandlungen über eine Zolleini- 
gung, mit Oestetreich für jetzt fallen, lehnte aber die von Preussen am 
20. August als präjudicieÜ gestellten Forderungen ab. Als eine Bück- 
Äusserung der Coalitionsstaaten angekündigt wurde, erklärte die preus- 
slsche Regierung, dass es unmöglich sei, eine Gonferenzsitzung anznbe- 
raujnen. Hierauf yerliessen die Bevollmächtigten jener Staaten Ber- 
lin"*). 

Bald darauf, am 26. November 1852, kam ein Separatvertrag mit 
den Staaten des thüringischen Vereines (Kurhessen allein ausgenommen) 
zu Stande, welcher die Fortdauer dieses engeren Vereins und dessen 
Verbleiben in dem grossen Zollvereine auf zwölf Jahre sicherte ^••). 
So wurden diese kleinen Staaten dem Zollvereine mit Preussen erhal- 
ten, wenn etwa die süddeutschen ausschieden"^). Welchen Einfluss 
dies auf die Stellung des Königreichs Sachsen hatte, ist bereits ange- 
deutet. 

Im Laufe der Jahre 1851 und 1852 gewann es mehrmals den An- 
schein , als wenn nicht nur die höchst wünschenswerthe Erweiterung 
des Zollvereins durch den Beitritt des SteueiTereins gänzlich va-fehlt, 
sondern auch der bisherige, so mühsam gegründete Zollverein wieder 



194) Beiträge. Aktenst XXII S. 180 ff. 

195) Beiträge Aktenst. XXIV S. 186 AT. . 

196) Houth-Weber a. a. ^ S. 56ff. Eurhessen trat erst am 3. April 1853, 
ahio ganz kurz vor der Erneuerung des deutschen Zollvereins, dem Vertrage, die 
Fortdauer des thüringischen Zoll - und Handelsvereines betreffend, in Ansehung des 
Kreises Schmalkalden bei. Houth-VV^eber a. a. 0. S. 59ff. Wenn Eurhessen 
auch in Hinsicht seines Hauptlandes aus dem Zollverbande mit Preussen ausge- 
schieden wäre, so würde es doch schwerlich den Ereis Schmalkalden mit einer be- 
sonderen Zolllinie umgeben haben; selbst die Eflhnheit eines Hassenpflug hätte 
es nicht so weit gebracht. 

197) W^enn auch alle Staaten, welche sich gegen den Septembervertrag erklär- 
ten, aus dem Zollvereine getreten wären, so hätten doch diejenigen, welche jenen 
Vertrag als bindend anerkannten, immer nodi emen ZoSverein mit einem Gebiete- 
umfange von 6335 Q.-Meilen und 20,383,000 Einwohnern gebfldet Vergl. 0. Hüb- 
ner a. a. 0. S. 219. 
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aufgelöst wttrde. Allein so ml^htig war die innere Nothwendigkeit der 
Zoll- und Handelseinignng unter den meisten deutschen Staaten, so feM 
begründet die Gemeinschaft der volkswirthschaftlichen und finanziellen 
Interessen unter sämmtlicfaeu ZoUvereinsstaaten, dass trotz aller Hin^ 
demisse, aller politischen Almeigungen und Intriguen doch die nöthigen 
Schritte zur Verständigung geschahen; 

Nach der Auflösung der Berliner Zollconferenz wandte sich die 
DannUtädter Goalition sofort wieder nach Wien, um über die Gründung 
eines ZolWereins ohneTreussen und über die Garantie ihrer bisherigen 
ZoUeinkünfte von Seiten Oestarreichs weiter zu unterhandeln; denn diese 
finanzielle Angelegenheit lag ihr besonders am Herzen. Allein Qester- 
reich konnte sich nicht entschliessen, die gewünschte Garantie zu über^ 
iiehmen. Das grosse Deficit, welches sich selbst nach jedem Friedens* 
jähre herausstellte i«®) und die zerrütteten Geldverhältnisse i»») mussten 
dringend von der Uebernahme einer Zahlungsverbindliohkeit abmahnen, 
deren Grösse sich nicht voraus berechnen liess und die als eine regel- 
mässig wiederkehrende sehr drückend wert^en konnte (vergl. die An- 
merkungen 75 und 174). Man braucht daher den Tod des energischen 
Fürsten Schwarzenberg (im April 1852) nicht zu Hülfe zu nehmen, um 
zu erklären, dass Oesterreich die gedachte Garantie nicht übernahm 2«>). 

198) Bas österreichisclie Deficit betrug 

nach officiellen Angaben: nach Privatberechnung: 

1848 45,110,146 Fl. C.-M. 58,879,661 FL C-IVT. 

1849 121,906,805 - - 139,936,224 - 

1850 64,896,862-- - 90,589,7^ . 

1851 62,228,630 - - 104,899,941 - 

1852 53,447,331 - - 79,624,518 - 
8. Kolb, Handbuch der vergleichenden Statistik. 3. Aufl. S. 148. 

Nach dem statistischen Handbüchlein für die österreichische Monarchie von 
Czörnig, 3. Aufl. Wien 1861, S. 127 betrug das Deficit: 

1848 81,617,609 Fl. C.-M. 

1849 153,^46,395 - 

1850 71,590,271 - 

1861 71,294,152 - - 

1862 79,620,895 - 

Mag die eine oder di^ andere Berechnung richtig sein, jeden Falls war das immer- 
wahrende Deficit gross genug, um ernste finanzielle Bedenken gegen die Ueber- 
nahme einer neuen, mögücher Weise sehr bedeutenden ZahlungsverbindHchkeit 
hervorzurufen. 

199) Vergl. Adolf Wagner' s Artikel über die Finanzen des Kaiserthums 
Oesterreich im Staatswörterbuch, herausg. von Bluntschli und Brater, Bd. VH 
S. 614 fip. V. Czörnig, Oesterreiehs Neugestaltung S. 159 ff. 

200) A. Emminghaus a. a. 0. S. 19 sagt: „Der energische Fürst Schwär- 
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Oestenrekh erkannte immer mehr, dass die von ihm anstrebte Zoll- 
einigung mit allen deutschen Staaten durdi eine Sprengung des Zoll- 
vereins nicht befSrdert werde, und dass es nicht berufen sei, an die 
Stelle, welche Preussen bisher in demselbm eingenommen hatte, zu 
treten. Es musste sich zum Nachgebe entschliessen, um die beste- 
hende Verwirrung zu lösen, und suchte sich mit Preussen zu ver- 



schon während der Berliner ZoUconferenz waren geheime Unter- 
handlungen zwischen beiden Grossmächten angekttttpft worden. Am 
'7. December 1852 erschien der Freiherr y. Brück, der inzwisdien 
als Handelsminister abgetreten war, selbst in Berlin, um die Unter- 
handlungen zu fähren, und kurz darauf, am 17. December, machte der 
Kaiser daselbst einen Besuch, um die Versöhnung zu vervollständigen. 
Am 19. Februar 1853 kam ein Handdsvertrag zwischen beiden Gross- 
mächten zum Abschluss. Der Beitritt zu demselben wurde sowohl den- 



zenberg, der es sicli zur Aufgabe gesetzt hatte, das in Olmütz gede- 
müthigte Preussen in den Rang eines deutschen Mittelstaates her- 
abzusetzen, war schon im April 1852 mitten in der Ausführung seiner weit grei- 
fenden Pläne einem Schlaganfalle erlegen, und Buol-Schauenstein, der ihm als 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten folgte, konnte ihn in keiner Weise er- 
setzen. Die Bamberger (Darmstädter) Goalirten wandten sich nach dem resultat- 
losen Ende der Berliner Zoüconferenzen sofort wieder nach Wien und verhandelten 
über die Begründung eines süddeutschen ZoUvereins und die Garantie ihrer seit- 
herigen Zolleinkünfte Ton Seiten Oesterreichs. Hätte Fürst Schwarzen berg. 
noch gelebt, er würde kein Opfer gescheut haben, um sie festzuhal- 
ten; das jetzige Ministerium mochte aber doch Bedenken tragen, eine solche Ga- 
rantie zu übernehmen.^ Wir gestehen, dass wir die Richtigkeit dieser Ansicht 
stark bezweifeln. Der energische Fürst Schwarz enberg hatte sich wohl gdiü- 
tet, den süddeutschen Staaten auf der ersten Mener ZoUconferenz hinsichtlich der 
Garantie ihrer bisherigen Zolleinkünfte eine bestimmte Zusage zu ertheilen. 
Wenn er auch in der zweiten Hälfte des Jahres 1852 noch gelebt hätte, so konnte 
er doch die ernsten Bedenken des Finanzministers nicht ganz unbeachtet lassen. 
Was aber die Aufgabe betrifft, welche sich Schwarz enberg gesetzt hatte, Preus- 
sen in den Bang eines deutschen Mittelstaates herabzusetzen, so wäre die Lösung 
derselben doch noch mit einigen Schwierigkeiten Yerbanden gewesen, selbst wenn 
der kühne Staatsmann die gedachte Garantie übernommen hätte. Um uns nicht in 
die grosse Politik zu verirren, wollen wir nur an eine interessante Mittheilnng 
Eühne's (Ansprache S. 14) erinnern. In einem gewissen diplomatisdhen Kreise 
einer grossen^Kesidenz brach damals ein deutsches Gesandtschafts-Mitglied, welches 
gerade nur Coalitionsfreunde um sich zu haben meinte, mit Eifer in die Worte aus : 
„Vor Allem ist dies rastlose Preussenvolk zu Paaren zu treiben.'^ Kühne bemetlct 
in seiner ironischen Weise : „Versucht es, ihr Herren ; allein der Treiberstecken ist 
kuns und die Heerde gewaltig/' 
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jenigen deutschen Staaten, welc&e am 1. Januar 1864 oder später dem 
Zollvereine ...mit Preussen angehören wttrden, als den mit Oesterreicfa 
zoUverbünd^teu italienischen Staaten ausdrücklich vorbehalte 201^, Dj^. 
ser Beitritt erfolgte alsbald und es fanden in Wien Gonferenzen statt, 
Am- theils die zur Ausfahrung des Handelsvertrages erforderlichen Voll- 
Zugsvorschriften festzustellen, theils über weitere Erleichterungen des 
Verkehrs gemäss dem Art. 3 sich zu vereinbaren. Allein in der letz* 
teren Beziehung hatten die Unterhandlungen nicht den mindesten Er- 
folg 202). 

Es war eine Ironie des Schicksals, dass der geistreiche Staatsmann, 
welcher die Denkschriften über die Zolleinigung Oesterreichs mit sämmt- 
liehen deutschen Staaten verfasst und Alles aufgeboten hatte, um den 
Zollverein von Siebzig Millionen zu Stande zu bringen, nun mit einem 
Handelsvertrage sich begnügen musste, den er selbst unterhandelte und 
unterzeichnete 2*>'X 



201) Handelsarcliiv 1853. L Gesetzgeb. S. 241 ff. v. Czöi^nig, Oesterreichs 
Neugestaltung S. 151 ff. Robolsky a. a. 0. S. 74 ff. A. Emminghaus a. a. 0. 
S. 20ff. 

202) Der Freiherr v. Brück sagt hinsichtlich dieser Verhandlungen in seiner 
erst nach seinem Tode erschienenen Denkschrift; Die Aufgaben Oesterreichs. Leip- 
zig 1860, S. 71 f.: „Die lange verzögerten, endlich im Beginn 1858 eröffneten Wie- 
ner Zollconf erenzen brachten nur ein negatives Ergebnis s. Statt grossartiger 
Auffassung der gemeinsamen Ziele ein enges fiscaliaches Abwiegen der 
gegenseitigen Einzel-Interessen und ein blosses Zerrinnen der höheren 
allgemeinen GesichUpunkte. Auf allen Seiten ein schwachherziges Misstrauen und 
Rückgedanken. Vieles, was in Oesterreich geschah, und Manches, was 
nicht geschah, verstimmte Deutschland. Die Gegner der Zolleinigung 
zögerten nicht, selbst das Goncordat und die confessioneUen Zustände für ihre Ab- 
sichten auszubeuten. Die frühere Begeisterung für die Oesterreichisch-. 
Deutsche Zolleinigung erkaltete. Gleichgiltigkeit trat an die Stelle, zum 
Theil sogar entschiedener WiderwiUe. Kurz, nichts geschah, um die anfänglich 
günstige Stimmung in Deutschland zu nähren, — AUes, um sie zu ersticken.^' 
Aus diesen Worten geht die Verstimmung des geistreichen Staatsmannes über das 
Misslingen seiner hochfliegenden Pläne sehr deutlich. hervor. Es ist zu beachten, 
dass er der österreichischen Politik einen grossen Theii der Schuld beimisst. Ob 
das flscalische Abwiegen der Einzel-Interessen den ZoUvereinsstaaten mit Recht 
zum Yor¥nirf gemacht werden konnte, werden wir in einem späteren Artikel über 
die finanzieUen Bedingungen eines Zollvereins untersuchen. Was aber die frühere 
Begeisterung fibr die österreichisch -deutsche Zolleinigung betrifft, so konnte sie 
nicht erkalten, weil sie in einem grossen Theile Deutschlands, namentlich in Nord-t 
deutschland, niemals vorhanden und auch in Süddeutschland mehr eine gemachte 
als eine wirkliche war. 

203) In der Abhandlung: Oesterreich in den Jahren 1862—62. Unsere Zeit, 
IL , 28 
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In dem Handelsverträge vom 19. Februnr 1853 ist zwar, ausser 
dem Zugeständnisse ausgedehnter Zoll-Befreiungen und Ermässigungen, 
sowie sonstiger Erleichterungen des wechselseitigen Verkehrs, die Ab- 
sicht ausgesprochen, die allgemeine deutsche Zolleinigung anzubahnen; 
allein weder eine wirksame Einsprache des einen Vertragschliessenden 
gegen Tarifänderungen, welche der andere einführen möchte, ist zuge- 
standen, noch übernimmt Preussen irgend eine bestimmte Ver- 
pflichtung, in der Zukunft mit Oesterreich in einen Zollverein zu treten. 
Im Art. 25 ist nur verabredet, dass im Jahre 1860 Commissarien der 
contrahirenden Staaten zusammentreten sollten, um über dieZoll- 
einigung zwischen den beiden contrahirenden Theilen und ihrem 
Zollverbande dann angehörigen Staaten, oder, falls eine solche 
Einigung noch nicht zu Stande gebracht werden könnte, 
über weitergehende Verkehrserleichterungen und über möglichste Annä- 
herung und Gleichstellung der beiderseitigen Zolltarife zu unterhan- 
deln ^o«). 

Nachdem Oesterreich und Preussen sich verständigt hatten, erklär- 
ten die Coalitionsstaaten, dass der Genehmigung des Septembervertrags 
nichts mehr im Wege stehe, da ihren Forderungen Genüge geschehen. 
Das war nichts als eine diplomatische Wendung, mit welcher sie ihre 
Niederlage zu verdecken suchten ^p»). 



Jahrbuch zum ConversationBlexikoii. Leipzig 1864. Bd. VIII S. 1 ff. wird S. 19 tref- 
fend bemerkt: „Durch den Vertrag vom 19. Februar 1863 musste Oesterreich auf 
frtüier Erstrebtes, auf kurz zuvor gestellte Verlangen und mit grosser Hartnäckig- 
keit begehrte Concessionen endgültig verzichten. So verzichtete es darauf, die Be- 
stimmung in d^n Vertrag zu setzen, dass Tarifänderungen in Zukunft von beider- 
seitigem Einverständniss abhängen sollten; desgleichen auf die Zolleinigung, die es 
anfänglich für den 1. Januar 1859 in Aussicht genommen hatte. Es musste sich 
^frieden geben, den Zusammentritt von Commissarien behufs Verhandlungen über 
die Zolleinigung für 1860 zu stipuliren — eine ziemlich harmlose Bestimmung, eine 
in Wahrheit unbedeutende Errungenschaft für den, der einen mitteleuropäischen 
Handelsbund, 70 MüUonen umfassend, hatte begründen und mit der Gründung im 
Jahre 1860 schon fix und fertig sein wollen." 

204) Diese Verhandlungen wurden zwar um die Mitte des Jahres 1860 von 
Oesterreich beantragt, aber gar nicht begonnen; dennPreussen erklärte im August 
desselben Jahres, dass es beim Eintreten in Verhandlungen über den Art 25 des 
Handelsvertrages in der Lage sein würde, den Abschluss einer Zolleinigung 
zwischen den Zollvereinsstaaten und Oesterreich bestimmt abzuleh- 
nen. Den Hauptinhalt der preussischen Antwort giebt Houth-Weber a. a. 0. 
Einleitung S. XVIII Anmerk. *. 

205) Es ist eine Verfälschung der Geschichte, wenn noch neuerdings Idden- 
schaftU^e Preussenf^de den Ausgang der ZoUveremskrisis so darzustellen suchen. 
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Nim berief Piieussen eine n^oe ZoUeonfenm nach'BevliH, auf wel^ 
eher die Verhandlungen rasch zum Abschlüsse kamen. Der Vertrag 
über Fortdauer und Erweiterung des Zollvereins wurde am 4. April 
1863 unterzeichnet und kam am 1. Januaf 1854 zur Ausföhrung^oe). 
So war der Zollverein unter Aufnähme des Steuervereins auf zwölf 
Jahre, bis zum 31. December i865, gesichert. Das unermessliche Un- 
glück, welches eine Auflösung. desselben nothwendig zur Folge gehabt 
hatte, wurde abgewendet *^^). 

Seitdem hat keine wesentliche Erweiterung des Zollvereins statt- 
gefunden. Nur Bremen hat sich durch Vertrag vom 26. Januar 1856 
am 1. Jannar 1857 mit einigen Stückchen seines Gebietes (V4 Quadrat- 
meile mit 1017 Einwohnern) angeschlossen ^oe). Gegenwärtig umfasst 
der Zollverein ein Gebiet von 9046 Quadratmeilen mit mindestens 



als habe die Darmstädter Coalition über Preussen einen yollstan<!igen Sieg davon 
getragen/ Bothenhöfer, Fünf handelspolitische Briefe S. 49 geht sogar so weit, 
zu behaupten, dass Preussen mit Hannover und Oldenburg durch einen kühnen, 
rechtsbegründeten Schachzug des Ministerpräsidenten v. d. Pf ordten plötz- 
lich zu Bittstellern um Aufnahme in den Zollverein umgeschaffen worden 
seien! Vergleicht man die ursprünglichen Forderungen der Darmstädter Coalition 
mit den Bestimmungei^ des Vertrags vom 4. April 1853, so überzeugt man sich 
leicht, dass die Forderungen Preussens in allen wesentlichen Punkten vo^ derselben 
angenommen wurden. Die Coalition fügte sich in das Unvermeidliche, so widerwil- 
lig es auch hier und da geschehen mochte. 

206) Houth-Weber a. a. 0. S. 65 ff. 

207) Unten den Schriften über die Krisis des Zollvereins sind hervorzuheben: 
Oechelhäuser, Der Fortbestand des Zollvereins und die Handelseinignng mit 
Oesterreich. Frankfurt 1851. — Wappäus, Gelegentliche Gedanken über natio- 
nale Handelspolitik. Göttingen 1851. — Bau, Ueber die Krisis des Zollvereins im 
Sommer 1852. Heidelberg 1855. Aus dem Archive für die politische Oekonomie. 
N. F. Bd. X besonders abgedruckt. — (Kühne) Zur handelspolitischen Frage. 
Berlin 1852. — (Kühne) Ansprache an die deutsche Fabrik- und Handelswelt 
u. s. w. Braunschweig 1853. (Unter allen Schriften far den Septembervertrag ist 
diese die scharfsinnigste und geistreichste.) — Kries, Soll der Zollverein wirklich 
zerrissen werden? Eine Frage aus Preussen. In der Zeitschrift für die gesammte 
Staatswissenschaft Bd. VUI 3. 565 ff. — Die ZoUconferenz zu Wien in ihren noth- 
wendigen Folgen für das gesammte Deutschland. Leipzig 1852. (Die Verdächtigun- 
gen und Uebertreibungen, an welchen diese Schrift sehr reich ist, hat Bau a.a.O. 
sehr gut widerlegt) — Zum Verständniss der Zollvereinskrisis. Giessen 1852. Die 
beiden zuletzt genannten Schriften erklären sich für die Darmstädter Coalition und 
den Beitritt Oesterreichs. 

208) A. Emminghaus a. a. 0. S.24ff. v. Viebahn a. a. 0. S.202ff. Die 
Verträge zwischen dem Zollverein und Bremen nebst Zubehör bei Houth-Weber 
a. a. 0. S. 215 iL 

28* 
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35 lülUoiien Einwoluieni, denn die VoltarAhlmig im Deoembor 1861 
ergab bereits 34,670,277^. 



209) Ansseriudb des ZoOjertoDA stehen unter den dentsdien '. 
noch Oesterreich mit liechtenstem, die beiden Meddenbnrg, die drei Hansestädte, 
Unürarg, Holstein und Laaenbnrg, also 9 Bundesstaaten. Dieselben haben zusam- 
men ein Gebiet Ton 4,118 QnadratmeQen nnd 15,396,698 Einwohneni, abgesehen 
Ton Oesterreich jedoch nur ein Gebiet Ton 627 QtuutratmeQen nnd 1,816,698 £3n- 
wohnem. Dieser Berechnmig sind die Angaben in Kolb's yeri^eidieiider Statistä, 
3. Aofl. S. 410 zn Gmnde gelegt 



IX. 

üeber Forstverwaltungsgnmds&tze 

mjt Berücksichtigung der vom k. bayer. Ministerialforstbureau heraus- 
gegebenen »Forstverwaltung Baiems.« (Müncfien 1861.) 

Von 
Cteory Rlayr« 

Der unvergessliche PfeiP) sagt einmal, dass die vollkommenste 
Benützung des Bodens nur erreicht werden kann, wenn die beiden 
Geschwister, Waldwirthschaft und Ackerbau mit vereinten Kräften dar- 
nach streben. So richtig diese Behauptung auf den ersten Bück er- 
scheint und so wenig sie einem erst neu entdeckten Grundsatze gleicht, 
so zeigt doch die Culturgeschichte und die Forstgeschichte insbesondere, 
wie wenig man früher diese Wahrheit erkannte oder erkennen wollte, 
und welche schlimmen Folgen die ehedem hierin herrschenden Ansich- 
ten für die wirthschaftlichen Zustände Deutschlands herbeigeführt haben. 
Erweitern wir den oben für die Erreichung der vollkommensten Boden- 
benützung angeführten Satz analog für die Erzielung des bestmögli- 
chen wirthschaftlichen Zustandes eines Landes überhaupt, so müssen 
wir zugeben, dass dieser nur dann erreichbar erscheint, wenn alle die- 
sen Zustand bedingenden Faktoren in ihrer Gesammtheit und besonders 
die Faktoren der Produktion nach Verhaltniss ihrer nationalwirthschaft- 
liehen Bedeutung Hand in Hand nach diesem gemeinschaftlichen Ziele 
streben. Dieser Satz bildet die Grundlage alles nationalökonomischen 



1) Grundsätze der Forstwiss. in Bez. auf die Nationalökonomie u« die Staats- 
finanzwissenschaft I. Bd. §. 10 S. 34. (Pfeil hat in einem mehr als 4Cyährigen 
literarischen Wirken sowohl in einer Reihe' grösserer selbstständiger Werke, als 
insbesondere durch die von ihm begründeten und redigirten „Kritischen Blätter für 
Forst- und Jagdwissenschaft'S die wichtigsten Materien der Forstwissenschaft auf 
richtiger national-ökonomischer Grundlage einer ' grünpchen Bearbeitung und Be- 
Vision unterworfen. Leider hat die Opposition, in welche er zuweilen mit den herr- 
schenden Ansichten kam, verhindert, dass seine Grundsätze allgemeine und toU- 
ständige Anerkennung fanden. 
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Strebens einer Nation. Da das in demselben enthaltene Postulat we- 
sentlich allgemeiner Natur ist, so erscheinen die sich gegen dasselbe 
erhebenden Oppositionen als wirthschaftlich partikularistische Tenden- 
zen und selbstsüchtige Erhebungen eines einzelnen Faktors gegen das 
Gesammtziel und gemeinschaftliche Wirken. 

Die Culturgeschichte gibt hiezu die mannigfachsten Beispiele und 
zeigt z. B. im physiokratischen Systeme die unverhältnissmässige und 
dem Ganzen schädliche Erhebung und Ueberschätzung eines an sich 
allerdings höchst wichtigen Faktors der Volkswirthschaft, wie sie an- 
dererseits in der unmässigen und irrationellen Bevorzugung der Jagd 
die Ueberhebung eines an sich höchst unbedeutenden Faktors wirth- 
schaftlicher Thätigkeit darthut. 

Wenn wir nun allerdings diese wirthschaftlichen Extravaganzen 
glücklich überstanden haben, so bleibt doch immer noch ein gewisser 
Grad von Opposition des einen wirthschaftlichen Zweiges gegen den 
anderen übrig, und es findet diese ihren Grund in der naturgemässen 
und in gewisser Beziehung nothwendigen Vorliebe des Menschen für 
seine spezielle Beschäftigung. So gut wir aber das System des wirth- 
schaftlichen Egoismus wenn auch als nothwendig, so doch nicht als hin- 
reichend für die Erhaltung und Blüthe der Einzelwirthschaft, wie der 
gesammten Volkswirthschaft anerkennen müssen, und daher daneben 
noch ein anderes höheres Prinzip, sei es nun das des Gemeihsinns oder 
gewisser psychologischer und ethischer Gesetze statuiren ; mit demselben 
Rechte muss eine Macht gefordert werden, die ausserhalb der einzel- 
nen Zweige der wirthschaftlichen Thätigkeit stehend diese vereinigt 
und gewissermassen versöhnt, und so die Erreichung des einen gros- 
sen Zieles möglich macht. Diese Macht aber ist gegeben in gesunden 
nationalökonomischen Grundsätzen, die demgemäss als competenter und 
objektiver Kichter der in den einzelnen wirthschaftlichen Zweigen auf- 
tauchenden und geltenden Ideen erscheinen. Wende ich dieses auf die 
inir vorgesetzte Aufgabe an, so finde ich darin die Berechtigung des 
nicht speciellen Fach- oder Forstmannes, Altes dasjenige vom national- 
wirthschaftlichen Standpunkt aus zu prüfen, was von den Grundsätzen 
des Faches auf anderweitige wirthschaftliche Zweige und die gesammte 
wirthschaftlicbe Thätigkeit des Landes Einfluss hat. So mag z. B. der 
Forstmann für sich allein über die rationellste technische Erziehung der 
Eiche entscheiden; in welchem Masse aber die Eichenzucht überhaupt 
als wirthschaftlich vortheilhaft und zulässig erscheint, das darf und 
inuss der Natiopalökonom prüfen. 

Diese würdige und objektive Stellung für die Nationalökonomie 
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zu erringen und zu befestigen, ist eine Hauptaufgabe der Zeit; denn 
als blosse Illustration zu irgend einer obrigkeitlieben Verfügung natio- 
nalökonomiscbe Grundsätze anzuführen, ist sebon seit Jahrhunderten 
im Gebrauch. Ein Blick auf die Geschichte der Forstgesetzgebung mag 
dieses zeigen. Die eigentliche Forstgesetzgebung, welche sich von den 
früheren Verordnungen, die von den Fürsten und Herren nach Launm 
in der einen Urkunde so, in der. anderen anders gegeben wurden, ivo- 
senilich unterscheidet, konnte erst mit der Ausbildung des bannum zur 
Forsthoheit ^), die mit der Ausbildung der Landeshoheit der deutschen 
Fürsten im innigen Zusammenhange steht, ihren Anfang nehmen« Das 
Princip der Gesetzgebung war dem Gesetzgeber nunmehr klar bewusst, 
und unterstützt von den allgemeinen politischen Verhältnissen und Wir- 
ren in Deutschland erreichte diese Gesetzgebung in den deutschen 
Ländern im 17. und 18. Jahrhundert ihren Gulminationspunkt. Die 
Ordonnances von Louis XIV. von 1669, in ihrer Tendenz mit den 
deutschen Forstordnungen übereinstimmend, gaben für diese einen An- 
haltspunkt, und bei einer wie der anderen von denselben war es, so 
zu sagen, Geschäftsstyl geworden, nach einigen scheinbar wissenschaft- 
lichen und der Wohlfahrtstheorie entnommenen Worten, namentlich 
über den zu befürchtenden baldigen Holzmangel u. s. w., die Privat- 
forstwirthschaft zu fessein, und dann der Jagd, der hauptsächlichsten 
Frucht des Wildbannes und der Forsthoheit möglichst freien ungehin- 
derten Spielraum und dem Wilde einen möglichst grossen Waldstand 
zu verschaffen 3). 

Die Forstverwaltungsgrundsätze äussern unbestritten einen höchst 
bedeutenden Einfluss auf die allgemeinen volkswirthscbaftlichen Zu- 
stände, und desshalb soll hier Einiges übier dieselben folgen. Zu einer 
kritischen Behandlung aber liefert das in der Ueberscbrift bezeichnete 
in seinen einzelnen Theilen trefflich ausgearbeitete Werk, dessen Her- 
ausgabe wir dem bayerischen Ministerialforstbureau verdanken, eine 
vorzügliche Grundlage. Der Natur der Sache nach sind es zunächst 
die Grundsätze der Staatsfofstverwaltung, die eingehender mitgethettt 



2) „eines", wie Germanus Philo parc hu s sagt, „neuen Inyentum's in 
Deutschland.*' -- Germ. Philop., Kluger Beambter XXXIV. Tit. vgL Fritsch, 
Gwp. Jur. Venat. forest. I. Bd. XV. 

3) Vgl. z.B. die Beuss-Plauensche erneuerte Waldordnung; die fürstl. Eisenach- 
Bche Jagd- und Forstordnung von 1645: die Hertzogl. Magdeburg. Holz- und 
Jagdordnung von 1687 u. s. w. Eine Aufzählung in Moser's Forstarchiv XVI, 
und in Fritch, Corp. Jur. Yen. forest. — Vgl. auch Bayer. Mandat von 1672 im 
Landeskulturwesen. Döllinger, XIV. II. u. a. 
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werden und die auch die Grundlage der folg^iden Betrachtangen bil- 
den; aber die in denselben niedergdegten Ideen sind nicht bloss mass- 
gebmd für die Yerwaltong der ai» sich schon sehr bedeutenden Staats- 
forstfläche, sondern sie haben faktisch auch den grössten Einfluss auf 
die Verwaltung und Bewirthschaftung der ganzen Landesforstfläche. 
\or Allem sind es die Grundsätze der Staatsforstverwaltung, die auf 
den Entwurf, die Umänderung und die Auslegung Yon Gesetzen und 
Verordnungen, welche direkt oder indirekt das Forstwesen betreffen, 
am energischsten wirkai, weil eme so spezielle Gesetzgebung ganz na- 
tttrlich zunächst und zumeist in den Händen der Fachmänner ruht und 
w^iger den Modificationen durch die eigentlichen Gesetzgebungsfakto- 
ren unterliegt; die innige Verbindung des specifisch Technischen. mit 
dem allgemein Oekonomischen hindert diese in vielen Punkten, in Op- 
position mit dem eingebrachten Entwürfe zu treten, wie ja analog die 
Kammerreferate über das Forstbudget meist nur ein Excerpt der Re- 
gierungsvorlage enthalten. Die Staatsforstverwaltungsgrandsätze wirken 
also indirekt durch die Gesetzgebung, der ja die Gesammtforstfläche 
unterworfen ist, in mancher Beziehung ebenso, als sie für die Staats- 
forsten gelten. In besonders qualifizirter Weise gilt diess von den 
Communalwaldungen, die in ihren Verwaltungsgrundsätzen nicht nur 
durch die Forstgesetzgebung beschränkt, sondern durch das dem Staate 
zustehende Curatel- und Oberau&ichtsrecht ganz den Ansichten unter- 
worfen sind, welche für die Staatswaldungen massgebend sind. Den 
Privatforstbesitzem ist allerdings abgesehen von den forstgesetzlichen 
Beschränkungen eine freiere Bewegung zugestanden, aber effektiv ge- 
stalten sich die Verhältnisse doch theilweise anders. Die grossen Forst- 
besitzer wählen nämlich ihr Forstverwaltungspersonal aus den für den 
Staatsdienst herangebildeten Forstleuten und überkommen so deren 
Grundsätze in ihre eigene Forstverwaltung, abgesehen von dem Bei- 
spiele, das jedem Forstbesitzer in der Staatsforstverwaltung vorliegt, 
und ihn wenigstens in einzelnen Fällen leiten wird. Wenn demgemäss 
die Grundsätze der Staatsforstverwaltung' so tief in die gesammte Volks- 
wirtbschaft eingreifen, sind wir um so mehr berechtigt und verpflich- 
tet, sie zu beachten und zu würdigen, und es wird derjenige, der an 
ihnen vielleicht Manches anders wünscht, als er es findet, nicht weniger 
und vielleicht mehr ein Freund seines Vaterlandes' sein, als der, wel- 
cher sie unbedingt und ohne Kritik annimmt. In der Einleitung der 
»Forstverwaltung Bayerns«*) ist zwar gesagt, es sei im Plane der in- 

4) S. IV. 
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mitten cirangender Berufsarbeit^ entstaDdenen Schrift gellten, den 
Vortrag möglichst einfach, objektiv und zugänglich fttr die Forstb^ 
diensteten aller Grade, sohin fern von allen speculativen Erörterungen 
zu halten, denselben ferner lediglich auf den gegenwartigen Stand- 
punkt zu beschränken und historische Thatsachen nur nebenbei anzu* 
deuten ; aber das ganze Werk ist viel zu wissensdiafüich und auch an 
viden Punkten nidits weniger als objektiv^) gehalten, m dasses kaum 
in der Absicht des Verfassers gelegen sein kann, es dem Wissenschaft- 
lidien Interesse und demzufolge der £ritik zu. entziehen. 

Die uns zunächst interessirenden Ai^ichten der bayerisdien Staats- 
forstverwaltung, die da und dort im ganzen Werke zerstreut auftau- 
chen, sind concentrirt im dritten Abschnitt der fünften Abtheilung, der 
die für den Betrieb und die Verwaltung der Staatswaldungen massge- 
bende Grundsätze entwickelt *). Sondern wir das darin gegebene 
Material nach zwei Kategorieen, so haben wir zu untersuchen, erstens 
was über die Qualität der Wirthschaft auf der vorhandenen Staats- 
waldflädie gesagt ist, und zweitens was in quantitativer Beziehung über 
die Grösse des Staatswaldareals und über die bei Veränderungen des- 
selben geltenden Ansichten mitgetheilt wird. Einige kurze statistische 
Mittheilungen, welche dem Werke selbst entnommen sind, mögen als 
Grundlage und ErläiUerung des Folgenden diacien. 

Die königl. bayerischen Staatsforsten nehmen vom Gesammtareal des 
Königreiches, das zu 22,409,731 bayer. Tagw. angegeben wird, 2,682,518 
Tagw. ^) ein; dazu kommen die sog. Saalforste mit 54,005 Tagw., welche 
in den k. k. österreichischen Bezirksämtern Lofer und Saalfelden gsle- 
gen sind, so dass sich die Gesammtsumme auf 2,736,523 Tagw. be- 
lauft, während sich mit Einredinung eben dieser Saalforste der Ge- 
sammtwaldcomplex von Bayern zu 7,579,032 Tagw.*) ergibt. Von die- 
ser ansehnlichen Staatswaldfläcfae sind 10 Proc. unproduktiv^ 3 Proc. 
produktionsfahig, aber unbestockt, und 87 Proc. bestockt. Forstrechte •) 
ruhen zur Zeit noch auf 1,895,744 Tagw. Staatswaldungcai = 77 Proc. 
des ganzen produktiven Areals; davon sind 281,972 Tagw. nur mit 
Holzrechten, 20,890 Tagw. nur mit Streurechten, 196,346 Tagw. nur 



6) VgL in der Einleitung selbst S. V. Die Angriffe gegen die „Thorie der 
Freiheit des Grundbesitzes" — ; noch mehr S. 212. 

6) §. 119 mit §. 127. 

7) vgl. S. 193. der „F^rstYem.« 

8) TabeUe zu S. 8. 

9) Tab. zu S. 196. 
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mit Wdderechten und 1,396,536 Tagw. mit Holz-, Streu- oder Weide- 
rechtep belastet. 

Was in der Darlegung der Verwahungsgrundsätze selbst über das 
Frincip der Wirths^haft in den Staatswaldungen gesagt ist, reducirt 
sich auf die unbedingte Tendenz, die Holzerziehung in einem 
möglichst langen Zeiträume zu bewerkstelligen, was 
einerseits die eben dort ausgesprochene Verdrängung des Mittel - und 
Niederwaldes und die Deberführung der früher so behandelten Wal- 
dungen in Hochwald, andererseits füi* die Hochwaldung^ selbst die 
Annahme möglichst hoher Umtriebszeiten bedingt; auch hängt damit 
. theilweise die unbedingte Vorliebe für die Eichenkultur zusammen. 

Vom Standpunkte der Forstverwaltung aus mag in Anbetracht der 
grossen zu verwaltenden Forstfläche die Uefoerführung des Nieder- und 
Mittelwaldes in Hochwald allerdings manche Bequemlichkeit, vielleicht 
auch Vortheile mit sich bringen; ich habe auch gar. nicht im Sinne, 
diese Ueberfuhrung unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
zu tadeln , weil, wenn dieses nicht geschehen oder der umgekehrte Fall 
eintreten würde, der Markt mit schwächeren Holzen übei*schwemmt 
würde. Es soll vielmehr zunächst nur der theoretisch ausgesprochenen 
unverhältnissmässigen und unbedingten Bevorzugung des Hochwaldes 
und der für denselben einzuführenden exorbitant hohen Umtriebszeiten 
entgegengetreten werden. Der Hochwald ist für die bayerischen Staats- 
forste gegenwärtig allerdings eine Nothwendigkeit, aber nur in Folge 
des grossen Waldareals von Bayern und der Masse der in den Kohlen- 
und Torflagern gebotenen Brennholz -Surrogate. Bei den gegenwärti- 
gen Waldzuständen Bayerns kann man allerdings nicht ohne gewisse 
Berechtigung das Nutzholzbedürfniss des In- und Auslandes obenan 
setzen und die Erziehung des Brennholzes gleichsam nur nebenbei be. 
treiben, wie sich solches sattsam aus den zu Nutzholz nicht brauchba- 
ren und nicht absetzbaren Stämmen und dem anfallenden schwächten 
Holze ergibt, und zwar in solcher Menge, dass die bayer. Staatsforst- 
verwaltung selbst eine Stockung des Brennholzabsatzes zugibt *<>). Es 
kann also, wenn wir aufrichtig sein wollen, von einer eigentlich wirth- 
schaftlichen Erzielung des Holzes nicht mehr die Bede sein; denn es 
kann die naturgemässe Unterscheidung der Erziehung von Brennholz 
und der von Nutzholz nicht mehr überall eintreten, ebensowenig wie 
die Beobachtung der für die Erziehung dieser beiden Holzsortimente 
aufzustellenden Fundamentalregeln. Aufgabe der Brennholzerziehung 

10) §. 121. 
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ist es, die grösste Masse von Breimstoff in der verhältnissmiissig kfir* 
zesten Zeit auf dem kleinsten Räume zu* erzeugen und zugleich des- 
jenigen Boden zur Benutzung zu bringen, welcher am wenigsten zu 
exaer anderen Erzeugung geeignet ist. Welche Hölzer nun den mei- 
sten Brennsrtoff enthalten, und wie daraus mit Rttclcsicht auf deren Vo- 
lumen, auf die Möglichkeit, sie zu erziehen , ihr schnelleres oder läng- 
sameres Wachsthum, ihren Eitifluss in Bezug auf Verschlechterung oder 
Verbesserung des Bodens die praktischen Resultate für den An- 
bau selbst zu gewinnen sind, sind technische Aufgaben; wir befinden 
uns da auf dem Felde der Untersuchungen über die Brennkraft deor 
Hölzer, und bezugsweise deren Surrogate, auf dem Lavoisier, Du 
Hamel, Rumford, G. L. und Th* Hartig, v< Werneck, Ea- 
marsch, Fielet, Berthier, Winkler, Petersen, Schödler, 
Brix u. A. hervorgetreten sind. 

^ Da es auf die Erzeugung der grössten Menge von Brennstoff 
selbst ankommt, und nicht auf die Erziehung von Holz, das verhält- 
nissmässig am brennstoffhaltigsten ist, so hat man sich vor einer Ver- 
weehselung dieser beiden ganz verscMedenen und doch häufig verwisch- 
ten Gesichtspunkte besonders zu hüten. Im Allgemeinen muss jedoch 
zugegeben werden, dass die Marktpr^e für die weniger brennstoffhal- 
tigen und voluminöseren Hölzer niederer stehen, als nach dem Ver<r 
hältniss des Vohimens und des Brennstoffes zu erwarten wäre; das äl- 
tere und stärkere Material wird viel theuerer bezahlt, als das jüngere 
und schwächere; der Grund ist theils in Vorortheilen, theils in einer 
zunächst durch den höheren Gebrauchswerth und insbesondere durch 
die grössere Bequemlichkeit der Verwendung d^ Produktes begründete 
grössere Nachfrage von Seite der Gonsumenteu gelegen. Was das 
sclmellere und langsamere Wachsen der Bäume, die Möglichkeit sie ^u 
erziehen, ihren Einfluss auf den Boden, u, s, w. betrifft, so ist die Ent- 
scheidung der hieher bezüglichen Fragen Aufgabe der Waldwirthsdiaft 
und forstlichen Bodenkunde. Eine der wichtigsten Fragen aber ist vor 
Allem, innerhalb welchen Zeitraumes die in Frage stehende Brennstaff- 
masse zu erziehen ist, oder mit anderen Worten, wann das Maximum 
der Holzerzeugung oder der Culminationspunkt des Durchschnittszu- 
wachses eintritt. 

Wenn wir hierüber nach nationalökonomischen Prinzipien urthei- 

len wollen, müssen wir vor Allem als von entscheidender Wichtigkeit 

den Standpunkt dahin feststellen, dass wir alles Holz, nicht nur das 

sogenannte einzuschlagende starke, sondern auch Durchforstungs- und' 

, schwache Hölzer berechnen, mögen sie nun dem Waldeigenthümer selbst 
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als Ertrag zufallen, od«r an Berechtigte übei^ehen; 4eam es ist uos 
zunächst nur darum zu thun, dm absohite Maximum der Holzeraieu- 
gong zu kennen. Für den einzeUien Baum tritt dieses Maximum ein, 
\?enn er anföngt, einzugehen; der Wald besteht nun zwar auch aus 
einzelnen Bäumen, aber diese wetten mit der Zeit imm^ weuger, und 
es ist daher ^nz natürlich, dass für die einzehien noch yorhandenen 
Bäume das Maximum noch nicht erreicht ist, wenn es für den Bestand 
schon lange vorüber ist. 

Mit der Vorliebe, die man für das alte Holz hegt, und die auch 
im Holzüberfiusse, der eine volle Benutzung der jüngeren und schwä* 
dieren Hölzer nicht gestattet, einige Begründui^ fiodet, scheint es zu- 
sammenzuhängen, dass das Maximum der Holzerzeugung im Allgemei- 
nen zu spät angesetzt wirdw Sehr schön ist die Pfeirsc^e'^) Auffiis* 
sung, welche davon ausgeht, dass die Holzerzeugung in Verwandlung 
der rohen Stoffe besteht, welche die Pflanze durch Wurzeln und Blät- 
ter aufnimmt, dass sie also am grössten ist, wenn die grösste Menge 
von Wurzeln, Blättern und Nadeln vorhanden i^ In höherem Alter 
nämien aber diese imma: mehr ab, wie das seltene Vorkomme voll* 
kommener haubarer Bestände zeigt. 

Aus den sog. Erfahrungstafdn werden zwar die hohen Umtriebs- 
Zeiten (etwa 120 Jahre bei der Buche, 160 — 200 Jahre bei der Eiche 
u. s. w.) als diejenigen nachgewiesen, welche den höchsten Massener- 
trag liefern, allein die dcHrt vorausgesetzten normalen Bestände finden 
sich wol in der Wirklichkeit nie. Was dann die Berechnung selbst 
betrifft, so will ich nur auf dm schon oben angeregten Punkt aufinerk- 
sam machen, dass die jüngeren und schwächeren Hölzer kaum beachtet 
werden, wie ja selbst ein sehr conservativer Forstschriftsteller ^) zu- 
gibt, dass das lange dauernde Steigen des Durchschnittsertrages in den 
Erfahrungstafeln (von 6. L. Hart ig) wesentlich darin begründet sei, 
dass bei Buche und Eiche die Durehförstungen erst vom 60. Jahre ab 
in Ansatz gebracht sind^^), nehme man die früheren Durchforstui^» 
mit in die Berechnung auf, so culminire der Zuwachs viel früher. 

Bei der Brennholzerziehung erscheint es demnach unbedingt, als 
Fehler, die Umtriebszeiten zu hoch, oder gar möglichst hoch anza- 



11) Pfeil, Grunds, der Forstw. §.26.. 

12) Th. Hart ig, System und Anleitung zum Studium der Forstwirthschafts- 
lehre. S. 176. 

13) Der Ertrag der Durehförstungen in den früheren Decennien mag öfter 
irriger Weise nicht in Berechnung gezogen werden, wenn er nicht dem Eigenthft« 
mer, sondern den Holzlesebereditigten zufällt. 
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setzen, weil dann ausser dem für die häierea Umtriebszeiten öintre* 
tenden enonnen Zinsenverlost, was den geringen Kapitalwerth der 
schönstbestandenen Waldoomplexe yeAursadit, auch noch ein geringerer 
Durchscbnittszuwachs genutzt wird. 

Ausser der Berücksichtigung der Brennholzerziehung haben wir 
aber auch noch die Frage nach der Erziehung der starken Nutzhölzer 
zu beantworte). Was die zu diesem Zwecke anzubauenden Holzarten 
betrifft, so entscheiden nicht so einfache Faktoren, wie die der Masse,. 
der Brenngate und des Volumens, wie beim Brennholz, sondern je nach 
der eigenthümlichen Verwendung die verschiedensten Eigenschaften, als 
Form, Schwere, Dichtigkeit, Härte, Festigkeit, Zähigkeit, Elastizität, 
Spaltigkeit, Dauerhaftigkeit, Wasseraufisattgungsfähigkeit u. s. w., Eigen- 
schaften, deren nähere Untersuchung der Forstbenutzungslehre, bezie- 
hungsweise der forsffichen Technologie anheimfällt Auch hier finden 
wir, dass Vorurtheil und Gewohnheit oft nur einem einzigen Nutzholz 
die Eigensdiaft zuschreiben, die der Consument gerade sucht, und na- 
mentlich^ ist es die Eiche, die hierin von jeher eine besondere Stellung 
eingenommen hat. Sogar die Gesetzgebung hat sich der Eichen ange- 
nonmien^^), und in der Waldwirthschaft begünstigt man mit Vorliebe 
diesen Baum, von welchem nicht zu läugnen ist, dass sein Gebrauchs- 
werth als Nutzholz sehr gross ist, von dem aber auch zugestanden wer- 
den muss, dass in Folge seines langsamen Wachsthums ein ausseror- 
dentliche Zinsenverlust eintritt, der nur dprch ganz besonders hohe 
Preise des Eichenholzes gemindert werden könnte. Dazu sind aber 
noch zu viele Eichen vorhanden, es werden also im Preise die Her- 
stettungskosten des Produktes nicht vergolten. Warum soll aber in 
grösserem Masse mit Aufopferung ein Holz erzogen werden, das nun 
einmal seiner natürlichen Beschaffenheit nach ein theueres ist? Aus 
besonderen Rücksichten, z. B. für Marinezwecke, kann allerdings der 
Anbau der Eiche wünschenswerth erscheinen, aber desshalb allein, dass 
sie das beste Nutzholz gibt, kann deren Anbau noch nicht veriangt 
werden, wenn er sich schlechter lohnt, als der eines anderen Nutzhol- 
zes; eben so irrationell wäre es, wenn man verlangen wollte, gerade 
das Brennholz zu erziehen, welches am brennstoffhaltigsten ist, ohne 
auf die grösstmögliche Masse von Brennstoff überhaupt zu sehen. Wenn 
man freilich wie Schultz e'^) wenigstens 100, deutsche Linienschiffe und 

14) Noch in diesem Jahrliundert bestanden in vielen Gegenden DeutscUands 
gesetzliche Yorschrüten, welche als Bedingung der Yerehlichong den Nachweis über 
Anpflanzung von 3 oder mehr Eichen festsetzten. 

15) Forstbenutznng im Geiste der Zeit. Kassel iSSlfU 
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darüber auf allen Meeren schwimmen sieht, dann kann man ailerdiags 
nichts Besseres thun, als Eichen pflanzen, — yorausgesetzt, dass wir 
nicht auch anderswoher Eichen beziehen kwnen, und dass überhaupt 
Eichenholz zum Schiffbau unumgänglich nothwendig ist, eine Meinung, 
die durch die Erfahrung der letzten Jahre und die schönen Resultate, 
welche man mit der Anwendung des Eisens zu Marinezwed^en. erzielt 
hat, gar sehr erschüttert worden ist. Ueberhaupt stdien die Fort- 
schritte, welche in der letzten Zeit in der Surrogirung der starken 
Nutzhölzer theils durch .Verbindung der schwächeren, theils durch An- 
wendung von Mineralien für sich allein und in der Yerbindung mit den 
verschiedenen Brennstoffen zu Metallconstructionen gemacht worden 
sind, hinter denen nicht zurück, welche die bessere Ersddies^mg der 
ungeheueren Kohlen- und Torfvorräthe für die Einsetzung des Brcam- 
holzes hervorgerufen hat. — Die Annehmlichkeit, im Besitze eines 
alten Eichenwaldes zu sein, will ich damit nicht bestreiten; aber diese 
Annehmlichkeit ist mit der Aufopferung der Waldnutzung von Jahrhun- 
derten erkauft; wir sind eben in diesem Falle die lachenden Erben. 

üeber die Art und Weise der Erziehung des Nutzholzes haben 
sich unter den Forstschriftstellem bedeutende Dissidien entsponnen. 
Die Einen glaubten, eine nachhaltige Sicherung der Befriedigung des 
Nutzholzbedürfnisses liege nur in den durchgängig eingeführten oder 
einzuführeneen langen ümtriebszeiten. Wenn diese Umtriebszeiten lang 
g^ug sind, dann können wir beim endlichen Abtrieb allerdings Nutz- 
holz ensogen haben, aber dieses wird pur einen Theil der Gesammt- 
nutzung bilden, uud wir habt« die übrige Holzmasse, die wir zu Brenn- 
holz einschlagen müssen, nicht nur mit höchst bedeutendem Zimanver^ 
lust, sondern auch mit ausserordentlicher Abnalune des Zuwachses erzo- 
gen. Pfeil^®) sagt (vielleicht etwas übertreibend), dass j^Vif der 
Forstfläche hinreichen würde, um das nöthige Brcaanholz zu erziehen, 
dass wir aber bei der Hochwaldwirthschaft mit langem üntriebe Heb^ 
noch wn 999 Theilen die Vortheile der 40 Jahre früher eintretenden 
Benützung aufopfern, um darauf auch noch unnöthig .und überflüssig 
viel zu erziehen. Es wird daher die Ansicht derjenigen als vortfieil- 
hafter erscheinen, welche empfehlen, die starken Nutzhölzer nur in eia- 
zelnen übergehaltenen Stämmen zu erziehen, und die Umtriebszeit für 
das Unterholz ^'^) niederer anzusetzen, wodurch man sich indess noch 



16) Grunds. I. §. 31. 

17) Unterholz — im weitesten Sinne des Wortes, sieht fiir das gchtoghola de» 
Nieder - und Mittelholzes allein gebraucht 



lieber ForsUerwaltungsgmndsätze. 443 

I nicht mit Schul tze**) einverstanden erklärt, der alle Wälder 

i Deutschlands zum Mittelwald umgestalten will. Ueberhaupt ist zu be- 

I denken, dass sich in dieser Beziehung allgemeine Vorschriften gar nicht 

geben lassen, und dass je nach der Grösse der Waldflächen, der Grösse 
der Produktion und der Art des Besitzes bald die eine, bald die an- 
dere Bewirthschaftung als vortheilhaft erscheinen muss. 

Diese hier aufgestellten Grundsätze mögen etwas ideell erscheinen, 
aber ich behaupte, dass sie in einem gewissen Masse so sein müssen, 
wenn sie den Anforderungen entsprechen sollen, die man mit Recht an 
die auf volkswirthschaftliche Grundsätze basirte Forstwirthaft stellen 
darf. Der Haupteinwurf, welcher geg.en sie vorliegt, ist der, dass sie 
sich praktisch nicht überall durchführen lassen, und gerade die Ver- 
waltung und Bewirthschaftung umfassender Staatsforsten scheint gegen 
sie zu sprechen. Die Bemerkungen aber, zu denen die oflTiciellen Aeus- 
serungen der bayer. Forstverwaltung Veranlassung geben, werden wei- 
ter unten darthun, dass die Verhältnisse, unter welchen gegenwärtig 
die Forsten und gerade die Staatsforsten bewirthschaftet werden, zwar 
noch nicht derart sind, dass die eben angedeuteten Grundsätze prak- 
tisch durchgeführt werden könnten, dass es aber als Aufgabe der Forst- 
wirthschaft und besonders der Staatsforstwirthschaft erscheint, die über 
diagrössten Flächen und Mittel verfügt, im Wege einer langsamen 
naturgemässen Entwicklung ihnen Eingang zu verschaffen, und 
nicht gerade jene Art der Verwaltung und des Wirthschaftsbetriebes, 
die vielleicht im gegenwärtigen Zeitmoment als geboten erscheint, als 
die absolut beste darzustellen und festzuhalten. Dass aber die bayer. 
Staatsforstverwaltung von solchen Ansichten nicht ausgeht, mögen im 
Folgenden ihre eigenen Worte zeigen. Nachdem zu wiederholten Malen 
die bereits durchgeführte üeberführung der meisten Mittel- und Nie- 
derwälder in Hochwald, und die Tendenz, diese üeberführung mit ge- 
ringen Ausnahmen überall durchzuführen, mitgetheilt ist, wird im §. 
121^*) wörtlich gesagt: »Die Annahme der möglichst hohen Um- 
triebszeiten für die Hochwaldungen unbeschadet des speciel- 
len niedrigeren Abtriebsalters einzelner Bestände und eines nur allmä- 
ligen Einlenkens auf den höheren Turnus ist zur Regel erhoben, 
und stehen deshalb die ümtriebszeiten in den bayer. Staatsforsten wohl 
höher, als in fast allen übrigen deutschen Staaten, indem 
sie sich für Rothbuchen auf 96—144 Jahre, für die Eiche, welche in 



18) Forstbenutzung im Geiste der Zeit. 

19) S. 2M. 
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der Regel bei doppeltem Umtriebe mit der Buche forstweise gemischt 
erzogen wird, auf 180—300 Jahre, für Fichten und Tannen auf 96 
— 144 Jahre, für Föhren und weidie Bauhölzer auf 60 — 120 Jahre 
erstrecken. Nur auf minder kräftigem Boden wird ausnahmsweise 
eine kürzere Umtriebszeit für diese Holzarten zugestanden, sowie über- 
haupt auf Erforschung der für jeden einzelnen Wirthschaftecomplex 
Yortheilhaftesten speciellen Umtriebszeiten sorgfältiger Bedacht genom- 
men wird. Für den höheren Turnus spricht besonders in 
Zweifelfällen die Erfahrung, dass der durchschnittliche Zuwachs, 
wenn er seine höchse Stufe erreicht hat, sich eine Zeit lang 
schwebend auf derselben erhält und dann Anfangs nur so all- 
mälig sinkt, dass im grossen Forsthaushalt der Entgang an 
Masse durch bessere Qualität des Materials vollkommen ersetzt 
wird; ferner der Umstand, dass der hohe Umtrieb dem Lande die 
starken Holzsortimente, welche in. allen übrigen Waldungen des König- 
reiches nur noch selten vorkommen, sichert, und zugleich eine 
Reserve für unvorhergesehene Elementarereignisse und andere Vor- 
kommnisse verschafit. Jn der Zunahme des Verbrauches biUiger Brenn- 
holzsurrogate und der Stockung des Brelinholzabsatzes bei 
grösseren Angeboten liegt überdiess schon die Aulforderung, zur Ge- 
winnung geeigneter Holzsortimente für den Handel in ent- 
ferntere Gegenden und das Ausland die Bau- und Nutzholz- 
wirthschaft mit solchem Umtriebe zu erhalten und einzuführen, 
wie denn im Allgemeinen der hohe Turnus das Gepräge der Wohl- 
habenheit mit air ihren Vorzügen an sich trägt, während der nie- 
dere blos ein »nothdürftiges Auskommen« gewährt und jeder Hül£s- 
quelle für unvermeidliche Wechself&Ue bar ist.« 

Bevor diese Grundsätze, welche von der bayer. Staatsforstverwal- 
tung mit anerkennenswerther Offenheit mitgetheilt werden, im Einzel- 
nen beurtheilt werden, möge vorerst noch eines Schattens gedacht wer- 
den, der auf den blendenden poetischen Schluss des eben Angeführten 
fällt. Dieses »Gepräge der Wohlhabenheit mit all' ihren Vorzügen be- 
steht, wie diess aus anderweitigen Auslassungen erhellt^), mit nackten 
Worten der Prosa ausgedrückt, darin, dass die bayer. Forstverwaltung 
es als höchstes Ziel des Wirthschaftsbetriebes erkennt, möglichst viele 
Procente der Forstfläche mit haubarem Holze bestockt, d. h. ein über- 
mässig grosses Capital an stehendem haubarem Holze zu haben, wel- 
ches zum grossen Theile als todtes Kapital erscheint, weil die be- 



36) ganz besonders §. 209. 
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stehenden Absatzverhättnisse, wie diess anderweitig zugestanden ist, e& 
nicht erlauben, dasselbe in umfassender Wei6e zu nützen, so dass ab^ 
gesehen vom bedeutenden Rückgang des Dnrchschnittszuwachses der 
Werth der jährlidi wirklidi genutzten Holzmasse nicht einmal den Zin- 
sen des in den Staatswaldungen aufgehäuften haubaren Holzvorratbes 
entspricht, wie diess unten eine einfache Berechnung zeigen wird. 
Ueberfluss an todtem Kapital aber mag allerdings für den, der auf den 
Schein sieht, das Gepräge von Wohlhabenheit an sich tragen, vom na- 
ti[onal-8kon(miischen Ständpunkte aus aber ist das Herhalten von sol- 
chem todten Kapital eine Verschwendung, die immer als unwirthscfaaft- 
lich erscheint und. nur zum Schaden der grossen Wirthschaft der Nation 
stattfindet. Auch gegen »unvermeidliche Wechselfälle« bildet das Her- 
halten eines solchen todten Kapitales nicht immer eine Hülfsquelle, 
vielmehr liegen Erfahrungen vor, dass gerade . dadurch Wechself&lle 
herbeigeführt wurden, welche bei anderweitiger Wirthschaft vermeidlich 
gewesen wären, wie das folgende Beispiel im Kleinen zeigen mag. Die 
if^Furcht vor Hölzinangel« hat im Fürstenthum Beuss jüngerer Linie 
bewirkt, dass der im Jahre 1698 als abständig erklärte Schleizer Wald 
bis 1796 mit dem Beile verschont wurde, bis Bombyx Monacha ihn 
gänzlich entnadelte und eiüem im Jahre 1800 entstandenen Sturme 
das Umwerfen sämmtlicher Stämme erleiditerte, »die in grossen Hau- 
fen über einander herfielen.« Zur Verwerthung dieses »ßaupenhol- 
zes« brauchte man bis 1810, »nachdem man auf alle mögliche Weise 
den Absatz und Verbrauch beifordert hatte, durch Flössen, Errich- 
tung von Glashütten, Vitriolwerken, Köhlereien und Pottaschesiede- 
reien« ^*). 

Wenn ich oben bemerkt habe, dass es Aufgabe der Forstwirth- 
schaft ist jedes Holzsortiment, welches einen Gegenstand des Landes- 
bedarfes bildet, in der Qualität, in der es verlangt wird, auf dem klein- 
sten Haum und in der kürzesten Zeit zu erziehen, so ist die Opposi- 
tion der bayer. Forstverwaltung gegen diese Forderung durch die mit 
Zahlen angeführten ganz ausserordentlich hohen Umtriebszeiten aufs 
Bestimmteste erklärt; zugleich ist auch dort in Aussicht gestellt, dass 
allenthalben, wo diese hohen umtriebszeiten noch nicht bestehen, auf 
dieselben eingelenkt werden soll; die natürliche Folge davon aber ist 
die schon constatirte Anhäufung eines todten Kapitals in der National- 
wirthschaft. Will man nicht zugeben, dass dieses Kapital theilweise 
ein todtes ist, so bestreitet man damit die Richtigkeit der Ansicht, 



21) Baür, Forststatistik der deutschen Bundesstaaten. S. 214. 215. 
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welche die gesamipte Forstgi^undfiäche jund desa fddxnuf yprhsiiideneQ 
Holzyorrath fils ein Kapital aufiasst^j yion welcb^m die jahcUche 
Nutzung; die Zinsen bildet^ und man isuss dajapi '^^u. dm, einfachen 
lUisonneinent kommen, als rentetragendes Kapital lediglich ^en Grun^ 
und Boden zp. berücksichtigen .und demgemiMis den Er^ag der Forstr 
flächen nach dem Erlös aus dem endlichen Einschlag mit^ Berechnung 
des vollen Zinsenverlustes zu berechnen^ .wo . daoin .mc}i genauer Ber 
rechuung selbst- mit Berücksichtigung V;an. Du^dWorstungen und Ne- 
bennutzAingen und bei. nur Sprocen tigern Zin^fuss d^er Beinea^trag si(^ 
schon J?ei' etwa SOjäbrigem Umtriebe .auf wenigstens Ntdl,.wen?i nicht 
Minus stellt,, weit der.Wertb der.entgang^e]^ möglichen ^|ut2^ng sich 
höher stellt,- als der der ..wirklidien schliesslichen Gpsammtautzung. 
Eine flüchtige Betrachtjung der ijkrt unjl Wf^se der .Berechnung des 
forstwirthschaftlichen; Ertrages aber wird zeigen,.dass:diese letztere Art 
der Berechnuug für grössere Waldcomplexß, „also gewiss, für die Gesammt- 
heit des Staatsforstbesitzes.:ungeeignet erscheint j, in^d^r Begründung 
dieser Ansicht liegt alsodemgeipäss der. Beweis der. phen aufgestellten 
Behauptung, das^ die überflüssig aij^ebäi^ten s?hl9^baren Holzvorräthe 
^1& todtes Kapital ecscheinen, ...Wip schon, angedeutet, kann .pasülieh 
die GruudlagQ. der Bereghnung des tforstwirthscljaftlicben. Ertrages in 
doppelter Beziehung, gefunden und aufgefasst werden, JEntweder, setzen 
wir als Eente abwerfendes Kapital d^n blossen WaJdgrund an, und 
.erhalten alf seinen ßqhertjrag. die beini endlichen Abtripb. erzielte: Holzr 
masse. plus der Zwiscbenuutzungen, wobei .für d^Ha^iitni^t^ung, wie 
für, nur periodisdifWiederkcihrende Zwischennjü^uiijgen. der ^olle Zinsen-r 
und Zinseszinsen Verlust zu rechnen ist. Auf den ersten Blick scheinf 
(liess eine ; mit 'der landwirtbsQhaftlichen Ertpag^ber^cifluftg; a^a^loge Be- 
ha-udlung z^u;sein;. doch, fiudet sich, bald ein. wichtiger ..Unterschied. 
B.ejm ^.ald,boden, berechn^^^ wir den .Ertrag, vppqinem Boden, welr 
eher ohne,, oder mit. nur.^nz geringem moßßehliQhqpa «Zuthun Grund- 
lage der , jp;;oduktion ist, während bei der.iandwirth^chaftlichenr Pro- 
duktion die ursprüngUcben Bpdungs- und Kuiturkosten, ^wie . Meliora- 
tionen nicht in Rechnung gebracht w^erden, sondern.. die. zum Tbeil dar 
iiron herrührenden Erträgnisse als ü^berscb^s^e i^ Bodenre^iite, oder 
Ünternehmergevyinn hervortreten ; Würde maii dipse ursprünglichen Ko- 
sten, welclf.e sich au<ßb im Verhuife der Zeit noch ö^ter ergeben, bei der 
landwirthschaftlichen, Troduk-tion . vollständig Jn Anschlag bjüngen,,s.o 
würde die Bodenrente, und der, Unternehmergewinn oft sehr schwindenu 
Diese Reflexion spricht bei der forstwirthschaftlichen JErtragsberechnung 
zu Gunstep derjenigejp ,An s i c.}U ^ 4 i e a I s G-r u jq d 1 a g e ^ de r . ,B e - 
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irechQung den Waldgrund plns dem yorbandenen Matq- 
rialvorrath auffasst, luäd als fiobortrag des Waldes den j^rH- 
eben Ertrag oder das Nutzungsprocent in Anschlag bringt, wo. dann 
das günstigste Wirthschaftsv^häHniss bei gehöriger Reibeniölge der 
Altersklassen vorbaiidea ist. Diese. Ansicht £asst £od^ und Holzkapir 
tal als von einander untrennbar auf und sieht in letzterem gewieserr 
maßsen die äusserlich sichtbare WaldbodenkuUxir , die bei landwirth- 
scfaaftlichen Grundstücken in der Qualität und Bonität des Bodeos sich 
j^ndet. Ausser dieser Analogie spricht aber besopdersfilr diese An- 
sicht noch der Umstand, dass Boden und Holzte^^iital in den meisten 
Fällen, nämlich bei allen grossen Waldungen wirthschafüich von eina^^ 
der nicht zu trennen sind, /weil das in dißsen enthaltene ungeheuere 
Kapital als Eapitalgeldsumme eine imaginäre Grösse ist, da es unQM)g* 
\i£h ist, die vorhandenen Holzvorräthe auf. einmal zu .Geld zu machen. 
Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Wälder meist zu einer Zeit ent- 
standen und herangewachsen sind, ajs.man das Areal, welchiss sie ein- 
nehmen, zu anderweitiger landwirthscbaftlicher Benützung nicht be- 
durfte, oder aus Mangel an Arbeitskräften, oder wegen zu grosser Ent- 
fernung u. s. w. nicht anders verwenden konnte ; und dass sich seit 
dieser Zeit in den Forsten die grossen Kapitalvorräthe gesammelt ha- 
ben,, die nun häufig nur desshalb. beibehalten und nachhaltig genutzt 
werden müssen, weil eine plötzliche Entäqsserung und Trennung derr 
selben von Grund und Boden nur mit Verlust und Verschwendung des 
aufgesparten Kapital stattfinden köimte. Uebrigens besteht doch der 
Unterschied zwischen Feld uad Wald darin, dass die Melioration des 
Waldbodens, die im vorhandenen Blolzkapitßle besteht, weggenommen 
und für sich zu Gute gemacht werden kann, nicht aber beim Feldbo- 
den, was bei Folgerungen aus den Ertragnissberechnungen wohl zu be- 
achten ist. , ^ 

Ueberhaupt haben die bdden BerecbQungsarten ihre Berechtigung; 
die erstere mit Anarechaung des Zimexk- und Zinseszinsenverlustes ist • 
dann begründet, wenn die Trennung des Holzkapitales von Grund und 
Boden wirthscha.ftlich möglich ist,.d. h,, wenn die vorhandener} 
Holzvorräthe ohne Verlust verkäuflich sind, und der Boden einer an- 
deren Bewiithschaftung fähig ist und dieser Betrieb voraussichtlich 
eine grössere Beute verspricht. Die zweite Beredumngsart ist da allein 
rationell, wo . die Trennung des Holzkapitals von Grund und Boden 
entweder wirthschaftlLch unmöglich, ist, wie bei absolutem 
Waldboden,. oder wirthschaftlich un.vorthellhaft, wie bei sehr 
grosseii WWcoinplexeA. . Im ersteren Falle würde die Vernichtung der 
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Frodakti^iisfabigkeit des Bodens eintreten, im zweiten Falle würden' 
auch beim s. g. relativen Waldboden einerseits ungeheuere im Zuwachs 
stehende Holzvorräthe unter allem Preis yemichtet werden, und ande- 
rerseits die anderweitige Benutzung des Bodens wegen Mangels augen- 
blicklich verw^dbarer Arbeits* und C!olonisationsA:räfte nicht derart 
eintreten, dass eine der Waldrente einigermassen entsprechende Rente 
daraus erzielt würde. Im Allgemeinen wird sich daher die echte Be- 
rechnungsweise nur bei solchen forstlichen Grundstücken ergeben, die 
nicht nur relativen, sondern auch guten Boden haben, der zwischen 
oder nahe bei landwirthscbaftlich benutztem Areal gelegen ist. Die 
Möglichkeit aber muss die Theorie bei allem relativen Waldboden zu- 
gestehen, dass in Folge zunehmender Bevölkerung, dadurch entstehen- 
der Colonien und Verbindungen Theile der grossen Waldcomplexe oder 
diese selbst in die Reihe derjenigen Forstgrundstücke eintreten, bei 
welchen die erste Berechnungsweise zulässig ist 

So viel möge gesagt sein zur Begründung der Behauptung, dass 
eine übermässige Ansammlung haubarer Holzvorräthe, wozu die prin- 
zipielle Annahme möglichst hoher Umtriebszeiten und die Ueberführung * 
der in niedereren Umtriebszeiten bewirthschafteten Waldcomplexe in 
die angenommenen hohen unfehlbar führt, nur als eine Ansammlung 
todten Kapitals erscheint. Will man dafür gerade diesen Ausdruck 
nicht gebrauchen, so muss man mit anderen Worten sagen, das im 
stehenden Holze enthaltene Kapital werfe im Verhältniss zu seincar 
durch Erhöhung der Umtriebszeiten eintretenden Vermehrung eme ge- 
ringere Rente ab, was dasselbe ist, da die Differenz zwischen dem 
nach der Rente bestimmten geringeren Werth und dem nach dem 
Werthe des stehenden Holzes veranschlagten Gesammtwerth denn doch 
als todtes Kapital erscheint. 

Die bayer. Forstverwaltung führt zur Rechtfertigung des höheren 
Turnus an, dass der durchschnittliche Zuwachs, wenn er seine höchste 
Stufe erreicht hat, sich eine Zeit lang schwebend auf derselben erhalte. 
Im Begriff der höchsten Stufe des durchschnittlichen Zuwachses als des 
Gulminationspunktes zwischen der Zunahme und Abnahme des Quan- 
tums der jähi'lichen Massenerzeugung liegt es, dass eine längere Dauer 
des höchsten Zuwachses nicht denkbar ist Dieser mag an verschie* 
denen Punkten eines Forstgrundstückes zu verschiedenen Zeiten ein- 
treten, für das ganze Forstgrundstück bildet er einen mathematischen 
Punkt, in welchem sich die beiden Linien der Zunahme und Abnahme 
des Zuwachses vereinigen. Allerdings ist die Differenz in den ersteren 
Jahren noch wenig bemerkbar, wenn aber noch weiter ganze Decen- 
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nien verfliess^, diuin kann bei Weitem nicht mehr die Bede davon 
sein, dass im grossen Forsthaushalte der Entgang an Masse durch bes- 
sere Qualität des Materials vollkommen ersetzt wird; abgesehen davon, 
dass bei manchen Holzarten zu bestimmter Verwendung (z. B. Buchen 
als Brennbolz) sich die Qualität des Holzes bei höheren Umtriebszeiten 
nicht einmal besonders verändert. Femer will die bayer, Forstverwal- 
tung durch den hohen Umtrieb dem Lande die starken Holzsortimente 
sichern, die in den übrigen Waldungen des Königmches nur noch sel- 
ten vorkommen sollen. Vor Allem kann dieses »selten« nur in hyper- 
bolischem Sinne gebraucht sein ; denn abgesehen von den grossen Gom- 
munalwaldungen, namentlich in Unterfranken und in der Pfalz, gibt es 
noch manchen grossen Privatwaldbesitzer, der an Schönheit der Stämme 
mit den Staatswaldungen wetteifern kann; so finden sich z. B. im 
bayerischen Wald Forstbezirke im Privatbesitz, die noch als Urwald 
gelten, Forsthezirke, in welchen zwischen den modernden Stämmen die 
riesigsten Fichten stehen. Es scheint eine lobenswerthe Gesinnung der 
Forstverwaltung zu sein, wenn sie den Unterthanen den Bezug starker 
Holzsortimente sichern will, ob aber ein^ allgemeiner Vortheil dadurch 
erreicht wird, ist eine andere Frage. Es liegt in der Natiir der Sache, 
dass den Unterthanen durch die blosse Möglichkeit, starke Holzsorti- 
mente zu beziehen, noch nicht gedient ist*; sondern sie wollen sie auch 
um »billigen« Preis, was im gegebenen Falle so viel heisst, dass sie 
die Produktionskosten, die vielleicht seit Jahrhunderten im Stamme 
aufgehäuft sind, nicht vergelten wollöa; die Nation erzieht also den 
Stamm niit Aufopferung für ein einzelnes Individuum, vielleicht für 
einen auswärtigen Händler. Will die Forstverwaltung, um diesen Scha- 
den zu vermeiden, die Preise höher halten, dann suchen die bisherigen 
Consumenten der starken Hölzer diese ganz zu entbehren und helfen 
sich durch Surrogate. Wie vielfach ist nicht schon der Steinbau an 
die Stelle früherer Holzbauten getreten, die dauerhaftere und weniger 
Baum einnehmende Metallconstruction hat das Holz fest aus allen Fa- 
briken verdrängt, die stolzen Masten der englischen und französischen 
SchiflFe werden nicht mehr aus einem drei- oder vierhundertjährigen 
Stamme gemacht, sondern man fügt mehrere schwächere zusammen, ja 
man kann, wie die Neuzeit zeigt, beim Schiffbau das Holz ganz ent^ 
behren. Haben sich aber die Consumenten einmal an diese Surrogi* 
rung gewöhnt, dann haben sie nicht einmal mehr ein Verlangen nach 
den starken Stämmen und für diese wird nicht einmal mehr der früher 
gebotene Preis gezahlt. Die bayer. Forstverwaltung gibt selbst eine 
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BesütigoBg dessen, livenn sie sagt^): »Eine siiffiallrade Ansnafanie 
von der fast in ganz Deutschland allgemdnen Erscheinung, dass die 
Stainmholzpreise bisher fortgesetzt stiegen, machte das FiUirenhoUSii- 
derhobE (Commerdalholz) im Haaptsmoor bei Bamberg. Während näm- 
lich für dieses äusserst kienreiche fein- und gleichjähr^e Holz im Jahre 
18|J noch ein Darchschnittserlös von 1 Fl. 42 Kr. pr. KubikfiBiss er- 
zielt wurde, fiel solcher bis jetzt aihnälig auf 42 Kr. herab, was wohl 
der Zufuhr starker Schiffbauhölzer ans Schweden und aus Amerika 
als Rflddracht der Auswanderersehiffe, femer der neueren Construk- 
tion der Mastbäume mittelst Zusammensetzung unserer schwächeren 
Stämme, so wie der .Ersetzung der Windmühlen in Holland durch 
Dampfmühlen beizumessen sein dürfte. — Auch im fränkischen Wald 
(Ft)rstamt Kronach) blieben sich die Stammholzpreise seit dem Jahre 
18JI mit 24—25 R pr. Masseüklafter oder 15—16 Kr. pr. Kubik- 
fuss gldch.« 

Wenn die bayer. Forstv^rwaltung weiter anfahrt, dass der hohe 
Umtrieb . eine Reserve fdr unvorhergesehene Elementarereignisse und 
andere Vorkommnisse verschafft, so ist der buchstäbliche Sinn dieser 
Worte allerdings der richtige; denn der hohe Umtrieb reservirt bedeu- 
tende Holzmassen , für welche dann Elementarereignisse oder andere 
Vorkommnisse eintreten können, da ja gerade die hauptsächlichsten und 
am meisten zu fürchtenden Unglücksfalle: Windbruch, Insektenfrass 
und Feuer die im höheren Umtrieb stehenden Watdungen viel leichter 
tr^en, als die im kürzeren Turnus bewii-thschafteten. Ueberhaupt ist 
zu bedenken, dass in allen Fällen nicht der Vorrath allein — denn 
dieser kann erschöpft werden — , sondern mehr noch die immerwäh- 
rende Holz^zeugung vor Mangel schützen muss. 

Wenn daim endlich die bayer. Forstverwaltung selbst eine Stockung 
des B'reniiholzabsatzes zugesteht und man damit die ^hon oben 
mitgeifaeilte fkfahrang combinirt, dass auch die Nutzholzpreise nicht 
überall in ent^recbendem Masse gestiegen sind, so sollte man glauben, 
es seien alle Kriterien dessen gegeben, was man »zu viel Wald« 
nennt, und die bayer. Forstverwaltung werde dahin trachten, durch 
idlmähge Veräusserung der auf gutem relativem Waldboden befindlichen 
Abtheilongen und durch die nach Rodung derselben eintretende ander- 
weitige landwirtfasdialtliche Benützung das richtige- Verhältniss zwischen 
Feld und Wald h^zustellen, und zu dem gleichen Zwedc den Forste 

. . 2^ S. 478. 
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polizdibekfh'e(e& gaiaxthüieh mitthelka, ^las« Mr alleiaiif rdativän WaUk 
boden ^toek^mi^xi Parj^eiieED- die RodUflgsedaubn mögliebsb zu edeielk 
tern- sei; > Die^e AD^di^ 'b^t miv aldr die Forstv^rwaltung niobt, vaÄ 
^h bei'der l^rafah^ <fefi über die Gi'Össe des Staatswalddreals and 
fiber «He 'M V^ändöitea^ de^seTbm geltißnden Grundsätze no<di be- 
öoBders erigebeö wiwi/ Eine natürlidie I'ölge dieser Maxime ist es, 
däsB die Fopstverorakung ivm Aeußsersten sebreiten muss, ivas in der 
Öolzverwfertfcung BWJglicb ist«, ^nm Ha^ndel in entferntere Ge-» 
genden lind in?s Ausland. Es ist keinem Zweifel unterworfen, 
d8k6B dei^ Holibändel,^natiit^t}ich mit starken. Höketn, ökonomisch ge-^ 
boten erscheint, "WO kein anderes Mittel gegeben ist, die einmal in 
Aen Wa4d^!lfgeÄ' vorhandenen Holimassen zu verwerthen; 
äbfer lihc^flüssfg 'viel Öolz zu erziehen und zu diesem Zwecke (fen-Holz^ 
hÄHdel »zu erhalte^n ttiid eiimfibten,« wie, sich dessen die bayen 
Föiistverwaltung r^hmt, kanfa mäii mit wirthschaftlichen GrubdsätzeH' 
nitht iü EinklÄB^ bringeö. • penn dass Holz an si^h ein 'sehr 'unge^* 
schickter Handelsartikel ist, folgt hauf^äcblich aus seinem grossen 
Volumen und den dfaräus erwachsende^ Transportkosten, die bfi einen 
kurzen Landtransport unmöglich machen, und aus der auswärtigen CJbn- 
crfrreriz auf den "V^eltmärkteö, die grossentbeils aus den amerikanischeh 
Waldwüsten versehen werden, wo man gar keine oder nur eine geringe' 
Bodenrente vom Wald verlangt, wo man im Gegenibeil oft froh ist, ein' 
gerocletes Stück Land zu besitzen. Dass also bei dieser Conourrenz^ 
die cültivirteren europäischen Länder- entschieden im Nachtheil 6ind,'^ 
BiEtdarf kehies weiteren Nächweises. Ferner tritt hier der Naditheil' 
der Wald wirthschaft, dass;sie nur wenig Arbeit darzustdlen vermag,' 
äffl greflslen li^voi^. Jedes Holz consumirende Gewerbe,- bei welchem 
die 'verwendete Arbeit gelohnt' wird, erseheint daher vortheilhaftei', als 
^iÄ ' Holzhändeis ^ bei ' dem die; ^ blosse Vergütung der ^ugutemachungs-' 
uiid TränJqpoilikÖsten doch eih zu' geringes Nationaleinkommen vom 
Wäldbod^ri Metet. Endlich ist eiri' grosser Niafchtheil auch der, dass' 
^t auf ^fleiii Wilittn'arkte nur mit sehr altem, 1*80-, ^Ojährigem und' 
ifoch älterem Holze auftreten können, bei dessen Erziehung das Holz- 
käpital die ganze länge Zeit hindurch nicht in dem Masse werbfend ist, 
wie fein Geldkapital, — ein Umstand, der enorme Verluste herbeffülMiS' 
lind die Erziehung von starken Hölzern zum Holzhandel als theilweise 
Sdienkung an das Ausland, das uns nicht einmal dafür dankte ersehei-' 
nen lässt, die in der Entbehrung der möglich gewesenen Kapitalnutzun- 
gen bestißht. Es lehrt diess Alles zur Genüge , dass der Holzhandel 
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ab Auslührhaiidel nur als nothweodiges Uebel xii betra<Ateii ist, fOr 
den Fall, dass es durdiaus nicht anders möglidi sein soUtis, die vor- 
handenen HolzYorräthe in anderer Weise zu beoätzen, was allerdings 
in vielen Waldgegenden van Deutschland der Fall ist^ dass aber me 
Rücksidit auf denselben oder dessen Förderung nun und nimmermehr 
Veranlassung geben kann, vom volkswirthscbaftliehen Standpunkte aus 
Verminderung der Waldfiäche oder Einführung niedere Umtriebfizeitoi, 
iei denen er nicht mehr möglich wäre, zu verhindern. Man braucht 
nur einen Blick auf die Holzhandel treibenden Länder und Geg^iden 
zu werfen; sie sind arm, während diejenigen, die ihr Uoiz v(m aus- 
wärts beziehen, zu den bevölkerten und wohlhabenden zahlen. 

Was bisher gesagt ist, möge zur Beleuchtung dessen dienen, was 
in der Darlegung der Verwaltungsgrundsätze üb^r das Prinzip dßt 
Wirthschaft in den bayaischen Staatswaldungen mitgetheilt ist; es er* 
übrigt nunmehr noch die Betra<;htung der über d|e GrCIsse des 
Staatswaldareals und über die bei Veränderungen des- 
selben geltenden Ansichten. 

Diebayer. Staatsforstverwaltung geht von dem Grundsatz aus, dass 
jede Erweiterung des Staatßforstbesitzes in volkswirthschaftlicher und 
finanzieller Beziehung vorth^ilhaft sei. Den volkswirthschaftUchen Vor- 
tbeil will sie dadurch beweisen, dass der Staatsforstbesitz einen um 
einige Prozente höheren Materialertrag nachweise, als der Privatbesitz. 
Ich bin weit davon entfernt, die Wahrheit der über den Materialertrag 
der Staatsforsten gemachten Angaben zu bezweifeln; bei näherer Prü- 
fung ergibt sich jedoch, dass einerseits die höheren Prozentverhältni^ 
des Materialertrages in den Staatsforsten zum grossen Theile Folge der 
oben bereits kritislrten Menge schlagbaren Holzes (wekl^e^ zum TheU 
Ersparniss von Jahrhunderten ist) sind, während andererseits die An- 
gaben über den Materialertrag der Kommunal- und Prlvatwaldungen 
einen begründeten Anspruch auf Genauigkeit nicht machen gönnen. 
Dieselben beruhen nämlich lediglich auf »Schätzung« und übersteigen 
il^ Wahrheit, wie diess durch positive Tbatsachen n9.chgewiesen ;«(erden 
kai^n, oft sehr bedeutend die eingeschätzten Massen. Es würde hier 
ein näheres Eingehen in das Detail entschieden zu weit führen, zumal 
aus dem oben Vorgetragenen gewiss zur Genüge hervoi^ehen wird, 
dass in der Erweiterung der Staatsforstfläche ein volkswirthschaftlicher 
Vortheil nicht gefunden werden kann. Auf absolutem Waldboden ist 
der Staatsforstbesitz an seiner natürlichen Stdle, auf diesem möge er 
erweitert werden, aber nur unter der Voraussetzung, dass ein^ ent-^ 
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qprectoaide Vanmnderaiig der auf f dativem Wfddboden stockend» 
WaldflftQbeii stattfinde. 

Ikst finaiiziette Yortlieil, veldier mit der Staateforstvergräsfienuig) 
aameiitiiiAi «ofem dieselbe durch Eaaf gesdäeiit, verbunden seia soU^ 
ist gar Didit abzusehen. Die Forstverwaltung berechnet den durfihr 
sdmittlichen Kapitalwerth eines Tagwerkes der bestockten Staatsforst- 
fladie SU 66 Fl. ^), und theilt andererseits mit, dass Im Erweiterung 
4er Staataf(Hrstflädie durch Kauf das Tagweilc »schlecht Instodrten« 
Holzes um durchschnittlich 60 Fl. angekauft wird. Eine iliche also, 
die heute um 60 Fl. gekauft wird, wird nach yieleai Decennim unter 
Anwendung »der zu deren Verbesserung dem Staate zu Gebote stehen- 
den reichlichen Mittel«'^) auf einen Eapitalwerth von 66 Fl. 
gebracht. Es bedarf in der That einer besonderen Begabung, hierin 
einen finanziellen Yortheil zu finden! — Mit Recht wurde daher in 
der letzten Kammersession darauf hingewiesen, dass die Forstverwal- 
tung daran sei, in der Erweiterung des Staatsforstbesitzes das geeig- 
nete Mass zu überschreiten, nichtiger wäre meiner Ansicht nach ge- 
sagt worden, dass dieses Mass längst überschritten sei. 

Das richtige Princip einer jeden Staatsforstverwaltung muss das 
sein, absoluten Waldboden und zwar wo möglich ausschliesslich abso- 
luten Waldboden im Staatsforstbesitz zu erhalten. Man glaube aber 
ja nicht, dass ich meine, diese Umgestaltung solle auf einmal, auf dem 
Wege einer Waldrevolution geschehen. Nur wenn sie in langsamer 
und allmäliger Entwickelung stattfindet, kann das Interesse sowohl des 
Staates als der Unterthanen gewahrt werden. Der Staat verkaufe nur 
dann, wenn die entsprechende Nachfrage vorhanden ist, und er ver- 
kaufe den Grund und Boden ohne das darauf stehende Holz, damit 
nicht etwa der Käufer bei billigem Kaufpreis diesen schon durch den 
Holzverkauf deckt und um das Grundstück selbst sich nicht künunert, 
dessen landwirthschaftliche Benutzung ja durch die Veräusserung an- 
gestrebt wird. 

Was hier gegen die Ansichten der bayerischen Forstverwaltung 
gesagt ist, betrifft nur volkswirthschaftliche Grundsätze; hinsichtlich 
der technischen Lösung ihrer Aufgabe hat sie vollkommene Anerken- 
nung innerhalb und ausserhalb der Grenzen des Landes gefunden. 
Auch das Werk, in welchem die Forstverwaltung diese ihre wissen- 



23) §. 2^. 

24) S. 21Q. 



454 6. Hayr\ U«b#r totüferwMuUgi^fuMskUt. 

flc&aftltehen jGrnndsätze mitg6theilt bat, ist Irichtsdestowefiiger, jar gmde 
wegen der darin enthaltenen Offenheit ein wichtigiM? üiid sdlOitkbftrer 
Braßtein zur allgemeinen deutschen Fbrststütistik, und ei& ir&re anbil- 
lig, da;s8elbe in diesrer 'Bessiehting anfeinden za prallen. 'Für /die Fomt* 
bediensteten, za derofä Gebräuefa es besondärs besdim&t ist/ haben ohne^ 
hin üur die technisisheh MittheilaBgen eigenäicSien prakttscben Werth, 
da über die wirthschaftlichen Grundsätze dodi. mir an hödeter ^De 
entsdiiedeD wird. Diese bat sie der Oefientlichkeit anheimgegeben und 
dadurch zur Beüitheilung aulgefordert; möge Obiges jron diesem Stand* 
paukt aus gewürdigt worden. . . ! . ^ ' 
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II. 

Aufhebung der Woclierif^fletse im Kanton Baflclstailt 
ilureli Oro«sratli8bcsclila80 Tom tS. mal 1864. 

• , .- . .• ....... M .:.:^ ■•;•'• i ^ - f. 

Der Grossd .Ritb iea €antoii8:B«8ebl«at, in Beiracht, daaa xKa gesetz- 
lichen Bestimmiingen fiber Wn^iher den lieuUgea Antduttungca *nd dam Be- 
dürfniase des Geschäftsverkehrs nicht mehr entsprechen, beiichiiesst : . 

' Ea v^rdan Tita! I. ^des II. Tbelb der Stadtgarichtaoidhtong, tob «rackarw 
Ikhtn Canimaiatt handelnd,, und $$ 31^ iiii4 dM deracAbcn (Avagf^e Ton 
1849), iemer § 92 dar Landesordnuog, sowie § 72 daa aoorectl^nellan Ge- 
setzes vom 1. August 1846 aufgehoben« 
Baaal, den 23. ftlai 1864. 

Im Namen daa.> Groiasen ÜEallsi • 
der.Pffiaideht: R. P»r«iTiciiii. 
derStaataaohrelbärs 6: BiabfaofR 
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IX. 
Bin ea^Iiaehes nnil «fai iUMembuhtm W«r«er»«ch der V»Uu- 

wtHtutthmn. 

A dictionary of political economys bio^raphical, bibliograpUcal, hlito- 
ricti, ud praeMcaL Bj Heiry Dsniiiiig Macleod, bq. Of the 
iuier temple, barrialcr-al-kv etc. Lmubn 1862 n. 63. Tel. I pari 
1—7. ä 4 ah. 
DisioBario della acdnoaiia polilica «asi teorico coma pratieo etc. 
•para origioala ilaKana dai proieaaore €rarolam4i Baocardo. VoL 
I— lY. Tarina, Sebaatiaao f ranco a i^^i a comp, aditari. 1667—62. 
71 diapenaa k 1 1. 25 c. 

Also zwei Wörterbücher dar YolfcawirthKhaft auf äioonal! Baida daaWark 
der Eaargia aimalner Männer. 

Von da» Ditionarid tob Boecardo^) tragt daa erata Heft auf dem Titel 
dia Jahraaaahl 1867, daa lalste (71.) ist Tom Jahre 1862. Vom Dictionary 
Tan Maclaad') arachien die erata Lieferang 1862, und im letzten Heft daa 
ersten Bandea (p. 666) enrähnt er noch den Aufaatz Yon IL CheTalier aoa 
dem Augustheft des J. des l^con. von 1862 über seine Geld- und Credittheorie. 
Der erste Band, 683 gespaltene Seiten Grossoctay, ist bis jetzt ganz erschie- 
nen; den darin oft cilirten „preliminary diacourse^' ist Macleod una aber 
. noch schuldig geblieben , auch den (p. 350) versprochenen Artikel „Communi- 
cation^ hat er vergeaaen. 

Daa Dizionario ist in Quart, zareigespalten die Seite, und umfaast 4 atarke 
Binde. Der erste Band, 746 Seiten, schliesst mit demselben Wort, nfimlich 
dem Director des statistischen Bureaus in Wien, „Czdrnig,^* wie der erste Band 
Yon Macleod. Nach der Ankündigung auf dem Titelblatt soll des Letzteren 
Lexikon mit 15 Lieferungen Yollendet sein. Die letzte Lieferung, die siebente, 
beschliesst aber erst Volumen I mit dem Buchstaben C, wie das von Boccardo. 



1) Der Professor Gerolamo Boccardo yoh Genua hat ausser dem Lexikon 
noch geschrieben: einen Trattato teorico praiico di economia polilica, 3 Bande, ein 
Manuale della atoria de' Commerci e delle Industrie und ein Manuale di diritto com* 
merclale, sowie noch verschiedene Handbücher und einzelne Abhandlungen. Wir ken- 
nen vom ersten Werk nur Citate; es wird sehr beachtet Ton den italienischen Oeko- 
nomlaten. Auch das Handbuch des Handelsrechts wird gerühmt. 

2) Der Schotte Macleod schrieb noch zwei Hauptwerke: The theary and prac- 
tica of banking und Elomenta of political economy* 
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Daher mag^ llacleod qm ta swdfdä gHtMtn^ laaa er to übrige Hileiitii 
W0X1I Btfceardo nech 3 sltrke (hattUMe mid tber 2060 Seiten bnmeMei 
— aoch daa frani&aiKhe Dictiofltiaire de l^coiieiiiie ]iieUtiq«e foiiGtillavBiiii 
tat damit Im Y erhlllniss , indem hier wAt „Cxurnig^^ erat dto gr9aaere Hälfte 
dea eraten Baiidea zu Ende geht, — in den niehaten 6 Lieferungen wird be- 
wfiltlgen können. Ea iat daa ein kleiner Rechnungafehler, gerade nicht dazu 
angethan, Abnehmer Ton der Anschaffang der bigherigen Lieferungen dea Wer- 
kea abznaehrecken. Doch rechnen wir ihm diea nicht su hech an, dt er durch 
den reichen Werth dea Gegebenen reichlich eraetzt, waa er an Yiel gegeben^ 
und waa er aach Tielleieht oft in Wiederholung gegeben. 

Beide Aufgaben, aowohl die dea Italienera, ala die dea Schotten, waren 
nämlich in guten Händen. So Terachieden Beider PeraSnlichkeiten ala Schrift- 
ateller, so abweichend in Bezug auf daa gealeckte Ziel, ao yeracjiieden über- 
haupt die Ldaung der Aufgabe einea Jeden auch aein muaate, indem der Eine 
aua der engliachen Volkawirthachaft heraua daa Material unaerer Wiaaenachaft 
zuaämmenfaaate, der Andere in ganz anderen wirthachaftlichen und politiaebeai 
Anachauungen faeraufgebildet und von romanischem Geiste etfulH iat, ao haben 
aie dennoch yielerlei Gemeinsamea und gerade Solchea mit einander gemein, 
waa ihren Werken — und wir sagen das mit Toller üeberzeugung — einen 
grossen, ausnehmenden Werth verleiht. Berährungi^unbte finden sie in der 
ihnen Beiden woMbekanitten französischen wtrihschaftlichen Literatur, nament- 
lich auch in ihrem Vorganger, dem Dictionnaire Jon Guillanmin, denn 
auch Macleod ist, abweichend ton den meiaten engliachen Nationalukonomen, 
nicht allein ein groaser Kenner, aondem auch ein Anerkemier der franalhlachen 
wirthschaftlichen Literatur. 

Begingen wir zunächst mit etwas för ein Reallexikon nicht Mos Neben- 
alchlichem, mit der Sprache. Daa tolkswirthschaftliche Lexikon ist durch 
die Art und Weise der Ueberlieferung unserer Wiasenschaft, nachdem aie in 
den letzten hundert Jahren ao reiche Schätze geaammelt hat, ganz beaondera 
geeignH, das ~ Überkommene und weiter geförderte Material in die Kreiae der 
Gebildeten, und nicht blos der Praküker und Gevchäftsleute 4w privaten wi» 
öffentlichen Lebens, aondern auch des eigentlich wissenschaftlichen Fubiikuma 
zu bringen. In dem einzelnen Artikel ist unter dem einzelnen Wort und Be- 
griff leicht das zu finden, über waa man Belehrung oder Auskunft sucht. Di# 
historische oder bibliographische Notiz, der en man bedarf, ist unter dem beson- 
deren kleinen Artikel fibersichtlich und leicht auskundbar. Aber ein Tbeil die- 
aer Vorzfige dea Trennens dea Stoffes wurde verloren gehen in einer geistlosen, 
steifen oder schwerfälligen Form. Der Durchschnittsleser will in solchen Bftchent 
nicht lange atudiren und nicht blos begreifen , sondern zugleich angezogen aein 
von Form und Inhalt, wie wenn er eine Broschüre oder ein Journal durchaieht. 
Die Broschüren- und Zeitschriften-Literatur ist ja auch Zeitgenoaain der Wör- 
tenifi^erperiode. 

Und gerade in der Form der Darstellung, in der achlkien, klaren Spraoiio, 
aind beide Werke unter die vorzüglicheren Daratellungen der Volbwirthadiall 
zu rechnen. 

Ha de od handhabt seine Muttersprache mit wahrer Meisterschaft. Ueber 
aie iat französische Eleganz und Durchsichtigkeit durchweg aus^egoasen, ohnä 
gedankenarm oder phraaenteich zu aein, mag nun darin historischer Stoff behau- 



jhtl •Jtur eiiHi .Ttts^ekelU Au8min^f»^iii{g geg^i^.iffrd«q« Jlpii^^^)^^ iMl 
MM g4ri^ «eiae.^ft«reii WU4fMrhftittiigeii g«falba« wab h^i ^t^epkgmiloai^ 
S^hcißalielter |i9l iin#^triglkh w$kb* Er Ut uberbaiift ^^iafritfcktr^ /icli8|;f«r Geist» 
dfii jKe Natocjimt eioMT, töchMgAO Deikkkrtft aitfiUtteU, ii9d:i9tcMrer ummk 
VftlerkliMlei, 4e#8e|i (reuter gicade ^ifch. dieser Seite Mb b«^forai|ft |io4^ Um, 
S«b%n4«. « T«ue44^ es ans nicli^l, iß i/tr M^Und^ nui s» ^gan« in dea G^ibm 
dfr .frendeo ^pf «cb« . eiiidnogeii kju^i» $0 ist üa^aulay aeia Vorbild in ipt 
B^eUüDg g^irefeAs daas^ Essays babei^ «ucb si^ige Veriraiidtschaft. jbü sei- 
der DarsteUiingpiisfiisa , -wenn sie fiDcb iM»cb anscbwiliqbar .siad«.- .Si«cle^d 
arbeitet weniger mit Bildero und GleicfaQissen, .^s ipit Gedw^e^ 1^)4 Beg^Sexu 
Ma.cJeQd.«rfc«Mit übrigen« seioam. Landsmanp« aiJicb, ap emei^ S4fUe Uoaterb- 
U Aktiv, zil« piO'lafife es siQe engUpcjie LüeMtMr. giebt. 

Dffladenigem; dem die allitalienische Lit^iratur eii Licblings^tudiuiii.gevaMii 
Salin id^r Lebepspeiiade , wo Geist und Seele nocb vollemf/äBgUcb; weifen für 
dua. Scboa^^ im. Le^ea und der liitexatuij der Völker, dem .wird es .yieUeicbt 
mth «Kffällig gew^^n aeio« wie. s^br dia italienif^ba Spracbcf you der fr«|iacen 
EinCathbeit,; Kraft. 4|Bd Ani^ulb in der neueren .Zi|it.v«rlf^en k^k MöebtciO ^if 
salbat die Irecentisteii übar. die S«briftst^))^r . au& dtr Zeit il^fo'a X. se^en^ so 
ii»bc>wir aueb die Grazie und Eleganz, der .Spcacbe. dieser Zeit .wirdif e^. #qwi)bl 
m dar Prnaa. eines UaecbiavalU» Guicciaxdini oder deir etwas spalersn 
reiaanden KdofUergeschichten you Ya^ari <^der in den PoeaieB. ainas Tass^^ 
nnd.des.kQsilicben PoUzian<»« / 

. . Abur seil dem französiscben Einfluas , def m|t dem yarigan. Jabrkiindert 
imitMf iwabr i<k der jLiterait^r Jtalvtivi. f^l^Lbar ;;n'ird, vüellei^bt aueb dmrcb Er* 
schlaffung des nationalen Geistes, hat die schöne Spiaeba halieiia Ton ifarcc 
.Offiginalitaty Reinheit und Grtzici viel cjngebäsat. Wie auf den moderneo Bii- 
dtoi der itajieuischeA Malef .Alles m stark aufgetragen ist, so fehlt auefa ia 
iür Sprdphe Katurund JlLnfavhbeit,.uitd der G^dimke, wird jetftt merkwürdiger 
Weisa ül aGbwerfliUigtre.,Pbraaen» ja salbst s^^erf^Uigere -Wor^, eingekleidet«, 
ala es yer|leai>war, var^ drei und fier ^abcbundertei^,. ,I/m <so'|nerk^nnepswer« 
tber ißt. .^ «udj^m so fp^idigf r b^jt ^jinns fberr^s^ht, dai/i(.ui||S. in deqi Laxi- 
bankrott Socqarda ip-ao klarer, Inapper ui^l eleganter Spra4J^a der., u^rmat- 
aiglrocbe-'und iaiad|ebi9<l tBifbt g/jnz dai^kbar« Stoff, da^ er i|. fi, viel Delaila 
9mi dem Kechta^! uod fiandeUleben .bring!» überliej^rt wird« .■ ,, ^ 

. Man ^ill.ia einem |lealUukx)n acbnell lesen und den Geg^nst^nd schnell 
ttbeffli^geii, und; daber mag sifb Jeder, der sieb an «in VolkswirAhspbaftslexikQn 
wagt,* fragen y ob« er die Gabe, der üarstelluttg bat. . Hat er sie a^cbt \ß anu- 
«antem. Gradfi^^^bgetiebeB j^4)u .seiner wi^e^schafiU^cn Kei^itaiss' und Ton^ dem, 
«tifasaaBdaB Blieb dber daa ganze gro^w^ Gabj^et, das er m beberracbfin M« 
die BdUi^e Begt'it.tefung QBd Willensfneirgie immer tTmnsf^j^etst,, sa «abreibe 
er lieber ieiiian Traktat über irgy;Bd..eiBe ^laterie, und wäre. es die wichtigsta, 
aber Ton einem Wörterbuche lasse er die Hand ab; und das sagen wir namei^- 
Ufik ztt -allen den deutftobeo Wirlbacbaftsgele^rteii , de«e^ die, Gedanken an ein 
ailcbaa Untetnehmeii im K/spfie \uf4»Wf odpr die gar schon als .gute lodustriella. 
eine Soctetät literarischer Kräfte für dieses Unternehmen gegründet tmbea. 
W^vU nicht ^Aai Wort und die -Darstellung, der* Gedanken ^j^.tv^, jßebi^f^i^teht, 
dem ruffiB>wir.«Qeb einmal zM: Hand w«g. Kepler Sf^^be! .Giacad^ ,|tfif Dfot*. 
sahati absr- k^fliBit Ba.|a^i4a wir aua .4aDi.,«u. dieaem Zwc^ g^goeta^a. 



^t«^ gfini^t. find', firt zfi TQnir%ik)En|i 4«» gi^ifeu jBr^giUi«^iind,.,4ff 
GeiiGbifhte jmdjer«r Völker .gftgenuberstefaej^ und dabei .gewjis«^p|iaft «ind , U(|d 
uns ^«uch nicht ■ scheuen 9 hartes .jäplz zip bohre» ^ uns aa die Au^a))e eiaep 
grossen, wissenschaftlichen Yolksvirthschafls- Wörterbuchs .^« ansehen, in, wel<;beip 
wii; den Erwerb der Voil^v^irthMhaCt der ci?ilii|icUn Völker, ühersicbtiioh auf- 
fpeiebarn« , Es. wäre das 9 recht bel^^odelt, auicb ^^ gleich^ Zeit c;ine Baaia.fur 
d]^t internationale fiecht, o^c s/ig^n .wir Jieher für dasjenige Recht, das beiden 
ci¥Uis}r^4. Nationen das gleiche s<;^n oder werden sollte. Und unsere wissVuj 
schaftliche Sprache, wenigstens in der Vylkswirthsch^t und in den Natürwissen- 
i^cbafti^n^ ist dahin gelangt,^ das^ sie jetzf; nach Ausscheidung yieler Peda^terei 
auch .i|Oi geschrieben T^ird,^da9s ^ie picht, blo'a d?b Fachgelehrten anspricht^ spnr 
d^n auch jeden» ha^bwfg.^gebildeüp Meivschen Yerstäodlich ist. Die NationafököV 
pomb vef^elzte ja nie das^'^Kccbt. unserer- Sprache so sehr, wlo die romisr^^ 
deutsche iRecbts^isse^fichaiff* , ■.,.;.,.. ., » .\ ,., 

; . Hier, wilre «nun die ;St.elte,^an'den Blängeln der" früheren lexikalische^ Ä^- 
pertorieh der Volkswirtbschafty der von Sand e Li n ^ Uui 1 1 a u 19 i n ,! eines M i| f 
C^lloch und auch unserer, beiden heuen Erscheinungen die Npthwendigkeit 
f^j[Bes; deutschen Wörterbuchs^ nachzuweisen,^ allein damit wollen wie diesma.l den 
Lessr Tersjphonen^ es l^sst sic)i das nicht mit* zwei Worten sagend. • 

i oescjbiftigeii. wir uns' noch einen Augepbjick mit der Charakteristik der 
engliscj)en und italienischen Werke, deren Anzeige wir vorhaben. Wi^ ^ind 
mit deren Verzügen noch nicht' zii Ende. . 

Beide Xexika enthalten^ was für uns. grossen Werth hat, njBroenttich reiche 
Schätze aus dem Wirthschaftslehen und den lilerarischei)' Erzeugnissen gerade 
ihres Volkes, dessen Sprache sie- reden. Von Macleod erlauben wir uns nach 
diese^- Seite hin auf folgende Artikel aufmerksam zu machen: Bank, Banking 
in Enjgiand, Banking in Scotland, Bafiking in. Irejand, Banking in America 
(da^ npch l^a^ing in France, at Bonie, in Cbina^ in Ilalj^ ät Venise, at Ge- 
hoa, in ^Ho.lIanflX. Banknote. Der. Artikel über Bj^rkweseh geht durch 3 Hefle 
iii|,d if,urde eii^n istaltlichen Octavband bilfl^n. ^ Oh'i^e .die yerdiehstvolle. History 
9|[ (lanking^ voi^ taw.son (2. *e^. .1857) herunterzusetzen, müssen wir doch 
aperkenr^CAft JasjS Macicod's Leistung; wissenschafllich höher steht und däbul 
vielfNeuefi J^riiigt, .Ein vor^ü^llcheV. Artikel isf, B'uliion Report, ferner Chad- 
jrifik, Cheque,,* Coina^e of EiiglanA, Ireländ '(France), Crisis cömmercial. ] 

, • iwt^ KennViifis^ seiner Wissenschaft liphea Methode, sowie seiner Bestrebun- 
gen, für seine .wissenschaftlichen Ansichten Anhänger zu suchen ' und Stutz- 
jjunkie zu 4n()en^ mac]ieii^wU auf die, Artikel aufmerksam: Äctions.and defini; 
tions,^ Law of eohtiivuity, consunation, Aeschines Socraticus, Arislote, Co'ndillac^ 
^sjüeyi Bastiat,. Beccaria .u. s. w. und bezeichnen noch als beachtenis^werth : As; 
signate, Cost of Produclion. . .. .* ' 

Auf die Artikel Capital ^ Credi|;. ui|d Currency brauchen ' wir kaum Iiinzu- 
wei^n, du sie bereits vielfach. b.^sprQcben worden sind, und wir selost an ande- 
rc.r Stelle dieser Zeitschrift darüber uns .weilläufig verbreiten. , - ., ; 

•' Die biographis4;hen Notizen benutzt Macleod zugleich, über .die i|im 
wichtigst scheinenden, Punkte mit den Autoren, Ober dfe er schreibt, zu rech- 
ten,, und wären ..sie Schriftsteller ^ die vor 2000 Jahren gelebt haben j er giett 
Recht pder verurtheilt sie nach /dem Massstabe ,, den, er iaus seiner .Wertbs^, 
Captal.f. und GrediftheoriV i^jn. sie, anlegt^ paher enthalten diese Artikel, da er 
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ieine ürUieile alt ein ordeBllidier Rfchler aneb begrttndal) %n gbidier Zeit 
theoretbche Aofeinanderaetiang^en, «ni wird man i. B. unter BaSey, Baattat, 
Cappe, Carej, Chalaien, Clietalier, Csieekowaki, Condillae Hancliee über die 
Theorie dea Credita finden. 

Macleod beieichnct aein DIctionarj aaeh mit dem Worte „practica!*^, 
aber wir tagen ea aeinem Werke grade mm Rnhme naeli, dasa, obgleich ea 
viele poaitif e Beetiamangen enthalt, welche in dae Leben eingreifen, eein Lexi« 
kon »ehr einen theoretischen, rein wiisenschaftlichen Charakter an.aich trigt; 
das Wort „theoreticaP* fehlt sonderbarer Weise auf dem Titel, aber man schreckt 
damit englische Leser ab. Seine Aoffassang der Volkswirthschaft, als einer 
Wissenschaft des Tausches, wollen wir hier nur erwfihnen, AusfBhr- 
lieberes findet sich bald an einer andern Stelle dieser Zeitschrift (Macleod'a Cre- 
dittheorie). Ebenso dfirfen wir nicht yerschweigen , dass una das Wörterbuch 
Yon sehr subjectifem Standpunkt aus geschrieben su sein scheint Uebrigens 
bt er gleich Boccardo Freihändler; Letiterer wsr thitiger Agitator täf Ein- 
bürgerung Ton Freihandelsgrundsätien in seinem Yaterlande. 

Wenn nun durch die Begrenzung des BegriflTs der Yolkswirthschafl und 
die mehr rein wissenschaftliche Tendenx Macleod aus seinem Lexikon Viebs 
auascheidet oder unbeachtet liest, zieht im Gegentheil Boccardo yielen Stoff 
in das seinige herein, welchen man sonst in einem solchen Werke nicht zu 
suchen pflegt. Es wird dadurch zu gleicher Zeit dieses Dizionario ein Real- 
wörterbuch des Handels und Hsndebrechts. Wir bezeichnen am besten die 
Intentionen, welche er dabei ?erfolgt hat, und die Aufgabe, die er sich gestellt, 
durch seine eigenen Worte in der Vorrede: 

„Bei meiner Arbeit^', sagt er , „werde ich alle diejenigen Artikel der 
Oekonomie, sowohl der theoretischen, ab der praktischen, geben, welche die 
Wbsenschafl in ihrem weiten Umkreis begreift. Das öffentliche und Privatrecht, 
die internationale Yerfassungs - , Yerwaltungs - , Criminal > und CiTÜgesetzgebung 
werden in allen denjenigen Fartieen behandelt werden, welche mit dem gesell- 
schaftlichen und individuellen Reichthum Berührungspunkte haben. Sie sott 
auch ein Schatz sein von den vielfältigen und verwandten Beziehungen, welche 
die okonombche Wissenschaft mit der Technologie und mit allen naturwissen- 
schaftlichen Disciplinen hat. Die Geschichte der politischen Oekonomie und die 
Biographie der Oekonomisten (die schwache Seite des Buches) werden daselbst 
ihre Stelle finden, und es soll meine bestandige Sorge sein, keine Thatsache 
oder keinen Namen zu verschweigen , welche einen gnten oder schlechten Ein- 
fluss auf die socialen Lehren ausgeübt haben. Der Kaufmann wird in diesem 
Werke ersehen können, was er über das Handelsrecht, über die Usancen der 
vorzüglichsten PUtze und über die Ausübung seines Geschäftes (eigentlich delP 
arte sua) eben wissen will." 

Selbst die Geographie ist nicht ganz unberücksichtigt geblieben. 

Boccardo will, dass sein Dizionario nützlich sei, nicht allein „dem Mann 
der Wbsenschaft oder dem Yerwaltungsbeamten , sondern auch dem Familien- 
vater, dem Kapitalisten und dem Kaufmann, welche dasjenige, was zur Lehre, 
des Handels, der Banken und der Manufactur gehört,*^ darin finden sollen. Er 
will die Wissenschaft und die Ausübung (la scienze et arte) gleichmäasig för- 
dern und die tiefsten Lehren durch die positiven Thatsachen bestätigen las- 
sen, und sollen daher in seinem Lexikon „die rersichertsten Zahlen der Sta- 
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tkUk bezuglich der Berölkerung, des Handels itiid der abschitsbaren Rtidi-» 
thimer in den Terschiedencn Läiidern^^ geboten werden. 

Wie Boccardo sein reicbhaltiges Programm erfillt bat und mit welchem 
Erfolge der Aiisbentiing für die Wissenschaft und das praktische Leben, welchen 
Rang sein Wörterbuch nuter den ökonomistischen Erzeugtiissen unserer Zeit 
überhaupt einnimmt, dem, sei uns gestattet, einmal spater einen besondern Ar- 
tikel zu widmen. Wir wollten hier nur eine Anzeige beider lexikalischer Er*. 
scheinungen bringen und yerirrten uns schon zu weit. 

J. Kircheisen. 



X. 

Hanilbiieli des Hanilelsrechts von Dr. !<• Cfoldsehmf dt» a. •• 
Professor der Heehte ku Ht^idelberi^. Bd. t Abtii. i, en^ 
lialtend die i^eschielitlicfei literärisclie Sünleitnns «ad die 
Grandlehren. ISrlanjgen» 1864. 

Die erste Abtheilung dieses ausfuhrlicben Werkes , welches bereits seit 
längerer Zeit erwartet wurde, liegt nunmehr ?or uns. Dieselbe umfasst in einer 
Einleitung zunächst den Begriff und die Zweige des Handels (§ 1), das Yer- 
hältniss des Handelsrechts zur Handelswissenschaft (§ 2), sodann die Quellen 
des Handelsrechts und seine Geschichte (§3 — 14), die Kodifikation des deut- 
schen Handelsrechts und deren Ausführung (§ 15 — 30) und die Literatur 
(§ 31). 

Das erste Buch betrachtet die Regeln, d. h. die Methode, Behandlung und 
Interpretation, sowie die Quellen des Handelsrechts (§ 33 — 34), insbesondere 
die Usance (§ 35. 36), sein Verhält niss zum bürgerlichen Recht (§ 37), seine 
örtliche und zeitliche Geltung (§ 38. 39). 

Das zweite Buch erörtert zunächst die Grundbegriffe des Handels (§ 40. 
41), der Hsndelsgeschäfte uqj Handelsgewerbe (§ 42 — 45) und der Handels- 
zweige, namentlich des Klein- und Grossbetriebs (^ 46); sodann die einzelnen 
zum Begriff des Handels gehörigen Handelsgeschäfte, objektiver oder absoluter 
(§ 47 — 50), wie auch subjektiver oder relativer Art (§ 51 — 56), die zum 
Handelsgewerbe sonst gehörigen Geschäfte (§ 57); endlich die ergänzenden 
Präsumtionen des Art. 274 des Handelsgesetzbuchs und die Ausschliessung der 
Immobiliargeschaae in Art. 275 (§ 58. 59). 

Nach dieser Inhaltsübersicht wird sich allerdings die Beendigung des Wer- 
kes, wie auch der Verf. am Srhluss der Vorrede bemerkt, in nächster Zeit 
nicht Toraussetzen lassen. Dasselbe bildet in dieser Anlage, wenn mit gleicher 
Ausführlichkeit und Gründlichkeit der gesammte grosse Bestand des Handels- 
rechts durchgearbeitet werden soll, fast eine Lebensaufgabe. Indessen darum 
praktische Bedenken zu äussern, erspart man sich gern, wenn aus wissenschaft- 
lichem Interesse nur der Wunsch ausgesprochen werden mag, dass es dem Verf. 
vergönnt sei, mit frischen Kräften das mühevolle Unternehmen bis an's Ende 
zu fähren. 

Es liess sich von vorn herein erwarten, dass ein Keiiner der Handeli.- 
recktswlisenachaft, wi« Childs chmidt, sich die höchsten Ziele steUen wtrdf. 
II. 30 
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Wai Qaellen- «nd Literatarhinde anlmif^, ao wird dai Torltegende Werk den 
besten Zeugnissen deutscher Gelebrtenarbeit, des Fleisses, der Kenntniss und 
Gewissenhaftigkeit sich anreihen. Ffir die Wissenschaft, ffir daa Stndinm dea 
Handeisrechts ist alles bis dahin Zugängliche ao Tollstlndig benutat worden, 
daas schon damit für die Znl[unft eine Menge Ton Arbeit erspart wird. Bei 
der Reichhaltiglieit der Literaturnachweise sowohl der ilteren Epochen, als auch 
. der Gegenwart, wobei namentlich die Berücksichtigung der ausländischen Quellen 
und wissenschaftlichen Darstellungen hervorzuheben ist, wird man diesem Hand- 
buche in einer Weise' zu Dank verpflichtet sein, weiche diejenigen würdigen 
werden, denen die Mühseligkeit, das handelsrechtliche Material zusammenzu- 
suchen, nicht unbekannt ist. 

Der grosse Nutzen des Buches nach dieser Richtung bestimmt aber, ao 
sehr man auch die ausserordentliche Beiesenheit des Verf. bewundern muss, erat 
zum kleinern Theil dessen wahren Werth. Es war ferner zu erwarten, daaa 
der Verf: die Schärfe der joristischen Auffassung und die Pünktlichkeit der 
Darstellung bethatigen irerde, ron^ welcher er bekannte Proben bereits abgelegt. 
Auch nach dieser Richtung hin zeigt sich die Erwartung vollatindig erfüllt. 
An der exakten wissenschaftlichen Methode, mit welcher jede Frage aufgenom- 
men und entschieden worden ist, wird selbst dann Nichts auszusetzen sein, 
wenn man in einzelnen Punkten, zu anderen Schlussresultaten kommen sollte. 
Man findet die erschöpfende Gründlichkeit und die logische Konsequenz wieder, 
welche jede frühere Arbeit des Autors auszeichnet. 

Vor allen Dingen aber erscheint es, mag das schon der traditionellen An- 
schauung sonderbar erscheinen, als ein bedeutender Vorzug, dass der Verf. sieh 
nicht auf die spezifisch juristische Ausführung beschränkt, vielmehr sowohl in 
der Darstellung der Literatur, wie in den Materien der ersten zwei Bücher 
stets die allgemein geschichtliche und namentlich die wirthschaftliche Entwick- 
lung berücksichtigt hat. Dem Einsichtigen kann die Nothwendigkeit der Wech- 
selwirkung zwischen den wirthschaftlichen Grundbegriffen und der Gestaltung 
d9B Handelsrechts nicht zweifelhaft sein. Gerade dies ist der Punkt, der in 
dieser Zeitschrift als der interessanteste hervorgehoben zu werden yerdlent. Je 
mehr der Verf. selbst gefühlt hat, dass der Sinn für echte wissenschaftliche 
Wahrheit sich nicht an einseitig juristischer Deduktion nach dem seitherigen 
Zuschnitt genügen lassen kann, je mehr er selbst sicher schon als ein weit- 
gehender, fortschrittlicher Jurist betrachtet wird, desto mehr Veranlassung 
scheint geboten zu der Prüfung , ob er eigentlich weit genug geht. An ein 
Werk, wie das vorliegende, legt man unwillkürlich den höchsten Maaasatab an 
und fragt nach der Stellung desselben in der gesamroten Wissenschaft. 

So viel ist gewiss, dass auch die Rechtswissenschaft endlich den Gegen« 
satz kwischen gesundem Realismus und einer in sich selbst vergnügten Doktrin, 
die tiur einen ungesunden Schematismus zu erzeugen vermag , wenigstens 
ahnt und fühlt. Es ist ein anderes Ding, die Sätze des Rechts nur nadi der 
Dürren Methode der spezifischen Rechtswissenschaft, wie sie seit dem Antoritäta- 

Jlauben und der Kastenwirthschaft des kanonischen Wesens herrschend gewor- 
en, rechtfertigen und sie aus ihrer inneren Nothwendigkeit rechtfertigen, dia 
nur in dem Zusammenhang mit allen andern Ideen und Schicksalen der Mensdb- 
iielt gefunden werden kann. Und wenn nun vollends die geschichtliche For- 
kekang dea Handelsfechta anf jedem Schritt lehrt, dasa die Blgeabeit deaa^ea 
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.gerade in den Widerwülen gegen den die Recbtetheorie behemehenden (Beiit 
des Scholastizismue wurzelt, eo ist för die wehrhaft gedeihliche WeiterbiidoDg 
^eeee Theile der Rechtelehre in der That von jeder Seite her der nämliche 
Weg Torgeieichnet. 

AneMt der unbefriedigenden Erklämng aue doktrinären Lehr^itzen, die 
nor darum eiii^tiren, weil sie die Theorie in freiwilliger Geietesuiifrelheit von 
Generation zu Generation forUchleppt, bedarf es der Entwicklung aus den realen 
Bedingungen des Rechts» Dass diese für ein Recht des Verkehrs wesentlich 
in den Ideen der Terschiedenen Kulturstufen über die Guter, die Gegenstände 
des Verkehrs, gelegen sind, foedmf keiner Ausführung. Die Grundlage der na- 
tlonalökonoinisrhen Begriffe in ihrer Fortbildung ist also gar nicht za ?ermei- 
den. Ref. darf in dieser Hinsicht auf die von ihm bereits an anderer Stelle 
versuchte Darlegung des Verhältnisses zwischen Nationalökonomie und Jurispru- 
denz hinweisen (s. Deutsche Gerichtsziilung 1864 Nr. 11. 12). 

Wie stellt sich nun das Galdschroidt'sclM Werk zu der Lösung dieser 
allerdings bisher kaum erst in Angriff genommenen, aber höchsten Aufgabe? 
Der VerL macht in der Vorrede, in welcher er seinen Standpunkt darlegt, zu- 
erst Front gegen die leider schoii überwuchernden Kommentararbeiten, welche 
das Handelsgesetzbuch hervorgerufen hat. So erwünscht eine sorgfaltige Er- 
läuterung, wie der Kommentar v. Hahn 's, sein mag, das steht fest: es wäre 
das traurigste Zeichen einer kläglichen Unfähigkeit, wenn die neue Kodifikation 
nur dazu dienen sollte, die Wissenschaft mit scholastischen Interpretationen des 
positiven W^ortes anzufallen. Von ganzem Herzen wird man dem Verf. darin 
beistimmen, dass das Handelsgesetzbuch nur als eine Stufe des unaufhaltsam 
fortschreitenden Rechtsbildungsprocesses , nicht als ein endgültiger Absckluss zu 
betrachten ist. 

Genetische Entwicklung erscheint also unter allen Umständen geboten. 
Aber was ist genetische Entwicklung? Dem Verf..« als .Turisten, zunächst die 
Geschichte der juristischen Theorie (S. VII der Vorrede). Jedermann wird 
zugeben, dass deren Kenntniss die Grundlsge bilden muss. Allein die Ge- 
schichte der juristischen Doktrin ist noch lange nicht die Genesis des Rechts. 
Der Verf. greift sehr häufig, und auch darin wird ihm wohl allgemeine Zu- 
stimmung gewiss sein, in die Allgemeingeschichte über. „Auch die beson- 
nene Verwerthung der maassgebenden wirthschaniichen Grundbegriffe durfte 
selbst denjenigen Juristen keinen Anstoss erregen, welche von manchen neuerjsn 
Versuchen der Art keine Förderung der Rechtswissenschaft absehen, ohne eine 
Verflachung derselben und eine Verraengung In sich unterschiedener Forschungs- 
gebiete zu befürchten.^ So fährt der Verf. S. VIII fort, spricht freilich dabei 
seine Ueberzeugung aus, dass sich die Kenntniss der wirthschaftlichen Dinge 
schwerlich der unbefangenen Beachtung entziehen könne. 

Das klingt In der That ein wenig reservirt, ängstlich« Wenn der Verf., 
wie die Hinweisung auf S. 197 darzuthun scheint, dabei das im Auge h«|, 
was man bisher an nationalöbonomischen Bestrebungen der Juristen erlubt, Ij^al, 
begreift sich das* Einem Busch ihut der VerL noch zu viel Ehre an, wenn 
er ihn in diese Beat rebungen stellt. Busch, wie andere Schriftsteller seiner 
Zeit, jene aus der ^Natur der Sache ^ konstruirende, hohlphilosophirende Rich- 
tung, hat mit der Benutzung exakter nationalokonomischer Erfahrung nichts 
gemein. Ungerecht erachtet dagegen Ref, das UrUieil Sber den genialen l^inert, 

30* 
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Letten iiatiMitlökionomiith so ^i irh jarislisch treffenden Ideen wtiirlich ichon 
jeUt glinsend genug f{e rechtfertigt sind. Deber Dankvardt h«t sich Ref. 
seihst sehen in dieser Zeitschrift Bd. 1 S. 106 ausgesprochen. Dem Brinck- 
m an naschen Buche über Handelsrecht lässt sich bei allem gesunden Sinn fOr 
das praktische Leben eine wissenschaflliche Behandlung der ffstionalokonomie 
gar nicht suchen. Thöl endlich ist trotz des Zeugnisses des Verf. über „tie- 
fere Einsicht in die Natur und Gesetze des Hsndelsiebens^ der Natienatökono- 
mie so fremd, f^ie irgend Einer. Sonst wurde er nicht mit totaler Verkennung 
all' der grossartigen Wandlungen wirlhschafllicher Zustände und wirthschaftiicher 
Grundbegriffe so starr darauf ausgehen können, uns noch heute den unbeding- 
ten Glauben an das ganz anderen Lebensbedingnngen entwachsene rein römische 
Recht zuznmuthen und ihm zu Liebe wo möglich selbst das Handeisgesetzbuch 
zu ferwerfen. 

Allein die Erfolglosigkeit der seitherigen Bemühungen, soweit sich toa 
einer Benutzung der ökonomischen Begriffe reden liest, ändert nicht das IJin- 
deste an dem vorhandenen Bcdürfniss. Die unbesonnene Benutzung der erstem, 
d. h. Benutzung da^ wo sie nicht hingehören, verbietet sich von selbst. Im 
fiebrigen versteht man nicht ganz, was besonnene Verwerthong im Gegensatz 
zu unbesonnener sein soll. Ist die Wissenschaft von der Entwicklung der wirth- 
schafllichen Grundbegriffe Wahrheit, so kann die Verwerlhnng der Wahrheit, 
wo immer dazu Platz ist, nicht der Selbstwarnung vor Unbesonnenheit bedür- 
fen. Vielleicht meint der Verf. eigentlich: Benutzung der besonnenen National- 
ökonomie. Denn darin wurden wir ihm nur beitreten können, wenn er der 
Ansicht ist, dass viel unbesonnenes Wesen von sogenannter Nationalökonomie 
mit den wirthschaftlichen Grundbegriffen getrieben wird und dass selbstverständ- 
lich nur die Resultate echter wissenschaftlicher Forschung, welche auch dort 
wesentlich eine geschichtliche sein muss, für die Jurisprudenz, wie für andere 
Wissenszweige Werth haben. Solche Resultate, deren denn doch die Natio^nal- 
Ökonomie allmahlig in immer wachsender Menge liefert, können nicht Unbeson- 
nen verwerthet werden und müssen verwerthet werden. 

Hatte der Verf. von diesem Standpunkt ans, welcher gerade in der Bil- 
dung der nationalökonomisehen Begriffe und Lehren eines der wichtigsten Stücks 
der gesammten Kulturentwicl^lung und andererseits das Recht nur als eine 
Frucht der letztern erkennt, sein Werk unternommen, so würde Manches viel- 
leicht sich anders gestaltet haben. Das volle Erfassen jener Grundbegriffe ist 
freilich gleichbedeutend mit einer ganz andern Auffassung des positiven Rechts. 
Die liebevolle Pietät gegen das fiberlieferte Recht, die der V^rf. S. 197 Note 1 
dem Juristen geziemend findet, ist da und in ganz anderer Weise, wie bei 
hlindero Autoritätsglauben, wenn man erkennt, wie das Recht einer vergange-» 
nen Zeit den realen Verhaltnissen dieser Zeit entsprach. Aber sie ist nicht da 
und braucht nicht da zu sein, wo das traditionelle Recht als ein fremdes Wesen 
ohne ZusanMRenhang mit den lebendigen Strömungen der Gegenwert erkannt 
werden muss. Von diesem weitergehenden Standpunkt aus ist die Entwieklang 
«nd Fortbildung der leitenden Grundsätze das, woran die ganze Kraft zu setzen 
wäre, wogegen die Erschöpfung aller detaillirten Einzelheiten, das Mitfortschlep- 
pen aller der zahllosen Kontroversen und der unendlichen Literatur bedeutend 
in den Hintergr^ind treten würde. 

AHein wir haben kein Recht, daraus dem Verf. oinen Vorwarf zu machen, 
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da«f er nichi so terfahren ist. Ihm galt es tugemrfheinlith den gesammten 
RecbUbestand in seiner heutigen Geslallitng zu fiiiren und xa erJdären, und 
zvar vesenUlch auf die Basis der jurialischen^Doklrin, wenn auch unter Z|9- 
bftlfenabme geKhicht lieber und wfrlhscbafl lieber Elemente^ Stellt man aich auf 
diesen Standpunkt einer immerhin aufgvklarteQ-i 'juristischen Methode, Verstcbiet 
man also auf eine Auffassung^ welche die bisherige Methode am Kern angreift, 
so erscheint jedenfalls das yorliegende Wer]^ als ein sehr bedeutender Fortschritt 
in der Bebsndlung des Handelsrechts; auch bedeutsam genug, um den Wider- 
spruch alter Schultfaeoretiker zu reizen. Zum ersten Male begegnet man hier 
einer umfassenderen Berücksichtigung der nationalökonomiscben Meinungen und 
der Wirklichkeit dea Verkebrslebens , wie sie bisher noch nicht da war. Der 
Werth für die Begründung der einzelnen Sätze, bei denen der Verf. dazu greift, 
ist offenbar. Es bedarf sieher nur noch eines Schrittes weiter, um sich mit so 
reichen Kenntnissen und mit der Nei^ing für eine wehrhaft innere Begründung 
der Lehre aus ganz andern Ursachen heraus, als aus dem Wortlaute positiTer 
Gesetze und aus den Meinungen bewahrter Autoritäten, über jene Auffassung 
xn erheben, welche den Verf. gezwungen hat, an viele Dinge solche Arbeit 
wenden zu mfissen. 

Es braucht wohl kaum herTorgehoben zu werden, dass gerade in der Ein- 
fachheit der Begründung und der Ergebnisse die sicherste Wirkung solcher 
Werke auf Praxis, Gesetzgebung und selbst Wissenschsft begriffen liegt. 

Es sei gestattet, nach diesen allgemeinen Bemerkungen einige besondere 
hinzuzufügen. Die Einleitung gibt uns dazu ksnm Veranlassung. Die Voll- 
ständigkeit der Quellenangaben ist bereits gerühmt worden. Die Darstellung 
der Geschichte des deutschen Handelsgesetzbuchs hätte wohl ohne Schaden 
dadurch abgekürzt werden können, dass auf die an andern Orten bereits Tor- 
findlichen Berichte verwiesen worden wäre. 

In dem ersten Buch wird zunächst (§ 34) die eigenthömliche Methode 
der Rechtswissenschaft des Handelsrechts bezeichnet. Warum nicht geradezu 
der besondere Karskter des Handelsrechts und seiner Pflege? Denn um einen 
abweichenden objectiven Karakter desselben , nicht blos um eine abweichende 
Methode der Auffassung scheint es sich zu handeln. Das Wesea des Handels- 
rechts aber lässt sich kurz darin zusammenfassen: ea hat sich niemala dem 
a priori rein theoretisch gefundenen juristischen Schematismus unterworfen, ea 
▼erlangt ein Recht und eine Rechtsübung nach den realen Zuständen des Le-. 
bens. In diesem Sinne hat der Handel von jeher sich gegen die apicea juris 
gesträubt, und die aequitss, Treu und Glauben, was so wenig mit Formlosig- 
keit identisch ist, dass im Gegentheil der Handel gerade die striktesten Rechts- 
formen erzeugt hat, die wir besitzen, zu seinem Prinzip gemacht. Es ist der 
grosse Gegensatz eines Rechts, das den Interessen des Verkehrs dienen, anstatt 
dass sich sonst der Verkehr den absoluten Sätzen einer transzendentalen Doktrin 
fügen soll, welcher die Abscheidung des Hsndelsrecbts verursacht hat. 

Aus demselben Gedanken erklärt sich die bedeutende und scheinbar ano- 
male Stellung der Usance (§ 35—36). Mehr, als durch die gewissenhafteaten 
Untersuchungen nach der seitherigen Art wird im E. durch den einen einzigen 
Hinweis erklärt, dsss daa aua dem Volke im Ganzen, oder im Gebiet dea Han- 
delsverkehrs von unten aich erzeugende Recht nolhwendig in Konflikt gedacht 
werden muss mit dem positiven Recht, ao lange letzteres ala aua einer tter 
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dem V#ike «Uhende», fr^m^n «der gar feindlichen ÄaloritSt fliesiendes gedacht 
wird. Der Ausgaiig d4'a KoufliicU kann ein sehr vertchirdener sein. Der Han- 
del aber bat ea veraianden, seiner Rechtaerzengiing ein gutta Thi^ii Geltung 
mehr zu yerschaffen, als aonst die positive Staatsgewalt di*m de niokrat lachen 
Drange des Volkes, sich selbst das Rtcht zu stützen, zu bewilligen grneigt iat. 

Im zweiten Buch entwickelt der Verf. den Umfang dca Handelsrechta nach 
den Begriffen des Handels und Handelsgeschäfts, lii diesem Abs<bnHt hatte 
deraalbe volle Gelegenheit, seine nationalökonomischen Kenntnisse mitzuverwer- 
then, und, weit entfernt, darin nur eine „Modesache^ zu finden, wie schon 
wieder in einer über das nämliche Buch erschimenen Anzeige zu lesen steht, 
wird jeder urtheilsfähige Jurist einen grossen Vorzug vor andern DarstellungeB 
finden. Was soll man zu den kläglichen sogenannten „Feststellungen", Yon 
denen es in Aufsätzen und Präjudizien wimmelt, ob Dieser oder Jener in das 
Handelsrecht gihöre, das heisst, denn das ist allem Anscheine nach das Lieb- 
lingsthema, ob er sich zum Handelsregister anmelden muss, sagen? Es leuchtet 
auf den ersten Blick ein, dass, wenn es einmal sein muss, die Brgrenzung des 
Handelsgebirtes nach sachlichen oder persönlichen Momenten einigermassen be- 
friedigend nur mit innern, nänilich wirthschaftlichen Gründen gefunden werden 
kanhi Die dörre Wortinterpretation ist hier Nichts, und selbst das Handels- 
gesetzbuch bedarf erst der innern Rechtfertigung. 

Der Verf. gt'ht geradezu (S. '287) Ton den ökonomischen Grundbegriffen 
aus. Mit einer reichen Kasuistik, fast überreichen Benutzung der juristischen 
wie nationalökonomischen Literatur erledigt er diese Aufgabe in einer Weise, 
welche die grüsste Anerkennung verdient. Wir finden hier den dcrmaligen 
Umfang und die Situation des Handelsrechts dem bürgerlichen Recht gegenüber 
so beschrieben und wissenschaftlich begründet, wie es überhaupt möglich ist. 

Dass es dazu einer Darstellung von S. 287 — 518 bedarf, ist nicht Schuld 
des Verf. Man sollte freilirh meinen, die einzige Thatsache, so schwierig, weit- 
läufig und bei dem besten Willen doch so oft mit rein scholastischen Wendun- 
gen erst den Begriff des Handelsrechts aus dem Gesammtrecht losschälen zu 
müssen, genngt,um ganz andere Gedanken und Zweifel anzuregen, welch« denn 
durch die Betrachtung des historischen Verlaufs' Termutblich sehr viel neue 
Nahrung erhalten würden. 

Es ist hier nicht der Ort, die weitergehenden Ansichten über die Stellung 
des Handelsrechts^ zu begründen. Oben wurde bereits darauf hingewiesen, daaa 
der Verf. nach seiner A^iffassung immerhin den Standpunkt einer positiven Ab- 
grenzung für nothwendig erachtet. Darum sein Bestreben, die in dem Handels- 
gesetzburh unternommene Fixirung der Kompetenz, welrhe allein schon in den 
Kömpetenzzweifeln ein breites Feld für die Üebung des juristischen Scharfsinns 
lässt, thiinlichst zu stabiliren. Dass man dabei in eine Masse Ton Einzelheiten 
g<rräth und leicht bis zu dem Peniblen gebracht wird, ist unvermeidlich. 

Allein der Verf. möge es zu gute halten, wenn neben dem Nutzen seiner 
Ausfuhrung für das praktische Bedürfniss der Nutzen betont wiH, den er selbst 
unmittelbar nicht will; nämlich die Befestigung der Ansicht, dass eine Situation^ 
die so beschaffen ist , keineswegs als endgültiges Ziel betrachtet werden kann. 
Die Zeit wird ganz gewiss kommen, wo man für grosse Theile des jetzt noch 
spezifisch abgetrennten Handelsrechts und schliesslich für das ganze Handels'* 
redit ao wenig Kompetenzbeatimmungen mehr braucht , wie für den Wechsel^ 



DMwIie AflfWEiatkniformeii und andere Dinge, welche, etenwobl einet; Sonder- 
gut eigeDM* Kreise, jetat Jedem zur Verfugung stehen, der sie brauchen kann.. 
Der ForUelaung des Weriiea aehen wir mit Zuferaiclit entgegen. 

EndemAOn. 
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€L Hopf» Kri^ebnisaie der Iiebensverif cliemBi^tbank für 
Deutschland In Gotha während der ernten vierundzwan« 
si^ Jahre ihres Bestehens von 18;e9— 1862. «otha, 1863. 

Die gothaer Lebensrersicherungsbanli nimmt nur Mitglieder mit „uermaler^^ 
Gesundheit auf, ist aber bemüht, Material zu eemmehu auf welches sich die 
Versicherung auch kranker Personen gründen lässt. Begreiflicher Weise ist 
dieses noch zu gering, als dass es eine Gesetzmässigkeit erkennen Hesse, und 
darum in Toriiegender Arbeit bei Seite gelassen. Das Maximum der auf 
ein Leben versicherbaren Summe beträgt 10,000 Thir., das Minimum 300 Thir. 
Im Jahre 1862 betrug die durchsrhnittliche Versicherungssumme 1671 Thir. 
Das durchschnillliche Alter der Versicherten hat mit Ausnahme des Zeitraumes 
Ton 1831 — 1833 stetig zugenommen und zwar von 42 Jahren 7 Mon. bis zu 
49 Jahren 7 Mon., so dass also die jährliche durchschnittliche Zunahme des 
durchschnittlichen Alters 1 Mon. 23 Tage beträgt. Dies der Gegenstand 
von Tab. I. 

Tab. II n. Tab. III geben Zeugniss davon, wie die Anstalt in jeder Be- 
ziehung gedieh. Wir heben daraus Folgendes hervor: Der Vermögensbestand 
der Bank ist 11,505,611 Tbir., die Dividende betrug im Durchschnitt 
1834—1843 22,5 pC. 

1844—1853 25,4 „ 

1854—1863 30,1 „ 

Diese Steigerung ist theils durch verminderte Sterblichkeit in der letzten 
Periode, theils durch Verminderung der Rate der Verwaltun^skosten bewirkt 
worden. Der Durchschnitt der letzteren minderte sich von 6,7 bis auf 4 pC. — 
Als Slerblichkeitsliste benutzte die Anstalt die modificirte Babbage'sche 
und verglich sorgfältig die berechneten mit den wirklichen Todesfällen. Nach 
der Tafel sollten 8925,59 Personen mit 14,746,369 TbIr. Versicherungssumme 
sterben, es ereigneten sich aber nur 8649 Todesfälle mit einer Versicherungs- 
summe von 14,220,774 TbIr., so dass also 276,59 Peronen mit 525,595 Thlv. 
VersicherungssiHnme weniger gestorben sind, als die Rechnung erwarten 
liess. Bemerkungswerlh ist, dass mit höheren Summen versicherte Personen 
ein günstigeres Resultat ergaben, als die mit geringeren Summen betheiligten. 
Der wirkliche Durchschnitt der für den Sterbefall zahlbaren Summen betrug 
1644 Thir., der berechnete 1652 Thir. Die Erklärung dieses Umstände» 
ist vom Verf. nicht versucht worden, wahrscheinlich, weil ihm das Material 
nicht Anhaltepunkte genug darbot; aber unwillkürlich drangt sich die Frage 
auf: da die höher versicherten Personen im Durchschnitt die Wohlhabenderen 
sein werden, bestätigt sich daher nicht das angenommene Gesetz, dass die Le- 
bensdauer mit dem Wohlstände wächst ^) ? 

1) Kolb, Handbuch der Statistik S« 449. 
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Tib. V zeigt, da* die Sterblicbkeit roW AHerigrvpp« ta Akmgiupf 
wichst, in den jfingeren Jahren nur alloialig, aber Tom 55. Jahre an in viel 
rascherer Progression als vorher. Das Wachsen der SterUichkMt ist bei der 
gothaer Banir rascher als anderwärts. 

Tab. VI, welche verschiedene Sterblichkeitstafeln neben einander stellt, 
giebt dem Verfasser .in ebenso wichtigen als interessanten Betrachtungen und 
Vergleichnngen Veranlassung. Wir heben nur das Eine hervor, um eine Be- 
merknng daran zi knfipfen. Es stellt sich nämlich heraus, dass die SterUichkeil 
unter den höheren Altersclassen in England geringer ist als in Deutschland, „sei 
es, dass dort die Menschen mit weniger geschwächter Kraft in das höhere Alter 
eintreten, oder dass sie dort in dieser Lebensperiode mehr als bei uns gegen 
widrige Einflüsse geschätzt sind, oder dass .beide Ursachen zusammen wirken/^ 
Vielleicht darf man hier auf zwei Gegensätze zwischen Deutschland und Eng- 
land hinweisen, nämlich auf das Familienleben und auf das Klima. Jenes mag 
in England bei alten Herren manche verhältnissmässigen Excesse verhindern, 
welche in Deutschland bei dem vielfach üblichen Kneipenleben, vorkommen und 
den Tod beschleunigen können. Was das Klima betrifft, so lehrt Oesterlen'), 
dass bei grosser Winterkälte und grosser Sommerhitze immer die meisten 
Kinder und alten Leute aterben und die Statistik bestätigt es '). Da nun 
England weder heisse Sommer noch kalte Winter hat, so wird dort von Seiten 
der Greise weniger Widerstandsfähigkeit erfordert als in Deutschland, dessen 
Klima im Gegensatz zu dem englischen ein excessives ^) genannt werden muss; 
ferner sind die Sprünge in der Temperatur häufig die Ursachen von Erkrank- 
ungen^); da diese aber in England nicht so gross sind, als in Deutschland, 
80 fällt dort eine Ursache von Erkrankungen weg, welche daa höhere Alter 
leicht zum Tode fuhren; endlich sind die Sud- und Westwinde der Gesund- 
heit zuträglicher als die Nord- und Ostwinde®), aber nach Berghaus ist das 
Verhältniss der Winde folgendes: 



in Enf|rland 


in Deutschland 


Riehtang S. 66" W. 


S. 76« W. 


Stärke 0,198 ' 


0,177 


OesU. : Wertl. 1 : 1,77 


1 : 1,69 


Nördl. : Sfidl. 1 : 1,33 


i : 1,18 



also England günstiger gestellt als Deutschland. Jedenfalls wirken hier meh- 
rere Ursachen, die nicht sowohl schwer aufzufinden, als vielmehr >dem An- 
theile ihrer Wirkung noch schwer bestimmbar sind. 

Tab. VII zeigt die Verschiedenheit der Sterblichkeit des männlichen un4 
weiblichen Geschlechts und ergiebt als Resultat, dass die Sterblichkeit der 
Frauen in dem Alter der Conceptionsfähigkeit von 15 — 40 Jahren grösser ist 
als die der Männer. Das Ergebniss ist folgendes: 



2) Oesterlen, Der Mensch und seine physische Erhaltung. Leipzig, 1859. S. 59. 

3) Die Bewegung der Bevölkerung im Königreich Bayern. München, 1863. 
S. 98 ff. 

4) Oesterlen a. a. 0. S. 63. So ist z. B. der Sommer Londons 1^,4 küh- 
ler und sein Winter 4o,l wärmer als der von Dresden. 

6) Als einmal in Petersburg das Thermometer in einer Nacht von — 30^ R. 
auf — 10<> R. stieg, wurden den Tag darauf viele Tausende vom Katarrh befallen. 
6) Oesterlen a. a. 0. S. 65. 
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ttfrialnr. 




El ttarben im Alter 


f Minner 


Frauen 


15-25 


0,68 


0,72 


25-30 


0.76 


1,73 


31—35 


0,84 


1,62 


36—10 


0,91 


1,81 


41—45 


1,08 


0,97 


46—50 


1,46 


1,66 


51—55 


1,95 


1,69 


56-60 


2,75 


3,22 


61—65 


4,22 


3,51 


66—70 


6,45 


4,99 


71-75 


9,95 


10,20 


76—80 


12,72 


16,67 


81—85 


19,82 


26,09 
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,,D]e bei der Bank yersicherten Fraueo sind in der überwiegenden Mehr- 
tM Tielleicht zu Ve Terheiratbet oder Wittwen und nur etwa zu Ve unverhei- 
ratfaet. Jene exorbitante Sterblichkeit ist um so auffallender, ais man annimmt, 
daas das eheliche Leben der Lebensdauer gunstig sei und dass namentlich 
auch yerheirathete Frauen länger lebten als unverheirathet«. Die Erfahrungen 
der gothaer Bank sind 'offenbar nicht geeignet, die Richtigkeit dieser An* 
nähme zu bestätigend^). 

Tab. VIII giebt die Todesursaehen der Sterbefälle an, und die Tafeln IX^ 
X und XI vie sich die Todesfälle aikf die Todesursachen und auf die ver- 
achiedenen Alter yertheilen. Von den Resultaten geben wir nur folgendes an: 
Es erforderten die meisten Opfer: 

die Entzündungen einzelner Organe 

die chronischen Krankheiten der Respirationsorgane 

die Schlagflüsse 

die aligemeinen Fieber 

die chronischen Unterleibskrankheiten 

4ie Wassersüchten 

~ Sa. 71,50 pC. 

Tab. XII u. Tab. XIII geben Nachweis über die Selbstmorde. Gewisse 
Psychologen mögen sich die Schlussbemerkung zu Herzen nehmen: „Viele 
der Selbstmordfälle bestätigen, dass Ton völliger Freiheit der Willensbestim- 
mung bis zur gänzlichen Unfreiheit derselben ein allmäliger Uebergang mit 
unzähligen Abstufungen stattfindet, und dass der so häufig gemachte Gegen- 
satz, entweder zurechnungsfähig od«r unzurechnungsfähig, in der mensch- 
lichen Natur nicht begründet ist/' 

Dies mag genügen, um auf diese Schrift des Herrn Bankdirectors Hopf 
aufmerksam zu machen. Sie gewährt uns eine klare Einsicht in die Ver- 
hältnisse der gothaer Lebensversicherungsbank , namentlich in die Ursachea 
ihres Gedeihens, bietet ein sorgsam gewonnenes und yerarbeitetes Material 
dar, welches für andere derartige Bankinstitute nutzbar gemacht werden kann, 
und giebt endlich Beiträge zur Lösung mancher ernsten Frage. 

7) Die Annahme ist auch nicht allgemein. So findet Wappänst Die gunstig- 
sten Jahre für Frauen pflegen die vom 28. bis zum 45. Jahre zu sein, die Periode 
der Wochenbetten (Allg. Bevölkerungsstatistik IL S. 179). 
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>» 


12,67 
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12,32 
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7,84 


»5 


7,76 
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BeweymiiP des Ooldaiplo'fl und de« Wediselcourse« In Blew- 
Yerk während der letzten 29 Monate. 

Im ersten Jahrg^ang^ S* 254 dieser Jahrbucher theilten wir nach der 
New- Yorker Handelsieitung bereits das Goldagio und die Wechselcourse ffir 
das Jahr 1862 mit Heute ergansen wir die damalige Hittheilang, indem 
wir nach demselben Blatt vom 21. Mai sowohl die Notirangen des Gold- 
agio's und Londoner Wechsel für Anfang und Mitte jeden Monats der bei- 
den letzten Jahre als auch die Schlussnotirungen des Goldagio's für jeden 
Geschaftstag und den Cours für London für jeden Posttag dieses Jahres bis 
zum 20. Mai zusammenstellen. 

Januar. Februar. März. April. 

1862. Anf. Mitte. Anf. Mitte. Anf. Mitte. Anf. Mitte. 
Gold- Agio., li 2 34 4| n H 2 1| 

London.... 112i 113 1134 115 113 112 112i 112 

1863. 
Gold-Agio.. 34^ 46| 55 58} 71| 544 57} 55 
London.... 147* 161* 172 174J 188* 171 174 170 

Juli. August. September. October. 

1862. Anf. Mitte. Anf. Mitte. Anf. Mitte. Anf. Mitte. 

Gold-Agio... 9 17 15 15 17 17* 22* 37} 

London.... 121 129 126* 127*128*129 135 152 

1863. 

Gold- Agio.. 44} 314 29 25* 26* 31* 42| 54* 464 47 47} 50| 

London.... 157* 144 141* 138 140 145*157 169* 160* 161* 162| 165} 



Mai. 
Anf. Mitte. 
2* 3* 
112} 113} 


Juni. 
Anf. Mitte. 

114* 116* 


51 50 
165 164} 


47 48* 
161 161 


November. 
Anf. Mitte. 
31 32 
143* 146 


December. 
Anf. Mitte. 

31 32 
145* 145 



Miteelltn. 
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XIV. 



Die Bevölkerony Englands Im Mittelalter und in der C^egen« 

wart« 

Obgleich 8chon im Jahre 1753 dem englischen Parlament eine Bill zur 
Abhaltang eines Censua vorlag, so wurde doch erat im Jahre 1801 eine all- 
gemeint Volksfthlung in Grossbritannien ausgeführt. Seitdem sind diese Zäh- 
langen alle 10 Jahre wiederholf wurden , so dass bis zur letzten am 8. April 
1861 ausgeführten im Ganzen nun die Resultate yan sieben regelmässigen 
Yoikfizählungen Grossbritanniens vorliegen. 

Für das vorige Jahrhundert hat man die BevölJcemngsziffer rückwärts aus 
den jährlichen Geburten und Todesfällen ermittelt, indem man von dem Zäh- 
lungsresttltat des Jahres 1801 ausging und von 10 zu 10 Jahren die Summe 
aller Geborenen abzog und die aller Gestorbenen hinzurechnete. Obgleich diese 
Ermittelungen nie zu exacten Resultaten führen können, weil der Einfluss der 
Ein - und Auswanderungen nicht in die Rechnung aufgenommen ist, so kommen 
sie doch der Wahrheit so weit nahe, dass sich aus ihnen die Fortschritte der 
Bevölkerung wenigstens im Grossen und Ganzen erkennen lassen. 

Aber auch für die frühere Zeit fehlt es in England nicht an urkundlichen 
Quellen, aus welchen ein ziemlich sicherer Schluss auf die ehemalige Bevölke- 
rung Englands gestattet ist. 

Aus dem Mittelalter sind noch zwei solcher Quellen vorhanden, das Domes 
day book Wilhelms des Eroberers aus den Jahren 1085 und 1086 und eine 
Steuerrolle aller Köpfe Englands mit Ausschluss von Wales, Chester und Dur- 
ham aus der letzten Regierungszeit Eduards III., also aus den siebenziger Jah- 
ren des 14. Jajirhunderts. 

Die erstere, bekanntlich eine sehr ausführliche Finanzstatistik Englands, 
zählt nach Lappenberg für England und Walea mit Ausschluss von 5 durch 
die Eroberung ganz verwüsteter Grafschaften, d. h. für einen Raum von 2,743,2 
geogr. n Meilen weniger 334 QM. oder für 2,409,2 DM. 283,000 Fami- 
lienväter auf, so dass man die Bevölkerung auf dem angegebenen Räume mit 
Einschluss der Stadtbewohner und aämmtlicher Familienglieder mit Lappen- 
berg ^) auf höchstens zwei Millionen in jener Zeit annehmen darf , zumal da 
die Aufzeichnung zu einer Zeit geschah, in welcher wegen der vielfachen vor- 
hergegangenen Plünderungen die Bevölkerung sich ohne Zweifel unter ihrem nor- 
malen Zustande befand. Hiernach kamen damals auf die QM. 830 Personen. 

Das andere Document giebt um das Jahr 1377, also circa drei Jahrhun- 
derte später, die steuerpflichtige Bevölkerung beider Geschlechter, welche das 
14. Lebensjahr erreicht oder überschritten hatte, für England ausser Wales, 
Chester und Durham zu 1,367,239 Köpfen an^). Rechnet man die Bevölke- 
rung unter 14 Jahren zu 33^ g der Gesammtbevölkerung, also hier zu 083,619 
Personen, und die Zahl der Bettler, welche steuerfrei waren, auf 10 §, also zu 
205,085, so erhält man eine Gesammtbevölkerung von 2,255,943 Köpfen« 
Der Umfang Englands ohne Wales, Chester und Darham beträgt 2300 QU. 
Es wohnten demnach auf der QM. 980 Menschen. 



1) Oesdiichte von England. Hamburg 1837. Bd. II S. 153. 

2> M'Cuiloch, Statist, account of the brit« empire. London 1854. L p. 
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lieber die BeTotternag Englands' in den letzten Jahrzehnten des 17. Jahr- 
hander^ hat bekanntlich Th. B. Macaulay in seiner Geschichte Englands seit 
dem Re(i;ierungsantritte Jacobs IL') eine Untersuchung angestellt nnd mitge- 
theilt, dass fär jene Zeit drei Berechnungen yorhanden sind, welche, unabhängig 
Ton einander, von ganz verschiedenen Grundlagen ausgehen und in den Ergeb- 
nissen dennoch ziemlich übereinstimmen. Eine von diesen Berechnungen wurde 
1696 von Gregory King gemacht« Seine Grundlage war. die Zahl der 
Häuser, wie sie im Jahre 1690 yon den Beamten, welche die letzte Einsamm- 
lung des Herdg^ldes besorgten, angegeben worden war. Die Summe der Häu- 
ser betrug 1,319,215^) und nach King's Berechnung belief sich demnach 
die Bevölkerung auf 5,318,100. 

Um dieselbe Zeit wünschte König Wilhelm III. die Stärke der religiösen 
Secten festgestellt zu sehen, in welche die Gesammtheit der Bevölkerung zer- 
fiele. Es wurde eine Ermittelung angestellt nnd ihm aus jeder Diöces des 
Reichs ein Bericht vorgelegt. Nach diesen Berichten muss die Einwohnerzahl 
ungefähr 5,200,000 betragen haben. 

Endlich hat in diesem Jahrhundert Finlaison, ein Rechnnngsbeamter 
Im Staatsschuldenbureau, die alten Kirchspielregister durchforscht und ist zu 
dem Resultat gekommen, dass damals die Bevölkerung noch etwas unter 5,200,000 
Köpfen gestanden hat. 

Nach diesen drei Ermittelangen darf man mit Macaulay zuversichtlich 
aussprechen , dass England unter der Regierung Jacobs II. zwischen 5,000,000 
und 5,500,000 Einwohner enthielt. Nimmt man die Mittelzahl 5,250,000 an, 
80 wohnten damals auf der QM. 1914 Menschen. 

t)er erste englische Census im Jahre 1801 ergab für England und Wales 
ohne Land- und Seemacht 8,892,536 Einw., also 3606 Einw. per geogr. [JM.y 
vnd nach dem letzten Census von 1861 betrug die Bevölkerung 20,061,725, 
so dass aof der geogr. QM. ohne Land- und Seemacht 7313 Köpfe wohnten. 

Hiernach ergiebt sich für die verschiedenen Zeiten folgende Dichtigkeit 
der Bevölkerung Englands: 
in den Jahren 1085—1086 wohnten auf der geogr. QH. 830 Personen, 

. . . 1370—1380 980 - 

. . - 1680-1700 1914 

im Jahre 1801 - .... 3606 

- - 1861 7313 

und es beweisen diese Zahlen, wie dünnbevölkert man sich wenigstens das 
nördliche Europa im Mittelalter zu denken hat. 



3) Cap. III. 



ö) «;ap. 111. 

4) Vgl. M'CuUoch a. a. 0. I, 397. 



Emgesendete Schriften. 

I. Statistik. 

a. Allgemeine. 
Engel, E., Die BescMfiife des internationalen ttatiatlscliea Congrettet in feiner 
V. Sitzungsprriode , abgehalten zu Berlin Tom 6. bis mit 12. Sept. 1863. 
Separat- Abdracli ans Nr. 1 u. 2 der Zeitsclirift des k. prenss. Statist. Bureaus 
Jahrg. 1864. Berlin, k. geh. Ober-Hofbuchdruckerei (R. t. Decker), 1864. Fol. 
Diese Schrift entliäll nicht nur die Besrhiöfise des letzten staligtiachen Congres- 
ses in sygtemalischer Reihenfolge« sondern auch EngePs Kritik dieser Be- 
schlüsse. Uns geheint, dass diese Kritik dem Congresspräsidenlen erst nach 
TeröiTentHchung des amtlichen Bprichts über die Vernandlangen des Con- 
gresses und seiner Sectionen gestaltet war, aus denen das Publicum die 
MoliTe jener BeschlQgge kennen lernt. Jetzt erfahrt der Leser nur den 
Widerspruch des Congresspräsidenlen gegen einen Theil der Congressbe- 
Schlüsse, erhalt aber nicht die Acten, um urtheilen zu können, ob dieser 
'Widerspruch begründet igt. 

Briefwechsel Aleisnder ▼. Hnmboldt's mit Heinrich Berghans aus den Jahren 
1825 bis 1858. 3 Bände. Leipzig, H. Costenoble 1863. gr. 8. 

Enthält neben den zahlreichen lliitheilunfen aus dem Gebiete der physikali- 
schen Geographie auch Statistisches, so ober die BevÖlkerungsverhällnisse 
der Republik Mexico I, 287 if., über den Flächeninhalt des alten romischen 
Reichs in der Kaiserzeit 11, 315 ff. , über Russlands Volksmenge III, 328 ff. 

b. Deutschlands. 

Prenssieehe Statistik. Heransgegeben in zwanglosen Heften Tom k. statietisdieii 
Bureau in Berlin. Y. Die Ergebnisse der Volkszählung und Volksbeschret- 
bnng nach den Aufnahmen Tom 3. Dec. 1861, resp. Anfang 1862. Berlin, 
Verlag der k. geh. Ober- Hofbuchdruckerei (R. ▼. Decker), 1864. Fol. 
Simson, R., Schlesiens Produktion yon Zinkerz, Zink, Zinkblech und Zink- 
weiss, sowie Trsnsport- und Handelswege dieser Artikel innerhalb Deutsch- 
lands Tor und seit Herstellung der schlesischen Eisenbahnen (1844 bis 1863). 
Breslau, Febr. 1864. Fol. 
Seuffert, G. K. L., Die Resultate des Tabakbaues im Königreiche Bayern 
im Jahre 1862 und jene des deutschen Zollvereins vom Jahre 1861* 8. 
Besonderer Abdruck aus dem Jnlihefle der ^ Zeitschrift des landwirtlisch. Ver- 
eines in Bayern^, Jahrg. 1863. 
Sonnenkalb, H., Statistische Tabellen der in der Stadt Leipzig Ton Anno 
1595 an Getrauten, Getauften- und Gestorbenen sowie der Einwohner» Leip- 
zig, L. Rocca, 1864. Fol. 

Eine fleissige Zusammenstellung, die aber in der nackten Form, wie sie Tor- 
liegt, sehr geringen wissenschaftlichen Werth hat. Wenigstens hätte ermit- 
telt werden sollen, wie sich in Leipzig die Zahl der Getauften zu der der 
Geborenen Terhäik. 
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